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Vorwort 

ziiiu  zweiten  Theil  der  dritten  Auflage  der  Grundlegung. 

Der  in  diesem  Bande  behandelte  Gegenstand  entspricht  der 
zweiten  Abtheilung  der  2.  Auflage  (daselbst  S.  343—821).  Eine 
SD  starke  Erweiterung  imd  Umarbeitung  wie  der  erste  Theil  hat 
dieser  zweite  in  dieser  dritten  Auflage  nicht  erfahren.  Weder  eine 
wesentliche  sachliche  noch  formelle  Aenderimg  der  Behandlung 
gegen  die  vorige  Auflage  hat  hier  stattgefunden.  Vornemlich  sind 
litterarische  Zusätze  erfolgt,  mehrfacli  grössere,  in  den  Vorbe- 
merkungen der  Bücher,  Kapitel  und  Abschnitte  (so  besonders 
S.  3—23,  180-193,  262-267,  280—292,  347—355  u.  a.  a.  0.  m.). 
Ferner  sind  einige  weitere  Ausführungen,  zum  Theil  an  Stelle 
früherer  kürzerer  oder  etwas  abweichender,  in  einigen  Abschnitten 
hinzugekommen,  namentlich  §.  195  -  199  (über  die  natürlichen 
Eigenthümlichkeiten  der  Zweckkategorieen  des  Bodens),  §.  213, 
214  über  die  Frage  der  Durchführimg  von  Gemeineigenthum  am 
stadtischen  Boden.  Zahlreiche  kleinere  Zusätze  und  Aenderungen 
ziehen  sich  durch  den  ganzen  Band.  Abgesehen  von  dem  auch 
hier  mit  angewendeten  engeren  Dnick  hat  sich  dieser  Band  gegen 
die  zweite  Abtheilung  des  einen  Bands  der  2.  Auflage  im  (Tanzen 
um  84  Seiten  ausgedehnt  (563  gegen  479),  daher  doch  viel  weniger 
als  der  erste  Theil,  welcher  sich  um  582  Seiten  (von  342  auf 
924)  vergrössert  hat. 

üeberall  war  es  ferner  mein  Bestreben,  zwischen  diesem  zweiten 
Tlieile  der  Grundlegung  und  der  dritten  Auflage  des  ersten  Theils 
völlige  Uebereinstimmung  herbeizuführen  und  die  neuen  Abschnitte 
des  letzteren,  besonders  diejenigen  über  Psychologisches,  Methodo- 
logisches, Bevölkerungslehre  mit  als  Grundlage  für  die  Ausführungen 
dieses  zweiten  Theils  zu  benutzen.  Dadurch  ist,  wie  ich  hoffe, 
Manches  besser  begründet  worden,   als  in  den  beiden  ersten  Auf- 


VI  Vorwort  zur  dritten  Auflage. 

lagen,   aber  eine   sachliche  Veränderung  war  nicht  geboten,   weil 
mein  principieller  Standpunct  derselbe  geblieben  ist. 

Mein    früheres    Bestreben,    objective    kritische    Auseinander- 
setzungen mit  dem  ökonomischen  Liberalismus  und  Individualismus 
wie  mit  dem  ökonomischen  Socialismus  zu  geben,  tritt  indessen  in 
dieser  neuen  Auflage   auch  in   diesem  Theil   nunmehr  wohl  noch 
schärfer  hervor.    Dem  Socialismus,  auch  der  Bewegung  und  Litte- 
ratur  der  Bodenbesitzreformer,  trete  ich  mehrfach  noch  bestimmter 
als  früher  auch   hier  jetzt  mit  psychologischen  Argumenten 
entgegen.   Der  socialistischen  und  bodenbesitzreformerischen  Kritik 
des  Bestehenden,   z.  B.   in   den  beiden  Cardinalfragen  des  Privat- 
kapitals und  des  privaten  Grundeigenthums,  stimme  ich,  wie  früher, 
manchfach  bei,  aber,  ebenfalls  wie  früher,  nicht  allgemein  und  da 
imd  dort  vielleicht  etwas  reservirter,  als  in  den  beiden  ersten  Auf- 
lagen.   Vor  Allem  habe  ich  in  der  Frage  des  privaten  Grundeigen- 
thums  die  nothwendige  Unterscheidung  der  Zweckkategorieen  des 
Bodens   noch  mehr  hervorgehoben,    namentlich   die   naturgemässe 
Eigenart  ländlichen  Bodens,  landwirthschaftlicher  Arbeit,  ländlicher 
Bevölkenmg  noch  schärfer  betont  und  diesem  m.  E.  entscheidenden 
Puncte  noch  mehr  Beachtung,  deragemäss  einige  neue  Ausführungen 
gewidmet.     Zu  meiner  Genugthuung  befinde  ich  mich  gerade  hier 
durchaus  in  Uebereinstimmung  mit  meinem  verehrten  Mitarbeiter, 
Herrn  Finanzminister  Buchenberger.     Ebenso   habe  ich  in  Betrett' 
der  positiven  Fordenuigen   des  Socialismus  und  der  Bodenbesitz- 
reformer noch  entschiedener  darauf  hingewiesen,  wie  selbst  die  be- 
rechtigte Kritik   des  Bestehenden  noch  keineswegs  die  Kichtigkeit 
dieser  Forderungen   beweist;    wie   sehr  es   die  beiden   genannten 
theoretischen    und    practischen   Gegner    des    Privateigenthums  an 
Untersuchung  der  Möglichkeit,  Durchführbarkeit  und  Zweckmässig- 
keit des  Gemeineigenthums  und  einer  diesem  angepassten  Rechts- 
ordnung fehlen  lassen  und  wie  sehr  sie  alle  ökonomischen,   tech- 
nischen   und    vor  Allem    wieder  psychologisch(^n   Schwierigkeiten 
und    alle   socialen   Bedenken   dabei   unterschätzen.     Selbst  in   der 
Frage   des   städtischen  Grund-   und  Hauseigenthums,   wo  so  viele 
Missstände    vorliegen    und   in   einer  Hinsicht  die   Vei-wirklichung 
des  Gemeineigenthums  leichter  ist,   gilt  das  (§.  21^3  ff.),   vollends 
in    der    Frage    des   ländlichen    Grimdeigenthums,    wo  jch    daher 
auch  noch  entschiedener  für  <las  Privateigenthum  eintrete,  zumal 
für    bäuerliches,    al)er    bedingt    doch    auch    für    Grossgriuulbesitz 
(§.  195—203). 


Vorwort  zur  dritten  Auflage.  YIi 

Bezüglich  der  Litteratur  habe  ich  vieles  Neue  mit  berück- 
sichtigt. Aber  ich  möchte  besonders  bemerken:  erschöpfende 
Heranziehung  der  Speciallitteratur  war  früher  und  ist  auch  jetzt 
noch  nicht  mein  Bestreben  gewesen  und  hätte  meine  Arbeitskraft 
auch  überstiegen.  Lücken  sind  daher  hier  vorhanden,  wie  ich 
lioife,  genügt  aber  das  Herbeigezogene  für  die  Zwecke  dieses 
Werks.  — 

Es  war  eigentlich  meine  Absicht  gewesen,  die  in  den  früheren 
Auflagen  fehlende  Schlusspartie  der  Fragen  von  „Volkswirthschaft 
und  Recht,  besonders  Vermögensrecht",  nemlich  das,  was  ich  die 
volkswirthschaftliche  Lehre  vom  „Inhalt  des  Privateigenthums " 
nenne  (§.  131),  jetzt  in  dieser  dritten  Auflage  dieses  zweiten  Theils 
(als  Buch  4)  und  zwar  in  diesem  Bande  gleich  mit  zu  bringen 
(siehe  S.  2).  Allein  ich  hätte  dann  das  Erscheinen  dieses  Theils 
noch  erheblich  länger  verzögern  müssen,  weil  ich  mitten  in  der 
Arbeit  durch  persönliche  Lebensverhältnisse  unerwartet  längere 
Zeit  völlig  behindert  worden  bin.  Es  ist  dann  aber  aucli  vielleicht 
l>aösender,  diesen  Abschnitt  lieber  apart  zu  veröffentlichen,  eben 
weil  er  bisher  überhaupt  fehlt,  um  ihn  so  auch  den  Besitzern  der 
frülieren  Auflagen  leichter  zugänglich  zu  machen.  Die  Vollendung 
(lieser  Schlusspartie  hängt  jedoch  von  Umständen  ab,  die  ich  auch 
noch  gegenwärtig  nicht  allein  zu  bestimmen  vermag.  Ein  einiger- 
inaassen  jibgeschlossenes  Werk  ist  diese  „Grimdlegung"  aber  auch 
so  doch  wohl  schon  bisher  gewesen  und  es  nunmehr  nach  den  starken 
Erweiterungen  und  Veränderungen,  wie  ich  lioffc  Verbesscnuigen,  in 
dieser  dritten  Auflage,  noch  mehr  geworden. 

Berlin,  Mai  1891. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Zweiter  Theil. 


Volkswirthschaft   und   Keclit, 
besonders  Vermögensrecht, 

oder 

Freiheit  und  Eigentham  Inyolkswirthschaftlicher Betraehtaiig. 

Dieser  ganze  zweite  Theil  in  dieser  dritten  Auflage  der  ««Grundlegung'*  entspricht 
dem  5.  Kapitel  in  der  1.  Auflage,  welches  den  Titel  führte:  Das  allgemeine 
wirthschaftliche  Verkehrsrecht  (S.  291 — 720).  Mit  diesem  Ausdruck  wird 
zwar  dasjenige  Recht,  welches  hier  rornemlich  betrachtet  werden  soll,  nemlich  das 
Recht,  welches  die  Grandlage  des  priratwirthschaftlichen  Verkehrs 
bildet,  wohl  am  Gichtigsten  bezeichnet  Da  der  Ausdruck  aber  ebenso  wenig  wie  der 
fon  H.  Bösler  in  ähnlichem  Sinne  gebrauchte  des  .,Erwerbsrechts"  allgemein  üblich 
noch  ganz  unzweideutig  ist,  habe  ich  ihn  schon  in  der  Uebcrschrift  der  an  die  Stelle 
jenes  5.  Kapitels  der  I.Auflage  getretenen  zweiten  Abtheilung  in  der  zweiten  Auflage 
vermieden  und  für  diese  Abtheilung  eine  allgemeinere  Bezeichnung  gewählt,  welche 
den  lohalt  des  Folgenden  kund  glebt:  Volkswirthschaft  und  Recht,  besonders  Ver- 
mögensrecht (S.  343—821  der  2.  Auflage);  denn  in  der  That  handelt  es  sich  hier  um 
die  genauere  Darlegung  des  Zusammenhanges  von  Volkswirthschaft  (allerdings  nament- 
lich, aber  nicht  ausschliesslich,  dos  privatwirthschaftlichen  Systems)  und  Recht;  und 
das  Vermögensrecht,  speciell  die  gesammte  Eigenthumsordnung  (Privat-  und  öffent- 
liches Eigenthum),  nimmt  in  diesen  Erörterungen  nothwendig  eine  so  bevorzugte  Stelle 
ein,  dass  es  pausend  erschien,  darauf  in  dem  Titel  der  Abtheilung  selbst  gleich  auf- 
merksam zu  machen.  (Vgl.  A.  Held,  Hildebrand^s  Jahrbücher  27,  S.  172.)  In  dieser 
3.  Auflage  ist  diese  zweite  Abtheilnng  der  2.  Auflage  nun  zu  einem  eigenen  zweiten 
Tbcil  der  Grundlegung  gemacht  worden  (s.  3.  Aufl.  I,  S.  2  über  den  neuen  Plan  für 
das  Gesammtwerk).  Die  Hinzufügung  der  Worte  „Freiheit  und  Eigenthum  in  volks- 
wirthschaftl icher  Betrachtung'"  dient  zur  weiteren  Andeutung  über  die  in  diesem  Theile 
behandelte  Aufgabe. 

In  formeller  Beziehung,  hinsichtlich  der  äusseren  Systematik  und  Eintheilung. 
sind  auch  hier  in  diesem  2.  Theile  dieselben  Veränderungen  in  dieser  3.  Auflage 
gegen  die  zweite  eingetreten,  wie  im  1.  Theile  (s.  daselbst  S.  610*  Auch  hier  zerfällt 
da?  Werk  daher  jetzt  zunächst  in  „Bücher",  welche  an  die  Stelle  eines  oder 
mehrerer  der  Kapitel  der  2.  Auflage  getreten  sind,  die  Bücher  sind  in  „Kapitel  ' 
und  diese  wieder  in  „Hauptabschnitte*'  und  bezw.  „Abschnitte''  eingetheilt 
worden.  In  der  2.  Auflage  betrafen  die  5  Kapitel  der  2.  Abtheilung:  1)  die  Ein- 
leitong,  in^besondere  den  Personenstand,  Unfreiheit  und  Freiheit  —  2)  die  Eigenthums- 
ordnung. Einleitung.  Begründung  und  Begriff  des  Privateigenthums  —  3)  die  Eigen- 
thumsordnung. Ausdehnung  des  Privateigenthums.  I.  Das  Privatkapital  —  4)  desgl. 
II.  Das  private  Grundeigenthum  —  5)  desgl.  111.  Die  Zwangsenteignung.  Es  fehlte 
hier  noch  die  Lehre  vom  Inhalt  des  Privateigenthums.  die  der  Fortsetzung  des  Werks 
voi  behalten  war  (S.  S21).   Die  in  den  beiden  Auflagen  übereinstimmende  Paragraphen- 

A.  Wagner,  Onrndlegnog.  8.  Aufl.  2.  Theil.   Volkswirthschaft  n.  Rocht.  1 


2  Plan  dieses  zweiten  Theiis. 

eintheilnng  ist  zwar  in  dieser  8.  Auflage  grOsstentheils  dieselbe  geblieben,  doch  be- 
ginnt hier  jetzt  in  diesem  Theile  ebenMls  eine  nene  Nommerirnng  der  Paragraphen. 
In  EckUamxnem  sind  die  betreffenden  Zahlen  der  früheren  Paragraphen  beigefügt. 

In  dieser  nenen  Auflage  ist  die  volkswirthschaftliche  Erörterung  über  den 
,,Inhalt"  des  Prirateigenthüms ,  freilich  in  engeren  Grenzen,  als  diejenige  über  die 
„Ausdehnung*"  dieses  Eigenthums,  nanmehr  am  Schluss  dieses  Theiis  II  (am  Ende 
des  2.  Halbbandes)  hinzugefügt  worden. 

Die  jetzige  Eintbeilung  dieses  zweiten  Theiis  der 
Grundlegung  gestaltet  sich  hiernach  folgendermaassen : 

1,  Buch.     Einleitung.    Persönliche  Freiheit  in  volks- 

wirthscbaftlicher  Betrachtung.  Unfreiheit 
und  Freiheit. 

2.  Buch.    Eigenthumsordnung    in     volkswirthschat t- 

licher  Betrachtung.  Einleitung.  Begrün- 
dung und  Begriff  des  Privateigenthums. 

8.  Buch.  Eigenthumsordnung.  Fortsetzung.  Aus- 
dehnung des  Privateigenthums.  Privat- 
kapital, Privatgrundcigenthum,  Zwangs- 
enteignung. 

4.  Buch.  Eigenthumsordnung.  Schluss.  Inhalt  des 
Privateigenthums,  nebst  Erbrecht. 


Erstes  Buch. 

Einleitung.     Persönliche  Freiheit  in  volks 
wirthschaftlicher  Betrachtung. 

Unfreiheit  und  Freiheit. 


Erstes  Kapitel. 
Einleitung. 

Das  wirthschaftliche  Recht  im  Allgemeinen. 

1.  Abschnitt. 

Orlentirende  Yorbemerkangen  über  den  Standpunet  und  die 
Behandlnngsweise  nebst  Litteratiirangaben  [2.  Aufl.  S.  343-  353J. 

§.1.  Diese  VorbemerkoDgen  linüpfen  an  dio  entsprechenden  im  1.  Theile,  ror  den 
dortigen  Büchern,  Kapiteln  und  Abschnitten,  sowie  au  die  dort  in  der  3.  Auflage 
hinzugetretene  Einleitung  (S.  5  —  67)  an.  S.  daselbst  besonders  §.  1 — 3,  §.  13  —  20 
und  Buch  1,  Kap.  1  über  die  wirthschaftliche  Katar  des  Menschen,  mit  der  dort  ge- 
gebenen Motirationstheorie  (ökonomische  Psychologie).  Auf  diese  Ausführungen 
wird  auch  in  diesem  ganzen  2.  Theile  der  Grundlegung  ein  für  allemal  zur  Be- 
grUndung  unseres  Standpuncts  und  zur  Kritik  anderer  Standpuncte,  wie  namentlich  des 
extremeren  Indiridualismus  und  Socialismus  überhaupt,  hingewiesen.  Von  den 
kritischen  LitteraturUbersichten  im  1.  Theil  kommen  hier  namentlich  diejenigen  in 
§.  144  (Wirthschaft  und  Volkswirthschaft),  §.  261  (Yertheilungsproblem),  vorzugsweise 
aber  diejenigen  in  §.297,  298,  352,  353  (Organisation  der  Volkswirthschaft,  Staat) 
und  in  den  einzeben  Kapiteln  und  Abschnitten  in  den  dortigen  Büchern  5  und  6  in 
Betracht,  weil  die  hier  im  2.  Theile  erörterten  Fragen  mit  den  dort  behandelten  über 
Tolkswirthschaftliche  Organisation  und  Staat  auf  das  Engste  zusammenhängen.  Weitere 
Ausführungen,  besonders  litterarischer  Art,  erfolgen  in  den  Vorbemerkungen  zu  den 
einzelnen  Büchern  und  Kapiteln  dieses  2.  Theils  und  zu  einigen  Abschnitten  dieser 
Kapitel. 

Der  bisherigen  systematischen  Nationalökonomie  ist  eine  zusammenfassende  Er- 
örterung über  das  „wirthschaftliche  Bccht,  bezw.  Verkehrsrecht''  als  die  Bechtäbasis 
der  EntwicElung  der  Volkswirthschaft  und  spcciell  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
fremd,  sogar  in  noch  höherem  Grade  ab  eine  solche  Erörterung  über  den  Staat 
Auch  monographisch  ist  der  Gegenstand  dieser  Abtheilung,  wenigstens  als  Ganzes 
und  in  dem  organischen  Zusammenhange,  wie  es  hier  jetzt  versucht  wird,  vom  rolks- 
wirthschaftlichen  Standpuncto  aus  noch  nicht  behandelt  worden. 

1» 


4  1.  B.  1.  K.   Wirthschaftl.  Recht  im  AUgein.    1.  A.  Vorbemerk.   §.  1,  2. 

Dario  liegt  ein  Mangel  der  bisherigen  Nationalökonomie,  der  in  neuerer  Zeit, 
bei  dem  Ringen  nach  einer  mehr  social  rechtlichen  statt  der  bisherigen  IndiFidnal- 
rechtlichen  and  einer  eigentlich  volkswinhschaftlichen  statt  der  bisher  vorhaltend 
pri?atwirthscharftlichen  Auffassung  auch  in  der  Ökonomischen  Theorie,  wohl  all- 
gemeiner empfand(^n  wurde,  besonders  seitdem  die  „sociale  Frage**  nicht  mehr  nur 
in  den  Büchern  der  älteren  Socialisten,  eines  St.  Simon,  Fourier  u.  s.  w.,  sondern 
in  der  wissenschaftlichen  Litteratur  des  neueren  Socialismus  (Tb.  I,  §.  13)  behandelt 
wird,  und  mächtig  an  die  Pforten  des  Staats  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  schl&gt. 

Die  Beseitigung  dieses  Mangels  oder,  positiv  ausgedrückt,  die  Herstellung 
einer  volkswirthschaftlich  haltbaren  Theorie  des  allgemeinen  wirth- 
schaftlichen  Rechts,  namentlich  Yerkehrsrechts,  als  der  Rechtsbasis 
der  modernen  Yolkswirthschaft  und  des  privatwirthschaftlicben 
Systems  in  ihr  insbesondere,  ist  die  grosse  und  schwierige  Aufgabe,  deren  LOsuog 
hier  für  die  systematische  Nationalökonomie  —  innerhalb  der  einem  Werke  wie 
diesem  noch  etwa  verstatteten,  schon  ziemlich  weit  gezogenen  Grenzen  —  in  diesem 
2.  Theil  der  „Grundlegung"  versucht  wird.  Denn  um  mehr  als  einen  Versuch 
kann  es  sich  gegenwärtig  bei  dem  Mangel  geeigneter,  das  ganze  Gebiet  umfassender 
Vorarbeiten  und  bei  der  Schwierigkeit  der  Sache  noch  nicht  handeln. 

Dieser  Verbuch  kann  bei  dieser  offenkundigen  Sachlage  von  vornherein  dem 
Einwände  begegnen,  dass  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sei,  die  Lehre  vom  all- 
gemeinen wirthschaftlichen  Verkehrsrocht  in  die  systematische  Nationalökonomie  und 
hpeciell  in  die  Lehrbücher  anfzunohmen.  Hier  sei  Fertiges,  Festes  zu  geben. 
Eine  solche  Lehre,  soweit  sie  überhaupt  ein  Bcdürfniss  der  Wissenschaft  der  Poli- 
tischen Ockonomie  sei,  was  wenigstens  vor  Kurzem  noch  vielfach  bestritten  wurde,  könne 
vorläufig  höchstens  Gegenstand  nationalökonomischer  Monographie  sein. 

Selbst  in  den  neuesten  grossen  Sammelwerken,  wie  dem  Schöuberg*schen  Hand- 
buch der  Politischen  Oekonomie,  dem  Handwörterbuch  der  Staatt Wissenschaften  fehlt 
denn  auch  eine  eingehendere  und  zusammenfassende  Behandlung  dieser  wirthschaft- 
lichen Rechtsfragen  noch  grossentheils.  Das  Schönberg*sche  Werk  hat  keine  bezUglich- 
Abhandlung,  nur  in  einzelnen  anderen,  so  in  der  einleitenden  über  die  Volkswirth- 
schaft  von  Schönberg  selbst,  werden  die  allgemeinen  Rechtsfragen  gestreift.  Im  ge- 
nannten Handwörterbuch  finden  sich  zwar  einzelne  hierher  gehörige  Specialartikel, 
aber  mehrfach  gerade  sie  lediglich  rechtshistorisch  oder  formal  juristisch  (so  von 
V.  I  he  ring  über  Besitz)  behandelt.  Der  von  mir  herrührende  Abschnitt  über  die 
principiello  Frage  der  Rechtsordnung  des  Grundbesitzes  in  dem  bezüglichen  Artikel 
über  Grundbesitz  (,1V,  112  — 138)  steht  ziemlich  allein  in  jenem  Werke,  wenn  auch 
einzelne  der  Artikel  historischer  Nationalökonomen ,  besonders  der  vortreffliche  von 
Bücher  über  Gewerbe,  zu  einer  principiellcn  Behandlung  ebenfalls  durchzudringen 
suchen.  Ob  das  neueste,  eben  begonnene  Sammelwerk,  dasjenige  von  Frankenstein, 
einen  diesem  2.  Theil  meiner  Grundlegung  analogen  Band  enthalten  werde,  weiss  ich 
nicht  In  dem  Einleitungsbande  von  J.  Lehr,  Grundbegriffe  und  Grundlagen  der 
Yolkswirthschaft  vL^ipg-  1803\  sind  gerade  diese  Rechtsfragen  nur  ganz  kurz  behandelt 
(Abschn.  II,  Kap.  3,  S.  52  —  66).  Von  den  neuesten  deutschen  Systematikern  hat 
G.  Cohn  in  seiner  „Grundlegung'*  (Stu ttg.  IS $5)  im  2.  Hauptabschnitt  Einiges  aus 
dem  Gebiete  des  Rechts  mit  hineingezogen,  aber  doch  so  knapp  und  in  solcher  Be- 
handln ngsweise,  dass  dabei  eine  wirklich  principiello  und  kritische  Erörterung  nicht 
geboten  wird.     Dasselbe  gilt  von  v.  Philippovich's  Grundriss  (18^3). 

Das  Bcdürfniss  der  monographischen  Behandlung  des  Gegenstandes  dieses 
2.  Theils  wird  gewiss  Derjenige  am  Bereitwilligsten  zugeben,  welcher  wie  der  Ver- 
fasser bei  seiner  Bearbeitung  die  grossen  sachlichen  Schwierigkeiten  des  Gegenstandes 
vollauf  erkannt  hat  und  durch  die  formellen  Schwierigkeiten ,  den  riesigen  Stofi*  be- 
reits in  dogmatischer  Weise  und  im  Rahmen  eines  Lehrbuchs  zu  behandeln,  noch 
mehr  beengt  worden  ist.  Der  Umfang  auch  dieses  Theils  der  Grundlegung  findet  in 
diesen  sachlichen  und  formellen  Schwierigkeiten  der  Bearbeitung  des  Stoffs  und  in 
dem  Mangel  ausreichender  monographischer  Yoraibeiten,  auf  welche  für  manches 
Weitere  hätte  hingewiesen  werden  können,  seine  Erklärung  und,  wenn  nur  der  Haupt- 
punct,  die  Aufnahme  dieser  Lehre  bereits  jetzt  in  die  systematische  Nationalökonomie, 
als  richtig  zugegeben  wird,  wohl  auch  seine  Entschuldigung. 

Was  aber  diesen  Hauptpunct  anlangt,  so  konnte  einer  systematischen  Darstellung 
der   Politischen    Oekonomie    von   dem   in   diesem    Werke   vertretenen  und  in  dieser 
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., GrandlegQDg"'  besonders  zum  Ausdruck  kommenden  Standpuncte  aus  ein  Theil 
wie  dieser  zweite  nicht  fehlen,  welcher  fttr  diesen  Standpunct  mit  dem  ].,  3.  bis 
6.  Boche  des  1.  Theils  zusammen  erst  den  wissenschaftlichen  Eck-  und  Grundstein 
bildet.  Die  letzte  Kechtfertigung  der  Aufnahme  der  Lehre  ?om  allgemeinen  wirtli- 
schafdichen  Yerkehrsrecht  liegt  also  in  den  Grundanschauungen  über  Politische 
Oekonomie,  wie  sie  in  diesem  Werke  und  spcciell  in  der  Grundlegung  vertreten  sind. 
Der  Eiowand  der  Unfortigkeit  jener  Lehre  geht,  wie  überhaupt,  so  besonders  in 
unserer  Wissenschaft  zu  weit:  welcher  Theil  des  Gebiets  derselben  kann  denn  auch 
nur  mit  einigem  Rechte  als  ^«fertig''  bezeichnet  werden? 

Ein  Eingehen  auf  das  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  ist  aber  auch  aus  einem 
practischen  Gesicht^puncte  gerade  in  der  Gegenwart  geboten;  der  Character  der 
heütigeu  socialisdschen  Bewegung  als  einer  gleichz<'itig  politischen  lässt  sich  im  Ver- 
gleich mit  den  kirchlichen  Bewegungen  des  Keformationszeitalters  und  den  politischen 
Bewegungen  der  französischen  Revolutionsperiode  darin  finden,  dass  heute  die  Grund- 
lagen des  bestehenden  Privatrechts,  besonders  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum .  das 
Vertragsrecht,  das  Erbrecht,  wie  ehedem  das  bestehende  Kirchenrecht  und  Staats- 
recht, die  Stellung  der  katholischen  Papstkirche,  das  öffentliche  Recht,  die  unum- 
schränkte königliche  Gewalt,  die  bevorrechteten  Stände  u.  s.  w.,  principiell  angegriffen 
werden.  Jenes  Privatrecht  ist  aber  die  Rechtsbasis  für  die  Gestaltung  der  Volks- 
winbschaft  und  besonders  des  privatwirthschaftlichen  Systems  (I,  §.  30*)— 307):  letztere 
stehen  und  fallen ,  bleiben  und  verändern  sich  mit  jenem  Rechte.  Die  theoretische 
Nationalökonomie  kann  und  darf  ebensowenig  die  Volkswirthschaft  ohne  Rilcksicht 
auf  diese  Rechtsbasis,  wie  ohne  Rücksicht  auf  den  Staat  betrachten  (l,  §.  149 — 151). 
lu  beiden  Fällen  kommt  man  sonst  eigentlich  zu  „undenkbaren  Zustanden".  Einfach 
aber  etwa  das  bestehende  Recht  in  Betreu'  des  Personenstandes,  der  persönlichen 
Freiheit,  der  Eigenthumsordnung  u.  s.  w.  als  gegebene,  damit  nicht  weiter  zu  er- 
örternde Thatsachen  in  der  Nationalökonomie  noch  ferner  wie  bisher  hinnehmen,  ist 
schon  wegen  der  grossen  geschichtlichen,  zeitlichen  Und  räumlichen  Wandelbarkcit 
dieses  Rechts  und  seiner  Institute,  und  wegen  der  Wandelbarkcit  wesentlich  mit  in 
Folge  ökonomischer  Veränderungen,  unzulässig. 

Ein  günstiger  Einfluss  hinsichtlich  der  Behandlung  wenig^tens  einzelner  Puncte 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  in  der  Nationalökonomie  ist  theilweise  der  neuern 
deutschen  historischen  Richtung  in  der  Nationalökonomie  (I,  §.  15),  wiederum 
aber,  wie  so  Vieles  in  unserer  Wissenschaft,  mehr  noch,  wenn  auch  besonders 
betreffs  des  Freiheitsproblcms  keineswegs  ausreichend,  dem  Socialismus  zu  verdanken 
(I»  §.  3,  13). 

§.  2.  Die  ältere,  besondere  Smith*sche  Nationalökonomie  (I,  §.  1)  bat  die  persönliche 
Unfreiheit  grundsätzlich  nach  ihrer  rechtüphiiosophischen  Anschauung  verworfen, 
aber  die  Unfreiheit  selbst  nur  als  Arbeitssystem  geprüft  und  als  solches  zu  un- 
bedingt hie  verurtheilt.  Schon  die  grosse  geschichtliche  Verbreitung,  der  lange  Be- 
stand von  Unfreiheitsverhältnissen  verschiedenster  Art,  von  der  Sclaverei  bis  zur 
Frobnpfticht  und  Abgabepflicht,  die  Verwendung  Unfreier,  auch  eigentlicher  Sclaven, 
zu  allen  möglichen  Zwecken  und  Arbeiten,  —  überwiegend  freilich  zu  roheren  länd- 
lichen und  anderen  Handarbeiten  und  Hausdiensten,  aber  doch  selbst  manchfach  zu 
«.liberalen''  Diensten,  freien  Künsten,  als  Lehrer,  Er/ieher  u.  s.  w,  wie  im  Alterthum 
—  masste  die  ökonomische  Verurthcilung  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  schlechtweg 
als  irrig  erscheinen  lassen,  von  der  grundsätzlichen  Vertheidigun;^  der  Institution  selbst 
darch  Philosophen  wie  einen  Aristoteles  ganz  abgesehen.  Die  persönliche  Frei- 
heit wurde  sodann  von  der  älteren  Nationalökonomie  wie  von  der  Rechtsphilosophie 
einfach  als  ein  Axiom  betrachtet,  mit  welchem  in  einseitigster  Weise  operirt  wurde, 
während  sie  vollends  von  ihr  als  „Problem"  höchster  und  schwierigster  Art  hätte 
aufgefasst  werden  müssen.  Die  Nationalökonomie  operirte  wie  die  Philosophie  mit 
einem  abstract- absoluten  Freiheitsbegriff  für  das  Individuum  und  vergass  vollständig 
die  Consequenzen  zu  ziehen,  welche  auf  volkswirthschafdichem  Gebiete  aus  der 
Maxime  der  Coexistenz  der  Individuen  unvermeidlich  hervorgehen  müssen.  Nur  so 
erklärt  es  sich,  dass  die  Nationalökonomie  der  Smith'schen  Schule  mit  der  Herstellung 
der  persönlichen  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  wenigstens  auf  dem  Rechtsgebiete 
der  Freiheit  oder  des  Personenstandes  alles  Erforderliche  für  die  Massen  der  Be- 
völkerung, die  unteren  arbeitenden  Klassen  erreicht  glaubte.  Alles  Weitere  erwartete 
man  auch  für  diese  allein  und  genügend  schon  von  der  allgemeinen  volkswirthschaft- 
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lieben  Hebung,  daher  möglichste  Zunahme  des  Kapitals,  „aus  welchem  die  Massen 
beschäftigt  werden**,  und  der  grosseren  Production,  „deren  Erzeugnisse  sich  unter  das 
Volk  als  höheres  Einkommen  vortheilen** :  kein  grösseres  Durchschnittseinkommen  ohne 
vorherige  grössere  Production.  Höchstens,  dass  man  ausserdem  „Verbreitung  der 
Bildung**  für  das  ganze  Volk,  daher  selbst  Anwendung  öffentlicher  Mittel  dafür,  Ver- 
besserung dos  Schulwesens  u.  s.  w.  rerlangte. 

Das  Bemerkens wertheste  bleibt,  dass  sich  bei  dieser  Auffassung  nicht  nur 
A.  Smith  selbst  sowie  die  strenge  Smith 'sehe  Schule  und  etwa  deren  Vertreter  in 
Deutschland,  die  älteren  Nationalökonomen,  wie  Rau,  die  spätere  „deutsche  Frei- 
handelsschule** beruhigten,  sondern  dass  selbst  Männer  einer  anderen  wissenschaft- 
lichen Richtung,  wie  von  der  älteren  historischen  Röscher,  von  einer  schon  mehr 
socialpolitischen  Richtung  J.  St  Mill,  darüber  nicht  hinausgekommen  sind.  Röscher 
widmet,  wenn  auch  an  systematisch  wohl  nicht  ganz  richtiger  Stelle,  nämlich  im 
Buche  von  der  Production,  ein  vortreffliches  inhaltreiches  Kapitel,  das  vierte  (I,  §.  67  ff., 
auch  noch  wesentlich  so  wie  früher  in  der  20.  Aufl.),  der  „Unfreiheit  und  Freiheit** 
nach  der  Ueberschrift,  aber  das  Kapitel  handelt  eigentlich  nur  von  der  Unfreiheit 
und  vom  Uebergang  aus  derselben  zur  Freiheit,  nicht  aber  von  der  Rechtsordnung 
der  letzteren  selbst,  als  ob  diese  ohne  Weiteres  aus  dem  Princip  oder  Postulat  der 
Freiheit  folge.  Natürlich,  dass  Röscher  in  seinem  Werk  vielfach  später  auf  einzelne 
Fragen  zu  sprechen  kommt,  welche  die  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  be- 
treffen, und  mit  dem  ihm  eigenen  eminenten  Tacte  des  Historikers  diese  Fragen  nicht 
nach  der  Schablone  der  Schule  der  freien  Concurrenz  löst.  Aber  die  principieUe 
und  deshalb  zusammenfassende  Behandlung  der  Fragen  fohlt  (s.  schon  in  Th.  I  der 
Grundlegung,  §.  144,  S.  347  der  S.  Aufl.  meine  kritischen  Bemerkungen  darüber).  Und 
nicht  anders  bei  Mill.  Dieser  erörtert,  immerhin  richtiger  als  in  der  Lehre  von  der 
Production,  die  Institution  des  Eigenthums  und  der  Sciaverei,  die  bäuerlichen  Halb- 
pachtverhältnisse u.  s.  w.  in  der  Lehre  von  der  Vertheilung,  und  stellt  hier  der 
Concurrenz  das  Herkommen  als  Regulator  zur  Seite  (B.  II ,  K.  4).  Aber  zu  einer 
principiellen  Behandlung  und  einer  Formulirung  der  Lshre  von  der  Rechtsordnung 
der  persönlichen  Freiheit  aus  dem  politisch -ökonomischen  Standpuncte  gelangt  er 
ebenfalls  noch  nicht.  Ja,  selbst  Schäffle,  der  für  die  nationalökonomische  Grund- 
legung zumal  sonst  vielfach  Epoche  macht,  hat  hier  in  seinem  gesellschaftlichen 
System  noch  wesentliche  Lücken,  trotz  mancher  vortrefflichen  einzelnen  Ausführungen 
über  Puncto  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts.  Sein  Socialismus  und  Kapitalismus 
ergänzt  dieselben  noch  nicht.  Erst  in  seinem  grossen  sociologischen  Werk  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers**  wird  vielfach  principiell  auf  die  allgemeinen  Fragen 
der  Freiheit  und  des  Eigenthums,  in  ähnlicher  Weise  wie  im  Folgenden,  eingegangen 
(vgl.  die  Stellen  nach  dem  Index  in  B.  4  unter  diesen  term.  techn.).  Eine  zusammen- 
fassendere  Behandlung  des  Gegenstands  schloss  wohl  der  Character  des  Schaf  fle'schen 
Werks  aus,  sie  wäre  aber  doch  erwünscht  gewesen.  Sonst  beschäftigen  sich  die 
Nationalökouomen ,  selbst  Röscher  und  früher  Schäffle,  noch  zu  einseitig  mit 
blossen  Consequenzen  des  Freiheitsprincips,  oder  mit  Conseqoenzon  der  freien  Con- 
currenz, wie  Gewerbefreiheit,  Handelsfreiheit,  Freiheit  des  Grundeigen thu ms,  Freiheit 
des  Vertragsrechts  in  Kauf  und  Verkauf,  beim  Lohn,  Zins,  Freiheit  des  Arbeitsvertrags 
u.  s.  w.  Dabei  wird  zu  wenig  beachtet,  dass  die  freie  Concurrenz  selbst  wieder  als 
Consequenz  der  höheren  Principien  der  absoluten  Individualfreihcit  und  des  absoluten 
Privateigenthums  erscheint  (s.  I,  S.A.,  §.307).  Selbst  Schmoller,  Grundfragen, 
bes.  Kap.  3  und  4  bleibt  nicht  nur  aphoristisch,  sondern  bei  den  auch  von  ihm  hier 
erörterten  Fragen  „nach  dem,  was  sein  soll?**  öfters  in  der  Beantwortung  da  stehen, 
wo  die  eigentliche  Schwierigkeit  des  Problems  der  Praxis  gegenüber  erst  beginnt. 
Vgl.  für  weitere  Litteratur  und  deren  Stellung  zu  den  angedeuteten  Puncten  des 
wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  die  litterarisch -kritischen  Vorbemerkungen  unten  vor 
Kap.  2  und  3  dieses  Buchs  (§.  25,  43). 

Die  durchaus  individualistische  Auffassung,  welche  alle  Räsonnements 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  durchdringt  und  nach  deutschen  Stimmführern  der- 
selben, wie  Prince-Smith,  durchdringen  soll  (I,  §.313),  bringt  es  dann  bei  der 
Erörterung  der  wirthschaftlichen  Seite  der  persönlichen  Freiheit  mit  sich,  dass  selbst 
für  freie  Gemein wirthschaften  (I,  §.  342),  wie  sie  aus  der  neueren  Associations- 
bewegung  hervorgingen,  mindestens  kein  ganz  sympathisches  Verständniss  gerade  bei 
den  conseqoentesten  Vertretern  der  Richtung,  wie  z.B.  dem  ebengenannten  Prince- 
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Smith,  zum  Darchbrnch  kommt:  mit  Recht  nicht,  weil  alle  gemeinwirthschafUiche 
Organisation  dem  abstracton  Begriff  persönlicher  Freiheit  und  Unabhängigkeit  wider- 
spricht (I,  §.  301,  342,  346).  Man  übersah  nnr,  dass  von  solcher  Freiheit  im  „System 
der  freien  Gontracte'*  zwischen  social  nnd  ökonomisch  angleich  stehenden  Personen 
noch  viel  weniger  die  Rede  ist. 

Erst  die  der  historisch-nationalOkonomischen  Schale  zu  verdankende  bessere  Er* 
kenntniss  der  Wandelbarkeit  des  Wlrthschaftsrechts  nnd  des  Einflasses  der  tech- 
nischen Umgestaltungen  im  Wirthschaftsbetrieb  auf  das  ökonomische  BedOrfniss  nach 
einer  Umindening  dieses  Rechts  hat  allmfilig  zu  richtigeren  Anschaanngen  geführt. 
Rechtsinstitate,  wie  persönliche  Unfreiheit  nnd  Freiheit,  Gemein-  nnd  Privateigenthnm, 
beschränkende  nnd  freiere  wirthschaftliche  Rechtsordnung  werden  jetzt  richtiger, 
d.  h.  nicht  mehr  abstract  nnd  absolut,  sondern  historisch  bedingt  und  bedingend  und 
relativ  aufgefasst  Unter  der  älteren  deutschen  historischen  Richtung  (I,  §.  15,  16) 
bezeichnet  auch  hier  Knies,  unter  der  jangeren  G.  Schönberg  und  G.  Schmoller, 
unter  der  neuesten  besonders  K.  BOcher  (Entstehung  der  Volbtwirthschaft,  Tab.  1893), 
den  bedeutendsten  Fortschritt  in  dieser  Erkenntniss,  neben  solchen  Autoren,  welche 
überhaupt  wesentlich  Historiker,  wenn  auch  Wirthschaftshistoriker,  nicht  auch  eigent- 
liche Nationalökonomen  sind,  wie  vor  Allen  Lamprecht,  in  England  Rogers  (§.8). 

Aber  bei  aller  Anerkennung  dieser  That  der  historischen  Nationalökonomie, 
das  Hauptverdienst  bleibt  doch  dem  modernen  Socialismus  durch  den  Hinweis 
auf  die  Bedingtheit  der  ökonomischen  Lage  des  Individuums  gerade  durch  das  be- 
stehende Recht,  besonders  durch  das  sogen.  Privatrecht.  Während  nach  der 
herrschenden  nationalökonomischen  Lehre,  welche  dieses  Recht  einfach  als  gegebene 
Thatsache  hinnahm,  das  Individnum  diese  Lage  sich  selbst  schafft,  —  eine  Auffassung, 
welche,  wie  die  Lehre  von  der  Gonjnnctur  zeigt  (I,  §.  155,  163  — 109),  schon  der 
wesentlichsten  Einschränkung  bedarf  —  wurde  jetzt  auch  noch  gezeigt,  dass  diese 
eigene  Thätigkeit  des  Individuums,  selbst  wo  ernsüich  von  ihr  zu  sprechen  ist,  das 
secundäre,  das  Recht  (Unfreiheit,  Freiheit,  Gestaltung  der  letzteren,  Eigenthums- 
ordnung,  Vertrags-,  Erbrecht  u.  s.  w.)  das  primäre  Moment  hierfür  sei.  Während 
dieses  Recht  bisher  meist  nur,  wenn  überhaupt,  so  in  seinem  Einfluss  auf  die 
Production  von  den  Nationalökonomen  betrachtet  worden  war,  wurde  nunmehr  sein 
maassgebender  Einfluss  auf  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens 
nachgewiesen.  Daraus  aber  folgte  die  Nothwendigkeit  gerade  einer  Prüfung  dieses 
Rechts  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus. 

Allerdings  sind  die  Leistungen  des  wissenschaftlichen  Socialismus  ungleich  be- 
deutender hinsichtlich  der  Kritik  der  Eigenthumsinstitution,  als  der  Beurtheilnng  der 
persönlichen  Freiheit  Auch  diese  wird  von  den  Socialisten  fast  allgemein  ebenso 
wie  von  ihren  Gegnern  kurzweg  als  Axiom  hingestellt,  während  sie  gerade  für  jede 
von  ihnen  erstrebte  sociale  Gestaltung  des  Wirthschaftslebens  noch  ungleich  mehr  als 
für  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  auf  der  bestehenden  Rochtsbasis  schwierigstes 
Problem  ist.  In  Fourier's  Phantastereien  ist  dies  wenigstens  erkannt,  wenn  hier 
das  Bedürfniss  der  Production  nach  Arbeitskräften  und  das  Bedürfniss  des  Individuums 
nach  Freiheit  durch  ein  allerdings  unhaltbares  System  der  Vertheilnng  der  Arbeiten 
mit  nach  der  persönlichen  Neigung  (freilich  vorbchalüich  der  Wahl  durch  die  Ge- 
nossen) aasgeglichen  werden  soll.  Aber  ausserhalb  dieses  sonst  wenig  branchbaren  Ge- 
dankenkreises begegnet  man  auch  bei  den  Socialisten  keiner  ernstlichen  Beschäftigung 
mit  dem  Problem  der  persönlichen  Freiheit  in  wirthschaftlicher  Beziehung,  ein  Vor- 
wurf, welcher  die  älteren  französischen  und  englischen  socialistischen  Theoretiker, 
auch  St.  Simon  so  gut  wie  allerdings  auch  noch  Marx,  Engels  und  Lassalle, 
selbst  Rodbertus  trifft  Bei  keinem  dieser  Autoren  wird  auch  nur  das  Bedürfniss 
empfunden,  auf  die  psychologische  Seite  des  Freiheitsproblems  und  daher  auf  die  Fragen 
von  der  Motivation  wirthschaftlichen  Handelns  in  früheren,  im  heutigen  und  in 
einem  etwaigen  socialistischen  Wirthschaftssystem  einzugehen.  Höchstens,  dass  der 
Zweifler  mit  den  Phrasen  und  Dogmen  von  der  sicheren  Umänderung  aller  wirthschaft- 
lichen Motivation  unter  einer  socialistischen  Wirthschaftsordnung  abgespeist  wird. 
(Darüber  kommt  auch  eine  Recension  des  1.  Theils  dieses  Werks  von  Conrad  Schmidt, 
Braun's  Archiv  1894  nicht  hinaus.)  Ueber  die  CJonflicte  der  Individualfreiheit  mit 
den  Erfordernissen  einer  auch  nach  socialistischen  Grundsätzen  organisirten  Eigenthums- 
ordnung  an  Producttonsmitteln  (Boden  und  Kapital)  und  einer  demgemässon  Ordnung 
der  Production  und  Vertheilnng  gehen  alle  Socialisten  leicht  hinweg,    ebenso  über 
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die  Schwierigkeiten  des  Bcvölkeraugsproblems.  Die  Unrermeidlichkeit  solcher  Conflicte 
and  Schwierigkeiten  ist  aber  gar  nicht  zu  bestreiten.  Kommt  man  schon  in  der 
heutigen  Yolkswirthschaft  mit  der  persönlichen  Freiheit  nach  der  Schablone  des  ab* 
stracten  Individaaiismns  nicht  ans,  so  vollends  nicht  in  einer  socialistisch  eingerichteten 
oder,  was  darauf,  wie  wir  sahen,  schliesslich  hinausläuft,  in  einer  im  stärksten 
Maasse  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaftlich  organisirten  Volkswirthschaft 
(I,  §.294,  §.  345  ff.).  Der  Vorwurf  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  gegen  den 
Socialismus,  dass  er  die  Einzelfreiheit  vernichte,  kann  nicht  einfach  durch  Still- 
schweigen dartlber  widerlegt  werden,  da  eine  sehr  wesentliche  Beschränkung  dieser 
Freiheit  in  jeder  socialistischen  Organisation  bei  nur  ein  wenig  Kachdenken  ganz 
ausser  Frage  ist.  Was  sich  fragt,  ist  nur,  ob  diese  Beschränkung  erträglich,  flberhaupt 
zulässig  und  die  Wirksamkeit  der  Arbeit  dabei  hinlänglich  zu  erhalten  und  ob  nicht 
gerade  die  Unbeschränktheif^  er  Freiheit  im  modernen  Rechte  unhaltbar  ist,  so  dass 
auch  bei  der  Festhaltuug  der  Grundlagen  der  heutigen  Volkswirthschaft  eine  ähnliche, 
wenn  auch  lange  nicht  so  weitgehende  Freiheitsbeschränkung  unumgänglich  wäre. 
Fflr  die  angedeutete  psychologische  und  populationistische  Seite  des  Frciheitsproblems 
kann  jetzt  in  dieser  3.  Auflage  auf  die  Erörterungen  im  1 .  Buch,  Kap.  1  und  im 
4.  Buche  des  Theil  I  der  Grundlegung  verwiesen  werden.  Daselbst  wird  auch  bereits 
mehrfach  die  Gestaltung  dieses  Problems  unter  den  Voraussetzungen  socialistischer 
Organisation  berücksichtigt  und  zum  Theil  näher  verfolgt. 

Für  diese  Fragen  von  der  Freiheit  kann  man  sich  also  so  wenig  auf  socialistischc 
als  auf  ältere  nationalOkonomische  Werke  —  wenn  dieser  im  W'esentlichen  veraltete, 
weil  an  fliessende  und  in  einander  übergehende  Begriffe  anknüpfende  Unterschied  hier 
beibehalten  werden  soll  —  beziehen.  Es  wird  sich  u.  A.  zeigen,  dass  die  weitere 
Ausdehnung  des  gemein-,  bez.  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems,  z.  Th. 
auch  auf  das  Gebiet  der  materiellen  Production,  ein  Mittel  ist,  um  gewisse  Uebel- 
stände  einer  absolut  gefassten  winhschaftlichcn  Freiheit  des  Individuums  zu  beseitigen 
oder  einzuschränken  (^§.  53,  59),  —  eine  bisher  z.  B.  in  der  Frage  des  Staatseisenbahn- 
wesens kaum  beachtete  und  doch  wichtige  Seite.  Einzelnes  HierhergehOrige  bietet 
daher  die  Litterator,  welche  theils  vom  allgemeineren  philosophischen  und  politischen, 
theils  vom  nationalokonomischen  Standpuncte  aus  das  Verhältniss  des  Individuums 
und  des  Staats  zu  einander  behandelt.  (Vgl.  darüber  die  Angaben  in  B.  I  der 
Grundlegung  §.352,  353).  Unter  den  wenigen  Werken,  welche  in  ähnlicher  All- 
gemeinheit, wie  im  Folgenden,  die  persönliche  und  Eigenthumsfreiheit  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  neuerdings  behandeln,  ist  Maurus,  über  die  Freiheit 
in  der  Volkswirthschaft  (Heidelberg  1873)  hervorzuheben.  Freilich  neben  mannigfach 
übereinstimmenden  auch  mit  sehr  abweichenden  Kesultaten,  welche  sich  namentlich 
daraus  erklären,  dass  auch  Maurus  noch  viel  zu  sehr,  wenn  auch  in  Widerspruch 
mit  seinen  sonstigen  Anschauungen,  an  der  abstract  absoluten  Freiheit  des  Individuums 
festhält.    (Vgl.  unten  §.  19  und  über  Mario  und  Dunoyer  den  folgenden  §.  3). 

Auch  die  Rechtsphilosophie,  sogar  diejenige  der  organischen  Auffassung, 
bietet  für  die  wirthschaftlicho  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  sehr  weni^. 
Theils  berührt  sie  die  nationalokonomisch  wichtigen  Puncto  kaum,  theils  bewegt  sie 
sich  auch  hier  wieder  in  zu  vagen  Allgemeinheiten,  wie  noch  so  vielfach,  weil  sie 
keine  genügende  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie  hat.  (Siehe  über  diesen  Mangel 
in  Th.  I,  §.  352  ff.  und  unten  §.  25,  32.) 

Am  Meisten  Werth  haben  für  die  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  in 
unseren  heutigen  Verhältnissen  auch  für  die  Betrachtung  vom  volkswirthschaftlichcn 
Standpuncte  aus  die  Erörterungen  der  neueren  Verwaltungslehre,  besonders 
Steines,  H.  Rösler's. 

§.  3.  Bereits  viel  mehr  als  mit  der  persönlichen  Freiheit  und  deren  Conse- 
quenzen  im  Rechte  hat  sich  auch  die  VolkswirthschaftslehrQ  mit  der  Kritik  und  mit 
der  Frage  nach  der  Berechtigung  des  Privateigenthums,  des  Grundeigenthums 
speciell  und  des  Erbrechts  beschäftigt  Die  Anregung  der  socialistischen 
Kritik  und  Geschichtsauffassung  ^Rodbertus,  Marx),  aber  gerade  hier  auch  die 
geschichtliche  Betrachtung  der  „bürgerlichen  Oekonomen''  besonders  von  so  wandel- 
baren Institutionen  wie  Grundeigenthum  und  Erbrecht,  ferner  z.  Th.  mit  dieser  ge- 
schichtlichen Betrachtung  eng  zusammenhängend,  die  nationalökonomische  Beschäftigung 
mit  der  Agrarverfassung  und  der  Gewerbeverfassnng  und  beider  Reform  haben  da/.u 
geführt.     So  finden   sich   auch  in  den  Werken   der  systematischen  Kationalökonouiio, 
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wenigstens  ans  nenerer  Zeit,  besonders  bei  Knies,  Koscher,  Schaff le,  Mill 
n.  A.  m.  schon  bezügliche  besondere  Abschnitte  oder  mehr  oder  weniger  eingehende 
ErOrteruDgen  ttber  das  Pri?ateigenthum,  Grundeigentham,  Erbrecht  als  Institution  der 
Becbtsordnnng  und  mehr  nach  der  principicilen  Seite.  In  der  neaesteu  deutschen 
vie  fremden  systematischen  Litteratur  fehlen  solche  Erörterungen  selten  mehr  ganz, 
wenn  dabei  diese  viel  wichtigeren  Dinge  freilich  auch  meist  immer  noch  viel  curso- 
rischer und  aphoristischer  als  so  mancher  theoretische  Kleinkram  behandelt  werden. 
Die  neueren  Wirthschaftshi^toriker  und  historischen  Nationalökouomen  haben  zwar  nur 
selten  eigentlich  principicUo  Erörterungen  ttber  die  von  ihnen  geschilderten  Ver- 
biltnisse  und  deren  Entwicklung  gegeben,  aber  die  Principienfraj^en  doch  berührt. 
Einen  Fortschritt  bezeichnet  auch  hier  besonders  Buch  er,  mit  unter  dem  Einfluss 
der  socialistischen  Historiker  Rodbertus  und  Marx.  (S.  fttr  die  Litteratur  unter 
§.  90  ff.  an  der  Spitze  von  Buch  2  ) 

Für  die  Aeltercn,  wie  Uau,  gilt  der  Satz  von  Knies  (Polit.  Oekon.,  I.A., 
S.  130):  Das  thatsächliche  Vorhandensein  und  die  rechtliche  Anerkennung  und  Auf- 
rechthaitung  des  Privateigenthums  durch  die  allgemeine  Staatsgewalt  sah  man  in  der 
Voikswirthschaftslehre  als  eine  sich  von  selbst  verstehende  Yorausssetzung  an.  Eben 
deshalb  fand  in  der  nationalökonomischen  Theorie  eine  Erörterung  über  das  Privat- 
eigentbnm  an  sich  keine  Stelle.  Es  kann  daher  nicht  auffallen,  dass  auch  noch 
neuere  Systematiker  der  liberal-individualistischen  Richtung,  wie  z.  B.  Max  Wirth, 
in  dem  Kapitel  vom  Eigenthum  vorzugsweise  nur  die  Frage  nach  dem  sogenannten 
geistigen  Eijrenthum  erörtern  (GrundzUge,  3.  Aufl.,  I,  334(1.;  11,  74  1!'.).  Eine 
principielle  Erörterung  über  die  Institution  des  Privateigenthums  auch  an  Sachgtttcru 
wird  aber  in  der  l^ationalökonomie  um  so  weniger  unterbleiben  dürfen,  da  die  Üblichen 
rechtsphilosophischen  „Begründungen''  des  Eigenthums  nicht  genügen  (§.  102ft.)  und 
da  unter  den  Eigenthumsthcorien  diejenigen,  welche  das  Privateigenthum  auf  die 
wirthschaftlichc  Natar  des  Menschen  und  auf  die  Arbeit  zurückführen,  wesentlich 
nationalökoDomische  Begründungen  sind,  welche  nach  den  Grundsätzen  dieser  Wissen- 
frchaft  geprüft  werden  müssen. 

Ein  besonderer  Mangel  aller  früheren  nationalökonomischen  Untersuchungen 
der  Eigenthumsinstitution  ist  die  ungenügende  Unterscheidung  von  Eigenthums- 
arten  nach  ökonomisch- technischen  Zwecken,  denen  das  Eigenthum  dient,  nach 
den  Objecten,  welche  es  umfasst,  daher  namentlich  die  fehlende  Unterscheidung 
von  Gebrauchsvermögen-Eigenthum  und  Kapitaleigenthum;  ferner  die  ein- 
fache Beruhigung  bei  dem  wesentlich  römisch -rechtlichen  (absoluten)  Eigenthums- 
begriff  und  den  daraus  für  den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigenthumsrechts  gezogenen 
Conscqueuzen.  Gerade  hier  ergicbt  sich  die  Nothwendigkeit  von  Beschränkungen  des 
Privateigenthumsrechts  und  eventuell  wieder  diejenige  einer  weiteren  Ausdehnung  des 
gemeinwirthschaftlichen,  besonders  des  zwangsgemeinwirthbchaftlichen  Systems,  indem 
gewisse  Arten  Eigenthum  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  theils  rechtlich  vor- 
behalten, theils  thatsächlich  in  grösserem  Umfange  überwiesen  werden:  die  Frage 
vom  „öffentlichen*'  neben  und  statt  des  Privateigenthums.  Die  hochwichtigen  und 
schwierigen  Fragen  der  Privateigenthumsordnung  sind  von  den  Socialisten  durch 
die  Forderung  der  vollständigen  Aufhebung  der  Institution  des  Privateigenthums  an 
Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital)  zu  lösen  gesucht  worden  (I,  §.  294):  Fragen, 
an  denen  die  Nationalökonomie  nicht  länger  stillschweigend  vorbeigehen  darf.  Sie 
iiöthigen  aber  zu  einer  genaueren  Untersuchung  der  Theorien  für  die  Begründung 
des  Privateigenthums,  desgleichen  des  Eigenthumsbegrifis,  sowie  des  Inhalts  und  Um- 
fangs  des  Eigenthumsrechts  vom  nationalökonomischen  Standpuncte  aus  (Buch  2 — 4 
unten).  Seilet  das  Bedürfniss  nach  solchen  Untersuchungen  ist  früher  kaum  em- 
pfunden worden.  Das  zeigt  wenigstens  in  der  Litteratur  aus  der  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts die  Vereinzelung  von  Erörterungen,  wie  die  Mill 's  im  2.  Kap.  des  2.  B. 
(vom  Eigenthum).    Erst  neuerdings  werden  solche  Erörterungen  häuflger. 

§.  4.  Der  Grundfehler  in  der  Behandlung  aller  Verhältnisse,  welche  sich  auf 
die  persönliche  Freiheit  sowie  das  Eigenthum  und  das  Vermögensrecht 
überhaupt  beziehen,  ist  in  der  britischen  Oekonomik,  in  der  älteren  Nationalökonomie 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  derselbe,  wie  in  der  gleichzeitigen  individualistischen 
Rechtsphilosophie  und  in  der  Jurisprudenz:  es  werden  ein  abstracter  absoluter  Frei- 
heits-  und  Eigeuthumsbegriff  aprioristisch  aufgestellt  und  aus  demselben  die  logischen 
Consequenzen  gezogen.    Ergiebt  sich  alsdann  in  der  Wirklichkeit  mit  den  Thatsaclicn 
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und  mit  anderen  geschichtlich  überkommenen  RechtsFerh&ltnissen ,  wie  es  gar  nicht 
anders  möglich  ist,  ein  Widersprach,  so  sollen  sich  Thatsachen  und  RechtsverhiltnisM 
jenem  Freiheits-  und  Eigenthumsbegriff  und  ihren  Consequenzen  ftkgen.  Daher  das 
Postulat,  dass  das  Recht  dementsprechend  eingerichtet  oder  ?erindert  werde.  Allein 
gerade  der  umgekehrte  Schluss  ist  richtig:  jener  Widerspruch  beweist  die  practischc 
Uuanwendbarkoit  jener  absoluten  Begriti'e  und  daher  auch  die  theoretische  Unhaltbarkeit 
derselben. 

Namentlich  die  Nationalökonomie  hat  hier  die  Aufgabe,  welche  Dnnoyer  (in 
seinem  Werke  de  la  liberte  du  tra^ail,  Paris  1845,  Brüsseler  Nachdrack  1846,  p.  8) 
sehr  g^t  formulirt  hat:  man  darf  nicht  in  dogmatischer  Weise  ?on  dem  Axiom  aus- 
gehen, die  Menschen  haben  das  Recht,  frei  zu  sein,  sondern  man  muss  unter- 
suchen, wie  erreicht  man  es,  dass  sie  es  sind?  Unter  welchen  Bedingungen  können 
sie  es  sein?  Durch  welche  Verbindung  ?on  Kenntnissen  und  sittlichen  Gewohnheiten 
kommen  sie  dahin,  frei  die  und  die  Pri?atindnstrie  auszuüben?  Tretfliche  Er- 
örterangcn,  welche  Dunoycr  zu  dem  oft  citirten  Worte  führen:  ,Je  n'impose  rien, 
je  ne  propose  m6me  rien.  j*ezpose/'  Und  weiter:  „Statt  die  Freiheit  als  Dogma  zu 
betrachten,  stelle  ich  sie  als  Resultat  dar.  Statt  aus  ihr  ein  Attribut  des  Menschen 
zu  machen,  mache  ich  aus  ihr  ein  Attribut  der  Gi?ilisation.'*  Dieser  Standpunct  ist 
der  richtige.  Es  verschlägt  nichts,  dass  ihn  Dunoyer  kaum  immer  innegehalten  hat. 
Denn  ist  er  auch  kein  so  einseitiger  Anh&ngor  der  freien  Goncurrenz  wie  ein 
Bastiat  u.  A.  m.,  so  geht  doch  seine  Tendenz  darauf  hinaus,  die  „Freiheit''  und  ihre 
Folge«  die  freie  Goncurrenz,  als  das  richtige  System  für  die  Gegenwart  hinzustellen 
(rgl.  bes.  B.  4,  Kap.  8,  9,  nam.  10).  Der  nothwendigen  Beschränkung  dieser  Freiheit 
unter  allen  Wirthschafts-  und  CulturFerhältnissen  durch  die  Forderangen  des  Ge- 
meinschaftsinteresses bleibt  auch  er  dabei  viel  zu  wenig  eingedenk,  obgleich  gerade 
diese  Beschränkung  aus  den  Verhältnissen  des  Lebens  am  Besten  zu  „ezponiren'* 
ist.  Sein  Werk  bietet  daher  für  die  Erörterungen  dieses  Theils  der^  Grundlegung 
und  seines  ].  Buchs  doch  sonst  nicht  viel.  Aber  der  richtige  Standpunct  zur 
Freiheitäfra^c  ist  von  Niemandem  besser  bezeichnet  worden,  als  in  obigen  Worten 
von  ihm. 

Dieses  Formverdienst  kann  dem  Franzosen  auch  vor  dem  Deutschen  Mario 
(Winkelblech)  eingeräumt  werden.  Aber  in  sachlicher  Beziehung  hat  letzterer 
die  Probleme,  wenn  auch  nicht  in  geordneter,  systematischer  Weise,  gerade  im  Gebiete 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  am  Allseitigsten  und  Besten  behandelt,  namentlich 
auch  den  oben  bezeichneten  Grundfehler  des  Räsonnements ,  das  abstract  apriorische 
Construiren  richtig  hervorgehoben.  Vergl.  seine  „Untersuchungen  über  die  Organisation 
der  Arbeit  oder  System  der  Weltökonomie",  Gassei  1850  ff.  (leider  unvollendet  ge- 
blieben). Schäffle  hat  in  seinem  Kapitalismus  und  Socialismus  mit  vollem  Rechte 
Mario  wieder  in  den  Vordergrund  geschoben.  S.  bes.  1.  Aufl.  I,  1,  S.  211  (über 
die  abstracto  Freiheit  und  Gleichheit  mit  der  richtigen  Bemerkung  S.  212  über  die 
römischen  Juristen);  über  die  Auffassung  der  „ganzliberalen"  Schule  in  Betreff  der 
socialen  Ordnung  S.  291,  desgl.  der  „halbliberalen  Schule"  S.  313,  der  „ganz  com- 
munistischen"  S.  328,  dagegen  die  Forderungen  der  „Föderalisten"  S.  347,  bes.  365  ff., 
hier  mit  einem  vielfach  brauchbaren  positiven  Programm,  dessen  Richtigkeit  die 
Gegenwart  bereits  mehr  anerkennt,  als  die  Zeit  um  Mitte  unseres  Jahrhunderts. 
Weitere  Ausführungen  in  I.  2.  Absch.,  dann  in  II.  eine  Art  Systematik.  Von  dem 
Marlo'schen  Weike  liegt  jetzt  eine  neue  Ausgabe  (Tübingen  18S4 — 86,  4  Bde.)  vor. 
Nicht  das  unmittelbar  hier  Gegebene,  wohl  aber  die  Gesichtspuncte  und  die  Grund- 
auffassungen,  ähnlich  wie  diejenigen  Schäffle's,  besonders  im  Kapitalismus  und 
im  ganzen  Socialen  Körper,  sind  für  den  Gegenstand  dieses  Theils  der  Grundlegung 
noch  immer  das  Beachtenswertheste,  was  die  nationalökonomische  Littetratur  darüber 
bietet.  Auch  H.  Rösler*s  Schriften  über  den  Smithianismus  und  dessen  Vorlesungen 
über  Volkswirthschaft,  Th.  2,  Kap.  2  der  „Besitz",  sind  hier  mit  Anerkennung,  auch 
ohne  dass  man  ihm  überall  beizustimmen  braucht,  zu  nennen. 

In  der  Rechtsphilos  ophie  nehmen  die  Erörterungen  über  das  Vermögens - 
recht,  besonders  über  das  Privateigenthum,  gewöhnlich  einen  ziemlich  grossen  Raum 
ein.  Aber  selbst  die  brauchbarsten,  nemlich  diejenigen  der  Krause 'sehen  Schule 
(Ahrens,  Röder),  obgleich  von  einer  organischen  Auffassung  auch  des  Wirthschafts- 
lebens  und  des  Rechts  ausgehend,  huldigen  immer  noch  zu  sehr  der  individualistischen 
Richtung    und    entbehren   der  tieferen   und  schärferen  nationalökonomischen  Durch- 
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^inngoog  des  Gegenstands.  Gerade  hier  gilt  wieder,  was  schon  im  Theil  I  in  den 
htterarischen  Vorbemerkungen  flber  den  Staat  (§.  352,  S.  872)  hervorgehoben  wurde: 
^e  Recbtsphilosophie  mnss  ebenso  sehr  mit  der  Nationalökonomie  Fuhlang  gewinnen, 
am  xa  gcäeihen,  als  diese  mit  jener.  Wo  sie  bisher  an  die  Nationalökonomie  an- 
kDftpfte,  hat  sie  sich,  selbst  wenn  sie  gegen  manche  Folgerungen  polemisirte,  wie  es 
-die  Krause 'sehe  Schale  thnt,  doch  noch  nicht  unbefangen  genug  kritisch  dem 
iBdifidualismiis  der  Smith 'sehen  Theorie  gegen  aber  gestellt,  nicht  das  individualistische 
Princip  selbst,  sondern  nur  einzelne  besonders  extreme  Consequenzen  desselben  be- 
Ümpft  Zar  Entscholdigung  kann  sich  die  Rechtsphilosophie  freilich  auf  die  Mängel 
Qod  Lacken  der  bisherigen  Nationalökonomie  mit  berufen.  Wenn  z.  B.  wirklich  für 
die  Ökonomische  Lage  des  Individuums  sein  Wille,  sein  Thun  und  Lassen,  sein  Ar- 
beiten and  Sparen  so  allein  entscheidend  wären,  wie  die  ältere  Theorie  annahm,  so 
würde  auch  die  übliche  rechtsphilosophische  Begründung  des  Eigenthums  und  die 
rechtsphilosophische  Gonstruction  des  Inhalts  und  Umfangs  des  Eigen thumsrechts  und 
des  Yertragsrechts  genügender  erscheinen,  als  es  jetzt  zugegeben  werden  kann,  wo 
die  ««Conjanctar"'  so  wesentlich  mitbestimmend  eingreift  (vgl.  Theil  I,  §.  156  £f.,  166  ff.). 
Der  Fortschritt  der  nationalOkonomischen  Theorie  bedingt  daher  an  sich  schon  auf 
diesem  Gebiete  entsprechende  Veränderungen  auch  der  rechtsphilosophischen  Auf- 
lusoDgeo  und  Begründungen.  Im  Folgenden  muss  eben  deswegen  mehr  für  die 
fiechtsphilosophie  zugleich  mit  vorgearbeitet  werden,  als  dass  sich  die  national- 
Ökonomische  Erörterung  auf  bereits  feststehende  rechtsphilosophische  Ergebnisse 
stützen  könnte. 

§.  5.  Aus  dem  Allen  ergiebt  sich,  dass  in  dem  folgenden  zweiten  Theil  der 
^londlegang  fast  durchweg  rechtsphilosophische  und  Ökonomische  („Ökono- 
misch-philosophische'') Untersuchungen  neben  einander  hergehen 
und  sich  gegenseitig  ergänzen  und  durchdringen  müssen.  Diese  Be- 
handlongsweise  steht  mit  der  früher  üblichen  in  den  Werken  der  individualistischen 
britischen  nationalOkonomischen  Schule  in  Widerspruch.  Zu  ihrer  Rechtfertigung 
BOSS  ich  mich  auf  die  vorausgehenden  Erörterungen  dos  I.  Theils,  besonders  auf  das 
Z.,  5.  und  6.  Buch  und  auf  die  specielle  Darstellung  des  Zusammenhangs  von  Oeko- 
nomik,  besonders  SocialOkonomik  und  Recht  im  Folgenden  beziehen.  Die  frühere 
KationalOkonomic  betrachtete  die  hier  zu  erledigende  Arbeit  als  schon  gethan  oder 
als  ausserhalb  ihrer  Gompetenz  liegend.  Aber  die  Arbeit  ist  grOsstcntheils  noch  zu 
thun  und  die  Nationalökonomie  hat  daran  in  umfassendstem  Maasse  Theil  zu  nehmen. 
Denn  nicht  nur,  dass  die  Rechtsphilosophie  für  sich  allein  die  Aufgabe  nicht  gelOst 
hat,  sie  kann  sie  auch  ohne  Mitwirkung  der  Nationalökonomie  gar  nicht  lOsen.  Rechts- 
Terhiltnisse  wie  die  einzelnen  persönlichen  Freibeitsrechte,  Rechtsinstitute  wie  Eigon- 
thum  und  Erbrecht  u.  s.  w.  betreffen  zwar  nicht  allein,  aber  wesentlich  Ökonomische 
Verbältnisse,  fassen  einen  Ökonomischen  Inhalt  nur  in  eine  rechtliche  Form.  Diesen 
Inhalt  unberücksichtigt  lassen,  ist  grundverkehrt.  Was  aber  der  „Inhalt'*,  daher  auch 
die  Folge  der  betreffenden  Verhältnisse  und  Einrichtungen  für  das  gesellschaftlich- 
flienschliche  Leben  sei,  —  und  nur  mit  diesem  beschäftigt  sich,  wie  alles  Recht,  so 
auch  die  Philosophie  des  Rechts  —  kann  bloss  die  nationalokonomische  Untersuchung 
fe«itstellen.  Eine  Untersuchung,  welche  wieder  eine  principielle  synthetische,  vielfach 
dedactiv  verfahrende  sein  muss,  zu  welcher  aber  wirthschaftsgeschichtiiche  und  sta- 
tistische »«Forschungen''  das  Material  mit  zusammentragen  und  vorbereiten  müssen. 

Der  eigentlich  Ökonomische  Theil  der  folgenden  Untersuchungen  bezieht  sich 
auf  Tolkswlrthschaftlicbe  Verhältnisse,  daher  auf  diejenigen  der  Privatwirthschaft  nur, 
soweit  letztere  ein  Glied  der  Volk^wirthschaft  ist;  wir  haben  es  hier  mit  dem  „gesell- 
schaftlichen" System  menschlicher  Wirthschaft  (Schäffle),  mit  wahrer  Volkswirth- 
schaftslehre  und  SocialOkonomie  zu  thun.  Jener  von  der  physiokratisch- Smith 'sehen 
Nationalftkonomie  so  arg  vernachlässigte  Gesichtspunct  des  „Socialismus"  als  des  Gegen- 
satzes des  „Individualismus"  (I,  §.  6  und  294)  ist  daher  hier  voranzustellen.  Auch 
darin  liegt  ein  principieller  Unterschied  von  der  Auffassung  der  neueren  Rechts- 
philosophie. Die  letztere,  in  vieler  Hinsicht  doch  auch  noch  die  Kransesche,  erörtert 
die  Fragen  von  der  Freiheit  und  von  der  Ordnung  des  Vermögensrechts  „individua- 
listisch", indem  sie  ihren  Ausgangspunct  im  Individuum,  und  in  dessen  Interessen- 
sphäre nimmt.  Nach  den  hieraus  sich  ergebenden  Anforderungen  wird  das  Recht 
construirt:  daher  der  „individualistisch-absolute"  „gesellschaftswidrige"  Character  des 
modernen  Freiheits-,  Eigenthums-  und  Vertragsrechts  der  „liberalen"  („Staatsbürger- 
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liehen'')  Periode,  ein  Character,  den  die  neuere  Rechtsphilosophie  wiederspiegelt  und 
den  sie  selbst  theoretisch  mit  vorbereitet  hat.  Anf  dem  verwandten  Gebiete  der 
Staatsphilosophie  und  des  bezüglichen  Öffentlichen  Rechts  fand  diese  individualistische 
Richtung  ihren  Ausdruck  in  der  Theorie  vom  „Staatsvertrage/*  Hier  ist  sie  wissen- 
schaftlich durch  die  neuere  Philosophie  und  die  historische  Rechtsschulc  UberwaudcB 
worden.  Im  Gebiete  der  Privatrechtsordnung  und  der  Freiheitsrechte  des  Individuums 
ist  dieselbe  Aufgabe  er^t  noch  zu  erledigen.  Die  leidige,  viel  zu  weit  getriebene 
Trennung  des  öfieotlichen  und  des  Privatrechts  in  unserer  Rechtswissenschaft  ist  wohl 
vornemiich  daran  schuld,  dass  auch  die  Rechtsphilosophie  hier  noch  nicht  einmal  das 
Problem  richtig  und  scharf  formulirt,  geschweige  zu  seiner  LAsung  den  Weg  be- 
schritten hat.  Unter  den  Juristen  selbst  ündet  eine  solche  Aufgabe  meistens  noch 
nicht  einmal  ein  Verstand iiiss.  Um  so  grösser  ist  das  Verdienst  Ihering's,  welcher  mit 
seiner  zwar  schon  im  ,,Gei^t  des  römischen  Rechts''  eingeschlagenen,  aber  erst  in  seinem 
späteren  Werke,  dem  „Zweck  im  Rechte'S  ^um  vollen  Durchbruch  gekommenen  „socialen'* 
Richtung  der  bisherigen  „individualistischen'*  auch  im  Privatrecht  entgegengetreten  ist. 

Die  Frage  ist  nicht,  welches  sind  die  „natürlichen'*  Freiheitsrechte  des  Indivi- 
duums und  welche  Gestaltung  des  Eigenthums-  und  Vertragsrechts,  sowie  des  ganzen 
Vermögensrechts  fordert  das  als  absolut  gedachte  Individuum,  und  danach  erat, 
welche  Rechte  stehen  der  „Gesellschafr*  dem  Einzelnen  und  seinem  Eigenthum 
gegenüber  zu?  Sondern  umgekehrt:  welches  sind  die  Bedingungen  des  geseUschaft- 
lichen  Zusammenlebens,  hier  speciell  des  wirthschaftlichen  Gemeinschaftslebens,  wie 
es  die  Volkswirthschaft  schon  begrifflich  mit  sich  bringt?  Wie  muss  daher  die 
Freiheitssphäre  des  Individuums,  das  Vermögensrecht,  die  Eigenthums-  und  Vertrags- 
orduung  mit  Rücksicht  auf  Jone  vor  Allem  zu  erfüllenden  Bedingungen  des  gesell- 
schaftlichen und  wirthschaftlichen  Zusammenlebens  geregelt  werden  ?  Die  Gesellschaft, 
die  Volkswirthschaft,  der  Staat  und  ihr  Recht  ist  das  Höhere,  im  aristotelischen  Sinne 
das  Frühere;  der  Einzelne,  sein  Recht  das  Niedrigere,  das  Spätere.  Diese  Auf- 
fassung muss  auch  in  der  philosophischen  Begründung  und  Ausbildung  des  Ver- 
mögensrechts und  der  individuellen  (j)ersönlichen)  Freiheitsrechte  zur  Geltung  ge- 
langen. Sie  wird  in  dem  folgenden  Theile  der  Grundlegung  vertreten ,  wo  daher 
„aus  den  Bedingungen  des  Gemeinschaftslebens  heraus"  die  Freiheits-  und  Eigenthums- 
fragen  erörtert  werden. 

In  derselben  Weise  verfährt  vielfach  im  ,. Gesellschaftlichen  System*'  und  im 
„Socialen  Körper"  Schäffle  und  speciell  auf  dem  Gebiete  der  Privatrechtsfragen 
V.  I  he  ring  in  der  2.  Hälfte  des  1.  Theils  des  „Zwecks  im  Recht",  bes.  im  Kap.  9, 
vom  ^,Zwange".  Ganz  in  Uebereinstimmung  mit  meiner  Grundanschauung,  wie  ich 
sie  in  diesem  Theile  zu  begründen  suche,  definirt  Ihering  das  Recht  selbst  als 
,,die  Sicherung  der  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  in  Form  des  Zwangs" 
(1.  Aufl.,  S.  434)  und  werden  daraus  auch  für  die  „Rechtsverhältnisse  an  Sachen'* 
(S.  457  ii.)  und  für  das  Eigenthum  (S.  506  ff*.)  die  Gonsequcnzen  gezogen,  im  strictcn 
Gegensatz  gegen  die  übliche,  die  Wissenschaft  des  Privatrechts  noch  fast  ganz  be- 
herrschende individualistische  Auffassung.  (Vgl.  bes.  S.  501  IT.  den  Abschnitt  von 
„dem  Rechtsdruck  auf  das  Individuum".)  Ihering  spricht  daher  auch  ausdrücklich 
von  der  „gesellschaftlichen"  Bestimmung  des  Rechts,  auch  des  Privatrechts.  Er 
betont,  wie  das  Recht  nach  Maassgabe  der  gesellschaftlichen  Zweckmässigkeit  zu  ge- 
stalten und  wie  Recht  und  Zweckmässigkeit,  richtig  verstanden,  identisch  seien  (S.  517). 
Er  spricht  mir  aus  der  Seele  heraus,  wenn  er,  den  Inhalt  seiner  Ausführungen  über 
die  Beschränkung  des  Individuums  auch  in  der  Privatrechtssphäre  in  ein  Wort  zu- 
sammenfassend, sagt:  „es  ist  der  Gedanke  des  gesellschaftlichen  Characters  der  Privat- 
rechte.  Alle  Rechte  des  Privalrechts,  wenn  sie  auch  zunächst  nur  das  Individuum 
zum  Zweck  haben,  sind  becinflusst  und  gebunden  durch  die  Rücksicht  auf  die  Gesell- 
schaft; es  giebt  kein  einziges,  bei  dem  das  Subject  sagen  könnte:  dies  habe  ich 
ausschliesslich  für  mich,  die  Consequenz  des  Rechtsbcgrifi's  bringt  es  mit  sich,  dass 
die  Gesellschaft  mich  nicht  beschränke",  worauf  Ihering  dann  die  Folgerungen  aus 
der  gesellschaftlichen  Bestimmung  auch  des  Eigenthumsrechts  gegen  die  herrschende 
absolute  Auffassung  des  letzteren  zieht  (S.  519).  —  In  ähnlicher  Weise  hat  auch 
I.  Baron  besonders  zum  Erbrecht  seine  Stellung  genommen,  m.  E.  durchaus  richtig, 
vgl.  den  Aufsatz  in  Hildebr.  Jahrb.  1S76,  B.  26,  S.  275;  ders.  Angriffe  auf  das  Erb- 
recht (Ueft  85  d.  Zeit-  und  Streitfragen),  Berl.  1S7T;  ders.  in  Pözl's  Krit.  Viertelj. 
Sehr,  über  meine  Grundlegung.   Vgl.  ferner  für  verwandte  Auffassungen  von  Scheel, 
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über  Erbschaftssteuer  and  Erbrechtsreform;  ders.  in  Hirth's  Atinalen  1S77,  S.  9T: 
der».  Eigcnthum  und  Erbrecht  (N.  96  d.  Zeit-  o.  Streitfr.),  Bcrl.  1ST7.  A.  Samter, 
Eigenthumsbegiiff  in  Hildebr.  Jahrb.  1S7S,  B.  I,  S.  269;  ders.  das  Eigenthum  in 
seiner  socialen  Bedeutung,  Jena  1S79.  Neuerdings  besonders  0.  Gierke  und  Anton 
Menger  in  ihrer  Kritik  des  Entwurfs  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (siehe  S.  45,  46 
ond  unten  §.  9,  92,  126\ 

Neben  Ihering's  and  Gierke's  Werke  nehme  ich  auch  hier  besonders  Bezug  auf 
Lissalle's  System  der  erworbenen  Rechte;  hier  wird  ebenfalls  principieli  scharf  Front 
gegen  die  „individualistische"*  Priiratrechtsordnung  gemacht  und  der  gesellschaftliche 
Character  des  Rechts  darchaas  richtig  betont.  Man  braucht  manche  einzelne  Beweis- 
führung und  Folgerung  Lassalle's  nicht  anzunehmen,  aber  der  Grundgedanke,  der 
im  Ganzen  auch  ?ortrefflich  durchgeführt  worden  ist,  darf  auf  Billigung  Anspruch 
machen.  YgL  bes.  den  wichtigen  §.  7  im  1.  B.  über  die  „absoluten  Gesetze*',  worauf 
sich  auch  der  Briefwechsel  von  Lassalle  mit  Rodbertus  z.  Th.  bezieht. 

Den  gesellschaftlichen  Character  allen  Rechts  entwickelt  in  gelungenen  Aus- 
führungen auch  G.  Jellinek,  socialcthische  Bedeutung  von  Recht,  Unrecht  un«i 
Strafe,  Wien  1S78,  bes.  Kap.  2.  Er  fasst  das  Recht  objecti?  als  die  »Lebens- 
bedingungen der  Gesellschaft'',  S.  42,  55. 

Von  diesem  socialen  Standpuncte  aus  erscheinen  dann  auch  selbst  die  grossen 
Grundinstitute  desPri?atrcchtd  und  die  Rechte  des  Personenstands  als  historische, 
nicht  als  absolute  Katcgorieen  überhaupt  und  im  Wirthschaftslebcn  speciell.  Dies 
wird  ja  ?on  allen  übrigen  Instituten  des  Rechts  längst  allgemein  anerkannt,  z.  B.  auf 
maferieJlwirthschafdichem  Gebiete  von  gewissen  Instituten  der  Agrarverfassung,  des 
Gewerberechts  (Zunft!).  Unrichtiger  Weise  wird  es  sogar  von  Historikern  noch  heute 
in  Betreff  von  Instituten  wie  dem  Privateigenthum  an  ganzen  Katcgorieen  von  Ob- 
jecten  (Boden,  Kapital),  dem  Erbrecht,  halb  bestritten,  halb  nur  wider  Willen  und 
mit  allen  möglichen  Cautclen  vor  den  bedenklichen  Folgerungen  zugegeben  (z.  B.  von 
V.  Treitschkc  in  dem  Aufsatz  über  den  Socialismns).  Als  ob  der  practisch  mögliche 
und  vorgekommene  Missbrauch  einer  richtigen  wissenschaftlichen  Wahrheit  die  letztere 
selbst  berühre  oder  gar  aufhebe!  Der  wissenschaftliche  Socialismus,  mit  besonderer 
Schärfe  Rodbertus  und  Lassalle,  hat  den  historischen  Character  auch  solcher 
Grundinstitute  mit  vollem  Recht  scharf  betont.  Wie  kann  man  ihn  gegenüber  der 
handgreiflichsten  Erfahrung  z.  B.  auch  bei  der  persönlichen  Freiheit,  beim  Grund- 
eigenthum  bestreiten!  Die  Socialisten  haben  aber  allerdings  Missbrauch  mit  dieser 
richtigen  Auffassung  getrieben,  die  tiefere  technisch-ökonomische  und  vor  Allem 
psychologische  Bedingtheit  der  Privatrechtsinstitute  zu  wenig  anerkannt  und  in  den 
speciellen  Fällen,  mit  denen  sie  sich  beschäftigten,  bei  dem  privaten  Grund-  und 
Kapitaleigenthum,  die  geschichtliche  Vergängli  chkcit  viel  zu  allgemein  und  zu 
früh  angenommen.  Die  historischen  Nationalökonomen  sind  umgekehrt  wieder  auch  hier 
leicht  zu  quictistlsch  und  warnen  sehr  bequem  vor  theoretischen  und  practischen 
Heissspomen,  denen  nichts  schnell  genug  gehe  und  die  das  Wesen  allen  historischen 
Lebens  verkennen  (Schmoller),  damit  es  vermeidend,  aus  der  hibtorischen  Auf- 
fassung eine  practische  Consequenz  zu  ziehen,  und  sich  der  alteren  Schulauffassung 
wieder  zu  sehr  nähernd. 

Die  richtige  Folgerung  aus  dem  Character  aller  Rechtsinstitule  als  historischer 
Kategorieen  liegt  wieder  in  der  Mitte  zwischen  den  Meinungen  der  extremen  Socia- 
listen einer-  und  der  quietistischen  Historiker  des  Rechts  und  der  Wirthschaft,  sowie 
der  das  bestehende  Recht  als  etwas  völlig  Festes  ansehenden  älteren  liberal-indi- 
ridualistischen  Oekonomisten  andererseits:  anerkannt  wird  mit  jener  Auffassung,  dass 
die  Bechtsinstitute  sich  ändern  und  eventuell  sclbbt  verschwinden,  um  andren  Platz 
zu  machen,  wenn  die  bezüglichen  gesellschaftlichen  Verhältnisse  dies  bedingen,  also 
selbst  sich  entsprechend  gewandelt  haben.  Ob  und  wie  weit  dies  der  Fall,  muss 
aber  immer  genau  untersucht,  nicht  nur.  wie  Seitens  der  Socialisten,  als  Consequenz 
des  absoluten  Princips,  behauptet  oder  von  ihren  Gegnern  in  gleicher  Einseitigkeit 
geiäugnet  werden.  Sind  bezügliche  Forderungen,  wie  z.  B.  jetzt  diejenigen  des 
extremen  Socialismus  in  Betreff  der  allgemeinen  Beseitigung  des  privaten  Grund-  und 
Kapitaleigenthums  und  der  Ersetzung  desselben  durch  gesellschaftliches  Gemcineigcn- 
thum,  aber  einmal  aufgestellt  und  mit  mancherlei  Gründen  unterstützt,  so  müssen  sie 
wohl  oder  übel  geprüft  werden.  Dabei  zeigt  sich  freilich  aL^bald,  dass  der  Socialis- 
mus die  Begründung  seiner  Forderungen   sich   viel  zu  leicht  macht,  und   zwar  der 
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Socialismus  aller  Richtungen  und  Autoren,  der  ältere  mehr  mit  Gemilthsempfindunge» 
arbeitende,  wie  der  neuere,  mehr  wiBsenschaftliche,  und  auch  der  Marx 'sehe, 
welcher  Überhaupt  nicht  zu  postnliren,  sondern  nur  nothwendige  geschichtliche  Ent- 
wicklungen aufzudecken  behauptet.  Stets  wird  dabei  viel  zu  viel  genoralisirt  und  Über 
die  psychologische  Begründung  des  geschichtlich  überkommenen  und  bestehenden 
Rechts,  wie  tlber  die  psychologischen  Schwierigkeiten  und  wahrscheinlichen  Unmöglich- 
keiten  einer  rein  socialistischen  Wirthschaftsordnung  fur  die  Productionsmittei,  für 
die  Ausführung  der  Production  und   die  Yertheilnng  viel  zu  leicht  hinweggegangen. 

Aber  dennoch  bleibt  für  die  objectivc  Wissenschaft  die  Aufgabe  bestehen,  die 
Kritik,  die  Ziele  und  die  Forderungen  des  Socialismus  unbefangen  zu  prüfen  und 
danach  abzulehnen  und  zu  billigen.  Findet  sich  dann  eine  oder  die  andere  Forde- 
rung in  Bezug  auch  auf  tiefergreifende  Umänderung  von  Rechtsinstituten  begründet^ 
so  muss  auch  die  Wissenschaft  gerade  in  echt  historischem  Sinne  und  in  der  Gonse- 
quenz  der  Anschauung  von  der  gesellschaftlichen  Bedingtheit  des  Rechts  diese 
Forderung  unterstützen.  Sie  darf  nicht  „den  Beruf  der  Zeit  zur  Gesetzgebung*'  be- 
zweifeln, das  „Werden  und  Wachsen  des  Rechts'*  lehrend  nicht  die  colossale  Ver- 
wechslung begehen,  als  ob  dies  Werden  und  Wachsen  ein  wirklicher  Naturprocess 
sei,  während  es  nur  durch  menschliches  Thnn  sich  vollzieht.  Einzelne  Vertreter  der 
historischen  Rechts-  und  Wirthschaftsschule  neigen  hier  selbst  wieder  zu  einer 
mechanisch-naturalistischen  Auffassung,  die  sie  sonst  mit  vollem  Recht,  z.  B.  beim 
Smithianismus,  bekämpfen. 

§.  6.  Neueste  litterarische  Entwicklung  auf  dem  Gebiete  der 
Beziehungen  von  Volkswirthschaft  und  Recht.  Die  vorausgehenden  Be- 
merkungen (§.  1 — 5)  sind  im  Wesentlichen  aus  den  früheren  Auflagen  (1.  A.,  1875 
bis  1876,  S.  291—296;  2.  A.,  1879,  S.  343—352)  wörtlich  herübergenommen  und 
hier  nur  ergänzt  worden.  Damals,  in  den  1870er  Jahren,  war  ein  Standpunct  der 
Auffassung  in  der  Nationalökonomie  über  die  Beziehungen  von  Volkswirthschaft  und 
Recht,  wie  der  hier  vertretene,  noch  verhältnissmässig  selten.  Er  verlangte  daher 
seine  besondere  nähere  Begründung.  Nicht  nur  innerhalb  der  älteren  liberal-indi- 
vidualistischen Schule,  welche  aus  der  classischcn  britischen  Oekonomik  hervor- 
gegangen war,  sondern  auch  innerhalb  der  deutschen  historischen  Nationalökonomie 
wurde  jener  Standpunct  mehr  abgelehnt  als  gebilligt,  trotzdem  Knies  in  seinem 
Hauptwerke  die  nothwendige  Verbindung  der  Rechts-  mit  den  volkswirthschaftlichen 
Fragen  bereits  seit  länger  ebenfalls  betont  und  in  so  vorzüglicher  Weise  verfolgt 
hatte.  Unter  den  deutschen  Fachmännern  vertrat  doch  sonst  vorncmlich  nur  Schaf fle 
einen  wenigstens  principiell  ähnlichen  Standpunct.  Der  Anfangs  der  70er  Jahre 
aufkommende  „Kathedcrsocialismus'' war  keine  einheitliche  wissenschaftliche  Richtung 
(I,  §.  17).  Die  unter  diesem  Namen  zusammengefassten  deutschen  Nationalökonomen 
waren  einig  nur  in  der  Bekämpfung  der  extremeren  theoretischen  Einseitigkeiten  und 
besonders  der  radicaleren  practischen  Conscqucnzen  des  ökonomischen  Liberalismus 
und  Individualismus,  namentlich  derjenigen  Richtung  desselben,  welche  die  „deutsche 
Freihandelsschule*'  darstellt.  Dem  eigentlichen  Socialismus  stand  der  Kathedcr- 
socialismus  im  Ganzen  doch  auch  nur  einseitig  negirend  gegenüber.  An  der  über- 
kommenen britischen  Oekonomik  krittelte  er,  ähnlich  wie  es  die  deutsche  historisch- 
nationaiökonomische  Richtung  (I,  §.  15.  16)  that,  aber  wie  diese  vermied  er  ein 
tieferes  Eingehen  auf  die  Priucipicnfragen  der  Rechtsordnung.  Beide  haben  sich 
immer  nur  mit  einzelnen  Consequenzcn  des  Princips  der  freien  Concurrenz  beschäftigt, 
nicht  mit  diesem  Princip  und  seinen  allgemeineren  rechtlichen  Voraussetzungen  selbst. 
Die  verdienstvollen  Forschungen  in  der  älteren  Wirthschaftsgeschichte,  der  Agrar-, 
Gewerbcgcschichte  führten  zwar  überall  auf  den  Zusammenhang  und  die  Wechsel- 
bedingong  und  Wechselwirkung  von  Recht  und  Wirthschafi.  Aber  eine  Verwerthung  dieser 
Ergebnisse  fUr  die  allgemeinere  nationalökonomischo  Theorie  unterblieb  noch  fast  ganz. 

Auch  der  deutsche  Socialismus  selbst  hatte  sich  damals  trotz  Rodbertus  und 
Marx  in  seiner  Litteratur,  in  seinen  Theorien,  seinen  Forderungen  und  in  deren  Be- 
gründung von  dem  älteren  mehr  philanthropischen,  aber  auch  phantastischen  und 
utopischen    Socialismus   der  ausländischen  Litteratur  noch  nicht  genügend  cmancipirr. 

Ein  zielbewusster  „Staatssocialismus"  (I.  §.  18)  begann  in  Theorie  und  Praxis 
sich  eben  erst  zu  entwickeln.  Zum  Durchbruch  und  zum  Einfluss  auf  die  Auf- 
fassungen der  Politiker  kam  er  erst  seit  Ende  der  lb70er  Jahre,  in  Deutschland  b*:- 
sonders  mit  der  Einleitung  der  Arbeiterversicherung  im  Jahre  1881. 
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In  allen  diesen  Beziehungen  sind  seit  anderthalb  Jahrzehnten  Wandlungen  und 
Fortschritte  eingetreten,  welche  in  den  neuesten  Entwicklungen  der  socialOkonomischen 
und  rerwandten  Litteratur  sichtbar  geworden  sind.  Die  historische  Betrachtung  des 
Zosammenhaogs  ?on  Technik,  Oekonomik  und  Recht  hat  man  zu  Fcrticfen  gesucht. 
Das  Yerst&ndniss  der  maassgebenden  Bedeutung  des  Rechts  für  das  Wirthschafts- 
leben  ist  gewachsen.  Die  Berechtigung,  ja  die  Nothwendigkeit  einer  principiellcn 
Stellungnahme  des  Nationalökonomen  als  solchen  zu  den  Fragen  der  wirthschaftlichen 
Bechtaordnoog,  daher  auch  die  Berechtigung  einer  Hineinziehung  dieser  Fragen  in 
Werke,  wie  das  Torliegende,  wird  allgemein  anerkannt.  Ganz  überwiegend  sind  es 
zwar  noch  einzelne  Fragen  und  Gruppen  ?on  solchen  Fragen,  7omemlich  practischer, 
an  die  Gesetzgebung  herangetretener,  welche  auch  zu  tieferer  theoretischer  Erörterung 
der  zn  Grunde  liegenden  Principienf ragen  geführt  haben,  so  diejenigen  der  Arbeiter- 
rersichemDg,  des  Arbeiterschutzes,  des  Freihandels  und  Schutzzolls,  auch  des  erneuten 
agrarischen,  der  Gewerbeordnung,  der  W&hrung,  des  Credit-  und  Börsenwesens, 
oancherlei  Steuerfragen  u.  dgl.  m.  Aber  jede  ernstere  Beschäftigung  mit  solchen 
Fragen  ergab  doch  den  Zusammenhang  der  letzteren  mit  den  grossen  allgemeinen 
Fragen  der  Rechtsordnung  7on  „Freiheit  und  Eigenthum"  und  mit  den  ?olkswirtb- 
schafUichen  Organisationsfragcn.  Daraus  musste  auch  die  Aufgabe  erwachsen,  über 
die  Einzelfragen  hinaus  zn  diesen  generellen  Fragen  zu  gelangen  und  wenigstens  das 
BedQrfniss  einer  umfassenderen  theoretischen,  principiellen  Behandlung  der  wirthschaft- 
lichen Rechtsordnung  überhaupt  musste  allmälig  allgemein  empfunden  werden. 

£in  äusserer  Anstoss  in  dieser  Richtung,  nemllch  zur  Betrachtung  des  ganzen 
Priratrechts  mit  aus  dem  volkswirthschaftlichen  Gcsichtsponcte,  ging  dann  in  Deutschland 
neuerdings  auch  7on  der  Aufgabe  der  Oodification  unseres  bürgerlichen  Rechts  und  von 
der  Ausarbeitung   eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  ans  (§.  9\ 

Für  Manches  aus  der  jüngsten  litterarischen  Bewegung,  welche  aus  solchen 
Anregungen  entsprungen  ist,  kann  nun  auf  die  kritischen  Litteratnrübersichten  an  den 
TcrschiedeDen  Stellen  des  1.  Theils  der  3.  Auflage  der  Grundlegung,  besonders  auf 
die  dortige  Einleitung  yerwiesen  werden.  Weiteres  enthalten  die  Ergänzungen, 
welche  die  litterarischen  Vorbemerkungen  der  3.  Auflage  im  Verlauf  dieses  2.  Thcils 
erhalten  haben.  Nur  zur  allgemeineren  Characteristik  der  einzelnen  Strömungen  in 
der  neuesten  Litteratur.  welche  für  den  Gegenstand  dieses  2.  Theils  der  Grundlegung 
überhaupt  wichtiger  sind,  sollen  zunächst  die  folgenden  Bemerkungen  und  Litteratur- 
angaben  dienen. 

§.  7.  Beachtenswerth  ist  hier  das  Bestreben  im  neueren  deutschen  wissen- 
schaftlichen Socialismus.  zu  einer  tieferen  historischen  und  natorwisseuschat't- 
lichen  Begründung  der  fast  allein  zur  Herrschaft  gelangten  Marx 'sehen  Doctrinen 
zu  kommen.  Die  „materialistische  Geschichtsauffassung*',  besser  gesagt:  Gcschicbts- 
Philosophie  ?on  Marx  beruht  so  augenfällig  auf  unbewiesenen  Thesen,  Dogmen  und 
kühnster  generalisirender  Construction,  dass  die  Anhänger  dieser  Richtung  selbst  das 
BedUrfniss  einer  solchen  Begründung  empfinden  mussten.  Sie  haben  daher  mit  Recht 
die  historischen  Forschungen  über  ältere  Wirthschaftsverhältnisse,  die  vergleichend- 
ethnographischen  Forschungen  über  die  Lebens-  und  Wirthschaftsverhältnisse  roher 
Völker,  die  naturwissenschaftlichen  Lehren  über  Geschlechtsverkehr,  Abstammung,  Ver- 
erbung, Entwicklung  (Darwinismus  u.  s.  w.)  für  ihre  Zwecke  immer  mehr  zu  verwerthen 
begonnen.  Würde  das  in  objectiver  Weise  und  nach  wissenschaftlicher  Methode 
ireschehen ,  so  bliebe  immerhin  fraglich ,  ob  aus  dem  betreffenden  Material  eine 
allgemeinere  Theorie  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  abgeleitet  werden  könnte. 
Aber  auch  in  ihren  hervorragenderen  Vertretern  (Fr.  Engels,  Bebe!,  einzelnen 
Mitarbeitern  an  der  „Neuen  Zeit'')  hat  die  neueste  socialistische  Litteratur  immer  nur 
das  Bestreben  verfolgt,  aus  ihrem  Material  dasjenige  zu  entnehmen,  was  zur  Stützung 
ihrer  fertigen  Theorie  dienen  konnte,  alles  übrige  hat  sie  unberücksichtigt  gelassen 
ond  den  Werth  des  Materials  hat  sie  völlig  unkritisch  einfach  als  feststehend  ange- 
nommen. Sie  kommt  daher  über  ungeheuerliche  Generalisationen ,  willkürlichste 
Constroctionen  und  Hypothesen,  über  eine  in  der  That  rein  orthodox-dogmatische 
Behandlung  nicht  hinaus.  Ein  Beispiel  liefert  die  Benutzung  der  so  völlig  unsicheren 
«Ergebnisse'*  der  prähistorischen  und  primitiv-historischen  und  vergleichend- ethno- 
rraphischen  „Forschung"  hinsichtlich  des  Geschlechtsverkehrs,  Familienverbandes,  Ver- 
wandtschaftsverhältnisses u.  s.  w.  bei  Völkern  in  primitiven  Lebens-  und  Wirthschafts- 
t'erhältnisden,  wo  die  gewagtesten  Hypothesen  und  Generalisationen  -als  feste  Wahrheiten 
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gelten  (Mattcrrcclitsdoctiin  u.  dgl.).  Aehnlich  geht  es  dieser  Litteratur  mit  den 
Hypothesen  der  Descendenz-  and  Vererbnngstheorien.  Ueberall  nnr  der  selbst- 
beurussteste  Dilettantismus,  am  Aergbten  freilich  in  Bebel's  „Fraa'%  der  unter  einer 
urtheilsloscn  Monge  die  unsichersten  Dinge  als  feste  «^Ergebnisse  der  Wissenschaft** 
in  populärer  Form  verbreitet  und  den  grossen  Haufen  wie  an  neue  Dogmen  daran 
glauben  macht.  Das  Schlimmste  aber  ist,  dass  aus  diesen  historischen  und  natur- 
wissenschaftlichen Dogmen  sofort  wieder  Nutzanwendungen  für  die  Entscheidang 
practischer  Fragen  der  Gegenwart  gezogen  werden,  z.  B.  fdr  die  Begelang  des  Ver- 
keil rs  der  Geschlechter  und  ein  „neues  Eherecht*',  fur  die  Umgestaltung  der  Eigenthoms- 
veihältnisse  und  ein  ,,neucs  Besitzrecht'\  „Bodenrecht''  u.  dgl.  m.  Durch  diesen 
Missbrauch  historischer  und  naturwissenschaftlicher  sogenannter  Forschungsergebnisse 
wird  der  Wcrth  der  in  diesen  etwa  enthaltenen  kleinen  Theilwahrhciten  rÖUig  aufge- 
hoben. Man  kann  daher  auch  nur  wenig  Fon  den  „Ergebnissen''  dieser  neuesten 
socialistischcn  Litteratur  für  die  uns  hier  beschäftigenden  Fragen  von  Rocht  and 
Yolkswirthschafc  brauchen,  obwohl  diese  Fragen  in  dieser  Litteratur  manchfach  be- 
rührt werden.  Das  Beste  bleibt  immer  noch  Fr.  Engels  Schrift  gegen  Dohring: 
„Umwälzung  der  Wissenschaft"  (2.  A„  1SS5).  Viel  weniger  genügend  und  mit  den 
angedeuteten  Fehlem  stärker  behaftet  ist  Engels  Schrift  „Der  Ursprung  der 
Familie,  des  Privateigenthums  und  des  Staats'*  (4.  A„  1892),  mit  sehr  anfochtbarer 
Veiwerthung  der  selbst  vielfach  unsicheren  Forschungen  L.  Morgan 's  (1871,  1877) 
und  anderer  Prä-  und  P^imitivhi^toriker  (Hauptautoren  Bachofen,  Mutterrecht, 
1861,  Mac-Lennan,  1S65,  eine  kntisclie  Revision  der  ganzen  Muttorrechtshypothesc 
siebt  L.Brentano,  Volkswirthschaft  und  ihre  concretcn  Grundbedingungen,  Zeitschr. 
f.  Social-  und  Wirthschaftsgcsch.  B.  I,  1893).  Ferner  Engels  Schrift  „Die  Ent- 
wicklung des  Socialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft",  4.  A.,  1891.  Noch 
mehr  trifft  aber  unser  obiges  ürtheil  A.  Bebel's  weitverbreitete  Schrift  „Die  Frau". 
Weiter  kann  der  dilettantische  Missbrauch,  unsicherste  historische  und  naturwissen- 
schaftliche „Ergebnisse"  zum  festen  Ausgangspunct  für  die  Ableitung  historischer 
Entwicklungen,  sowie  für  die  Begründung  von  Prognosen  der  zukünftigen  Entwick- 
lung und  von  Postulaten  der  Rechtsordnung  zu  nehmen,  nicht  getrieben  werden 
(s.  schon  Grundleg.  I,  3.  A.,  S.  460).  Mancherlei  Aufsätze  in  der  „Neuen  Zeit" 
gehören  in  dieselbe  Richtung,  sind  aber  doch  meistens  wissenschaftlicher  in  der 
Beweisführung  und  vorsichtiger  in  den  Schlüssen  und  Behauptungen  als  Bebel 
(s.  Grundlcg.  I,  3.  A.,  S.  41). 

Zur  Kritik  dieser  Art  neuesten  „naturwissenschaftlichen*'  und  „historischen" 
Socialismus  ist  die  vortreti liehe  Schrift  des  Zoologen  Ziegler,  die  Naturwissenschaft 
und  die  socialdemokratische  Theorie,  ihr  Vcrhältniss  dargelegt  auf  Grund  der  Werke 
von  Darwin  und  Bebel  (Stuttgart  ]$94).  von  besonderem  Wert  he.  Schlagend  wird 
hier  mittelst  Gegenüberstellung  der  socialistischcn  Thesen  und  Dogmen  und  der  wirk- 
lich naturwissenschaftlich-darwinistischen  Lehrsätze  von  einem  überzeugten  Darwinianer 
und  wissenschaftlichen  Natui  forscher  der  wissenschaftliche  Humbug  der  Pocialistischen 
Autoren  nachgewiesen  und  die  Unhahbarkeit  der  Sätze  und  Schlüsse  entwickelt  und 
begründet. 

§.  8.  Die  neueste  wirthschaftsgeschichtlichc  Litteratur  steht  ihrem 
Gegenstande  und  ihrem  Standpuncte  der  Betrachtung  nach  der  ,.practischen  Volks- 
winhschaftslehrc"  immer  noch  näher,  als  der  ,. grundlegenden"  und  der  „theoretischen". 
Sie  wird  daher  in  der  dritten  Hauptabtheilung  dieses  Gcsammtwerks,  besonders  in  den 
von  Buchenbergcr  und  Bücher  herrllhrenden  Theilen  genauer  angegeben  werden. 
Vgl.  Buchenbergcr,  Agrarpolitik,  bes.  I.  vielfach,  namentlich  S.  83,  156,  269, 
.*i73,  547.  Eine  freilich  etwas  stark  panegyrisch  gehaltene  üebersicht  der  Haupt- 
leistungcn  auf  dem  wirthschaftsgeschichtlichon  Gebiete  hat  Gothein  in  dem  von 
Lexis  hcraufgegebenen  Weikc  ,,Die  deutschen  Universitäten"  (Berlin  1S93,  I,  5S3  ff.) 
geliefert.  Anzuerkennen  ist,  dass  in  der  neuesten  wirihschaftsgcschichtlichon  Litteratur 
mehr  als  in  der  früheren  der  Zusammenhang  der  wirthschaftlichen  und  rechtlichen 
Verhältnisse  und  die  Bedeutung  des  Einzelnen  als  Moments  der  ganzen  volkswirth- 
schaftlichen  Organisation  verfolgt  wird.  Dadurch  erlangt  diese  Litteratur,  wie  aus 
der  früheren  namentlich  die  historischen  Arbeiten  von  Rodbert us,  auch  eine  allge- 
meinere Bedeutung  für  die  Nationalökonomie  und  insbesondere  für  die  in  diesem 
2.  Theil  der  Grundlegung  behandelten  Fragen.  Auch  ohne  dass  das  von  dem 
einzelnen   Autor  inrmcr  anerkannt  wird,  gelangen   die  grossen   leitenden   Ideen   von 
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Bodbertus  so  zur  Herrschaft.  Unter  Verweisaiig  fUr  eiuzclne  weitere  Litteratur- 
aoirabeD  auf  die  späteren  Abschnitte  dieses  Werks  und  besonders  auf  die  practischc 
Volkswirthscbaftsiehre  seien  hier  als  wichtigere  Beispiele  aus  der  neuesten,  auch 
für  die  allgemeineren  Priucipienfragen  der  volkswirthschafüichen  Rechtsordnung  und 
Organisation  wenhFollen  wirthschaftsgeschichtlichen  und  verwandten  Litteratur  erwähnt: 
Max  Weber,  die  römische  Agrargeschichte  in  ihrer  Bedeutung  fdr  das  Staats-  und 
PnTatrecht  (Stuttg.  1891). —  FUr  allgemeine  wirthschaftsgescbichtliche  Entwicklung,  vor- 
nemlich  dann  Ton  Bedeutung  fUr  die  ältere  Ag  rar  Verfassung,  Betriebs-,  Arbeiter-, 
Besitzrerbältnisse:  v.  Inama-Sterncgg,  deutsche  Wirthscbaftsgeschicbte ,  bisher 
2  Binde,  Leipzig  1S79  und  1S91;  ders.,  die  Ausbildung  der  deutschen  Grund- 
herrschaften  in  der  Garolingcr  Zeit,  Leipz.  1S78.  Die  Schriften  Th.  Rogers,  six 
centuries  of  work  and  wages,  Lond.  1884,  history  of  agriculture  and  prices  in  Eng- 
land, Lond.  1866 — 88,  industrial  and  commercial  history  of  England  (lectures  nach 
dem  Tode  herausgegeben,  Lond.  1892),  economic  Interpretation  of  history,  2.  ed. 
(lectores),  Lond.  1S91.  —  A.  Meitzen,  ältester  Anbau  der  Deutschen,  Jahrb.  f. 
Nat-Oek.  N.  F.  B.  11,  Individualwirthschaft  der  Germanen  u.  s.  w.,  eb.  B.  VI;  ders. 
im  Schönberg'schen  Handb.  B.  II,  Abh.  Landwirthschaft  Th.  2;  ders.  im  Hand- 
wörterb.  d.  Staatswiss.  Art.  Ansiedlung;  ders.  in  dem  grossen  Werke,  dessen  Ver- 
ötientlichuDg  bevorsteht:  Siedlung  und  Agrarwcsen  der  Deutschen,  Scandinaven, 
Kelten  u.  a.  m.  Lamprecht,  Geschichte  des  franzOs.  Wirthschaftslebens  im  11.  Jahr- 
hundert, Leipzig  1878,  besonders  aber  von  dcms.  das  grosse  Hauptwerk  deutsches 
Wirthschaftsleben  im  Mittelalter,  3  Th.,  Leipz.  1886,  namentlich  in  den  2  ersten 
darstellenden,  auf  umfassendstem  Material  beruhenden  Bänden,  die  fast  ganz  hierher 
gehören,  darin  u.  A.  die  allgemeinere  Erörterung  über  die  gegenseitigen  Beziehungen 
von  Recht  und  Wirthschaft,  I,  19 — 51;  dann  in  dnrchweg  näherer  organischer  Ver- 
bindung der  Wirthschafts-,  Cultur-  und  allgemeinen  politischen  Geschichte:  deutsche 
Geschichte,  bisher  3  B.,  Bcrl.  1891 — 93,  übrigens  öfters  nach  wesentlich  deductiver 
Methode  und  mit  Zugeständnissen  an  die  prä-  und  primitiv-historischen  Hypothesen 
(Matterrecht,  I,  Buch  2,  Kap.  1),  die  doch  auch  mehrfach  zu  weit  gehen  möchten. 
Gothein,  Wirthschaftsgeschichte  des  Schwarzwalds  u.  s.  w.,  Strassb.  1.  B.  1892.  — 
L  Brentano,  in  dem  oben  S.  16  genannten  Aufsatz.  —  Fttr  die  neuere  Ent- 
wicklung der  Agrarverfassung ,  der  (iutsunterthänitrkeit  u.  dg),  m.  von  allgemeinerer 
Bedentnng:  Knapp,  die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den 
älteren  Landestheilen  Prcussens,  2  B.,  Leipz.  1887;  ders.  die  Landarbeiter  in  Knecht- 
schaft und  Freiheit,  Leipz.  1891.  Grossmann,  die  gutsherrlich-bäucrlichen  Rechtsver- 
hältnisse etc.,  Leipz.  1890.  ücber  eine  wichtige  Specialfragc  das  Werk  von  A.  v.  Mias- 
kowski.  das  Erbrecht  und  die  Grundeigeuthamsvertheilung  in  Deutschland,  2  B., 
Leipz.  18S2  u.  1884.  —  Aus  der  gewerbe-  bezw.  gewcrberechts-geschicht- 
lichen  neueren  Litterator  ist  diejenige  über  die  Entstehung,  Entwicklung  und  Be- 
deutung des  Gilde-  und  Zunftwesens  von  allgemeinerer  Wichtigkeit  für  die  wirthschafts- 
rechtlichen  und  organisatorischen  Fragen,  so  u.  A.  besonders  G.  Schönberg,  zur 
winhschafüichen  Bedeutung  des  Zunftwesens  im  Mittelalter,  Hildebr.  Jahrb.  1868 
und  selbständig,  L.  Brentano,  die  Arbeitergilden  der  Gegenwart,  bes.  B.  1.  Leipz. 
1S71,  G.  Schmoller,  Strassborger  Tucher-  und  Weberzunft  u.  s.  w.,  Strassb.  1881, 
Stieda,  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens,  Jena  1877,  die  weiter  unten  ge- 
nannten neuesten  Arbeiten  von  Gross  und  Hegel.  Ueber  die  Typen  der  Ent- 
vicklang  des  Gewerbes,  im  Zusammenhang  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft 
ftberbaupt  und  mit  trefflicher  Verwerthung  der  Ergebnisse  für  allgemeinere  wirth- 
«chaftsrechtliche  und  organisatorische  Fragen  K.  Bücher,  Art.  Gewerbe  in  B.  3  des 
Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaft.  —  Die  neu  wieder  entbrannte  historische 
Screitfrag'e  über  die  Entstehung  der  (mittelalterlichen)  Städte-  und  der  Stadt- 
rerfassnng  ist  in  der  neuesten  Litteratur  noch  mehr  in  Zusammenhang  mit  wirth- 
schaftlichen  Verhältnissen  und  Fragen,  über  Märkte  und  Marktwesen.  Gilden-  und 
Zunftwesen,  Handel  und  Kaufmannschaft  behandelt  worden,  als  früher,  wo  dieser 
Zusammenhang  übrigens  auch  nicht  unbeachtet  blieb  (Arnold,  v.  Maurer, 
Hegel  n.  A.).  S.  u.  A.,  neben  Aufsätzen,  Recensionen  in  den  volkswirthschaft- 
Hcbcn,  rechtsgeschichtlichen  Zeitschriften,  bes.  Sohm,  Entstehung  des  deutschen 
Städtewesens,  Leipz.  1890;  v.  Bclow,  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeindc. 
Düsseld.  18S9;  ders.,  Ursprung  der  deutschen  Stadt  Verfassung  eb.  1S92,  Ch.  Gross. 
^Ud  merchant  Oxf.  1890;   K.  Hegel,  Städte  und  Gilden   der  germanischen  Völker 

A.  Wagner,  Ornndlegvog.    3.  Aufl.    2.  Theil.  Volkswirthschaft  a.  Rocht.  2 
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im  Mittelalter,  2  B.,  Leipz.  1891.  Rechtliclie  und  orgaiiisatorische  Puncte  von  allge- 
meiner Bcdeotung  für  die  volkswirthschafdicbe  Betrachtung  von  Freiheit  und  Eigen- 
thum,  so  persönliche  Unfreiheit,  Freiheit,  Zugrecht,  Eigen thumsrecht,  sonstiges  Besitz- 
recht, Leihe,  Yertragsrecht  u.  a.  m.  kommen  hier  überall  zur  Erörterung  oder  es 
wird  doch  historisches  Material  zu  einer  solchen  geliefert. 

Neben  dieser  eigentlich  wirthschaftsgeschichrlichen  und  geschichtlichen  Littcratur 
über  einzelne  Gebiete  sind  aus  der  Litteratur  der  historisch-nationalOkonomischen 
Richtung  neuere  Arbeiten  von  G.  Schmoller  und  K.  Bücher  als  solche  zu 
nennen,  welche  mehrfach  die  Beziehungen  von  Volkswirthschaft  und  Hecht  streifen. 
Siehe  von  Schmoller  die  Aufsätze  in  seinem  Jahrbuch,  Thatsachen  der  Arbcits- 
theilung,  B.  13  und  14,  über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung, 
B.  14 — 16,  auch  die  Studien  über  preussische  Wirthschaftspolitik,  besonders  die  erste, 
in  B.  8;  von  Bücher,  die  schon  genannte  Abhandlung  Gewerbe  im  Handwörterbuch 
d.  Staatswiss.  B.  111,  namentlich  aber  die  Schrift  „die  Entstehung  der  Volkswirth- 
schaft" (Tüb.  1893),  wo  historisch-ökonomische  Thatsachen  in  bedeutisamer  Weise  für 
die  nationalökonomische  Theorie  verwerthet  werden  und  manches  Streiflicht  auf  die 
allgemeineren  Beziehungen  zwischen  Wirthschaft  und  Recht  fällt,  zum  Theil  unter 
Benutzung  der  Ergebnisse  älterer  eigener  Arbeiten  Bücher's  (Aufstände  unfreier 
Arbeite,   1874,   Bevölkerung   Frankfurts  a.  M.   im   14.  und  15.  Jahrhundert,  ]S86)*K 

§.  9.  Die  kritische  Litteratur  über  den  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  Deutsche  Reich  und  über  wichtige  legislatorische  Pläne  auf  dem 
Gebiete  volkswirthschaftlicher  und  socialer  Gesetzgebung  bietet  mehrfach 
auch  hier  für  die  Gegenstände  dieses  2.  Theils  der  Grundlegung  werthvolle  Ausbeute. 
Zwar  ist  der  grösste  Theii  der  kritischen  Littcratur,  welche  sich  in  selbständigen 
Schriften,  in  Fachzeitschriften  und  in  der  sonstigen  Presse  an  den  im  Jahre  18**S 
amtlich  veröffentlichten  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  ausgearbeitet  von  der 
vom  Bundcsrathe  berufenen  Commission,  angeknüpft  hat,  ganz  überwiegend  specia- 
listischer  und  formal -juristischer  Art.  Hier  werden  die  Normen  des  Entwurfs  für 
einzelne  Rechtsgebiete,  Institute  und  Rechts.«>ätze  vom  Standpunct  de  lege  ferenda  aus 
nach  der  formellen,  wie  nach  der  materiellen  Seite  kritiairt.  Dabei  wird  das  ge- 
schichtlich gewordene  und  bestehende  Recht  und  werden  die  Normen  des  Entwurfs 
doch  aber  meist  auch  aus  dem  Gesichtspunct  der  Zweckmässigkeit  und  nach  ihren 
Folgen  geprüft ,  was  dann  schon  vielfach  in  volkbwirthschaftlichc  und  sociale  Be- 
trachtungen hinüberführt,  namentlich  in  der  Beweisführung  für  und  gegen  den  Ent- 
wurf und  für  etwaige  Gegenvorschläge  der  Autoren.  Indessen  hauptsächlich  hat  man 
es  hier  doch  mit  privatrechtlichen  Fragen  im  engeren  und  engsten  Sinn  zu  thun, 
auf  welche,  trotzdem  sie  mit  den  allgemeineren  Principien fragen  gewöhnlich  zu- 
sammenhängen ,  hier  nicht  näher  einzugehen  ist.  Auch  die  betreffende  Litteratur  ist 
hier  nicht  anzugeben.  (Uebersicht  der  in  Buchform  erschienenen  Schriften  in 
0.  Mühlbrecht's  Wegweiser  für  die  neuere  Litteratur  der  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaften,  Berlin  1S'.»3,  S.  4b;  derselbe,  die  Litteratur  des  Entwurfs,  1.  Lesung, 
Berlin  1892.)  Ueber  die  Behandlung  und  Ergebnisse  der  2.  Lesung  bei  der  jetzt 
tagenden  Commission  s.  die  rogehnässicen  Referate  in  Conrad's,  der  nationalökonomisches 
Mitglied  dieser  Commission  ist,  Jahrbüchern. 

Der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  hat  aber  auch  als  Ganzes  und 
seinem  Geii>t,  ^■eiuer  Tendenz  nach  mehrfach  eine  Kritik  erfahren.  Er  beruht  auf 
einseitig  individualistisch -romanistischcr  Grundlage  und  ist  daher  von  germanistischer 
Seite  und  auch  von  derjenigen  romanisiischen  aus,  welche  die  oben  (S.  12)  berührte 
Ihering'sche  Auffassung  des  Privatrechts  vertritt  oder  ihr  sich  doch  nähert,  einer 
scharfen  (lesammtkritik  unterworfen  worden.  Grade  diese  Behandlung  des  Entwurfs 
ist  für  die  nationalökonomische  Retrachtung  des  Privatrechts  von  besonderem  Werth. 
Denn  unvermeidlich  geht  die  Kritik  hier  auf  volkswirthschafiliche  und  sociale  Prin- 
cipienfragen  zurück  und  stützt  sich  auf  volkswirthschafiliche  und  sociale  Auffassungen. 

M  Ueber  Bücher' s  pon.  Sehrift.  welche  auch  für  die  in  (irundlecuiig  I,  §.  150  (F. 
behandelte  Fragen  der  Eutwicklunusmomente  der  Volkswirthschaft  besonders  wichtig 
ist  und  zum  Besten  aus  der  neueren  bezüglichen  Litteratur  gehört,  s.  die  von  ver- 
schiedenem Standpuncte  ausgehenden  Besprechungen  von  (i.  Schmoller  in  s.  Jahrb. 
B.  17,  1S93,  S.  ;^01— 30Ü,  von  Platter  in  den  „Deutschen  Worten"  (Wien),  1893, 
Dec.-Heft,  und  von  mir  in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  H.  50,  1S91,  S.  347—357. 


Rechtliche,  legislatiFC  Littcratur.  1^) 

Namenüieh  sucht  »ie  die  in  dieser  Hinsicht  bedenklichen  Folgen  der  materiellen 
Kecht^Do^men  des  Entwurfs  für  die  Allgemeinheit  wie  für  die  nächst  betroffenen 
(ie:»elJs€haftskroise  nachzuweisen  und  begründet  Umändorunsren  dieser  Normen  und  die 
Umgestaltung  des  ganzen  Entwurfs  mit  dem  allgemeinen  Volks-  und  Yolkswirthschafts- 
ioteresse  sowie  mit  dem  Nachweis  dessen .  was  dieses  Interesse  von  der  Gehtaltoug  des 
Priratrechts  ferlangt.  Das  aber  ist  recht  eigentlich  der  Standpunct  des  National- 
Ökonomen  gegenober  auch  dem  Priratrecht  und  zugleich  der  hOchsto  Standpunct  der 
Kritik  in  solchen  Dingen  überhaupt.  Aach  in  jener  oben  erwähnten  juristischen 
kritischen  Speciallitteratur  fehlt  er  keineswegs  immer  und  tritt  er  besonders  auf  einigen 
Rechts^bieten,  wie  im  Familiengüterrecht.  Erbrecht  mehr  herror.  Aus  der  allgemeinen 
Litteratar  über  den  Entwurf  sind  wegen  der  an<redcuteten  Richtung  besonders  hcr?or- 
znheben:  0.  Gierke,  der  Entwarf  eines  bürgerlichen  (jesetzbuchs  und  das  deutsche 
Recht,  zoerst  in  Sehmoller's  Jahrb.,  Bd.  12  u.  13.  ISSS.  18^9,  dann  selbständig, 
Leipzig  18S9,  und  Anton  Menger,  das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzlo^cn 
Chsseo,  zuerst  in  Brauns  Archir  f.  soc.  Gesetzgebung,  B.  2  u.  8,  1SS9,  ISüu,  dann 
ebenfftlis   selbständig,   Tübingen  1S90    ^s.  schon  Grundleg.,  Theil  I,  §.  14,  S.  45,  46). 

§.  10.  Auf  dem  Gebiete  der  sog.  Arbeiterfrage  oder  der  socialen  Frage 
im  engeren  Sinne  führen  die  beiden  in  der  neueren  und  neuesten  Gesetzgebung  vor- 
nemlicb  benrorgetretcnen  Fragen  des  Arboiterschutzes,  der  früher  meist  sog. 
Fabrikgesetzirebung,  und  der  Arbeiterversicheruog  unvermeidlich  in  die  alj- 
gemeiosten  Principienfragen  der  Rechtsordnung,  in  wahre  Hauptfragen  von  „Freiheit 
und  Eigenthum  in  volkswirthschaftlicher  Betrachtung'*  hinein.  Ueberall  handelt  es 
sich  dabei  um  Eingritie  in  und  Beschränkungen  des  freien  Yertragsrechts ,  speciell 
des  Arbeits-,  Dienstmiethe-  und  Lohnvertrags  nach  dessen  materieller  Seitu,  daher 
auch  um  Auseinandersetzungen  mit  Gonsequenzen  des  Princips  der  rein  individualistisch 
geiassten  Freiheit  und  des  absoluten  Privateigenthums.  Grade  in  den  Anfängen,  be- 
sonders der  britischen  Fabrikgesetzgebung,  wurden  Beschränkungen  der  Veifügungs- 
freibeit  des  Fabrikanten,  des  „ Eigenthümers ^*  und  Beschränkungen  in  der  Art  und 
Zeitdauer  der  Arbeit  vielfach  principieil,  auch  von  liberal-individualistischer  national- 
6konomi$cber  Seite  als  unrichtige,  unzweckmässige,  selbst  schädliche  und  ungerechte 
Eingritie  in  die  Freiheit  der  persönlichen  Bewegung,  des  Eigenthums.  der  Vertrags- 
^cbliessnng  angegriffen,  auch  zugleich,  wie  bei  Kinder-  und  Frauenarbeits- Regelung, 
ab  falsche  Maassregeln  der  Bevormundungspolitik  in  der  Weise  der  älteren  wirth- 
»cbaAspolitischen  des  Mcrcantilzeiialters  bemäni^elt.  Geschieht  das  neuerdings  nicht 
mehr  so  allgemein,  so  werden  doch  bis  zur  Gegenwart  ziemlich  dieselben  Gesichts- 
punctc  gegen  einzelne  weitere,  von  mancher  Seite  geforderte  Beschränkungen  der 
Vertragsfreiheit,  so  namentlich  gegen  die  Festsetzung  von  gesetzlicher  Maximal- 
arbeitbtags-Dauer  für  die  männlichen  erwachsenen  gewerblichen  Arbeiter,  geltend  ge- 
macht. Daher  bieten  die  Motive  der  Gesetzentwürfe  über  Arbeiterschutz,  die  Er- 
örterungen über  die  Weiterentwicklung  derselben,  die  bezüglichen  parlamentarischen 
Verbandiongen,  die  geschichtlichen  Darlegungen  der  Entstehung  und  Fortbildung 
dieser  Gesetzgebung  und  die  dazu  gehörige  Speciallitteratur  auch  mancherlei  von  Be- 
deutung für  die  allgemeineren  princijMellen  Streitfragen  der  wirihschaftlichen  Rechts- 
ordnung. Die  Litteratnr  selbst  ist  hier  nicht  anzugeben ,  sie  gehört  in  die  Gewerbe- 
politik. Nur  als  Beispiel  sei  genannt:  v.  Plener,  englische  Fabrikgesetzgebung,  Wien 
1S7i,  Anton,  Geschichte  der  preussischen  Fabrikgesetzgebung,  Leipz.  IbOl,  Passim 
Marx.  Kapital,  B.  1,  Brentano,  Arbeitergilden,  dors.,  Arbeitsvertrag  gemäss  dem 
heotigen  Eecht,  f.  Schulze-Gävernitz,  zum  socialen  Frieden,  2  B.,  Leipz.  l&Dl. 
Im  Allgemeinen  und  für  weitere  Litteraturangaben  Schön berg,  seine  Abh.  Ar- 
beiterfrage in  s.  Handbuch,  B.  II,  3.  A.,  S.  631,  desselben  Artikel  Arbeit  u.  Ar- 
beiter im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.,  B.  I,  sowie  eb.  die  Reihe  von  Artikeln  über 
die  Arbeiterschutzgesetzgebung  der  einzelnen  Länder. 

Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung,  indessen,  was  bei  der  neucrn 
Eitwicklong  der  letzteren  in  den  Stadien  der  lc»:islativen  und  parlamentarischen  Arbeit 
wie  in  der  Fachliteratur  nicht  immer  genügend  beachtet  wurde,  auch  im  Gebiete  der 
Versicherung  überhaupt  führen  die  wichtigeren  einzelnen  Streitfragen,  über  ob 
und  wie  weit,  wann  und  wie.  Zwang  oder  P'reibeit,  Cas>en7.wang,  Zwangscasse,  Bei- 
Tng!»zwang,  Vertheilungsart  der  Beiträge,  regelmässig  ebenfalls  auf  allgemeinere 
Principienfragen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  der  Eigenthums-  und  Erwerbs- 
ordsuDg.  auf  das  Frciheitsprincip  hin.    Daher  bieten  auch  hier  wieder  die  Erörterungen 
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über  Versicherungswesen  im  Allgemeinen  (öflentliches  mit  Zwangsprincipien,'  pmatcs) 
und  flber  einzelne  Gebiete  desselben,  Feuenrersicherong ,  besonders  neueste  Arbeiter- 
Fersicherung,  die  legislativen  Vorfi^änge  auf  diesem  Gebiete,  die  parlamentarischen 
Verhandlungen  darüber,  die  bezügliche  Fachlitteratur  Vielerlei  von  Wichtigkeit  for  den 
Gegenstand  dieses  Werks.  Auch  diese  Specialliteratur  ist  aber  an  dieser  Stelle  nicht 
anzugeben,  sondern  gehOrt  in  andere  Thcile  des  Handbuchs.  Als  Beispiele  und  für 
weitere  Litteratur  seien  genannt:  Em.  Herrmann,  Theorie  der  Versicherung  rom 
wirtbschaftlichen  Standpuncte,  2.  A.,  Gratz  1S69,  A.  Wagner,  der  Staat  und  das 
Versicherungswesen,  Tub.  ISSl  (aus  d.  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1881),  der»., 
Abh.  Versicherungswesen  im  Schön berpr'schen  Handb.,  B  H.  Aus  der  Litteratur  der 
Arbeiterversichcrung  besonders  die  Schriften  ?on  Schuf  fle,  nach  kürzeren  Andeutungen 
in  seinen  früheren  grösseren  Werken  (s.  Handwöiterb.  d.  Staatswiss.  I,  518)  namentlich  . 
corperativer  Hilfscassenzwang,  Tüb.  1^84  u.  a.  m.,  ?on  L.  Brentano,  die  Arbeiter- 
versicherung gemäss  der  heutigen  W'irthschaftsordnung,  Leipz.  1879,  ders..  der  Ar- 
beiterversicherungszwang. Berl.  1881,  W.  Hasbach,  das  englische  Arbeiterver- 
sicherungswesen. Leipz.  1883,  G.  Schön  borg  in  der  Abh.  in  seinem  Handbuch  IL, 
S.A.,  S.  787  ff.,  740  tt.,  der  Art.  Arbeiterversicherong,  Allgemeines,  von  Sch&flfle, 
im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.,  B.  I,  und  die  Specialartikel  daselbst  über  die  Ar- 
bciterversicherung  in  den  einzelnen  Staaten,  auch  für  weitere  Littcratu rangaben. 

§.11.  Aus  den  sonstigen  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung sind  diejenigen  von  allgemeinster  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses 
2.  Theils  der  Grundlegung,  welche  sich  auf  das  private  Grundeigenthum,  auf 
die  ganze  Grundbesitzordnung  und  besonders  auf  diejenigen  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  auf  die  „Agrarverfassung'*  und  dann  wieder  auf  einige  Special- 
puncto  der  letzteren  beziehen,  wie  auf  Gebundenheit  (Geschloslenheit)  und  freie  Theil- 
barkeit,  agrarisches  (bäuerliches  Erbrecht),  Durchführung  grosser  agrartcchnischer 
Keformen  und  Meliorationen  u.  dgl.  m. 

Die  socialLstische  Forderung  der  grundsätzlichen  Beseitigung  des  Privatcigen- 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  besonders  von  Grand  und  Boden  und 
des  Uebergangs  des  letzteren  in  öffentliches,  „gesellschaftliches''  Eigenthum  ist  auch 
ausserhalb  der  eigentlich  socialistischen  Kreise  bei  Theoretikern  und  Parteien  theib 
für  alle,  theils  wenigstens  für  gewisse  Bodenkategorien  (Wege-,  Bergwerks-,  Forst-, 
städtischer  Wohnungsboden)  neuerdings  mehrfach  vertreten  worden.  Eine  bezügliche 
Litteratur  ist  darüber  entstanden  (H.  George  in  America,  Flürscheim  u.  a.  m. 
in  Deutschland),  Zeitschriften  von  Parteien  („Freilan«!'*  in  Wien,  in  Berlin)  treten  da- 
für ein.  Auch  wenn  weder  die  Forderungen  noch  die  Beweisführung  gebilligt  werden, 
immerhin  ist  in  dieser  Litteratur  der  „socialökonomische''  Standpunct  der  Kritik  und 
des  Postulats  gegenüber  der  Privatrechtsordnung  beachten swerth  und  vielfach  richtig 
gewählt  und  begründet.  Ueber  die  betreffende  Litteratur  Näheres  in  Buch  3  unten. 
Für  die  mir  richtig  scheinende  allgemeine  Erörterung  der  Frage  verweise  ich  hier 
auf  den  von  mir  verfassten  Abschnitt  „die  volkswirthschaftliche  Principien frage  der 
l^echtsordnung  des  Grundbesitzes'*  in  dem  Art.  (irundbesitz  im  Handwörterb.  d. 
Staatswiss.  IV,  112 — 130;  ferner  auf  die  für  den  ländlichen  (irundbesitz  die  Be- 
seitigung des  Privateigenthums  scharf  ablehnende  Behandlung  der  Controverse  von 
Buchenbcrger,  Agrari>olitik,  I,  S.  220  ff.  (auch  für  Litteratur).  Besonders  wichtig 
wird  bei  Fragen  des  privaten  Grundbesitzes  die  Frage  der  Zwangs  «Enteignung, 
wofür  auf  das  Scnlusskapitcl  des  3.  Buchs  unten  zu  verweisen  ist. 

Für  die  meist  doch  in  unseren  Läiid«frn  noch  wichtigste  Katej^orie  des  Bodens, 
den  ländlichen,  sind  die  angedeuteten  Specialfragen  der  Agrarverfassung  und 
Agrarpolitik  alle  von  mehr  oder  weniger  allgemeiner  principieller  Bedeutung  für  die 
(irundfragen  von  Recht  und  Volkswirthschaft.  Hier  ist  daher  im  Ganzen  auf  die 
agrargeschichtliche  und  agrarpolitische  Litteratur  Bezug  zu  nehmen .  insbesondere  auf 
das  Werk  von  Buchenberger  in  den  betreffenden  Abschnitten,  auf  die  oben  S.  17 
genannte  wirthschaftsgeschichtliche  Litteratiy  und  fiir  eine  auch  allgemein  besonders 
wichtige  Rechtsfrage,  das  ländliche  Erbrecht,  auf  das  schöne  Werk  von  v.  Mias- 
kowski. 

Aus  dem  Gebiete  der  Verträge  sind  ausser  dem  schon  erwähnten  Arbeits- 
vertrag namentlich  die  practisch  wichtig^ten  Verträge  des  privatwirthschaftlichen  Ver- 
kehrssystems der  Kaufvertrag  und  die  Kreditverträge,  Darlehen.  Miethe,  Pacht.  Die 
für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  bedeutungsvollste  Frage  ist  hier,   ob  und  in 
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wie   weit   der  Inhalt   dieser  Verträge   bloss  ?om  Willen  der  Yertra^schliessenden  ab- 
hängt« bzw.  nach  dem,  was  als  Ansdmck  dieses  Willens  gilt,  sich  bestimmt  oder  ob 
nnd    welche  Einschränkungen   dieser   Vertragsfreiheit   bestehen,    namentlich   ob  und 
welche  Bestimmungen  eines  Vertrags  nichtig,  rechtsungiltig,  unklagbar,  e?eutaell  straf- 
bar sind,  auch  ob   und   wie  weit  allgemeine  Normen  der  Rechtsordnung  überhaupt 
mittelst  Vertrags  mit  rechtlicher  Wirkung  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  werden 
können  und  welches  die  Rechtsfolgen  eines  trotzdem  darauf  hinausgebenden  Vertrags- 
schlosses  sind.    Gerade  hier  finden  sich  im  älteren  Rechte  Einschränkungen  der  Ver- 
tragefreiheit,   welche  als   Widersprüche   mit  den   Gonsequenzen   der  indi?idualistisch 
gefassten  Freiheit  und  des  absolut  gefassten  PriFateigenthums  vom  nationalökonomischen 
Liberalismus   und   Individualismus   angefochten   und    auch    wegen  ihrer  behaupteten 
scbidlichen    Polgen    bemängelt   worden  sind.    In  der  gemeinsamen   Consequenz  der 
Principien  des  privatwirthschaftlichen  Systems  der  freien  Concorrenz  (Grundlegung  I, 
§.  SOS  ff.)   und  des  individualistischen  Characters  der  romaniätischcn  Jurisprudenz,   in 
der  aeoeren  Auffassung  derselben,   sowie  unter  Motivirung  mit  den  Bedürfnissen  des 
modernen  Verkehrs  sind  diese  Einschränkungen  der  Vertragsfreiheit  denn  auch  meistens 
gefallen.     Das  wichtigste  Specialgebiet,  auch  gleichzeitig  da.*«jenige.  auf  welchem  die 
längste  nnd  bedeutendste  geschichtliche  Entwicklung  einer  auf  dem  Princip  der  Ein- 
schränkung der  Vertragsfreiheit  beruhenden  Rechtsordnung  vorliegt,  ist  dasjenige  des 
Darlehnsvertrags-  und  des  Zins-  und  Wucherrechts.    Gerade  aber  auf  diesem  Rechts- 
gebiete ist  nach  wesentlich  erreichter  „voller  Verkehrsfreiheit''  auch  die  erste  und 
stärkste  Reaction   aus   den  wahrgenommenen  wirthschaftlich  und  sittlich  bedenklichen 
Folgen  dieser  Freiheit  hervorgegangen  und  man  in  Deutschland  und  anderen  Ländern 
wieder   zur  Einschränkung   dieser  Freiheit  zurückgekehrt.     Wahrnehmungen   auf  ver- 
wandten   Gebieten,    bei     gewissen    Kaufgeschäften     (Abzahlungsgeschäfte),    Pacht- 
geschäften  haben  in  neuester  Zeit  auch  hier  eine  solche  Reaction  zu  Wege  gebracht 
oder,  wie   beim  Mieth vertrage,   Einschiänkungen  der  Vertragsfreiheit  wenigstens  er- 
wägen lassen.     Der  Missbrauch  der  Börsengeschäfte,  die  Bildung  von  Privatmonopoleu 
durch    Verabredungen   der  Producenten,  Händler  zur  Emporschraubung  der  Preise 
0.  dgL  m.  haben   auch   auf  solchen   wirthschaftlichen  Specialgebieten  von  Neuem  die 
Fragen  der  Vertragäfrciheit  und  der  etwaigen  Regelung  und  Einschränkung  derselben 
iD  Flass    gebracht.     Uebcrall    mossten    die  Erörterungen   dann  aber  wieder  auf  die 
allgemeineren  Fragen  von  der  wirthschaftlichen  Freiheit  und  Privateigen thumsordnuug 
zurückführen.     Eben  deswegen  sind  diese  Erörterungen,   wie  sie  in  den  Motiven  von 
Gesetzentwürfen .  in  den  parlamentarischen  Verhandlungen ,  in  amtlichen  und  Privat- 
berichten   und   Untersuchungen  (Enquöten)  wirthschaftlich  er  Verhältnisse  und   Uebcl- 
stände,  in  der  bezüglichen  Litteratur  hervortreten,  auch  wieder  von  allgemeinerem  Interesse 
ftr  die  Behandlung  der  in  diesem   2.  Theile  der  Grundlegung  untersuchten  Fragen. 
Die  betreffende  Litteratur  ist  in  anderen  Theilen  diebes  Werks,  theilweise  auch  unten 
im   4.   Boche    näher   anzugeben.     An    dieser  Stelle   mai?  es  genügen,   als  auf  das 
vichtigste  Beispiel,   auf  die  neuere  Litteratur  der  Wucher  frage  hinzuweisen,    in 
welcher  alle  volkswirthschaftlichen  Momente  der  Frage  der  Vertragsfreiheit  besonders 
lehrreich   zusammentreffen.     S.   die  kurze   Uebersicht  der  Frage  und  ihrer  Litteratur 
in  meiner  Abb.  Credit  im  Schönberg  sehen  Handbuch  I,  S.  425  ff.  (3.  A  ),  insbesondere 
Knies,    Credit   I,    Abschn.  VII,    v.    Böhm-Bawerk,    Kapitalzinstheorie   I,    bes. 
Abscbn.  II — V,  L.  v.  Stein,  der  Wucher  und  sein  Recht,  Wien  1880. 

§.  12.  Auch  noch  in  anderen,  als  den  im  Vorausgehenden  berührten  volks- 
wirthschaftlichen Fragen  tritt  die  Beziehung  von  Recht  und  Wirthschaft  deutlich  her- 
vor und  ist  das  auch  gerade  neuerdings  allgemeiner  eingesehen  worden.  Man  hat 
z.  B.  näher  verfolgt,  welchen  Einfluss  das  Speciairccht  auf  einzelnen  Wirthschafts- 
gebieten  für  die  Preisbildung  der  bezüglichen  Waaren  und  von  da  weiterwirkend 
for  die  Preise  der  sonstigen  Productionsmittel  (Boden!),  für  die  Arbeitslöhne,  für 
die  universelle  Preisbildung  und  Einkommenhöho  hat.  so  das  Zollrecht  (agrarische 
Schotzzollfrage !),  das  Gewerberecht  {Grossbetriebsbildung  1),  das  Währungsrecht  (Höhe 
«nd  Bewegung  der  Geldpreise I).  das  Credit-  und  Bankrecht  (Börsentreiben !K  das 
Transport-  und  Tarifrecht  (interlocale  und  internationale  Conen rrenzverhältnisse)  u.  s.  w. 
Ueberall  ergab  sich  so  die  Abhängigkeit  des  für  alle  Vcrmögensrechtsverhältnisso 
entscheidenden  Werthes  und  Preises  der  Dinge  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Volk^  und  Weltwirthschaft  und  der  heimischen  und  fremden  Rechtsordnungen,  — 
der  wesentlich  bestimmende  Einfluss  der  Conjunctur  (Grundleg.  I,  §.166  ff.). 
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Der  Sraat«  welcher  aber  nun  auf  (irund  dieser  Erkenntiiiss  ciue  die  Einzelnen, 
die  Classen,  die  Berufe,  die  Gesammtheit  fordernde,  schützende  Politik  verfolgt,  seine 
cinzehken  wirthschaftspolitischen  Maassregeln  —  z.  R.  im  agrarischen  Schutzzoll,  im 
Währungswesen  —  mit  nach  den  Einzel-  und  Classcninteressen  einrichtet,  weil  er  in 
diesen  berücksichtigungswerthe  und  -bedürftige  Theile  des  nationalen  und  volkswirth- 
schaftlichen  Gcsammtinteresses  sielit,  —  dieser  Staat  steht  natürlich  auch  den  Prifat- 
rechtsfragen  anders  gegenüber,  als  der  Staat  des  laisscr  aller  et  passer.  Wenn  er 
z.  B.  im  Gesammt-,  aber  doch  immer  mit  im  Sonderinteresse  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  der  Landwirthschaft  agrarische  Schutzzölle  gegen  überlegene  fremde 
Concurreuz  einrichtet,  so  wird  er  die  gesammte  Rechtsordnung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes, die  Fragen  der  Theilbarkeit.  des  Zusammenhaltens  der  Güter,  des  Erbrechts, 
des  Creditrechts,  der  technischen  Meliorationen  auch  nicht  mehr  ausschliesslich  nach 
den  Ge*»ichtspuncten  des  individualistischen  Privatrechts  behandeln  können  und  dürfen. 
Vielmehr  muss  auch  hier  die  Privatrechtsordnung  unter  die  leitenden  Gesichtspuuctc 
des  „öffentlichen",  des  nationalen ,  des  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Gesammt- 
Interesses  gestellt  werden.  Die  geschichtlich  überkommene  Grundbesitzverthellong, 
die  Grössenvcrhäitnisse  der  Besitz-  und  Betriebseinheiten,  die  Gestaltung  der  Arbeiter- 
verhältnisse in  der  Landwirthschaft  beispielsweise  rücken  daher  aus  der  lediglich 
privat  rechtlichen  und  privatwirthschaftiichen  in  die  mehr  zugleich  öffentlich -rechtliche 
Betrachtung  hinüber,  d  h.  sie  müssen  so  zu  beeinflussen  gesucht  werden,  wie  es  dem 
erkannten  Gesammtintercsse  entspricht. 

Mit  einer  solchen  Forderung  wird  abor  wieder  nur  eine  Conse<|Uenz  der  An- 
schauungen gezogen,  wie  sie  in  di.-r  Jurisprudenz  Ihering  vertreten  und  in  den 
oben  (S.  12)  angeführten  Sätzen  formulirt  hat.  und  wie  sie  in  dieser  Grundlegung 
principiell  vom  socialökonomischen  Standpuncte  aus  entwickelt  und  zu  begründen  ge- 
sucht werden:  eine  Oonsequenz  der  „socialrechtlichen**  statt  der  bloss  individual- 
rechtlichen,  der  eigentlich  Vülkswirthschafilicheii  statt  der  vorwaltend  privatwirthschaft- 
iichen Anschauunj^s-  und  Hehandlungsweise  der  grossen  Wirthschafts»-  und  Rechts- 
fragen (S.  4).  Erfreulicher  Wei>e  hat  gerade  in  I)eut^chland  auf  dem  (iebietc  der 
Agrarpolitik  in  Praxis  und  Theorie  diese  Auffassung  jiich  zu  verbreiten  begonnen 
(Miquel.  Thiel,  Conrad,  Knapp,  v*<chmüller,  v.  Mia.^kowr^ki,  Sering,  M.  Weber  u.  A.  m. 
Verein  für  Socialpolitik). 

Welche  grös?e  und  schwieriffe  Aufgaben  Inernach  aber  auch  für  die  allgemeine 
nationalökonomische  Theorie,  insbesondere  die  (irundlegung,  sich  ergeben,  bedarf 
keiner  weiteren  Ausführung.  Eben  deswegen  nochmals  (S.  4):  um  einen  Versuch  in 
dieser  Richtung  kann  es  sich  hier  für  uns,  und  vorläufig  wohl  überhaupt,  nur 
handeln.  Die  neuesten  Strömungen  in  der  Litteratur  (§.  0  fT.)  sind  jedenfalls  ?on 
ähnlichen  Gesichtspuncten  über  die  Beziehungen  von  Recht  und  Wirthschaft.  wie  die 
in  diesem  Werke  vertretenen,  vielfach  beeinllusst,  ungleich  mehr  als  in  der  voraus- 
gehenden Zeit. 

§.  \i^.  Wie  in  den  beiden  früheren  Auflagen  wird  auch  in  dieser  dritten  das 
geltende  Recht  unserer  Zeit  bei  unseren  Culturvölkern  im  Allgemeinen 
zum  Ausgangspunct  der  folgenden  Untersuchungen  über  Volkswirtli>cliaft  und  Recht 
genommen.  Ks  hat  schon  als  das  eben  bestehende  Recht,  dies  als  Thatsachc  der 
Wirklichkeit  genommen,  die  Vermuthunir  wenigstens  relativer  Nothwondigkeit  und 
Werths  für  sich  und  es  findet  doch  auch  noch  überwiegend  im  Rechtsbewusstsoin 
unserer  Zeit  seine  Stütze,  in  den  modernen  rechtsj)hilosophischen  und  f»konomischen 
Theorieen  des  Individualismus  und  Liberalismus  seine  Begründung,  nach  Auffassang 
weiter  Kreise  seine  Rechtfertigung.  Das  ..sociale"  oder  das  ,,Gemeinschaftsprincip** 
ihm  einfach  entgegen  zu  stellen  und  aus  demselben  ohne  Weiteres  die  Folgerungen 
zu  ziehen,  würde  als  petitio  principii  mit  Kecht  angefochten  werden  können.  Es  wird 
daher  möglichst  durch  die  Kritik  des  geltenden  individualistischen  Rechts  erst  der 
B«)den  für  die  „gesellschaftliche"  Auffassung  vorzubereiten  und  al&dann  die  letztere 
naher  darzulegen  und  zu  begründen  sein. 

So  wird  z.  B.  im  Folgenden,  im  3.  Kapitel,  g.  65  ff.  nicht  sofort  vom  „Zug- 
recht",  sondern  zunächst  von  dessen  modern  individualistischer  Gestaltung,  von  der 
„Freizügigkeit"  gehandelt,  dies  Recht  mit  seinen  Folgen  kritisch  geprüft  und  als- 
dann die  richtige  Stellung  der  Vülk^wirthschaftslehre  zum  Zugrecht,  bez.  die  gesell- 
schaftliche Auffassung  des  Zugrechts  begründet.  Bei  diesem  Verfahren  halte  ich 
auch  den  Einwand  des  „Dogmatismus"  für  unzutreffend.    Ich  stelle  kein  unbewiesenes 
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abäolotes  Princip  an  die  Spitze,  aas  welchem  dann  bloss  die  logischen  Folgerongeo 
gezogen  werden,  wie  es  z.  B.  auch  wieder  Brentano,  ganz  wie  ein  Prince-Smith, 
in  Betreff  des  Princips  der  Freiheit  und  rechtlichen  (ileichheit  in  seiner  „Arbeiter- 
versicherang"'  thot,  sondern  ich  suche  nachzuweisen,  dass  das  „Individualprincip'*  ein 
solches  unbewiesen  angenommenes  und  viel  zu  absolut  formulirtes  Princip  sei  und 
dass  sich  dasselbe  nicht  haltbar  in  der  Praxis  zeige.  Ich  suche  ebenfalls  aus  den 
Thatsachen  des  Lebens  den  Beweis  gegen  dieses  und  fUr  das  „Gemeinschafts- 
princip^^  zu  führen.  Ich  wende  mich  wie  Ihering  gegen  die  besonders  in  der  Privat- 
rechtswissenschaft herrschende  Tendenz,  etwas  für  ,. juristisch  richtig"  zu  halten,  weil 
es  die  logische  Consequenz  eines  meist  viel  zu  absolut  hingestellten  Princips  oder 
eines  allgemeinen  juristischen  Begrills  ist,  welcher  eben  mit  Unrecht  ganz  abstract 
individualistisch  formulirt  wurde.  Ich  scheue  aber  anderseits  auch  vor  der  logischen 
Consequenz  eines  Princips,  wie  des  Gemeinschaftsprincips,  nicht  zurUck,  wenn  dieselbe 
in  Widerspruch  mit  landläufigen  individualistischen  Ani:ichtcn  steht,  aber  den  Lebens- 
bedingungen  der  Gesellschaft  zu  entsprechen  scheint.  Und  ich  verlasse 
mich  dann  nicht  mit  quietistischen  Historikern  darauf,  dass  „sich  die  Dinge  schon 
«inmal  geschichtlich  entwickeln  werden",  auch  ohne  unser  darauf  bewusst  hinwirkendes 
Iknken  und  Thnn. 


2.  Abschnitt. 
AUgreiiieine  Betrachtung  des  wirthseliaftliehen  Keehts. 

I.  —  §.  14  [191].  Die  Wechselbeziehungen  von 
Technik,  Oekonomik  und  Recht.  Alle  wirthschaftliche,  ins- 
besondere alle  Saebgüterproduction  beruht,  technisch  und  öko- 
nomisch betrachtet  (Grundlegung  I,  §.  146),  auf  einem  Zusammen- 
wirken von  menschlicher  Arbeit  und  Naturkräften,  welche  entweder 
in  und  durch  die  beweglichen  Stoffe  oder  durch  Vermittlung  des 
Bodens  wirken.  Daher  ist  für  dieses  Zusammenwirken  eine  ent- 
sprechende Verfügung  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien  (im  rein  öko- 
nomischen Sinn,  I,  §.  129j  und  Grundstücken  unumgänglich.  Die 
Art  dieser  Verfügung  wird  durch  die  Anschauungen  der  Menschen, 
daher  durch  das  Medium  der  Motivation  (1,  §.  22,  28,  30  ff.),  durch 
im  engeren  Sinn  sogen,  sittliche  Anschauungen  und  Sitten,  sowie 
durch  das  Kecht  bestimmt. 

Eine  gegebene  Art  der  Productionstechnik  und  Oekonomik 
setzt  auch  eine  bestimmte  Art  von  Arbeit,  Kapital  und  Grund- 
stücken und  ebenso  eine  bestimmte  Art  des  Znsammenwirkens 
dieser  Momente,  wenn  nicht,  wie  mitunter,  unbedingt  an  sich,  so 
jedenfalls  zu  ihrem  besten  Erfolg  in  quantitativer,  qualitativer  wie 
in  Hinsicht  auf  die  Beschränkung  (das  jeweilig  erreichbare  „Mini- 
mum") der  „natürlichen"  Productionskosten  und  des  Aufwands  an 
menschlichen  Leistungen  (I,  §.  172)  voraus.  Jede  nach  dem  Fort- 
schritt des  technischen  und  ökonomischen  Könnens  m()gliche  und 
nach  dem  Stand  der  wirthschaftlichen  Bedürfnisse  nothwendige 
oder    erwünschte    Veränderung,    insbesondere    V^erbesserung    der 
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Technik  und  Oekonomik  ist  daher  auch  mehr  oder  weniger,  anter 
Umständen  unbedingt  abhängig  von  einer  vorausgehenden  oder  be- 
gleitenden Veränderung  der  Art,  wie  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien, 
Grundstücke  verfUgt  wird,  deragemäss  auch  weiter  von  einer  ent- 
sprechenden Veränderung  der  Anschauungen,  der  psychischen 
Motivation,  der  Sitten,  des  Rechts,  von  denen  wieder  diese  Ver- 
fügungsart abhängt.  Daher  drängt  eine  Aenderung  der  Technik 
und  Oekonomik  derProductionauch  auf  correspondirende  angemessene 
Veränderungen  von  Anschauungen,  Motivation,  Sitten  und  Recht 
hin.  Und  umgekehrt:  Technik  und  Oekonomik  sind  mehr  oder 
weniger  gebunden,  gelegentlich  bis  zur  Erstarrung,  wenn  die  ge- 
nannten Momente  damit  genau  übereinstimmende,  wesentlich  stabile 
sind.  Aber  auch  ihrerseits  wirken  die  Veränderungen  der  Technik 
und  Oekonomik,  indem  sie  andere  Motivation,  Anschauungen,  Sitten, 
Rechtsverhältnisse  oder,  zusammenfassend  gesprochen,  andere  Lebens- 
verhältnisse der  Menschen  bedingen  und  mit  bewirken,  auf  ent- 
sprechende Umgestaltungen  dieser  Momente  ein. 

So  ergiebt  sich  hier  ein  System  von  innigen  Wechsel- 
beziehungen, von  Wechselbedingungen  und  Wechsel- 
wirkungen zwischen  Technik,  Oekonomik,  psychischen 
Factoren,  Sitte  und  Recht:  ein  ebenso  anziehendes  wie 
wichtiges  Gebiet  der  Betrachtung  fttr  den  Wirthschafts-,  Cultur- 
und  Rechtshistoriker  wie  für  den  Nationalökouomen,  welches  erst 
die  neuere  historische  und  socialistische  Richtung  dieser  Wissen- 
schaft aufmerksamer  zu  durchforschen  begonnen  hat. 

Nach  der  psychologischen  Seite  und  der  damit  zusammenhäng^enden  der  sitt- 
lichen Anschauungen  und  Sitten  ist  dieses  Verhältuiss  ?on  Wechselbeziehnngen  im 
ersten  Thcile  dieses  Werks  (besonders  Buch  I.  Kapitel  1.  in  der  Analyse  der  Motivation 
im  wirthschaftlichen  Handeln,  aber  auch  mehrfach  sonst,  in  der  BcFölkeningalebre 
im  4.  Buche,  in  den  Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  im 
5.  Buche)  fttr  unsere  Zwecke  genügend  betrachtet  worden.  Auf  die  WechselbeziehnngöD 
zwischen  Technik,  Oekonomik  und  Kecht  war  dabei  ebenfalls  schon  öfters  einzugehen. 
Diese  Beziehungen  aber  sind  es,  welche  in  diesem  ganzen  zweiten  Theilo  der  Grund- 
legung nunmehr  genauer  untersucht  werden  sollen. 

Die  concrete  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  überhaupt  und 
diejenige  des  privatwirthschaftlichen  Systems  insbesondere  bekommen 
so  ihr  Gepräge  durch  die  jeweilige  Gestaltung  jener  Wechsel- 
beziehungen, daher  namentlich  auch  durch  den  Grad  der  Gongruenz 
und  Incongruenz  zwischen  Technik  und  Oekonomik  und  deren 
eigenen  inneren  Gestaltungs-  und  Entwicklungstendenzen  einer- 
und Recht,  Erwerbs-,  Besitz-,  Vertragsrecht,  m.  a.  W.  wirthschaft- 
lichem,  insbesondere  Verkehrsrecht  andrerseits. 
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Nor  einige  rorläalige  Beispiele.  So  rerändert  sich  das  Recht  mit  in  Folge  von 
Veränderongeo  der  Technik  u.  A.  namentlich  im  Rechtsgebieto  der  persönlichen 
Unfreiheit  and  Freiheit  nnd  im  sogenannten  „Arbeitsrecht"  (§.  33  ff.)  der  freien 
Arbeit  mit  aus  psycholog^chen  Gründen,  weil  die  erforderte  Art  der  Arbeit  andere 
Motifation  bedingt  oder  doch  zq  ihrem  guten  technischen  und  ökonomischen  Erfolg 
Tonuasetzt.  So  geht  es  ähnlich  im  Recht  des  ländlichen  Gruudcigenthnms  mit  den 
Erfordernissen  der  verschiedenen  landwirthschaftlichen  Betriebssysteme,  wonach  die 
Art  und  Form  der  Arbeit  auf,  der  Kapitalzufahiung  in  den  Boden,  die  Art  der  recht- 
lichen Verfügung  t^ber  die  Grundstücke  sich  ändern  muss,  oder  doch  im  Interesse  der 
Bodenproduction  passend  ändert.  So  treten  Aenderuogen  im  Recht  des  Kapitaleigcn- 
thums,  z.  B.  YerfüguugsbeschränkuDgen,  Nöthiguugen  zu  bestimmten  technischen  Ein- 
ricl&tuDgen  ein,  wie  in  Folge  der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  welche  sich  so  in  dop- 
pelter Weise  als  eigenthümliche  (Gestaltung  des  „Inhalts''  des  Eigeiithumsrechts  an 
bestimmten  einer  gewissen  Verwendung  dienenden  Objectcn  und  zugleich  als  eigene 
GesfaJtoiig  des  heztlglichen  Vertragsrechts  ansehen  lässt. 

Und  umgekehrt  enbcheidet  auch  die  Gestaltung  des  Rechts  vielfach  darüber,  ob 
und  welche  Veränderungen  der  Technik  tlberhaupt  eintreten.  So  veranlasst  z.  B.  die 
peis^^nliche  Unfreiheit,  wenn  sich  Sciaven  wohlfeil  genug  anschaffen  und  unterhalten 
und  unfreie  Arbeit  tlberhaupt  sich  hinreichend  technisch  verwenden  lässt,  ein  Vor- 
walten des  Arbeitsfactors  im  Productionsprocess  vor  dem  Werkzeug-  und  Maschinen- 
kapital. Dadurch  wird  dann  wieder  die  Verbesserung  der  Technik  gehemmt,  wofür 
una  das  classische  Alterthum  den  Beleg  liefert^).  Andrerseits  spornt  dagegen  der 
gesetzliche  Schutz  der  freien  Arbeiter  vor  übermässiger  oder  der  Kinder  vor  zu  frtlh- 
zeitiger  Ausnutzung  der  Arbeitskraft,  wie  z.  B.  wieder  in  der  modernen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, gerade  zu  Versuchen  an,  die  menschliche  Arbeit  mehr  durch  Maschinen 
zu  ersetzen,  führt  also  zu  Fortschritten  der  Technik.  Manche  Belege  dafür  bietet  die 
Geschichte  der  industriellen,  namentlich  der  maschinellen  Technik  seit  der  Durch- 
führung strenger  Fabrikgcseize,  der  britischen,*)  wie  derjenigen  anderer  Länder. 

Nicht  minder  äussert  die  Technik  der  Production  auch  indirect  einen  grossen 
Eiofloss  auf  das  (Privat-)  Rechtsgebiet  des  privatwirthschaftlichen  Systems:  der  Fort- 
schritt der  Technik  kann  die  Ausdehnung  dieses  Gebiets  beschränken,  indem  Eigen- 
thomsobjecte ,  welche  als  sachliche  Productionsmittel  dienen,  in  das  „öffentliche'* 
Eigenthum  der  Zwangsgemeinwirthschaften  übergehen  können.  Ueber  die  Bedeutung 
der  Technik  nach  dieser  Seite  ist  bereits  mehrfach  im  ersten  Theil  gehandelt  worden 
(z.  B.  §.  284,  295,  368). 

§.  15.  Principiell  richtig,  nur  mit  zu  weit  gehender  Generali- 
satioD  und  mit  Uebertreibungen,  wird  vom  neueren  Social ismu» 
der  maassgebende  Einflass  von  Technik  und  Oekonomik  wie  auf 
alle  menschlichen  äusseren  Lebensverhältnisse  und  innere  psychische 
Seiten  und  Vorgänge,  so  insbesondere  auch  auf  das  Recht  betont 
und  nachzuweisen  gesucht:  ein  Hauptpunct  der  (übrigens  keineswegs 
eben  passend  sogenannten)  ,,  materialistischen '^  Gescbichtsauf- 
fassnng  und  der  Doetrinen  von  Marx  und  seinen  Anhängern,  beson- 
ders von  Fr.  Engels.  Wesentlich  ein  ökonomisch-technisches 
Moment,  die  Maschine  (Motor  und  Werkzeugmaschine)  ist  dem 
theoretischen  und  agitatorisch-politischen  Socialismus  auch  kurzweg 
der  Hebel,  mittelst  dessen  unvermeidlich  die  ,,privatkapitalistische^' 

^)  VgL  Büchsenschatz,  Besitz  und  Erwerb  im  classischcn  Alterthum ;  Rod- 
b  er  tos  in  seinen  Untersuchungen  über  die  Nationalökonomie  des  classischen  Alter- 
thvms  in  Hildebrand's  Jahrbuch,  bes.  II,  206  ff.;  Röscher  in  den  Ansichten  der 
Volkswirthschaft.  Leipzig  und  Heidelberg,  ISiU,  über  die  Verhältnisse  der  National- 
ökonomie im  classischen  Alterthum,  bes.  S.  15  ff. 

*)  S.  z.B.  ?.  Ploner,  englische  Fahrikgesetzgebung  S.  61,  94. 
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Volkswirthschaft  in  lUe  „socialisirte"  hinübergel'ührt  wird,  besonders, 
weil  dies  Moment  den  Grossbetrieb  so  begünstigt.  Auch  ausser- 
halb der  socialistischeu  Kreise  hat  diese  Auffassung,  wenn  auch 
mit  einigen  Beschränkungen,  unterstützt  durch  den  Versuch  des 
Nachweises  der  für  alle  Betheiligten,  insbesondere  die  Arbeiter 
segensreichen  Folgen,  sich  mannigfach  verbreitet  und  sie  enthält 
ja  sicher  einen  nicht  unbedeutenden  Kern  Wahrheit. 

Aber  in  der  Weise,  wie  sie  selbst  hier,  vollends  von  den  Socia- 
listen  vertreten  zu  werden  pflegt,  wird  doch  die  ganze  Entwicklung 
als  eine  zu  sehr  naturgebundene  betrachtet,  welcher  nun  un- 
bedingt und  ohne  Weiteres  sich  Alles,  inbesondere  das  Recht,  fügen 
müsse  und  nothgedrungen  fügen  werde.  Dabei  ist  aber  nicht  nur 
der  zähe  Widerstand,  welchen  jedes  Recht  und  die  damit  ver- 
knüpften Interessen  und  Gewohnheiten  einer  solchen  Veränderung 
entgegenstellen,  in  seiner  häufig  wenigstens  relativen  Berechtigung 
zu  gering  geachtet:  es  wird  auch  ganz  übersehen,  dass  jede  solche 
Frage  der  Veränderung  des  Rechts  nicht  lediglich  nach  tech- 
nischen und  ökonomischen  Gesichtspuncten  entschieden  werden 
kann  und  darf.  Denn  diese  sind  nicht  die  einzigen,  welche  hier 
in  Betracht  kommen,  schon  weil  die  Wirkungen  einer  Veränderung 
von  Technik,  Oekononiik  und  Recht  weit  über  das  Gebiet  der 
Technik  und  Oekonomik  hinausgehen,  ganz  allgemein- volks- 
wirthschaftliche,  sociale,  ethische,  culturliche  sein  können  und 
oftmals  sind.  Daher  müssen  die  Veränderungen  des  Rechts, 
welche  einer  Veränderung  der  Oekonomik  und  Technik  folgen 
sollen,  mit  nach  diesen  weiteren  Wirkungen  entschieden  werden. 
Und  hier  liegt  doch  auch  mehr  Möglichkeit  und  häufig  auch  mehr 
Zweckmässigkeit  der  freien  Bewegung  für  die  Rechtsbildung, 
zumal  in  Form  des  gesetzlichen  Rechtes,  vor,  als  diejenigen  an- 
nehmen, welche  diese  Rechtsbildung  einfach  als  Product  der  tech- 
nisch-ökonomischen Entwicklung  betrachten  und  bezügliche  For- 
derungen an  die  Gestaltung  des  Rechts  stellen.  In  der  neuerlichen 
Begünstigung  der  Grossbetriebsentwicklung  im  Gewerbe  und  selbst 
in  der  Landwirthschaft  auch  theoretischerseits,  innerhalb  wie  ausser- 
halb der  socialistischeu  Kreise,  möchte  das  öfters  übersehen 
worden  sein. 

Die  hier  vertretene  Auffassung  führt  dann  dahin,  gerade  bei 
den  Problemen  der  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Rechts,  des 
Privat-  und  Verwaltungsrechts,  bei  einzelnen  Fragen  der  volkswirth- 
.Hchaftlichen  Gesetzgebung,  besonders  auch  bei  agrar-  und  gewerbe-, 
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handels-,  geld-,  credit-,  l)ör8en-,  transportpolitischen,  wieder  mehr 
den  lediglich  ökonomisch-technischen,  tiberwiegend  auch 
nur  p r i V a t vvirthschaftlichen  und  den  allgemein-volkswirth- 
schaft liehen  und  socialen,  damit  den  überwiegend  wahrhaft 
Volks wirthschaftlichen  Standpunct  der  Betrachtung  und  Ent- 
i^cheidung  zu  unterscheiden.  Die  beiden  extremen  Richtungen,  die- 
jenige des  älteren  ökonomischen  Individualismus  und  Liberalismus 
und  diejenige  des  Socialismus  neigen  zu  sehr  dahin ,  den  öko- 
nomisch-techDiscben  Standpunct  auch  für  die  Rechtsfragen  zum  un- 
bedingt maassgebenden  zu  machen,  den  anderen  zu  vernachlässigen. 
Auch  in  neuesten  Strömungen  der  an  die  britische  Gewerkvereins- 
organisation  sich  anknüpfenden  Litteratur,  welche  den  Grossbetrieb 
als  solchen  tibertrieben  preist,  kommt  dieser  Fehler  wieder  zum 
Vorschein. 

S.  aus  der  socialistischeu  Litteratur  das  ganze  Werk  von  Marx  und  V.  Engfcls 
neuere  Schriften,  namentlich  diejenige  gegen  Duhring.  worin  Ubri<;ens  mehrfach 
der  Einiluss  der  Umgestaltung  der  Technik  auf  diejenige  der  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft  —  und  diese  Organisationsfrage  ist  ja  nur  ein  Complex  von  Rechtsfragen 
—  put  dargelegt  wird.  Zu  voller  Einseitigkeit  und  üebertreibung  gelangt  die  An- 
schauung vom  beherrschenden  Einfluss  der  Technik  und  Oekonomik  wieder  bei 
<iilettirenden  Epigonen  wie  Bebel,  in  der  „Frau",  gleichzeitig  mit  phantastischen 
lobertreibungen  des  unbegrenzten  technischen  Fortschritts  und  der  Wirkungen  davon 
auf  die  menschlichen  Lebensverhältnisse  überhaupt.  Auch  im  1.  Theile  der  Grund- 
lesnug  ist  davor  schon  gewarnt  worden  (I,  §.  278,  besonders  S.  710  ff.;  s.  daselbst 
überhaupt  die  Erörterungen  über  Productionstechnik  und  deren  Fortschritt  in  Buch  4, 
Kapitel  2,  Abschnitt  2,  S.  68 1  ir.passim).  Ueber  die  beiührte  Krage  des  ürossbetriebes 
>.  ebenda  §.  321  und  322,  und  die  neueren,  dort  zum  Theil  genannten  Schriften  von 
Brentano,  Losch,  v.  Schulze-Gävernitz,  Herkncr  u.  A.,  in  denen,  wie 
mehrfach  auch  in  der  gegen  den  agrarischen  Schutzzoll  polemisirenden  Litteratur,  in 
der  goldmonometallistischen  \\ ährungslitteratur  (L.  Bamberger)  öfters  eine  Ueber- 
ächät/un$r  der  ökonomisch -technischen  Seite  des  Problems  vor  der  allgemein  volks- 
virthschaftlichen  und  socialen  nicht  verkannt  werden  dürfte.  In  der  Währungsfrage  habe 
ich  jüngst  die  nothwendige  Unterscheidung  dieser  zwei  Standpuncte  näher  durchgeführt. 
Siehe  meine  Aufsätze  in  den  Preussischen  Jahrbüchern  (October,  November  18'.)3)  und 
{»eibständig  (Berlin  1894)  über  die  neueste  Silberkrisis  und  unser  Münzwesen. 

Von  besonderem  Interesse  für  die  hier  erörterten  Puncte  sind  solche  national - 
Akonomiscbe  Schriften,  welche  ihre  Ausführungen  an  die  Veihältnisse  der  Productions- 
betriebs- Technik  näher  anknüpfen,  ohne  in  den  früheren  Fehler,  Technik  und  Oeko- 
Dumik  zu  identificiren  (s.  Grundlegung  I,  §.  146^  zu  verfallen.  Die  älteren  Camera- 
liften hatten  hier  durch  ihre  ganze  Ausbildung  und  ihre  nähere  Kenntuiss  der  tech- 
nischen Verhältnisse  Einiges  vor  den  neueren,  meist  von  den  Geisteswissenschaften, 
Jurisprudenz,  Geschichte,  Philosophie,  Philologie  ausgehenden  Nationalökonomen  voraus. 
Von  letzteren  sind  aus  der  allgemeinen  Litteratur  indessen  v.  Hermann,  M. 
Che?alier,  einigermaassen  noch  Kau,  in  Specialfragen  der  Statistiker  E.  Engel, 
dann  manche  Nationalökonomen  der  Agrarpolitik,  z.  ß.  Conrad  ,  als  solche  zu  nennen, 
w«.»lche  mit  technischer  Bildung  genügend  ausgerüstet  von  der  Betrachtung  der  Pro- 
durtionstechnik  aus  zur  nationalökonomischen  gelangt  sind.  In  neuester  Zeit  ist  es 
Ijesonders  der  Oesterreichcr  Em.  Herrmann,  welcher  in  zahlreichen  Schriften  betriebs- 
technische Verhältnisse  trefflich  für  nationalökonomische  Untersuchungen  vcrwerthet 
hat  (Principicn  der  Wirthschaft,  W'ien  1S73,  Miniaturbilder  aus  dem  Gebiet  der  Wirth- 
s-chaft.  2.  Auflage,  Halle  1876,  Cultur  und  Natur,  Berlin  1*^87,  Sein  und  Werden  in 
Baum  und  Zeit,  2.  Auflage,  Berlin  1881),  Technische  Fragen  und  Probleme,  Leipzig 
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1891,  Wirtbschaftliche  Fragen  und  Probleme,  ebenda  1893).  Auch  die  genannte 
Schrift  von  Losch,  nationale  Prodnction,  ?.  Schulze-Gä^ernitz,  Grossbetrieb, 
H  erlin  er,  sociale  Reform  als  Gebot  des  wirthschaftlichen  Fortschritts,  Leipz.  1891, 
V.  Philippo?ich,  wirthschaftlicher  Fonschritt  und  Culturentwicklnng,  Freiborg  1892, 
aas  der  hier  nicht  näher  zu  verfolgenden  Litteratur  über  Specialfragen  die  Schriften 
tlber  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der  Maschinen,  die  Frage  der  Kleinkraft- 
maschinen (Reuleaux.  Albrecht),  Monographien  wie  die  ron  Sinzheimer,  über 
die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrikmässigen  Grossbetriebs  in  Deutschland, 
Stuttgart  1S94.  sind  für  die  hier  erOrtertc  Frage  mit  zu  erwähnen.  Im  Allgemeinen 
vergl.  Schaf fle,  socialer  Körper ,  III,  Hauptabschnitt  13  (Technik)  S.  549  ff.  Siehe 
sonst  die  Litteratur  über  die  Geschichte  der  Technik  und  der  technischen  Dis- 
ciplinen,  wofür  in  Betreff  näherer  Angaben  auf  die  Tbeile  der  Praktischen  Yolks- 
wirthschaftslehre  in  diesem  Werke  zu  rerwelscn  ist.  u.  A.  Fr  aas,  Geschichte  der 
Landbau-  und  Forstwissenschaft,  München  lb65,  Karmarsch,  Geschichte  der 
Technologie,  ebenda  1872,  Noirä,  das  Werkzeug.  Ferner  bieten  die  Berichte  über 
die  Weltindnstrieausstellungen  viel  bezügliches  Material;  noch  heute  ist  die  Schrift 
von  M.  Chevalier,  die  Weltindastrie,  deutsch  von  Hörn,  Stuttgart  1869,  lesenswerth. 
Das  Studium  der  sogenannten  privatOkonomischen  Disciplinen,  Land-,  FoR»t- 
wirthschaftslehre,  Bergbaukunde,  gcwerkliche  Technologie,  Handels-,  Bank-,  BOrsen- 
lehre  u.  s.  w.  (s.  I,  §.  99,  107)  findet  bei  der  grossen  Ausdehnung  selbst  jeder  ein- 
zelnen dieser  Disciplinen  natürlich  heute  für  den  Kationalökonomen  von  Fach  weit 
engere  Grenzen,  als  bei  den  ehemaligen  Cameralisten.  Lohnen  wird  es  dennoch 
gerade  auch  Älr  die  Erörterung  der  hier  behandelten  Fragen  von  den  Wechsel- 
beziehungen zwischen  Technik,  Oekonomik  und  Recht. 

II.  —  §.  16  [192].  Das  wirthscbaftliche  Recht  der 
modernen  Culturvölker.  A.  Wesen.  Die  grossen  Rechts- 
institute des  wirthschaftlichen  Rechts ,  deren  volkswirthschaftliche 
Bedeutung  in  der  Politischen  Oekonomie  zu  untersuchen  ist,  sind: 
die  persönliche  Unfreiheit,  die  Freiheit,  das  Eigenthum 
nach  Arten,  Ausdehnung,  Inhalt,  daher  mit  dem  Vertragsrechl 
und  Erbrecht,  die  Rechtsnormen  hinsichtlich  der  eventuell 
zwangsweisen  Beseitigung  wohlerworbener  Rechte 
(I,  §.  306).  Auch  die  leitenden  Principien  selbst,  nach  welchen 
diese  Institute  und  Normen  geregelt  werden,  sind  nicht  unveränder- 
lich, sondern  unterliegen  ihrerseits  einem  geschichtlichen  Wandelungs- 
und Entwicklungsprocess.  Der  letztere  äussert  dann  auch  wieder 
auf  die  Lage  der  Volkswirthschaft,  den  Zustand  des  Verkehrs,  be- 
sonders im  privatwirthschaftlichen  System,  daher  auf  die  ganze 
Gestaltung  der  Production  und  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Volksvermc^gens ,  stets  einen  eingreifenden  Einfluss. 
Wesentliche  Veränderungen  dieser  Principien  und  der  Art  und 
Weise  ihrer  Verwirklichung  im  geltenden  Recht  itihren  deshalb  zu 
den  wichtigsten  Veränderungen  des  wirthschaftlichen  und  weiter 
des  davon  mit  abhängigen  socialen  Volkslebens. 

Aus  diesem  Gesichtspunct  betrachtet  ergiebt  sich  erst  die 
wahre  Bedeutung  jener  Gestaltung  des  Rechts,  insbesondere  des 
Besitz-,  Erwerbs-  und  Verkehrsrechts,  welche  wir  als  vorläufiges 
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Endergebniss  der  Entwicklung  bei  den  modernen  europäischen 
Culturvölkern  ansehen  können  (I,  §.307):  die  (formal  wenigstens) 
volle  persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  an  Stelle 
der  verschiedenen  Formen  der  Unfreiheit  eines  grösseren  oder 
geringeren  Theils  der  letzteren;  ein  nach  Inhalt  und  Umfang  höchst 
allseitig  und  conseqnent  und  möglichst  gleichmässig  für  alle  wirth- 
scbafüichen,  besonders  für  alle  Sachgüter  ausgebildetes,  Einzelnen 
zustehendes  Privateigenthum;  ein  materiell  oder  inhalt- 
lich fast  unbeschränktes,  formell  möglichst  vereinfachtes 
(,,formloses")  freies  Vertragsrecht,  die  gemeinsame  Con- 
sequenz  der  vollen  persönlichen  Freiheit  und  des  vollen  Privat- 
eigenthums;  ein  testamentarisches  und  Intestaterbrecht, 
welches  höchstens  durch  massige,  nach  den  Verwandtschafts- 
beziehungen zwischen  Erblasser  und  Erben  nebst  Legatar  in  ihrer 
Höhe  mit  bestimmte  Steuern  beschränkt,  sonst,  bis  auf  das  etwaige 
Pfliehtheilsrecht  bei  ersterem,  so  gut  wie  unbeschränkt  ist;  endlich, 
wenigstens  als  Regel,  die  volle  Anerkennung  der  einmal 
erworbenen  Vermögensrechte,  daher  deren  Beseitigung 
nur  vertragsmässig  (I,  §.  307). 

Die  Bedeutung  volkswirthschaftllcher  Gesichtspuncte  für  das 
Recht  und  für  die  socialen  Verhältnisse  des  Volks  zeigt  sich  in 
grossartiger  Weise  darin,  dass  die  eben  erwähnte  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  des  modernen  Rechts  nachweisbar  vielfach 
das  Product  der  Bedürfnisse  der  Production,  des  Verkehrs  in  der 
fortschreitenden  Volkswirthschaft  ist.  Und  die  Bedeutung  der 
Volkswirthschaftslehre  ergiebt  sich  ebenfalls  aus  der  unbestreit- 
baren Thatsache,  dass  jene  Gestaltung  des  Rechts  als  Postulat 
von  Anhängern  einer  Richtung  dieser  Wissenschaft  aufgestellt 
wurde  und  wird,  nemlich  von  der  physiokratisch-Smith'schen  Schule 
der  freien  Concurrenz,  vom  ökonomischen  Liberalismus  und  Indi- 
vidualismus (I,  §.  1  ff.).  Jene  Rechtsinstitute  und  Normen  des 
heutigen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  schaffen  eine  grössere 
Freiheit  des  Verkehrs,  für  die  Personen  wie  für  die  Güter.  Sie 
gelten  in  ihrer  heutigen  Beschaffenheit  als  nothwendige  Grund- 
pfeiler der  wirthschaftlichen  und  socialen  Rechtsordnung  in  der 
entwickelten  Volkswirthschaft  und  als  unentbehrliche  Bedingung 
der  Volkswirthschaft  solcher  Völker,  welche  wie  die  modernen  euro- 
päischen nebst  deren  transoceanischen  Abkömmlingen  auf  eine 
hohe  und  immer  höhere  Stufe  des  Volksreichthums  und  der  Cultur 
gelangen  und  sich  darauf  erbalten  wollen.  Die  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  zu  untersuchen,  ist  die  Aufgabe  dieses  Werks. 
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Und  zwar  handelt  es  sich  in  diesem  grundlegenden  Theile  des  Systems 
der  Politischen  Oekonomie  darum,  diese  Auffassung  7on  Werth  und  Noth wendigkeit 
des  heutigen  wirthschaftlichen  Rechts  wenigstens  einer  generellen  Prüfung  zu 
unterziehen.  In  dem  speciellen  oder  practischen  Theile  des  Systems  (Haopt- 
abtheiluns:  III  des  Gesammtwcrks)  ist  diese  Prüfung  dann  im  Einzelnen  weiter 
durchzuführon. 

§.  17  [193j.  —  B.  Begründung  des  modernen  wirth- 
schaftlichen Rechts.  Jene  Auffassung  von  der  Noth  wendig- 
keit der  heutigen  Gestaltung  dieses  Rechts  für  die  entwickelte  und 
weiter  fortschreitende  Volkswirthschaft  und  dadurch  für  die  moderne 
Cultur  überhaupt  pflegt  man  auf  eine  doppelte  Weise  zu  begründen, 
einmal  im  Einzelnen  durch  die  geschichtliche  Erfahrung  unserer 
Culturvölker,  sodann  ganz  allgemein  durch  die  Analyse  der  ein- 
wirkenden wirthschaftspsychologischen  Motive,  welche  das  wirth- 
schaftliche  Thun  und  Lassen  theils  der  Menschen  überhaupt,  theils 
der  Menschen  unserer  Völker  in  der  Neuzeit  erfahrungsmässig  be- 
stimmen, der  Meinung  nach  auch  bestimmen  müssen,  wenn  nicht 
unbedingt  stets  und  allgemein,  so  doch  im  Interesse  des  wirthschaft- 
lichen Erfolgs. 

In  diesem  grundlegenden  'l*heile  der  Volkswirthschaftslehre  haben  wir  es  ?or- 
nemlich  mit  dieser  letzteren  Beweisführung  zu  thun,  welche  wesentlich  deducti? 
verfährt  und  sich  nur  ganz  im  Allgemeinen  zur  Probe  auf  die  „tägliche  Erfahrung"* 
beruft.  In  dieser  3.  Auflage  dieses  Werks  kann  hierfür  jetzt  wieder  auf  die  Er- 
örterungen über  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen  und  über  die  Methodea  im 
I.  Theile  der  Grundlegung  (,Buch  I,  Kapitel  1  und  2,  Hauptabschnitt  1)  verwiesen 
werden. 

1.  Die  Beweisführung  greift  nun  in  letzter  Linie  stets  auf  das 
meist  sogen,  wirthschaftliche  Selbstinteresse  zurück,  das 
von  uns  im  ersten  Theile  (§.  2,  6,  33  —  36)  in  der  Analyse  der 
Motive  des  wirthschaftlichen  Handelns  als  das  erste  der  egoistischen 
Leitmotive  unterschiedene:  das  Streben  nach  dem  eigenen  wirth- 
schaftlichen Vortheil  und  die  Furcht  vor  der  eigenen  wirthschaft- 
lichen Noth  (I,  §.  34).  Dies  Leitmotiv  gilt  in  der  Hauptsache  als 
die  einzige  mächtig  wirksame  ökonomische  Potenz,  kann  sich  aber, 
so  wird  geschlossen,  zum  Heile  des  Einzelnen  wie  der  ganzen 
Volkswirthschaft  nur  genügend  wirksam  erweisen  in  der  modernen, 
möglichst  freiheitlichen  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Verkehrs- 
rechts. 

Denn  nur  hier  kann  der  Annahme  nach  der  Einzelne  niöj?lichst  grosse  Vor- 
theil e  von  seinen,  auch  durch  das  Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft  von  ihm 
geforderten  wirthschafdichen  Handlungen  und  Unterlassungen  erreichen.  Nur  diese 
Hoffnung  auf  wirthschaftliche  Vortheile  und  nur  die  Furcht  vor  wirthschaftlichen 
Nachtheilen  treibt  den  Einzelnen  zu  einzelwirthschaftlich  und  volkswirthschaftllch 
richtigem  Handeln  (Arbeiten,  Sparen,  „Produciren")  und  unterlassen  (Gonsumiren)  an. 
Allerdings,  so  wird  auch  von  dieser  Seite  wohl  zugegeben,  spielen  auch  andere 
psychologische  Factoren  im  Wirihschaftsleben   mit  (I,  §.  32  If*.};   aber  theils  sind  sie 
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uicht  wirksam  genug  neben  oder  vollends  ge^eu  das  Selbstinteresse,  wie  uamentlicb 
Pflichtgefühl  (I,  §.  45,  46),  Ehrgefühl  (I,  §.  39—41),  theils  lassen  sie  sich  ökoiiomisch- 
tecbnisch  nicht  so  zur  practischcn  Wirksamkeit  bringen,  dass  ein  ebenso  günstiger 
Erfolg  erzielt  wird.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Factor  h'urcht  vor  Strafe  (I,  §.  37, 3S> 
and  von  allem  Zwange,  welcher  z.  B.  bei  der  persönlichen  Unfreiheit,  ähnlich  auch  in 
einer  nach  den  Ideen  des  radicalen  Socialismas  (I,  §.  294)  organisirteu  Volkswirthschaft 
zur  Anwendung  kommt  und  kommen  muss.  Hier  wäre  ein  umfassendes  System  von  Zwangs- 
maasöregeln,  Strafandrohungen  und  Strafausfuhrungen,  directer  Anleitung  und  Controle 
von  oben,  von  einem  herrschenden  Wirthschaftssubjecte  aus,  hinsichtlich  der  wirth- 
scbaftlichen  Handlungen  und  Unterlassungen  der  Einzelnen  erforderlich.  Jedoch,  selbst 
abgesehen  von  allen  principiellen  sittlichen  und  rechtlichen  Bedenken  hiergegen,  so 
lässt  sich  eben,  so  wird  behauptet,  ein  solches  System  des  Zwangs  und  der  Leitung 
niemals  technisch  entsprechend  einrichten  und  noch  weniger  so  ausführen,  und  je 
jrriVssere  Anforderungen  in  Betreff  der  Qualität  der  Arbeitsleistungen  und  der  Art  und 
Grosse  der  Kapitalverwendnng  in  der  Production  gestellt  werden  müssen,  also  auf  den 
höheren  Stufen  der  Volkswirthschaft,  desto  w^eniger. 

So  muss  man  auch  für  die  wirthschaftliclien  Zwecke  der  Ge- 
sammtheit,  d.  h.  für  die  Interessen  der  Volkswirthschaft  dem 
Selbstinteresse  genügenden  Spielraum  verschaffen.  Dies  geschiebt 
aber  nur  durch  die  moderne  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Ver- 
kehrsrechts. 

Zum  Beleg  der  Richtigkeit  dieser  Darstellung  ist  auf  die  ganze  Smith'sche 
Nationalökonomie  und  besonders  auch  auf  die  Litteratur  über  einzelne  practische 
Specialfragen  zu  verweisen.  Man  wird  hier,  z.  B.  bei  den  Erörterungen  über  irgend- 
welche B^chränkun^en  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums,  stets  die  Ab- 
weisung mit  dem  Hinweis  auf  die  ..wirthschaftlichen  Naturgesetze*'  motivirt  finden, 
d.  h.  schliesslich  soll  immer  das  allgemein  verbreitete  und  doch  jeden  Widerstand 
brechende  Selbstinteresse  solche  Beschränkungen  unthunlich  machen.  S.  die  Litteratur 
in  Buch  I.  §.  *äOH.  30S. 

2.  Diese  Beweisführung  wird  dann  im  Einzelnen  etwa  folgender- 
maassen  näher  begründet. 

a)  Ohne  persönliche  Freiheit  ist  kein  hiulünglieh  starkes 
Motiv  vorhanden,  über  jenes  der  Annahme  nach  stets  oder  doch 
meist  geringe  Maass  hinaus  zu  arbeiten,  vollends  aber  über  jene 
geringe  Qualität  der  Arbeit  hinaus  zu  gelangen,  welche  durch 
Zwang  und  Furcht  zu  erzielen  sind. 

b)Ohne  Freiheit  und  Privateigenthum  auch  an 
Kapital  (d.  h.  also  ohne  Kapitalbesitz,  I,  §.  129)  und  an 
Grundstücken  besteht  keine  Neigung,  dem  unmittelharen  Consum 
zum  Genuss  Güter  vorzuenthalten  und  durch  den  Sparprocess 
Kapital  zu  bilden,  noch  dem  Boden  Kapital  und  Arbeit  in  ver- 
mehrter Menge  und  in  erfordeilicher  Art  und  Qualität  zuzuführen, 
d.  h.  ihn  intensiver  zu  bebauen,  wie  es  regelmässig  nöthig  wird, 
um  ihm  für  eine  grössere  und  bedürfnissreichere  Bevölkerung  mehr 
und  bessere  und  mannigfahigere  Früchte  abzugewinnen.  Damit 
aber  fehlt  es  also  an  volkswirthschaftlichem,  an  National-  oder 
Social -Kapital  („Kapital  an  sich",   I,   §.  129)  und  an  Bodenpro- 
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ducten,  folglich  an  den  Voraussetzengen  besserer  ökonomiscber 
Lage,  reicblicherer  Bedürfnissbefriedigang,  schliesslich  auch  höherer 
Ciiltur  der  Bevölkerung:  das  erste  grosse  volkswirthschaftliche 
Problem,  dasjenige  genügender  Production,  wird  nicht  ordent- 
lich gelöst. 

c)  Ohne  Vertrags freiheit  ferner  keine  Möglichkeit  der 
vom  Einzelvortheil  geforderten  besten  Verwerthung  der  persönlichen 
Fähigkeiten,  der  Arbeitskraft,  der  im  Eigenthum  stehenden  Gfiter, 
daher  kein  gentlgender  Sporn  wirthscbaftlicher  Thatkraft;  ebenso 
keine  Möglichkeit  grossartiger  Entwicklung  der  Arbeitstheilung  nnd 
des  Grossbetriebs. 

d)  Ohne  Erbrecht  jedenfalls  viel  geringere  Neigung  zum 
Sparen  und  daher  weniger  Kapitalbildung,  vielmehr  grössere  Ver- 
zehrung des  Einkommens.  Dadurch  fallt  das  sittlich  berechtigtste 
Mrftiv  des  Sparens,  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Familie, 
also  Anderer,  wenn  auch  Nahestehender,  fort  und  rein  persön- 
liche, egoistische  Interessen,  stalt  mehr  oder  weniger  altruistischer, 
greifen  vollends  Platz.  Gleichzeitig  wachsen  die  Mittel  zur  weiteren 
Vermehrung  und  Verbesseruog  der  Production  und  hiermit  zur 
Hebung  der  Wirthscliaft  und  Cultur  des  ganzen  Volks  viel  lang- 
samer und  der  Spielraum  der  nachhaltigen  Volksvermehrung  wird 
enger,  obgleich  die  Geburtenzahl  wahrscheinlich  stark  steigt,  da 
die  Motive  zur  Beschränkung  derselben  geschwächt  sind. 

e)  Endlich  ohne  feste  Anerkennung  der  einmal  er- 
worbenen (Privat -)Rechte  und  des  Princips,  dass  dieselben 
nur  vertragsmässig,  also  mit  Zustimmung  des  Berechtigten 
und  nach  den  mit  diesem  verabredeten  ökonomischen  und  sonstigen 
Bedingungen  beseitigt  werden  können,  keine  Sicherheit  des  (Privat-) 
Eigenthuras  und  des  gcsammten  Verkehrs;  statt  dessen  die  volks- 
wirthschaftlich  nachtheiligste  Macht  des  Staats,  durch  neue,  rtick- 
greifend  wirkende  Gesetze  Privat  vermögen  „rechtmässig"  zu  con- 
fisciren  und  die  Existenz  der  davon  BetroflFenen  zu  untergraben. 

§.  18  [1941.  —  ^'  Einwendungen  gegen  diese  Be- 
grttndung  des  modernen  Wirths c ha fts rechts.  Die  voraus- 
gehende Beweisführung  stützt  sich  auf  Deduction  aus  der  wirth- 
schaftlichen  Natur  des  Menschen,  wie  diese  Natur  in  der  Doctrin 
des  ökonomischen  Individualismus  aufgefasst  wird,  und  enthält 
sicherlich  viel  Richtiges.  Sie  erlangt  auch  im  Grossen  und  Ganzen 
vielfache  Bestätigungen  durch  die  Erfahrung  im  Verkehr.  Dennoch 
erheben   sich  gegen  die  Tragweite  der  auf  diese  Weise  gezogeneu 
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Schlflsse   wesentliche,    aber  früher  selten   gehörig  beachtete  Ein- 
wendungen gerade  vom  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  aus. 

1.  Zuerst  und  vor  Allem  ist  die  Auffassung  der  wirthschaft- 
licben  Natur  des  Menschen  eine  viel  zu  enge,  zu  einseitige,  un- 
historische, unreale,  welche  auf  einer  völlig  ungenügenden  öko- 
nomischen Psychologie  beruht.  Eine  sorgfältigere  Analyse  der  das 
wirthschaftliche  Handeln  bestimmenden  Leit-  und  Specialmotive, 
eine  Verwerthung  der  Ergebnisse  innerer  psychologischer  Prüfung 
und  der  äusseren  Erfahrungstbatsachen  führt  zu  einer  wesent- 
lichen Einschränkung  der  thatsächlichen  Bedeutung  jenes  „ersten 
egoistischen  Leitmotivs",  zur  Anerkennung  des  umfassenden  Mit- 
spielens  anderer  Motive  und  zur  Annahme  der  individuellen,  gruppen-, 
classen-,  berufs-,  Zeitalter-,  volks-  und  länderweisen  Veränderung 
der  wirthschaftlichen  Motivation,  der  Art,  der  Stärke,  der  Com- 
bination  der  einzelnen  Motive. 

Hierfür  genügt  es  jetzt,  auf  die  näheren  Ausfuhrangcn  über  die  wirthscbaftliclie 
Katar  des  Menschen  und  die  Motivation  (..ökonomische  Psychologie'')  im  1.  Tlicil 
der  3.  Auflage  dieses  Werks,  and  zwar  insbesondere  auf  das  ganze  1.  Kapitel  des 
Bachs  1  Bezog  zn  nehmen. 

2.  Jene  Beweisführung  sucht  zwar  die  persönliche  Freiheit, 
das  volle  Privateigenthum  und,  die  Consequenz  beider  Rechts- 
institute,  die  volle  Vertragsfreiheit  als  nothwendige  Postulate  gerade 
auch  vom  volkswirthschaftlichen,  nicht  bloss  vom  privatwirthsehaft- 
liehen,  vom  gesellschaftlichen  oder  socialen,  nicht  bloss  vom  indi- 
ndualistischen  Gesichtspuncte  aus  hinzustellen.  Aber  es  wird 
dabei  doch  viel  zu  sehr  von  vornherein  die  erst  noch  zu  erweisende 
volle  Identität  des  privat-  und  volkswirthschaftlichen,  des  Individual- 
nnd  des  gesellschaftlichen  Interesses  vorausgesetzt.  Dies  zeigt  sich 
Damentlich  in  zwei  Puncten.  Einmal  werden  die  Nachtheile, 
welche  eine  so  ganz  absolute  Formuliruog  der  Freiheits-,  Eigen- 
thums-  und  Vertragsrechte  für  die  Gesammtheit  und  für  einzelne 
grosse  Classen  der  Bevölkerung  so  leicht  und  erfahrungsmässig  so 
oft  mit  sich  bringt,  meist  ganz  tibersehen,  z.  B.  in  der  Frage  der 
Freizügigkeit,  des  Grundeigenthums,  zumal  des  städtischen,  des 
Arbeitsvertrags,  des  Zinsvertrags.  Sodann  wird  zu  wenig  beachtet, 
ob  die  Vortheile,  welche  die  neue  Gestaltung  des  Verkehrsrechts 
allen  Einzelnen  zwar  bieten  kann,  auch  wirklich  nach  der  Erfahrung 
Allen  und  einigermaassen  gleichmässig  zu  Gute  kommen.  Auch 
dies  wird  ohne  Beweis  zu  allgemein  angenommen. 

Im  Ganzen   lässt   sich   zum   Beleg  dieser  Einwendungen   auf  die  Erörterungen 
über  die  Conjunctar  (I,  §.  165—169),   über  die  Regelung  der  Vcrtheilung  (l,  §.  269 
A.  Wagner,  Gnuidlegiing.   8.  Aufl.   2.  Theil.  VollcRwirthscIiaftiL  Recht.  3 
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bis  290)  und   namentlich  über  das  moderne  privatwirthschafUiche  System  der  fFelcn 
Goncurrenz  (I,  §.  SOS— 323)  im  1.  Thcii  der  Grundlegung  Terweisen. 

3.  Freiheit  und  Privateigenthum  werden  ferner  zu  einseitig 
nur  als  individuelle  Eechte  angesehen ,  die  damit  in  der  Gesell- 
schaft, in  der  Volkswirthschaft  notbwendig  verbundenen  (socialen) 
Pflichten  kommen  zu  wenig  zur  Geltung.  Erst  mit  der  Anerkennung 
dieses  socialen  Pflichtmoments  und  damit  der  Kehrseite  jener  beiden 
Rechtsinstitute  verlieren  dieselben  den  rein  individualistischen, 
privatwirthschaftlichen  und  erhalten  ihren  nothwendigen  socialen, 
volkswirthschaftlichen  Gharacter.  Das  Eigentbum  iosbesondere 
tritt  erst  dadurch  aus  der  vorherrschend  rein  privatrechtlichen  Auf- 
fassung heraus,  um  als  grosses  Rechtsinstitut  des  Verkehrsrechts 
notbwendig  mit  unter  den  öffentlich-rechtlichen  Gcsichtspunct  zu 
kommen. 

§.  19  [195J.  —  4.  Die  social  und  volkswirtbschaftlich  bedenk- 
liche Folge  dieser  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  und  Eigen- 
thumsordnung  selbst  aus  dem  Gesicbtspuncte  des  Interesses  und 
Rechts  des  Individuums  ist  nur  zu  leicht  eine  äusserlich  forma- 
listische Behandlung,  eine  unhaltbar  absolute  Formnlirung  und 
rein  apriorische  Gonstruction  jener  Recbtsinstitute,  ohne  dass  diese 
letzteren  an  ihren  Wirkungen  geprüft  werden.  Die  Entwicklung 
des  römischen  Rechts  und  alle  neuere  Erfahrung  bestätigt  dies. 
Besonders  schädlich  erweisen  sich  vom  volkswiithscbaftlicben  Stand- 
puncte  aus  die  rein  apriorische  Gonstruction  des  Begrifi^s  der  persön- 
lichen Freiheit  und  des  EigenthnmsbegrifiB,  sowie  dessen  absolute 
Formulirung  und  die  gleiche  Behandlung  des  Vertragsrechts  und 
Erbrechts. 

a)  Apriorisch  wird  ein  Begriff  der  persönlichen  Freiheit 
aus  dem  Wesen  des  ganz  selbständig  gedachten  Individuums  ab- 
geleitet. 

Die  Nationalökonomeii  der  frcihändlcrischen,  d.  h.  der  phybiokratisch-Smith 'scheu, 
libcral-iudividnalistischen  Kiclitunp:  haben  zwar  selten  genu«^  ihre  Theoreme  auf  ihren 
letzten  Ausjjrangspunct  zurückgeführt,  aber  sie  argumcntircn  stets  so,  dass  das  ganz 
selbständig  gedachte  Individuum  als  stillschweigende,  selbstverständliche  Voraussetzung 
angenommen  werden  muss,  wenn  die  Argumentation  nicht  von  vornherein  als  ganz 
willkuhrlich  erscheinen  soll.  Ks  offenbart  sich  hier  die  allgemdne  philosophischo 
Grundlage,  welche  jene  uationalokonouiibche  Kichtung  der  herrschenden  Philosophie 
ihrer  Zeit,  des  IS.  Jahrhundens,  entnommen  hat:  die  Annahme  „nattirlicher  Menschen- 
rechte** des  Individuums  als  solchen .  auch  in  den  nationalökonomiscbcn  Beweis- 
führungen. Siehe  über  diese  Grundlage  jetzt  besonders  die  beiden  Schriften  von 
Hasbach  über  die  philosophischen  Grundlagen  der  Qiiesnay- Smith 'sehen  Politischen 
Oekonomie  (ISi'O)  und  die  Untersuchungen  über  A.  Smiih.  Die  beschrankende  ältere 
Gewerbeverfassung,  das  Prohibitiv-  und  Schutzzollsystem,  die  Agrarvcrfassung  und  mit 
einem  Worte  die  ganze  ,älteie  Wirthschaftsordnung  ver&tösst  gegen  die  natürlichen 
Kichte  des  Individuums,    und  dies  ist  der  letzte  principielle  Grund  ihrer  Verwerfung 
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auch  seitens  der  Yolkswirthe.  Der  Nachweis  nachtheiiiger  Wirkuniren  der  Beschränk- 
ungen fdr  den  Verkehr  kommt  dann  nur  noch  als  ein  practischer  Grund  dazu.  — 
Hier  liegt  der  Grundirrthum  der  Schule,  Ton  dem  es  sich  loszusagen  gilt.  Wie  schwer 
dies  ist,  zeigt  z.  B.  der  sonst  auf  einem  einigermaassen  rerwandten  Standpuncte  mit 
diesem  Werk  stehende  Maurus  in  seiner  „Freiheit  in  der  Volkswirthschaft'',  Heidel- 
berg 1873,  wo  sogar  im  1.  Kapitel  ausdrücklich  gesagt  wird:  „nicht  die  Indindual- 
Freiheit,  sondern  die  Wohlfahrtsvermehrung  ist  das  oberste  Princip  für  die  wirthscbaft- 
liche  Organisation  der  Gesellschaft'',  S.  12,  gleichwohl  aber  z.  B.  selbst  die  heutige 
deutsche  Freizügigkeitsgesetzgebung  noch  als  eine  die  individuelle  Freiheit  zu  sehr 
beschrinkende  bezeichnet  wird,  S.  1511    Yorgl.  dagegen  unten  §.  66  ff. 

Jene  apriorische  Ableitung  des  BegriflFs  der  persönlichen  Frei- 
heit hat  zwei  schlimme  Folgen. 

Einmal  ist  allerdings  eine  solche  Freiheit  mit  dem  gesellschalV 
liehen  Zusammenleben  und  den  volkswirthschaftlichen  Anforderungen 
schlechterdings  unvereinbar  und  kann  daher  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit niemals  vollständig  im  positiven  Rechte  anerkannt  werden 
(§.  47  flF.).  Aber  die  Folge  jener  apriorischen  Begriffsconstruction 
eines  atomistisch -individualistischen  Natnrrechts  ist,  dass  immer 
wieder  neue  Forderungen  hinsichtlich  der  Gestaltung  des  positiven 
Rechts  hervortreten  und  ohne  Weiteres  als  begründet,  beinahe  als 
selbstverständlich  gelten,  dass  also  möglichst  absolute  persönliche 
Freiheit  und  ein  dementsprechendes  Vertragsrecht  gewährt  werden 
solle.  Jede  weitere  Beschränkung  der  Freiheit,  welche  etwa  im 
geschichtlich  überkommenen  geltenden  Rechte  noch  festgehalten  ist, 
oder  vollends  eine  solche,  welche  im  Interesse  der  Gesammtheit 
neu  eingeführt  werden  soll,  begegnet  dann  ohne  Weiteres  einer 
principiellen  Opposition,  weil  sie  dem  abstracten  Freiheitsbegriff 
widerspricht  Es  ist  nur  zu  begreiflich,  dass  deshalb  radicale 
Forderungen  unter  Umständen  in  einem  für  das  Gesammtinteresse 
bedenklichen  Umfange  gesetzliche  Sanction  erlangen:  als  blosse 
Consequenzen  des  Princips,  ohne  Untersuchung  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse  und  der  daraus  folgenden  Bedürfnisse 
und  Berechtigung. 

Man  denke  an  die  Opposition  gegou  Schulzwang,  Militairzwang,  Versicherungs- 
zvang,  Impfzwang,  Zwang  zum  Beitritt  zu  Meliorationsgenossenschaften,  zur  Thcil- 
nahme  an  wirthschaftlichen  Reformen ,  (z.  B.  im  Agrarwesen)  u.  s.  w.,  —  stets  mit 
demArgnment,  dass  die  „persönliche  Freiheit*'  dadurch  beschränkt  werde,  was  richtig, 
aber  an  und  ftlr  sich  kein  Gegengmnd  ist;  vielmehr  umgekehrt,  weil  solcher  Zwang 
nicht  ganz  zu  entbehren,  ist  die  unbeschränkte  indi?iduelle  Freiheit  ein  unhaltbares 
Postulat.  Der  mögliche  Missbrauch,  die  vorkommende  unpassende  Anwendung  des 
Zwangs  wird  damit  natürlich  nicht  bestritten  und  nicht  entschuldigt,  beweist  aber  nichts 
in  der  hier  erörterten  Frage.   Vgl.  Grundlegung  I,  §.  34S,  350,  351  über  den  Zwang. 

Andrerseits  wird  die  Freiheit  doch  wieder  so  äusserlich 
formal  gefasst,  dass  sie  nebst  ihrer  weiteren  Consequenz,  der 
formalen  Gleichheit  (§.  48  flF.))   practisch   im  Leben  und  be- 

3* 
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sonders  im  wirthschaftlichen  Verkehr,  bei  den  Vertragsschltissen 
(Arbeits-,  Darlebns-,  Micth-,  Pacht-,  Kaufvertrag  u.  s.  w.)  oft  ftlr 
die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  nur  eine  geringe  Bedeutung 
hat,  materiell  eigentlich  nur  eine  Fiction  ist.  Sie  reicht  für  sich 
allein  nicht  aus,  um  für  alle  Betheiligten  im  Verkehr,  vor  Allem 
bei  jenen  Vertragsschliessungen,  wirkliche  Freiheit  und  Gleichheit 
zu  verbürgen.  Die  einmal  bestehende  Fiction  hat  aber  gleichwohl 
wichtige  practische  Consequenzen. 

So  wird  z.  B.  principiell  die  Forderung  einer  Beschränkunir  der  Staatsth&tigkeit 
in  allen  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  gestellt,  weil  die  formal  freien  und  gleichen 
Personen  vermeintlich  allein  richtige  aber  auch  ausreichend  für  sich  sorgen  könnten. 
£s  entsteht  dann  wohl  die  Ansicht,  alä  ob  die  Bechtsentwicklnng  mit  der  Gewähr  der 
persönlichen  Freiheit  und  Gleichheit  der  Individuen  und  mit  der  rollen  Vertrags- 
freiheit  ein  für  allemal  ihren  Abschluss  gefunden  habe.  Eine  nicht  bloss  theoretisch 
und  practisch  falsche,  sondern  auch  eine  socialpolitisch  und  rolkswirthschaftlich 
geradezu  gefahrliche  Ansicht.  Denn  die  persönliche  Freiheit  überhaupt  und  die 
Vertragsfreiheit  speciell  muss  Inhalt,  Umfang  und  daher  auch  Beschränkung  mit  nach 
Bedürfniäsen  der  Gesammtheit  erhalten.  Da  diese  Bedürfnisse  selbst  wieder  dem 
geschichtlichen  Wechsel  unterliegen,  so  kann  die  Thäti^i^keit  des  Staats  nnd  der  Gesetz- 
gebung auch  auf  diesem  Gebiete  niemals  auf  die  Dauer  abgeschlossen  sein:  am 
Wenigsten  in  dem  Falle,  wenn,  wie  jetzt  bei  uns,  einseitige  Consequenzen  atomistisch- 
indiyidualistischer  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  ohne  Rücksicht  auf  die  gesell- 
schaftliche Rückwirkung  im  geltenden  Rechte  über  Gebühr  zur  Anerkennung  ge- 
langt sind. 

So  wurde  z.  B.  in  Deutschland,  vollends  in  England  der  Versicherungszwang 
gegen  erwachsene  Arbeiter  oder  die  Einführung  eines  gesetzlichen  Maximalarbeits- 
tags für  solche,  wenigstens  für  die  Männer,  aus  solchen  Gesichtspuncten  noch  Tielfach 
abgewiesen,  z.  B.  von  den  Vertretern  der  deutschen  Gewerkvereine,  M.  Hirsch, 
Fr.  Duncker.  (Vergl.  die  Debatten  auf  dem  Eisenacher  socialpolltischen  Cong^ress 
1874,  aber  auch  noch  in  der  Gegenwart,  wie  die  parlamentarischen  Debatten  bei  Ge- 
legenheit der  deutscheu  Gewerbeordnungs- Novelle  betreffend  Arbeiterschutz  (.1891) 
beweisen.)  Ganz  in  derselben  Einseitigkeit  wie  die  liberalen  Oekonomisten  der  Neuzeit 
verfährt  in  seiner  Schrift  „Arbeiterversicherung'*  L.Brentano.  Wie  jene  annehmen, 
dass  die  persönliche  Freiheit  ausreiche,  richtige  und  gerechte  Vertheilung  zu  ver- 
bürgen, so  Brentano,  dass  dies  bei  freier  Gewerkvereinsorganisation  der  Arbeiter 
geschehe.  Diese  ist  ihm  das  Complement  des  Freiheits-  und  Gleichheitsprincips. 
Alle  andren  einwirkenden  Factoren  werden  ignorirt  und  mit  der  Ableitung  der  Con- 
sequenz  aus  dem  Princip  erscheint  die  Aufgabe  erledigt.  Eine  eigenthttmliche 
,, realistische"  Methode  der  Beweisführung. 

§.  20  [196].  —  b)  Das  vornehmste  Princip  der  Eigenthums- 
üidnung  ist  da«  rein  individualistisch  aui'gefasste ,  möglichst  ab- 
solute Privateigenthum  an  allen  Arten  von  SachgUtern.  Der 
EigenthumsbegriflF  wird  dabei  wiederum  apriorisch  construirt,  indem 
das  Wesen  des  Eigenthums  in  unumschränkter  Befugniss  des 
Eigenthtimers,  über  die  Sache  zu  verfügen,  gefunden  wird.  Dieser 
Eigenthumsbegriff  soll  dann  im  geltenden  Rechte  verwirklicht 
werden. 

Danach  wird  der  Wille  oder  richtiger  selbst  die  Willkühr  des  Eigenthümers 
(jus  utcndi  et  abutendi  re  sua;  s.  u.)  als  das  Moment  anerkannt,  welches  allein  über 
die  Verwendung  der  im  Eigcnthum  stehenden  Güter  entscheidet.  Dieser  Auffassung 
entsprechend   giebt  das  Eigenthum  überhaupt  eigentlich  nur  Kechte.     Auch  Pflichten 
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als  ÄDsflnss  desselben  aufzustellen,  erscheint  dagegen  ?on  vorneherein  als  Widerspruch 
gegen  den  Eigenthnmsbegriff,  als  „unjnri8tisch*\  wie  die  PrivatrechtSFertreter  dies 
dann  formuliren,  ohne  die  petitio  principii,  die  sie  dabei  begehen,  auch  nur  zu  merken. 
Dasselbe  gilt  von  BeschräDkungen  des  Eigenthnms,  welche  sich  mit  der  principiellen 
Schrankenlosigkeit  der  Verfügungsbefugnisse  des  EigenthUmers  nicht  vertragen.  Soweit 
sie  etwa  geschichtlich  überkommen  sind,  werden  sie  daher  möglichst  beseitigt.  Unter 
die  Schablone  des  einen,  absoluten  Eigenthumsbegriffs  werden  ferner  alle  Arten  Sach- 
güter (mitunter  auch  gewisse  „Verhältnisse"  [I,  §.  119],  wie  anderseits  ehedem  die 
Ünireien  ,  die  Sclaven)  möglichst  gleichmässig  gezwängt  Daher  werden  die  etwa 
noch  bestehenden  Verschiedenheiten  des  Eigenthumsrechts  nach  der  Art  der  Güter, 
welche  das  Eigenthum  umfasst,  verworfen  und  thunlichst  beseitigt,  weil  sie  dem  an- 
genommenen EigenthumsbegrilTe  widerstreiten.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  namentlich  in 
dem  Streben  nach  rechtlicher  Gleichstellung  des  Grundeigenthums  mit  dem  Eigenthum 
an  beweglichen  Gütern  und  der  verschiedenen  Arten  des  Grundeigenthums,  z.  B.  an 
Agrar-  und  Forstboden,  unter  einander.  Ebenso  unterbleibt  in  der  Hauptsache  im 
Rechte  jede  Unterscheidung  des  Eigenthnms  nach  den  Zwecken  der  beweglichen  Güter 
und  damit  fehlt  dem  Rechte  die  volks-  und  einzelwirthschaftlich  so  wichtige  Unter- 
scheidung von  Kapitaleigenthum  und  Eigenthum  an  Gebrauchsvcrmögcn  (l,  §.  128) 
vollständig. 

Die  Folge  solcher  Auffassungen  ist,  dass  z.  B.  jede  aus  dem  ökonomischen 
Wesen  des  Forstbodens  folgende  „Beschränkung"'  des  Forsteigenthums  vom  Waldbesitzer 
als  ein  Eingriff  in  sein  „natürliches''  Eigenthumsrecht ,  ja,  als  eine  Verletzung  seiner 
Freiheitssphftre ,  mithin  seiner  selbst  gilt.  Daher  die  öfters  aufgetauchte  Forderung 
der  Waldbesitzer,  nicht  nur  für  neue  Beschränkungen,  sondern  selbst  für  altbestehende, 
aber  dem  absoluten  Eigen thumsbegriff  widersprechende  entschädigt  zu  werden;  even- 
tuell die  Forderung,  dass  der  Staat  expropriire,  wenn  auch  nur  die  Beibehaltung 
solcher  Beschränkungen  im  öffentlichen  Interesse  geboten  sei,  Alles  unter  Berufung 
auf  den  „verfassungsmässig"  gesicherten  „Schutz  des  Eigenthnms" ! 

Die  EigenthumsordnuDg,  welche  sich  dergestalt  ergiebt,  ist 
soDach  Dar  einProdnct  der  Abstraction  und  eine  logische 
Consequenz  einer  absolut  gefassten  persönlichen  Frei- 
heit des  Individuums  und  eines  apriorischen  ab- 
soluten Eigenthumsbegriffs,  nicht  ein  Product  der  realen 
Bedürfnisse  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens.  Sie  wird  aber 
in  jener  Weise  aus  zwei  Gründen  ganz  unbedenklich  für  die  Praxis 
postnlirt. 

Einmal,  weil  sie  sich  im  römischen  Rechte  im  Wesent- 
lichen so  gestaltet  hat. 

Das  römische  Privatrecht,  das  Recht  eines  Volks,  dessen  Volkswirthschaft  auf 
dem  Herrschaftsprincip  der  Eroberung  und  Sciaverei,  nicht  auf  dem  Princip  des 
Erwerbs  durch  eigene  Arbeit  beruhte,  wurde  und  wird  aber  vielfach  als  das  .,Muster- 
recht",  als  das  „wahre  Recht",  ja  kurzweg  als  „das  Recht*',  die  Quintessenz  der 
juristischen  Logik,  tlberhaupt  betrachtet :  eine  eigenthUmliche,  geschichtlich  erklärliche, 
aber  deswegen  nicht  weniger  unrichtige  Ansicht,  welche  auf  eine  petitio  principii 
hinauskommt. 

Vergl.  nnten  §.  126  ff.  über  den  Eigenthumsbegriff,  besonders  I bering,  der  gerade 
so  bestimmt  wie  ich  den  absoluten  Eigenthumhbegriff  und  die  Identiiicirung  des  römisch- 
rechtlichen mit  letzterem  abweist.  Ebenso  Gierke.  Die  ünhaltbarkeit  der  Formulirung 
eines  absoluten  Eigenthumsbegriffs  folgt  übrigens^ auch  im  römischen  Rechte  aus 
dem  mm  ''jus  utendi  et  abutendi  re  sua"  hinzngeftlgten ,  wenn  auch  gewöhnlich 
ignorirten  Satze:  quatenus  juris  ratio  patitur.  Die  Juristen  ziehen  nur  meistens  die 
erforderlichen  Consequenzen  aus  der  Beschränkung  des  Eigenthnms  nicht  für  den 
Begriff  selbst.  Das  „abuti"  bedeutet  allerdings  nicht  nothwendig  „miss-brauchen", 
sondern   auch  —  und  wie  Manche  behaupten   allein  —  „verbrauchen**,  oder  Recht 


38        IB.   J.K.   Wirthscbaftl.  Recht.   2.  A.   Allgeu.  Betrachtaog.   §.21,22. 

zur  Aufzehrung  der  Substanz  (Knies,  Geld,  S.  SS,  mit  Beziehung  anf  Salmasius 
fasst  CS  noch  etwas  anders).  Aber  die  Hindentung  auf  ein  Recht  „bis  zum  Miss- 
brauch"  ist  mit  dem  Wort  doch  auch  beabsichtigt  worden. 

Sodann  meint  man  die  a  priori  geforderte  Gestaltung  der 
Eigenthnmsordnung  auch  a  posteriori  rechtfertigen  und  als  die 
allein  richtige  und  erspriessliche  begründen  zu  können.  Sie  soll 
nemlich  nicht  nur  mit  dem  Interesse  des  Individuums  und  der 
Privat wirthschaft,  sondern  auch  mit  dem  Gesammtinteresse  des 
Volks  und  seiner  Volkswirthschaft  vollkommen  übereinstimmen. 
Aber  der  Beweis  dafür  wird  nicht  genügend  geführt. 

Es  wird  dabei  nur  wieder  von  vornherein  die  Interessensolidarität  des  Indivi- 
duums und  der  Gesellschaft,  der  Privat-  und  der  Volkswirthschaft  angenommen,  statt 
sie  erst  zu  beweisen.  Die  Wirkungen  aber,  welche  eine  solche  Eigenthumsordnong 
auf  das  ganze  Volk  wie  auf  die  einzelnen  Classen,  besonders  auf  die  besitzlosen, 
sogenannten  unteren  arbeitenden  Classen  ausübt,  werden  nicht  ernsüich  geprüft  Sie 
gelten  entweder  als  einmal  unveränderlich,  die  daher  selbstverständlich  einfach  hin- 
genommen werden  müssen,  oder  sie  werden  auch  mit  falschem  Optimismus  als  durch- 
aus günstig  hingestellt.  So  wird  an  dem  schrankenlos  willkohrlichen  eigenen  Ge- 
brauche der  Güter,  den  das  Eigenthum  gestattet,  und  an  der  Freiheit,  beliebig  durch 
Verträge  über  das  Eigenthum  zu  verfügen,  nichts  bemängelt. 

Siehe  die  Ausführung  gegen  das  jus  abutendi ,  dass  das  Recht  der  Zerstörung 
mit  enthält,  von  Yal.  Mayer,  Eigenthum  nach  den  verschiedenen  Weltanschauungen, 
Freiburg  1S71,  S.  11. —  Die  Nationalökonomie  der  physiokratisch-Smith 'sehen  Schale 
hat  sich  in  der  Regel  um  die  Be^^ründung,  Erklärung  und  Rechtfertigung  der  Eigen- 
thumsinstitution  gar  nicht  gekümmert  und  die  letztere  einfach  als  selbstverständliche 
Thatsache  hingenommen.  (Siehe  die  Vorbemerkungen  oben  §.  4.)  Dies  hing  auch 
mit  der  einseitig  privatwirthschaftlichen  Behandlungsweise  der  Disciplin  zusammen. 
So  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  in  einem  Werke  wie  Rcntzsch'  Handwörter- 
buch der  Yolkswirthschaftslehre  der  Artikel  Eigenthum  (von  Frühauf)  sich  anf  die 
dürftigste  formalrechtliche  Behandlung  des  Eigenthums  beschränkt  Wo  die  National- 
ökonomie etwas  tiefer  auf  die  Institution  einging,  hat  sie  sich  die  Begründung  mit 
der  natürlich-ökonomischen  Theorie  (siehe  unten  §.  102,  107  ff.)  oder  mit  der  Arbeits- 
theorie (§.  114  ff.)  zu  leicht  gemacht,  was  auch  von  Bastiat  gUt,  siehe  dessen 
harmonies  ^conomiques  ch.S,  9,  und  pamphlets,  propri6t6  et  loi  (oeuvres,  1854,  IV,  275  flL). 

§.  21  [197].  —  c)  Nicht  anders  ergeht  es  dem  Erbrechte. 
Auch  dieses  wird  ebenso  schrankenlos  nnd  absolut  hingestellt  wie 
das  Eigenthum,  indem  gewissermaassen  die  schroffsten  Conseqaenzen 
des  deutsch-rechtlichen  und  des  römisch-rechtlichen  Erbrechtsprincips 
vereinigt  werden. 

So  wird  im  Intestaterbrecht  die  sittliche,  sociale  und  ökonomische  Bedentong 
der  Familie  ausserordentlich  übertrieben  mittelst  Fosthaltuug  eines  Erbrechts  der 
„Familie'"  bis  zu  den  entferntesten  „Verwandten''  hin,  —  im  Widerspruch  mit  der 
sonstigen  individualistischen  Auffassung,  welche  im  wirthschaftlichen  Yerkehrsrecht 
zur  Geltung  gelangt  ist  und  den  Familienverband  oft  wenig  genug  beachtet  Und 
daneben  wird  dem  Erblasser  im  testamentarischen  Erbrechte  öfters  eine  Yer- 
fugungsbefugniss  über  sein  Vermögen  über  den  Tod  hinaus  gegeben,  welche  nur  etwa 
durch  das  Pflichttheilsrecht  beschränkt,  sonst  practisch  so  gut  wie  unbegrenzt  ist. 
So  kann  über  einen  Theil  des  Volksvcrmögens  in  der  Form  von  PrivatvcrmOgen  ganz 
nach  individuellem  Ermcirsen,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Folgen  für  die  ganze 
Volkswirthschaft,  der  Wille  längst  Verstorbener  maassgebend  entscheiden.  Damit 
•  wird  aber  das  schöne  pietätvolle  Princip  der  „Achtung  vor  den  Todten"  so  übertrieben, 
dass  es  unhaltbar  wird  und   dass  das  Ergänzungsprincip:   „den  Lebenden  gehört  die 
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\Xr'eIt",  nothweDdJg  nach  GoltODg  ringt  Aach  der  in  der  Frage  mitunter  angerufene 
GUabe  an  die  persönliche  Unsterblichkeit  gebietet  eine  so  weit  gebende  BerUcksicb- 
tigong  des  Willens  Verstorbener  im  testamentarischen  Erbrecht  in  den  echt  irdischen 
Dingen  der  VermOgenswelt  yernQnftiger  Weise  selbst  far  Diejenigen  nicht,  welche 
diesen  Glauben  hegen. 

Vergl.  Lange,  Arbeiterfrage,  8.  Aufl.  S.  2S5:  Lassalle,  System  der  erworbenen 
reichte,  U,  S.  604  IT.,  mit  der  Darlegung  von  Leibnitz's  Theorie  des  testamenta- 
rischen Erbrechts  und  der  Begründung  des  letzteren  auf  die  Annahme  der  Un- 
sterblichkeit 

§.  22  [198].  —  d)  Die  volkswirthschaftliche  Rechtfertigang 
eines  möglichst  absoluten  Eigenthnms-  und  Erbrechts  wurzelt  mit 
in  der  Ansicht  von  der  Unentbehrlichkeit  dieser  beiden  Institute 
tlir  die  Kapitalbildnng,  —  sowohl  für  die  Erhaltung  des  vor- 
handenen als  für  die  weitere  Vermehrung  des  Kapitals,  —  sowie 
für  die  Kapitalverwendnng  im  Productionsprocess.  Diese  Ansicht 
beruht  indessen  auf  der  iälschlichen  Identificirung  von  National- 
kapital oder  Kapital  an  sich,  als  rein  ökonomische  Kategorie,  mit 
dem  Privatkapital  oder  dem  Kapitalbesitz,  als  historisch  rechtliche 
Kategorie  (I,  §.  129),  und  bedarf  erst  einer  näheren  Prüfung,  ob 
nnd  wie  weit  sie  richtig  ist,  eine  Prüfung  mit  wenigstens  principiell 
and  theilweise  anch  practisch  nicht  unbedingt,  wenn  auch  über- 
wiegend zn  Gunsten  des  Privatknpitals  lautendem  Ergebuiss. 

Es  wird  hier  stets  ohne  Weiteres  angenommen,  doss  eine  Bildung,  Erhaltung 
und  Verwendung  des  Kapitals  im  ersteren  Sinne  anbedingt  nur  in  der  Form  des 
Prifatkapitals  möglich  oder  sogar  nur  so  denkbar  sei.  Gerade  dies  verlangt  aber 
mindestens  erst  eine  Untersuchung,  welche  die  Nationalökonomie  früher  ganz  unter- 
lassen hat  (§.  109  nnd  unten  Buch  3  Kapitel  1).  Aber  wenn  der  Satz,  der  sonach 
Torliu6g  eine  blosse  These  ist,  auch  nicht  bestritten,  oder  wenn  wenigstens  zugegeben 
wird,  dass  die  Entstehung,  Erhaltung,  Vermehrung  und  Verwendung  des  Kapitals  im 
ökonomischen  Sinne  in  der  Hauptsache  und  in  der  Gegenwart  sowie  in  der  zu  Übersehen- 
den Zaknnft  am  Besten  in  der  Form  des  Privatiapitals  vor  sich  geht  (a.  a.  0.  unten,  be- 
sonders §.  143  C),  dass  auch  der  Socialiämus  in  seiner  Kritik  des  Privatkapitals  und 
meiner  Forderung  bloss  ,4|^esellschaftlichen''  Kapitals  die  grossen,  kaum  überwindlich 
scheinenden  Schwierigkeiten  einer  Erfüllung  dieser  Forderung  viel  zn  wenig  beachtet, 
so  folgt  daraus  nicht  der  ttbliche  Schluss  zn  Gunsten  absoluten  Eigenthums  und  Erb- 
rechts. Die  Nothwendigkeit  nnd  volkswirthschaftliche  Nützlichkeit  eines  solchen  wird 
vielmehr  wiederom  ohne  jede  weitere  Untersuchung  aziomartig  angenommen. 

Es  liast  sich  z.  B.  gerade  beim  Erbrecht  unschwer  nachweisen,  dass  ein  un- 
begrenztes, wie  das  heutige,  namentlich  ein  Erbrecht  ohne  alle  oder  wenigstens  ohne 
irgend  erhebliche  Erbschaftssteuern  für  Erbschaften  unter  den  nächsten  Verwandten 
iAjscendenten,  Descendenten),  die  ihm  zugeschriebene  besonders  gtlnstige  Wirkung  für 
die  Yermehning  selbst  nur  des  Privatkapitals  in  geringerem  Grade  besitzt,  ab  ein 
dorch  ein  richtiges  sociales  Erbschaftssteuersystem  begrenztes  Erbrecht.  Aehnlich 
wie  der  zeitige  Inhaber  eines  Fideicommisses,  welches  an  den  ältesten  Sohn  übergeht, 
im  Interesse  der  Ausstattung  seiner  ttbrigen  Kinder  mehr  sparen  wird  und  nach  eng- 
lischen Er&hrungen  wirklich  aus  diesem  Grunde  mehr  spart,  wird  auch  der  Familien- 
vater, welcher  weiss,  dass  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen  durch  Erbschaftssteuern 
verkleinert  wird,  mnthmaasslich  mehr  Trieb  zum  Sparen  haben,  damit  trotz  des  Steuer- 
abzugs noch  ein  genügendes  Erbe  übrig  bleibe. 

Ebenso  lässt  sich  am  Grundeigonthum  und  am  Kapitalcigcnthum  aus  den  Ver- 
hältnissen der  heutigen  Praxis  die  nachtheiligo  Wirkung  der  abäoluten  Formulirung 
des  Eigenthnmsrechts  vielfach  ableiten,  z.  B.  im  Falle  willkührlichen  Gebrauchs  oder 


40        l.B.   l.K.   Wirthschaftl.  Recht.   2.  A.  Allgem.  Betrachtang.  §.28,24. 

Nichtgebrauchs.  Wie  z.  B.  in  den  heute  schon  in  England  forgekommenen  F&Uen, 
dass  ein  reicher  Bergwerksbesitzer  auch  nach  erfolgter  Kachgiebigheit  seiner  mit  ihm 
im  Lohnstreit  liegenden  Arbeiter  ans  Eigenwillen  den  Betrieb  seines  Werks  ein- 
gestellt lässt. 

III.  —  §.  23  [199].  Die  Aufgabe  für  die  Volkswirth- 
Schaftslehre  gegenüber  dem  wirthschaftlichen  Recht 
liegt  demgemäss  darin,  die  geschichtlich  überkommene  und  die 
in  Geltung  stehende  Rechtsordnung  des  Personenstands  und  des 
Eigenthums  einer  Prüfung  auf  ihre  volkswirthschaftlichen  und 
socialen  Leistungen  und  Wirkungen,  auf  ihre  Zweckmässigkeit 
und  Reformbedürftigkeit  zu  unterziehen.  Bei  dieser  Prüfung  muss 
vor  Allem  der  privatwirthschaftliche  Standpunct  in  der  üblichen 
fehlerhaften  Weise  mit  dem  volkswirthschaftlichen  nicht  ohne 
Weiteres,  sondern  erst  nach  geführtem  Beweise  dafür,  dass  das  im 
bestimmten  Falle  richtig  sei,  identificirt  werden.  Femer  hat  zwar 
der  Gesichtspunct  der  Production  und  das  Interesse  an  einer 
möglichst  gesteigerten,  verbesserten  und  an  Kosten  thunlichst 
sparenden  Production  bei  der  Prüfung  gewiss  eine  wohl  berechtigte 
grosse  Bedeutung  auch  für  die  ganze  Volkswirthschaft.  Aber  da- 
neben müssen  der  Gesichtspunct  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Volksvermögens  und  die  Anforderungen  beachtet 
werden,  öfters  selbst  dominiren,  welche  hinsichtlich  der  Vertheilung 
nach  den  früher  entwickelten  Grundsätzen  zu  stellen  sind  (Grund- 
legung I,  Buch  4,  Kap.  2). 

Was  den  Einfiuss  des  Rechts  auf  die  volkswirthschaft- 
licheProduction  anlangt,  so  darf  den  einzelnen  Rechtsinstitnten 
bei  den  verschiedenen  Productionsfactoren  und  Productionsgebieten 
von  vorneherein  eine  verschiedene  Bedeutung  beigemessen  werden. 

Der  Personenstand,  die  Unfreiheit  in  ihren  verschiedenen  Formen  und  die 
Freiheit  in  den  verschiedenen  Rechtssystemen,  besonders  die  Gestaltung  des  Vertrags- 
rechts überhaupt  und  des  Arbeitsrechts  der  sogen,  unteren  Klassen  specieU,  daher 
auch  des  Lohn  Vertrags,  kommen  in  erster  Linie  in  Betracht  hinsichüich  ihres  Ein- 
flnsses  auf  die  Arbeit  als  Productionsfactor,  sodann  erst  wegen  ihrer  Einwirkung  auf 
die  Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung  des  Kapitals  und  auf  den  Bodenanbau. 
Das  Privat eigenthum  im  Allgemeinen,  das  darauf  bezügliche  Vertragsrecht  und  das 
Erbrecht  sind  zunächst  bedeutsam  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  ökonomischea 
oder  des  Nation alkapitals,  welche  sich  in  der  Form  von  Privatkapital  voUzieht;  als- 
dann erst  kommen  sie  als  Momente  für  die  Entwicklung  des  Arbeitsfactors  und  der 
Bodenproduction  in  Betracht.  Das  Grundeigenthum  endlich  hat  zuvörderst  eine  ent- 
scheidende Wichtigkeit  für  den  Bodenanbau  und  danach  steht  es  auch  im  Zusammen- 
hange mit  der  Entwicklung  des  Arbeitsfactors  und  des  Kapitals. 

Freilich  kann  nun  das  wirthschaftliche  Recht  nicht  ausschliess- 
lich, oft  nicht  einmal  vorwiegend  nach  volkswirthschaftlichen  Rück- 
sichten, seien  es  diejenigen  der  Production  oder  der  Vertheilung, 
gestaltet   werden.     Aber  vollkommen  berechtigt  ist  die  Forderung, 
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solche  Kücksicbten  so  weit,  als  Dicht  andere  höhere  dagegen  sprechen, 
beachtet  zu  sehen. 

So  kann  z.  B.  die  Unfreiheit  eined  Theils  der  Bevölkerong  voIkswirthschaftlicU 
mitunter  weniger  Bedenken  und  selbst  gewisse  Yortheile  bieten,  ja  eine  Art  Gultur- 
mission  erfüllen  (I,  §.  284,  285,  unten  §.  29  ff.)-  Aber  die  Entscheidung,  ob  sie  bei- 
zubehalten, kann  niemals  allein,  selten  auch  nur  vorwaltend  nach  wirthschaftlichcn 
Gesichtspuncten  erfolgen.  Dagegen  dürfen  letztere  wieder  bei  der  Wahl  des  Zeit- 
puncts  für  die  Emancipation  und  bei  den  Modalitäten  der  Durchfuhrung  mitsprechen. 

IV.  —  §.  24  [200J.  Notbwendiges  Compromiss 
zwischen  dem  Individual-  und  Socialprincip  im  wirth- 
schaftlichen  Recht.  In  unserer  modernen  Culturwelt  ist  die 
Frage  der  Unfreiheit  principiell  verneinend  entschieden  worden. 
Es  handelt  sich  daher  für  uns  nur  noch  um  die  Gestaltung, 
d.  h.  nm  Umfang,  Inhalt,  Grenzen,  des  Rechts  der  persönlichen 
Freiheit  und  um  die  Eigenthumsordnung,  einschliesslich  des  Ver- 
trags- und  Erbrechts  und  des  Enteignungsrechts. 

In  der  hierauf  bezüglichen  Rechtsordnung  stehen  sich  nun 
wieder  jene  im  ersten  Theile  dieses  Werkes  schon  wiederholt 
(u.  a.  §.  6)  hervorgehobenen  und  besprochenen  zwei  grossen  Prin- 
cipien  von  welthistorischer  Bedeutung  seit  Uralters  bei  unseren 
Cultnrvölkern  gegentiber  und  ringen  um  den  Sieg  mit  wechselndem 
Erfolge:  das  Princip  der  möglichsten  Selbstündigkeit  des  Indi- 
viduums und  das  entgegengesetzte  der  Beschränkung  dieser  Selb- 
ständigkeit nach  Interessen  und  Zielen  menschlicher  Gemeinschaften, 
das  Individual-  und  das  Gemeinschaftsprincip,  oder  wie 
man  sie  kurz  nennen  könnte:  der  ,,In  dividualismus''  und  der 
„Socialismus^'  in  dem  früher  (I,  §.  294)  festgestellten  all- 
gemeineren Sinn  dieser  Ausdrücke. 

Beide  Principien  sind  tief  in  der  Natur  des  Menschen  be- 
gründet Auch  das  zweite  wird  nicht  künstlich  und  gewaltthätig 
dem  Individuum  aufgenöthigt,  sondern  es  folgt  für  den  Einzelnen 
ohne  Weiteres  aus  seiner  angeborenen  socialen  Natur,  aus  dem 
Umstand,  dass  er  in  und  fUr  die  Gemeinschalt,  die  Gesellschaft, 
„für  Andere"  mitgeboren  wird.  Keines  von  beiden  Principien  darf 
daher  auch  vollständig  allein  auf  Kosten  des  anderen  in  der  Rechts- 
ordnung der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  zur  Geltung 
kommen,  und,  mehr  noch,  keines  vermag  dies,  weil  es  „S^g^"  ^i^ 
Natur"  wäre.  Möglich  und  nothwendig  ist  immer  nur  ein  Com- 
promiss zwischen  beiden  Principien  und  zwischen  den  Con- 
sequenzen,  welche  ans  ihnen  für  die  Rechtsordnung  abzuleiten  sind. 
Dieses   Compromiss    kann   mehr  zu  Gunsten    des  einen   oder  des 
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anderen  Prineips  ausfallen.  Die  neuere  geschichtliche  Entwicklung 
neigt  zu  Gunsten  des  Individualprincips  und  hat  ihre  tieferen 
psychologischen   und   culturhistoriscben,   auch  technischen  Gründe. 

In  primitiveren  Wirthscliaftsvorliältiiisscn,  aber  vielfach  selbst  noch  in  der  antiken 
Welt  und  im  Mittelalter  war  auf  dem  (jebicte  der  persönlichen  Freiheit  die  Unter- 
ordnuD«^  dos  Individuums  und,  mit  Ausnahme  des  späteren  römischen  Prifatrechts, 
auf  dem  Gebiete  der  Eigentbumsordnung  die  Beschränkung  des  Eigenthnms  fer- 
Iierrschcnd.  Formen  des  (iemeiueigeuthoms,  namentlich  an  Boden,  in  Verbindanfc  mit 
dem  Cicschlechts-  und  Familienverband,  fanden  sich  vielfach,  eigentliches  individaelles 
Privatgrundeigcnthum  fehlte  oder  bestand  neben  omflnglichem  Gemein-  und  öffent- 
lichem Eigcnthum  und  war  auch  selbst  mancherlei  Beschränkungen  des  Eigcnthtimers 
zu  Gunsten  von  Gemeinschaften,  deren  Glied  er  war,  unterworfen.  Begalisirangeo 
bestanden  zeitweise  manchfach.  In  der  modernen  Welt  ist  das  andere  Princip,  die 
möglichste  Unumschränktheit  des  Individuums  und  seines  Eigenthums,  die  mögÜchste 
Freiheit  des  Yenragsrechts,  immer  umfassender  und  allgemeiner  auf  aUen  einzelnen 
Gebieten  im  Recht  zu  einer  nur  zu  ausschliesslichen  Geltung  gekommen.  Der  Sieg 
des  modernen  „Systems  der  freien  Concurrenz''  ist  ein  Beleg  hierfür.  Das  Prifat- 
grundeigcnthum,  und  zwar  ebenfalls  möglichst  volles,  unbeschränktes,  tiberwiegt  nach 
Umfang  und  Bedeutung  weit,  öffentliches  bildet  die  Ausnahme  und  behauptet  sich  nur 
an  gewissen  Bodenkategorien,  wie  an  den  Forsten,  hie  und  da  in  grösserem  Umfang 
noch,  Hegalien  sind  «rrossentheils  verschwunden. 

Aber  die  bedenkliehen  Seiten  dieser  Gestaltung  sind  neben 
den  günstigen  doch  nicht  zu  verkennen  und  auf  dem  Gebiete  der 
Politik  und  der  Volks wirthschaft  deutlich  hervorgetreten.  Mit 
daher  denn  auch  mancherlei  Rückschritte  in  einer  Jahrhunderte 
alten  Bewegung  gerade  neuerdings  wieder:  sie  bilden  eine  Wieder- 
annäherung  an  das  zweite  Princip,  an  die  Beschränkung 
und  Unterordnung  des  Individuums,  seiner  Freiheit,  seines  EigenthuniB 
unter  die  Aufgaben  und  Interessen  der  Gemeinschaft  des  Volks 
und  der  Volkswirthschaft  und  kleinerer  Gemeinschaftskreise  beider, 
denen  der  Einzelne  und  sein  Besitz  als  Glieder  angehören.  Damit 
leitet  sich  die  nothwendige  Versöhnung  der  Gegensätze  ein, 

unsere  Zeit  hat  die  allgemeine  Wehrpflicht  zum  Staatsgrundgesetz  gemacht; 
den  Schulzwang  durchgeführt;  die  persönliche  Freiheit,  die  Eigcnthumsbenutzung,  die 
Vertraghfreiheit  schon  manchfach  beschränkt,  z.  B.  durch  eine  scharf  eingreifende 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  durch  Uaftpilichtgcsetzc  mit  der  Ungiltigkeitserkl&ning  fon 
Vertra<;sclauseln  zum  Ausschluss  der  Haftplicht  (Deutsches  Gesetz  vom  7.  Juni  1871, 
§.  5),  durch  die  neue  Arbeiter?ersicherungsi;esetzgebung;  hat  das  Eigenthum  darch 
;<:ewaltig  einschneidende  Steuern  getroii'en,  bei  deren  Vertheilung  socialen  Gesichts* 
puncten  mehr  Rechnung  zu  tragen  begonnen;  sie  hat  theils  dadurch,  theils  dorch 
andere  Mittel  eine  immer  weitere  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten 
des  privat wirthschaftlichen  Systems  eingeleitet;  lauter  principiell  wichtige  Schritte  znm 
richtigen  Ziele.  Insbesondere  die  wachsende  Ausdehnung  der  Gemoinwirthschaft, 
namentlich  der  Staatsthätigkcit,  die  im  ersten  Theil  wiederholt  berührt  wurde  (I,  Bach  6, 
bes.  Kap.  3).  wirkt  ihrerseits  ebenfalls  auf  das  stärkere  Hervortreten  des  Gemeinschafts- 
vor  dem  Individualprincip  hin. 

8o  kündigt  sieh  eine  neue  Richtung  an,  weiche  das  Compro- 
uiiss  zwischen  den  beiden  genannten  Grundsätzen  wieder  mehr  zu 
Gunsten   des  Gemeinschaftsinteresses  verschiebt.     Diese  Richtung 
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kann  natürlich  in  ein  anderes  Extrem  führen ,  zu  einer  unerträg- 
lichen Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  wie  sie  bei  der 
Verwirklichung  extremer  socialistisch  -  communistischer  Ideen 
(I,  §.  294)  erfolgen  mtisste.  Aber  vernünftig  mit  stetem  Anhalt  an 
die  concreten  Verhältnisse  durchgeführt  hat  sie  ihre  vollständige 
Berechtigung,  wie  sich  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte 
aas  zeigen  lässt  und  in  den  folgenden  Abschnitten  näher  nach- 
gewiesen wird. 

Im  Flnss  der  Bewegung,  der  Entwicklung  steht  freilich  auch 
hier  nothwendig  immer  Alles.  Auch  eine  selbst  momentan  ge- 
lungene, einer  Zeit,  einem  Lande  und  Volke  entsprechende  „Ver- 
söhnnng^'  der  beiden  antagonistischen  Principien  wird  niemals  auf 
die  Dauer  befriedigen.  Immer  neue  Aufgaben,  neues  technisches 
Können,  neue  Bedürfnisse,  neue  Anschauungen  tauchen  auf,  hin- 
dern, zu  ruhen  und  sich  am  Erreichten  genügen  zu  lassen,  nöthigen 
zu  nener  Regelung  des  Verhältnisses  von  Individuum  und  Gemein- 
schaft, zu  neuen  und  veränderten  Compromissen  zwischen  Indivi- 
dual-  und  Social princip.  Möglich,  selbst  wahrscheinlich,  dass  die 
heutigen  Culturvölker  allmälig  dies  Gompromiss  noch  erheblich 
weiter,  als  es  uns  Heutigen  richtig  und  selbst  möglich  erscheint, 
zu  Gunsten  des  Socialprincips  einrichten.  Ueber  ein  Gompromiss, 
bei  welchem  dem  Individualprincip  doch  immer  eine  bedeutende 
Rolle  bleibt,  wird  man  dennoch  sicher  nicht  hinauskommen,  vor 
Allem  wieder  aus  psychologischen  Gründen  nicht.  Das  zu  wähnen 
möchte  der  tiefe  Grundirrthum  des  heutigen  wissenschaftlichen  und 
agitatorisch-politischen  Socialismus  sein. 

Anch  dafär  sei  hier  wieder  aaf  die  Erörterungen  im  1.  Kapitel  des  1.  Buchs  im 
rorigen  Bande  der  Grundlegung  verwiesen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  persönliche  Unfreiheit. 

§.  25  [S.  371—374].  Litteraturnachwois.  Die  Nationalökouomen 
haben  die  Unfreiheit  und  Freiheit  vornemlich  als  Arbeitssystem  (s.  folgenden 
2.  Abschnitt  §.  32  ff.)  betrachtet,  wobei  die  weitere  allgemeine  7olkswirtschafilicho  und 
sociale  Bedeutung  der  Institution  zwar  unvermeidlich  mit  berücksichtigt  werden  muss, 
aber  doch  zurücktritt.  Bau  hat  sich  nirgends  in  seinem  System  mit  einer  principiellen 
Cotersucbung  der  Unfreiheit  beschäftigt,  und  dieselbe  kaum  anders  als  gelegentlich 
erwihnt;  z.  B.  ähnlich  wie  andere  Schriftsteller  der  älteren  Schule,  in  den  Erörte- 
rungen ttber  Arbeitslust  und  Fieiss,  so  I,  §.  112,  etwas  eingehender  11,  §.  19. 
Zar  Berührung  einzelner  Formen,  wie  der  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft,  giebt  die 
Betrachtung  der  Agrar?erhältnisse,  der  bäuerlichen  Lasten,  der  Frohnden 
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Aiilass:  s.  Kau.  II.  §.470.  Koscher  macht  fUr  die  systematische  theoretische 
Nationalökonomie  den  grossen  Fortschritt,  der  ..Uufreilicit  und  Freiheit''  eine  eingehende 
Erörterung  (Kapitel  4,  §.  Ö7— 76  des  1.  Buchs  seines  I.  Bands)  zu  widmen,  jedoch  ist 
die  Stellung  dieses  Kapitels  in  der  Productionslehre  wohl  nicht  richtig  und  die 
Betrachtung  der  „Freiheit"'  als  System  des  Personenstands  entfällt  fast  ganz.  (S.  die 
Vorbemerkung  oben  S.  6.)  Dagegen  hat  v.  Mangoldt  in  seiner  Volkswirthschafts- 
lehre  schon  in  mehr  principleller  Weise  bei  der  Untersnchung  der  gesellschaft- 
lichen Bedingungen  des  Erfolgs  der  nationalen  Arbeit  der  Lehre  von  der  Unfreiheil 
und  Freiheit  eine  Stelle  in  der  systematischen  Nationalökonomie  gegeben,  s.  Kapitel  5 
und  (>  a.  a.  0.  Seh  äff  le  in  seinem  Gesellschaftlichen  System  giebt  keine  zusammen- 
fassende Erörterung  tiber  die  Unfreiheit  und  Freiheit,  bedpricht  aber  die  erstere  als 
Arbeits&ystem  (so  ;{.  Aufl.,  II,  307,  §.  2701  und  mehrfach  passim  die  einzelnen  Con- 
sequenzen  der  persönlichen  Freiheit  (siehe  unten  §.  47  ff.),  obwohl  noch  kaum  ein- 
gehend und  principiell  genug.  In  seinem  grossen  sociologischen  Werke  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers'*  findet  sich  im  1.  Bande  (Tübingen  1875)  mehr  Hieher- 
gehöriges  über  Eigenthum,  als  über  Personenstand.  S.  197  ff  z.  B.  wird  die  ,4ndi- 
viduelle  Freiheit  und  Gleichheit"  in  einem  anderen  Sinne  genommen,  als  der  ist,  in 
welchem  im  Folgenden  von  ihr  gehandelt  wird,  wenn  auch  die  Erörterungen  sich  be- 
rühren. Mehr  gehören  hierher  Schaf  fle's  Ausfuhrungen  im  Band  II  des  Socialen 
Körpers,  S.  liO  ff.  und  III,  90  ff.,  überall  der  werthvolle  Gesichtspunct,  die  Unfreiheit 
in  den  entwicklungsgesetzlichen  Zusammenhang  der  gesellschaftlichen  Erscheinangon 
zu  bringen.  II.  Kösler,  Vorlesungen  S  101.  G.  Gohn  geht  bei  der  Besprechung 
der  Arbeitt  (System  I ,  §.228)  und  bei  Ausführungen  über  die  „Diffcrenzirung  der 
(ieseilscha'ft"  (eb.  §.314,  315)  kurz  auf  die  Unfreiheit  ein.  Im  Schönberg  sehen 
Handbuch  fehlt  eine  allgemeinere  Erörterung  über  sie ;  sie  wird  natürlich  aber  mehr- 
fach berührt,  so  in  dem  Abschnitt  von  Kleiuwüchter  (I,  IbO,  3.  Aufl.)  als  Arbdtä- 
system,  von  Meitzen  in  der  Agrarpolitik  (Abschnitt  Landwirthschaft  II,  Bach  II, 
S.  157),  von  Lexis  (eb.  S.  9.*<3)  beim  Sclavenhandel ,  von  Geffckon  (eb.  S.  1119) 
bei  der  Unterdrückung  des  Sclavenhandels.  In  v.  Philippovich's  Grundriss  wird 
die  Unfreiheit  nur  als  Arbeitssystem  kurz  erwähnt  (S.  107).  Im  Hand  Wörterbuch  der 
Staatswissenschaft  ist  ein  Artikel  über  „Unfreiheit"  in  Aussicht  genommen  (von 
K.  Grünberg  in  B.  VI  soeben  erschieneii).  Sonst  wird  hier  von  ihr  vomenüich 
in  den  agrarischen  Artikeln,  besonders  unter  dem  Schlagwort  „Bauernbefreiung^*  ge- 
handelt. Siehe  auch  Maurus,  über  die  Freiheit  in  der  Volkswirthschaft,  Heidelberg 
1873  besonders  Einleitung,  1 — 3,  6.  Abschnitt. 

In  der  fremden  nationalökonomischen  Litteratur  wird  die  Unfreiheit,  be- 
sonders die  Sciaverei,  vornemlich  auch  nur  als  Arbeitssystem  gewtlrdigt,  meist  un- 
günstig beurtheilt,  doch  gewöhnlich  ohne  Eingehen  auf  die  feineren  psychologischen 
Seiten  der  Frage,  noch  auf  die  specielleren  geschichtlichen  Erfahrungen,  und  öfters 
mit  zu  einfacher  Verurtheilnng  aus  dem  human-philanthropischen  modernen  oder  ans 
dem  christlichen  Gesichtspunct.  A.  Smith  handelt  mehrfach  von  der  Unfreiheit, 
bezw.  Sciaverei ,  bf^sonders  Buch  3 ,  Kapitel  2 ,  Buch  4 ,  Kapitel  9,  bei  agrarischen 
Fragen,  auch  bei  den  Lohnfragen  (Buch  1,  Kapitel  8),  namentlich  aus  dem  Gesichts- 
punct der  Arbeitsproducti?ität.  Siehe  sonst  besonders  de  Sismondi,  nouv.  priuc, 
2.  ed.  I,  1.  3,  eh.  4  (I,  p.  177  ff.),  G,  7.  auch  11,  415;  J.  St.  Mill,  pol.  Oekon , 
2.  B.,  Kap.  5.  In  der  englischen  und  americanischen  Litteratur  ist  aus  nabe- 
liegenden practischen  Gründen  auch  neuerdings  noch  öfters  ein  Kapitel  der  syste- 
matischen Werke  der  Sciaverei  u.  s.  w.  gewidmet,  siehe  z.  B.  Fawcott,  manual  of 
polit.  econom.  3.  ed.  Lond.  a.  Cambr.  1S69.  p.  25S  ff.  Marshall,  principles  (1,589, 
cr^-ähnt  die  Sciaverei  nur  vorübergehend.  Wichtiger  ist  Cairncs  (siehe  unten).  Vgl. 
auch  den  Aufsatz  csclavage  von  Dupois  im  nouv.  dict.  dYcon.  pol. 

Für  die  geschichtlichen  Thatsachen,  welche  die  Unfreiheit  und  deren 
verschiedene  Formen  und  Entwicklungsphasen  betreffen,  ist  zunächst  auf  die  all- 
gemeine G  eschichtslitteratur,  besonders  über  das  Alterthum  (Sciaverei), 
über  das  Mittelalter  und  z.  Th.  noch  die  folgende  Zeit  bis  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts (Leibeigenschaft,  Hörigkeit,  Gutsunterthänigkeit,  bäuerliche  Lasten,  Frohnden), 
und  tiber  das  überseeische  Colon ialwesen  der  Europäer  (Negersclaverei)  zu 
verweisen.  Besondere  Beachtung  verdienen  die  russischen  Verhältnisse,  weil  hier 
die  Unfreiheit  bis  in  unsere  Gegenwart  hinein  deutlicher  vor  Augen  liegt.  Die  Werke 
über   die   Lage  der   arbeitenden    Classen   in   früherer  Zeit   enthalten   ebenfalls 


Littcraturnachweis.  45 

bicrfaergehOriges  Material.  (Siehe  z.  B.  Levasscur,  histoire  des  classes  oumeres 
en  Fr&Dce  depais  la  conqn^te  de  J.  Cäsar  jnsqu'ä  la  revolotiou,  2  tom.  Par.  1S59, 
mit  der  Fortsetzung  desselben  Verfassers:  bist,  des  cl.  ouvt,  cq  Fr.  depais  1789, 
2  tom.  P.  1867.  Du  Cellier,  liist.  des  cl.  labor.  en  France  depuis  la  conqoßte  de 
la  Gaule  par  J.  C6sar  ju^qu'ä  nos  jours,  Par.  1860).  Ver^I.  auch  Marx,  Kapital, 
pass..  Lassalle,  Kap.  u.  Arb. ,  pass. ,  z.  B.  S.  100,  169.  Auch  die  Litteratur  über 
ältere,  besonders  germanische  Agrarverfassung,  über  bäuerliche  Lasten 
behandelt  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit  und  Verwandtes  mehr  oder  weniger  ein- 
gehend. S.  Rau,  Volks wirthschaftspolitik,  5.  Aufl.,  §.  46  ff..  Koscher  II  (National- 
ökonomie des  Ackerbaus),  §.  54  flf.,  §.  107  ff.,  Buchcnberger,  Agrarpolitik  1, 
Kapitel  1,  auch  für  Spcciallitteratur.  Ferner  ist  die  Sclaverei,  auch  in  verschiedenem 
Grad  der  Strenge,  bei  uncultirirten  Völkern,  wie  den  africaniscLen  und  der 
arabisch-islamitische  Sclavenhandel  (Sciavenjagd)  beachtcnswerth ;  erstere  namentlich 
auch  für  die  Recht'^Terhältnisse  („Sclaven recht'')  und  für  die  Analogieen  derselben  mit 
dem  antiken,  besonders  dem  römischen  Kecht  und  mit  den  Verhältnissen  des  mittel- 
alterlichen ,  naturalwirthschaftlichen  Europas.  Die  neueste  colonialpolitische  Bewegung 
in  Africa  und  die  ethnographisch -anthropologischen  Forschungen  der  neueren  Zeit 
haben  die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Dingo  gelenkt  und  manches  interessante  That- 
sachen-Material  über  Dnfreiheitsverhältnisse  bei  uncultivirten  Völkern  ist  gesammelt 
worden,  dessen  Verwerthung  für  die  allgemeine  nationalökonomische  Frage  der  Un- 
freiheit erst  begonnen  hat. 

Von  allgemeineren  Schriften  über  Sclaverei  u.  s.  w.  und  deren  Geschichte 
siehe  Gnrowski,  slavery  in  hlstory,  Newy.  1860  (kurze  Ucbersicht  i^ber  die  einzelnen 
Völker,  mehrfach  nach  deutschen  Historikern).  —  Wiskemann,  Sclarerei  (fou  der 
Haager  Gesellschaft  für  die  Verbreitung  der  christlichen  Religion  gekrönte  Preis - 
Schrift),  Leiden  1866  (besonders  über  die  Sclaverei  bei  den  Juden,  Stellung  des  alten 
und  neuen  Testaments  und  des  Christcnthums  zur  Sclaverei,  aber  auch  mit  einer 
guten  Erörterung  über  das  Aufhören  der  Sclaverei  in  Folge  volkswirthschaftlicher 
Fortschritte,  S.  179  ff.).  —  Tou  rmagne,  histoire  du  servage  ancien  et  moderne,  Paris 
1879.  Scarsez  de  Locqneneuille,  l'eslavago  etc.  (Beziehungen  zum  Katholicis- 
mos,  Protestantismus,  Principien  von  1789)  Li^ge  1890.  —  Langer,  Sclaverei  in 
Europa  während  der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters,  Leipzig  1891.  —  A.  Loria, 
analisi  della  proprictä  capitalista,  II,  cap.  4,  p.  120 — 204.  mehrfach  ähnlich  in 
Behandlung  und  Grundauffassung  wie  unten  in  diesem  Werke,  mit  mancherlei 
historischem  Material  in  vergleichender  Betrachtung.  Vergl.  auch  Röscher  in  den 
Ansichten,  Aufsatz  über  das  Verhältniss  der  Nationalökonomie  zum  classischen 
Altertham. 

Speciell  über  die  Sclaverei  des  Altcrthums,  besonders  auch  über  das  Sei av eu- 
re cht  siehe  ausser  den  Werken  über  griechische  und  romische  Staats-  und  Privatalter- 
thümer  y.  Herrmann,  Becker,  Marquardt,  Gilbert  U.A.:  über  Griechenland 
Böckh,  Staatshaushalt  der  Athener  I,  2.  Ausgabe,  I.Buch,  §.13,  S.  95  ff.,  448, 
besonders  aber  Büchsenschütz  a.  a,  0.,  1.  Buch.  3.  Kapitel  (reichhaltig  und  vor- 
züglich, weitere  Litteraturangaben  daselbst  S.  104).  Forbig  er,  Hellas,  Leipzig  1876, 
1,  7;  über  Rom  besonders  die  Werke  über  römische  Rechtsgeschichte, 
Pochta,  Institut,.  II,  §.  211  ff.  (4.  Ausgabe,  S.  42Sff).  auch  §.  220  (S.  497  ff.), 
dann  I,  §.  107  (S.  526).  über  den  römischen  Colonat  ebenda  11,  §.  214  (S.  45S), 
Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts  II,  1.  Abtheilung,  3.  Auflage,  §.34  passim ; 
über  die  römischen  servi  publici  siehe  Mommsen,  römisches  Staatsrecht,  I. 
Leipzig  1871,  S.  250  ff.,  FriedlUnder,  römische  Sittengeschichte  passim.,  1,  371  ff. 
i4.  Auflage);  Drumann,  Arbeiter  und  Communisten  in  Griechenland  und  Rom; 
Bücher,  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter,  Frankfurt  1874,  besonders  S.  12  ff.; 
Heisterbegk,  Entstehung  des  Colonats,  1877;  namentlich  aber  Rodbertus,  Apho- 
rismen in  seinen  verschiedenen  Schriften,  zur  socialen  Frage,  Creditnoth  u.  s.  w, 
besonders  seine  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  Kationalökonomie  des  classischen 
Alterthams  in  Hildebrand's  Jahrbuch  1,  206  ff.,  eine  classische  Abhandlung  über  den 
Colonat,  wenn  auch  die  Ergebnisse  nach  neueren  Ansichten  unsicher  sind,  wichtig, 
auch  für  die  Methode  solcher  Untersuchungen  (Anstellung  von  letzteren  durch 
nationalOkonomisch  und  landwirthschaftlich  gebildete  Historiker;  Über  die 
mediastini   eb.  XX,   241  ff.;  vgl.  auch   die   andern   Arbeiten   über   römische  Tribut- 
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steuern).  M.  Weber,  römische  Agrargeschichte  (1S91)  passim,  besonders  im  Kap.  4, 
S.  256  tf.  —  Französisches  Haaptwerii  über  die  antiice  Scla?erei:  Walloo,  histoire 
de  l'esclavago  dans  rantiquit6,  2.  cd.  Paris,  IS79.     3  fol. 

Ucber  die  Unfreiheitsverhältnisse  des  enropäiscben  Mittelalters,  be- 
sonders Deutschlands,  ncmentlich  wieder  über  die  rechtliche  Seite  dieser  Ver- 
hältnisse siehe  im  Allgemeinen  die  Werke  über  deutsche  Bechtsgeschichte» 
zum  Theil  auch  noch  Über  deutsches  Privatrecht  und  aber  ältere  Agrar- 
verhältnisse. Wie  schwierig  die  Entwirrung  der  verwickelten  Verhältnisse  ist. 
/.eigen  die  Forschungen  der  neueren  Kechtshistoriker,  wie  v.  Maarer,  G.  Waitz, 
<jierke,  Lamprecht  u.  A.  m.  Die  zahlreichen  Abstufungen  des  Standes  im 
Mittelalter,  die  unsicheren  und  wechselnden  lateinischen  und  deutschen  technischeo 
Ausdrucke  und  Namen,  von  denen  die  ersteren  nicht  immer  der  Sache  und  dorn 
Kechtsveihältniss  adäquat  sind,  die  im  Laafe  der  Zeit  eingetretenen  Verinderongen 
der  ständischen  Verhältnisse,  machen  es  oft  sehr  schwierig,  auch  nur  festzustellen, 
ob  eine  bestimmte  Kategorie  von  Personen,  z.  B.  die  Hörigen  überhaupt,  diejenigen 
der  Kirche  (Kirchenlcute)  speciell,  die  Censualen  u.  s.  w.  in  einer  bestimmten  Zeit 
und  in  einer  bestimmten  Gegend  zu  den  Unfreien  zu  rechnen  sind  oder  nicht  (vgl. 
/..  B.  V.  Maurer,  Frohnhöfe,  II,  7S;  Waitz,  Verfassungsgeschicbte  V  Kap.  4. 
/.  B.  S.  213,  218,  219,  über  die  Ministerialen  cb.  S.  310).  Die  Ansichten  auch  der 
neuesten  Furscher  sind  daher  vielfach  noch  gctheilt.  nicht  einmal  über  die  Termi- 
nologie herrscht  Einigkeit.  Die  Eintheilung  der  Unfreien  oder  Abhängigen,  welche 
V.  Maurer  macht  (Frohnhöfe  II,  20  11.),  wird  für  die  Periode  vom  9. — 12.  Jahr- 
hundert in  einer  neueren  Arbeit  des  ersten  Forschers  auf  diesem  Gebiete,  6.  Waitz, 
als  in  dieser  Weise  undurchführbar  bezeichnet  (V,  193).  Waitz  lässt  es  öfters  unent- 
schieden, ob  eine  gewisse  Kategorie  von  Personen,  namentlich  Abgabepflichtigen  zu 
den  Unfreien  zu  zählen  ist  (siehe  Kap.  4  des  Buchs  V).  Ein  einfaches  Kriterien,  wie 
z.  B.  Katuralabgabepilicht  als  solches  der  Unfreiheit,  Geldleistung  als  das  der  Freiheit, 
lässt  sich  doch  nicht,  wie  es  wohl  versucht  ist,  unbedingt  zur  Scheidung  brauchen. 
Diese  Sachlage  erschwert  natürlich  auch  die  Darstellung  der  Unfreiheitsverh&ltnisse 
für  die  Nationalökomie.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  vergessen,  dass  es  sich  in  dieser 
nicht  um  eine  Geschichte  der  Unfreiheit  und  der  verwandten  Abhängigkeitsverhält- 
nisse handelt,  sondern  nur  um  die  typischen  Gestaltungen,  welche  mit  unter  dem 
Einiluss  ökonomischer  Potenzen  in  dieser  Geschichte  und  daher  namentlich  in  den 
Veränderungen  jener  Verhältnisse  hervortreten.  Die  Ergebnisse  der  geschichtlichen 
Forschung  lassen  sich  hier  als  Beleg  dcductiv  abfceleiteter  oder  als  Material  far 
inductiv  abzuleitende  Sätze  benutzen,  auch  wenn  jene  Unsicherheit  der  Forschungs- 
ergebnisse hinsichtlich  des  genaueren  rechtlichen  Charactcrs  des  Verhältnisses  sich 
nicht  beseitigen  lässt.  Vßl.  über  Waitz'  Standpunct  in  solchen  Fragen  übrigens  die 
Kecension  von  Sohm  in  der  Jen.  Lit.-Zeitg.  1S76,  Nr.  3.  Auch  die  Rechtsverhältnisse 
der  Bauern  und  ländlichen  Aibciter  in  der  neueren  Zeit,  1<).— 18.  Jahrhundert,  bis 
zur  Emancipation,  sind  local  und  zeitlich  verschieden,  die  Namen  täuschen  auch  hier 
öfters,  lassen  mitunter,  so  in  Deutschland  (Preussen)  die  Lage  der  „Unfreien**  oder 
„Abhängigen'',  „Gutsuntcrthänigen''  anders  und  auch  wohl  schlimmer,  als  der  Wirklich- 
keit entsprach,  erscheinen  (vgl.  u.  A.  Knapp 's  und  genannte  Arbeiten). 

Uebcr  die  Unfreiheit  im  Mittelalter  im  Allgemeinen  und  bis  zur  Neuzeit  ^1$. 
und  19.  Jahrhundert)  siehe  besonders  Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa  bis  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts, 
Petersburg  ISHI  (gekrönte  Preisschrift),  mit  reichem,  der  neueren  Forschung  ent- 
iionimenein,  wenn  auch  nicht  immer  gauz  kritisch  benutztem  Material  und  oft  etwas 
einseitigem  Unheil.  Dazu  als  Gegenstück  für  ein  einzelnes  Gebiet  die  ebenfalls 
auf  die  bei  Gelegenheit  der  russischen  Emancipation  gestellte  Preisfrage  eingelieferte 
und  gekrönte  Preisschrift  von  G.  llanssen,  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in 
Schleswig-Holstein.  Petersburg  lb61:  Art.  Leibeigenschaft  von  Dahn  im  Staats- 
wörterbuch VI,  37-1.  L.  v.  Stein,  Innere  Verwaliungslehre,  Entwährung  (Stuttgart 
186S),  darin  über  Grundenilastung  u.  dgl.  (S.  93  ff.).  H.  K Osler,  sociales  Ver- 
waltunpsrecht,  B.  1  (Erlangen  lb72\  g.  HS  11'.,  besonders  §.  151.  Löning,  Lehr- 
bucli  des  deutschen  Verwaltungsrechts  (Leip/..  1SS4).  §.  79,  Grundentlastung.  Georg 
Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  B.  1  (^Leipz.  1SS3),  §.  102,  103, 
Grund entlastung.    Die  Grundentlastung  steht  mit  den  Verhältnissen   der  bäuerlichen 
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Abh&Dgigkeit  und  Unfreiheit  in  gewissen  Beziehungen.  Vgl.  besonders  die  Art.  Bauern- 
befreinng  (in  ?erschiedenen  Ländern)  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft  L 

Ueber  Deutschland:  Kraut,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  das  deutsche 
Prifatrecht,  3.  Aufl.,  Gott.  1845,  §.  65—68  (mit  vielen  Litteraturangaben  über 
sp&tere  Bochtsycrhältnisse ,  S.  188);  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Bechts- 
gcschichte,  §.  15,  49  fl.,  803  ff.,  389,  843,  :^48,  485;  Grimm,  deutsche  Rechtsaltci- 
thümer;  ZOpfl,  deutsche  Bechtsgeschichte,  4.  Aafl.,  II,  132  ff.  (Braunschweig  1874); 
Sigl,  deutsche  Bechtsgeschichte  (Berlin  18b6)  S.  2S6  ff'.  H.  Brunn  er,  deutsche 
Bechtsgeschichte,  B.  1  u.  2  (Leipz.  1SS7,  1892)  I.,  97  ff.  und  passim.  Anton,  Ge- 
schichte der  teutschen  Landwirthschaft,  3.  B.,  Görlitz  1799  ff.;  Kindlinger,  Ge- 
schichte der  Hörigkeit,  Berlin  1818;  B.  Moser,  bäuerliche  Labten  der  Wurtembergcr, 
Stattgart  1832,  S.  91  ff.  (etwas  zu  moderne  Auffassung);  Stü70,  Wesen  und  Ycr- 
faasong  der  Landgemeinden  in  Niedersachsen  und  Westfalen,  Jena  1851  passim. 
Beeouders  aber:  ?.  Maurer,  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-  u.  s.  w.-Ver- 
fassQDg,  MfUichen  1854  (das  kleinste,  aber  für  das  beste  der  M. 'sehen  Werke  geltende), 
derselbe,  Geschichte  der  Frohnhöfe  u.  s.  w.,  4  B.,  Erlangen  1862  ff.,  besonders 
I,  5  ff.,  II,  26  ff.,  51  ff,  78  ff.,  ni,  294  ff.,  speciell  über  Leibeigene  I,  320,  II, 
SO,  IV,  500,  sehr  reiches  Detail,  aber  nicht  immer  Herrschaft  Über  den  Stoff  und 
die  Eigebnisse  öfters  anfechtbar,  besonders  von  Waitz  angefochten;  derselbe,  Ge- 
schichte der  Dorfverfassung  in  Deutschland,  2  B.,  Erlangen  1865,  66.  Dann  Gierke, 
GeDossenschaltsrecht,  l  und  II,  passim,  besonders  l,  §.  15,  21,  53,  55,  grosses 
Material,  leider  Begister  noch  fehlend,  Grundanschauung  nicht  ohne  Anfechtung. 
G.  Waitz,  deutsche  Yerfassnngsgeschichte,  8  B.,  Kiel  1S44 — 1878,  siehe  besonders 
I,  184,  II,  149,  y,  1874,  Kap.  4;  die  beste  und  klarste  Darstellung  fur  die  wichtige 
Periode  Tom  9. — 12.  Jahrhundert,  y.  Inama-Sternegg,  die  Ausbildung  der  grossen 
Gmndherrschaftcn  in  Deutschland  während  der  Caroliuger  Zeit ,  in  Schmoller's 
Forschangcn  B.  1,  Leipz.  1878;  derselbe,  Wirthschaftsgeschichte  I,  59  ff.,  121  ff, 
156  ff.,  II,  36  ff.,  28  ff.,  73  ff.,  283  und  passim  vielfach.  Lamprecht,  deutsches 
Wirthschaftsleben  im  Mittelalter,  passim,  besonders  II,  1189  ff.;  derselbe,  deutsche 
Geschichte,  passim.  Meitzen,  im  Schönberg'schen  Handb.  a.a.O.  Carl  Schmidt, 
jus  primae  noctis,  Strassburg  1881  (als  unhistorisch  nachgewiesen).  Jastrow, 
über  das  Eigcnthum  an  und  von  Sclaven  nach  deutschen  Yolksrechten,  Forschungen  zur 
deotschen  Geschichte.  1 879,  S.  626  ff.  Ueber  die  neueren  deutschen,  besonders  preussi- 
schen  agrarischen  Abhängigkeits-  und  Unfreiheitsverhältnisse  die  genannten  Artikel  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft,  auch  für  weitere  Litteraturangaben  besonders 
Knapp,  über  Preussen ;  derselbe,  in  den  oben  S.  17  genannten  Schriften,  nament- 
lich die  Einleitung  in  B.  I  des  grösseren  Werks.  Weitere,  die  neueren  Verhältnisse  auf 
dem  Lande  schildernde  Arbeiten  für  einzelne  Gebiete  (Fuchs,  llaun,  GrUuberg, 
Wittich  ü.  A.)  siehe  in  der  Agrarpolitik  (Buchen berger  I,  S.  83  ff.).  —  Vgl.  auch 
Nitzsch,  Ministerialität  und  Burgerthum,  Leipz.  1859;  Schmoller.  Strashb.  Tucher- 
zonft  passim,  z.  B.  380;  Lamprecht,  Beiträge  zur  Geschichte  des  französichen  Wirth- 
ächaftslebens  im  11.  Jahrhundert,  in  Schmoller's  Forschuni^en  B.  1,  1878;  Stieda, 
Entstehung  des  Zunftwesens,  passim,  besonders  S.  9  ff.  in  Hildebr.  Jahib.  B.  27,  über- 
haupt die  historische  Litteratur  über  älteres  Gildewesen  und  hof rechtliche  Innungen. 
Beseler,  deutsches  Privatrecht,  §.  185;  Gerber,  deutsches  Privatrecht,  §.  38,  143.  — 
Ueber  Frankreich  siehe  auch   de  Tocqueville,  Tancien  regime  et  la  rcvolution. 

Ueber  russische  Verhältnisse  siehe  den  Artikel  russische  Leibeigen- 
schaft des  russischen  Historikers  Tschitscherin  im  Staatswörterbnch,  VI,  3U3, 
mit  dem  Versuch  des  Nachweises,  dass  Leibeigenschaft  (wenigstens  die  grundherrliche) 
und  ländliches  Gemcineigenthum  erst  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zu  Staats- 
iwtckeü  eingeführt  wurde  (nicht  unbestritten):  von  Ilaxthausen,  Studien  über 
Kossland,  8  B.,  Hannover  1847;  derselbe,  die  ländliche  Verfassung  Kusslands, 
Leipz.  1866;  die  Litteratur  tlber  die  vielfach  connexe  Frage  des  ländlichen  russischen 
Gemeineigcnthums  s.  u.  im  Buch  3  vom  Grundeigenthum  im  Abschnitt  von  der  treschicht- 
Hchen  Entwicklung  desselben,  besonders  das  grosse  Werk  von  v.  K  ä  u  s s  1  er ,  v.  B  u  s c h  e  n . 
Entstehung  der  Leibeigenschaft,  Tüb.  Ztschr.  XVII.,  540.  Engelmaun,  die  Leib- 
ei^nschaft  in  Russland,  Leipz.  1884,  von  Samson-Himmelätjerua,  Verluinpung 
der  Bauern  und  des  Adels  in  Kussland,  passim  (nach  russischen  Autoren).  Leipz.  18**2. 

Ueber  die  moderne  NegerscJaverei  siehe  u.  A.  die  Eeisewerke  über 
die  europäischen  Ck>Ionieen  mit  Sclaverei,  freilich  nicht  immer  objective  und  zuver- 
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lässige  Nachrichten  gerade  auch  über  die  Okonomischo  Seite  der  Frage.  UeW 
die  anthropologische  Seite  der  Frage,  besonders  was  die  natürlichen  Fähigkeiten 
der  Neger  anlangt,  siehe  besonders  Th.  Waitz,  Anthropologie  der  Naturvölker,  Lcipz. 
1859,  1,  3()»,  393,  Negervölker,  II,  ISGO,  S.  222,  271;  Barth,  Art.  Neger  im 
Staatswörterbuch,  VII,  219,  Wiskemann,  a.  a.  0.,  S.  135  ff.;  Peschel,  Völker- 
kunde, 3.  Aufl.,  Leipz.  1S76,  S.  253,  315.  —  Ueber  die  Vorhältnisse  besonders 
Nordamericas  Fr.  Kapp,  Geschichte  der  Sclaverei  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Hamb.  ISOl;  V.  A.  Hub  er,  die  nordamericanische  Sclaverei,  Nordh.  1864  (sociale 
Fragen  II).  A.  de  Tocqueville,  deinocr.  en  Amcr.,  14.  ed.,  Par.  1864,  IL 
liOl  if.;  Andre e,  N.-A.,  Brauuschw.  1841,  S.  454  ff.  v.  Holst,  Verfassung  und 
Demokratie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  America,  1.  Th.  Staatensouverainit&t  and 
Sclaverei,  Dusseld.  1873,  besonders  Kap.  7  ff.  Dann  in  der  Fortsetzung  dieses  Werks, 
1.  Th.,  2.  Abth.  (Bcrl.  1878,  S.  202  ff.,  3.'Abth.  18^1),  passim,  vielfach,  besonder» 
Kap.  17,  S.  447  ff.,  ebenso  in  Abth.  4  u.  5  (1891),  die  Sclavereifrago  der  Faden  in 
der  Darstellung.  Vgl.  auch  Knapp,  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit,  Leipz. 
1891.  Namentlich  aber:  Olmstedt,  our  slave  states,  a  joumey  in  Iho  seaboaid 
slave  States,  Newy.  1800,  a  journey  in  the  back  country,  Lond.  1860,  journoys  a. 
explorations  in  the  Gotton  Kingdom,  Lond.  1861,  2  vol.,  eine  Art  Reiseberichte  mit 
vielen  practischen  Notizen,  besonders  über  Sclaven-  und  freie  Arbeit,  den  meisten 
anderen  neueren  americanischon,  englischen  und  deutschen  Werken  als  Quelle  dienend, 
so  Cairnes,  the  slave  power,  Newy.  1863.  besonders  eh.  2 — 4,  dann  Hei  per, 
impending  crisis  of  the  South,  Newy.  1860,  deutsch  v.  Gittermann  bearbeitet  als 
., Revolution  und  Abolition",  Stuttg.  1S61;  darüber  mein  Aufsatz  die  Sclaveufiage 
in  Nordamerika  in  Kolatschck's  Stimmen  der  Zeit,  1861,  310  ff. 

üeber  Infreiheit,  besonders  Sclaverei  bei  rohen  Völkern,  auch  anderer 
Rassen  und  überhaupt,  siehe  Felix,  Entwicklungsgeschichte  des  Eigenthums  II 
(Leipz.  1886).  Abschnitt  II,  S.  250  ff,  vielfach  Abschnitte  in  den  culturhistnrischen, 
üthnographischcn,  neueren  sociologischen  Werken.  Die  juristische  Seite  u.  A.  bei 
Post,  africanische  Jurisprudenz,  Oldenb.  n.  Leipz.  1887,  2  B. ,  besonders  I,  S9  bis 
1 1 2,  von  besonderem  Interesse  für  die  uns  hier  beschäftigenden  Puncto  der  Frage. 
—  Neueste  Stellung  der  Culturstaaten  zum  africanischen  Sclavenhandel  in  Folge  der 
neueren  Colonialbewegung.  Abschluss  der  Brüsseler  Generalacte  vom  2.  Joli  1890 
nebst  Declaration  (deutsches  Reichsgesetzblatt  1892,  Nr.  29).  In  Brüssel  erscheint 
auch  eine  Monatsschrift:  Mouvement  antiesclaviste,  Organ  der  belgischen  Antisdarerei- 
gesellschaft. 


1.  Abschnitt. 

Boä:rHnduiig  und  Entstehung  der  Unfreiheit. 

1.  —  §.  26  [201].  Oekonomische  Begründung.  Bei 
der  i)er8önlichen  Unfreiheit  sind  die  tieferen  inneren  Gründe  und 
Ursachen  der  ganzen  Institution,  als  eines  Bestandtheils  der  Rechts- 
ordnung, von  den  äusseren  geschichtlichen  Ursachen  der  Entstehung 
und  Dauer  von  Unfrelheitszuständen  zu  unterscheiden.  Die  Un- 
freiheit als  Rechtsinstitut  beruht,  von  ganz  unwesentlichen  Ans- 
nahmcn  abgesehen,  in  letzter  Linie  allgemein  auf  einem  öko- 
nomischen Grunde,  welcher  für  alle  Formen  der  Unfreiheit 
die  Bedeutung  des  eigentlichen  inneren  Entstehungs-  und  Erklärnngs- 
grunds  hat:  die  Unfreiheit  ist  nemlich  fast  immer  und  überall 
zurückzuführen  auf  das  ökonomische  Bedürfniss  nach  niederen  per- 
sönlichen  Diensten   und  nach  Arbeitskräften   in  der  SachgUterpro- 
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dactioDy  insbesondere  in  der  Boden  pro  du  ction,  seltener,  daher 
gewöhnlich  erst  bei  alter  Einbürgerung  und  höherer  Entwicklung 
der  ganzen  Cultur  auch  auf  das  Bedürfniss  nach  höheren,  geistigen 
und  dergleichen  Dienstleistungen.  Dieses  Bedürfniss  ;kann  notorisch 
—  wofür  gerade  das  Bestehen  und  die  Dauer  der  Unfreiheit  als 
Rechtsinstitut  den  Beleg  liefert  —  zu  Zeiten,  nemlich  vor  Allem 
bei  Yorherrschender  Naturalwirthschaft,  am  Besten,  mitunter,  in  Er- 
mangelung genügender  Mengen  freier  Arbeitskräfte,  sogar  allein 
darch  unfreie  Menschen  befriedigt  werden  (§.  35,  36).  Es  giebt 
der  Unfreiheit  auch  in  denjenigen  Fällen  ihre  ökonomische  Grund- 
lage, wo  die  Eigenthümer  der  Unfreien,  wie  oftmals  bei  der 
strengsten  Form  der  Unfreiheit,  der  Sclaverei,  nicht  selbst  die 
Dienste  oder  Arbeiten  der  Sclaven  bedürfen,  sondern  durch  den 
Verkauf  von  solchen  wie  im  eigentlichen  Sciavenhandel  und  in 
der  Sclavenzüchtung  oder  durch  die  Vermiethung  der  Unfreien 
einen  Gewinn  erstreben. 

Es  erklärt  sich  auch  auf  diese  Weise  die  Thatsache,  dass 
Völker  in  den  primitivsten  wirthschaftlichen  Lebensverhältnissen 
keine  oder  fast  keine  Unfreiheit  (Sclaverei)  kennen  und  letztere 
im  Allgemeinen  erst  auf  der  Stufe  der  Sesshaftigkeit  und  des 
Ackerbaues  beginnt:  ökonomisch  erklärlich,  weil  erst  hier  unfreie 
Arbeit  sich  entsprechend  verwerthen  lässt. 

Daher  fehlt  die  Sclayerei  regelmässig  bei  Jag  er  Völkern,  kommt  sie  nur  sehr 

vereinzelt  bei  Fi  seh  er  Völkern  vor,  erscheint  die  Unfreiheit  in  verschiedeneu  Formen 

der  Dienstbarkeit  mehr  schon   bei  Hirtenvölkern  and  Nomaden,   gelangt  sie  aber 

erst   zur   voUen  Entwicklung  bei   sesshaften  Ackerbau  Völkern,   besonders  mit 

Gros  sg  rund  besitz  und  „Herren  st  and'*  (Adel)  und  fürstlicher  Domanial- 

wirthschaft.    Erst   hier   besteht  hinlängliche  Productivität  der  nationalen  Arbeit, 

um  Unfreie  z.  B.   fttr  persönliche  Dienste  mit   erhalten,   und    eine  Einrichtung   der 

ProdnctioD,  um  die  unfreie  Arbeit  angemessen   überwachen   zu  können.     Von  dieser 

volkswirthschaftlichen  Phase  aus  erlangt  die  Unfreiheit  dann  einmal  in  der  grösseren 

^geschlossenen    Hauswirthschaft'*    (antike    Oeken-,     mittelalterliche    grundherrlicho 

Frohn-,   Kloster-Hofwirthschaft)  aUgemeinere  Ausdehnung,   indem   die  Unfreien,   die 

Sclaven  auch  in  einem  Arbeitstheilungssystem  zu  gewerklichen  und  mercantilcn, 

auch  zu  Aufsichtsdiensten  mit  verwendet  werden;  andrerseits  verbreitet  sich  die 

ünfreibeit  auch  in  den  städtischen  Herrensitzen  für  persönliche  Dienstleistungen 

verschiedenster  Art,  von  niederen  Hausdiensten  bis  zu  eigentlichen  Vcrwaltungs-, 

Emebungs-,  Unterrichts-,  Bildungsdiensten  n.  dgl.  m.    Zu  Zeiten,  in  Dcspotieen  des 

Orients   und   bei  rohen  Völkern,   aber  doch  auch  z.  B.   in   gewissen   Perioden  des 

Mittelalters    der  europäischen  Culturvölker    recrutirt   sich  wohl  selbst  der  mit  dem 

fttrstlicheu  Haus-   und  Hofdienst  nahe    zusammenhängende  Beamtendienst   und    der 

Wehrdienst  gewisser  Art  mit  aus  Unfreien,  sogar,  wie  in  Despotieen,  aus  eigentlichen 

ScUren.     Indem    diese  Personen    und   die  Familien,   zu  welchen  sie  gehören,  dann 

durch  diese  Stellung  emporsteigen,  gehen  sie,  wie   im  Mittelalter  in   die  Freien  und 

selbst  in  die  höheren  Stände  der  Freien,  den  (niederen)  landsässigen  Adel,  mit  über. 

Die  Unfreiheit  mass  demgemäss  als   eine   eminent  wirth- 
schaftliche,    einzel-    wie    volkswirthschaftliche    In- 

▲.  Wagner,  Gnmdlegnnflr*   8.  Aufl.   2.  TheiL  Volkswirthschaft  u.  Recht  4 
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stitutioD  bezeichnet  und  stets  mit  als  solche  benrtheilt  werden. 
Ihre  Rolle  in  der  Weltgeschichte  als  grosse  sociale  Institation  er- 
fährt daher  auch  vom  wirthschaftlichen  Standpancte  ans  zwar  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  sehr  wesentliche  Beleuchtung:  Unfreiheit 
erscheint  zugleich  als  die  wichtigste  erste  Kechtsform,  durch  welche 
die  Einzelwirthschaft  die  ihr  nothwendigen  Arbeitskräfte  zum 
Zweck  der  Production  von  ausserhalb  an  sich  heranzieht,  nemlich 
soweit  die  eigene  Arbeitskraft  des  Wirthschaftssubjects  und  seiner 
Familienglieder,  sei  es  in  eigentlicher  Familienwirthschafl;  im 
engeren  Sinn,  sei  es  in  familienartigen  Verbänden,  Hanscom- 
munionen  u.  dgl.,  für  dies  Bedürfniss  nicht  ausreicht.  Die  Un- 
freiheit stellt  sich  mithin  auch  als  eine  Form  der  Arbeits- 
theilung  und  als  ein  Mittel  der  Ausdehnung  der  Einzel- 
wirthschaft, besonders  der  Privatwirthschaft  und  ihres  Pro- 
ductionsbetrieb  dar. 

Sie  ist  so  geschichtlich  der  erste  grossartige  Versuch,  die  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeit,  Kapital  und  Grund  und  Boden  recht- 
lich zu  regeln,  sobald  einmal  die  familienwirthschaftliche,  auch  die 
grössere  derartige,  auf  Blutsverbindung  der  Angehörigen  beruhende 
Prodnctionsweise  nicht  mehr  ausreicht  oder  durch  die  Entwicklungen 
der  Familien,  der  Blutsverbände  und  des  Volks  einerseits,  des  Ver- 
kehrs andrerseits  gesprengt  wird.  Dann  stehen  jene  Factoren,  Arbeit, 
Kapital,  Boden,  der  Anerkennung  des  Privateigenthums  zufolge, 
zur  VerfUgung  verschiedener  Personen  und  macht  die  Entwicklung 
der  Production  die  ökonomische  Verwerthung  fremder  Arbeits- 
kräfte erwünscht.  Die  Unfreiheit  erhält  sich,  soweit  rein  öko- 
nomische Gründe  entscheiden,  daher  regelmässig  möglichst  so 
lange,  als  sie  sich  in  der  eben  genannten  Function  und  vor  anderen 
Arbeitssystemen  bewährt.  Sie  verändert  ihre  Formen  oder  er- 
scheint von  vornherein  in  einer  der  möglichen  bestimmten  Formen 
(Sclaverei,  Leibeigenschaft,  Hörigkeit  und  Schollenpflichtigkeity 
Frohnarbeit)  wesentlich  mit  unter  dem  Einfluss  veränderter  öko- 
nomischer Bedürfnisse,  namentlich  wenn  ganz  andere  und 
bessere  Arten  der  Arbeit  erforderlich  werden  (intensive  Land- 
wirthschaft,  industrielle  Arbeit,  antikes  Oeken-,  mittelalterliches 
Frohnhofssystem,  agrarisch-gewerklicher  Grossbertieb).  In  solchen 
Fällen,  daher  besonders  mit  der  Verdrängung  der  Naturalwirth- 
schaft  durch  die  Geldwirthschaft,  geht  die  persönliche  Unfreiheit 
gerade  aus  ökonomischen  Gründen  gern  immer  mehr  in  ein  System 
von  Natural-  und  schliesslich  von  Geldabgaben  über.    Soweit  es 


Geschichtliche  Eutstehungsursachen  der  Unfreiheit  51 

nicht  gelingt,  ein  solches  durchzuführen,  wird  sie  dagegen  schliess- 
lich unter  vollständiger  Veränderung  der  Wirthschaftsverhältnisse, 
besonders  des  Productionsbetriebs,  ökonomisch  werthlos  und 
practisch  bedeutungslos,  oft  lange  bevor  sie  aus  dem  gelten- 
den Rechte  formell  vollständig  verschwunden  ist.  ^)  Freilich  tritt 
dieses  Stadium  bei  einmal  bestehender  Unfreiheit  selbst  gewöho- 
lich  spät  ein,  weil  die  Enwicklung  der  Technik  bei  dem  hier 
fehlenden,  im  System  freier  Arbeit  so  wirksamen  Impulse  für  den 
Ärbeitsherrn,  sich  vom  Arbeitsfactor  unabhängiger  zu  machen,  viel 
langsamer  vor  sich  geht  (§.  14):  wohl  mit  ein  Erklärnngsgrund 
für  die  geringeren  Fortschritte  der  Technik  im  classischen  Alter- 
tham,  wie  wechselwirkend  der  niedrige  Stand  der  Technik  mit  ein 
Grand  für  die  Dauer  der  Unfreiheit. 

IL  —  §.  27  [202].  Geschichtliche  Entstehungsursachen 
der  Unfreiheit  Von  diesen  ökonomischen  Entstehungsgründen 
der  Unfreiheit  sind  aber  nun,  wie  bemerkt,  die  äusseren  oder 
geschichtlichen  Entstehungsursachen  zu  unterscheiden.-) 
Diese  sind  im  Einzelnen  mannigfaltig,  lassen  sich  aber  überall  in 
der  Geschichte  auf  zwei  Hauptursachen  in  Betreff  der  Ent- 
stehung der  Unfreiheit  bei  bisher  Freien,  und  auf  ein  all- 
gemeines Rechtsprincip  hinsichtlich  der  Nachkommen, 
zarOckfllhren.  Jene  beiden  Ursachen  sind  Gewalt  und  un- 
günstige wirthschaftliche  Lage,  dieses  Rechtsprincip  ist 
Vererbang. 

A.  Die  allgemeinste  originäre  Entstehungsursache  der  Un- 
freiheit, besonders  in  ihrer  schärfsten  Ausbildung,  der  Sclaverei, 
war  geschichtlich  überall  die  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete 
„Recht''  des  Stärkeren.  Hierher  gehören  namentlich  drei 
wichtige  Fälle.  In  den  beiden  ersten  entsteht  die  Unfreiheit  der 
Regel  nach  durch  das  „Recht''  der  stärkeren  „öffentlichen" 
Gewalt,  in  dem  letzten  durch  die  überlegene  Gewalt  der  Privaten. 

1.  Die  Kriegsgefangenen,  insbesondere  die  in  der  Schlacht 


^)  So  ist  z.  B.  in  England  die  Leibeigenschaft  nnd  Hörigkeit  noch  bis  heute 
nicht  durch  ein  besondres  Gesetz  aufgehoben,  sondern  seit  dem  16.  Jahrhundert 
obsolet  geworden.  S.  Sngenheim,  S.  295  ff.,  299.  Ebenso  iu  Norwegen, 
Dinemark,  Niederlanden,  eb.  S.  502,  532. 

«)  S.  z.  B.  Bachsenschütz,  S.  111  ff.,  Zöpfl,  II,  §.  24  (II),  26  (VIII). 
27  (UI),  Eichhorn  §.  15,  50,  Dahn  a.  a.  0.,  Brunner,  I,  97.  Die  Belege  für 
die  Aosführungen  im  Text  besonders  aus  den  älteren  germanischen  Verhältnissen, 
8.  daher  Näheres  in  der  oben  in  §.  25  angegebenen  betreffenden  Litteratur,  namentlich 
T.  Kaarer,  G.  Waitz,  f.  Inama- Sternegg,  Lamprecht,  fur  neuere  Zeit 
(deutscher  ()sten)  die  Arbeiten  Ton  Knapp. 

4* 
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besiegten  nnd  mit  dem  Tode  verschonten  Feinde,  dann  auch  mit- 
unter die  sämmtliehen  Bewohner  eroberter  Orte  (Städte) 
werden  unfrei,  und  zwar  Sclaven. 

Geerenuber  der  älteren  und  der  scnit  eintretenden  Praxis,  den  besicjrten  Feind  ZQ 
tödten.  immerhin  ein  humaner  FortschritL  Als  solchen  hat  man  auch  die  Unfreiheit 
öfters  e'-*r.ihmt.  Aach  er  ist  erst  möglich,  wenn  die  ökonomischeu  Bedingungen 
gegeben  sind,  anfreie  Arbeit  zu  rerwerthea.  daher  im  Allgemeinen  nicht  vor 
der  Ackerbanstufe.  Mannigfach  bürgen  sich  >päter  die  noch  mildere  Praxis  ein, 
die  F'iinde  nur  dann  zu  Sclaren  zq  machen,  wenn  sie  nicht  gegen  Lösegeld  frei- 
gekauft werden. 

2.  Die  unterworfenen  Landesbewohner  müssen  oft 
allen  oder  einen  Theil  des  Bodens  an  den  Sieger  abtreten  und  ge- 
rathen  ausserdem  vielfach  in  ein  Unfreiheitsverhältniss  verschiedener 
Form  und  Strenge,  gewöhnlich  jedoch  nicht,  wenigstens  nicht  so- 
fort, in  eigentliche  Sciaverei  von  Privatherren  aus  dem  siegreichen 
Volke  der  Eroberer. 

Am  Häufigsten  ist  neben  der  Laudabtretung  ein  System  von  Abgaben,  theils 
an  die  Kegieruns:  Fürst .  theils  an  Privatgrundbesitzer  ans  dem  Stamme  der  Sieger, 
womit  nicht  nothwendig  immer  peisönliche  Unfreiheit  verbunden  ist»  aber  woraus  sie 
dich  doch  leicht  entwickelt,  z.  B.  in  der  Form  der  Gebundenheit  an  die  Scholle. 
Auch  erscheint  die  persönliche  Abgabepflichtigkeit  t  Kopfabgabe)  nach  antiker  und 
mittelalterlicher  Anschauung  allgemein  bereits  als  eine  Minderung  der  voUen  Freiheit 
und  mit  letzterer  unverträglich.  Ferner  kommt  ein  Arbeitszwang  ^Frohndcn)  für 
die  Unterworfenen  auf  dem  Grundbesitz  des  Herrn  vor.  allenfalls  auch  für  gewisse 
persönliche  Dienste  (^Gesindedicnste\  welche  dem  Herrn  zu  leisten  sind.  Namentlich 
bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft  und  extensiver  Grossgüter- 
cultur  sind  die  Frohnden  wichtig.  Daher  führt  z.  B.  im  deutschen  (preussischen) 
Osten  besonders  seit  dem  16.  Jahrhundert  der  Uebergang  zur  geschlosseneu  Guts- 
wirthschaft  des  Besitzers  zur  Unfreiheit  ehemals  freier  Bauern,  die  zur  Arbeit  auf 
dem  herrschaftlichen  Gute  herangezogen  werden,  in  der  Form  der  Gntsunterthänigkeit 
«Knapp).  Die  Frohnpflichtigen  sind  in  solchen  Fällen  auch  nicht  unbedingt  unfrei, 
wenigstens  nicht  immer  von  vornherein.  Aber  aus  solchen  Verhältnissen  entwickeln 
sich,  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  ursprünglich  Freien,  welche  auf  Herrenland  sitzen, 
bei  manjjelnder  Rechtaäichorheit  leicht  weitere,  wieder  etwas  strengere  Abhängigkeits- 
verhältnisse der  Schollenptiichtigkeit  (jrlebae  adscriptio^,  Hörigkeit  und  Leibeigen- 
schaft, im  Einzelnen  bei  verschiedenen  Völkern  und  in  verschiedenen  Zeiten  mannig- 
fach verschieden,  in  der  Haupt>ache  übereinstimmend.  Der  Sciaverei  gegenüber 
besteht  gewöhnlich  bei  den  milderen  Formen  der  Unfreiheit  —  zu  denen  übrigens 
die  der  Sciaverei  oft  sehr  nahestehende  eigentliche  Leibeigenschaft  nicht  immer 
gehört,  wohl  aber  die  im  IG.  bis  Ib.  Jalirhundert  in  deutschen  Ländern  (besonders 
dem  <.)5teft)  bestehende  Guts-  und  Krbunterthänigkeit  — .  der  wesentliche  und  für  den 
Unfreien  uborwiey:end  günstige  Unterschied .  dass  der  Unfreie  in  einer  näheren, 
nicht  willkührlich  vom  Herrn  zu  lösenden  Verbindung  mit  dem  Boden  bleibt, 
welclKrn  er  zur  eigenen  Bebauung,  wenn  auch  mit  der  Verpflichtung  zur  Leistung 
von  Abgaben  und  Diensten,  inne  hat  oder  mit  dem  Herrenlande,  welches  er  be- 
arbeiten muss.  Er  kann  daher  nicht,  wie  der  Sciave,  veräussert  werden,  hat  eheliches 
und  Familienrechto  und  ist  vcrmögensfahig.  Hier  tritt  somit  eine  Beziehung  der 
gemeinen  Arbeitskraft  zum  Boden  hervor,  welche  auf  niedrigen  Wirthsch&ftsstafen 
bei  vorherrschender  Natnralwirthschaft,  Agrarproduction  und  extensiver  Bodencoltur 
überhaupt  eine  entscheidende  Wichtigkeit  filr  die  Unfreiheit  der  unteren  Classen 
besitzt.  Die  Aehnlichkcit  der  (iestaliungen  mit  denjenigen,  welche  aus  der  unten 
genannten  zweiten  Ilauptursache  der  Unfreiheit  hervorgehen,  wird  im  Laufe  der  Zeit 
mitunter  eine  s:0  vollständige,  dass  im  einzelnen  Falle,  öfters  auch  in  Deutschland, 
die  eine   öder   die   andere   der   beiden  Entstehungsursachen   der  Unfreiheit  gar  nicht 
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mehr  nachzuweisen  ist,  —  ein  Bele^  für  die  ,,Macht  der  Natur  der  Dinge",  wenn 
einmal  ein  Bechtspriucip  wie  dasjenige  der  Unfreiheit  oder  der  Fesselung  der  Arbeits- 
kraft an  die  Scholle  anerkannt  ist. 

3.  Privatgewalt  führt  zur  Sclaverei  in  der  Form  des 
Menschenraubs,  welcher  bei  rohen  Völkern  oft  das  Ziel  des 
Krieges  selbst  ist. 

Er  erfolgt  z.  B.  in  Sciaren Jagden,  im  Seeraub,  in  der  Freiheitsberaubung  selbst 
vou  Landsleuten  durch  Käuber  und  Grosse  zum  Zweck  der  eigenen  Benutzung  dieser 
Personen  als  Sciaren  oder  um  sie  als  solche  zu  verkaufen.  (Im  alten  Kom,  auf  den 
grossen  Sclavenplantagen ,  nicht  so  selten  vorgekommen.  Vgl.  Bücher  a.  a.  0., 
Weber,  S.  242.)  Auch  der  Verkauf  der  Kinder  als  Sclaven  durch  die  freien  Eltern 
ffehört  hierher. 

§.  28  [203],  —  B.  Die  zweite  originäre  Hauptursache  der 
Entstehnng  der  Unfreiheit  liegt  in  der  ungünstigen  wirth- 
schaftlichen  Lage  der  bisherigen  Freien  („Gremeinfreien"). 
Diese  Ursache  äussert  sich  in  mancherlei  verschiedenen  Formen, 
ist  aber  in  jeder  derselben  leicht  nachzuweisen. 

1.  Am  Deutlichsten  tritt  die  üble  wirthschaftliche  Lage  als  Ur- 
sache der  Unfreiheit  hervor,  wenn  der  arme  Schuldner  in  die 
Herrschaft  des  Gläubigers  wegen  seiner  Unfähigkeit,  seine  Schuld 
zu  berichtigen,  geräth,  wenn  er  eine  verwirkte  Busse  nicht  zahlen 
kaDD,  wie  verschiedene  Rechtssysteme  vorschreibend)  Auch  die 
Verspielung  der  Freiheit  kann  mit  in  diese  Kategorie  zählen.*) 

2.  Ungleich  wichtiger  ist  der  Fall,  dass  aus  Mangel  an 
Erwerbsgelegenheit  ein  Abhängigkeitsverhältniss  eingegangen 
werden  mnss,  welches  entweder  von  vornherein  Unfreiheit  bewirkt 
oder  leicht  und  geschichtlich  häufig  dazu  führt,  wenn  auch  ge- 
wöhnlich nur  zu  den  der  Sclaverei  gegenüber  milderen  Formen 
der  Unfreiheit.  Hierhin  gehört  auf  frühen  Wirthschaftsstufen 
namentlich  der  Mangel   an   eigenem  Grund  und  Boden.^) 


^)  So  im  älteren  römischen  Becht  nach  dem  Executionsrecht  der  12  Tafeln, 
b.  Pnchta,  Instit  11,  §.  179,  S.  232  ff..  S.  457:  Verkauf  des  Schuldknechts  nach 
gewisser  Zeit  als  Scla?e  an  Fremde.  Mehrfach  auch  im  älteren  deutschen 
Bechte,  z.  B.  bei  den  Langobarden,  s.  Zöpfl,  II,  S.  140,  Brunner,  I,  97.  Aehn- 
lich  der  FaU,  dass  im  10.  Jahrhundert  in  Deutschland  die  Ccnsualen  bei  ausbleibender 
ZinszahlaDg  die  Freiheit  verlieren  konnten,  Waitz,  V,  236.  Auch  im  älteren 
rassischen  Becht,  s.  Tschits  eher  in  im  StaatswOrterbuch,  VI,  394. 

*)  Tacitus,  Germ.  c.  24. 

^)  So  vielfach  im  Mittelalter,  gegenüber  den  grossen  Grundherren  und  der 
Kirche,  s.  Waitz,  V,  261.  v.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  52  ff.  Ueber  den 
Zusammenhang  dieser  Verhältnisse  und  ihrer  Entwicklung,  auch  der  Formen  der  Ab- 
hängigkeit mit  der  agrarischen  Betriebsentwicklong  überhaupt,  welche  letztere  wieder 
mit  äUlgemeiDeren  wirthschaftlichen  Entwicklungen  in  Verbindung  steht,  s.  die 
agrargeschichtliche  und  agrarpolitische  Litteiatur,  bes.  Knapp 's  Arbeiten,  Buchen- 
berger,  I,  §.94,  die  Artikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bauern- 
befreiung, Grundbesitz  (historisch),  Gutsherrschaf c  n.  a.  m. 
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Damit  fohlt  die  practisch  weitaus  bedeutsamste  friedliche  Enrerbsgelegenheit 
bei  Ackcrbau7Ölkern.  Dieser  Mangel  nöthigt  die  Grundbesitzlosen  dazu,  von  Grund- 
herren  gegen  die  Uebernahme  bestimmter  Verpflichtungen,  besonders  der  Lieferung 
von  Naturalabgaben  und  der  Leistung  von  Arbeiten  auf  dem  in  der  fiewirtbschaftung 
des  Herrn  bleibenden  Boden  (Hofgut),  die  Erlaubniss  zu  erwiricen,  sich  auf  Herren- 
land niederzulassen  und  für  das  eigene  Bcdttrfniss  Boden  anzubauen.  Daher  eigent- 
liche Frohnpflichtigkeit  statt  oder  neben  naturalen  Grundabgaben  vomemlich  da  und 
in  solchen  Perioden  der  agrarwirthschaftlichen  Entwicklung,  wo,  wie  in  Deutschland 
(Osten)  insbesondere  seit  dem  10.  Jahrhundert,  eigentliche  Gutswirthschaft  eines 
grösseren  geschlossenen  Guts  durch  den  Besitzer  oder  durch  den  Gutsp&chter  eintritt, 
im  Unterschied  zum  blossen  oder  vorherrschenden  Grundabgabensystem  bei  abh&ngigen 
bäuerlichen  Wirthen,  welche  das  ganze  oder  fast  das  ganze  Herrenland  in  eigenen 
Betrieben  bewirthschaften  (mittelalterliches  Grundherrschaftssystem,  nordwestdeutsches 
Meierrecht  in  späterer  Zeit  bis  ins  19.  Jahrhundert).  Geht  aus  solchen  Verhältnissen 
nicht  sofort  Unfreiheit  hervor,  so  entwickelt  sie  sich  daraus,  im  Einzelnen  wieder 
mannigfach  verschieden,  im  Ganzen  gleichartig,  besonders  unter  Mitwirkung  andrer 
ungünstiger  Verhältnisse,  wie  der  bei  dem  folgenden  Puncto  erwähnten.  Hörigkeit. 
Schollen pflichtigkeit,  Leibeigenschaft  sind  dann  öfters  der  Abschluss  der  Entwicklung 
selbst  für  ursprünglich  Freie. 

3.  Mitunter  ist  die  Schutzbedttrftigkeit  in  Zeiten  der 
RechtsuDsicherheit,  wenn  die  Staatsgewalt  nicht  ausreichende  Hilfe 
gewährt,  ferner  die  Unfähigkeit  oder  Schwierigkeit,  gewissen 
öffentlichen  Verpflichtungen,  besonders  der  persönlichen 
Leistung  des  Wehrdiensts,  nachzukommen,  eine  Ursache  der 
Unfreiheit  gewesen,  so  im  europäischen  Mittelalter.  ^)  Diese  Schntz- 
bedürftigkeit  ist  aber  in  letzter  Linie  wieder  auf  Armuth  oder  auf 
zu  geringes  eigenes  Vermögen,  zu  kleinen  Grundbesitz 
zurückzuführen. 

Auch  hier  ist  abermals  besonders  der  Fall  characteristisch,  dass  kleine  Grund- 
besitzer ihr  Land  einem  Herrn  gegen  Gewährung  von  Schutz  übergeben  und  es 
mit  der  Verpflichtang  zu  Abgaben  and  Arbeitsleistungen  zurflckempfangen,  —  ein 
Verhältniss,  welches  dann  in  ähnlicher  Weise  wie  in  dem  vorerwähnten  Falle  zu 
weiterer  Unfreiheit  führen  konnte  und  oft  genag,  ja  beinahe  regelmässig  dazu  ge- 
führt hat.  Im  Mittelalter  war  der  Herr,  in  dessen  Schutz  man  sich  begab,  vielfach 
die  Kirche.  Gerade  bei  diesen  „freiwilligen  Ergebungen"'  an  die  Kirche  wiriiten 
oft  religiöse  Motive,  üeberredangskünste  mit,  von  Moser  S.  101  ff.  als  „missgeleitete 
Frömmigkeit**  wohl  etwas  zu  stark  betont.  Die  Hauptursache  war  doch  die  be- 
zeichnete. Waitz,  V,  220  (Ucbergabcn  ohne  Rücksicht  auf  Land,  nur  für  Schutz), 
Landauftragungcn  eb.  S.  262  if.,  v.  Inama,  Grandherrschaf),  S.  56,  60.  Vgl.  auch 
Z9pfl,  Alterthümcr,  1860,  II,  268  ff.  Wie  die  Debergabe  eines  Hörigen  an  die 
Kirche  anfangs  an  sich  übrigens  nicht  als  Rechtsminderung  galt,  s.  bei  v.  Maurer, 
FrohnhOfe  II,  78;  andersseits  Einleit  S.  211.  Waitz,  V,  219,  spricht  von  einer 
„gewissen  Minderung  der  Freiheit,  ohne  doch  diese  ganz  zu  verlieren**. 

Neben  diesen  geschichtlich  bedeutsamen  Ursachen  der  Ent- 
stehung der  Unfreiheit  sind  einzelne  hier  und  da  sonst  etwa  noch 
vorkommende,  wie  z.  B.  Unfreiheit,  Sclaverei  als  Strafe')  oder 
Straf  folge,  von  geringer  Wichtigkeit. 


')  Die  Ausführungen  von  Moser,  S.  115  ff.,  übertreiben  etwas.  S.  bes.  Waitz, 
IV,   452  ff.,   V,   219,   221,   263  ff.     v.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  55  ff.,  58,  59. 
-)  So  in  d.  L.  Bajuv.  —  Zöpfl,  II,    140.  —  Auch  noch  später. 
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C.  Um  so  folgenreicher  illr  die  ganze  Institution  war  das 
Recbtsprincip,  dass  die  Unfreiheit  regelmässig  auf  die  Nach- 
kommen vererbt  wird,  wenn  beide  Eltern  unfrei  sind, 
dass  das  Kind  der  schlimmeren  Hand  folgt,  wenn  selbst  nur 
ein  Eltemtheil,  insbesondere  die  Mutter,  unfrei  ist.  Denn  nur 
durch  dieses  Princip  wird  die  Unfreiheit  eine  bleibende  Institution 
des  Volkslebens  und  in  ihrer  jeweiligen  practischen  Bedeutung 
unabhängiger  von  jenen  einzelnen  Ursachen,  aus  welchen  Unfreiheit 
ftlr  Freie  geschichtlich  entsteht. 

Im  römischen  wie  älteren  deutschen  Recht  Vcrerblichkeit  der  Unfreiheit, 
allgemeines  Rechtsprincip,  wenn  auch  mit  einzelnen  Ausnahmen,  s.  Puchta,  II, 
429.  „Vcrerblichkeit  der  Unfreiheit  verstand  sich  (im  ältesten  deutscheu  Recht) 
Ton  8elb6t'\  Zöpfl,  II,  133.  Ebenso  bei  den  UOrigen  (lidi,  aldiones)  der  Volks- 
rechte,  eb.  S.  143,  und  bei  den  Unfreien  in  der  späteren  Zeit,  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert, eb.  S.  169.  Auch  die  Verheirathung  Freier  mit  Unfreien  fahrte  nach 
deutschem  Rechte  mehrfach  zur  Unfreiheit,  eb.  S.  140,  141;  später  fraglich.  —  Selbst 
der  Satz,  dass  „dde  Luft  unfrei  mache'',  und  daher  die  Niederlassung  Freier,  besonders 
Ortsfremder  und  herrenloser  Leute  („Wildfangrechf%  v.  Maurer,  Frohnhöfe,  II, 
93  £)  in  einer  unfreien  Gemeinde  zur  Unfreiheit  führe,  wurde  ein  Bestandtheil  des 
Rechts  der  Unfreiheit  in  einigen  Gegenden,  vgl.  z.  B.  Zöpfl,  II,  169,  Anm.  84; 
R.  Moser,  S.  169;  v.  Maurer,  Frohnhöfe,  III,  59:  hier  kann  man  immer  die 
nngtlnstige  wirthschaftliche  Lage  und  den  Mangel  an  Rechtsschutz  als  Entstehungs- 
uisache  ansehen. 

III.  —  §.  29  [204].  Relative  Rechtfertigung  der  Un- 
freiheit. Die  Unfreiheit  lässt  sich  in  ihrer  humanen,  socialen 
and  wirthschaftlichen  Seite  nicht  unbefangen  würdigen,  wenn  sie 
nur  mit  dem  Auge  und  dem  Gefühl  des  modernen  Menschen  be- 
trachtet wird.  Von  vornherein  ist  es  nicht  wahrscheinlich,  dass 
eine  Institution  von  solcher  geschichtlichen  Bedeutung  nur  aus 
dem  Missbrauch  der  Macht  des  Stärkeren  hervorgegangen  und  sich 
nur  dadurch  erhalten,  dass  sie  nur  Schattenseiten  besessen  haben, 
also  immer  und  überall  durchaus  verwerflich  in  sittlicher  und 
ökonomischer  Beziehung  gewesen  sein  soll.  Unbefangenere  Ge- 
schichtsbetrachtung und  die  Untersuchung  gerade  der  volkswirth- 
schaftlichen  Seite  der  Unfreiheit,  wobei  die  letztere  in  ihrem  Zu- 
sammenbange mit  allen  sonstigen  betriebstechnischen,  Wirthscbafts- 
und  Culturverhältnissen  des  Zeitalters  aufgefasst  wird,  führen  denn 
anch  zu  einem  anderen  Ergebniss.  Die  Unfreiheit  ist  nicht  noth- 
wendig  immer  und  thatsächlich  auch  in  der  Wirklichkeit  nicht 
stets  mit  jenen  schweren  Nachtheilen  für  die  Unfreien  verbunden 
gewesen  9  von  welchen  wir  sie  uns  kaum  auch  nur  frei  denken 
können.  Ebenso  wenig  war  ihre  ökonomische,  sociale  und  sitt- 
liche Wirkung  auf  das  Volksleben,  ihr  Einfluss  auf  die  Cultur 
immer  unbedingt  ungünstig.  Vielmehr  erscheint  sie  in  gewissen  Zeit- 
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altern  als  eine  relativ  nothwendige  Dnrcbgangsstufe  der 
Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultnr,  woför 
schon  ihre  allgemeine  Verbreitung  und  Dauer  spricht.  JedenfaUs 
aber  lässt  sich  geschichtlich  nachweisen  und  sogar  aus  den  ge- 
gebenen Umständen  selbst  ableiten,  dass  die  Unfreiheit  gewisse 
ökonomische  und  dadurch  wieder  gewisse  Vor th eile  für  die  Ent- 
wicklung der  Cultor  wirklich  gehabt  hat  und  in  primitiven  Ver- 
hältnissen eigentlich  nothwendig  haben  muss. 

Es  sind  vorzugsweise  zwei  Gründe,  welche  dies  in  ZeitalterUi 
wo  wir  die  Unfreiheit  hau])tsächlich  in  Function  sehen,  erklären: 
einmal  der  Mangel  an  Müsse  und  an  Freiheit  von  unmittelbarer 
physischer  Arbeit,  welcher  bei  noch  sehr  niedrigem  Stande  des 
Volkseinkommens  vollends  durch  eine  gleichmässigere  Vertheilung 
des  letzteren  Jedermann  träfe,  wobei  Culturbedttrfnisse  und  damit 
die  Caltur  selbst  nur  viel  langsamer,  wenn  überhaupt  entstehen 
könnten;  sodann  der  Mangel  genügenden  Schutzes,  unter  welchem 
die  schwächeren  und  ärmeren  Elemente  der  Bevölkerung  auch  im 
Zustande  persönlicher  Freiheit  leiden. 

§.  30  [205].  —  A.  Culturhistorische  Mission  der  Un- 
freiheit. Die  bedeutsame  geschichtliche  Function  der  Unfreiheit 
in  ersterer  Hinsicht  ist  schon  im  ersten  Theile  dieses  Werks  dar- 
gelegt worden.  ^)  Die  Unfreiheit  wurde  dort  als  ein  mitunter  kaum 
entbehrliches  Mittel  für  einen  nothwendigen  Zweck  des  Volkslebens 
in  gewissen  Zeitaltern  bezeichnet  und  damit  für  nicht  unbedingt 
verwerflich  erklärt  (I,  §.  284).  Hier  zeigt  sich  die  hohe  Be- 
deutung, welche  diese  Institution  als  eine  freilich  erzwungene 
Form  der  Arbeitstheilung  hat.  Sie  dient  als  Mittel,  das  Volksein- 
kommen ungleich  zu  vertheilen  und  hierdurch  der  Herrendaase 
Müsse  für  höhere  und  feinere  Arbeitsarten  und  für  die  Entwicklong 
und  Pflege  von  CulturbedUrfnissen  zu  gewähren. 

Es  ist  der  unverkennbare  tiefe  sittliche  nnd  ökonomische  Schaden  der  Ein- 
richtang,  —  aucli  wenn  man  von  jedem  principiellen,  aas  dem  Wesen  des  Menschen 
entnommenen  Einwände  gegen  die  Unfreiheit  an  sich  absieht,  wie  man  wenig^stens 
bei  historischer  Betrachtung  thun  muss,  —  dass  sie  einseitig  und  gewaltthftüg  die 
Last  der  Production  auf  den  einen  Theil  der  Bevölkerung  wälzt ,  w&hrend  sie 
die  Genüsse,  welche  auf  diese  Weise  beschafft  werden,  und  die  GenussmOglichkeiten, 
welche  die  Folge  freier  Zeit  sind,  dem  anderen  Theil  allein  oder  überwiegend  xn- 

')  Vgl.  in  der  2.  Auflage  besonders  den  5.  Hauptabschnitt  im  2.  Kapitel  ttber 
,,den  Bedarf  oder  die  Einkommenlehre  vom  Vertheilungsstandpancte'\  namentlich  den 
dortigen  Abschnitt  2  ,,Uber  die  ungleiche  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  ihre 
Berechtigung  und  Schranken'',  S.  137  ff.  und  S.  150  ff.  In  der  3.  Aufl.  des  1.  TheUs 
Buch  4,  Kapitel  2,  Abschnitt  2,  „Regelung  der  Vertheilung",  S.  684  ff.,  besonders 
§.  2S4  und  S.  732. 
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wendet:   das  Last-  und    das  Lustmoment  in  Production   und  Bedurfnissbefriedigung 
(l,  §.  22 — 2S)  steht  also  nicht  in  richtiger  Correspondeaz. 

Aber  einmal  ist  die  hierdurch  geschaffene  ökonomische  Lage  nicht  immer  noth- 
wendig  so  aasserordentlich  verschieden  selbst  zwischen  Herren  und  Sclaven,  wie 
meistens  nur  die  modere  Phantasie  ausmalt  („patriarchaler**  Character).  Auch  unter- 
scheidet sich  vollends  die  Las^e  der  Sclaven  ökonomisch  wenig  und  mitunter  nicht 
einmal  durchaus  zum  Nachtheil  von  derjenigen  kleiner,  ärmerer  ,,Gcmeinfreier'*. 

Ein  patriarchalisches  Moment  lässt  sich  in  der  Sclaverei  früherer  Zeiten 
bei  einigen  Völkern,  so  bei   den  Griechen  (weniger  bei  den  Römern),  nicht  ver- 
kennen.   Es   verschwindet   erst   mit    der  Entwicklung   agrarischen  und   gewerklichen 
Grossbetriebs  in    der   erweiterten  Haus-(Oeken-)wirthschaft  der  Alten,    eben    deshalb 
mehr  bei  den  Bömem  und  auch  hier  mehr  erst  in  späterer  Zeit,  als  bei  den  Griechen. 
Is  fehlte   auch    den    mittelalterlichen    Unfreiheitsverhältnissen    in    der    älteren 
Frohnhofwirthschaft  wie  später  noch  nicht.     Die  Unfreiheit   bot  ferner  dem  Unfreien 
selbst  nicht  nur  einen  gewissen  Schutz,   sondern  auch  eine  gewisse  wirth schaft- 
liche Sicherung,    besonders   in   Krankheit,  Alter  und   Siechthum.     (S.  Schwaben- 
Spiegel  c.  71,  das  Citat  bei  Zöpfl   IL   167.)     Schon  antike  Schriftsteller  haben  es 
nicht  mit  Unrecht  ausgesprochen,  dass  die  Lage  freier  vermögensloser  Arbeiter 
leicht  schlechter  als   diejenige   von  Sclaven  werden   könne.    Manche  moderne  Erfah- 
rung dient  zur  Bestätigung  dieser  Ansicht,  was  die  Sicherheit  der  Nahrung  und 
Nothdnrft,  die  Versorgung  bei  Krankheit,  im  siechen  Alter  u.  s.  w.  anlangt.     In  der 
Landwirthschaft  mit  ihrem  naturgemäss  mit  der  Jahreszeit  stark  wechselndem  Bedarf 
an  Arbeitskräften  kann  auch    vom  Standpunct    des    Unternehmers    und  Grundbesitzers 
ans  die  Verfügung  über   beliebig  zur  Arbeit  heranzuziehende   und  dann   wieder  zu 
entladende   freie  Arbeiter   den  Vorzug   vor   dem  Besitz   von  Unfreien,    von   Sclaven 
haben,  welche  beständig  den  Unterhalt  kosten.     Das  haben   auch  die  Bömcr  schon 
«ingesehen  (M.  Weber,  römische  Agrargeschichte,  S.  236).    Dieselben  haben  auch 
vegen  der  Last  der  Verpflegung  und  Unterhaltung  von  Sclaven  in  Alter  und  Krank- 
heit freien  Arbeitern   mitunter   den  Vorzug  gegeben  (eb.).     Ueber  die  Lästigkeit  der 
\erpflichtangen,   welche   der  Leib-  und  Hof  herr  hinsichtlich  der  Ernährung  seiner 
Leote  im  deutschen  Mittelalter   hatte,   siehe  v.  Maurer,    Frohuhöfe,  I,  314,  II,  90. 
^'ir  Modernen  denken  bei  der  Unfreiheit   zu   leicht   nur   an  die  Negersclaverei, 
roü  der  Th.  Waitz  (Anthropologie  II,   271  fi.)  aber  auch  bemerkt,   dass  sie  in  den 
primitiferen  Verhältni^en   der  Heimathländer  der  Sclaven  weniger  schlimm   als   bei 
den  d?ilisirten  Völkern  sei.    Die  Lage  der  Unfreien,  der  Sclaven  in  Africa  ist  nach 
Gegenden,  Stämmen,  Beschäftigungen    auch    verschieden,    aber    doch  vielfach  gerade 
nnter  der  eingeborenen  Bevölkerung  nicht  besonders  schlimm.   Tacitus  unterscheidet 
aoch  scharf  zwischen  Unfreiheit  bei  den  Germanen  und  den  Kömern. 

Sodann  ist  jene  bedenkliche  Seite  doch  nur  die  Kehrseite  der  Institution,  neben 
weicher  die  andere  nicht  übersehen  werden  darf.  Diese  andere  Seite  ist  die  Ent- 
stehung einer  höher  gebildeten  Schicht  der  Bevölkerung,  an  welche  sich  die  Cultur- 
entwicklong  des  Volks,  ja  weiterhin  diejenige  der  Menschheit  anknüpft.  In  der 
antiken  AVeit,  besonders  in  Griechenland,  war  dies  unbestreitbar  der  Gang  der  Dinge. 
Die  Institution  der  Sclaverei  hat  hier  in  der  That  für  die  Cultur  der  ganzen  Mensch- 
heit auch  viel  gute  Früchte  getragen,  die  uns  heute  noch  zu  Gute  kommen. 
(Buchsenschütz'  Urtheü  S.  206  hier  wohl  etwas  zu  ungünstig.  Treitschke  wieder 
zu  optimitisch.  Fr.  Engels  verkennt  die  guten  Seiten  und  die  relative  Nothwendig- 
keit  nicht,  aber  weist  schärfer  als  Treitschke  die  ökonomisch -technischen  Schranken 
nach,  innerhalb  derer  nur  eine  Rechtfertigung  möglich  ist.  S.  schon  im  1.  Thoil 
S.  732  ff.)  In  dieser  grossartigen  Weise  steht  das  Beispiel  aus  der  hellenischen 
(jesellschaft  allerdings  einzig  in  der  Weltgeschichte  da.  Aber  auch  in  Rom  fehlt 
diese  gute  Seite  nicht  völlig,  obgleich  die  Sclaverei  ein  schlimmeres  Gepräge  trägt. 
Namentlich  im  Laufe  der  Zeit,  bei  mehr  „kapitalistischer"'  Wirthschaft  und  Gross- 
betrieb wird  die  Sclaverei  immer  schlimmer.  (Siehe  Bücher,  S.  12  ff.;  Th.  Waitz, 
Anthropologie  a.  a.  0.)  Der  von  Aristoteles  u.  A.  m.  so  richtig  verstandene  Zu- 
sammenhang zwischen  Sciavenarbeit  und  unentwickelter  Technik  in  den  Werkzeugen 
und  Maschinen  zeigt  auch,  dass  die  Alten  diese  Function  der  Sclaverei  richtig 
erkannt  haben.  (Aristoteles,  Pol.  I,  c.  4  in  der  berühmten  Stelle  von  der  Ent- 
behrlichkeit der  Sclaven,  „wenn  die  Weberschiffchen  von  selbst  gingen  und  die 
Plektren  die  2Uthem  selbst  schlügen'';   Antipater's  Epigramm  auf  die  Erfindung 
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'1er  Wasserm-^hleD.  Siehe  auch  Wiskemann.  a.  a.  0.,  S.  1S6;  Boscher,  Ad- 
sichteo.  S.  16  tf.)  beW/iX  in  den  abschreckendsten  geschichttichcn  Bespielen,  wie  bei 
der  Xe^'^rsclarerei  in  America,  bei  der  islamitiächen  and  bei  der  innera&icanischen 
ScUverei  schlimmerer  An  lassen  sich  wenigstens  Spuren  einer  in  der  angedeuteten 

RichtQD?  g -rüstigen  Wirkung  der  Cafroiheit  nachweisen. 

So  ist  in  zahlreichen  FälleD  nicht  schwer  zn  zeigen,  dass 
ohne  Sclaverei,  welche  zum  Theil  auch  wieder  die  Grundlage  der 
grösseren  politischen  Macht  des  Herrschers  und  der  Herrenclasse 
und  insofern  die  Voraussetzung  wenigstens  des  Beginns  einer  staat- 
lichen Rechtsordnung  und  eines  Rechtsschutzes  ist,  die  Lage  des 
Volks  oder  der  Gemeinfreien  und  sogar  der  Sclaven  selbst  unter 
den  gegebenen  Umständen  wahrscheinlich  eine  noch  schlimmere 
wäre.     Dies  führt  auf  den  zweiten  Punct. 

§.  31  [205].  —  B.  Gewöhnlich  wird  die  Unfreiheit  nur  als 
widerrechtliche,  d.  h.  dem  ,,Xaturrecht"  widersprechende 
Freiheitsberaubung  von  Personen,  welchen  es  alsFreien  in  öko- 
nomischer und  socialer  Hinsicht  viel  besser  gehen  würde,  ange- 
sehen. Diese  Auffassung  ist  in  solcher  Allgemeinheit  jedenfalls 
falsch. 

Sie  wird  darch  die  deotlichsten  ireschichtlichen  Thatsachcn,  weiche  sich  aof 
die  ökonomische  und  sociale  Lage  der  Masse  des  niederen  freien  Volks,  in  ganzen 
Zeitaltem  selbst  der  kleinen  Gnindbesitzer.  beziehen,  wideriegL  Sie  steht  auch  nicht 
in  Einklang  damit,  dass  Freie  sich  wiederholt  freiirillig,  wenn  auch  unter  einem 
Druck  der  aUgcmeinen  socialen  und  politischen  Verhältnisse,  zn  Grossen.  GmndheiTen 
und  Corporationen,  wie  der  Kirche,  in  ein  AbhingigkeitsrerhÜtniss  begaben.  Denn 
dieses  hat  sofort  oder  mit  leicht  eniichtlicher  Xoth wendigkeit,  selbst  trotz  etwaiger 
Vorbehalte  und  Cantelen,  später  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Mindening  der 
Freiheit  and  selbst  die  Unfreiheit  mit  sich  gefuhrt.  (G.  Waitz  passim  über  die 
AnftragDiigeo  von  Land.  z.  B.  V,  263  tf..  266.)  Aber  auch  dieser  Preis  war  nicht 
zn  hoch  für  das  erlangte  Got:  Rechts  seh  atz  für  die  Person  und  die  Habe,  für 
das  Leben  and  das  Erwerben.  Es  giebt  kaum  einen  schlagenderen  Beweis  für  die 
eminente  Bedt^atong  dieses  Guts.  Dieses  aber  fehlte  in  den  Zeitaltem,  in  welchen 
wir  die  EntstehoDjf  der  Unfreiheit,  besonders  aach  in  ihrer  milderen  Form  der  Ge- 
bandeuhcit  an  die  Scholle,  der  Uöriekeit.  der  Abgabe-  und  Dienstpflicht  sehen,  sehr 
allgemein  und  damit  fehlte  die  Voraussetzung  dafür,  dass  die  blosse  ^Freibeit^ 
für  die  Masse  der  niedrigen  Cladae  einen  grfVsseren  V^'erth  besitzen  konnte.  Der  Herr 
hatte  z.  B.  in  der  mittelalterlichen  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  die  Pflicht, 
Schatz  zu  gewähren.  Wenn  er  dieser  Pflicht  nicht  nachkam,  fielen  aach  die  Yer- 
pflichtungen  des  Unfreien  zum  Theil  fort.  (Maurer,  FrohnhOfe,  L  318,  H,  90, 
Waitz,  V,  251.) 

Die  Unfreiheit  als  sociale  Institution  wird  eben  in  ganzen  Zeit- 
altern für  die  Betroffenen  zur  Organisation  wenigstens  einigen 
Rechtsschutzes,  z.  B.  selbstverständlich  für  die  rechtlosen  fremden 
Kriegsgefangenen,  aber  auch  för  Landesbewohner,  welche  ein  er- 
obernder Stamm  sich  unterwirft,  und  für  die  untere  Schicht  des 
eigenen  Volks  in  einer  fast  nur  auf  Ackerbau  angewiesenen  Volks- 
wirthschaft  mit  wesentlich  naturalwirthschaftlicher  Betriebsweise. 
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Der  modernen  Anschauung  ist  eine  solche  Auffassung,  so  sehr 
sie  mit  den  geschichtlichen  Thatsachen  in  Einklang  steht,  fremd- 
artig, weil  wir,  durchaus  unhistorisch,  zu  leicht  es  als  selbstver- 
ständlich ansehen,  dass  Organe  wie  die  Staatsgewalt  da  sind, 
welche  ftlr  den  Rechtschutz  sorgen  (freilich  auch  nicht  unentgeltlich, 
sondern  gegen  den  Entgelt  der  Besteuerung!).  Es  können  aber 
auch  analoge  Fälle  aus  unserer  Zeit  als  Beleg  und  zugleich  als 
Erklärung  für  die  Richtigkeit  jener  Auffassung  und  für  die  psycho- 
logische Wahrheit  des  Räsonnements  dienen,  auf  welches  sie  sich 
stützt. 

So  die  bekannte  Tbatsacbe,  mit  welcher  Bereitwilligkeit  die  besitzenden  Classen, 
sdlbst  trotz  ihrer  politisch  freisinnigen  Tendenzen,  den  ganzen  Drack  einer  starken 
Staatsgewalt,  sogar  in  der  Form  des  despotischen  Absolatismos  der  Militärdictatur, 
tragen,  wenn  ihnen  dadarch  nur  gleichzeitig  „Bettung  der  Gesellschaft''  ?or  den 
reTolotioDären  Leidenschaften,  also  m.  a.  W.  Kechtssicherheit  fdr  Gat  und  Blut 
ZQ  Theil  wird.  Man  denke  an  die  neuere  Geschichte  Frankreichs  und  das  Ver- 
halten der  dortigen  Bourgeoisie! 

Man  darf  hiernach  wohl  annehmen,  dass  in  Zeitaltern 
unentwickelten  Staatslebens  und  niedriger  Culturdie 
Unfreiheit  auch  nicht  immer  als  ein  so  schwerer  Druck  von  den 
Unfreien  selbst  empfunden  wird.  In  den  Ländern  der  Negersclaverei 
zeigt  sich  dies  zum  Theil  noch  heute.  Auch  für  die  im  nächsten 
Abschnitt  betrachtete  Seite  der  Frage  ist  es  wichtig,  hiervon  Act 
zn  nehmen.  Denn  es  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Unfreiheit 
nicht  allgemein  und  überall  die  Leistung  der  Unfreien  so  ausser- 
ordentlich herabdrtfckt,  wie  man  vorauszusetzen  pflegt. 

Andrerseits  ist  die  geschichtliche  Thatsache,  dass  Unfreiheit 
and  Zwang  zu  Diensten  und  Abgaben  an  private  Grosse  und  Cor- 
porationen  oft  aus  mangelndem  Rechtsschutz  bervorgegaugen 
ist,  ein  wichtiger  neuer  Beleg  fUr  die  Unentbehrlichkeit  des  Staats 
und  seiner  Functionen  gerade  auch  für  die  unteren  Schichten  des 
Volks,  —  ein  auch  nationalökonomisch  hochwichtiger  Punct  zur 
richtigen  Würdigung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems, 
des  Staats  und  speciell  des  Steuerwesens,  ein  Punct,  welchen  auch 
der  neuere  ökonomische  Socialismus  viel  zu  wenig  beachtet  hat. 
(I,  §.  345  flf.,  349,  352  ff.).  Namentlich  die  Zunahme  der  Besteue- 
rung, in  Verbindung  mit  der  Ausdehnung  und  Verbesserung  der 
öffentlichen  Thätigkeiten,  zumal  auf  dem  Gebiet  des  Rechtsschutzes 
(ly  §.  362  ff.))  tritt  in  eine  ganz  andere  Beleuchtung,  wenn  man  sie 
in  diesem  Zusammenhang  betrachtet. 


iii)  1.  B.  2.  K.  Uüfreihtiit.   2.  A.  AL  Arboitss^'stem.  §.  32,  33. 

2.  Abschnitt. 
Die  Unfreiheit  als  Arbeltssystem. 

$.  'yl  '.6.  w^'>j.  Vorbomerkaiig.  Die  neuere  NatioQalökoDomie  bat  die 
l'hfrcih-.'ir.  wie  schon  bemerkt,  ni'.'istcns  nur  alä  Arboitssystcm  näher  betrachtet 
utiJ  sie  zQ  einscitii^  als  ^^ülobes  Terartheilt.  Diese  Einseitigkeit  war  aber  eine 
runsi^qucnz  des  leitenden  Gedankens  der  Smith'schen  Schule:  denn  wenn  virklich 
da?  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des  Individuums  so  ausschliesslich  oder  doch  so 
liberwieiiend  die  treibende  Kraft  in  der  virthschaftlichcn  Thätijjrkeit  des  Einzelnen 
wäre,  wie  es  diese  Schule  annimmt,  so  liease  sich  irgend  eine  auch  nnr  leidliche 
Pruductivität  von  Sclarenarbeit  in  der  Tbat  nicht  voraussetzen.  Der  Fehler  ist  in 
diesem  speciellen  Falle  wie  in  allen  E.uonnements  der  Schule  derselbe:  die  mdg- 
liehe  und  öfters  thatsächliche  Mitwirkung  anderer  Motive  (siehe  I,  §.  33  ff.) 
wird  untorschüitzt  und  die  Beeinflus^ung  des  wirthschaftlicheu  Sclbstinteresse 
dtirch  die  äu&seren  Lebensverhältnisse  wird  ignorirt  Dieses  Selbstintcresse  ist  eben 
auch  hier  wieder  keine  so  constante  <irösse,  wie  im  Kusonuement  der  Schule 
an<:enonimen  wird.  Es  ist  daher  auch  für  diesen  Gegenstand  auf  Erörterungen  wie 
difjenitfen  von  Knies  hinzuweisen,  politische  Oekonomie.  1.  A.,  S.  147  ff.  —  Vgl. 
i)'»nst  für  diesen  Abschnitt  Hau,  Vülk>winhschafispoliiik.  II,  g.  10  (auch  für  weitere 
Littcraturangaben"'.  Koscher.  An-ichten,  2  A..  1.  Abschnitt,  besonders  §.  3,  S.  15  ff., 
derselbe,  System  I,  §.  71.  Schäffle.  Gesellschaftliches  System,  3.  Aufl.  II,  §.270. 
Wiskemann,  a.  a.  U..  S.  17*J.  Tucker.  progress  of  the  United  states,  besonders 
p.  111  ff.  und  die  oben  in  den  Litteratumachweisen  des  §.  25,  besonders  S.  4$ 
;renannten  Schriften  über  nordamericanische  Sclaverei,  besonders  Olmsted, 
Cairnes  p.  ."t^,  40  ff.  und  über  russische  Verhältnisse,  auch  die  neuere  agrar- 
geschichtliche  Litteratur  über  altrömische  Verhältnisse  (M.  Weber,  a.  a.  0.)  und 
über  die  Entwicklungen  der  älteren  ..grundherrschaftlichen''  in  die  neuere  „gnts- 
herrschaftliche''  Betriebsweise  auf  dem  Lande  (Knapp,  a.  a.  0.  u.  A.  m.). 

I.  —  §.  33  [20(5].  Einfluss  der  Unfreiheit  auf  die 
ökonomisch  -  technische  LeistUDg  des  Arbeiters.  Der 
allgemeinste  und  sehweräte  Einwand  wird  vom  rein  wirthschaft- 
iichen  Standpuncte  aus  gegen  die  Unfreiheit  wegen  ihrer  Ein- 
wirkung auf  die  ökonomische  und  technische  Leistung  des  unfreien 
Arbeiters  erhoben.  Man  deducirt  hierbei  zunächst  wieder  wirth- 
scbaftspsychologisch ,  besonders  aus  der  angenommenen  Wirksam- 
keit des  ^Selb.stinteresses,  und  sucht  die  nachtheiligen  Schlüsse, 
welclic  man  auf  diese  Weise  gewinnt,  durch  die  Erfahrung  zu  be- 
legen. In  der  Hauptsache  sind  diese  Schltlsse  auch  thatsächlieh 
richtig  und  werden  sie  namentlich  mit  steigender  Wirthschafts- 
und  Culturentwicklung  immer  richtiger,  so  dass  zuletzt  gerade  ans 
dem  ökonomischen,  bez.  dem  ökonomisch-technischen  Standpuncte 
ein  allgemeineres  Verdict  gegen  die  Unfreiheit  im  Ganzen  mit 
Hecht  gefällt  werden  kann. 

Koscher  und  nach  ihm  Wiskemann  legen  dem  Proccss  des  Unprodoctif- 
werdens  der  unfreien  Arbeit  die  bekannte  Schablone  von  der  Reihenfolge  unter,  in 
welcher  die  drei  sogenannten  Productionsfactorcn  Katur,  Arbeit  und  Kapital  die  vor- 
waltende Rolle  in  der  Wirthschaft,  bezw.  im  Productionsprocess  spielen.  Mit  dem 
Iteginn  der  grösseren  Bedeutung  des  Arbcitsfactors  fängt  jener  Process  an,  mit  dem 
Siege  der  Kapital-,  besonders  der  Maschinonwirthschaft  endet  er.     In  der  Hauptsache 
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richtig,  aber  zu  schablonenhaft.  Der  Versuch  Tucker's,  die  ökonomisch  z\reck- 
mässige  Beseitigung  der  Unfreiheit  mit  der  steigenden  Bevölkerungsdichtiff- 
keit  in  Beziehung  zu  setzen,  enthält  auch  ein  richtiges  Moment,  aber  ist  ebenfalls 
zu  schablonenhaft,  wie  Röscher  schon  nachweist  (Ansichten  S.  21). 

Indessen  kommen  zwei  Umstände  erfahrungsmässig  in  Betracht, 
welche  bei  der  Beurtheilung  des  ökonomisch-technischen  Einflusses 
der  Unfreiheit  nicht  übersehen  werden  dürfen,  weil  sie  diese 
Institution  gerade  als  Arbeitssystem  betrachtet  in  weniger  ungün- 
stigem Lichte  erscheinen  lassen. 

Einmal  zeigt  die  unfreie  Arbeit  in  primitiveren  Wirth- 
schaftsverhältnissen  wegen  der  Art  der  hier  überhaupt  gewöhnlich 
allein  erforderlichen  und  meistens  ausreichenden  Arbeit,  ferner 
wegen  der  Mittel^  welche  hier  zur  Anspannung  der  Leistung  des 
Unfreien  verfügbar  sind,  weniger  Mängel,  als  ihr  natnrgemäss  in 
anderen  Verbältnissen  ankleben.  Es  lässt  sich  daher  mit  ihr  unter 
Umständen  doch  ein  ausreichender  technisch -ökonomischer  Effect 
erzielen. 

Sodann  bietet  sich  auch  später  bei  höheren  Anforderungen 
an  die  Qualität  der  Arbeit,   bei   dem  Erforderniss  ganz  anderer 
Art  der  Arbeit,   selbst  wesentlich  geistiger  und  ethischer,  und  bei 
.    dem  Obwalten   humanerer  Auffassung  des  Unfreiheitsverhältnisses 
ein  erfolgreiches  Hilfsmittel:  die  Zulassung  von  Comp ro missen 
zwischen   den   practischen  Consequenzen  der  Grundideen   der  Un- 
freiheit und  der  Freiheit.     Dadurch  erfolgt  allerdings  eine  Modi- 
fication  der  Unfreiheit,  welche  mit  deren  innerer  Idee  in  Wider- 
spruch steht.    Aber  die  ökonomischen  und  die  humanen  Bedenken 
gegen  diese  Institution  verringern  sich  darch  solche  Abstufungen 
wesentlich.    Die  längere  Beibehaltung,  häufig  selbst  die  erste  Ent- 
stehung der  Unfreiheit,  die  Wahl  bestimmter  milderer  Formen  der 
letzteren  auch  gleich  anfangs  mitunter  finden  in  einer  solchen  Mög- 
lichkeit der  Modification  der  Unfreiheit  zum  Theil  ihre  Erklärung. 

In  wirthschaftlicher  Hinsicht  ist  es  namentlich  der  üebergang  von  der  Natural- 
znr  Geldwirthschaft,  die  Aenderung  der  landwirthschaftlichen  Culturen.  Betriebsweisen, 
BetriebegrOssen,  die  Entwicklang  des  Städtewesens,  der  grössere  Bedarf  städtisch 
coDcentrirter,  reicherer  Bevölkerung  nach  mehr,  mannigfaltigeren  und  feineren  Boden- 
prodücten,  das  hiermit  und  überhaupt  mit  grösserer  und  dichterer  Bevölkerung 
ZQsmzDmcnhängende  Bedürfniss  intensiveren  Ackerbaus  und  deshalb  zum  Theil  der 
Kleingüter-  statt  der  Grossgliterwirthschaft,  ferner  das  Bedürfniss  nach  feinerer 
industrieller  und  nach  geistiger  Arbeit  (bessere  Stellung  der  Sclavcn  der  Kunst-. 
Kunstgewerbe-  und  geistigen  Arbeit  im  Altcrthum,  üebergang  der  Frohnhofwirthschafr 
in  die  städtische  Zunflarbeit  freier  Bürger),  was  Alles  zusammen  auch  die  Modifica- 
tioncD  der  Unfreiheit,  besonders  die  Veränderung,  auch  gleich  die  erste  Bestimmung 
der  vom  Unfreien  geforderten  Leistungen  (Dienste,  Naturalabgaben,  Geldabgaben» 
mit  erklärt 

So  hat  sich  im  römischen  Alterthum  wie  in  der  neuen  Weh  in  moderner  Zeit 
die   Undwljthschaftliche  Arbeit   durch    eigentliche  Sclaven   bewährt    bei    extensiver 
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Oültur  und  bei  solchen  Oaltorcn,  wo  ein  masscn weises  ZosammeDarbeiteD  and  daher 
über  die  Solaren  eine  entäprechende  Aufsicht  stattfinden  kann,  zumal  so  lange  eine 
inrissige,  im  Allgemeinen  eine  geringe  Qualität  der  Prodacte,  welche  mit  Solar enarbeit 
allein  zu  erzielen  ist,  genUgt.  So  sind  die  eigentlichen  nordamericanischen  Sclarenprcdncte 
Baumwolle,  Zucker,  Keis,  Tabak  gewesen.  (Vgl.  Rodbertus  ttber  den  Golonat  a.  a.  0., 
M.  Weber,  römische  Agrargeschichte,  Kap.  4  [Schwierigkeit  der  Sclarenarbeit  im 
Ccrealienbau  S.  222],  Cairnes,  1.  c,  s.  unten  S.  ()6).  Im  europäischen  Mittelalter  nnd 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  waren  „Dienste'',  Frohnarbeiton  ebenfalls  ökonomisch- 
technisch leidlich  ausreichend  bei  Naturalwirthschaft  und  eztensirer  GrossgQtercoltiir 
iu  der  Landwirthschaft,  besonders  bei  Eigen-  oder  Pachtbetrieb  aof  geschlossenen 
HofgUtcrn  (deutsches  Rittergut).  Ein  System  ?on  Naturalabgaben  bot  den  Yorzog« 
wenn  zwar  Nataralwirthschaft  vorwaltete,  aber  die  eingelieferten,  an  bestimmten  Stellen 
angesammelten  Prodncte  vom  Grundherrn  und  den  Seinen,  einschliesslich  des  Gefolges 
u.  s.  w.,  wie  in  den  Zeiten  des  älteren  herumziehenden  KOnigthums  auf  den  Villen, 
selbst  verzehrt  wurden :  und  wiederum,  wenn  eigentliche  Vorkchrswirthschaft,  grosserer 
Absatz,  z.  B.  nach  Städten,  mOglich  war  und  die  Pflichtigen  hier  mehr,  mannig- 
faltigeres und  besseres  Product  auf  dem  eigenen  Lande,  als  im  Frohndienst  anf  dem 
Herrenboden  erzielten,  wie  in  den  Verhältnissen  des  römischen  Golonats.  Vervand- 
lung  der  Natural-  in  Geldabgaben  war  für  alle  Betheiligten  günstiger  bei  überhand- 
nehmender Geldwirthschaft.  (Manche  Belege  fOr  die  Entwicklung  bei  Maurer  nnd 
AVaitz,  so  V,  209  if.)  Analog  die  Entwicklung  der  industriellen  Arbeit  aas  der 
Frohnhofwirthschaft  zum  städtischen  Gewerbe  freier  Handwerker. 

II.  —  §.  34  [207].  Psychologische  Motive,  welche 
die  Höhe  der  Arbeitsleistang  bestimmen.  Um  die  Be- 
deutung und  speciell  die  ökonomischen  Ursachen  und  Wirkungen 
der  vorausgehend  genannten  UmstUnde,  die  Entwicklung  nnd  Um- 
gestaltung von  Unfreiheitsverhältnissen  und  der  Wahl  einer  be» 
stimmten  Unfreiheits-  und  Abhängigkeitsf'orm,  einer  bestimmten  Art 
des  Dienstleistungs-  und  Abgabenzwangs  von  vornherein  anter 
gegebener  technischer  und  ökonomischer  Lage  richtig  zu  verstehen, 
ist  es  nothwendig,  wieder  auf  die  psychologischen  Motive  hinzn- 
weisen,  von  welchen  die  Höhe  der  Arbeitsleistung  des  einzelnen 
Arbeiters,  abgesehen  von  dessen  Arbeitsfähigkeit,  abhängt.  Gerade 
diese  Motive  erklären  auch  die  innere  ökonomische  Nothwendigkeit 
der  Entwicklung  weiterer  Stadien  unfreier  Arbeit,  der  Wahl  milderer 
Formen  statt  der  schroffsten  Sclaverei,  sowie  des  allmäligen  Ueber- 
gangs  zur  freien  Arbeit.  Zugleich  wird  dadurch  der  Entwicklungs- 
gang in  den  sogenannten  Lohnsystemen  der  freien  Arbeit  nnd  der 
innere  Zusammenhang  dieser  Entwicklung  mit  der  Behandlung  des 
Arbeiters  im  System  unfreier  Arbeit  aufgehellt.  Es  wird  auf  diese 
Weise  auch  der  wichtige  Nachweis  geliefert,  dass  die  Arbeits-  und 
Lohnsysteme,  vom  Menscheneigenthum  und  Sclaverei  an  bis  zam 
Eigen thum  an  Productionsmitteln  oder  an  Kapital  und  den  modernen 
Lobnsystemen ,  bis  zum  Stücklohn  und  selbst  zum  Gewinnantheil, 
zur  industriellen  Theilhaberschaft  und  schliesslich  zur  Productiv- 
genossen Schaft  hin,  die  Glieder  einer  grossen  Kette  bilden  und  in 
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einem   viel  engeren  psychologischen   ZusammenhaDge  stehen,   als 
gemeiniglich  angenommen  wird  (§.  40). 

Es  handelt  sich  hier  darum,  jene  im  ersten  Theile  (I,  §.  33  ff.) 
analysirten  Leit-  und  Specialmotive  in  ihrer  Wirksamkeit  bei  un- 
freier Arbeit  verschiedener  technisch-ökonomischer  Art  und  unter 
verschiedenen  Rechtsformen  der  Unfreiheit  und  bei  freier  Arbeit 
unter  verschiedenen  Arten  der  Entlohnung  zu  verfolgen ;  die  psycho- 
logischen Momente  als  die  causalen  mit  den  Gestaltungen  der  Un- 
freiheity  als  den  mit  durch  jene  psychologischen  Momente  bewirkten, 
in  Beziehung  zu  bringen. 

Für  manches  Nähere  ist  hier  in  dieser  3.  Auflage  jetzt  auf  die  Ausführungen 
über  die  „Ökonomische  Psychologie''  im  1.  Theile  zu  verweisen.  In  den  beiden 
früheren  Anf lagen  fehlten  diese  und  war  nur  in  §.  207  eine  Uebersicht  über  die 
MoÜTe  bei  der  Arbeit  gegeben,  welche  hier  jetzt  in  dem  entsprechenden  §.  34  fort- 
faUeD  konnte.  In  jenen  Ausführungen  ist  auch  auf  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit 
bereits  mehrfach  Bezug  genommen  worden,  namentlich  in  den  §.  87  ff.  bei  der 
Erörterung  des  ««zweiten  egoistischen  Leitmotivs'',  „Furcht  vor  Strafe  und  Hoffnung 
auf  Anerkennung'".  Es  war  aber  in  den  früheren  Auflagen  ein  Mangel,  dass  dort 
nur  drei  egoistische  Motive  unterschieden  wurden,  das  vierte:  der  Drang  zur  Be- 
thkügüng  n.  s.  w.  (I,  §.  42  ff.)  fehlte. 

§.35  [208].  —  A.  Die  Unfreiheit  in  primitiveren  Wirth- 
schafltSYerhältDissen. 

In  wirthschaftlieher  Hinsicht  ist  die  Unfreiheit  hauptsächlich 
ein  Mittel,  tlber  fremde  Arbeit  zu  Zwecken  der  Production,  beson- 
ders der  Sachgtttererzeugung ,  zu  verfügen.  Sie  kommt  dann  als 
das  Arbeitssystem  erzwungener  Arbeit  in  Vergleich  hin- 
sichtlich ihres  ökonomisch-technischen  Nntzeffectes  mit  dem  System 
der  freien  Arbeit.  Es  lässt  sich  nun  psychologisch  leicht  ableiten 
und  wird  durch  die  reichste  Erfahrung  bestätigt,  dass  die  er- 
zwungene Arbeit  regelmässig  allgemein  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseffect  nachsteht.  Aus  diesem  Grunde 
wird  sie  theoretisch  verworfen  und  mit  der  Fortbildung  der 
Volkswirthschaft  in  der  Praxis  öfters  ohne  jeden  gewaltsamen 
oder  gesetzlichen  Eingriff  durch  die  Goncurrenz  der  freien  Arbeit 
verdrängt.  Ein  typisches  Beispiel  dafUr  ist  das  immer  weitere 
Zurttckweichen  der  Sclaverei  vor  der  freien  weissen  Arbeit  in 
Nordamerica  schon  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 

So  war  die  Zahl  der  Sclaven  in  den  Jahren  des  Census: 
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Die  Abuahme  g:cht  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  regelmässig,  meist  schon  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  Jahrhunderts  so  rasch  ror  sich,  dass  in  den  meisten  der 
genannten  Staaten  die  Sclaverei  schon  1S20.  in  Newyork  1830,  in  New-Jersey  1840 
ganz  unbedeutend  geworden  war.  In  einzelnen  der  übrigen  Staaten  hielt  sie  sich 
vornemlich  nur  noch  mit  zum  Zwecke  von  Zucht  und  Handel  mit  Scla^en.  Die 
(iesammtzahl  der  Sclaven  war  dagegen  von  697,897  in  1790  auf  3.953,587  in  1860, 
die  Zahl  der  freien  Farbigen  war  schon  bis  1S40  auf  386,343  von  59,466  in 
1790  gestiegen.  (Siehe  Stein- Wappäus,  Geographie  von  Xordamerica,  1855, 
S.  495;  Andree,  Nordamerica,  S.  455.  Zahlreiche  gute  Beispiele  des  Vergleichs 
zwischen  weisser  und  schwarzer  Arbeit  in  Nordamerica  bei  Olmsted,  z.  B.  Cotton 
Kingdom  II.  u83.) 

Dennoch  lägst  sich  fdr  gewisse  wirtbschaftliche  Verhältnisse 
auch  die  unfreie  Arbeit,  selbst  diejenige  der  Sciaven,  ökonomisch 
und  rein  vom  Standpuncte  des  rechnenden  Producenten  aus,  welcher 
den  Unfreien  bloss  als  Productionsniittel  behandelt,  billigen.  Der 
Beweis  für  diese  Behauptung  erfolgt  mittelst  einer  Analyse  des 
Einflusses  jener  Leit-  und  Speoialmotivc  und  wird  wiederum  dnreh 
die  äussere  Beobachtung  bestätigt. 

Der  geringere  Ökonomische  Werth  der  unfreien,  besonders  der  hier  znn&chst 
zu  betrachtenden  Sclarenarbeit  beruht  offenbar  in  allen  Wirthsch&ftsstnfen  dannf, 
dass  bei  dieser  Arbeit  gewöhnlich  die  früher  (I,  §.  34  ff.,  39  ff.)  als  erstes  und 
drittes  egoistisches  unterschiedenen  Leitmotive,  Yortheil  und  Ehre,  so  gnt  wie  gar 
nicht  mitwirken.  Das  erste  Motiv  wird  höchstens  in  der  bei  dem  zweiten  mitspielen- 
den Form  der  HoM'nung  auf  Anerkennung,  das  dritte  Motiv  bei  etwas  humanerer 
Behandlung  der  Sclaven  ein  wenig  mit  wirksam.  Etwas  mehr  mag  öfters  das  „vierte 
egoistische  Motiv'',  der  Drang  zur  Bethätigung,  die  Freude  an  der  Arbeit,  als  Thfttig- 
keit^  und  an  den  Arbeitserfolgen  (I,  §.  42  £),  wenigstens  bei  den  meisten  Kechts- 
formen  der  Unfreiheit  mit  wirken.  Völlig  fehlen  wird  es  nur  ausnahmsweise,  vio 
bei  härtester  Sclaverei ,  individueller  Grausamkeit  des  Herrn  und  widerwärtigster, 
schwerster  Arbeit.  Kaum  allgemein  stärker  wird  das  fünfte  Leitmotiv  zur  Geltung 
kommen,  das  Pflichtgefühl  ;.I,  §.  45  ff.).  Aber  gleichwohl  wird  es  auch  nicht  immer 
fehlen  und  selbst  mächtii^cr  werden  bei  menschlicherer  Behandlung  der  Unfreien, 
auch  der  Sclaven,  bei  Aufnahme  derselben  in  den  Familienverband,  in  den  Hausdienst 
■die  Kindeq)flcge I),  daher  in  patriarchalischen  Verhältnissen  (Alt-Griechenland I),  wo 
zwischen  dem  Unfreien  und  seinem  Herrn  und  dessen  Angehörigen  Liebes-  und 
Sympathiebande  entstehen  und  Kaum  gewinnen.  Dafür  liegen  manchö  Erfahrungen  vor. 
Soweit  aber  all«.-  diese  psychischen  Potenzen  nicht  oder  nicht  genügend  mitwirken, 
muss,  wie  schon  im  1.  Theil  bei  den  dortigen  psychologischen  Erörterungen  abzu- 
leiten war  ([,  S.  95),  um  so  mehr  theoretisch  und  practisch  die  Benutzung  unfreier 
Arbeit  unvermeidlich  in  erster  Linie  auf  das  zweite  egoistische  Motiv,  auf  die 
Furcht  vor  Strenge  und  Strafe,  gestützt  und  demgemäss  zweckentsprechend  ge- 
leitet werden. 

Diese  Betrachtung  führt  aber  somit  dazu,  auch  ein  Znrtlck- 
greifen  auf  die  <Mndereii  Motive  überhaupt  und  selbst  bloss  nach 
den  eigennützigen  Erwägungen  des  bloss  seinen  Vortheil  berech- 
nenden Sclavenbesitzers  für  rathsani  zu  erklären.  So  ist  denn 
auch  in  der  Praxis  allgemein  verfahren  worden,   und  nicht  ganz 
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ohne  Eribig.  Die  Auffassung  der  Sclaven  als  Sachen  war  doch  stets 
nur  eine  rechtliche  Fiction,  welche  kaum  jemals  vollständig  zur  prac- 
tischen  Geltung  gekommen  ist.  Die  Modificationen,  welche  die  Un- 
freiheit bei  ihrer  Fortbildung  aus  der  Sclaverei  zu  milderen  Formen 
erfuhrt  9   und   die  Gestaltungen ,   welche  sie  oft  von  vornherein  in 
solchen  milderen  Formen^  wie  namentlich  bei  bäuerlichen  Ansied- 
langen,  bei  der  Herbeiziehung  von  ländlichen  Arbeitskräften  zum 
Betrieb  des  Herrenguts  erhalten  hat,   beruhen  wesentlich  auf  dem 
leitenden  Princip,  ausser  oder  neben  der  Furcht  diese  anderen,  die 
Arbeitsleistung  beeinflussenden  Motive  auch  im  Interesse  des  öko- 
nomischen Effects .  dieser  Leistung    mit  in  Wirksamkeit  oder  in 
stärkere  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.    Man  folgt  hierbei  den  Er- 
fahrungen mit  der  freien  Arbeit. 

Diese  wird  in  ihrer  Leistung  von  dem  ersten  und  dem  -dritten  Leitmotiv ,  that- 
sächlich.  was  besonders  die  Handarbeit  and  zum  Theil  überhaupt  die  Arbeit  in  der 
Diteriellcn  Production  anlangt,  wohl  gewöhnlich  überwiegend  von  dem  Motiv  wirth- 
schaftlichen  Yortheils  bestimmt  Aber  das  dritte  Motiv,  Ehrgefühl,  Geltongs- 
ätreben,  Eitelkeit,  Furcht  vor  Schande  und  Missachtoug,  wirkt  doch  wohl  mehr  oder 
veniger  und  oftmals  stark  mit  Auch  das  vierte  egoistische  Leitmotiv,  Bethätigungs- 
driDg,  Freude  an  Arbeit  und  Arbeitsergebniss,  kann  sich  mit  geltend  machen.  Und 
endlich  ist  doch  auch  das  Pflichtgefühl,  zumal  bei  höheren  Arbeitsarten,  Diensten 
iBeamtenthum ,  Militär,  liberale  Berufe),  aber  doch  auch  bei  materieller  Arbeit, 
niederen  Diensten  (Hausdienst)  ein  crfahrungsmässig  mitspielender  Factor  von  freilieb 
iodiriduell,  Zeitalter-,  volks-,  beruisweise  sehr  verschiedener  Stärke. 

§.  36  [209].  Die  Analyse  dieser  Motive,  welche  den  quanti- 
tativen und  qualitativen  Nutzeffeet  der  Arbeitsleistung  bestimmen, 
ermöglicht  es  dann,  wie  in  einer  Formel,  die  Bedingungen  an- 
zogeben, unter  welchen  die  unfreie  und  selbst  die  Slavenarbeit  der 
freien  Arbeit  im  ökonomischen  Effect  nicht  wesentlich  nachstehen 
wird.  Je  niedriger  nemlich  das  allgemeine  Cultnmiveau  des 
Volkes  noch  steht  und  je  weniger  daher  das  erste,  dritte,  vierte 
und  fttnfte  Motiv,  —  das  erste,  der  wirthschaftliche  Vortheil,  ins- 
besondere auch  wegen  mangelnder  Rechtssicherheit,  —  auf  die  freie 
Arbeit  vorzugsweise  günstig  wirken;  ferner  je  technisch  niedriger 
nach  den  gesammten  materiellen  Verhältnissen  des  Volks  die  Arbeits- 
art auch  der  gemeinfreien  Bevölkerung  ist,  und  je  geringere  An- 
fordemngen  eben  deshalb  an  die  Qualität  der  Producte  und  der 
unfreien  Arbeit  gestellt  werden,  also  im  Allgemeinen:  bei  vor- 
waltender Naturalwirthschaft  und  extensiver  Landwirthscbaft,  bei 
geringer  Entwicklung  des  Werkzeogkapitals ;  mitunter  auch  in  be- 
sonderen Fällen  in  der  industriellen  Arbeit  bei  zweckmässiger 
Leitung  durch  den  Herrn  und  seine  Vertreter  und  bei  dem  Mit 
wirken  anderer  Autoritätsverhältnisse  (mittelalterliche  Kloster-  und 

JL  WafB«r,  Omdkgnsc.  8.  Aufl.  2.  ThelL    Volk s wirtlischaft  a.  Recht.  5 
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Frobnhofäwirthschaft,  aber  auch  antike  Oekenwirtbschaft,  besoDders 
in  GriechenlaDd,  weniger  in  Rom);  endlich  je  rttcksicbtsloser  nach 
dem  Sittenzostande  des  Zeitalters  die  Strenge  des  Herrn  durch 
Furcht  und  Strafmittel  das  allein  erforderliche  Quantum  roher  Ar- 
beit  dem  Unfreien  abpresst:  desto  weniger  rein  ökonomische  Be- 
denken bietet  die  unfreie  Arbeit. 

Wir  finden  dieselbe  daher  besonders  in  solchen  Zeitaltern,  wo  diese  Bedinjcunj^D 
zusammentrefien ,  z.  B.  in  primitiven  Verhältnissen,  wo  Naturalwirtbscbaft  dorchans 
vorherrscht,  bei  g^eringer  Yolksdichtigkeit  eine  ganz  extensive  Landwirthschaft  aus- 
reicht und  wo  die  paar  wenig  veredelten  Producte  in  der  Haaswirthschaft  unter  dem 
Ange  des  Herrn  hergestellt  werden.  Die  Grossen  können  hier  den  in  solcher  Lage 
erforderlichen  extensiven  Betrieb  auf  grösseren  Giltern  schwer  anders  als  mit  unfreier 
Arbeit  ausfuhren.  Auch  die  moderne  Keger-  und  Plantagensclaverei  fUgt  sich  in  die 
Bcgel  ein:  sie  lohnte  und  lohnt,  wo  für  rohe  Plantagenproducte  ein  gewisses  Quantum 
rober  Handarbeit  zur  Noth  ausreichte.  Gerade  die  Abpressung  einer  solchen  Arbeits- 
leistung gelingt  der  Strenge,  die  vor  keinem  Zuchtmittel  zurückbebt  und  nach  Recht 
und  Sitte  in  der  Anwendung  keines  einzigen  gehindert  wird,  selbst  bei  dem  wider- 
spänstigsten  Sclaven,  bei  welchem  keines  der  anderen  Motive  irgendwie  mitwirkt 
(Siehe  oben  S.  62).  Cairnes  a.  a.  0.  sagt  von  der  Sclarenarbeit:  sie  lisst  die 
vollständigste  Organisation  zu,  d.h.:  it  may  be  combined  on  an  extensive  scale  and 
directed  by  a  Controlling  mind  to  a  Single  end.  Aber  ihre  inhärenten  M&ngel  sind: 
it  is  given  relnctantly,  it  is  unskilfull,  it  is  wanting  in  versatility.  Als  weitere  Be- 
dingungen der  Sclarenarbeit  nennt  er:  Fruchtbarkeit  und  weite  Ausdehnung  des 
Bodens.  Cairnes,  Olmsted,  Helper  u.  A.  m.  theilen  characteristische  Beispiele 
für  die  überlegene  Concurreuz  der  freien  weissen  Arbeit  selbst  in  .,SclareB- 
])roducten"  wie  der  Baumwolle  mit,  z.  B.  dass  Baumwolle  von  deutschen  ColonisteB 
in  Neu -Braunfels  im  westlichen  Texas  wegen  der  besseren  Qualität,  sorf^&ltigeroi 
Keinigung  sich  preiswürdiger  als  alles  Sclavenproduct  erwies,  bei  welchem  eben  solche 
Qualität  nicht  zu  erreichen  war  (Olmsted.  Back  country,  p.  847.)  Neuerdings,  nach 
der  Emancipation ,  scheint  der  Neger  immer  mehr  in  kleinbäuerlichen  Pacht-  und 
colonatsähnlichen  Verhältnissen,  wo  der  wirthschaftliche  Erfolg  ihm  mit  zu  Gute  kommt, 
passend  beschäftigt  zu  werden.  —  Auch  die  altrömischen  Verhältnisse  bestätigen 
diis  Gesagte.  Die  ungeheure  Härte  gegen  die  Sclaven  bei  der  tbatsächlich  fast  un- 
begrenzten Strafgewalt  des  Herren,  die  Auswahl  und  ganze  Behandlungsweise  der 
Sclaven  nach  der  Art  der  ökonomisch-technischen  Thädgkeiten,  die  von  ihnen  Yerümgt 
wurden,  eine  fein  durchgeführte  technische  Arbeitstheilung,  die  Erweiterung  des  land- 
wirthschaftlichen  Betriebs  zu  einer  auch  die  Stoffe  selbst  verarbeitenden,  Geverts- 
producte  liefernden  grossen,  sich  selbst  genügenden  Hauswirthschaft,  der  relativ  leichte 
Ersatz  der  Sclaven  durch  Ankauf  neuer  und  durch  den  wohl  besonders  begünstigten 
Sclaveukinder-Nach wuchs,  —  das  Alles  ermöglichte  doch  eine  sehr  umfassende  Vei^ 
Wendung  der  Sclavenarbeit.  (Vgl.  auch  dafür  Rodbertus  und  M.  Weber  a.a.O., 
letzterer  S.  241  mit  der  richtigen  Bemerkung  gegen  Rodbertus,  über  die  grade  eist 
spätere  Entwicklung  des  „antiken  Oekos"  auf  den  ländlichen  Grossgrund besitznngeo.) 

Milderung  der  Strenge  muss  dann,  wenn  nicht  zugleich  eines  der  weiteren 
Motive  wirksam  oder  wirksamer  als  bisher  wird,  nothweudifc  den  Effect  der  Arbeits- 
leistung verschlechtem.  Dies  hat  die  Erfahrung  auch  gezeigt,  sowohl  auf  den  PUn- 
ta^en  „gütiger"*  Herren  bei  der  Negersciaverei  als  bei  Krohnarbeitem ,  welche  die 
Herren  nach  dem  humaneren  Geist  der  neueren  Zeit  milder  behandeln  mussten  und 
welchen  gegenüber  ihr  Züchtigungsrecht  etwa  gesetzlich  beschränkt  wurde.  (Siehe 
Röscher,  System  I,  §.  39  mit  den  Beispielen  und  Belogen  in  den  Anmerkungen.) 

Je  mebr  dann  gleichzeitig  die  anderen  Motive  bei  freier  Arbeit 
wirksam  werden  und  je  mehr  die  Anforderungen  an  die  Qualität 
der  Leistung  steigen,  daher  beim  Uebergang  zur  Geldwirthschaft 
und  zur  intensiveren  Land wirthschaft ,   bei  stärkerem  Hen^ortreten 
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des  Bedürfnisses  Dach  besserer  Arbeit  und  bei  überbandDehmender 
Wirthschaft  mit  Werkzeug-  und  Maschinenkapital,  bei  wachsender 
Schwierigkeit  der  einheitlichen  Leitung  der  Arbeit  in  der  Land- 
wirthschaft  and  im  Gewerke  von  oben  her:  desto  nachtheiliger 
muss  unfreie  Arbeit  ausfallen.  Denn  hinsichtlich  der  Qualität  der 
Leistung  ist  Strenge  fiber  eine  nahe  Grenze  hinaus  fast  machtlos: 
es  müssen  hier  andere  Motive  als  blosse  Furcht  zur  Wirksamkeit 
kommen.  Dann  tritt  nothwendig,  wenn  auch  nur  rein  ökonomische 
Zweckmässigkeitsrücksichten  obwalten,  das  zweite  Stadium  in  den 
Verhältnissen  der  Unfreiheit  ein:  es  muss  ein  Comproniiss  mit  ihr 
geschlossen,  sie  eben  dadurch  selbst  in  ihrem  Grundwesen  modificirt 

werden;  der  Herr  muss  im  eigenen  Interesse  an  das  Interesse,  an 

den  guten  Willen  und  an  andere  Motive  des  Unfreien  appelliren. 

Auch  die  sorgsamste  Leitung  und  Aufsicht  kann  nicht  ersetzen, 

was  diese  letzteren  Momente  bewirken. 

§.  37  [210].  —  B.  Die  Modification   der   Unfreiheit  auf 
höheren  Wirthschaftsstofen. 

Mit  der  Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur  ändern 
lieh  somit  nothwendig  jene  Bedingungen,  unter  welchen  die  un- 
freie Arbeit  ökonomisch  haltbar  ist  und  erfolgreich  mit  freier  Ar- 
beit concnrrirt.  Theils  fuhrt  die  Veränderung,  Vervielfältigung  und 
Verfeinerung  der  Bedtirfnisse  und  Güter  zu  anderen  Arbeitsarten, 
theils  wird  allgemein  eine  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  ver- 
langt. Beides  hängt  wieder  mit  der  Einbürgerung  der  Geldwirth- 
schüft  und  mit  der  Entwicklung  intensiveren  Ackerbaues  und  der 
Technik  im  Werkzeugkapital  zusammen.  In  beiden  Fällen  reicht 
wenigstens  die  gewöhnliche  Sclavenarbeit,  von  welcher  nur  durch 
Furcht  und  Strenge  ein  gewisses  Quantum  von  Leistungen  erpresst 
wird,  nicht  aus.  Bleibt  trotzdem  die  Unfreiheit  oder  das  System 
gezwungener  Arbeit  bestehen,  so  nötbigen  auch  innere  ökonomische 
Gründe  neben  etwaigen  anderen  Umständen  mit  zu  einer  Um- 
gestaltung der  Unfreiheit  in  der  Weise,  dass  jene  anderen  Motive, 
welche  den  Willen  des  Arbeitenden  bestimmen,  zweckentsprechend 
mit  wirksam  werden.  So  entsteht  auch  wieder  mit  unter  wirth- 
sehaftlichen  Einflössen  eine  mildere  Sitte  in  der  Behandlung  der 
Scitven  und  ein  andres  Recht  der  Unfreiheit.  In  diesem  weicht 
immer  mehr  die  Auffassung  des  Unfreien  als  Sache  derjenigen, 
Wonach  er  als  Mensch  mit  einer  in  bestimmter  Weise  beschränkten 
persönlichen    Freiheit    und    beschränkten  Veruiögensfähigkeit    be- 
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handelt  wird^).  Durch  eine  Reibe  von  Mittelgliedern  hindurch 
entwickelt  sich  schliesslich  die  volle  persönliche  Freiheit,  wiederum 
wesentlich  mit  unter  dem  Impuls  des  ökonomischen  Bedürfnisses^ 
wie  sehr  auch  der  äussere  Verlauf  der  Erscheinung  durch  zuflillige 
geschichtliche  Verhältnisse  und  durch  politische,  religiöse  und 
philosophische  Anschauungen  mit  bestimmt  wird  und  vielleicht  selbst 
allein  bestimmt  zu  werden  scheint. 

Diesen  £ntwicliIan(2^process  der  Unfreiheit  bedingt  auf  der  einen  Seite  nament- 
lich das  Bedttrfniss  intensiverer  Bodenbearbeitung,  mannigfaltigerer,  ge- 
schickterer Arbeits-  und  Kapitalverwendung  auf  den  landwirthschaftlichen 
Boden ^);  auf  der  anderen  Seite  das  BedUrfniss  grösserer  Arbeitstheilung, 
mehr  individualistischer,  feinerer  Arbeitsqualit&t  in  der  Stoffveredlung, 
grosserer  Yerselbständigung  der  dazu  dienenden  Unternehmungen  und  Los- 
trennung derselben  von  der  gewöhnlichen  Hauswirthschaft,  mehr  Hervortreten  des 
Werkzeugkapitals,  Entwicklung  und  Auflösung  der  antiken  Oeken-,  der  mittelalterlichen 
Frohnhofwirthschaft  ^).  Diese  Umgestaltungen  gehen  aus  grosserer  Volksdichtigkcit, 
höherem  Bcichthum,  feinerer  Cultur,  besserer  Technik,  neuer  und  vermehrter  Arbeits- 
theilung  hervor,  sind  wie  deren  Wirkungen,  so  umgekehrt  auch  wieder  deren  Voraus- 
setzungen und  lassen  sich  in  der  Formel  zusammenfassen:  Uebergang  von  der 
Naturalwirthschaft,  als  vorherrschende  Eigen  gewinnung  der  Guter  (Lg.  188, 189\ 
zur  Verkehrs-  und  Geldwirthschaft  mit  entwickelter  Arbeitsgliederung,  aber  auch 
Absatz  an  Dritte  nach  Aussen*). 

Der  volkswirthschaftliche  Foi*tschritt  ruft  so  einen  Process 
des  allmäligen  Unproductivwerdens  der  unfreien,  ge- 
zwungenen Arbeit  hervor.  Dieser  Process  aber  vollzieht  sich 
durch  eine  successive  Modification  des  Wesens  der 
Unfreiheit  oder  m.  a.  W.  durch  immer  weitere  Verleihung 
von  Persönlichkeitsrechten  an  die  Unfreien. 


^)  Uober  Milderung  der  deutschen  Leibeigenschaft  siehe  Maurer,  Fiohnhöfe 
II,  91,  IV,  494,  499;  Waitz,  V,  259,  266,  272  ff.,  289;  Sugenheim,  beiODdera 
die  Entwicklung  in  Frankreich,  S.  79  S, 

')  Vgl.  besonders  Rodbertus  in  HildebrandVJahrbUcher  II,  207,  212  ff.,  236, 
damit  aber,  berichtigend  wie  bestätigend,  M.  Weber,  a.  a.  0.,  das  ganze  Kapitel  IV, 
über  die  Schicksale  des  ländlichen  römischen  Arbeiterstandes,  S.  272  ff.  Deotsche 
Historiker,  wie  z.  B.  Maurer,  betonen  diese  Ökonomischen  Seiten  zu  wenig,  die 
neueren,  besonders  die  Wirthschaftshistoriker  thun  es  mit  Recht  mehr  (Lamprecht, 
Btlcher,  7.  Inama-Sternegg  U.A.). 

')  Vgl.  die  genannte  Litteratur  über  mittelalterliches  Gewerbewesen,  Fiohnhof- 
wirthschaft,  Entstehung  der  freien  Innungen,  Gilden,  Handwerkerzünfte  (Schön - 
berg,  Gicrke,  Stieda,  Schmoller,  Brentano  u.a.m.). 

*)  Die  Arbcitstheilung  ist  nicht  das  allein  maassgebende  Moment,  sie  bestand 
z.  B.  innerhalb  der  einheitlichen  Oeken-  und  späteren  Frohnhofwirthschaft  auch  schon, 
wenn  auch  in  anderer  Weise,  als  Product  der  nach  einem  Plane  von  oben  einwirken- 
den Herren- Autorität,  nicht,  wie  später,  als  Ergebniss  von  freien  wirthschafdiclieii 
Bestrebungeu.  Das  entscheidende  Moment  ist  die  zur  Arbeitstheilung  hinzukommende 
regelmässige  Production  für  den  Absatz  an  Dritte,  an  ausserhalb  der  eigenen  IK^ith- 
schaft  stehende  Personen,  bezw.  Wirthschaftcn.  Das  hat  namentlich  Bücher  mit 
Recht  in  den  Vordergrund  geschoben  und  zum  Classificationsmerkmal  gemacht.  Siehe 
seine  „Entstehung  der  Volkawirthschaft''. 
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§.  38  [211].    Die  Gestaltnng  dieses  Processes.    Die 
Entwicklung  ^)  geht  nicht  leicht  irgendwo  nnunterbrochen  vorwärts^ 
weil   eine  Menge    anderer  Gesichtspuncte ,   Ideen  und  Interessen 
mit  einwirkt  und  zufällige  geschichtliche  Ereignisse  bei  einem  be- 
stimmten Volke  ihren  Einfluss  ausüben.    Aber  daraus  ergeben  sich 
doch   nur  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  und  in   der  Zeitdauer 
der  Entwicklungsphasen.   Femer  wird  auch  nur  in  seltenen  Fällen 
jenem  ökonomischen  Princip   bewusst  Rechnung  getragen.    Aber 
die  Ideen,  weiche  die  Veränderung  verursachen,  lassen  sich  doch 
deutlich  mit  auf  jenes  ökonomische  Princip  zurückführen,  obwohl 
nicht  nur  die  Nächstbetheiligten,  die  Sclavenherren ,   die  Grand- 
herren,   die    sich    emancipirenden    Unfreien,    sondern    selbst    die 
Gesetzgeber,  die  Historiker  und  die  Philosophen  die  innere  be- 
wegende ökonomische  Ursache  der  Umgestaltungen  vielleicht  nicht 
erkennen. 

Die  Entwicklung,  welche  wir  geschichtlich  in  einem  be- 
stimmten Volke  verfolgen  können,  vollzieht  sich  endlich^)  auch 
nicht  immer,  ja  sogar  nur  selten  in  der  Weise,  wie  es  hier 
zom  Zweck    der   theoretischen  Analyse  hypothetisch 
vorausgesetzt  wurde:  dass  nemlich  zuerst  eigentliche  Sclaverei 
vorangeht,  als  schäriste  Form  der  Unfreiheit,  mit  der  Auffassung 
des  Sclaven  als  „beseeltes  Besitzthum^'^)  und  mit  so  gut 
wie  ausschliesslicher  Geltendmachung  des  Motivs  der  Furcht  im 
Sclaven,  und  dass  sich  aus  der  Sclaverei  alsdann  die  milderen 
Formen  der  Unfreiheit  allmälig  entwickeln,  wie  die  Leibeigenschaft, 
die  Gebundenheit  an  die  Scholle,  die  Hörigkeit,  die  Guts-  und 
Erbimterthänigkeit,  die  blosse  Frohnarbeitspflicht,  die  unbegrenzte, 
die  begrenzte  in  bestimmt  bemessenen  Diensten  der  und  der  Art, 
des  und  des  Umfangs,  zu  der  und  der  Zeit. 

Dieser  Yerlanf  zeigt  sich  aUerdings  in  einem  geschichtUch  wichtigen  and  gerade 
Ökonomisch  sehr  lehrreichen  Beispiel,  das  far  diese  Fragen  als  Typus  dienen  icann, 
nemlich  in  der  Entstehung  des  römischen  Colonats  ans  der  älteren  Scla?erei, 
wenigstens  wie  sie,  allerdings  nicht  unbestritten,  Bodbertas  aaffasst.    äiehe  Rod- 


^  Vgl.  auch  für  die  methodologische  Seite  der  Frage  die  genannte  Abhandlung 
ron  Bodbertus,  die  ihren  Werth  gerade  in  dieser  Beziehung  behalten  möchte, 
auch  wenn  ihre  Ergebnisse  sich  nicht  alle  ab  haltbar  erweisen. 

*)  Gegenüber  der  Betrachtungs-  und  Behandlnngweise  solcher  Dinge  bei  manchen 
historischen  Nationalökonomen,  die  auch  hier  die  Herausschälung  des  Typischen  ver- 
■eidea  und  für  fehlerhaft  oder  fOr  zu  gewagt  halten,  gebe  ich  das  vollständig  zu 
ud  habe  es  schon  froher  gethan  (2.  Aufl.,  S.  395).  Aber  in  der  Weise,  wie  im 
Text  ffeschehen,  glaube  ich  die  Ausführungen  aufrecht  halten  zu  dürfen. 

^  Wie  bei  den  Griechen  oder  wie  Aristoteles  sagt  (Pol.  I,  6),  der  Sclave 
lei  wie  ein  fbr  sich  bestehender  beseelter  Theil  des  Herrn. 


70  1-  B.  2.  E.  Unfreiheit.  2.  A.   Als  Arbeitssystem.  §.  3S. 

bertus  a.  a.  0.  über  den  Colooat.  Die  Ansichten  der  Historiker  sind  allerdings 
{^etheilt,  besonders  was  die  urspranirliche  Entstehanf?  des  Coionats  anlangt  Aach 
omfasst  der  Ausdrack  wohl  zeitlich  nnd  Ortlich  nicht  immer  genau  dieselben 
Pen»onen,  sowohl  sich  hebende  Sciafen.  als  erblich  angesiedelte,  mit  dem  Gute  ver- 
bundene und  dafür  zu  Frohndienstcn  verpflichtete  Freie.  (Vgl.  t.  Savigny,  über 
den  römischen  Colonat  in  den  Berliner  Akademie -Abhandlangen  1822,  1S23,  spiter 
von  ihm  modificirt  in  seinen  Vermischten  Schriften,  1S50,  IL  Pnchta,  Institationen, 
II,  45S.)  Die  BcweisfUhning  von  Bodbertus,  dass  zom  Colonat  hauptsächlich 
fUhne  ^der  Uebergang  aus  der  Latifundien wirthschaft  in  die  Parcellen-  nnd  Zwerg- 
wirthschaft,  der  sich  in  der  Zeit  zwischen  dem  älteren  und  jüngeren  Plinius  so 
machte,  dass  die  Grundbesitzer  Parcellen  ihrer  bisherigen  Grossgflter  an  eiiirene  Sclaven 
gegen  Xaturalpacht  uberliessen''  (a.  a.  0.  S.  207),  und  die  weiteren  Erörterungen 
über  Adscripticii  u.  s.  w.  sind  wohl  land wirthschaftlich  und  national- 
ökonomisch sehr  überzeugend.  Auch  Puchta  S.  461  betrachtet  den  Colonat  als 
Mittel,  „den  Eifer  und  die  Betriebsamkeit  der  unfreien  Arbeiter  anzuspornen,  den 
Herren  aber  eine  erheblichere  Keote  vom  Gute  zu  sichern^.  Andre,  wie  Zampt. 
Huschke,  Savigny  erklären  sich  gegen  die  Entstehung  des  Coionats  aus  dem 
Inneren  des  römischen  Bechtslebens  und  für  die  Ableitung  aus  wiederholten  Ansied- 
langen nach  Land  verUngender  Barbaren  in  den  römischen  Provinzen.  (Siehe 
Budorff's  Zusatz  zu  Puchta,  IL  462.)  Vgl.  auch  Heisterbegk's  genannte  Schrift 
über  die  Frage  und  darüber  Schäffle  s  Becension  in  der  Tttb.  Zeitschr.  1877, 
S.  171 — 1S4.  Hoistcrbegk  verwirft  die  Bodbertus'sche  Theorie  und  sucht,  höchst 
umsichtig,  die  Entstehung  und  Ausbreitung  des  Coionats  in  den  Provinzen,  dann  auch 
in  Italien  mit  den  Steuerverhältnissen  des  Bömischen  Beichs  und  mit  dem  die  letzteren 
berührenden  Interesse  der  agrarischen  Bodencultur  in  Verbindung  zu  bringen. 
Schäffle  stimmt  ihm  bei.  Mommscn  führt  den  Ursprung  des  Coionats  auf 
Barbarenansiedluitgen  unter  Marc  Anrel  zurück,  worin  ihm  M.  Weber  (a.  a.  0.  S.  260) 
indessen  nicht  völlig  beistimmt.  Dieser  Autor  hält  vielmehr  das  BochtsverhiltnisB 
der  O>lonen  auch  sonst  für  rechts-  nnd  wirthschaftshistorisch  erklärlich.  Er  sieht  in 
den  Colonen  „erblich  auf  dem  Gute  sitzende,  zwischen  kleinen  Bauern  und  Tage- 
löhnern ungefähr  die  Mitte  haltende,  abhängige  Landwirtho"  (S.  250),  die  sich  von 
den  Gatssclaven  unterscheiden,  meint  aber,  dass  sich  sonst  kaum  etwas  Allgemeines 
über  die  Stellung  der  Coloni  zum  Gotsherm,  den  thatsächlich  bestehenden  Grad  der 
Abhängigkeit  und  die  socialen  Verhältnisse  der  coloni  sa^en  lasse  (S.  272).  Siehe 
Web  er 's  Arbeit  für  die  ganze  Frage,  besonders  S.  243  ff. 

Aber  bei  den  Haussclaven  und  bei  denjenigen  Sclaven,  welche 
zu  höheren  hänslichen,  pädagogischen,  geistigen,  zu  industrielleo, 
künstlerischen,  wissenschaftlichen  Functionen  verwendet  werden 
sollen,  bildet  gewöhnlich  von  vornherein  schon,  factisch  nach  der 
Sitte  oder  selbst  rechtlich,  ein  Compromiss  zwischen  der  Auf- 
fassung des  Sclaven  als  Sache  und  als  Mensch  den  Anfang  der 
Entwicklung. 

Ferner  beginnen  die  Beziehungen  der  Unfreiheit  zur  Boden- 
bearbeitung, welche  im  Ganzen  doch  die  practisch  wichtigsten 
Fälle  jener  Institution  in  der  Geschichte  umfassen,  gar  nicht  immer 
mit  der  Bebauung  des  Herrenlaudes  mittelst  eigentlicher  Sclaven- 
arbeit.  Häufiger  wird  vielmehr  Herrenland  bei  unseren  europäischen 
Culturvölkern,  besonders  im  Mittelalter,  an  Unfreie  oder  an  unfrei 
werdende  Freie  mit  der  Verpflichtung  dieser  Personen  zu  Diensten 
auf  dem  Herrengute  und  zu  Abgaben  aus  dem  Ertrage  des  eigen 
bewirthsehafteten    Bodens    überlassen    (Colonen System).      Dabei 
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fehlt  die  reine  Behandlang  der  Unfreien  als  Sachen  und  als  ganz 
vermögensanfähige  Menschen  von  vornherein. 

Ob  die  YerpflichtQDg  zu  Arbeitsdiensten  oder  zu  (Nataral-)Abgaben  überwiegt, 
hingt  YesentlicL  von  der  Gestaltung  der  agrarischen  Betriebsrerhältnisso  mit  ab.  Die 
Enreiterong  des  selbstbewirthschafteten  (oder  als  Wirthschaftseinheit  verpachteten) 
Henengats  durch  Ein-  oder  Hinzuziehung  bisher  von  den  Bauern  für  sich  bewirth- 
schafteter  Ländereien  (,3ftiiemlegen'\  16.  — 18.  Jahrhundert  in  Nordostdeutschland 
und  sonst)  macht  Arbeitsdienstpflichten  nothwendiger,  daher  diese  unter  solchen  Um- 
stinden  eingeführt  oder  ausgedehnt  zu  werden  pflegen.  Aehnlich  zur  ersten  Rodung 
und  dann  regelmässiger  Bebauung  von  bisher  wflsten  oder  unbenutzten  Ländereien 
im  fraheren  Mittelalter  (Beunden).  Mit  den  älteren  Darstellungen  der  agrarischen 
Verhältnisse  (auch  noch  v.  Maurer,  Waitz)  sind  die  neueren  von  v.  Inama- 
Stern egg,  Lamprecht  (u.  A.  Art.  Geschichte  des  Grundbesitzes,  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften,  B.  4,  deutsches  Wirthschaftsleben  pasäim,  besonders  II,  667, 
S62,  091,  deutsche  Geschichte  II,  83—96,  III,  51—68)  zu  vergleichen;  fdr  die 
neuere  Zeit  seit  16.  Jahrhundert  Knapp,  a.  a.  0. 

Aber  für  die  ökonomische  Anffassnng  ist  es  nicht  der 
äussere  geschichtliche  Verlauf  und  nicht  einmal  die  Reihenfolge 
der  Phasen  der  Unfreiheit ,  welche  zunächst  zu  beachten  sind, 
sondern  das  innere  ökonomische  Princip,  welches  den 
einzelnen  Gestaltungen  zu  Grunde  liegt  und  jenen  Verlauf  doch 
auf  die  Dauer  beherrscht,  sowie  die  Wahl  einer  bestimmten  Form 
der  Unfreiheit  nach  den  gegebenen  ökonomischen  Bedingungen, 
namentlich  auch  nach  den  technischen  ProductionsbedUrfnissen 
herbeüTihrt. 

So  wird   z.  B.  nicht   oder   doch  jedenfalls   nicht   allein  aus  humanen  Rück- 
sichten,  sondern    wegen   des   bestimmton   Bedarfs   eines   umfassenderen 
Bodenanbaus  statt  der  reinen  Sclaverei  far  unterworfene  Landesbewohner  oder  für 
Ansiedler  auf  Herrengrund  die  mildere  Form  der  Gebundenheit  an   den  Boden  oder 
anch  nur  der  Pflicht  zu  Arbeiten   und  Abgaben  gleich  anfänglich  vorgezogen.     Die 
hier  nothwendigcn  Arbeiten   vielleicht  rohester,   einfachster  Art  können  ebensowenig 
als  höhere  und  feinere  in  der  Induätrie   und  in   den  liberalen  Berufen  durch  Furcht 
und  Strenge  dem  Unfreien    abgezwungen    werden,   schon  weil  sich  keine  genügend 
wirksame    Aufsicht   ausüben   l&sst^).    Deswegen  müssen  die  anderen  genannten 
Motive,  von  denen  die  Arbeitslu&t  abh&ngt,  herangezogen  werden.    Und  dies  nöthigt 
schon  anfangs  oder  später  zu  einer  anderen  Gestaltung  der  Unfreiheit,  als  sie  in  der 
Sclaverei  vorliegt.    Auch  dafür  sind  wieder  die  agrarischen  Verhältnisse  des  Mittel- 
titers,  die  Veränderungen  in  der  Einrichtung  der  Grossgrundherrschafton,  die  Aus- 
bildung des  Meiereisystems  Belege  (s.  v.  Inama-Sternegg,  Lamprecht,  a.  a.  0.). 

Wenn  in  der  Volkswirthschaftslehre  daher  ein  bestimmtes  Ent- 
wicklungsgesetz oder  —  wenn  man  diesen,  nach  den  früheren 
Erörterungen  (I,  §.  73,  87  ff.)  tibrigens  hier  zulässigen  Ausdruck 
vermeiden    will    —    eine    bestimmte  Entwicklungstendenz   in 


^  Ein  u.  A.  von  Cairnes  S.  39  besonders  betonter  Umstand,  dessentwegen  die 
Sdarenarbeit  so  beschränkt  anwendbar  sei.  Denn  die  Aufsichtskosten  würden  zu 
grott,  sobald  nicht  eine  grossere  Anzahl  Arbeiter  auf  engem  Baume  zusammen- 
arbeiten. Auch  die  altrOmischen  Verhältnisse  sind  hier  wieder  lehrreich.  Vgl. 
Weber,  passim,  S.  286  ff,  mit  der  Darstellung  nach  Cato,  Varro,  Columella^ 
iro  psychologische  Gesichtspuncte  auch  in  der  Auswahl  bestimmter  Kategorien  von 
Sclaven  for  bestimmte  Arten  agrarischer  Arbeit  hervortreten,  eb.  S.  23S. 
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den  Zuständen  der  Unfreiheit  —  in  der  Richtung  immer  weiterer 
Modification  des  eigentlichen  Wesens  der  Unfreiheit  —  nach- 
gewiesen wird,  so  darf  dies  nicht  so  verstanden  werden,  als  ob 
wir  in  der  Geschichte  der  Unfreiheit  auch  nur  bei  einem  be- 
stimmten Volke  jenen  Entwicklungsgang  im  Einzelnen  und  in  einer 
ganz  festen  historischen  Reihenfolge  genau  wiederfinden  mttssten. 
Das  wird  nicht  leicht  der  Fall  sein,  aber  es  ist  auch  hier  nicht 
das  Entscheidende,  d.  h.  nicht  das,  was  uns  allein  berechtigte, 
von  einer  solchen  Entwicklungstendenz  des  Verhältnisses  zu  sprechen. 
Dies  liegt  vielmehr  darin,  dass  wir  bei  einem  Volke,  in  welchem 
die  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  besteht,  unter  dem  hervortretenden 
concreten  Bedtirfniss  nach  bestimmten  Arten  von  Arbeit  —  bald 
der  landwirthschaftlichen  Arbeit  in  extensiverem  Grossgüterbetrieb, 
bald  in  intensiverem  Kleinbetrieb,  bald  industrieller,  bald  liberaler 
Berufsarbeit,  bald  häuslicher  Dienste  verschiedenster  Art  —  regel- 
mässig diejenige  Form  der  Unfreiheit  auf  die  Dauer  Geltung 
gewinnen  sehen,  welche  ökonomisch  hier  die  geeignetste  ist, 
weil  sie  neben  oder  statt  der  blossen  Furcht  mit  Erfolg 
andere  Motive  zur  Arbeit  in  den  Unfreien  wachruft.  Bei  aller 
Verschiedenheit  im  Einzelnen  findet  sich  denn  auch  eine  grosse 
Aehnlichkeit  in  den  typischen  GrundzUgen  der  Entwicklung  oder 
der  nach  dem  obwaltenden  ökonomischen  Bedtirfniss  geordneten 
Gestaltung  der  Unfreiheit  in  der  antiken  Welt^  besonders  bei  den 
Römern,  im  Mittelalter  bei  den  Germanen  und  Romanen,  and 
noch  bis  in  die  neueste  Zeit  bei  den  Slaven,  besonders  den  Gross- 
rnssen. 

Vgl.  die  Litteratur  in  den  Kachweisungen  des  §.  25.  Ein  genaueres  EingelieD 
aaf  die  geschichtlichen  Verhältnisse  der  Unfreiheit  zar  n&heren  DorchfOhrong  des 
Vergleichs  ist  hier  nicht  mOglich  und  nicht  nöthig.  Yomemlich  ist  auf  die  Agrar- 
geschichte  zu  verweisen.     FOr  einige  Hauptpuncte  s.  u.  §.  41. 

§.39  [212],  —  C.  Negersclaverei.  Fast  in  jeder  Hinsicht 
zeigt  nur  die  Negersclaverei  der  europäischen  Colonieen  in  der 
neuen  Welt  ein  andres,  ungünstigeres  Bild  und  wenig  Spuren  einer 
Entwicklung^).    Beides,  besonders  das  Letztere,  erklärt  sich  wohl 


^)  Gefehlt  hat  dieselbe  dennoch  nicht,  auch  u.  A.  in  Nordamerica  nicht,  wie 
denn  selbst  hier  ein  gewisser  Eigenthumserwerb  der  Negersclaven,  einige  freie  Zeit 
fUr  eigenes  Arbeiten,  sogar  die  unten  in  §.  41  unter  Nr.  4  erwähnten  Abfindongs- 
Verträge  zwischen  Herrn  und  Sclaven  vorkamen.  S.  Andree,  Nordamerica,  S.  456. 
Siehe  fUr  die  heutige  Negerfrage  in  den  Vereinigten  Staaten,  mit  vielen  fUr  die  hier 
behandelten  Puncto  bemerkenswerthen  Ausfuhrungen  F.  Batzol,  politische  und  wirth- 
schaftliche  Geographie  der  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerica.  2.  Aufl.  Mtmchen 
1893,  besonders  Kapitel  X,  S.  261,  291  if. 
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aus  dem  verhältnissmässig  kurzen  Bestand  der  Insti- 
tution und  aus  dem  tiefen  Racenunterschied  zwischen 
Herrschern  und  Beherrschten^). 

Nor  ausnahmsweise  war  ein  solcher  Unterschied  anderswo  vorhanden.  Gewöhn- 
lich stammten  auch  bei  den  Alten  selbst  die  Sclaven  zwar  ?on  anderen  ««barbarischen'^ 
aber  nicht  7on  so  weit  in  Coltor«  Sitte  und  Verwandtschaft  fernen  Völkern  ab,  be- 
sonden  was  die  Masse  der  Sclaven  betrifft^).  Die  sonstige  unfreie  Bevölicerang 
war  aber  vollends  theils  nur  die  untere  Classe  dos  eigenen  Volks  der  Herren,  theils 
die  unterworfene  Orbevöllcerung  des  Landes,  mit  welcher  der  einwandernde,  erobernde 
Uerrenstamm  allm&lig  zu  einem  neuen  Volke  verschmolz.  FUr  eine  solche  Ver- 
schmelzung zwischen  Weissen  als  den  Herren  und  den  Negern  fehlte  bisher  schon 
die  hinlängliche  Zeit,  selbst  abgesehen  von  der  schwierigen  Deberwindung  des  Raccn- 
üDteischieds  und  der  problematischen  Möglichkeit,  ein  neues  Mischvolk  aus  Weissen 
und  Negern  zu  bilden.  Die  wirklichen  oder  vermeintlichen  Einflüsse  des  Klimas 
laf  die  Arbeitsfähigkeit'),  die,  mit  Recht  oder  Unrecht,  jedenfalls  einmal  weit  ver- 
))reitete  Annahme  von  einem  tieferen  Stande  der  geistigen  Fähigkeiten 
der  Negerrace^)  hemmten  ebenfalls  eine  Modification  des  Negersclavenrechts.  Der 
selbst  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  genügend  unterdrückte  grossartige  Sclavenhandel 
eodlich  machte  es  möglich,  gerade  bei  Arbeitsarten,  bei  welchen  es  nur  auf  die  Ab- 
Pressung  eines  gewissen  Quantums  rohester  physischer  KrafUeistung  ankam,  wie  bei 
den  Massenproducten  des  Plantagengrossbetriebs,  nach  dem  Gesichtspancte  rein 
ökonomischer  Berechnung  die  Sclaven  sich  unmenschlich  einfach  „aufarbeiten''  zu 
lassen.  Wie  sehr  aber  auch  die  Negersciaverei,  wo  sio  in  Concurrcnz  mit  freier 
veiaser  Arbeit  trat  und  wo  es  allmälig  mehr  auf  Qualität  als  auf  die  blosse 
Quantität  der  Leistung  anzukommen  begann,  trotz  der  grausamsten  Strenge  ökonomisch 
ODZureichend  wurde,  dafür  liefert  die  schon  erwähnte  Zurückdrängung  der  Sclaverei 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  und  liefern  significante  Beispiele  selbst 
bei  Hauptproducteu  der  americanischen  Sclaven-Plantagenwirthschaft,  wie  der  Baum- 
woUe,  einen  überzeugenden  Belegt). 

§.  40  [213].  —  D.  Es  ist  mithin  Milderung  und  Um- 
gestaltung der  Unfreiheit,  ökonomisch  betrachtet, 
das  Mittel,  unfreie,  erzwungene  Arbeit  leistnngs-  und 

*)  Letzteres  hebt  auch  Tocqueville  besonders  hervor  (dcmocratie  II,  302).  Bei 
der  Sclaverei  der  Alten  hätte  es  sich  vornemlich  um  die  Veränderung  des  Gesetzes, 
bei  deijenigen  der  Modernen  um  die  Veränderung  der  Sitten  gehandelt,  um  die 
ScUvon  zu  erheben.  (Siehe  auch  Gairnes  S.  67  ff.)  Ausser  jenem  Moment  wird 
auch  Ton  ihm  das  Wachsthum  des  Handels,  wodurch  grössere  Nachfrage  nach 
rohen  Producten  der  Sclavenarbeit  hervorgerufen,  und  der  Sclavenhandel  als  er- 
schwerend für  die  Negersclavenfrage  erwähnt. 

*)  Tocqueville  a.a.O.  nimmt  wohl  zu  weitgehende  Bacengleichheit  zwischen 
Herren  und  Sclaven  im  Alterthum  an.  Vgl.  dagegen  die  Daten  über  die  Abstammung 
der  Sclaven  in  Griechenland  bei  Büchsenschütz  (S.  117  ff.)t  die  meisten 
griechischen  Sclaven  waren  Barbaren.  Aehnlich  in  Rom,  z.  B.  massenhaft  klein- 
asiatische Sclaven.  (Siehe  auch  Bücher,  S.  36  ff.,  Wiskemann,  S.  132  ff.. 
Weber,  S.  242  ff.) 

*)  Von  01ms ted  passim  vielfach,  Gairnes  p.  35,  Helper  impending  crisis 
29S  ff.,  Tocqueville  u.  v.  a.  m.  wurde  die  Unmöglichkeit  freier  weisser  Arbeit  in 
den  frttheren  nordamericanischen  Sclavenstaaten,  wegen  des  heissen  Klimas,  immer 
bestritten. 

^  Siehe  Th.  Waitz,  Anthrop.,  II,  229  ff.,  I,  368  ff.,  der  einen  specifischen 
Unterschied  der  Bacen  in  geistiger  Hinsicht  bestreitet.    Vgl.  auch  Ratzel  a.  a.  0. 

*)  S.  0.  die  Bemerkungen  und  Daten  in  §.  206 — 207.  besonders  01ms ted  und 
Gairnes.  Jetzt  nach  der  Aufhebung  der  Sclaverei,  wie  bemerkt,  Uebergang  des 
GroBspJantagenbetiiebs  mit  in  Parcellen-,  Pacht-  und  ähnliche  Verhältnisse  des  Betriebs 
bei  den  freien  Negern,  wo  auch  wieder  psychologische  Momente  mitspielen. 
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verwendungsfähiger  zn  machen.  In  der  rohesten  Sclaverei 
wird  nur  die  thierische  Seite  des  Sclaven,  seine  physische  Kraft 
und  seine  Fortpfianzungsfähigkeit,  in  Anspruch  genommen  ^).  Mehr 
und  mehr  muss  die  seelische  und  geistige  Seite  des  Sclaven  yom 
Herrn  ausgenutzt  werden:  mit  daher  dann  in  Sitte  und  Recht  die 
Umgestaltung  der  Unfreiheit,  um  dem  ökonomischen  Bedttrfniss  ge- 
mäss die  anderen  Motive,  welche  die  Leistung  anter  dem  Impulse 
der  Arbeitslust  bestimmen,  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Da- 
durch sollte  die  Leistung  eben  dem  veränderten  höheren  Wirth- 
schaftszweck  gemäss  in  ihrem  quantitativen  und  besonders  in  ihrem 
qualitativen  Nutzefiect  gesteigert  werden. 

Die  MitwirkuDjar  der  christlichen  Kirche  im  Mittelalter  zur  Milderang^  and 
Anfhebong  der  Unfreiheit  ist  freilich  nicht  ausser  Acht  zn  lassen.  (Vgl.  v.  Maurer, 
Frohnhöfe,  II,  SO.)  Aber  auch  ihr  Einflnss  wurde  dnrch  solche  Ökonomische  Momente 
nnterätutzt.  Wenn  man  ferner  bedenkt,  dass  die  Kirche  selbst  so  Fiele  Unfreie  besass 
nnd  auch  ihr  der  Verkauf  eigener  Leute  ohne  das  Gut,  also  die  Behandlang  ihrer 
Leute  als  Waare,  noch  besonders  verboten  werden  musste  (siehe  f.  Maarer,  Froha- 
höfe,  II,  89,  mit  dem  Citat  aus  einem  Edict  von  1031),  so  wird  man  jenen  Kinfluas 
der  Kirche  auch  nicht  Ubcischätzen.    (Siehe  auch  Waitz,  V,  2^6.) 

Es  ist,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde  (§.  34) ,  nicht  nur 
zur  ökonomischen  Würdigung  des  Systems  erzwungener  Arbeit, 
sondern  auch  zur  richtigen  Würdigung  der  verschiedenen  Lohn- 
systeme bei  der  freien  Arbeit  und  der  Angriffe,  welche  von 
socialistischer  Seite  z.  B.  das  Stücklohnsystem  und  die  industrielle 
Theilhaberschaft  erfahren  haben,  wichtig,  diesen  leitenden  öko- 
nomischen Gesicbtspunct  des  „rechnenden  Arbeitgebers"  zu  er- 
kennen. 

Er  lässt  sich  in  der  That  wie  der  rothe  Faden  durch  die  ganze  Reihe  der 
Arbeits-  und  Lohnsysteme  von  der  Sclaverei  bis  zur  Gewinnstbetheilung  des  Arbeiters 
verfolgen:  fortschreitend  werden  immer  mehr  und  geeignetere  Mittel  angewandt,  am 
anfangs  durch  Furcht  und  Strenge,  dann  durch  Anregung  des  Interesses,  des  £hr- 
und  des  Pflichtgefühls,  auch  der  Arbeitsfreude  des  Arbeiters  ein  Maximum  quanti- 
tativer und  qualitativer  Leistung  zu  erzielen.  Gewiss  liegt  dies  nicht  nur  im  Interesse 
des  Beschäftigers  der  Arbeit,  sondern  kommt  auch  der  Steigerung  and  YerbesBeroDg 
des  Productionsertrags  und  dadurch  der  Gcsammtheit  der  Bevölkerung  zu  Gute.  Mög- 
licher und  wahrscheinlicher  Weise  liegt  es  auch  im  Interesse  des  Arbeiters,  vom 
Sclaven  bis  zum  modernen  Fabrikarbeiter,  hinMchtlich  seines  Antheils  an  jenem 
Ertrage  und  seiner  socialen  Stellung  und  humanen  Behandlung.  Ob  und  wieweit 
aber  in  Wirklichkeit  der  Arbeiter  eine  ökonomische  und  sociale  Verbesserong  an 
und  für  sich  und  verglichen  mit  seinem  Be^chäftiger  auf  diese  Art  erlangt, 
das  hängt  jedenfalls  nicht  allein  von  dieser  seiner  quantitativ  und  qualitativ  ge- 
steigerten Leistung  ab.  wie  man  zu  voreilig  zu  behaupten  pflegt.  Unter  den  Neaerea 
hat  namentlich  wieder  K od bertus  in  seiner  Forderung,  dass  Einrichtungen  getroffen 

M  Siehe  Weber  S.  40,  mit  dem  Citat  aus  Columella,  der  empfiehlt,  die 
Sclaven  grundsätzlich  bis  zur  totalen  Erschöpfung  arbeiten  zn  lassen,  so  dass  sie  nar 
noch  an  den  Schlaf,  nicht  an  andere  Dinge  denken.  £b.  Begünstigung  der  Kinder- 
erzeugung, Prämien  für  Weiber  dabei,  zeitweilige  Arbeitbfreiheit,  selbst  Freilassang. 
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würden,  um  den  Arbeitslohn  mindestens  im  Verhältniss  des  gesteigerten 
Prodnctionsertngs  der  Yolltswirthschaft  mit  steigen  zu  lassen,  hier  am  Schärfsten 
den  schwachen  Punct  des  Systems  der  freien  Concurrenz  bezeichnet.  (^Siehe  Grund- 
legung I,  S.  740.) 

Wie  weit  in  einer  rein  socialistischen  Organisation  der  Prodnction  und  Ycr- 
theilong  die  die  Höhe  und  Gute  der  Arbeitsleistungen  bestimmende  Motivation  freilich 
zweckentsprechend  wirksam  gemacht  weiden  könnte,  bleibt  die  grosse  Frage.  Darüber 
ist  im  1.  Theil  ebenfalls  schon  gehandelt  worden,  —  mit  dem  Ergebniss,  dass  der 
blosse  Recnis  auf  Arbeitsfreude,  Ehr-  und  Pflichtgefühl  schwerlich  ausreichen, 
dfther  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vortheils  würde  in  Kraft  bleiben  oder  auf 
das  Motiv  der  Furcht  um  so  mehr  würde  zorUckgegrifien  werden  müssen  (siehe  I, 
S.   110,  §.  49 — 51  und  mehrfach  im  ganzen  Kap.  1  des  1.  Bachs). 

An  dieser  Stelle  ist  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Ent- 
wicklungsprocess  in  den  Verhältnissen  der  Unfrei- 
heit seine  auf  demselben  ökonomisch-psychologischen 
Princip  beruhende  Fortsetzung  in  den  Lohnsystemen 
der  freien  Arbeit  findet.  Diese  letzteren  und  die  Uufreiheits- 
zastände  können  sich  daher  in  manchen  Pnncten  gegenseitig  zur 
Erklärung  dienen. 

Es  ergiebt  sich  daraus  auch,  welches  hohe  practische  Interesse  für  die  wichtigste 
sociale  und  wirthschaftliche  Frage  der  Gegenwart  sich  noch  an  die  ökonomische 
Analyse  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  anknüpft.  Damit  rechtfertige  ich  auch  die 
von  A.  Held  bemängelte  eingehende  Behandlung  der  Unfreiheit  hier  in  der 
Grundlegung. 

III.  —  §.  41  [214].  Die  Phasen,  welche  die  Modifi- 
cationen  der  Unfreiheit  durchlaufen.  Davon  verdienen  fol- 
gende aus  dem  ökonomischen  Gesichtspunete  besondere  Beachtung. 

Vgl.  für  die  griechische  Sclaverci  besonders  Büchsen  schütz,  a.  a.  0., 
für  die  römische  Puchta.  Institutionen,  M.  Weber,  S.  238,  242,  271  und  passim 
sonst,  für  die  so  mannigfach  abgestuften  Unfreiheitsverhältnisse  im  germanischen 
Mittelalter  ?.  Maurer  und  G.  Waitz,  v.  Inama-Sterncgg,  Lamprecht,  für 
neuere  Zeiten  Knapp,  für  die  russische  Leibeigenschaft  Tschitscherin 
and  die  weiteren  oben  S.  47  ff.  genannten  Schriften,  für  africanischo  Yer- 
blltnisse  Post,  a.  a.  0.,  I,  88,  95  £,  106  ff.,  111,  mit  vielem  Detail,  freilich  aus 
Teiscbiedeneu  Stämmen,  so  dass  schwer  zu  bestimmen  ist,  wie  weit  gewisse  Grund- 
sätze aUgemeiner  gelten  oder  Singularität  sind.  Doch  zeigen  sich  überall,  in  Betreff 
der  Entstehung,  der  verschiedenen  Arten  und  Grade  der  Unfreiheit,  der  Rechte  und 
Pfichten  ?on  Herren  und  Unfreien,  in  den  Einzelheiten  betreffs  der  Rechtsfähigkeit, 
der  ehelichen  Verhältnisse  bemerkenswerthe  Aehnlichkeiten  zu  den  europäischen 
Verhältnissen  der  Unfreiheit  Wieder  ein  Beweis  far  die  Macht  des  „Allgemein- 
Menschlichen"  einem  Rechtsprincip  wie  der  Unfreiheit  gegenüber.  Es  ist  nicht  zu 
vergessen,  dass  es  sich  für  uns  bloss  um  die  Hervorhebung  der  typischen  Gestal- 
tungen handelt  während  sich  die  Verhältnisse  im  Einzelnen  natürlich  sehr  verschieden 
in  der  Geschichte  eines  concreten  Volks  heraus  und  weiter  bilden,  wohl  nirgends 
mannigfaltiger  als  im  Mittelalter,  besonders  bei  den  Germanen.  Im  Folgenden  daher 
nur  Beispiele  als  Beleg. 

1.  Eine  Milderung  der  Sclaverei  und  das  erste  Mittel,  zu 
welchem  man  statt  und  neben  der  Furcht  und  Strenge  greift ,  be- 
steht gewöhnlich  darin,  dass  Belohnungen  in  Aussicht  gestellt 
werden. 
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£s  ist  charactcristisch,  dass  schon  die  Alten  hier  namentlich  die  Hoffnung^  auf 
Freilassung  als  Mittel  empfehlen,  nm  bessere  Leistung  des  Unfreien  zu  erlangen, 
bei  römischen  Sciavinnen  selbst  betreffs  der  Zahl  der  Geburten  und  der  Auferziehung 
der  Kinder,  obgleich  selbst  ein  Aristoteles  sogar  eine  principiello  Rechtfertigung 
der  Sclaverei  ausgesprochen,  indem  er  sie  auf  einen  Naturunterechied  der  herrschen- 
den und  beherrschten  Menschen  zurückfahren  und  damit  tiefer  begründen  wollte. 
Aristoteles,  Polit.  I,  5.  Ganz  dieselben  Anschauungen  wieder  bei  den  nord- 
americanischen  Baumwolllords,  s.  Wiskemann,  Sclaverei,  S.  135  und  v.  Holst  passim. 

2.  Weitere  Milderungen  der  Sclaverei,  —  ebenso  viel 
Abweichungen  von  ihrer  inneren  Idee,  als  Zugeständnisse,  dass 
man  mit  der  Strenge  nicht  ausreicht,  sondern  andere  Motive 
wirksam  machen  muss,  —  bestehen  in  der  Anerkennung  gewisser 
persönlicher  Rechte^)  und  gewisser  Vermögensrechte-) 
des  Unfreien:    er  wird   also  nicht  mehr  rein  als  Sache  behandelt. 

So  wird  er  geschützt  gegen  seinen  Herrn,  dem  das  Hecht,  den  Unfreien  za 
tödten  oder  ihn  grausam  zu  behandeln,  genommen  oder  beschränkt  wird^).    Die  ehe* 


^)  So  bei  den  Solaren  in  Rom:  „sie  werden  erstens  als  Sachen  behandelt: 
insofern  stehen  sie  im  Eigenthum;  zweitens  als  Menschen:  insofern  sind  sie  zu- 
gleich der  Petes tas  unterworfen.''  (Puchta,  Instit,  UI,  145,  H,  434.)  —  Ueber 
die  Sclaven  in  Griechenland  und  ihre  Auffassung  als  Menschen  siehe  Sachsen- 
schütz  (S.  143).  —  Im  Mittelalter  wirkte  besonders  die  christliche  Religion  und 
Kirche  in  dieser  Hinsicht  gQnstig.  Die  alte  strenge  Knechtschaft  milderte  sich  und 
eine  Menge  neuer  Unfreiheitsformen  kam  auf,  bei  welchen  von  einem  völligen  Fehleo 
Fon  Persönlich keitsrechten  von  vornherein  keine  Rede  war.  Waitz  resumirt  fllr  die 
Periode  des  9. — 12.  Jahrhunderts  (V,  289):  es  hat  zunächst  unter  der  landbauenden 
Bevölkerung,  besonders  in  den  Besitzungen  der  geistlichen  Stifter,  eine  Aus- 
gleichung der  bestehenden  Rechtsunterschiede  stattgefunden,  im  Grossen  und  Ganzeu 
angeschen  in  der  Richtung,  dass  sich  ein  Zustand  milderer  Hörigkeit,  die  auf 
Zinspflicht  theils  der  Person,  theils  der  Guter  beruhte  und  mannigfache  Ab- 
stufungen hatte,  zwischen  die  alte  Freiheit  und  die  bäuerliche  Knechtschaft  einge- 
schoben, jene  grossentheils  beseitigt,  aber  auch  diese  in  nicht  geringem  Umfange 
absorbirt.  —  Die  älteren  Verhältnisse  der  eigentlichen  Knechte  (Cholopen)  in 
Russland  siehe  bei  Tschitscherin  (Staatswörterbuch,  VI,  394). 

-)  Von  besonderer  Bedeutung  ist  hier  die  Ausbildung  des  peculium  des 
Sclaven  bei  den  Römern  (siehe  z.  B.  Puchta,  Instit.,  III,  50,  145).  Das  pecnliom 
war  ein  dem  Sclaven  Ubergebenes  oder  ein  ihm  von  seinem  Erwerb  tlbcriassenes 
Vermögen,  welches  rechtl  ich  nicht  aus  dem  Vermögen  des  Herrn  ausgeschieden  war, 
daher  z.  B.  vom  Gläubiger  des  letzteren  als  Befriedigungsobject  in  Anspruch  genommen 
werden  konnte,  aber  doch  ,.wie  ein  besonderes  Vermögen  vom  Sclaven  besessen  and 
verwaltet  werden  sollte".  Ueber  das  peculium  des  Colonen  siehe  eb.  II,  458.  Auch 
in  Griechenland,  speciell  in  A  t  h  e  n  ist  jedenfalls  ein  besondres  Vermögen  von  Sclaven 
vorgekommen,  besonders  durch  eigenen  Erwerb,  wenn  es  auch  der  Herr  jederzeit 
entziehen  konnte.  (Buchsenschutz,  163.)  —  Am  Sclaven  oder  eigentlichen  Knecht 
hatte  der  Herr  auch  in  späterer  Zeit  in  Deutschland  noch  wahres  Eigentham 
(v.  Maurer,  Frohnhöfe,  II,  85;  Waitz,  V,  191)  und  war  förmlicher  Sclaven- 
handel  im  Schwünge  (eb.  192),  wo  denn  auch  von  einer  Vermögensßlhigkeit  im 
rechtlichen  Sinn  beim  Unfreien  nicht  zu  sprechen  ist.  Aber  die  meisten  Unfreien 
kamen  im  Mittelalter  in  eine  mildere  Form  der  Abhängigkeit,  hier  bestand  dann 
durchweg  eine  wenngleich  durch  die  Rechte  des  Herrn  mehr  oder  weniger,  schliess- 
lich oft  nur  noch  unwesentlich  beschränkte  Vermögensfähigkeit  des  Unfreien. 

^)  Das  Recht,  den  Unfreien  zu  zUchtigen,  besteht  wohl  allgemein  fUr  den 
Herrn,  wo  einmal  Unfreiheit  in  irgend  einer  Form  vorhanden.  Es  ist  im  Mittelalter 
ein  Kriterien  fUr  das  Vorhandensein  von  Unfreiheit  (Waitz,  V,  199).  Das  Recht, 
den  Unfreien  zu  tödten,    besteht   regelmässig   nur  bei  Sclaverei  und  auch  hier 
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liehe  Yerbindang  des  Unfreien  und  sein  Familienverband ^),  sowie  ein  Anrecht  auf 
die  Ton  ihm  erworbene  fahrende  Habe,  allmälig  auch  ein  Erbrecht^),  zunächst  ein 
Intestaterbrecht  fUr  seine  Familie,  dann  mitunter  selbst  ein  testamentarisches  Erb- 
recht °)  wird  anerkannt.  Verträge  über  Yermögensverhältnisse  und  Leistungen  zwischen 
dem  Unfreien  and  seinem  Herrn,  sogar  über  den  Losliauf  aus  der  Unfreiheit^), 
kommen  Tor.  Das  Erbrecht  des  Herrn  wird  immer  mehr  beschränkt,  um  nach  und 
nach  auf  eine  Formalität  zusammen  zu  schrumpfen'^). 

3.  Am  Bemerkenswerthesten  entwickelt  sich  wieder  das  Uofrei- 
heitsverhältniss  im  Zusammenhang  mit  dem  ländlichen  Grnnd- 
eigenthnm  und  seiner  Bearbeitung^). 

gewöhnlich  nur  in  früherer  Zeit.  Beseitigung  desselben  in  Athen  und  Schutz 
des  Sciafen  gegen  Misshandlungen  Fremder  und  bedingt  des  Herrn  (s.  Büchsen- 
schütz, 151  ff.,  158).  In  Rom  ähnliches  Vorgehen  unter  den  Kaisem.  (Puchta, 
U,  435,  I,  525  k.  Lex  Petronia  gegen  willkührlichen  Gebrauch  der  Sclaren  zum 
Thierkampf).  —  In  Bus sl and  auch  bei  den  alten  Knechten  das  Tödtungsrecht 
zweifelhaft  (Tschitscherin,  S.  894). 

^)  In  Griechenland  hing  die  Entscheidung  ganz  vom  Herrn  ab  (Büchsen- 
schütz,  164).  In  Rom  ebenso.  Die  Sclavenehe  heisst  contnbemium.  Ungeregelt 
blieb  freilich  Vieles;  mehr  eheartiges  festes  Verhältniss  beim  ViUicus,  nicht  bei  den 
ländlichen  Sclayen  (Weber  S.  239).  Staatssclaven  wahrscheinlich  mit  freien  Frauen 
in  Ehe  (Mommsen,  römisches  Staatsrecht,  I,  253).  Im  deutschen  Mittelalter 
Tielfach  ein  Recht  des  Herrn,  die  Ehe  zu  genehmigen,  beansprucht,  selbst  bei  den 
(freien)  Gensualisten ,  dafür  dann  die  Abgabe  ,,Beddemund''  (vadimonium)  (Waitz, 
V,  236  ff.).     Africanische  Verhältnisse,  Post,  I,  109. 

*)  Waitz  (S.  241),  hält  es  für  möglich,  dass  der  Herr  früher  ein  allgemeineres 
Erbrecht  auch  bei  Zinsleuten  besass,  das  später  beschränkt  wurde,  besonders  auf  die 
FiUe  der  Ehen  mit  Fremden. 

*)  In  Rom  ist  es  allerdings  eine  Singularität  geblieben,  dass  die  Staat s- 
sclaTen  über  die  Hälfte  ihres  Vermögens  durch  Testament  verfügen  konnten. 
iPachta,  U,  436,  Mommsen,  Staatsrecht,  I,  253).  Mommsen  meint,  dass  das 
jährliche  Verpflegnngsgeld ,  welches  den  Staatssciaven  (nebst  eigener  Wohnung  auf 
öffentlichem  Boden)  gewährt  ward,  sich  nicht  wesentlich  von  einer  Besoldung  unter- 
schied. Ueber  die  griechischen  Staatssciaven  Büchsenschütz  (S.  166),  nach 
wdchcm  in  Athen  ihre  äussere  Lage  wenig  von  der  der  Metökcn  verschieden  gc- 
▼esen  sei. 

^)  Man  kann  die  eigenthümliche  Lage    der   römischen    statuliberi   auch   für 
solche  Vcihältnisse  wohl  als  Beispiel  anführen  (Puchta,  II,  437).    Die  unten  unter 
Kr.  4  im  Text  erwähnten  Abfindungsverträge  gehören  auch  hierher.    Wie  weit  aller- 
dings von  einer  Geltendmachung   eines   solchen  Vortrags   vor  Gericht   und    demnach 
wie  weit  von  einem  eigentlichen  Recht  zu  sprechen  ist,   muss  nach  den  concreten 
Yeriilltnissen  des  Landes   und    der  Zeit  entschieden  werden.    Bei  der  Sclaverei  ist 
ein  solches  Recht  kaum  zu  constatiren.   —   Im  Mittelalter  finden  sich  vielfach 
genaue  Festsetzungen  der  Dienste  und  Abgaben,  deren  Verletzungen  Seitens  des 
Herrn  wenigstens  bei  gewissen  Classen  von  Abhängigen,  wie  den  (von  Waitz  aller- 
dings nicht  zu  den  eigentlichen  Unfreien  gerechneten)  Gensualisten.  auch  auf  gericht- 
lichem Wege  schon  früh  wieder  gut  gemacht  werden  konnten  (siehe  Waitz,  V,  257). 
Auch  in    Russland   Loskaufe   nicht   selten.     Ebenso   unter   den    africanischen 
Volkern  jährliche  Taxen  des  Unfreien  an  den  Herrn  und  Loskauf  rorkommend  (Post, 
1188,  111). 

*)  Eine  solche  ist  thatsächlich  öfters  das  Mortuarium  (Todfall)  geworden, 
deisen  Beziehung  zum  Erbrecht  des  Herrn  allerdings  auch  in  den  älteren  deut- 
schen Verhältnissen  vielfach  noch  unklar  ist.  Ein  Anspruch  auf  den  ganzen  Kach- 
lus,  dann  auf  grössere  Quoten,  schliesslich  auf  einzelne  Stücke  des  Nachlasses 
^eiot  mehrfach  die  Entwicklung  zu  sein.  (Vgl.  auch  Waitz.  V,  247,  über  den 
aof  der  Person  ruhenden  Todfall.  Zöpfl,  II,  169,  Besoler,  Privatrecht,  2.  Aufl., 
^.  777.) 

•)  Vgl  besonders  Waitz,  V,  261  ff.,  283  ff.  Rodbertus  über  den  Colonat, 
Vebcr,  a.  a.  0. 
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Das  ökonomische  Bedürfoiss  zei^t  sich  hier  besonders  deutlich  als  caosa  movens. 
Die  Sclaverei  geht,  etwa  wie  im  römischen  Colonat,  in  eine  Art  schollen  Pflichtiger 
Leibeigenschaft  oder  fester  Gatszngehörigkeit  aber^)  oder  die  Unfreiheit  nimmt  ron 
vornherein  nnd  endgültig  noch  mildere  Formen,  wie  in  der  neueren  nordostdeatschen 
Erbanterth&nigkeit,  an.  *)  Die  innigere  wirthschaftliche  und  rechtliche  Verbindang  mit 
dem  Grnndeigentbum  enthält  nur  scheinbar  eine  weitere  HerabdrUckong  der  Lage 
des  Unfreien,  der  hier  zum  Appendix  des  Bodens  wird.  In  Wahrheit  kommt  der 
Rechtssatz,  dass  die  Leute  nur  mit  dem  Boden  zusammen  ver&ussert,  ferpfllndet 
werden  können,  dem  Unfreien  selbst  in  socialer  und  ökonomischer  Hinsicht  zu  Gate. 
Seine  Leistungen  fUr  den  Herrn  hören  dann  allm&lig  auf^  unbeschränkt  zu  sein,  rein 
nach  der  WillkUhr  des  Herrn.  Sic  verwandeln  sich  in  nach  Menge  und  Art  bestimmt 
begrenzte  Arbeitsleistungen  auf  dem  Felde  des  Herrn  und  in  ebenso  begrenzte 
^Naturalabgaben  von  dem  Boden,  welchen  der  Unfreie  etwa  zur  Nutzniessung  aber- 
lassen erhalten  hat.  Audi  persönliche  Dienstleistungen  erlangen  ihre  Begrenzung. 
Der  Unfreie  erhält  ein  Becht  an  seiner  fahrenden  Habe,  die  er  selbst  erworben. 
Auch  ein  Erbrecht  daran,  anfangs  mit  weitgehenden  Beschränkungen  durch  vor- 
gehende Rechte  des  Herrn  an  der  Hinterlassenschaft,  bürgert  sich  für  die  Familie 
ein  und  dieses  Familienorbrecht  ?erdrängt  wieder  das  Herrenerbrecht  oder  beschränkt 
dessen  practische  Bedeutung  auf  ein  Minimum.  Wichtiger  noch  ist  es,  dass  das 
INutzniossungsrecht  des  Unfreien  an  dem  ihm  Uberlassenen  Boden  eine 
immer  festerere  Gestalt  annimmt.  Die  willkührliche  Ausweisung  seitens  des  Herrn 
fallt  fort  oder  wird  beschränkt  und  eine  Art  Erbpacht  entsteht  Beispiele: 
abhängiges  Land  der  Fiscaliuen.  zu  erblichem  Recht:  Hausbesitz  derselben  in 
den  Städten  zu  Erbzins  (Waitz,  Y,  211).  Unbebautes,  in  Cultur  zu  nehmendes 
Land  auf  Erbzins  gegeben  (eb.  274).  —  Beim  Tode  des  Unfreien  bleiben  dann  wohl 
noch  Rechte  des  Herrn  auf  das  Land  selbst  bestehen,  aber  dieselben  werden  durch 
immer  mehr  sich  vermindernde  Abgaben  ersetzt.  (Ueber  das  Mortuarium  als  auf  dem 
Land  liegende  Abgabe  siehe  Waitz,  277.)  Die  Ablösungsgesetzgcbung  unsror  Tage 
<3udlich  macht  den  ehemals  Unfreien  zum  Eigenthümer  und  beseitigt  in  den  Frohnden 
und  Naturalabgaben,  Mortuarien  u.  s.  w.  die  letzten  Reste  der  Unfreiheit,  und  zwar 
wiederum,  neben  anderen  und  höheren  socialpolitischen  und  sittlichen  Gründen,  auch 
mit  aus  dem  ökonomischen  Grunde,  um  möglichst  die  Boden production  zu  steigern 
und  deswegen  das  eigene  Interesse  des  Bebauers  anzuregen,  wie  sich  z.  B.  besonders 
in  der  Beseitigung  der  Zehntlasten  bei  und  wegen  intensiverer  Bewirthschaftong  zeigt, 
weil  der  Zehnte  als  Quotenabgabe  vom  Rohertrage  (nicht  bloss  als  Roltertragsabgabe, 
wie  manche  feste  andere  Grundabgaben)  gerade  bei  intensiverem  Betrieb  in  Ver- 
hältniss  zum  Reinertrage  progressiv  wächst. 

^)  Siehe  oben  S.  68,  besonders  Rodbertus  und  Puchta,  a.  a.  0.,  besondoB 
II,  458,  anderseits  aber  Heisterbegk.  Die  Colonen  sind  Menschen,  welche  mit  einem 
Grundstück  zum  Behuf  der  Cultur  desselben  untrennbar  verbunden  sind.  Sie  sind  in 
beschränkter  Weise  rechtsfähig,  aber  gewisscrmaassen  Sclaven  des  Grundstücks.  Das 
Verhältniss  zum  Gute  vermittelt  die  Unterwerfung  d<^  Colonen  unter  den  Herrn. 
Wenn  auch  in  einer  Hinsicht  Sclave,  steht  der  Colone  doch  zum  Herrn  in  andrer 
Hinsicht  auf  dem  freien  Fuss  eines  Verpflichteten  in  Beziehung  auf  den  jährlichen 
Kanon,  dessen  Höhe  vertragsmässig  oder  nach  Herkommen  festgesetzt  wird.  Wegen 
widerrechtlicher  Erhöhung  uiuss  der  Colone  gegen  den  Herrn  vom  Gericht  gehört 
werden.  —  Auch  Freie  konnten  in  Italien  durch  gerichtlich  bestätigten  Vertrag 
Colonen  werden.  Siehe  Weiteres  in  der  oben  genannten  Litteratur  über  Colonat, 
jetzt  auch  Weber,  a.  a.  0.  —  Ueber  die  Vieldeutigkeit  des  Ausdrucks  Colonus  im 
früheren  deutschen  Mittelalter  siehe  Waitz  (V,  200  ff.),  freie  und  unfreie  Colonen. 
—  Ueber  die  interessanten  russischen  Verhältnisse  siehe  Tschitscherin. 

^  Der  sprachliche  Ausdruck  giebt  auch  hier  nicht  immer  genau  an,  welches 
Rechtsverhältniss  vorliegt.  Der  amtliche  preussische  Ausdruck  „Leibeigenschaft*^ 
(Landrecht  und  sonst  im  18.  Jahrhundert),  selbst  in  ungünstigerer  Lage  der  Bauern 
{Pommern),  bedeutet  wesentlich  nur  (Erb)-Unterthänigkeit,  daher  mit  dem  Unterschied 
von  der  Sciaverei:  „l)  der  Erbunterthan  ist  nicht  als  Person  veräusserlich,  er  gehört 
zum  Gute  und  wechselt  nur  mit  dem  Gute  seiner  Herren;  2)  er  hat  Privatvermög^, 
auch  da,  wo  der  ihm  übertragene  Landbesitz  unerblich  ist"  (Knapp,  Handwörter- 
buch. U,  183). 
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4.  Zu  den  cbaracteristischsten  Fällen  der  Regelung  des  Verhält- 
nisses zwischen  dem  Herrn  und  dem  Unfreien,  mit  der  deutlich 
aasgesprochenen  Tendenz,  das  Motiv  des  wirtbschafUichen  Vor- 
theilSy  ähnlich  wie  beim  Freien,  im  Interesse  des  Herrn  beim 
Unfreien  wirksam  werden  zu  lassen,  gehören  die  },Abfindnngs- 
verträge",  —  wie  man  das  Verbältniss  wobl  bezeichnen  kann  — , 
durch  welche  dem  Unfreien  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  an 
den  Herrn  eine  fast  völlig  freie  Verfügung  über  seine  Leistungen 
eingeräumt,  er  also  zur  grösstmöglichen  Verwerthung  der  letzteren 
angespornt  wird.  Unter  Umständen  kann  sich  daraus,  ähnlich  wie 
bei  starken  Steuern,  die  Nothwendigkeit  einer  im  Vergleich  zur 
freien  Arbeit  selbst  gesteigerten  Leistung  des  Unfreien  ergeben. 

Fille  der  Art  sind  in  der  altgriechischen  Sclayerei,  wie  in  der  modernen  rassi- 
schen Leibeigenschaft  rorgekommen ,  hier  wie  dort  wohl  besonders  bei  Unfreien  in 
der  indatftrieilen  und  kaofm&nnischen  Arbeit.  Selbst  bei  der  Negersclarerei  findet 
sich  hier  and  da  Aehuliches.  In  Griechenland  civa<pOQa,  in  Rassland  Special- 
faU  des  Obrok.  Bei  den  BOmem  den  Sclaven  in  den  Städten  mitunter  auch  Ge- 
schiftsbetrieb  (Verkauf  von  Waaren)  aaf  eigene  Rechnung  gestattet  (Weber  S.  277). 
Bei  Negern  Andree  a.  a.  0.  Auch  in  mittelalterlichen  Verhältnissen  vorge- 
kommen, so  Ablösung  der  Dienste  gegen  Geld  bei  Liten  (Waitz,  V.  206),  in  der 
1.  Hüfte  des  11.  Jahrhunderts  im  Cambrai 'sehen  bei   Fi  sealinen  (ebenda  S.  213). 

Wieweit  alle  solche  Modificationen  der  Unfreiheit  ein  eigent- 
liches Recht  bilden,  ftir  das  eventuell  selbst  ein  gerichtlicher 
8chntz  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  das  lässt  sich  nicht 
allgemein  bestimmen^).  Hierin  weichen  die  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Völker  und  der  Zeitalter  wohl  untereinander  mehr  ab,  als 
in  der  materiellen  Seite  jener  Modificationen:  begreiflich,  weil  in 
letzterer  das  rein  menschliche  Moment  mehr  zur  Geltung  kommt. 
Für  die  ökonomische  Auffassung  ist  es  aber  auch  nicht  der  ent- 
scheidende Punct  in  Bezug  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses, 
ob  und  wie  weit  formelles  Recht  oder  mächtige  Sitte  die  Unfreiheit 
modificirt,  zumal  in  Zeitaltern,  wo  die  Sitte  maunigfach  ein  mäch- 
tigerer Factor  ist  als  das  Recht,  welches  sich  hier  doch  immer  nur 
schwer  geltend  machen  lässt  ^). 

IV.  —  §.42  [215].  Abschluss  der  Entwicklung.  Ihren 
formellen  Abschluss  findet  die  immer  tiefer  greifende  Modificatioii 
der  Unfreiheit  alsdann  durch  den  schliesslichen  völligen  Ueber- 
gang   zur  persönlichen  Freiheit,   den  die  Gesetzgebung 


*)  Selbst  der  Colone  hatte  in  Rom  ein  Klagrecht  nur  bei  widerrechtlicher 
ErhObong  der  Abgabe  und  bei  Verbrechen  des  Herrn.  In  Bussland  hatte  der  Leib- 
eigene bis  in  die  neueste  Zeit  kein  Kla^echt  ^egen  den  Herrn.  Tschitscherin,  S.  407. 

«)  S.  V.  Maurer,  Frohnhöfe,  H,  88  ff. 
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in  der  Emancipation  oder  allgemeinen  Anfhebnng  der  persön- 
lichen Unfreiheit  als  Rechtsinstitut  decretirt:  öfters  —  und  häufig 
in  ökonomischer;  mitunter  selbst  in  socialer  und  sittlicher  Hinsicht 
am  Besten  —  erst  dann,  wenn  die  ökonomischen  Voraussetzungen 
zweckmässiger  Verwendung  der  unfreien  Arbeit  verschwunden 
sind.  Das  Ergebniss  des  Processes  des  Unproductivwerdens  er- 
zwungener Arbeit  wird  im  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  anerkannt. 

Obsolet  werden  der  Leibeigenschaft  in  England,  Norwegen,  Dänemark, 
Niederlanden  siehe  oben  S.  51,  Note  1.  Gesetzliche  Aufhebang  der  Leibeigen- 
schaft und  der  verwandten  Verhältnisse  die  Regel.  Vielfacher  Zusammenhang  mit  den 
agrarischen  Verhältnissen,  Bauernbefreiung,  (irundentlastung,  Ablösungen,  siehe  daher 
namentlich  die  Agrarpolitik,  Buchenberger  I,  §,  22  ff.,  über  Preussen  Knapp 
a.  a.  0.,  über  die  einzelnen  deutschen  und  sonstigen  Länder  die  Artikel  Bauern- 
befreiung im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  B.  II.  Im  Allgemeinen  Sngen- 
heim  fUr  Weiteres.  Auch  Boscher  I,  §.73;  Dahn,  Artikel  Leibeigenschaft  im 
Staatswörterbuch,  VI,  387  li". —  Wichtigere  Gesetze:  In  Preussen  ältere  Ver- 
ordnungen Friedrich  Wilhelm 's  I.  und  Friedrich^s  des  Grossen,  dann  AUgomeines  Land- 
recht. Th.  II,  Tit.  7,  §.  148  (Aufhebung  der  Leibeigenschaft  ,4Üs  eine  Art  der  per- 
sönlichen Scla?erei");  Edict  7om  9.  October  1807,  den  erleichterten  Besitz  und  freien 
Gebrauch  des  Grundeigen thums  sowie  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Landbewohner 
betreffend,  besonders  §.10,  11;  Edict  ?om  28.  October  1807,  die  Aufhebung  der 
Erbunterthänigkeit  der  sämmtlichen  preussischen  Domänen  betreffend.  Nähere  Be- 
stimmung fUr  Schlesien  vom  8.  April  1809.  Deber  die  damalige  Kegulirung  der 
^utsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  (Verordnungen  für  die  yerschiedenen  preussischen 
Provinzen  von  1808,  1809,  1810.  Rcgulirungsedict  vom  14.  September  1811  und 
Declaration  dazu  vom  29.  Mai  1816)  siehe  besonders  Knapp  a.  a.  0.  Aufbebnng 
der  Erbunterthänigkeit  im  Cottbuser  Kreis,  Lausitz,  ehemaligen  sächsischen  Landen  vom 

18.  Januar  1819.  Bestimmungen  fUr  Theile  des  ehemaligen  Königreichs  Westfiüen, 
vom  25.  April  1825.  Im  K.  Westfalen  V.  vom  23.  Januar  1808;  Baiern  Edict 
vom  31.  August  1808;  Württemberg,  Verfassungs  -  Urkunde  von  1819.  §.  25; 
Baden,  Gesetz  vom  23.  Juni  1783,  V.-O.  von  1820;  Grossherzogth.  Hessen,  Gesetz 
vom  31.  August  1808;  Mecklenburg  22.  Februar  1820;  Chur-Hessen  5.  Januar 
1831;  Königreich  Sachsen  17.  März  1832;  Königreich  Hannover  10.  November 
1831.  —  Oesterreich,  Patent  vom  1.  November  1782  für  Böhmen  und  Mähren, 
vom  20.  December  1782  für  ganz  Deutsch-Oesterreich.  —  Frankreich,  unentgelt- 
liche Aufbebung  aller  bestehenden  Abhängigkeitsverhältnisse,  Dienste  und  Abgaben 
in  der  Revolution,  1789,  1791,  1793.  —  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Bnss- 
land  durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1861,  ausgeführt  von  1863  an,  betrifft  ciica 
20  Millionen  Köpfe.  —  Aufhebung  der  Neger-Sclaverei  in  den  britischen 
Colonien  1833  gegen  20  Millionen  Pfund  Sterling  Entschädigung.  —  Aufhebung 
der  Sclaverei  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  durch  Gesetz  rem 

16.  August' 1861  (Aufhebung  der  Sclaverei  bei  den  Kebellen  in  beschränkter  Weise), 

19.  Juni  1862  (Aufbebung  der  Sclaverei  in  allen  Territorien  der  Vereinigten  Staaten), 

17.  Juli  1862  (Befreiung  der  confiscirten  Sclaven),  Proclamation  vom  22.  September 
1862  (Freierklärung  aller  Sclaven  in  den  Bebellenstaaten  vom  1.  Januar  1863  au), 
2S.  Juni  1863  (AnnuUirang  der  SclavenflUchtlingsgesetze   vom  12.  Februar  1793  und 

18.  September  1850).  Vgl.  für  das  Nähere  Gödel,  Sclaverei  und  Emancipation  in 
den  Vereinigten  Staaten,  Zürich  1866,  besonders  S.  S6.  Neuere  Aufhebung  der 
Sclaverei  in  Brasilien  kurz  vor  dem  Zusammensturz  des  Kaiserthrones. 

Solange  Sclaverei,  Leibeigenschaft  and  Frohnarbeit  als  In- 
stitute des  positiven  Rechts  bestehen,  pflegen  folgende  Regeln 
zu  gelten: 

1.  Die  Herren  können  dafür  den  Rechtsschutz  des  Staats, 
daher  die  gerichtliche  Hilfe  in  Ansprach  nehmen. 
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Der  fluchtige  Colone  war  im  rO  mischen  Hecht  dem  servus  fagitivus  gleich- 
gestellt (Pachta,  II ,  458.)  —  Besondere  Conüicte  in  Betreff  der  flüchtigen  Scla?en 
and  der  YorschubleistUDg  bei  der  Flocht  in  Nordamerica  zwischen  den  freien  und 
den  Sclavenstaaten.  Siehe  die  genannten  Gesetze  und  Vielerlei  darüber  bei 
Ton  Holst  a.  a.  0. 

2.  Eine  zwangsweise  gesetzliche  Aufhebnog  dieser 
Institute,  nicht  bloss  eine  vertragsmässige,  oder  die  Anwendung  des 
sogen.  Enteignnngsrechts  ist,  weil  es  sich  eben  um  Eigen- 
thnm  an  Menschen  oder,  wie  bei  Frohnden,  um  erbliche  Zwangs- 
arbeitsleistnngen  handelt,  principiell  noch  unbedingter  als  in  allen 
anderen  Fällen  von  Eigenthum  in  kritischen  Zeiten  begreiflich  für 
zulässig  angesehen  worden. 

3.  Ob  dabei  eine  Entschädigung  und  in  welcher  Art  und 
Höbe  der  Herren  stattfinde,  ist  theils  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen der  Enteignung  entschieden  worden,  theils  nach  dem  Um- 
stände, ob  Überhaupt  practisch  die  Rechte  des  Herrn  zur  Zeit  noch 
einen  ökonomischen  Werth  besitzen.  Fehlt  letzterer,  so  konnte 
schon  wegen  der  Unmöglichkeit,  die  Entschädigungssumme  zu 
snbstanziiren,  von  keinem  solchen  Anspruch  die  Rede  sein.  Selbst- 
verständlich werden  aber  und  wurden  auch  gerade  solche  Fragen 
nicht  immer  nach  den  Grundsätzen  des  formellen  Rechts  ent- 
schieden. In  ruhigen  Zeiten  äussern  Opportunitätsrücksichten,  Ge- 
sicbtspnncte  der  Billigkeit,  der  Schonung  der  Interessen  der  bis- 
herigen Berechtigten,  in  bewegten  Zeiten  äussern  Machtfactoren 
ihren  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Entscheidung  über  die  Ent- 
schädigung. 

Beispiele:  Die  prenssische  AusfUhrungs- Verordnung  betrefieud  die  Auf- 
hebnog der  persönlichen  Erbunterthänigkeit  in  Schlesien  vom  8.  April  1809,  be- 
sonders §.7  (einfache  Aufhebung  der  hier  aufgezählten  Rechte).  Ferner  das  preus- 
sische  AblOsnngsgesetz  yom  2.  März  1850,  besonders  §.  2  und  3  über  die  Berech- 
tigungen, welche  ohne  Entschädigung  aufgehoben  werden.  Siehe  im  Ucbrigen  die 
Gesetze  nnd  Litteratnr  tlber  die  Regelung  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen 
Verhältnisse  und  das  AblOsungswesen  auch  grade  für  diesen  Panct. 


A.  Wafoer,  OraBaieffnng.  8.  Aufl.  2.  Theil.   Volkswirthschaft  a.  Recht.  (> 
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Drittes  Kapitel. 

Die   persönliche  Freiheit. 

Erster  Hauptabschnitt 
Die  persönliche  Freiheit  im  Allgemeinen. 

§.43  [S.  407—410].  Vorbemerkungen  und  Litteratar.  Siehe  oben 
Vorbemerkungen  §.  1  ff.  und  Litteraturnachweis  zu  Kapitel  2 ,  §.  25.  Die  Lehre  7on 
der  personlichen  Freiheit  nach  ihrer  volkswirthschaftlichen  Seite  ist  frilher  in 
der  Politischen  Oekonomie  fast  gar  nicht  oder  höchstens  in  Betreff  einiger  einzeber 
Puncto  ganz  flüchtig  behandelt  worden.  £s  ist  nothwendig,  diesen  Mangel  zu  er- 
gänzen. Wenngleich  die  spcciellere  Erörterung  der  Fragen  des  Personenstandfl  und 
der  BevOlkerungsordnung  in  die  Innere  Verwaltungslehre  gehOrt,  so  ist  doch  eine 
Behandlung  dieser  Fragen  gerade  in  dem  grundlegenden  Theile  der  Politischen  Oeko- 
nomie sachlich  geboten  und  mit  Unrecht  bisher  meist  unterblieben.  Denn  dieses 
,,Recht  der  Bevölkerung*'  bildet,  ebenso  wie  das  Eigenthumsrecht,  die  Grundliige  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung.  Es  darf  nicht  länger,  so  wenig  als  das  Eigen- 
thumsrecht,  einfach  als  Thatsache  hingenommen,  sondern  muss,  gleich  diesem,  hin- 
sichtlich seiner  volkswirthschaftlichen  Wirkungen,  daher  auch  mit  nach  socialOkono- 
mischen  Gcsichtspuncten  kritisch  geprüft  werden.  Für  die  Verwaltungslehre,  bez.  das 
Verwaltungsrecht  sind  die  Ergebnisse  einer  solchen  Kritik  ebenso  wichtig,  wie  für  das 
Privatrecht  die  nationalOkonomische  Kritik  des  Eigenthums. 

Insbesondere  mtlssen  die  wichtigen  Conscquenzen ,  welche  aus  der  persönlichen 
Freiheit  im  Verfassongs-  und  Verwaltungsrechte  (nur  zum  Theil  auch  in  der  Rechts- 
philosophie) für  die  wirthschaftliche  Freiheit  abgeleitet  werden,  einer  nationaldkono- 
mischen  Prüfung  unterzogen  werden.  Man  darf  auch  hier  nicht  einfach  nach  der 
logischen  Consequenz  des  abstracten  Princips  vorgehen,  wie  es  die  rein  indiridaa- 
listische  Rechts-  und  Staatslehre  thut  Die  Nationalökonomie  kann  aber  auch  nicht 
die  personliche  Freiheit  mit  allen  ihren  wirklich  oder  vermeintlich  nothwendigen 
wirthschaftlichen  Consequenzen  einfach  als  Thatsachen  hinnehmen,  mit  denen  sie 
rechnen  muss,  über  die  sie  aber  nicht  weiter  discutircn  darf.  Gerade  auf  dem  rolks- 
wirthschaftlichen  Gebiete  zeigen  sich  erst  die  Bedenklichkeiten  der  in  der  Theorie 
der  personlichen  Freiheit  unterlaufenden  Fictionen ,  z.  B.  hinsichtlich  der  „Freiheit^ 
und  „Gleichheit'*  der  Parteien  in  der  Vertragsschliessung,  sowie  die  Gefkhren  der 
individualistischen  Gestaltung  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  für  den  Yeikehr 
und  für  das  ganze  gesellschaftliche  Leben  der  Bevölkerung,  z.B.  in  den  Folgen  der 
radicalen  Freizügigkeitsgesetzgebung.  Oefters  ist  es  erst  der  Zasammenhang 
zwischen  Rechten  der  persönlichen  Freiheit  und  der  Rechtsordnung 
der  Güterproduction,  z.B.  zwischen  der  Freizügigkeit,  dem  Einwandomngsrecht 
einer-,  und  der  Gcwerbofreiheit,  dem  Freihandel,  der  „Freiheit  der  Spoculation^  an.- 
dererseits,  welcher  die  wahre  Bedeutung  eines  jeden  einzelnen  solchen  Rechts  offenbart 
Deshalb  muss  die  Nationalökonomie  verlangen,  dass  ihre  Kritik  und  ihre  Postnlate 
vom  Rechte  thunlichst  beachtet  werden,  soweit  nicht  andere  schwerer  wiegende  Bdck- 
sichten  entscheiden.  Wenn  die  frühere  Nationalökonomie  z.  B.  Fragen  wie  di^enige 
der  Gewerbeverfassung  oder,  in  der  modernen  einseitigen  Formulirung  gesprochen, 
der  (iewerbefreiheit  unter  stillschweigender  selbstverständlicher  Voraussetzung  der  Frei- 
zügigkeit behandelt  hat,  wie  auch  Rau,  so  hat  dazu  freilich  wohl  die  irrige  Be- 
schränkung der  Disciplin  auf  die  Untersuchungen  des  Sachgüterwesens  mit  bei- 
getragen. (^Siehe  I,  §.  120,  121).  Um  so  mehr  muss  vom  jetzigen  Standpuncte  unserer 
Wissenschaft  aus  eine  Prüfung  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  erfolgen.  Meine 
Auffassung  dieser  Fragren  habe  ich  in  dem  Nachtrag  zu  meinem  Referat  über  Actien- 
gesellschaftswesen  in  Uildebrand's  Jahrbuch.,  XXI,  320—340  (1873)  ausgeführt. 

Sehr  wenig  Ausbeute  giebt  für  diese  Prüfung  die  Litteratur  der  Rechtsphilo- 
sophie,  noch  weniger  als  für  die  Kritik  des  Eigenthums.    Die  abstract-individaa- 
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listische  Bechtsphilosophie,  also  insbesondere  Kant 's  und  seiner  Schule,  hat  sich 
roUends  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  des  Indifiduums 
meistens  darauf  beschränkt,  aus  der  in  abstracter  Absolutheit  gefassten  Freiheit  einfach 
die  logischen  Conseqnenzen  zu  ziehen,  im  Wesentlichen  unbekümmert  um  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Beschränkung  dieser  Freiheit  nach  Gemeinschaftsintercssen.  Wenn 
überhaupt  einer,  so  ist  7on  den  Gemeinschaftskreisen  noch  am  Ersten  die  Familie 
mit  ihren  Anforderungen  den  Postulaten  der  Freiheit  des  Individuums  gegenüber  ge- 
stellt worden;  die  übrigen  Gemeinschaftskreise  wenig  oder  gar  nicht.  Gerade  sie  kommen 
aber  für  die  yolkswirthschaftliche  Auffassung  besonders  in  Betracht:  Gemeinde,  Landes- 
theil  Clüdnstriegegend,  agrarische  Gegend),  Staat.  Wo  der  „Maxime  der  Coexistenz'*  mehr 
Rechnung  getragen  wird,  geschieht  es  doch  nicht  hinsichtlich  der  Folkswirthschaft- 
lichen  und  der  davon  bedingten  socialen  Wirkung  der  Rechte  der  persönlichen  Freiheit. 

Die  organische  Rechtsphilosophie  geht  zwar  nicht  ebenso  abstract  vor,  aber, 
sei  es  auch  wegen  mangelnder  Erkenntniss  der  volkswirthschaftlichen  und  socialen 
Tng:weit6  der  bezüglichen  einzelnen  Rechte,  sie  berührt  dieselben  kaum  weiter.  Auch 
hier  zeigt  sich  wiäer,  dass  die  Rechtsphilosophie  mindestens  in  demselben  Maasse 
der  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie,  als  umgekehrt  diese  mit  jener  bedarf.  Es 
sind  daher  andere  Seiten  der  Freiheit  und  andere  Consequenzen  der  letzteren,  als 
die  hier  in  Betracht  zu  ziehenden,  mit  denen  sich  auch  die  organische  Rechts- 
philosophie beschäftigt  (Freiheit  der  Geistesthätigkeit,  Unterrichtsfreiheit,  gewisse  poli- 
cische Freiheitsrechte  u.  s.  w.).  Vgl.  Trendelenburg,  Natnrrccbt,  §.  89,  und  selbst 
Ahrens,  Katurrecht,  H,  §.  56  CT.,  §.  92  IT.,  wenn  auch  hier  das  Recht  des  frei- 
geselligen  Verkehrs,  der  freien  Yertragsschliessung ,  der  Berufswahl  (S.  71,  65)  und 
die  Kochwendigkeit  eines  „wirthschaftlichen  Arbeitsrechts'*  erwähnt  wird,  „welches 
in  vieler  Hinsicht  erst  noch  besser  und  vollständiger  zu  entwickeln  sei''  (S.  68).  Auch 
Ahrens,  Artikel  Freiheit  und  Freiheitsrechte,  I,  Staatswörterbuch  III,  730,  Röder, 
Natorrecht  II,  85  ff.  Auch  Stahl  giebt  in  seinen  Erörterungen  über  das  Recht  der 
Person  (Philosophie  des  Rechts,  II,  1,  3.  Aufl.,  S.  312  tf.)  kaum  mehr  als  hier  und  da 
eine  Bemerkung  über  die  wirthschaftlichen  Freiheitsrechte  (z.  B.  S.  320).  Den  prin- 
cipiellen  Mangel  der  Kant 'sehen  Rechtslehre  hat  Ahrens  in  der  Kürze  gut  dar- 
gelegt im  Artikel  Kant  im  Staatswörterbuch,  V,  473  ff.,  womit  zu  vergleichen 
desselben  Schriftstellers  Gharacteristik  der  Krause' sehen  Rechtslehre,  ebenda  VI,  46. 
Das  hier  Gesagte  lässt  sich  auf  die  Lehre  von  der  richtigen  wirthschaftlichen  Freiheit 
and  von  der  Eigenthomsordnung  sehr  gut  anwenden.  Auch  in  neuesten  Werken  über 
Rechtsphilosophie  ist  die  sociale  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  und  der  daraus 
abzaleitenden  Rechte  noch  wenig  zu  finden,  wenn  auch  der  einseitig  individualistische 
Doctiinaiismus ,  mit  dem  die  Früheren  solche  Fragen  behandelten,  einer  etwas  mehr 
historischen  Auffassung  weicht  Das  gilt  sogar  von  einem  so  ausgesprochenen  Indi- 
ridnalisten  wie  Las  so  n  (Rechtsphilosophie,  Berlin  1882,  §.  49).  Dagegen  ist  der 
sociale  Gesichtspunct  auch  in  solchen  Fragen  z.  B.  von  Paulsen  in  der  ansprechenden 
BMassrolien  Weise  dieses  Autors  vertreten  (siehe  z  B.  Ethik,  3.  Aufl.  1894,  II,  254  ff. 
über  die  Eheschliessungsfreiheit).  Wesentlich  individualistisch  stehen  Männer  wie 
J.  St  Mill  und  U.  Spencer,  von  denen  indessen  doch  selbst  jener,  hier  deutlich 
unter  dem  Einfluss  seines  Malthus'schen  Standpuncts  in  der  Berölkerungsfrage,  Be- 
schränkungen in  der  Ehefreiheit  durch  den  Staat  nicht  unbedingt  verwirft  (on 
liberty,  eh.  6). 

Die  Werke  über  positives  Staatsrecht  (Verfassungs-  und  Verwaltnngsrecbt^ 
und  Aber  Bechtsgeschichte  (deutsche)  betrachten  gewöhnlich  die  unten  in  §.47 
dargelegten  wirthschaftlich  wichtigen  Consequenzen  diesem  Princips  der  persönlichen 
Freiheit  ohne  Weiteres  als  nothwendige  Consequenzen  dieses  Princips,  und  demgemäss 
eine  Beschränkung  der  einzelnen  Freiheitsrechte  als  diesem  Princip  zuwidere  Be- 
schränkungen der  Freiheit,  ohne  sich  ihrem  Standpuncte  gemäss,  weil  sie  de  lege 
lata  und  nicht  de  lege  ferenda  handeln,  weiter  auf  das  Für  und  Wider  solcher  Be- 
schränkungen einzulassen.  Es  ist  für  die  Gesammtauffassung  dann  nur  bezeichnend, 
welche  einzelne  Conseqnenzen  die  Autoren  aus  dem  Princip  ziehen  und  wie  sie  sie 
formuliren,  da  das  positive  Recht,  z.  B.  die  Verfassungsurkunden,  hier  doch  der  Auf- 
fassang meist  einen  freien  Spielraum  lässt  Vgl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht, 
2. Ao&ge,  §.89,  besonders  I,  243,  namentlich  v.  Rönne,  prcussisches  Staatsrecht. 
3.  Auflage,  I,  2,  §.90 — 92,  S.  48  ff.,  „von  den  einzelnen  aus  der  (vcrfassungsmässij: 
gewährten)  Freiheit  der  Person   entspringenden  Rechten'',   als   welche  hier  aus  dem 
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Priocip  Freizügigkeit  and  freie  Wahl  des  Aufenthaltsorts,  Aaswanderungsrecht  und 
freie  Wahl  von  Beraf  and  Gewerbe  abgeleitet  werden.  Wesentlich  ebenso  derselbe 
Verfasser  in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Beichs,  2.  Auflage,  1876,  I,  HO. 
Vgl.  auch  die  positiven  Bestimmungen  der  Verfassungsarkunden  Über  diese  Frei- 
heitsrechte, u.  A.  in  den  genannten  Werken,  nebst  den  bezüglichen  Ansfühmogs- 
gesetzen,  angeführt.  —  Siehe  ferner  v.  Holtzendorff  in  dessen  Encyclopidie  der 
Rechtswissenschaft,  Abhandlung  das  Verfassungsrecht,  1.  Auflage,  I,  664.  Laban d, 
(Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  1.  Auflage,  I,  Tübingen  1S76)  hat  auch  hier  eine 
von  V.  Rönne  abweichende  Auffassung  und  Behandlung  (vgl.  I,  §.  15).  Ihm  sind  die 
individuellen  Freiheitsrechte  keine  Rechte  im  subjectivcn  Sinne,  sondern  Rechtss&tze 
des  objectiven  Rechts  und  damit  Schranken  für  die  Staatsgewalt  (ähnlich  v.  Gerber, 
Seydel  u.  A.).  Doch  ist  diese  Auffassung  nicht  allgemein  vertreten.  Siehe  hierttber 
Georg  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht  (1.  Auflage,  Leipzig  1S85),  S.  643.  Er  unter- 
scheidet vier  Arten  „individueller  Freiheitsrechte",  darunter  ah  Nummer  2  „die  Frei- 
heit der  persönlichen  und  wirthschaftlichcn  Bewegung*'  und  zwar  Freizügigkeit  im 
Sinn  von  Auswanderungsfreiheit,  desgleichen  im  Sinn  der  freien  Niederlassong, 
Ge Werbefreiheit,  Verehelichungsfreiheit.  Näheres  derselbe  Verfasser  in  seinem 
Verwaltungsrecht  (Leipzig  18S4),  2  Bände.  Löning,  Deutsches  Vcrwaltungsrecht 
(Leipzig  1884),  §.  58  (dem  Staate  principiell  die  Berechtigung  zugeschrieben,  durch 
gesetzliche  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  auf  die  Bewegung  der  BevOlkernsg 
einzuwirken,  soweit  der  Einfluss  dieser  Bewegung  auf  das  gesellschaftliche  und  staat- 
liche Leben  schädlich  und  gefährlich  ist.  Die  Gesetzgebung  habe  vielfach  geschwankt 
und  sei  erst  neuerdings  zu  einem  Abschluss  gelangt.)  Material  und  Darstellang  des 
Rechts,  selten  mit  principiellen  Erörterungen,  regelmässig  in  den  Werken  über  Staats- 
und Verwaltungsrecht.  Siehe  auch  die  bezüglichen  Aufsätze  unter  den  Schlagwörtern 
in  dem  Staatslezikon ,  StaatswOrterbuch ,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
und  in  V.  StengeTs  Wörterbuch  des  Vcrwaltungsrechts,  zugleich  für  weitere  Litterator. 

Mehr  als  in  der  eben  genannten  Litteratur  ist  eine  kritische  Prüfung  der  einzelnen 
wirthschaftlich  wichtigen  Freiheitsrechte  des  Individuums  in  den  Weri^en  über  all- 
gemeine Staatslehre  und  (theoretische)  Politik  zu  erwarten.  Allein  eine  der- 
artige Prüfung  allgemeinerer  Art,  wo  die  einzelnen  Rechte  sämmtlich  näher  und  im 
organischen  Zusammenhange  betrachtet  werden,  fehlt  bisher  meistens  noch.  Die  Er- 
klärung liegt  wohl  in  zwei  Umständen,  einmal  in  der  auch  hier  noch  zu  ausschliesslich 
vorwaltenden  Behandlung  solcher  Fragen  aus  dem  Freiheitsstandpuncte  des  Indifidonms, 
statt  gleichzeitig  aus  dem  Standpuncte  der  Interessen  und  Postulate  der  Gemeinschaft : 
sodann  in  der  vorherrschend  deductiven  Behandlungsweise  aller  solcher  Fragen,  statt 
der  inductiven,  welche  mindestens  ergänzend  und  modificirend  daneben  hergehen  mvss. 
Die  Entschuldigung  für  dieses  einseitige  Verfahren  z.  B.  bei  der  Behandlung  so  schwer 
wiegender  Fragen,  wie  der  Freizügigkeit,  liegt  freilich  gegenwärtig  noch  nahe:  die 
möglichst  freiheitliche  Fassung  der  bezüglichen  Rechte  ist  meist  noch  jang  und  die 
Wirkungen  lassen  sich  noch  nicht  immer  an  genügendem  statistischen  Material  und 
an  sonstigen  Thatsachcn  prüfen.  Doch  verschwindet  letzterer  Mangel  täglich  mehr, 
besonders  durch  die  Ausbildung  der  Ortschafts  -  Bevölkerungsstatistik.  Die  bisherige 
Behandlung  solcher  Puncto  genügt  daher  noch  nicht,  z.  B.  bei  v.  Holtzendorff, 
Politik,  besonders  9.  Kapitel,  passim,  besonders  S.  262  (neben  sehr  richtigen  Be- 
merkungen über  die  Wirthschaftspolitik  S.  259),  R.  v.  Mohl,  Politik  11,  567  ff.  (zu  ein- 
seitig für  die  freie  Bewegung,  trotz  des  sonst  meist  in  solchen  Fällen  so  richtigen 
Standpuncts  des  Verfassers  und  trotz  der  richtigen  Bemerkungen  S.  568).  Escher, 
Politik  II,  §.7  ff.  Am  Richtigsten  noch  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht, 
2.  Auflage,  II,  476  ff.,  489,  wo  z.  B.  das  Recht  der  freien  Niederlassung  nicht  ate 
individuelles  Freiheitsrecht  aufgefasst  wird,  weil  die  Gemeinschaft  bei  der  Regelung 
der  Frage  betheiligt  sei,  weshalb  sie  das  Recht  haben  müsse,  bei  der  Feststellung  der 
Bedingungen  ihr  Interesse  zu  fragen. 

In  einzelnen  Thcilen  der  Politik,  besonders  in  der  Bevölkerungs- 
politik,  z.  B.  hinsichtlich  des  Eheschliessungsrechts  und  in  der  Politik 
des  Armenwesens  hinsichtlich  dieses  Rechts  und  des  eng  damit  zusammenhängenden 
Rechts  der  Niederlassung,  ist  die  Forderung  einer  concreten  Behandlung  solcher 
Fragen  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  und  demgemäss  die  Forderung  der 
Prüfung  einer  bestimmten  Fassung  der  einzelnen  hierhergehörigen  Rechte  an  den 
Wirkungen  der  letzteren  auf  die  Gemeinschaft   (^raschere  und  langsamere  Volksver- 
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mehrang,  örtliche  Vertbeilung  der  Bevölkening,  Zahl  der  unehelicheu  Geborten,  Zahl 
und  Art  der  Armen  n.  s.  w.)  seit  lange  üblich.  Gewiss  nur  zum  Vortheil  der  un- 
befangenen wissenschaftlichen  Beurtheilung  dieser  Rechte  und  der  Gestaltung  der 
letzteren  danach.  Die  abstracto  Beweisführung  mit  axiomatisch  angenommeneu  all- 
gemeinen Menschenrechten  ist  zwar  neuerdings  auch  in  die  Behandlung  der  be- 
völkerungspolitischen und  Armenfragen  eingedrungen,  z.  B.  in  der  einseitigen  Beaction 
gegen  „Malthusianismus"',  aber  noch  niemals  mit  dauerndem  Erfolge.  Die  Litteratur 
siehe  in  den  Specialabschnitten  und  in  der  folg:enden  Kategorie  von  Werken. 

Ohne  Zweifel  am  Wichtigsten  ist  wenigstens  fUr  einen  grossen  Theil  der  Fragen, 
welche  die  wirthschaftlichen  Consequenzen  der  Rechtsordnung  der  persönlichen  Frei- 
heit betreffen,  die  Litteratur  über  innere  Verwaltungslehre  (zum  Theil  über 
Polizeiwissenschaft  im  älteren  Sinn).  Den  grossen  Fortschritt  gegen  alle  Früheren 
hat  hier  L.  7.  Stein  in  seiner  Verwaltungslehro  gemacht,  namentlich  in  seiner  Lehre 
Fom  Berölkerungswesen  und  dessen  Verwaltung,  in  seiner  Bevölkerungspolitik  und 
BerOlkerungsordnnug,  hinsichtlich  welcher  letzteren  Ausdrücke,  wie  bei  anderen 
St  ei  naschen  Terminologien,  abweichende  Auffassungen  erlaubt  sein  werden;  vergl. 
Venraltnngslehre  (das  ältere  grössere  Werk)  II,  106  ff.,  auch  für  die  Darlegung 
der  früheren  Behandlung  der  Bevölkemngslehre  in  der  Wissenschaft,  Handbuch  der 
Venraltangslehre,  1.  Auflage,  S.  57  — 81,  S.Auflage,  11^  30  ff,  63  ff  Ferner  H. 
R Osler,  Lehrbuch  des  Verwaltungsrechts,  besonders  Buch  1,  Erlangen  1S72,  Buch  1 
Personcnrecht,  u.  A.  ausgezeichnet  durch  reiche  und  sorgfältige  Litteraturnach weise 
nnd  Belege  aus  der  Gesetzgebung,  namentlich  der  deutschen  particularstaatlichen, 
worauf  hier  für  die  Speciallitteratur  verwiesen  wird.  MohTs  Polizeiwissenschaft 
bietet  in  diesen  Puncten  noch  sehr  wenig  und  Gerstner  in  seiner  Bevölkerungsiehre, 
WOrzbarg  1864,  berührt  diese  von  mir  als  „Bevölkerungsordnung*'  (von  Stein  als 
Befdlkerungspolitik)  zusammengefassten  Fragen  des  BevOlkerungswesens  nur,  soweit 
sie  Ton  Bedeutung  für  die  Zahl  der  Bevölkerung  sind.  Siehe  ferner  Löning's  Ver- 
waltnngsrccht,  derselbe  in  der  Abhandlung  Armenwesen  im  Schön  borg 'sehen  Handbuch 
der  Politischen  Oekonomie,  Band  III,  und  ebenda  Seydel  in  der  Abhandlung  Sicher- 
heitspolizei,  besonders  Nummer  V  (3.  Auflage,  S.  S93  ff.).  —  Litteratur-Nachweise  für 
die  einzelnen  persönlichen  Freiheitsrechte  siehe  unten  in  den  späteren  Abschnitten. 

Für  die  formelle  Behandlung  des  Folgenden  und  für  das  Maass  des  Eingehens 
auf  die  einzelnen  Fragen  der  Bevölkerungsordnung  in  der  Politischen  Oekonomie 
überhaupt  und  in  dieser  Grundlegung  speciell  siehe  die  Bemerkung  unten  in  §.  59, 
betreffend  die  Erörterungen  über  die  socialen  Freiheitsrechte.  Es  liegt  hier  ein 
Grenzgebiet  der  Politischen  Oekonomie  und  der  Inneren  Verwaltungsichre  vor. 

I.  —  §.  44  [216].  Das  Freiheitspostulat  als  volks- 
wirthschaftliehe  Forderung.  Die  Anerkennung  der  persön- 
lichen Freiheit  aller  Menschen  im  Staate  entspricht  wenigstens 
nach  der  Anschauung  der  modernen  Culturvölker  allein  dem  sitt- 
lichen Wesen  des  Menschen  und  ist  für  das  Zusammenleben  eine 
Hnmanitäts-  und  Culturforderung  ersten  Ranges.  Der  im  Voraus- 
gehenden geführte  Nachweis,  dass  sich  diese  Forderang  wesentlich 
mit  anter  dem  Einfluss  ökonomischer  Motive  und  Gesichtspuncte 
zu  erfüllen  pflegt  und  dass  sie  gleichzeitig  eine  hochwichtige  öko- 
nomische Forderung  selbst  ist,  hat  eine  allgemeinere  Bedeutung 
für  die  richtige  Würdigung  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  der 
Wissenschaft  von  demselben,  der  Politischen  Oekonomie.  Unver- 
kennbar tritt  hier  die  Uebereinstimmung  wirthschaftlicher  Einzel- 
ond  Tolkswirthschaftlicher  Gesammtinteressen  unter  einander  und 
mit  den  höchsten  Humanitätsinteressen  hervor. 
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Der  NationalOkonom  und  insbesondere  anch  dcijenige  aas  der  Schale  des  öko- 
nomischen Indi?idaalismos  und  Liberalismus  darf  darauf  mit  besonderer  Genugthunng 
hinweisen.  Die  Beseitigung  der  Sclaverei  bei  christlichen  Völkern  in  den  Golonieen 
der  Neuen  Welt,  die  Unterdrückung  des  Sciavenhandels,  die  Aufhebung  der  letzten 
Reste  von  Unfreiheitsverhältnissen  und  der  Frohnden  in  West-  und  Mitteleuropa,  die 
Emancipation  der  Leibeigenen  in  Russland  ist  unter  dem  Beifall  und  auf  das  Ver- 
langen der  Nationalökonomie  mit  erfolgt  und  mit  den  triftigsten  wirthschaftlichen 
Gründen  unterstutzt  worden. 

Die  ,,  persönliche  Freiheit'^  ist  aber  zuDäcbst  eio  formales 
Keebtsprineip,  dessen  sociale  und  wirtbschaftliche  Wirkung 
von  dem  Inhalt  and  Umfang  abhängt,  welcher  diesem  Princip 
im  Rechte  gegeben  wird.  So  wenig  die  ,yUnfreiheit''  etwas  nach 
Inhalt  und  Umfang  ein  für  allemal  begrifflich  Festes  ist,  ebenso- 
wenig die  persönliche  Freiheit.  Die  Freiheit  ist  daher  auch  auf 
dem  wirthschaftlich§n  Gebiete  „kein  Axiom'',  sondern  ein 
Problem  (6.  Cohn).  Die  Geschichte  zeigt  dies  in  dem  Process, 
welchen  die  Unfreiheit  und  die  Freiheit  durchlaufen.  Jedes  Volk 
und  fast  jedes  Zeitalter  eines  Volks  hat  einen  veränderten  Zustand 
der  Unfreiheit  und  der  Freiheit,  und  hat  dann  auch  einen  anderen 
Begriff  und  selbst  ein  anderes  Ideal  der  Freiheit. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit 
offenbart  sich  der  Einfiuss  jener  oben  erwähnten  beiden  Prineipien, 
welche  um  den  Sieg  ringen,  besonders  characteristisch:  des  Princips 
der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Individuums  und  des  anderen 
Princips  der  Beschränkung  dieser  Selbständigkeit  nach  Interessen 
und  Zielen  von  Gemeinschaften,  des  Individual-  und  des  Social- 
princips,  des  Individualismus  und  des  Socialismus  (I,  §.  6,  oben 
§.  24).  Je  mehr  das  letztere  Princip  in  Geltung  steht,  desto  „be- 
schränktere'' persönliche  Freiheit  des  Individuums  und  umgekehrt. 
In  der  Geschichte  der  modernen  Culturvölker  kommt  diese  ab- 
solutere Freiheit  wenigstens  in  der  Sphäre  des  privatwirthschaft- 
liehen  Systems  und  des  damit  in  enger  Verbindung  stehenden 
Privatrechts  zu  immer  grösserer  Anerkennung.  Die  früheren 
Beschränkungen  dieser  Freiheit  durch  die  Gemeinschaften  der 
Familie,  des  Geschlechts,  des  Stamms,  des  Volks,  des  Standes, 
des  Berufs,  der  Gemeinde,  des  Staats  u.  a.  m.  sind  immer  mehr 
fortgefallen.  Als  sogenannte  nothwendige  Gonsequenzen  der  per- 
sönlichen Freiheit  sind  im  Rechte  eine  ganze  Reihe  von  einzelnen 
Rechten  des  Individuums  zur  Geltung  gelangt,  wodurch  das  all- 
gemeine Princip  der  persönlichen  Freiheit  erst  seine  allseitige 
practische  Bedeutung  gewonnen  hat. 

Es   ist    nun    zu    untersuchen,   welche   Stellung  vom    wirth- 
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Schaft licheDy  d.  h.  vom  eiozel-  und  volkswirthschaftlichen 
StandpnDcte  aus  zu  der  Frage  vom  Inhalt  und  Umfang  der 
perBönlichen  Freiheit  einzunehmen  oder,  mit  Rücksicht  auf 
das  sociale  Zusammenleben  der  ja  nicht  isolirt  für  sich 
stehenden  Individuen  ausgedrückt:  welche  gesellschaftlich- 
wirthschaftliche  (socialökonomische)  Bevölkerungs- 
ordnung zu  geben  ist. 

Letzteres  —  diesen  Ausdruck  also  hier  in  einem  ganz  umfassenden  Sinne  und 
etwas  anders  als  von  Stein  (Yerwaltungslehre  II,  106  ff.)  genommen  —  hcisst  hier: 
Regelung^  der  einzelnen  ans  der  persönlichen  Freiheit  abgeleiteten  Rechte  der  Indi- 
viduen mit  Bücksicht  auf  das  ?oIkswirthschaftliche  Zusammenwirken  und  das  gesell- 
schaftliche Znsammenleben  der  die  Be?ölkemng  des  Volkswirthschaftsgebiets  bildenden 
Indlndaen  und  Familien.  Oder,  nm  einen  älteren  bekannten  rechtsphilosophischen 
Ansdrack  zu  braachen :  Regelung  jener  Rechte  der  Individuen  nach  den  Anforderungen 
der  Maxime  volkswirthschaftlichcr  und  socialer  Coexistenz.  Die  Verhältnisse  im 
modernen  System  der  freien  Goncnrrenz  sind  dabei  besonders  ins  Auge  zu  fassen 
(I,  §.  308—323). 

U.  —  §.45  [217].  Unumschränkte  individuelle  Frei- 
heit als  Forderung  der  liberalen  Volkswirthschafts- 
lehre. 

Die  persönliche  Freiheit  in  dem  atomistisch- individualistischen 
Sinne  möglichster  Unumschränktheit  des  Einzelnen  ist 
bei  den  modernen  Völkern  einerseits  ein  Product  Jahrhunderte 
langer  geschichtlicher  Entwicklung. 

Sie  ist  rorbereitet  worden  durch  die  allmälige  aus  mancherlei  verschiedenartigen 
Gründen  erfolgende  Zersetzung  und  Auflösung  der  alten,  beschränkenden  Gemein- 
schafbbande  der  Geschlechtsordnung,  der  ständischen,  der  Berufsordnungen  (wie  der 
älteren  Agrar-  und  Gewerbe?erfassungen) ,  des  Gemeindewesens  u.  s.  w. ,  ohne  dass 
für  diese  zerfallenden  Ordnungen  und  Rande  ein  Ersatz  eintrat. 

Die  persönliche  Freiheit  in  diesem  Sinne  ist  jedoch  andrerseits 
ein  Product  der  neueren  und  neuest'en  Zeit. 

Erst  hier,  d.  h.  in  der  Hauptsache  in  den  letzten  drei  bis  ?ier  Menschenaltcrn 
und  bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  und  Jahre  hinein,  ist  sie  absichtlich  herbeigeführt 
und  consequent  ausgebildet  worden.  Mit  Bewusstsein  wurden  jetzt  die  alten  Ge- 
meinschaftsordnungen mit  ihren  das  Indinduum  nach  Interessen  und  Zielen  von  Ge- 
meinschaften mehr  oder  weniger  beschränkenden  Satzungen  vollends  beseitigt.  Oft 
war  freilich  nur  noch  mit  den  letzten  derartigen  Resten  aufzuräumen.  In  bewusster 
Absicht  unterblieb  eine  Reform  oder  vollends  ein  Neubau  dieser  Ordnungen.  Auf 
dem  eingeschlagenen  Wege  wird  gegenwärtig  noch  vielfach  weiter  geschritten  in 
allen  Pillen,  wo  etwa  noch  nicht  sämmtliche  Consequenzen  des  absoluten  Freiheits- 
princtps  im  Rechte  zur  Geltung  gelangt  sind.  Der  leitende  Gesichtspunct  bei  diesem 
poritiTen  und  negativen  Verhalten  aber  war  und  ist  der,  dem  Individuum  so  auch  im 
wirthschafUichen  Verkehr  zu  seinem  „natürlichen  Rechte''  zu  verhelfen.  Hierin  liegt 
ein  Unterschied  von  früheren  Vorgängen,  wo  etwa  die  Staatsgewalt  in  ihrem  politischen 
und,  wenn  auch  nicht  immer  klar  bewusst,  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  andere 
Gemeinschaftskreise  und  die  daraus  ftlr  das  Individuum  hervorgehenden  Beschränkungen 
und  Pflichten  beseitigt  hat,  wie  seit  dem  16.  und  mehr  noch  und  consequenter  viel- 
hch  im  17.  und  IS.  Jahrhundert,  als  sie  die  politisch-ständischen  und  berufs-ständischen 
Ordnungen  brach  oder  schwächte,    in  das  Zunftwesen  eingriff,    die  communale  Selb- 
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st&ndigkeit  horabdrUckte  u.  s.  w.,  als  die  ,,stadtwirthsch&ftliche"  in  die  tenitorial- 
nud  staatswirthschaftliche  Phase  hinüber  geführt  worde,  im  Zeitalter  des  in  Praxis 
und  Theorie  herrschenden  Mercantilsystems  (I,  §.  150,  151). 

Die  leitenden  Gesichtspanete  der  Theorie  sind  durch  die  neuere 
Philosophie  eingegeben  und  durch  wirthschaftliche  Er- 
wägungen unterstützt  worden.  Letztere  sind  in  der  Lehre  der 
Physiokraten  und  A.  Smith's  in  engem  Zusammen- 
hange  mit  und  stets  beeinflusst  durch  diese  Philo- 
sophie in  ein  System  gebracht:  dasjenige  der  ,,Theorie  der 
freien  wirthschaftlichen  Concurrenz"  oder  des  öko- 
nomischen Liberalismus  und  Individualismus,  der  britischen  Oeko- 
nomik,  unter  welchen  Ausdrücken  man  wohl,  unbeschadet  der 
einzelnen  Abweichungen,  die  Lehre  der  Physiokraten  und  A.  Smith's 
als  ein  in  den  Hauptpuncten  einheitliches  System  zusammenfassen 
kann,  wie  wir  es  schon  im  ersten  Theile  dieses  Werks  gethan 
haben  (I,  §.  1). 

Wie  sehr  gerade  die  physiokratischc  und  alsdann  die  Smith'sche 
Nationalökonomie  dem  Boden  der  Philosophie  ihrer  Zeit  entsprossen  sind  and  in 
vieler  Hinsicht  nur  Anwendungen  allgemeiner  philosophischer  Lehren  über  das  Indi- 
viduum und  seine  „natürlichen  ßechto**  auf  das  volkswirthschaftliche  Gebiet  dansteUen, 
ist  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  von  Seiten  der  Nationalökonomen  zu  wenig  anerkannt 
worden,  obgleich  es  nicht  schwierig  nachzuweisen  ist  und  niemals  ernstlich  bestritten 
werden  konnte.  Die  Anerkennung  dieses  Verhältnisses  wurde  auch  namentlich  nur 
versagt,  um  die  alsdann  noth wendige  Consequenz  nicht  zuzugestelien :  dass  die  bis- 
herige Nationalökonomie  an  denselben  Grundgebrechen  leide  wie  die  Philosophie,  der 
sie  entsprungen  ist,  an  fahichem  oder  einseitigem  Individualismus  und  Atomismas,  an 
der  Annahme  ganz  unsicherer  Axiome  eines  apriorisch  construirten  Naturrecbts  n.  s.  w. 
Ein  solches  Zugeständniss  hätte  dann  wieder  zur  Anerkennung  der  bloss  relativen 
Giltigkeit  der  nationalökonomischen  Sätze  geführt  und  davor  scheute  man  zorück. 
Yergl.  auch  hier  die  treffliche  Ausführung  von  Ahrens  über  Kant 's  Etecbtsphilosophie, 
Staatswörterbuch  V,  474,  worin  die  Verwandtschaft  dieser  letzteren  mit  den  Grand- 
anschauungen des  Smithianismus  hervortritt.  Siehe  ferner  u.  A.  Hildebrand, 
National-Ockonomie  I,  27 ff.;  Knies,  Politische  Oekonomie,  1.  Auflage,  passim,  S.  17 ff., 
147  11.,  178  ff.;  Kautz,  Geschichtliche  Entwicklung  der  National-Oekonomie,  §.54,57, 
59  ff.,  66 — 69,  besonders  §.  67;  Röscher,  Geschichte  der  National-Oekonomie,  §.  135  ff.. 
besonders  S.  595.  Im  Allgemeinen  namentlich:  H.  Rösler,  über  die  Grandlehren 
der  Smith'schen  Volkswirthschaftstheoric ,  2.  Auflage,  Erlangen  1871,  besonders 
Kapitel  1.  Auch  ß.  v.  Mohl,  Geschichte  der  Staatswissenschaft,  III,  299  f.; 
Schmoller,  Grundfragen,  Kapitel  2  und  3;  Hettncr,  Litteraturgeschichte I,  370, 
Brannschweig  1856;  Eisenhajrt,  Geschichte  der  Nationalökonomie,  2.  Aaflage, 
2.  Buch,  „kritisch  liberale  individualistische*'  Periode,  S.  26  ff.,  Ingram,  Geschichte, 
über  das  „System  der  natürlichen  Freiheit'',  Kapitel  5,  Uebersetzung  S.  92  ff.  An 
einer  Arbeit,  welche  genauer  den  Zusammenhang  besonders  des  Smith 'sehen 
Werks  und  der  Smith 'scheu  Schule  überhaupt,  u.  A.  mit  Berücksichtigung  von  Smith' 
theory  of  moral  sentiments,  mit  der  Philosophie  der  Epoche,  besonders  mit  Home, 
Rousseau,  Kant  nachwiese,  hat  es  bisher  gefehlt.  Ein  Versuch  in  dieser  Richtang 
ist  Oncken,  Smith  und  Kant,  1.  Abtheüung,  Ethik  und  Politik,  Leipzig  1S77. 
Jetzt  sind  hier  als  treffliche  Arbeiten  die  beiden  zusammenhängenden  Schriften 
W.  Hasbach's,  die  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  Quesnay  and 
Smith  begründeten  Politischen  Oekonomic  (1890)  und  die  Untersachongen  tlber 
Smith  u.  s.  w.  zu  nennen  (1891).  Auch  die  in  Band  I,  S.  71  der  Grundlegung  ge- 
nannten Schriften  von  Zeyss,  Schubert  u.  A.  m.  gehören  hierher,  sowie  in  Betreff 
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der  BeziehoDgen  zwischen  A.  Smith  und  den  Pbysiokraten  die  ebenda  S.  796  ff. 
erwähnten  Arbeiten  ronv.  Scheel  undr.  Sivers  über  Turjjot;  auch  Leser  a.  a.  0. 
und  y.  Skarzynski,  A.  Smith. 

Dem  radical  individualistisch-atomistischen  Cha- 
racter  dieser  ökoDomischen  Lehre ,  namentlich  der  extremeren 
Richtung  derselben  (^^Manchesterdoctrin^O  entsprach  nur  ein  solcher 
Begriff  der  persönlichen  Freiheit,  nach  welchem  das  Individuum 
möglichst  auf  sich  selbst  gestellt  war  und  einer  möglichst  unum- 
schränkten Freiheit  genoss,  insbesondere  in  allen  Verhältnissen  des 
wirthschaftlichen  Verkehrs.  Von  diesem  wirthschaftlichen  Stand- 
puncte  aus  wurden  demgemäss  alle  jene  alten  Ordnungen  nun- 
mehr principiell  angegriffen,  welche  die  freie  wirthschaftliche 
Bewegung,  „das  freie  Spiel  der  wirthschaftlichen  Kräfte'^,  das  will 
sagen  die  freie  Geltendmachung  des  privatwirthschaftlichen  Selbst- 
interesses des  Individuums  irgend  beschränkt  hatten.  Die  mög- 
lichste Entfesselung  des  Selbstinteresses  wurde  daher  als 
Aufgabe  hingestellt  und  ökonomisch  begründet. 

Diese  ökonomische  Forderung  aber  gelangte  auä  zwei  anderen  Gründen  um  so 
leichter  und  rollständiger  zur  Geltung:  einmal  weil  sie  ohnehin  durch  die  geschicht- 
liche Entwicklung  bereits  seit  lange  in  der  Verwirklichung  begriUen  war;  sodann 
weil  die  alten  auf  Gemeinschaftsintercssen  begründeten  Ordnungen  vielfach  wirklich 
rerrottet  gewesen  sind,  und  mithin  das  philosophische  Freiheitspostulat,  welches  vom 
Standpuucte  der  natürlichen  Menschenrechte  aus  gestellt  ward,  nun  auch  durch 
eminente  Ntttzlichkeitsgründe  wirksam  unterstützt  wurde. 

Die  Volkswirthschaftslehre  suchte   zu  zeigen   nicht  nur,   dass 
jene  die  Freiheit  des  Individuums  beschränkenden  Ordnungen  weder 
dem  EÜDzelnen,  noch  grösseren  Gemeinschaften,  noch  der  Gesammt- 
heit  des  Volks  etwas  nützten,  sondern  dass  sie  umgekehrt  allge- 
mein  nachtheilig  wirkten  und   dass  der  Einzelne   wie  die 
Gesammtbeit  bei  freiester  Bewegung  am  Besten  gediehen.   Je  mehr 
aber  wirthschaftliche,   und  zwar   namentlich  materiell -wirthschaft- 
liche,  auf  die  Vermehrung  des  SachgUter- Vermögens  und  Reich- 
thams  gestützte  Interessen  in  der  Neuzeit  grundsätzlich  zur  Geltung 
kamen,   desto  mehr  musste   wieder  die  möglichst  unumschränkte 
persönliche  Freiheit  des  Individuums  als  eine  Voraussetzung 
wachsenden  Reichthums  anerkannt  werden.    Die  in   der  Wissen- 
ichaft  übliche  Identificirung  des  einzel-  und  privatwirthschaftlichen 
mit  dem  Tolks wirthschaftlichen  Standpuucte,  des  Privatreichthums 
Knzehier  mit  dem  Volksreichthum  trug  zur  Verbreitung  dieser  An- 
sicht noeh  weiter  bei. 

Die  heutige  Gestaltung  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit 
beruht  daher  yielfaeh  mit  auf  bestimmten  ökonomischen  Ge- 
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sichtspuncten ,  wie  sie  gerade  der  Theorie  der  freien  Concarrenz 
eigenthümlich  sind.  Nach  diesen  Gesichtspuncten,  nach  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Interessen  der  Privatwirthschaft  und  —  mit 
der  eben  genannten  Begriffsidentificirung,  —  der  Volkswirthschaft, 
ist  der  Inhalt  und  Umfang  der  persönlichen  Freiheit  in  der  Theorie 
gewöhnlich  vorzugsweise,  öfters  ausschliesslich  festgestellt  worden 
und  sind  die  Consequenzen  davon  auch  in  der  Praxis  im  wirth- 
schaftlichen  Verkehrsrecht  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht  worden 
und  grossentheiis  zur  Geltung  gelangt,  —  gelegentlich  mit  be- 
wasster  Hintansetzung  anderer,  auch  politischer  und  sittlicher  6e- 
sichtspuncte. 

Beispiele  sind  die  radicale  Freizilgigkeitsgesetzgebong,  die  „liberale'*  Ordnang 
des  Ein-  und  Answandernngsrechts ;  der  WcgfaU  oder  wenigstens  die  Bek&mpfbng 
von  Beschränkungen  des  Schankgewerbes,  des  Gasthansgewerbes  tlberhaapt  and  be- 
sonders desjenigen,  welches  zugleich  gewissen  frivolen  Vergnttgangen  dient  u.  dgl.  m. 

Die  freie  Concurrenz  selbst  aber  gewinnt  natfirlich  eine  sehr 
verschiedene  Bedeutung,  je  nachdem  die  persönliche  Freiheit,  wie 
andrerseits  das  Eigenthum,  mehr  oder  weniger  absolut  gefasst  oder 
beschränkt  sind. 

Davon  hängt  es  wesentlich  ab,  wie  die  Schranken,  welche  Freiheit  und 
Eigenthum  für  die  Privatwirthschaften  im  Verkehr  darstellen,  als  solche  wirksam 
werden  ([,  §.  SO 7,  309).  Die  Concurrenz  kann  in  gewissem  Umfange  regulirendes 
Princip  des  privatwirthschaftlichen  Systems  auch  bei  einer  viel  beschränkteren  persön- 
lichen Freiheit  und  Eigenthumsordnung  bleiben.  Sie  hat  auch  in  froherer  Zeit  bei 
einer  nach  Gemeinscbaftsinteressen  beschränkten  Freiheit  des  Einzelnen,  z.  B.  im 
Zunftwesen,  in  der  älteren  Handelsordnung  keineswegs  ganz  gefehlt  Aber  das 
moderne  System  der  freien  Concurrenz  erhält  eben  erst  dnrch  dieUnumschrftnkt- 
heit  des  Freiheits-  und  Eigcnthumsprincips  seine  characteristische  Eigenthümlichkeit 
(I,  §.  307  ff'.). 

Je  wichtiger  nun  die  Rückwirkungen  einer  so  unumschränkten 
Freiheit  des  Individuums  auf  das  ganze  sociale  Leben  und  nicht 
zum  Wenigsten  auf  das  sittliche  Wesen  des  Individuums  selbst  sind, 
desto  bedeutsamer  erscheint  wieder  die  Untersuchung  des  Rechts 
der  persönlichen  Freiheit  aus  dem  ökonomischen  Standpnncte, 
weil  dieser  einen  so  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Gestaltang  des 
Rechts  der  Freiheit  ausübt. 

Für  die  auch  hier  mitspielenden  psychologischen  Momente  kann  jetzt 
wieder  vielfach  auf  die  Ausfabrungen  in  der  3.  Auflage  des  1.  Theils  tlber  die 
Motivation  verwiesen  werden  (Buch  1,  Kap.  1).  Das  VerhängnissvoUe  des  neaeien 
Rechts  der  Freiheit  im  Wirthschaftsleben  ist,  dass  dabei  das  erste  wirthschaftUche 
Leitmotiv  des  Vortheils  so  besonders  starke  Anspannung  erfährt  und  die  besseren 
anderen  Leit-  und  Specialmotive  zurückgedrängt  werden. 

§.  46  [218].  Der  Einfluss  des  ökonomischen  Standpnncts 
unterscheidet  sich  von  demjenigen,  welcher  im  vorigen  Kapitel  in 
Bezug  auf  die  Unfreiheit  und  auf  deren  Umgestaltungen  nachge- 
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wiesen  wurde,  yornemlich  dadurch,  dass  im  letzteien  Falle  mehr 
oDbewusst  ökoDomisehe  Motive  zur  Geltung  kommeu,  die  inneren 
treibenden  Kräfte  werden.  Jetzt  wird  dagegen  in  bewusster 
Absicht  die  persönliche  Freiheit  auch  mit  wegen  bestimmt  ge- 
wollter ökonomischer  Ziele  möglichst  unumschränkt  ge- 
staltet, in  der  Voraussetzung,  dass  dann  diese  Ziele  sicher  erreicht 
werden.  Um  so  nothwendiger  aber  ist  die  Untersuchung  der  beiden 
Fragen,  einmal,  ob  denn  wirklich  diese  Ziele  so  unbedingt  günstig 
sind,  and  sodann,  selbst  wenn  dies  allgemein  oder  wenigstens  auf 
bestimmten  wirthschaftlichen  Gebieten  der  Fall  ist,  ob  diese  Folgen 
wirklich  aus  einer  so  unumschränkten  Freiheit  sicher  hervorgehen. 

Die  erste  Frage  ist  im  5.  Buche  des  ersten  Theils,  besonders 
in  den  Abschnitten  vom  modernen  System  der  freien  Goncurrenz 
und  dessen  Nachtheilen  (I,  §.  309  ff.,  316  ff.),  schon  beantwortet 
worden.  Es  hat  sich  dabei  ergeben,  dass  die  aufgestellten  Ziele 
keineswegs  unbedingt  richtig  sind,  sondern  wesentliche  Bedenken 
bieten  und  dass  das  Concurrenzsystem  aus  volkswirthschaftlichen 
wie  aus  sittlichen  Gründen  der  Gorrectur  und  Ergänzung  bedarf 
(I,  §.  323).  Schon  aus  diesem  Grunde  erscheint  die  unumschränkte 
persönliche  Freiheit,  als  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Ziele,  gleich- 
falls Yon  dem  Standpuncte  einer  weniger  optimistischen  Auffassung 
des  modernen  Concnrrenzsystems  aus  nicht  in  so  durchaus  günstigem 
Lichte. 

Die  zweite  Frage  ist  in  jenem  5.  Buche  ebenfalls  schon  mit 
behandelt  worden,  und  zwar  gleichfalls  mit  einem  viel  weniger 
optimistischen  Ergebniss.  Sie  kommt  aber  noch  genauer  im  weiteren 
Verlaufe  dieses  Werks  zur  Erörterung.  Es  lässt  sich  nachweisen, 
dass  selbst  das  an  sich  berechtigte,  wenn  auch  zu  einseitig  in  den 
Vordergrund  geschobene  Hauptziel  des  Systems  der  freien  Gon- 
currenz, die  möglichste  Steigerung  der  Production  in  quantitativer 
and  qualitativer  Hinsicht  und  die  möglichste  Verwohlfeilernng  der 
Producta  durch  Verminderung  der  natürlichen  Erzeugungskosten 
(I,  §.  311,  172),  nicht  durch  blosse  Entfesselung  des  „freien  Spiels 
der  wirthschaftlichen  Eräite^'  vermittelst  einer  möglichst  unum- 
schränkten persönlichen  Freiheit  im  Verkehr,  wobei  die  Gesell- 
sehaft  in  ihre  Atome  zerfällt,  erreicht  wird.  Vielmehr  ist  selbst 
hierfür  eine  Unterstellung  der  Freiheit  unter  und  eine  rechtliche 
Ordnung  derselben  nach  Gemeinschafts-  statt  bloss  nach  Individual- 
hiteressen,  oder,  was  auf  dasselbe  hinauskommt,  nach  wirklich 
Tolks  wirthschaftlichen   statt  bloss  nach  privat  wirthschaftlichen 
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GesichtspuDcten  geboten.  Werden  die  ökonomischen  Ziele  aber  im 
wahren  volkswirthschaftlichen  und  damit  zusammenhängend  im 
socialen  und  humanen  Interesse  berichtigt  nach  dem  Gesichtspnncte 
einer  günstigen  Vertbeilung  des  Productionsertrags  der  Volkswirth- 
schaft  (I,  §.  262  ff.,  269 — 290),  so  erweist  sich  vollends  die  Forderung 
einer  möglichst  unumschränkten  persönlichen  Freiheit  unhaltbar. 
III.  —  §.  47  [219].  Die  wirthschaftlich  wichtigen 
Gousequenzen  des  absoluten  Freiheitsprincips.  Die 
principielle  Formulirung  und  Postalirang  einer  solchen  Freiheit  hat 
nan  nach  folgenden  vier  Seiten  zu  Gousequenzen  von  besonderer 
Wichtigkeit  für  die  Privatwirthschaft  und  für  die  ganze  Volkswirth- 
Schaft  gefuhrt,  woraus  sich  vier  Gruppen  „individueller  Freiheits- 
rechte" ergeben. 

1.  Einmal  ist  aus  dieser  Freiheit  unmittelbar  die  weitere 
Forderang  der  persönlichen  Gleichheit  und  zwar  insbesondere 
im  Sinne  der  natürlichen  Gleichberechtigung  (auch  in  Be- 
treff des  vierten  Puncts,  der  Erwerbs-  und  Berufswahl)  der  Menschen 
überhaupt  und  im  wirthschaftlichen  Verkehr  speciell  abgeleitet 
worden  (§.  48—53). 

2.  Sodann  hat  man  dem  Individuum  eine  Reihe  einzelner 
Freiheitsrechte  zuerkannt,  von  zunächst  mehr  socialer,  indirect 
aber  von  sehr  weittragender  wirthschaftlicher  Bedeutung:  „sociale 
Freiheitsrechte"  (§.  54-89). 

3.  Ferner  ist  eine  möglichst  uuamschränkte  Vertragsfrei- 
h  e  i  t ,  was  wenigstens  die  materielle  Seite,  den  Inhalt  der  Verträge 
anlangt,  dem  Einzelnen  eingeräumt  worden,  unter  dem  Einfloss 
der  neben  dem  Princip  unumschränkter  persönlicher  Freiheit  mit- 
wirkenden, ebenfalls  principiell  absolut  zu  Gunsten,  bezw.  nach 
der  Willensbestimmang  des  Eigenthümers  gestalteten  Eigenthnms- 
Ordnung. 

4.  Endlich  ist  —  gleichfalls  eine  gemeinsame  Conseqnenz 
einer  solchen  Freiheit  und  eines  solchen  Eigenthumsrechts  —  auf 
den  verschiedenen  Gebieten  der  güterproducirenden  Thätig- 
keit,  namentlich  auf  demjenigen  der  Sachgüterproduction,  dem 
Individuum  das  freie  „Recht  zu  arbeiten",  freie  Erwerbs- 
und Berufswahl  zugestanden ^  und  —  wieder  eine  Conseqnenz 
dieses  Rechts  und  ein  Mittel,  es  za  verwirklichen,  —  das  wirth- 
schaftliche  Verkehrsrecht  für  die  Verhältnisse  des  Grund-  und 
Kapitalbesitzes  und  für  die  grossen  Productionsgrnppen 
des  Ackerbaus,   der  Gewerbe,   des  Handels,  der  liberalen  Berufe, 
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der  oiedereo  persönlichen  DieDStleistungen  möglichst  freiheitlich 
gestaltet  worden:  das  sogenannte  System  der  Freihandels- 
politik,  letzteren  Aasdruck  hier  als  CoUectivbezeichnung  ilir  alle 
die  genannten  Gebiete  verstanden. 

Diese  Ausgestaltung  des  Freiheitsprincips  zu  diesen  als  Con- 
seqaenzen aus  ihm  abgeleiteten  individuellen  Freiheitsrechten  führt 
dann  aber  in  weiterer  Consequenz  auch  zu  einem  anderen  Haupt- 
prineip  des  ganzen  modernen  privatwirthschaftlichen  Systems,  nem- 
lieh  zu  demjenigen  der  alleinigen  und  vollständigen  ökonomischen 
Selbstverantwortlichkeit  des  Individuums.  Wie  wenig 
dieses  Prineip  haltbar  ist,  hat  sich  nicht  nur  in  der  historischen 
Entwicklung  des  Armenrechts,  sondern  auch  in  der  Nothwendigkeit 
der  Anerkennung  des  (wenigstens  subsidiären)  Rechts  auf  Existenz 
für  unsere  Zeit  (I,  §.  271,  272)  gezeigt.  Es  wird  namentlich  aber 
auch  durch  die  Würdigung  der  Verhältnisse  und  Einflüsse,  welche 
unter  dem  Namen  „wirthschaftliche  Conjunctur^'  zusammengefasst 
werden,  zumal  in  heutiger  Zeit  erwiesen  (I,  §.  165—169).  Es  ge- 
nügt, hier  auf  die  bezüglichen  Ausführungen  im  1.  Theile,  auch 
anf  die  mit  hierher  gehörigen  über  die  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft  (Buch  5)  und  den  Staat  (Buch  6)  zu  verweisen.  Doch 
wird  die  Frage  auch  im  Folgenden  noch  mit  berührt. 

Von  diesen  genannten  vier  Consequenzen  sind  in  der  Grund- 
legung nur  die  drei  ersten  in  ihrer  generellen  wirthschaftlichen 
Bedeutung  zu  untersuchen. 

Und  zwar  die  beiden  ersten  näher  in  diesem  Kapitel.  Die  dritte  hängt  mit  der 
Tolksvirthschaftlichen  Betrachtang  der  Eigenthumsordnung  zusammen  ond  ist  dort 
mit  za  behandeln.  Die  vierte  Consequenz  ist  hier  in  der  Grundlegung  nur  anzu- 
drateo.  Bei  ihr  liegt  der  Schwerpunct  der  Untersuchung  in  den  speci eilen  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Prodactionsgebiete.  Dafür  ist  auf  die  dritte  Hauptabtheilung 
dieses  Gesammtwerks,  auf  die  specielie  oder  practische  Volkswirthschaftslehre,  be- 
sonders auf  deren  2.  Theil,  die  Agrarpolitik  und  4.  Theil,  die  Gewerbe-  und  Handels- 
politik, zu  verweisen. 


Zweiter    Hauptabschnitt. 
Die   Gleichheit. 

§.  48  [S.  418].  Vorbemerkungen  und  Litteratur.  Vgl.  v.  Scheel, 
Theorie  der  socialen  Frage,  1871.  Auch  Lange,  Arbeiterfrage,  Kap.  2,  S.  105  ff. 
Xtrlo  passim,  besonders  in  den  Erörterungen  über  die  halb-  und  ganzcommunistischc 
Schule,  I,  1,  318  ff.  Schäffle,  Kapitalismus,  S.  182  ff.;  Socialer  Körper  I,  197  «'., 
II,  154  ff.  (,4)ie  Socialtheoretiker  begehen  meist  den  Fehler,  Freiheit  und  Gleichheu 
ab  ,J>rincipien"  zu  heischen,  oder  sie  in  das  18.  und  19.  Jahrhundert  als  Ideen 
kiaeinfallen  zq  lassen,  statt  sie  dynamisch  zu  erklären  und  ihr  geschichtliches  Wachs- 
ikom  schrittweise  zu  verfolgen."    Eb.  S.  137);  HI,  383  ff.,  V,  3S5.     Ganz  abstracl 
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aus  dem  Priucip  der  Rechtsgleichheit  dedacirt  L.  Brentano  in  seiner  ««Arbeiter- 
Versicherung'',  Leipz.  1S79.  Anders  und  richtig  Schmoller,  Grundfragen,  Kap.  6. 
besonders  die  Ausführungen  gegen  Treitschko.  —  Zu  vergleichen  sind  auch  rechts- 
philosophische Erörterungen,  z.  B.  Röder,  Naturrecht  II,  108  ff.,  Ahrens,  Natur- 
recht,  II,  46  [f..  Stahl,  Philosophie  des  Rechts  II,  3.  A.,  S.  321  ff.,  331.  Siebe  auch 
ßluntschli,  Politik,  Stuttg.  187G,  S.  52  ff.  Die  ökonomische  Seite  des  Gleichheits- 
princips  kommt  in  den  Betrachtungen  der  Rechtsphilosophen  und  theoretischen  Politiker 
meistens  zu  kurz.  Mit  der  Abweisung  der  Vermögensgleichheit  u.  dgl.  ist  das  Problem 
gerade  auch  auf  ökonomischem  Gebiete  nicht  erschöpft. 

Eine  besondere  Wichtigkeit  hat  die  Frage  des  Gleichheitsprincips  fUr  den 
Socialismus.  Bei  dem  absichtlichen  Dunkel,  in  welchem  auch  die  Hauptvertreter, 
Marx  voran,  die  Frage  der  Regelung  der  Yertheilung  des  Productionsertrags  in  der 
80cialistischen  Ordnung  belassen,  bei  dem  Wechsel  der  Zielpuncte  dafdr  in  den  Pro- 
grammen (Yertheilung  „einem  Jeden  nach  seiner  Leistung*',  oder  „einem  Jeden 
nach  seinen  Bedarfnissen",  siehe  Grundlegung,  Theil  I,  S.  128),  bei  dem  vorsichtigen 
Wechsel  auf  die  Zukunft,  welchen  Marx  ausstellt  filr  die  „Yertheilung  nach  den  Be- 
dürfnissen", wenn  erst  einmal  die  Menschen  sich  im  Socialstaate  psychisch  und 
ethisch  in  der  erforderlichen  Weise  geändert  haben  werden  ^),  kann  man  auch  niemals 
genau  feststellen,  wie  sie  sich  zur  Einkommenvertheilung  nach  dem  Princip  der 
Gleichheit  denn  eigentlich  stellen.  Man  wird  aber  behaupten  dürfen,  dass  mindestens 
als  letztes  Ziel  eine  wesentliche  Gleichheit  der  Yertheilung  nur  die  Gonseqaenz  des 
Systems  sein  wurde.  Deutlich  tritt  u.  A.  bei  Bebel  und  auch  allgemeiner  in  den 
practischen  Bestrebungen  der  Socialdemokratie  die  sonstige  Gleichheits-  und  Gleich- 
berechtiguugstendenz,  so  in  Betreff  der  Geschlechter,  auch  theilweise  der  Lebensalter 
hervor.  Mitunter  wie  bei  Bebel  in  Betreff  des  weiblichen  Geschlechts  mit  den  wül- 
ktlhrlichsten  „historischen"  Erklärungen  der  gedrQckten  socialen  Stellung  und  fehlen- 
den Gleichberechtigung  des  Weibes  (so  in  der  „Frau"  der  rothe  Faden  der  Beweis- 
fahrung),  ohne  irgend  genügende  Rücksicht  auf  die  rein  natürliche,  in  der 
körperlich-geistigen  Organisation  und  der  Function  des  Weibes  begründete,  auch  in 
der  höheren  Thierwelt  sich  findende  Inferiorität  des  Weibes,  wie  das  neoerdings 
Ziogler  in  der  genannten  Schrift  (besonders  S.  25  ff.)  wieder  schlagend  nach- 
gewiesen hat.  Yieles  in  solchen  „socialistischen  Beweisführungen"  kann  man  denn 
auch  nur  ironisch  behandeln  und  braucht  die  Schlüsse  daraus  und  die  Forderungen 
danach  nur  hinzustellen,  um  sie  sich  selbst  widerlegen  zu  lassen.  Im  Folgenden 
genügt  es,  auf  diese  Dingo  nur  beiläufig  hinzuweisen.  Im  ersten  Theile  ist  nament- 
lich in  Buch  4,  Kap.  2  (Regelung  der  Yertheilung,  §.  269  ff.)  die  Frage  von  der 
Zulässigkcit  und  dem  Maasse  ungleicher  Einkommenvertheilung  schon  behandelt  worden. 

I.  —  §.  49  [220].  Die  Gleichheit  als  ökonomische 
Forderung.  Die  Forderung  der  persönlichen  Gleichheit 
schliesst  vor  Allem  diejenige  der  Gleichberechtigung  im  per- 

0  In  einer  grösseren  Besprechung  des  1.  Theils  meiner  Grundlegung  durch 
einen  jüngeren  socialistischen  Gelehrten,  Conrad  Schmidt  in  Zürich  (Braon's  Archiv 
für  sociale  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  B.  VI,  1S93,  Heft  3  und  4),  wird  meinem  Bache 
vor  Allem  der  Vorwurf  gemacht,  Marx  nicht  gebtlhrend  gewürdigt  zu  haben,  — 
Schmidt*s  Yorwurf  Hesse  sich  kürzer  dahin  fassen :  „an  Marx  noch  nicht  zu  glauben", 
wie  der  1.  Auflage  meiner  Grundlegung  damals  aus  anderem  Parteilager  der  ähnliche 
Yorwurf:  „an  A.  Smith  nicht  mehr  zu  glauben^*  gemacht  ward  — .  Ich  nehme 
beide  Vorwürfe  gelassen  hin.  Marx  ist  ebensowenig  als  Smith  eine  „Bibel"  für 
mich,  wie  er  es  für  diese  jüngeren  socialistischen  Theoretiker,  die  ganz  nach  der 
Schablone  orthodoxer  Dogmatiker  verfahren,  ist.  Die  Stellen,  welche  C.  Schmidt 
gegen  mich  aus  Marx  in  der  oben  berührten  Frage  anführt,  beweisen  nnr,  daas  es 
Marx,  ebenso  wie  andere  Socialisten  immer  gut  verstand,  wenn  man  sie  stellt  — 
auszuweichen.  So  hier  in  Betreff  des  Hinweises  auf  „Dermaleinst^*,  wo  mit  „anderen 
Menschen*'  ein  Grundsatz  wie  der  der  Yertheilung  „nach  den  Bedürfhissen"  werde 
durchfuhrbar  sein.  Gegen  solche  „Zukonftsmu&ik''  giebt  es  ja  natürlich  auch  einst- 
weilen keine  unbedingte,  weil  keine  erfahrungsmässige  Widerlegung.  Aber  ist  diese 
Art  der  Marx,  C.  Schmidt  u.  s.  w.  etwas  Anderes  als  Sophistik? 
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8onlichen  und  wirthschaftlichen  Leben  und  Verkehr  oder  der 
Gleichheit  des  Rechts  für  Alle  in  sich.  Für  uns  handelt  es 
sich  hier  nar  um  die  Consequenzen  des  Gleichheitsprincips  auf 
socialökoDomischem  Gebiet. 

Die  Forderung  der  Gleichheit,  insbesondere  des  gleichen  Rechts 
im  wirthschaftlichen  Concurrenzkampf  entspricht  einer  individua- 
listisch-atomistischen  Volkswirthschaft,  welche  auf  dem  Grundsatz 
der  freien  Concurrenz  aufgebaut  ist,  vollständig.  Sie  ist  daher 
auch  von  der  modernen  Volkswirthschaftslehre  principiell  gestellt 
worden,  freilich  unter  Innehaltung  einer  wichtigen  Grenze.  Von 
Allen  wird  hier  die  höchstmögliche  Kräfteanspannung  im  eigenen 
nnd  im  Gesammtinteresse  erwartet  und  dazu  soll  durch  die  freie 
Concurrenz  angespornt  und  genöthigt  werden.  Alsdann  aber  er- 
hält ein  Jeder  den  Antheil  am  Volkseinkommen  und  Volksvermögen, 
welchen  er  nach  der  Grösse  und  Art  seiner  Leistungen  ökonomisch 
verdient,  —  den  schlechtweg  „gerechten  Antheil"  (I,  §.  313).  Soll 
die  dieser  Auffassung  zu  Grunde  liegende  Fiction  nicht  noch 
schärfer  hervortreten,  als  sie  es  ohnehin  thut,  wenn  nicht  zufolge 
optimistischer  Illusionen  unbestreitbare  Thatsachen  verkannt  werden, 
so  mnss  wenigstens  in  allen  übrigen  Verhältnissen  der  Wirthschaft 
nnd  des  Lebens,  nur  mit  der  freilich  entscheidenden  Ausnahme  des 
Besitzes,  auch  des  ererbten,  selbst,  namentlich  in  dem  bezüglichen 
Erwerbsrecht,  Besitzrecht  und  Recht  der  Berufswahl  und  Berufs- 
ansttbiing  möglichste  Gleichheit  bestehen.  Dies  fordert  die  Ge- 
rechtigkeit, damit  der  Concurrenzkampf  unter  gleichen  Bedingungen 
geführt  werde.  Ungleichheiten,  welche  nicht  auf  Verschiedenheiten 
der  individaellen  wirthschaftlichen  Leistungen  zurückzuführen  sind, 
vor  Allem  Rechtsnngleichheiten  werden  daher  grundsätzlich  ver- 
worfen: als  ungerecht,  weil  sie  die  Bedingungen  der  Concurrenz 
von  Yomherein  ungleich  machen;  aber  auch  als  einzel-  und  volks- 
wirthschaftlich  nachtheilig,  weil  sie  für  die  Bevorzugten  den  Sporn 
der  Concurrenz  beseitigen  oder  schwächen  und  so  muthmaasslich 
die  Leistungen  derselben  zum  allgemeinen  Nachtheil  vermindern. 
Denn  da  nach  der  hier  herrschenden  Ansicht  nur  oder  wenigstens 
weit  fiberwiegend  der  Vortheil,  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse 
die  iDdividnen  in  der  Wirthschaft  wirksam  antreibt,  die  anderen 
Motive  (I,  §.  34)  bei  Freien  kaum  berücksichtigt  werden ,  so  muss 
folgerichtig  eine  Verminderung  der  Leistungen  angenommen  werden, 
wenn  in  Folge  von  Bevorzugungen  (Privilegien!)  Jemand  nicht 
ebenso  wie  alle  Anderen  der  Concurrenz  ausgesetzt  ist. 
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Nivellirung  aller  geschichtlich  überkommenen 
RechtsnDgleichheiten  der  Individuen,  wenigstens  der- 
jenigen Ungleichheiten,  welche  irgend  denkbarer  Weise  einen  wirth- 
schaftlichen  Einfluss  ausüben,  wie  Vorrechte  in  Erwerb,  Berufs- 
wahl, Besitz,  ist  die  nothwendige  Forderung,  zu  welcher  die  Theorie 
der  freien  Concurrenz  gedrängt  wird.  Diese  Forderung  wird  daher 
in  der  liberal -individualistischen  Nationalökonomie  auch  mit  aller 
Energie  vertreten,  woraus  sich  die  Unterstützung  bekannter  rechts- 
philosophischer und  politischer  Postulate  der  Neuzeit  auch  wieder 
vom  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  ergiebt. 

Die  nahe  liegende  weitere  Consequenz,  auch  den  Einfluss  rein 
natürlicher  Ungleichheiten,  vor  Allem  des  Geschlechts,  theilweise 
auch  des  Lebensalters,  möglichst  zu  eliminiren,  wird  von  dieser 
Theorie  zwar  mehrfach  auch  gezogen,  aber  doch  behutsamer,  mit 
gewisser  Beachtung  der  historischen  Entwicklungen  und  der  einmal 
gegebenen  natürlichen  Grundlagen  dieser  Ungleichheiten.  Erst  der 
Socialismus  zieht  diese  Consequenz  rücksichtsloser,  dehnt  sie  dann 
aber  sogar,  in  seiner  Weise  folgerichtig,  auf  andere  natürliche  Un- 
gleichheiten, Anlage,  Fähigkeit,  davon  abhängige  Leistung  mit 
aus,  wie  in  der  Forderung  fUr  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens: 
nicht  mehr  Jedem  nach  seinen  Leistungen,  sondern  „dermaleinst'' 
Jedem  nach  seinen  Bedürfnissen. 

Die  Ungleichheit  der  individuellen  Einkommen  und  Ver- 
mögen selbst  hält  dagegen  die  liberal -individualistische  Theorie 
durchaus  fest.  Nnr  soll  dieselbe  parallel  den  individuellen  wirth- 
schaftlichen Leistungen  gehen  und  thut  das  auch  der  Annahme 
nach,  wenn  sich  die  Menschen  sonst  im  Goncurrenzkampf  nur  frei 
und  gleich  gegenüberstehen :  die  grosse  Täuschung  der  Schule  und 
der  schwache  Pnnct,  an  welchem  die  Angriffe  des  Socialismus  be- 
sonders einsetzen. 

U.  —  §.  50  [221].  Bedenken  gegen  extreme  Durch- 
führung des  Gleichheitsprincips.  In  einer  Hinsicht  geht 
hier  nun  die  liberale  Theorie  nur  einen  Schritt  weiter  auf  der 
Bahn,  welche  sie  in  der  Bekämpfung  der  Unfreiheit  mit  wirth- 
schaftlichen Gründen  beschritten  hat  (§.  34  ff.).  Sie  darf  auch  ein 
ähnliches  Verdienst  beanspruchen,  soweit  es  sich  um  verrottete, 
ungerechte  oder  unpassende  Vorrechte,  Privilegien  einer-,  Benach- 
theiligungen andrerseits  im  wirthschaftlichen  Erwerb  und,  wie 
immer  mehr  oder  weniger  darauf  rückwirkend,  in  der  sonstigen 
socialen   und  politischen  Sphäre  handelt.    Das  Princip  der  Gleich- 
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hdt  und  der  Gleicbberechtigang  enthält  ebenso  wie  das  Prineip 
der  persönlichen  Freiheit  für  höher  entwickelte  Völker  die  Ertllllung 
einer  wichtigen  Hnmanitäts-  und  Cultarforderung. 

Der  anbedingten,  rtlcksichtslos  individualistischen  Durchführung 
des  Gleichheitsprincips  stehen  jedoch,  und  zwar  gerade  bei  Auf- 
rechthaltung  des  Princips  der  individuellen  Erwerbs-  und  Besitz- 
ungleichheit,  selbst  bei  solchen  Völkern ,  geschweige  bei  roheren, 
gerade  vom  rein  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  erhebliche 
Bedenken  gegentlber.  Von  diesen  erscheinen  zwei  als  die  wichtigsten. 
Einmal  droht  sich  die  wirthschaftliche  Gesellschaft  zu  atouiisiren 
und  dadurch  vollends  zu  zerfallen  und  sodann  verbreitet  sich  die 
falsche  Meinung,  dass  die  „schwächeren"  Elemente  (I,  §.  318)  durch 
Gewährung  der  zunächst  rein  formalen  Rechtsgleichheit  Alles  er- 
langt hätten,  was  sie  brauchen,  um  den  Goncurrenzkampf  unter 
gleichen  Bedingungen  auszufechten. 

1.  Die  erste  Gefahr  ist  unläugbar  und  hat  schlimme  Folgen. 
Reinerlei  Solidarität,  keinerlei  organische  Verbindung  mehr,  das 
ist  die  nothwendige  Consequenz:  nicht  „Einer  für  Alle  und  Alle 
für  Einen'*,  wie  es  der  Grundsatz  in  gesunden  socialen  Organismen 
ist,  sondern  umgekehrt  „Keiner  für  Alle  und  Jeder  für  sich^'  wird 
die  Parole.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  scheut  vor  dieser. 
Consequenz  ausgesprochener  Maassen  keineswegs  zurück,  sondern 
verlangt  gerade  bei  ihren  folgerichtigsten  Vertretern  vielmehr  deren 
weiteste  Verwirklichung.  Aber  unvermeidlich  treten  dann  auch  Er- 
scheinaugen im  wirthschaftlichen  Leben  hervor,  wie  sie  im  ersten 
Theile  unter  den  „Nachtheilen  des  Systems  der  freien  Concurrenz" 
(I,  §.  316  ff.)  bereits  dargelegt  wurden. 

Zwar  ist  auch  die  liberal-individualistische  Theorie  in  einer 
Hinsicht  sich  dieser  Gefahr  der  Atomisirung  und  Isolirung,  dadurch 
der  weiteren  Schwächung  der  im  wirthschaftlichen  Goncurrenzkampf 
stehenden  an  sich  schon  schwächeren  Individuen,  wenn  nicht  allgemein 
bei  allen  ihren  Vertretern  —  gerade  ganz  folgerichtige  ökonomische 
Individualisten  haben  mehrfach  auch  hier  eine  abweichende  Stellung 
behalten  (z.  B.  Prince-Smith)  —  so  doch  allmälig  bei  den  meisten 
bewQsst  geworden.  Man  hat  deshalb  die  Genossenschafts- 
bildung gerade  zur  Stärkung  der  isolirt  schwachen  Elemente 
empfohlen,  aber  durchaus  nur  die  auf  freiem  Zusaramenschluss 
beruhende.  Dabei  ist  aber  nicht  nur  die  Schwierigkeit  solcher 
freien  Bildungen  unterschätzt,  sondern  auch  die  Leistungsfähigkeit 
derselben  überschätzt  worden  (Gewerkvereine  der  Arbeiter).     Und 

^,  Wagner«  Gnudlegruig.    3.  Anfl.    2.  Thei].  Volks'wirthschaft  u.  Kccbt.  7 
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die  neue  Gefahr  eines  Zerfalls  der  Gesellschaft  in  organisirte 
Interessenverbände  und  einer  gefährlichen  Verschärfung  der  Wir- 
kungen des  Concurrenzprincips  blieb  unbeachtet. 

Am  Meistco  zeigen  sich  diese  Folgen  bei  der  Durchfahrang  des  Priucips  der 
Freiheit  and  Gleichheit  in  den  modernen  Gew^erbererfassangon  aaf  der  Basis  der 
Gewerbefreiheit  Es  wird  hier  immer  vergessen,  dass  alle  Schranken,  welche  Zunft- 
zwang, Gewerbegesetz  a.  s.  w.  bilden,  „7or  allen  Dingen  auch  Schranken  für  die 
volle  Entfaltung  der  Kapitalmacht  sind''  (Lange,  Arbeiterfrage,  S.  60).  Vgl.  die 
drastischen  Schilderungen  der  Gewerbeverhältnisse  in  Aachen  unter  dem  Eiufloss  der 
wechselnden  Goojunctur  n.  s.  w.  von  A.  Thun  (Industrie  am  Niederrhein,  Leipzig, 
1S79,  besonders  S.  47  ff.\ 

Die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  hat  ohne  Zweifel 
viele  vollständig  berechtigte,  im  wahren  Sinne  zeitgemässe  Reformen 
bewirkt. 

So  die  Beseitigung  wirthschaftlich,  finanzieU  privilegirter  Stände,  die  Herstellong 
allgemeiner  und  gleichmässiger  Besteuerung  (wenigstens  im  Princip,  wenn  anch  noch 
lange  nicht  in  der  practischen  Durchführung),  die  Aufhebung  7on  Rechtsangleich* 
heiten,  auch  im  Gebiete  des  wirthschaftliclien  Verkehrsrechts,  in  Folge  7on  Ver- 
schiedenheiten der  Beligion,  der  Sprache  und  Abstammung^),  die  Abschaffong  nn- 
nOthiger,  unpassender  und  unbilliger  rechtlicher  Beschränkungen  und  Benachtheilignngeo, 
welche  das  weibliche  Geschlecht  und  welche  Glassen  oder  Einzelne  7on  geringerer 
allgemeiner  und  technischer  (Berufs-)  Bildung  trafen. 

Aber  das  richtige  Maass  in  den  Keformen  ist  nicht  immer 
innegehalten  worden  und  an  principiellen  Fehlgriffen  hat  es  nicht 
gemangelt. 

So  wird  z.  B.  ein  so  natürlicher  Unterschied,  wie  der  geschlechtliche 
auch  im  wirthschaftlichen  Yerkehrsrecht  niemals  ganz  beseitigt  werden  dürfen  und  — 
können.  Die  Hineinziehung  der  Frau  in  jede  Art  des  Goncurrenzkampfs  der  Er- 
werbsarbeit kann  so  ungünstige  sittliche  und  die  ganze  Volkscultnr  betreffende  Folgen 
haben,  dass  die  etwa  günstigen  wirthschaftlichen  Folgen  der  völligen  rechtlichen 
Gleichstellung  der  Geschlechter  im  Verkehr  nicht  allein  in  Betracht  kommen  dQifen. 
Die  erheblich  günstigere  Griminalfreqnenz  des  weiblichen  Geschlechts  ist  z.  B. 
jedenfalls  auch  mit  auf  dessen  geringere  Betheiligung  am  wirthschaftlichen  Concnireiu- 
kampf  zurückzuführen.  (Vgl.  Quetelet,  phys.  soc.  Brux.  1869,  II,  288.  Gnerry, 
stat  mor.  de  l'Anglet  et  de  France,  1864,  die  meisten  Karten,  Wappaeas,  Bev. 
titat.  II,  423,  meine  Gesetzmässigkeit  I,  31,  v.  Oettingen,  Moralstat,  2.  Aufl.,  511  ff., 
auch  451,  485,  499.  Ebenso  beim  Selbstmord,  siehe  meine  Gesetzm&ssigkeit, 
I.  23,  II,  138  bis  142,  272.)  Dgl.  wird  in  den  im  Einzelnen  gewiss  vielfach  be- 
rechtigten, im  Ganzen  aber  sehr  oft  übertreibenden  Bestrebungen  tfXt  die  sogenannte 
Emancipation  der  Frau  nur  zu  leicht  übersehen  oder  unterschätzt.  Die  Hinein- 
ziehung der  Frau  in  die  niederen  Arten  der  materiellen  Erwerbsarbeit,  in  die  Fabrik, 
oder  vollends  in  das  Bergwerk  wird  mit  Recht  als  ein  überwiegend  ungünstiger  Unter- 
schied des  modernen  Gewerbebetriebs  im  Vergleich  zum  zünftigen  Handwerk  gelten 
müssen,  ähnlich  wie  die  Hineinziehung  der  Kinderarbeit  (über  das  Vorwalten  des 
männlichen  Geschlechts  in  der  Zunft  siehe  Stahl,  Handwerk,  I,  42  ff.).  Ftlr  die 
unbemittelten  Frauen   der  höher  gebildeten  Stände   mag  man  mit  Recht  das  Princip 


^)  Vgl.  übrigens  unten  §.  S4  über  Einwanderung  fremdartiger  Elemente: 
was  mutatis  mutandis  unter  Umständen  in  einem  Staate  auch  hinsichUich  solcher  in 
demselben  bereits  wohnender  Bevölkerungäelemente  gelten  kann,  welche  durch  Ab- 
stammung und  Sitte  sehr  verschieden  sind  (Chincseufrage  in  Nordamerica,  Jndenfrage 
in  Osteuropa). 
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der  Gleichheit  mehr  darchfuhren,  indem  das  „m&nnliche  Arbeitsmonopol*'  gebrochen 
oder  beschr&nkt  wird,  zumal  in  Ländern  mit  grösserer  (meist  die  Männer  stärker 
betreffender)  Auswandernug,  nngttnstigerer  Heiratbscbance  a.  s.  w.  Das  alte:  est 
modus  in  rebus  wird  aber  trotz  J.  St.  Mill  hier  niemals  zu  vergessen  sein.  Formale 
Gleichheit  wird  nur  zu  leicht  wieder,  auf  natürlich-Ungleichartiges  angewandt,  selbst 
zar  realen  Ungleichheit,  das  vergessen  auch  viele  männliche  und  weibliche  Ver- 
treter der  Frauenemancipation  gemässigterer  Richtung  leicht,  vollends  unsere  heutigen 
Socialisten  von  der  Art  Bebel's.  Siehe  über  die  hier  nicht  weiter  zu  verfolgende 
.^Franenfrage'"  den  Aufsatz  von  J.  Pierstorff  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften B.  III,  daselbst  S.  660 — 662  auch  umfassende  Littcraturangaben. 

Die  Bedeutung  der  Altersunterschiede  wird  vielfach  verkannt,  indem  z.  B.  in 
übertriebenem  Gleichheitsstreben  die  unreife  gewerbliche  Jugend  sich  mehr  oder 
weniger  selbst  oder  höchstens  der  unzureichenden  elterlichen  Aufsicht  überlassen 
wird,  wobei  die  sittliche  Zucht  und  selbst  die  ordentliche  technische  Ausbildung  der 
jtlngeren  Generation  in  die  Brüche  geht  (Lehrlingswesen,  Herabsetzung  der  Grenze 
des  Volljährigkeitsalters;  allgemeine  Gleichstellung  des  mehrfach  bisher  höheren 
Volljährigkeitsalters  auf  21  Jahre  jetzt  im  Deutschon  Beich);  von  den  Einwänden 
gegen  das  Princip  des  gesetzlichen  Schulzwangs  gar  nicht  zu  reden,  durch 
welches  man  öfters  die  „Freiheit*'  der  Kinder  und  Eltern  für  zu  sehr  beschränkt 
erachtet  hat,  wie  in  England  und  Frankreich  so  lange. 

Die  so  einflussreichen  Bildungsunterschiede  der  Erwachsenen  werden  in 
falschem  Freiheits-  und  Gleichheitsstreben  in  ihrer  maassgebenden  Bedeutung  ignorirt, 
indem  mau  z.  B.  allen  Eltern  als  solchen  ohne  Weiteres  die  gleiche  Fälligkeit  und 
den  gleichen  Willen  zutraut ,  genügend  für  ihre  Kinder  zu  sorgen  (Frage  der 
Arbeiterschutzgesetzgebnng  und  der  gesetzlichen  Beschränkung  der  Kinderarbeit  darin) ; 
oder  indem  man  es  als  demüthigenden,  die  Freiheit  und  Gleichheit  verletzenden 
Zwang  bezeichnet,  erwachsene  Arbeiter  und  andere  Personen  zum  Eintritt  in  Ver- 
sicherungscassen  gesetzlich  anzuhalten  (Fragen  des  gewerblichen  Hilfscassenwesens, 
des  Arbeiter-  und  sonstigen  Versicherungswesens,  des  Cassenzwangs  und  der  Zwangs- 
casse,  bei  welchen  Fragen  noch  bis  in  die  Gegenwart  solche  Gesichtspnncte  eine  Bolle 
spielen,  namentlich  bei  den  liberalen  Nationalökonomen  und  Politikern,  oder  Frage. 
solche  Arbeiter  gesetzlich  gegen  die  Ausbeutung  durch  zu  lange  tägliche  Arbeits- 
zeit schützen  zu  wollen,  Frage  des  gesetzlichen  Maximalarbeitstags  u.  dgl.  m.). 

Auch  solch  übertriebenes  Gleichheitsstreben  hat  es  mit  ver- 
schnldet,  dass  die  alten  Wirthschaftsordnangen  eingerissen  worden 
sind  und  jeder  Versuch  eines  Neubans  oder  einer  grtlndlichen 
Reforni  so  lange  unterblieben  ist.  Denn  auf  der  Basis  völlig 
mechanischer  Gleichheit  der  Individaen  war  ein  solcher  Versuch 
unmöglich.  Jetzt,  nachdem  endlich  das  Bedürfniss  wieder  mehr 
anerkannt  wird,  zeigt  sich  die  Schwierigkeit,  die  „entfesselten 
wirthschaftlichen  Kräfte"  der  atomisirten  modernen  Erwerbsgesell- 
schaft  von  Neuem  organisch  zu  verbinden. 

§.  51  [222].  —  2.  Fast  noch  gewichtiger  ist  das  zweite  Be- 
denken gegen  die  extreme  Durchftlhrung  des  Gleichheitsprincips  im 
modernen  Verkehrsrecht  und  im  modernen  Recht  überhaupt. 

Die  erlangte  rechtliche  und  politische  Gleichheit  ist 
fflr  einen  grossen  Theil  der  Bevölkerung  nur  von  verhältnissmässig 
geringem  Werth,  ohne  Gewährung  einer  weiteren  Consequenz  des 
Gleichheitsprincips,  nemlich  ohne  Gleichheit  der  ökono- 
mischen  Lage  oder  wenigstens  der   Erwerbsbedingungen. 

7* 


Ifita^  F'/iZtr^zz  hjLi  äb^^r  lie  liberal -indiTidiialisdsche  National- 
ükon-imie  §o  wenL^  ^  di^  Beciit5phil«:*äi3phie  and  die  Politik  ziehen 
woUec.  Die  Theorie  de«  «.'«joiziiaiiismiu  and  des  Sociali«mas  haben 
«ie  d^^e^eIl  gezozen.  ccd  lo^Uoh.  wenn  einmal  die  Prämissen, 
ans  denen  die  G>iohhe:t$fonienia£  herrorgc^ngen  ist,  anerkannt 
werden,  mit  vollem  Rechte.  Denn  wichtiger  nnd  drfickender, 
wenigsceLs  nach  moderner  Aosohatiiing  drückender  empfanden  von 
der  Ma««e  der  Bevöikenin^  al*  jede  andere  Art  der  Ungleichheit 
wird  die  durch  die  angleiche  Uvhe  und  Art  des  Einkommens  nnd 
Besitzes  bewirkte  ungleiche  Laze  der  Individnen  nnd  Familien. 
Diese  Ungleichheit  aber  häcgt  wieder  romemlich  von  der  Ungleichheit 
der  Erwerbsbediognngen  cnd  letztere  Ungleichheit  direct  nnd  indireet 
von  dem  InstLtnt  des  Privatei^enthams  an  den  sachlichen  Prodactions- 
mittein  ar>.  Deshalb  bat  denn  acch  der  Socialismns  nnd  haben 
die  seiner  Loscng  folgenden  unteren  Classen.  psvchologisch  be- 
greiflich gencg.  diese  Gleichheit  zar  pnctischen  Forderang  erhoben. 
Daher  folgerichtig  der  Kampf  ge^en  cie  geschichtlich  fiberkommenen, 
bestehenden  Besitzverhältnisse.  welche  nivellirt,  gegen  Privatgmnd- 
eigenthnm.  Privatkapit:il.  Erbrecht,  privaten  Rectenbezng,  welche 
beseitigt  werden  sollen.  Daher  m.  a.  W.  das  Hervortreten  der 
modernen  ..socialen  Frage**,  die  man,  von  diesem  Gesichtspnncte 
ans  wenigstens,  formaliren  kann  als  .,den  zum  Be^nsstsein  ge- 
kommenen Widersprach  der  volkswirthschattlichen  Entwicklung 
mit  dem  als  Ideal  vorschwebenden  nnd  im  politischen  Leben  sich 
verwirklichenden  gesellschat^liehen  Entwicklongsprincip  der  Freiheit 
und  Gleichheit'*  fv.  Scheel)  M. 

Die  comniunistisch-socialistische  Theorie  wird  gerade  von  den 
Vertretern  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  am  Heftigsten  be- 
fehdet. Aber  vergebens  sträuben  sich  dieselben  gegen  das  An- 
erkcnntniss,  dass  die  socialistisch-commnnistische  Theorie  nur  die 
conse^juentere  Fortbildung  des  Gleichheitsprincips  ist,  die  conse- 
queritere  gerade  auf  dem  Boden  der  Wirthschaftsverhältnisse. 

K^  'rrrch'jint  M  uiib':-faii?eiier  PriifuLg  namentlich  nur  als  eine  Fiction  der 
«'oij'iTjrreriztheorie,  cJass  die  von  dieser  geforderte  Gleichheit  des  WirthschafUrechts 
wirllirli  in  der  Sphäre  der  winhschaftlichen  Concurrenz  die  Bedingungen  des  Erwerbs 
"ind  h*:^\t/.*:H  gleich   stelle.  Sonne   nnd  Wind   bleich   FerthoiIe*\     Und   bloss  als  eine 

*/  7.  Scheel.  Theoriu  der  socialen  Frage,  S.  16.  Ucber  die  allgemeinere 
Honiiulirunt;  der  socialen  l'rajrc  liWrhaum  siehe  meine  Ansfahrung  in  Uildebrand's 
Jahrb..  XXI.  lilU. 

^)  Si«dic  I,  g.  313,  besonders  dio  Theorie  ron  Priuce-Smith.  Eine  solche 
Metion  Jileibt  auch  die  „Gleichheit*'  der  in  Gewerkvereincu  organisirten  Arbeiter 
ircgeniiber  dem  rrivatkapital.   Die  neueren  Arbeiten  Brentano 's  und  seiner  uuselb- 
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weitere  Fiction  erweist  sich  die  AuffassuDg,  dass  ererbte  Prodactionsmittel 
(Boden  und  Kapital),  welche  dem  einen  Concurrenten  den  Kampf  erleichtern,  wieder 
nnr  auf  wirthschaftlicbe  Leistungen  der  Vorgänger  zurückzufahren  seien,  —  ganz 
abgesehen  ?on  dem  Widerspruch,  welcher  zwischen  dieser  Hochschätzung  des  Familien- 
rerbands  und  der  atomistisch-indiFidualistischen  Auffassung  des  privat wirthschaftlichen 
Verlrehrs  liegt.  (Siehe  I,  §.  318,  besonders  Prince- Smith  im  Art  Handelsfreiheit 
bei  Bentzsch,  S.  441.) 

Man  kann  auch  in  keinem  dieser  Fälle  einwenden,  dass  die  socialistisch-com- 
munistischen  Forderungen  noch  begründeter  im  System  der  alten  Wirthschaftsordnungen 
mit  ihrer  rechtlich,  nur  zum  Theil  freilich  auch  factisch  noch  grösseren  Ungleichheit 
der  Stellung  der  Einzelnen  gewesen  seien,  als  im  System  der  heutigen  freien  Gon- 
currenz.  Denn  jene  Ordnungen  schufen  vielfach  einen  Schutz  auch  für  die  Schwächeren 
und  die  Ungleichheit  der  Vermögen  war  bei  ihnen  im  Einklang  mit  allen  anderen 
Terhältni^en,  z.  B.  mit  der  ganzen  politisch-ständischen  und  bcrnfsständischen  Ord- 
nung der  Bevölkerung,  während  sie  heute  damit  im  Widerspruch  steht 

Sicherlich  ist  es  aber  eiue  für  das  practische  Wirthschaftsleben 
und  für  so  viele  Fragen  der  wirthschaftlichen  Gesetzgebung  ge- 
tabrlicbe  Illusion,  bloss  aus  der  formalen  Rechtsgleichheit  eine  reale 
Gleichheit  der  Kampfbedingungen  in  der  freien  Goncnrrenz  ab- 
zuleiten. Die  Verschiedenheiten  der  natürlichen  Begabung,  der 
Bildung,  des  Characters,  des  Besitzes,  der  ganzen  socialen  Stellung 
u.  8.  w.  sind  immer  noch  so  ausserordentlich  gross  und  üben  auch 
bei  voller  Rechtsgleichheit  —  so  selten  sie  noch  besteht  und  so 
häufig  sie  von  der  Sitte  in  ihrer  Wirksamkeit  durchbrochen  wird  — 
einen  so  entscheidenden  £influss  auf  den  Ausgang  des  Concurrenz- 
kampfes  aus,  dass  man  darüber  sich  unmöglich  täuschen  kann. 
Trotzdem  ist  gerade  dem  Princip  dieser  so  gestalteten  Rechtsgleich- 
heit gegentlber  auch  von  Nationalökonomen  so  oft  der  Schluss  ge- 
zogen worden,  dass  mit  ihrer  Gewährung  alles  Notbweudige  er- 
reicht und  z.  B.  jede  weitere  Einmischung  der  Staatsgewalt  und 
der  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  unteren  Volksclassen  eine  „un- 
gerechte'' und  „unzweckmässige''  Politik  sei.  Es  bedarf  angesichts 
der  klaren  Thatsachen  des  Lebens  und  der  Erscheinungen  des 
wirthschaftlichen  Concurrenzkampfs  keiner  Beweisführung  für  die 
Einseitigkeit  dieser  Auffassung. 

III.  —  §.  52  [223].  Entscheidung  hinsichtlich  des 
Gleichheitsprincipes.  Die  hervorgehobenen  Bedenken  recht- 
fertigen die  Forderung,  dass  auch  das  Gleichheitsprincip  so  wenig 
als   das   Freiheitsprincip ,   dessen   Consequenz   es  ist,   absolut  hin- 

stäodigen  Anhänger  über  Arbeitsrerhältniss ,  Arbeiter^ersicherung,  socialen  Frieden 
u.  dgl.  überäehen  dies  viel  zu  sehr.  Auch  wenn  eine  so  vollständige  Organisation 
der  Arbeiter  gelänge  und  wenn  man  sich  völlig  über  die  politischen  u.  s.  w.  Be- 
denken dabei  hinwegsetzte,  bliebe  die  Lage  der  Arbeiter  im  Concurrcnzkampf  im 
Vergleich  zu  den  kapitalistischen  Unternehmern  eine  ungleiche,  wie  sich  nament- 
lich in  jeder  etwas  länger  dauernden  absteigenden  Conjnnctur,  Krise  und  flauen 
Zeit  zeigt. 


102  1-  B.  3.  K.   Persönliche  Freiheit.   2.  H.A.  Gleichheit.  §.  52. 

gestellt  und  durchgeführt  werde  nnd  dass  maD  mit  der  Gewährnng 
der  Rechtsgleichheit  die  Aufgabe  der  wirthschafrlichen  Gesetzgebung 
und  der  öflFentlichen  Verwaltung,  die  fttr  den  Concurrenzkampf 
schwächeren  Elemente  zu  stützen  und  zu  heben,  nicht  für  ab- 
geschlossen halte.  Das  Gleichheitsprincip  muss  vielmehr  seinen 
speciellen  Inhalt  und  Umfang  in  den  zu  seiner  Durchführung  be- 
stimmten Gesetzen  wieder  nur  nach  genauer  Untersuchung  der 
concreten  Verhältnisse,  namentlich  auch  der  ökonomischen  Folgen 
erhalten,  welche  bei  dieser  Durchführung  des  Princips  im  be- 
stimmten Falle  zu  erwarten  sind.  Es  darf  dabei  vor  Allem 
nicht  einfach  nach  der  logischen  Consequenz  eines 
in  abstracter  Absolutheit  formulirten  Begriffs  vor- 
gegangen werden. 

Besonders  hervorzuheben  sind  auch  hier  bei  dieser  bloss  gene- 
rellen Prüfung  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  wohl  folgende 
einzelne  Puncte: 

1.  So  natürliche  Unterschiede  wie  das  Geschlecht,  das  Alter, 
und  die  —  von  der  Kindheit  ganz  abgesehen  —  durch  das  Alter 
bedingte  Reife  auch  in  wirthschaftlichen  Dingen,  mitunter  auch 
heute  noch  nationale  Verschiedenheiten  (Judenfrage,  Chinesen- 
frage, Irländerfrage  in  Grossbritannien,  Einwanderung  von  Ar- 
beitern geringerer  Lebens-  und  Culturbedürfnisse,  §.  83 ff.),  femer 
solche  der  Bildung  und  hier  und  da  selbst  noch  solche  der 
socialen  Stellung  und  des  Berufs  bedingen  nothwendig  auch 
manche  Verschiedenheiten  des  wirthschaftlichen  Rechts,  wenn  nicht 
bedenkliche  Folgen  auch  für  das  Wirthschaftsleben  wie  für  das 
ganze  übrige  Volksleben  entstehen  sollen. 

2.  In  Grossstaaten  wird  man  davor  warnen  müssen,  in 
scheinbar  nothwendiger  Consequenz  des  Gleichheitsprincips  durch- 
aus immer  für  das  ganze  Staatsgebiet  wirthschaftliche  Gesetze, 
besonders  solche,  welche  sich  auf  die  Production  und  den  Verkehr 
von  Sachgütern  und  zumal  auf  Grundeigenthum  (nebst  Land-  und 
Forstwirthschaft)  beziehen,  schablonenhaft  gleich  zu  machen. 
Solche  „gleiche  Gerechtigkeit*'  kann  zur  ungerechtesten  Ungleich- 
heit werden  und  führt  leicht  zur  Verletzung  jeder  historisch  ge- 
wordenen und  berechtigt  gebliebenen  individuelleren  Gestaltung  der 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse.  In  der  Gleichstellung  städtischer 
und  ländlicher,  agricoler  und  industrieller  Verhältnisse,  volkswirth- 
sehaftlich   wenig  und  hoch  entwickelter  Provinzen  hat  man  in  der 
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modernen  Gesetzgebung   oft  gefehlt  und  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung ihr  Kecht  ungebührlich  entzogen. 

3.  Andrerseits  darf  man  aber  auch  richtige  und  billige  Forde- 
rungen nach  einer  Gleichstellung  der  Individuen  und  der  Classen 
den  unteren  Classen  nicht  verweigern,  bloss  weil  die  Verleihung 
solcher  Rechte  an  sie  Nachtheile  für  die  höheren  Classen  oder 
selbst  gewisse  socialpolitische  Bedenken  mit  sich  bringen  könne. 
Vollends  dann  nicht,  wenn  diese  Rechte  nach  dem  positiven  Rechte 
den  höheren  Classen  gewährt  sind  oder  factisch  nicht  versagt 
werden  können. 

Z.  B.  das  Goalitionsrecht,  das  Recht  zu  gemeinsamen  Verabredungen  über 
die  Lohnhöhe  and  die  sonstigen  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags  u.  s.  w.  und  das 
weitere  Becht,  zu  solchen  Zwecken  vortlbergehend  oder  dauernd  Interessen?ereine  zu 
bilden  (Gewerkvereinsfrage).  Lauter  Forderungen,  welche  recht  eigentlich  eine 
unrermeidliche  Consequenz  des  Systems  der  freien  Coucnrrenz  und  seines  Rechts 
der  personlichen  Freiheit  sind,  und  deren  Verweigerung  allerdings  dann  auch  eine 
ungerechte  Verletzung  gerade  des  Gleichheitsprincips  in  sich  schliesst.  Diese  Ver- 
letzung wirkt  aber  ökonomisch  um  so  drückender,  je  mehr  das  System  der  freien 
CoDCurrenz  die  unteren  Classen  in  andrer  Beziehung  schutzlos  der  Ausbeutung  preis- 
giebt.  (Vgl.  Bamberger,  die  Arbeiterfrage  unter  dem  Gesichtspunct  des  Vereins- 
rechts, Stuttg.  187«^,  worin  zu  einseitig  den  Arbeitern  Concessionen  im  Vereinsrecht 
reisagt  werden,  nur  weil  sie  gegen  das  Interesse  der  andren  Classen.  Aber  auch  in 
der  Gegenwart  wird  mannigfach  noch  ähnlich  verfahren).  Soll  jene  Consequenz  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  nicht  unbedingt  gezogen  werden,  wofür  Vieles  spricht,  so  muss 
überhaupt  eine  allgemeinere  Beschränkung  der  freien  Concurrenz  stattfinden,  —  u.  A. 
indirect  mittelst  Ausdehnung  des  gemcinwirthschaftlichen  Systems  auf  das  Gebiet  der 
SachgOterproduction  (§.  59),  direct  mittelst  weitgreifender  gesetzlicher  und  administra- 
tiver Maassrcgeln  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  wenn  auch  theilweise  gegen  das  Interesse 
der  Unternehmer,  wie  im  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversicherungswesen   und  sonst. 

4.  Eine  wenigstens  in  gewissem  Umfang  bestehende  wahre 
(reale)  Gleichheit  der  Parteien  ist  die  Voraussetzung  einer  leidlich. 
gerechten  Gestaltung  des  Inhalts  der  wirthschaftlichen  Verträge 
(Kauf-,  Creditgeschäfte,  Darlehns-,  Pacht-,  Miethvertrag ,  Lohn- 
vertrag u.  s.  w,).  Die  Wirthschaftspolitik  hat  die  Aufgabe,  bei  den 
einzelnen  Kategorieen  von  Fällen  das  Vorhandensein  dieser  Vor- 
aussetzung und  speciell  zu  prüfen,  ob  letztere  schon  durch  die 
Gewährung  der  formalen  Rechtsgleichheit  erfüllt  sei.  Wenn  nicht, 
so  darf  sie  sich  nicht  bei  dem  Gleichheitsprincip  beruhigen,  sondern 
muss  in  zweckmässiger  Weise  einzugreifen  suchen. 

Insbesondere  zum  Schutz  des  schwächeren,  ärmeren,  unerfahreneren,  auch 
mitüBter  des  leichtsinnigeren,  leichter  Versuchungen  unterliegenden  Theils.  Insoweit 
kann  die  Einmischung  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  den  Inhalt  des  Kauf- 
rertrags  (laesio  enormis,  Täuschungen,  fraudulöse  unübersehbare  Bedingungen  [Ab- 
zaUangsgeschäfte]) ,  der  Creditverträge  (Zins-  und  Wucherfrage),  des  Mieth-  und 
Pachtrertrags  (Bedingungen  dabei),  des  Lohnvertrags  u.  s.  w.  auch  trotz  des  allge- 
meinen Prindps  der  Bcchtsgleichheit  nicht  immer  beanstandet  werden.  Mit  Recht 
ist  gerade  die  neueste  Gesetzgebung  mehrfach  wieder  mit  entsprechenden  civil-  und 
strafrechtlichen  Bestimmungen  im  Vertragsrecht  vorgegangen  (Wucherrecht).    Analoge 
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Villt  siLJ  B^ä'':hziLk^:kgt:»  d*a  E^zlim^wesoA.  der  T«rAlbniiigen  zam  Börsenspiel, 
«rrecz^re  B-'^r^noriLT^zr  -:..  ieL  =..  ige«  aach  d«m  GeBichtspnnct,  dass  die  sich 
Lirrr  zti^thtifiz  s:t:heLdcL  lürräscitc.'.  ebo  tLusichlich  nicht  in  gleicher  Weise 
fiLiz  sIl'I.  ihr  L:t*re&>r  wihrz^i^iEiii. 


Dritter   Hauptabschnitt. 

socialen   Freiheitsrechte. 

1.  Abschnitt. 
Im  Allsremeinen. 

§.  54  S.  427^  VorbemerkoDffen  und  Litteratar.  Siehe  besonders 
Stein,  VerwaltUDjrslohre.  IL  HO — 20i»  (BerOlierangspolitik),  245 — 352,  aoch  fOr  die 
Litteraturgeschichte,  «iesetzfebone,  Hindboch  1.  A.S.  63 — Sl.  3.  AolL,  II,  S.  20  ff.,  42  ff., 
ti3ff..  Bösler.  VenraltaDgsrecht,  I,  1.  §.45 — 64,  anch  filr  Litteratar  und  Gesetz- 
gebung. Seydel  im  Handbuch  ron  SchOnbenr.  III.  S43  £,  LOning,  eb.  S.  986  ff, 
Rümelin.  ebenda  L  740  ff..  Geffcken.  eb.  II.  1051  ff.  Hier  wie  in  den  Artikeln 
im  Handwörterbuch  der  Staate wiaäenschaften  (Behm.  Freizügigkeit  IH,  672  ff.,  Ehren- 
bcrg.  FremdenpoÜzei.  ebeoda  6T9  ff..  Hehm.  Eheschliessuog,  ebenda  S.  7,  ▼.  Philip- 
poTich,  Auswanderung.  I.  loOuff.  u.  a.  m.)  neben  Dariegung  des  geschichtlichen 
uii'J  geltenden  Rechts  auch  mehrfach  principielle  Erörterungen,  über  die  Frage  der 
p  t:;sendeD  G«^taltnng.  der  Bedins^ungen  und  Folgen  der  und  der  Gestaltung  des  Rechts, 
doch  nicht  immer  mit  genil«;eDder  Berücksichtigung  gerade  der  volkswirJhschaftlichen 
Seite  der  Frage  jer<rl.  z.  B.  die  Artikel  Ton  Rehm.  wo  in  der  Litteraturübersicht 
meine  bezaglichen  Ausführungen  in  der  Grundlegung,  jedenfalls  die  eingehendsten 
io  der  national* ikonomi^chen  Littcratur.  die  auch  Andere,  so  Seydel,  berücksichtigt 
haben,  gar  nicht  erwähnt  werden).  Am  Wichtigsten  sind  Stein  und  Bösler.  — 
Das  positive  Recht,  insbesondere  das  deutsche,  in  den  oben  in  §.  43.  S.  $3  ff.  ge- 
nannten neueren  Staats-  und  Terwaltungsrechtlichcn  Werken,  besonders  r.  Rönne, 
G.  Meyer,  E.  Löning,  Seydel  (über  Baiern) 

Wo  die  Rechtsphilosophen  und  theoretischen  Politiker  überhaupt  auf  diese  Bechte 
eingehen,  —  am  Meisten  noch  auf  das  Recht  der  Eheschliessung  —  thun  sie  es  ge- 
wöhnlich ohne  jede  oder  ohne  genügende  Beachtung  der  socialökonomischen  Seile  der 
Frage.  Ahrens,  Naturrecht  II,  52  ff.  passim,  Röder.  Naturrecht  II,  S.  221  passim, 
Trendelenburg,  Naturrecht.  §.  12:iff.  (Eherecht).  Bluntschli,  allgemeines 
Staatsrecht  (Lehre  vom  Staate  II),  S.  617  ff. 

Auch  die  Nationalökouomen  haben  gewöhnlich  diese  Rechte,  entgegen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung,  zu  sehr  bloss  als  einfache  Consequenzen  der  persönlichen 
Freiheit  aufgefasst  und  sich,  mit  theilweiser  Ausnahme  des  Eheschliessungsrechts,  zu 
wenig  damit  beschäftigt.  In  der  nationalökonomischen  und  verwandten  Litte- 
ratur,  namentlich  derjenigen  des  Verwaltungsrechts  und  der  Verwaltungslehre,  werden 
die  sogen,  socialen  Freiheitsrechte  vornemlich  in  drei  besonderen  Gebieten  behandelt, 
einmal  in  der  Bevölkerungslehre  und  -Politik  (öffentliches  Eherecht,  Heiraths- 
beschränkungen,  uneheliche  Geburten ,  Wanderungswesen ,  städtische  Agglomerationen, 
Stadt  und  Land,  Aus-  und  Einwanderung);  sodann  in  der  Gewerbepolitik  (Gewerbe- 
freiheit, Freizügigkeit  als  deren  C^mplement,  neuerdings  wohl  auch  bei  der  Agrar- 
politik, bei  der  ländlichen  Arbeiterfrage);  endlich  in  der  Lehre  vom  Armenwesen 
( Hei rathsbesch rank ungen,  Freizügigkeit,  Zugrecht  überhaupt,  Niederlassung,  Aufent- 
halts-, Gemeindebürgerrecht,  Heimathrecht,  ünterstützungswohnsitz  u.  s.  w.).  Da  das 
Armen  recht  geschichtlich  und  nach  geltendem  Rechte  meistens  au  die  Ortsgemeinden 
oder  ähnliche  Körper  sich  anknüpft,  so  wird  von  den  bezüglichen  Fragen  des  Zug- 
rechts, des  Verehelichungsrcchts  u.  dgl.  in  den  Werken  über  Verwaltungsrecht  und 
-Lehre  auch  im  Zusammenhang  mit  der  Gemeindeverfassung  gehandelt.  Zum  Theil 
gehört  daher  auch  die  Litteratur  über  Bevölkerungslehre,  Gewerbe-  und  Agrarpolitik 
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und  Armenveseu ,  bezw.  Gemeindcwesen  mit  hierher.  Dafür  ist  auf  andere  Theile 
dieseä  Gesammtwerks  (Gewerbepolitik,  Agrarpolitik  Buchen berger*s  I,  §.95,  100) 
und  auf  die  Werke  über  Poli/eiwissenschaft  (K.  v.  Molil)  und  Innere  Verwaltungslehre 
(Stein,  Rösler),  sowie  namentlich  auf  die  grosse  Speciallitteratur  über  Armenwesen 
zu  verweisen.  Siehe  zur  Orientirung  und  für  weitere  Litteraturangaben  die  Abhandlung 
iron  LOniog  im  Handbuch  Schönberg's,  Band  III,  über  Armenwesen  (8.  Auflage« 
S.  963 — 1030)  und  die  Fcrschiedeuen  Artikel  über  Armenwesen  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissensohaft,  B.  I,  819 — 919,  ?on  Aschrott,  Uhlhorn,  Kroch, 
Adickes,  t.  Reitzenstein  u.  A.  m.  sowie  die  Schriften  des  Deutschen  Vereins 
für  Armenpflege  und  Wohlth&tigkeit  (periodisch). 

Für  die  rolkswirthschaftliche  Erörterung  der  socialen  Freiheitsrechte  — 
und  nur  um  eine  solche  handelt  es  sich  hier  —  ist  die  Statistik  der  Eheschliessungen, 
Gebarten  (unehelichen  Geburten),  der  inländischen  Wanderungen,  des  Wohnungs- 
wechsels, der  Ein-  und  Auswanderung,  des  Reiseverkehrs  vielfach  die  noth wendige 
Grundlage.  Grossentheils  kann  dafür  jetzt  in  dieser  H.  Auflage  dieses  Werks  auf 
Buch  4,  Kapitel  1,  Hauptabschnitt  1  im  1.  Theile  der  Grundlegung  (S.  466  — 632) 
verwiesen  werden.  Daher  sind  im  Folgenden  die  in  den  früheren  Auflagen  in  diesen 
Abschnitten  enthaltenen  statistischen  Ausführungen  und  Daten  jetzt  meistens  weg- 
gefallen. 

Vielfältige  specielle  Bestätigung  meiner  Erörterungen  über  sociale  Freiheitsrechte 
und  über  die  damit  in  Zusammenhang  zu  betrachtenden  Verhältnisse  der  Gonjunctur, 
Specolation,  der  nothweudig  mehr  gemeinwirthschafdichen  Organisation  der  Volks- 
wirthscbaft  und  Beschränkung  der  „Freiheit''  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  in 
der  schönen  Arbeit  von  A.  Thun,  Industrie  des  Niederrheins.  —  Weitere  litte- 
rarische Angaben  siehe  unten  in  den  Abschnitten  von  den  einzelnen  socialen  Frei- 
beitsrechten. 

I.  —  §.  55  [224].  üebersicht.  der  hierher  gehörigen 
Rechte.  Gewisse  Rechte  des  Individuams  sind  als  nothwendige 
CoDsequenzen  der  persönlichen  Freiheit  aufgefasst  und  als 
solche  dann  in  bewusster  Absicht  von  der  Gesetzgebung  der 
oiodemen  Galturstaaten  anerkannt  und  gewährt  worden. 

Auch  hier  ist  es  wieder  für  die  Neuzeit  characteristisch,  dass  auch  die  Gesetz- 
gebung solche  Bechte  immer  mehr  als  Gonsequenzen  des  allgemeinen  Princips  dei 
persönlichen  Freiheit  auffasst.  Daher  die  principiellere ,  aber  auch  die  doctrinärere 
Behandlang,  im  Vergleich  zu  der  concretereu  der  früheren  Zeit,  in  welcher  diese 
Rechte,  wenigstens  für  gewisse  Glasseu  (Stände),  auch  nicht  immer  fehlten  und  z.  B. 
das  Becht  der  Auswanderung  fUr  den  Freien  meist  allgemein  vorhanden  war,  wie  im 
germanischen  Mittelalter. 

Wegen  ihrer  allgemeineren  Bedeutung  für  das  gesellschaftliche 
ZusammeDleben  kann  man  jene  Rechte  als  sociale  Freiheits- 
rechte des  Individuums  bezeichnen.     Dahin  gehören 

A.  für  den  Staatsangehörigen  folgende  vier: 

1.  das  Recht  der  freien   Eheschliessung, 

2.  drei  Rechte,  welche  sich  auf  die  freie  örtliche  Be- 
wegung oder  auf  den  Ortswechsel  des  Individuums  wie  seiner 
Familie  beziehen ,  sowohl  zur  Erreichung  allgemeiner  persönlicher, 
als  insbesondere  auch  wirthschaftlicher  Zwecke,  des  Erwerbs 
0.  8.  w.y  Demiich: 

a)  das  Recht,  beliebig  nach  eigener  Wahl  an  jedem  Orte  des 
Inlands  zeitweilig  seinen  Aufenthalt  oder  dauernd  seinen  Wohnsitz 
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(Domicil)  zu  nehmen,  mit  oder  ohne  den  Zweck  des  Erwerbs  da- 
selbst, und  hier  allen  anderen  Staatsangehi^rigen,  also  auch  den 
Ortsgebfirtigen ^  im  Wesentlichen  im  Rechte  gleich  zn  stehen^); 
oder  das  Freizügigkeits-  oder  freie  Aufenthalts-  und 
Niederlassongsrecht. 

b)  Das  Recht,  beliebig  im  In-  und  Auslände,  also  eventuell 
mit  Passirung  der  Staatsgrenze,  frei  zu  reisen  oder  das  freie 
Keiserecht. 

c)  Das  Recht,  dauernd  sein  Vaterland  zn  verlassen,  seinen 
Wohnsitz  im  Ausland  zu  nehmen,  eventuell  auch  danach  aus 
der  heimischen  Staatsangehörigkeit  auszuscheiden, 
oder  das  freie  Auswanderungsrecht. 

Bei  der  Aaswandernnp  ist  die  fac tische  and  rechtliche  Seite  besonders  za 
unterächcidon :  das  thatsäcbliche  Hinaoswandern  und  Verlegen  des  Wohn- 
sitzes und  das  Aasscheiden  aas  dem  Staatsrerband.  Jenes  kann  dem  Indi- 
ridaam  freistehen,  ohne  nothwendig  das  zweite  mit  sich  za  filhien.  aach  wenn  es 
der  Aasgewanderte  will.  Hier  lisst  sich  daher,  wie  z.  B.  im  Allgemeinen  bis  zar 
neaesten  Zeit  in  England,  nicht  anbedingt  ?on  einem  Answmndemngs recht  des 
Staatsangehörigen  sprechen,  wenn  daranter  gleichzeitig  ein  Becht  der  Aufgabe  des 
Staats bur^errechts  rerstandcn  werden  «oll.  Letzteres  ist  hier  ein  character  indelebilis, 
den  aafzolicbon  sich  die  Gemeinschaft  noch  besonders  rorbehilt.  erentaell  nar  im 
Wt.gc  eines  Specialgcsetzea :  für  die  Aoffassang  des  Terhiltnisses  des  Indiiidaams 
zar  Gemeinschaft  ein  immerhin  bemerkensweither  Pnnct  Tergl.  Pözl,  Artikel 
Staatsbürger.  Staatswörtcrboch .  IX.  652.  Die  englische  Statistik  zihlte  daher  froher 
ihre  Staatsangehörigen  in  den  Nordamerikanischen  Vereinigten  Staaten  noch  nach 
Millionen  ilSTl  3.**^Mill.  Siehe  amen  §.  79  ff.).  Jetzt  ist  auch  in  England  das  Rocht 
des  Aosschcidens  aas  dem  Staatsrerband  allgemein  gewährt. 

In  diesen  vier  Fällen  liegt  also  eine  individualistisch- 
freiheitliche (,,liberale'')  Gestaltung  des  allgemeinen  Ehe- 
schliessungs-,  Zug-,  Reise-  und  Answanderungsrechts  vor. 

B.  Alle  diese  Rechte  hat  zunächst  nur  der  Inländer  oder 
der  Staatsangehörige,  in  Bundesstaaten  und  z.  Th.  in  Staatenbunden 
gewöhnlich  auch  der  Angehörige  eines  anderen  Einzelstaats, 
auch  wenn  nicht  ohnehin  ein  allgemeines  Bundesindigenat  besteht 
Dem  Ausländer  sind 

1.  die  correspondirenden  Rechte  der  Eheschliessung  mit 
Inländern-)  und  an  einem  inländischen  Orte,  der  Einwanderung, 

^)  In  welchem  Umfange,  das  bestimmt  immer  noch  das  Gesetz  speciell.  Bas 
etwa  noch  bestehende  besondre  GemcindeangehOrigkeits-  oder  Gemeindebtlrgerrecht 
braucht  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  durch  Aufenthalt  oder  Niederlassang  erworben  zo 
werden.     Vgl.  das  deutsche  Gesetz  über  Freizügigkeit  vom  1.  No?ember  1867,  §.  21. 

-)  Die  ausländische  Frau  erwirbt  nach  unsren  Gesetzen  gewöhnlich  darch  die 
Hcirath  mit  einem  Inländer  das  Staatäbürgerrccht.  Ein  persönliches  Recht  liegt  hier 
aber  eigentlich  nur  für  den  inländischen  Mann  ror.  eine  Fremde  mit  der  rechtlichen 
Folge,  dass  dieselbe  durch  die  Heirath  Inländerin  mit  allen  Rechten  einer  solchen 
wird,  heirathen  zu  dürfen. 
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der  Niederlassung,  auch  zum  Zweck  des  Erwerbs,  und  des 
Reisen 8  im  Inlande,  eventuell  ebenfalls  zu  diesem  Zwecke,  zwar 
in  der  Regel  nicht  als  eigentliche  persönliche  Rechte  gegeben 
worden. 

2.  Aber  es  stehen  ihm  dieselben  Befugnisse  theilweise  nach 
heutigen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  oder  nach  besondren  inter- 
nationalen Verträgen  (Handels-  und  ähnlichen),  doch  mitunter  mit 
einzelnen  abweichenden  Normen  zu. 

3.  Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  pflegt  wenigstens  thatsächlich 
und  als  Regel  der  Ausländer  in  der  Eheschliessung,  Nieder- 
lassung and  im  Reiseverkehr  dem  Inländer  gleichgestellt  zu 
sein  und  seiner  Einwanderung,  auch  zum  ßehufe  der  gewerb- 
lichen Niederlassung,  nichts  entgegen  zu  stehen,  —  Ausnahmen 
ungerechnet,  wozu  auch  Repressalien  gehören  können,  und  vor- 
behaltlich einiger  Beschränkungen.  Auch  kann  der  Ausländer  ge- 
wöhnlich unter  bestimmten,  nicht  allzu  schwierigen  Bedingungen 
das  inländische  Staatsbürgerrecht,  wenn  auch  nicht 
immer  sofort  und  nicht  überall  mit  allen  politischen  Rechten^)  er^ 
werben. 

4.  Ausdrücklich  werden  endlich  mitunter  gewisse  Be- 
fugnisse wirthschaftlicher  Art,  welche  den  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Inlande  voraussetzen,  z.  B.  hinsichtlich  des  Ge- 
werbebetriebs, dem  Ausländer  ebenso  wie  dem  Inländer  eingeräumt, 
so  dass  der  erstere  hier  also  ein  eigentliches  persönliches  Recht 
erwirbt. 

Nach  §.  1  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1S69  ist  der  Ge- 
verbebetrieb  Jedermann  gestattet,  soweit  nicht  das  Gesetz  Ausnahmen  oder  Bo- 
schraDkaDgen  bestimmt.  Solche  bestehen  für  Ausländer  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebs im  Umherziehen  und  des  Marktverkehrs,  nach  näheren  Vorschriften  des 
Boodesraths.  Siehe  Jacobi,  Gewerbe-Gesetzgebung,  S.  91,99.  —  In  England  darf 
nach  dem  Fremdengesetz  von  1844  ein  Angehöriger  eines  befreundeten  Staats 
*,also  Suspension  im  Kriegsfall)  auf  21  Jahre  Land  und  Häuser  miethcn  und  alle  Ge- 
werbe betreiben.    Siehe  P5zl  a.  a.  0. 

Indessen  bleibt  der  Ausländer,  so  lange  er  nicht  das  einheimische 
Staatsbürgerrecht  erworben  hat,  immer  als  Fremder  unter  dem 
Fremdenrecht.  Daher  kann  er  eventuell  aus  dem  Staatsgebiete 
zeitweilig  oder  bleibend  ausgewiesen  werden. 

IL  —  §.  56  [225,  226J.  Bedeutung  der  liberalen  Ge- 
staltung dieser  Kechte.  Diese  vier  hochwichtigen  socialen 
Freiheitsrechte  der  freien  Eheschliessung,   der  Freiztigig- 

')  So  in  England  und  Frankreich  bleibend,  in  Nordamerica  zeitweilig 
fehlende  passive  Wahlrechte  fUr  die  Parlamente.  Vgl.  POzl  im  Staatswörtcrbuch 
IX,  652. 
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keit  und  freien  Niederlassang,  des  freien  Keisens  and  der 
Aas-  and  Einwanderung  haben  auch  itir  die  wirthschaft- 
lieben  VerhUItnisse  die  grösste  Bedeutung. 

1.  Das  freie  Recht  der  Ehesch liessang  und  damit  das 
Recht  der  Gründung  einer  eigenen  Familie  ist  nicht  nur  wegen 
der  Folgen  der  Ehe,  der  Kindererzeugung  und  Volksvermehrung, 
für  das  Individuum  und  für  die  Gesaramtheit  wirthschaftlich  so 
wichtig,  sondern  überhaupt  wegen  des  Einflusses  des  ehelichen 
und  familienwcisen  Zusammenlebens  der  Bevölkerung  auf  Steigerung 
der  wirthschaftlichen  Leistungen,  grössere  Umsicht  und  Sparsam- 
keit im  Verbrauch,  sowie  besonders  auch  auf  gesunde  sociale  and 
sittliche  Verhältnisse  und  auf  das  Heranwachsen  der  Jugend  in 
der  Liebe  und  Fürsorge,  aber  auch  in  der  Zucht  des  Elternhauses: 
eine  der  wichtigsten  Bedingungen  eines  gesunden  Volkslebens, 
worüber,  nusser  bei  extremen  Socialisten,  welche  selbst  die  Kinder- 
or/Ziehung  aus  der  Familie  herausnehmen  wollen,  auch  heute  keinerlei 
ernstliche  Meinungsverschiedenheit  besteht. 

Indem  dem  Individuum  das  freie  Recht,  nach  seiner  Wahl  eine  Ehe  einzugehen 
^ewahrt  wird,  hpornt  die  Aussicht  auf  diese  Möglichkeit,  auf  die  Gründung  eines 
oi^Mien  Hoords  und  befriedigenden  Hausstands  —  notorisch  einer  der  mächtigsten 
sinnlich-sittlichen  Impulse  im  Menschen  aller  Gulturstufen  und  aller  Nationalitäten  — 
/.Ui«:lcich  in  hohem  Maasse  zu  wirthschaftlicher  Tüchtigkeit  an,  um  dies  Ziel  zu  er- 
reichen, Tnd  i>i  es  erriMcht,  so  dient  die  Sorge  fUr  Weib  und  Kind  auch  wieder 
/um  weiteren  Ansporn  dauernder  wirthschaftlicher  Tüchtigkeit  und  wirthschafüichen 
Vorvkän^^trehcns  und  VorwÄrtskommens,  im  Gebiete  des  Erwerbs  wie  des  Verbrauchs 
dor  li.uer.  Pie  familienwirthschaftliche  Lebensweise  der  Bevölkerung  wird  femer 
Huch  im  Allgemeinen  wirthschaftlich,  z.  B.  hinsichtlich  der  Durchführung  des  öko- 
iionÜNchen  rrincips.  besonders  beim  Verbrauch  der  Güter  (Sparsamkeit!  „Oekonomie'* 
im  bcMMideriMi  Sinne  der  Hauswirthschaft.  wirthschaftliche  Function  der  Hausfrau!) 
vor  iler  rein  individualwinhschaftlchen  Vorzüge  bieten,  welche  für  die  Volkswirth- 
M-)mfi  ^ros^o  luHleutung  irewinneu.  Nicht  gering  anzuschlagen  ist  dabei  auch  der 
Kr«int/  lies  ejrv»isti>cher\'n  Krm'erbs-  und  Spartriebs  des  Einzelnen  durch  das  Fon 
Kf;:oismus  /war  nicht  freie,  aber  doch  auch  sittlich  anders  zu  beurthcilcnde  und 
anders  wirkende,  mehr  ..altruistische"  Streben,  für  die  Angehörigen  zu  erwerben  und 
/u  t»nilwi»fen. 

Vollends  vor  einer  allgemein  socialisiisch-communistischcn  Lebensweise,  wie  man 
>ich  letztere  in  der  „socialistischen  Gesellschaft"  (Bobel.  Bellamy  u.  A.)  auch  denken 
mag,  mit  sprossen  gemeinsamen  Küchen-  und  Hanseinrichtungen  u.  dgl  m.,  wird  auch 
nach  dieser  Seite  der  familienwirthschaftlichen  Oekonomie  betrachtet  —  Ton  anderen 
und  naturlich  viel  wichtigeren  socialen,  cultnrlichen.  sittlichen,  mit  den  berechtigten 
Gemuthsbedurfnissen  in  Verbindung  stehenden  Seiten  der  Frage  ganz  abgesehen  — 
die  familienwirthschaftliche  Lebensweise  Vorzuge  behaupten  dürfen.  Dieselben  möchten 
gegenüber  der  Kostener^parun?  bei  dem  socialistischen  Grossbetriebsprincip  immeihin 
orheblich  in  die  Wagschale  fallen  und  öfterb  selbst  grösser  als  die  Vortheile  letztrer 
Art  sein.  Das  wird  von  den  auch  hier  so  optimistischen  Socialisten.  wie  Bebel, 
wiederum  ganz  übersehen.  Auch  bei  der  .«socialistischen  Organisation  dieser  Dinge 
würde  sich  das  alte  Wort  „auf  Kegimentskosten  wirth>chaften",  aller  Controlen  un- 
geachtet, wahrscheinlich  wieder  bewahrheiten.  Wenn  Socialisten  und  andere  Arbeiter- 
freunde  (z.  B.  P.  Göhre^  darauf  hinweisen .  dass  in  der  heutigen  Production  ^Fabrik- 
wesenl    und  bei  den   heutigen  Wohnungsverhältnissen   das  Familienleben  der  unteren 
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Classen  zerstört  irerde,  so  gilt  es  doch  eben  hier  Beformen  herbeizuführen,  aber 
nicht  follends  den  FamilienFerband  anfzaheben. 

2.  Von  den  drei  Freiheitsrechten  der  räumlichen 
Bewegung  stehen  die  Freizügigkeit  und  zum  Theil  das  freie 
Ein-  und  Auswanderungsrecbt  mit  dem  Eheschliessungsrecht  in 
Verbindung.  Erstere  ist  öfters  dessen  Voraussetzung.  Auch  aus 
diesem  Grunde  sind  diese  Rechte  wirthschaftlich  wichtig.  Aber 
davon  abgesehen  sind  alle  drei  Rechte  oftmals  die  Voraussetzungen 
einer  ordentlichen  Verwerthung  der  Arbeitskraft  und  des  Eigen- 
thnms  ftlr  den  Einzelnen,  sowie  die  Bedingungen  der  localen  Con- 
centration  gewisser  Arten  der  Production  und  der  Ausdehnung  der 
Grösse  der  Unternehmungen,  der  weitergehenden  Arbeitstheilung, 
m.  a.  W.  der  Entfaltung  des  Grossbetriebs  (I,  §.  321  ff.),  damit 
aber,  wenn  auch  neben  schweren  Bedenken,  vielfacher  grosser 
ökonomischer  und  technischer  Vortheile  auch  für  die  ganze  Volks- 
wirthschaft. 

Namentlich  verlangt  das  Interesse  der  Industrie  das  freie  Ehcäcbliessungsrecht, 
die  Freizügigkeit  und  je  nachdem  auch  die  Freiheit  der  Ein-  und  Auswanderung  für 
die  unteren  arbeitenden  Classen,  um  über  die  erforderlichen  Arbeitskräfte* 
leicht  an  den  Orten  des  jeweiligen  Bedarfs  verfügen  zu  können.  Dieser  Bedarf  der 
Industrie  an  Arbeitskräften  pflegt  mit  der  Entwicklung  der  Industrie  selbst,  wenn 
auch  in  Folge  der  oft  noch  bedeutenderen  Entwicklung  der  maschinellen  Technik 
nicht  immer  in  demselben  Verhältnisse  zu  wachsen.  Er  schwankt  aber  nach  vorüber- 
gehenden Conjnncturen  erheblich  und  verändert  sich  besonders  in  einzelnen  Zweigen, 
je  nach  deren  Blflthe  und  Verfall,  und  demgemäss  in  einzelnen  Oertlichkeiten  auch 
dauernd.  Die  Industrie,  bez.  auch  die  industriellen  privatkapitalistischen  Dnternehmcr 
sind  daher  sehr  dabei  interessirt,  dass  ihr  Bedarf  an  „Händen''  jeder/eit  leicht  ge- 
deckt werden,  aber  die  Arbeitermenge  sich  auch  dem  Wechsel  des  Bedarfs  leicht 
anschmiegen  kann:   eben  dies  wird  durch  jene  Hechte  gleichzeitig  bewirkt  (§.  78  if.). 

Hieraus  erklärt  sich,  dass  die  volle  Anerkennung  dieser  Kochte  in  den  modernen 
Staaten  auch  regelmässig  ein  dringendes  Verlangen  der  industriellen  Interessen  und 
der  Vertreter  derselben  ist. 

III.  —  §.  57  [227].  Volkswirthschaftliche  llecht- 
fertigung  dieser  Rechte.  Die  liberal-individualistische  Volks- 
wirthschaftslehre  hat  das  Verlangen  nach  möglichst  „liberaler*^ 
Gestaltung  dieser  Rechte  mit  besonderem  Eifer  und  mit  ihren  besten 
Beweisgründen  unterstützt.  Hier  kamen  auch  wieder  wichtige 
Interessen  der  persönlichen  Freiheit,  in  der  modernen,  durchaus 
individualistischen  Auffassung  der  letzteren,  zur  Geltung,  und  damit 
wichtige  allgemeine  Colturinteresscn,  ja  wahre  Humanitätsinteresseu. 
Die  früher  bestandenen,  namentlich  die  aus  den  letzten  Jahr- 
handerten  herrührenden  Beschränkungen  der  Eheschliessuug,  des 
Zagrechts,  der  Ein-  und  Auswanderung,  des  Reiseverkehrs  waren 
vielfach  ein  Ausfluss  des  reinsten  bureaukratischen  Polizeistaats 
und  der   engherzigsten   communalen  Kirchthumpolitik  und  ebenso 
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kleinlich  als  drückend  geworden.  Indem  die  Volkswirthschaftslehre 
nachwies,  wie  nachtheilig  solche  Beschränknngen  auch  in  wirth- 
Schaft  liehe  r  und  zwar  in  volks-  und  einzelwirthschaftlicher 
Hinsieht  einwirkten,  hat  sie  mächtig  dazu  beigetragen,  die  öffent- 
liche Meinung  noch  mehr  dagegen  einzunehmen  und  ihr  Angriffs- 
waffen in  die  Hand  gegeben. 

Der  Nachweis,  dass  solche  nationale  ProdQctionszweige,  welche  man  in  neuerer 
Zeit  für  die  Entwicklung  des  Yolksreichthums  allgemein  für  besonders  wichtig  hielt, 
wie  die  Industrie ,  das  Fabrikwesen,  der  Bergbau,  dass  ferner  die  Bildung  grosser 
Städte,  der  Brennpuncte  höheren  Wirthschafts-  und  Cnlturlebens,  wesentlich  durch 
Freizügigkeit,  freies  Eheschliessungsrccbt  u.  s.  w.  bedingt  seien,  hat  dabei  besonders 
schwer  gewogen.  So  sind  unter  dem  Beifall  und  anf  das  Andringen  der  Volkswirth- 
schaftslehre jene  alten  Hemmungen  und  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit 
der  Individuen  in  Bezug  auf  Eheschliessung  und  räumliche  Bewegung  gefalleti.  Die 
Volkswirthschaftslehre  hat  sich  dies  zn  besonderem  Verdienst  angerechnet  und  aber- 
mals, ähnlich  wie  in  der  Frage  der  persönlichen  Unfreiheit,  konnte  sie  an  einem 
populären  Beispiel  zeigen,  wie  die  Erfüllung  wichtiger  wirthschaftlicher  Forderungen 
zugleich  die  Erfüllung  hoher  Freiheits-  und  Cultnrforderungen  sei.  Die  Harmonie, 
ja  die  Identität  aller  „gesunden  wirthschaftlichen  Interessen''  und  aller  Freiheits-, 
Cultur-  und  Humanitätsinteressen  schien  bei  diesen  socialen  Freiheitsrechten  noch 
augenfälliger  als  in  anderen  Fällen  vorhanden  zu  sein. 

In  der  That  ist  auch  bereitwillig  anzuerkennen,  dass  diese 
Rechte  in  einer  Hinsicht  wirklich  eine  wichtige  nnd  berechtigte 
'Freiheitsforderung  sind.  Ebenso  darf  die  liberale  Volkswirthschafts- 
lehre mit  Fug  behaupten,  dass  die  Gewährung  dieser  Rechte 
ähnlich  wie  die  Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit  and  wie 
die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  durch  ökonomische 
cQründe  wesentlich  untersttltzt  worden  sei  und  dass  sie,  die 
Nationalökonomie,  die  Bedeutung  dieser  Gründe  mit  zur  Geltung 
gebracht  habe. 

IV.  —  §.  58  [228],  Kehrseiten  dieser  Rechte.  Leider 
sind  auch  hier  nur  die  Kehrseiten  jener  fast  ausschliesslich  nach 
dem  Gesichtspuncte  des  Individualinteresses,  und  daher  sehr  absolut 
formulirten  Rechte  von  der  modernen  Gesetzgebung  und  von  der 
(theoretischen)  Politik  und  der  Volkswirthschaftslehre  meist  ganz 
übersehen,  jedenfalls  zu  wenig  gewürdigt  worden.  Es  ist  für  eine 
unbefangene  wissenschaftliche  Prüfung  nothwendig,  jene  Rechte 
auch  von  diesen  anderen  Seiten  aus  und  sie  überhaupt  nicht  nnr 
vom  Gesichtspuncte  des  Individuums,  nicht  nur  „individualistisch^'y 
sondern  auch  von  demjenigen  der  betheiligten  Gemeinschaftskreise 
.und  der  Gesammtheit  aus,  d.h.  „gesellschaftlich^'  zu  betrachten^). 


*)  So  wenigstens  hinsichtlich  der  Freizügigkeit  auch  Bluntschli,  allgemeines 
r  Staatsrecht,  2.  Auflage,  II,  4S9,  siehe  oben  Vorbemerkungen  §.  43,  S.  S4. 
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In  dieser  Hinsicht  bedürfen   nun   folgende  Puncte  besondrer  Er- 
wägung. 

1.  Die  früheren  Beschränkungen  der  Eheschliessung  und  der 
örtlichen  Bewegung  der  Individuen  sind  neuerdings  stets  nur  als 
Verletzungen  der  „natürlichen"  persönlichen  Freiheit  der  Einzelnen 
nnd  als  Benachtheiligungen  der  auch  an  freier  Bewegang  interes- 
ßirten  Volkswirthschaft  betrachtet  worden.  Die  Unhaltbarkeit  dieser 
Beschränkungen  wurde  dabei  jedoch  gewöhnlich  zu  einseitig  au 
einigen  solchen  Fällen  nachgewiesen,  in  welchen  die  an  und  für 
sich  nicht  unrichtige  Berücksichtigung  gewisser  Gemeinschafts- 
interessen bei  der  gesetzlichen  Regulirung  jener  socialen  Rechte  der 
Eheschliessung  und  der  örtlichen  Bewegung  in  falscher  oder  über- 
triebener Weise  erfolgt  war.  Die  Verwerflichkeit  der  Beschränkungen, 
welche  in  diesen  Fällen  öfters  ganz  begründet  war,  ist  dann  aber  ohne 
Weiteres  verallgemeinert  worden,  als  ob  nun  bloss  eine  radical  indi- 
vidualistisch-atomistische  Fassung  jener  Rechte  das  Richtige  wäre. 

Die  BeweififOhruDg  der  Volkswirthe  der  sogenannten  deatschen  Freibandelsschale 
auf  dem  ?olkswirthschaftlichen  Congresse  (185Sff.),  in  der  Publicistik,  im  Parlamente, 
ist  meistens  in  diesen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fragen  so  erfolgt,  überschiesst  aber 
eben  deswegen  das  Ziel,  vollends  wenn  der  Einzelfall,  die  Anecdote,  wie  öfters 
bei  dem  witzigen  K.  Braan,  das  ganze  Beweismaterisd  gegen  die  beschränkenden 
Gesetze  ist 

2.  Die  Yolkswirthschaftlich  nachtheiligen  Wirkungen  solcher 
Beschränkungen  und  umgekehrt  die  yolkswirthschaftlich  günstigen 
Wirkungen  der  möglichst  freiheitlichen  Fassung  jener  Rechte  sind 
zwar  öfters  richtig  von  der  Nationalökonomie  abgeleitet  und  durch 
die  Erfahrung  bestätigt  worden.  Jedoch  nicht  in  dem  Umfang 
and  mit  der  principiellen  Tragweite,  wie  es  gewöhnlich  behauptet 
wurde. 

Die  Nationalökonomie  hat  Recht,  wenn  sie  den  Einflass  der  Gestaltung  jener 
Rechte  auf  die  Production  im  Allgemeinen,  auf  gewisse  Prodactionszweige  wie  dus 
Fabrikwesen  insbesondere,  in  der  oben  dargelegten  Art  nachweist.  Aber  wiederum 
fibeisieht  sie,  dass  zum  Theil  unmittelbar  und  uothwendig  mit  dieser  Wirkung  ver- 
banden, zum  Theil  sie  wenigstens  regelmässig  begleitend  eine  andre  ungünstige  Ein- 
wirkung einhergeht:  nicht  nur  auf  die  Vertheilung  des  Productionsertrags ,  sondern 
auch  maf  die  Sicherheit  und  Gleichmässigkeit  des  Gangs  der  Production  und  des  Ab- 
satzes, besonders  in  der  Industrie  und  im  Handel  (§.  59,  73),  sowie  auf  die  ökono- 
mische Lage  der  an  diesem  Gang  der  Production  zunächst  interessirten  und  da?on  am 
Ueisten  abhängigen  Personen,  nemlich  eines  grossen  Theils  der  arbeitenden  Classen, 
Bamentlich  der  Fabrikarbeiter  und  kleinen  Hausiudustri eilen.  Hier  gelten  die  Sätze, 
welche  früher  über  die  Nachtbeile  des  Systems  der  freien  Concurrenz  abgeleitet 
wurden  (I.  §.  317  £).  Oefters  erfolgt  hier  auch  wieder  die  falsche  Identificirung  des 
einzelwiithschaftlichen  Prodncenteninteresses,  z.  B.  an  der  Entwicklung  eines  Industrie- 
zweigs, mit  dem  rolkswirthschaftlichen  Gesammtinteresse. 

3.  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  die  Yerkennang  schwerer 
wirthschaftlicher,    socialer  und   sittlicher   Bedenken   und   mancher 
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unbestreitbar  ungtlnstiger  Folgen,  welche  eine  Fassung  jener  socialen 
Rechte,  besonders  desjenigen  der  Eheschliessnng  und  der  Frei- 
zügigkeit, rein  nach  dem  wirklichen  oder  selbst  nur  nach  dem 
vermeintlichen  „Freiheits''- Interesse  des  Individuums  für  wichtige 
Genieinscbaftskreise,  wie  Familie  und  Gemeinde,  für  die  zumeist 
berührten  unteren  Classen  der  Bevölkerung  und  schliesslich  für 
das  ganze  Volksleben,  wenigstens  in  der  Gestaltung  des  modernen 
privatwirthschaftlichen  Productionsbetriebs  bei  freier  Concurrenz  mit 
sieh  führt. 

Eine  solche  Fassung  dieser  Eechte  wäre  für  den  "Emzelnea  und  für  kleinere  und 
grössere  Gemeinschaftskreise,  denen  derselbe  angehört,  immer  nur  unter  der  Voraus* 
Setzung  segensreich,  dass  der  Einzelne  stets  richtig  sein  eigenes  bestes  Interesse  ?er- 
stände  und  dass  dessen  Befolgung  für  diese  Gemeinschaftskreise  und  damit  fOr  alle 
anderen  Yolksangehörigen  und  für  das  ganze  Volk  günstig  wirkte;  femer  dass  alle 
Beschränkungen  der  individuellen  Freiheit,  welche  nach  Gesichtspuncten  und  Zielen 
des  Interesses  von  Gemeinschaften  eintreten,  den  Einzelnen  und  diese  Gemeinschaften 
und  damit  wieder  alle  Anderen  und  das  ganze  Volk  nothwendig  schädigten.  Alles 
dies  wird  zwar  von  der  liberalen  Theorie  behauptet,  aber  nicht  genügend  bewiesen. 
Die  Argumente  laufen  zum  Theil  nur  auf  dieselben  petitiones  principii  jener  Theorie 
hinaus,  welche  im  ersten  Theil  bei  der  Kritik  des  Concnrrenzsystems  schon  nach- 
gewiesen worden  sind  (§.312  E). 

V.  —  §.59  [229].  Die  socialen  Freiheitsrechte  als 
Gegenstand  nationalökonomischer  Untersuchung.  Die 
bedenklichen  Wirkungen  der  absoluten  Fassung  jener  Rechte  lassen 
sieh  nicht  nur  mit  Sicherheit  deductiv  als  Gestaltungstendenzen 
ableiten,  sondern  schon  liegen  dieselben  auch  unverkennbar  für 
die  Beobachtung  zu  Tage.  Es  gilt  dies  von  allen  vier  ohnehin  in 
engem  Zusammenhang  stehenden  socialen  Freiheitsrechten,  wenn 
auch  nicht  von  allem  in  gleichem  Maasse,  am  Meisten  wohl  vom 
Rechte  der  Freizügigkeit  in  dessen  heutiger  Gestaltung. 

Mit  Hilfe  der  Statistik,  als  der  Methode  der  systematischen  Massen- 
boobachtung,  besonders  für  sociale  und  volkswirthschaftliche  Phänomene  (Theil  I 
der  (irundlcgung,  §.  SO  fl.)  lässt  sich  dies  schon  jetzt,  trotz  immer  noch  nelfach  sehr 
unvollätäudigen  und  unvollkommenen  Materials,  untersuchen.  Siehe  im  Theil  I,  §.  207  ff. 
die  dort  mit  für  die  Zwecke  dieser  Betrachtung  der  socialen  Freiheitsrechte  zusammen- 
gestellten Daten. 

Eine  spcciell  auf  das  Einzelne  eingehende  Darlegung  der  wirthschaftlichen, 
socialen  und  sittlichen  Wirkungen  jener  Hechte  und  demnach  der  modernen  Gesetz- 
gebung, welche  dieselben  so  absolut  individualistisch  formulirte,  gehört  nicht  an  diese 
Stelle  und  überhaupt,  wenigstens  nach  der  in  diesem  Werke  festgehaltenen  Systematik, 
nicht  in  die  Politische  Oekonomio,  sondern  in  die  freilich  nahe  verwandte  Wissen- 
schaft der  Inneren  Yerwaltungslehre  (im  Wesentlichen  die  alte  Polizei- 
wissenschaft). Diese  unterscheidet  sich  vom  positiven  Verwaltungsrecht  namentlich 
dadurch  ,  dass  sie  nicht,  wie  letzteres,  nur  aus  dem  Standpunct  de  lege  lata, 
sondern,  wenn  auch  in  Anknüpfung  an  Darlegungen  und  namentlich  an  Vcr- 
gleichungen  des  geschichtlichen  und  positiven  Yerwaltungsrechts,  aus  dem  Standpunct 
de  lege  ferenda  den  Gegenstand  behandelt.  Sie  nimmt  daher  auf  die  allgemeineren 
Wirkungen  einer  bestimmten  Gestaltung  des  Kechts  Rücksicht. 

Wegen  der  allgemein  wirthschaftlichen  Bedeutung  der  socialen  Freiheitsrechto 
ibt  es  jedoch  auch  die  Aufgabe  der  Politischen   Oekonomie,  sich  mit  denselben 
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zu  bcscbiftigen.  Dies  wird  besonders  in  diesem  grundlegenden  Theile  nicbt 
anterbleiben  dürfen,  um  die  bedenklichen  Wirkungen  einer  absolut  individualistischen 
Formulirong  dieser  Rechte  wenigstens  im  System  der  freien  Concurrenz  auch  ?om 
folkswirthscbaftlichen  Standpuncte  zu  prüfen. 

Die  Bedenken,  welche  eine  rein  individualistische  Fassung 
jener  Rechte  bietet,  dienen  namentlich  wiederum  dazu,  die  Prin- 
eipienfragen ,  welche  sich  an  die  Organisation  der  ganzen  Volks- 
wirtbschaft und  an  das  Verhältniss  des  privat-  zum  gemein wirth- 
schaftlichen  System  knüpfen,  richtiger  beurtheilen  und  lösen  zu 
können  (1,  Buch  5).  Es  ist  daher  auch  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte  aus  Stellung  zu  der  Gesetzgebung  über  die  socialen 
Freiheitsrechte  zu  nehmen  und  demnach  mit  zu  entscheiden,  ob 
und  wie  den  bedenklichen  Wirkungen  dieser  Rechte  in  ihrer 
modernen  absoluten  Fassung  etwa  durch  eine  Veränderung  der 
Gesetzgebung  zu  begegnen  sei.  Wegen  des  innigen  Zusammen- 
hangs zwischen  diesen  Rechten  und  dem  privatwirthschaftlichen 
auf  der  Grundlage  freier  Concurrenz  beruhenden  System  lässt  sich 
indessen  leicht  zeigen,  dass  eine  einfache  directe  Beschränkung 
der  socialen  Freiheitsrechte,  mehr  oder  weniger  nach  der  Schablone 
der  früheren  Zeit,  nur  bedingt  in  sehr  begrenztem  Umfange  gerade 
auch  wegen  der  Bedürfnisse  einer-  und  der  Wirkungen  des  privat- 
wirthschaftlichen Systems  andrerseits  in  Frage  kommen  kann,  von 
allen  anderen  Gegengründen  gegen  solche  Wiederbeschränkung  in 
heutiger  Zeit  abgesehen.  Diese  Rechte  sind,  in  gewissem  Maasse 
wenigstens,  wie  eine  Voraussetzung,  so  eine  Consequenz  des  privat- 
wirthschaftlichen Systems,  wie  es  sich  in  der  modernen  Welt  ge- 
staltet bat. 

Eine  Abhilfe  gegen  die  Nachtheile,  welche  diese  Rechte  für 
die  Gemeinschaft  und  schliesslich  doch  auch  wieder  für  die  Familie 
nnd  das  Individuum  hervorrufen,  ist  daher  auch  viel  weniger  von 
einer  veränderten  Socialgesetzgebung  direct  in  Betreff  dieser  Rechte 
selbst,  als  von  einer  veränderten  Organisation  der  Volkswirthschaft 
zu  erwarten:  namentlich  von  einer  zweckmässigen  Ausdehnung 
des  gemein-,  besonders  des  zwangsgemeinwirthschaftliehen  auf 
Kosten  des  privatwirthschaftlichen  Systems  sowie  von  einer  Regelung 
des  letzteren  auf  den  einzelnen  hier  in  Betracht  kommenden  Ge- 
bieten. 

Neben  den  grossen  Gebieten  der  immateriellen  Production, 
den  Tbätigkeiten  für  Rechtsschutz  und  allgemeine  Cultur-  und 
WoblfahrtsfÖrderung,  wo  ohnehin,  nach  dem  „Gesetz  der  wachsenden 
Ausdehnung  der  öffentlichen^Thätigkeit"  (I,  §.  362  ff.)  das  gemein- 

A.  Wftgaer,  Ornndlegnng.  8.  Aufl.  2.  Theil.  Volkswirthschaft  n.  Recht  S 
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wirthscbaftliche  System  sich  immer  mehr  absolut  und  relativ,  gegen« 
über  dem  privatwirthschaftlicheD ,  entwickelt,  ist  auch  auf  die 
weitere  Herübeniabme  passender  Zweige  der  Sachgttterproduction, 
wie  z.  B.  Eisenbabnbau  im  Staatsbahnsystem  u.  y.  a.  m.,  auf  Staat, 
Gemeinde,  öffentliche  Verbände  Bedacht  zu  nehmen  (I,  §.368). 
Dadurch  wird  es  möglich,  den  Gang  der  Production,  deshalb  den 
Bedarf  an  Arbeitskräften  zeitlich  und  räumlich  gleichmässiger  zu 
gestalten  und  mit  einem  Schlage  einen  guten  Theil  der  heutigen 
Bedenken  gegen  die  moderne  Fassung  jener  Freiheitsrechte  zu 
beseitigen. 

Der  gleicbmässigere  Gang  des  Eisenbahn  bans,  wie  ihn  z.  B.  eia  rationeUcs 
Staatsbahnsystem  statt  des  bald  fieberhaft  übertriebenen,  bald  ganz  stockenden,  weil 
vom  Gange  der  Specalation  abh&ngigen  PriFatbahnsystems  ermöglicht,  wird  alle  die 
zahlreichen  und  wichtigen  Indastrieen  und  deren  Arbeiter,  welche  direct  and  indircct 
für  die  Bahnen  arbeiten,  ebenfalls  gleichmässiger  in  Gang  halten,  Ueberspecnlation  hier, 
Krise  dort,  wenn  nicht  verhüten,  so  weniger  intensiv  gestalten,  dadurch  die  ökono- 
mische Lage  grosser  Bevölkernngsmassen  mehr  in  gleichem  Zustande  orhiJton,  in  Folge 
dessen  die  Schwankungen  in  der  natürlichen  Bewegung  (Eheschliessnngen ,  Geburten, 
Todesfälle)  und  in  der  örtlichen  Bewegung  (Ein-  und  Auswanderung,  Ab-  and  Zuzug 
in  den  Industriesitzen  u.  s.  w.)  wünschenswerth  einengen ,  und  demgemftss  im  Ganzen 
die  Wirkungen  der  heutigen  socialen  Freiheitsrechte  viel  weniger  bedenklich  machen. 
Natürlich  desto  mehr,  je  mehr  es  so  gelingt,  den  Einfluss  der  Ck)njunctur  und  Specu* 
lation  zu  beschränken,  die  Gemcinwirthschaft  auszudehnen,  den  Gang  der  materiellen 
Production  fester  zu  regeln. 

Diese  Seite  des  Staatsbahnwesons  ist  lauge  Zeit  zu  wenig  beachtet.  Vgl.  jedoch 
schon  meine  Darlegung  in  Rau-Wagnor,  Finanzwissenschaft  I,  §.  231,  besonders 
sub  b  nebst  Anmerkung  k  und  §.  232,  2.  A.  g,  233,  236,  246,  256,  „Zeitplan**  fQr  den 
Eisenbahn  bau,  3.  Aufl.  von  Fin.  I,  §.272,  276,  282.  Aus  der  Speculationsperiode 
1871 — 73  und  Krisis  1873 — 74  £  wird  der  tonangebende  Einfluss  des  Eisenbabnbaues 
auf  einen  grossen  Theil  der  gesammten  Industrie  (durch  das  Medium  der  Arbeitslöhne 
auch  auf  die  nicht  direct  für  die  Bahnen  arbeitenden  Zweige)  allgemein  hervor- 
gehoben, wozu  allerdings  ein  wegen  der  französischen  Milliarden  fieberhafter  Staats- 
bahnbau diesmal  mit  beitrug.  (Vgl.  z.B.  Oechelhäuser,  wirthscbaftliche  Krisis, 
Berlin  1876.)  Dieser  fehlerhafte,  weil  zu  ungleichmässige  Staatsbahnbau  lässt  sich 
aber  vermeiden  (§.  78).  Zu  beachten  ist  nur,  dass  der  Staatsbahnbau  bloss  ein, 
wenn  auch  besonders  wichtiger  BelegfaU  für  die  Richtigkeit  der  obigen  Beweis- 
führung ist. 

Erst  diese  weiteren  Folgen  einer  mehr  gemein  wirthschaftlichen 
statt  der  heutigen  mehr  privatwirtbscbaftlichen  Organisation  der 
Volkswirthschaft  zeigen  die  grosse  Tragweite  einer  solchen  Um- 
gestaltung, wie  sie  ohnehin  unter  dem  Einfluss  der  modernen 
Technik  sich  vollziehen  muss  (I,  §.  284,  294).  Das  vorliegende 
Beispiel  belegt  aber  von  Neuem  die  Wichtigkeit  nationalökono- 
mischer Untersuchungen  der  socialen  Freiheitsrechte  auch  für  die 
Verwaltungslehre.  Die  nach  dem  modernen  Lebensbedürfniss  so 
erwünschte  möglichst  liberale  Gestaltung  dieser  Rechte  kann  bei 
einer  in  stärkerem  Grade  gemeinwirthschaftlichen  Organisation 
im  weiteren  Maasse  zugegeben  werden,  weil  sie  dann  nicht  von 
solchen  Schattenseiten  begleitet  ist. 
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Freilich  darf  daraus  nicht  geschlossen  werden,  dass  bei  völliger 
VerallgemeineruDg  und  gar  bei  Ausschliesslichkeit  einer  gemein- 
wirtbscbaftlichen  Organisation  der  gesammten  Production,  wie  sie 
der  Socialismus  im  Auge  hat,  jene  Freiheitsrechte  würden  bestehen 
können.  Vielmehr  wäre  es  hier  schwerlich  zu  vermeiden,  nicht  nur 
die  Ebescbliessung  (und  Kindererzeugung!)  einer  amtlichen  Regelung 
von  oben  zu  unterziehen,  um  den  im  socialistischen  Wirthschafts- 
System  enthaltenen  Schwierigkeiten  des  Bevölkerungsproblems  zu 
begegnen  (I,  §.  249,  259),  sondern  namentlich  auch  die  Freizügig- 
keit und  Ein-  und  Auswanderungsfreiheit  sehr  wesentlich  zu  be- 
schränken, muthmaasslich  ganz  aufzuheben,  um  Angebot  und  Be- 
darf von  Arbeitskräften  richtig  auszugleichen.  Es  bedarf  nur  einigen 
Nachdenkens  über  die  Voraussetzungen  einer  allgemeinen  socia- 
listischen Productionsordnung,  um  das  einzusehen. 

Bei  dem  grossen  Umfang,  welcher  nothwendig  das  privat- 
wirthschaftliche  System  auf  dem  Gebiete  der  Production,  mindestens 
für  unabsehbare  Zeit,  behalten  muss  und  sicberlich  behalten  wird, 
kommen  dann  um  so  mehr  zur  Bekämpfung  der  Nachtheile,  welche 
die  individualistische  Fassung  der  socialen  Freiheitsrechte  bewirken 
kann,  Regelungen  des  wirtbschaftlichen  Rechts  auf  den  einzelnen 
Specialgebieten  der  Volkswirthschaft  in  Betracht.  Dadurch  kann 
ein  Einiluss  darauf  ausgeübt  werden,  dass  eine  nachtheilige  Aus- 
übung dieser  Freiheitsrechte  unterbleibt  oder  verringert  wird. 

Hier  bandelt  es  sich  namcntlicli  um  Maasnalimen ,  welche  die  allgemeiDen  Ge- 
fahren der  Aosschreitnngen  der  Specolation,  der  Schwankungen  der  Conjancturen,  der 
za  raschen  und  tkbertriebenen  Entwicklungen  auf  einzelnen  Productionsgebieten  ver- 
mindern. Daher  kommt  in  erster  Linie  eine  von  solchen  Gesichtspuncten  aasgehende 
GesUltnng  der  Gewerbeordnung,  der  Handels-,  Geld-,  Credit-,  Bank-,  Actiengesell- 
scbafts-,  BOrsengesetzgebung  in  Betracht.  Weiter  aber  liegen  auch  für  die  Agrar- 
politik hier  Aufgaben  vor,  namentlich  eine  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse, 
welche  die  Be?Olkening  gern  auf  dem  platten  Lande  und  in  der  agrarischen  Thätigkeit 
renreUen  Usst,  und  so  den  Zuzug  in  die  Städte  und  Industriesitze  nicht  noch,  wie 
gegenwärtig  rielfach,  künstlich  steigert.  Endlich  sind  auch  an  die  Finanz-  und  Steuer- 
politik in  allen  diesen  Beziehungen  Anforderungen  zu  stellen.  (Siehe  Weiteres  über 
diese  Fragen  unten  §.  77,  78). 

Kurz:  die  gcsammte  Volkswirtbschaftspolitik  muss 
die  Rückwirkungen  jeder  ihrer  Maassregeln  auf  die  Ausübung  der 
socialen  Freiheitsrechte  und  dadurch  auf  die  natürliche  und  die 
WanderuDgsbewegung  der  Bevölkerung  sorgsam  mit  berück- 
sichtigen. 
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2.  Abschnitt. 
1.  Das  Recht  der  Ehesehliessung. 

§.  60   [S.  437,  438].    Litterarische   Angaben.    Stein,   Yerwaltangslehre 

II,  124—162,  Handbuch  I.A.  S.  73—76,  3.  Anfl.,  II,  20  ff.;  H.  Rösler,  Verwaltungs- 
recht  I,  1,  S.  115  ff.,  auch  für  Litteratur  und  Gesetzgebung,  R.  v.  Mohl,  Polizei- 
wissenschaft, 3.  Auflage,  I,  130  ff. ,  152  ff.  passim;  Gerstner,  Grundlehre  der 
Staatsverwaltung,  Würzburg  1864,  II,  1,  Bevöllcerungslehre,  S.  143  ff.,  180  ff.,  201  ff.  — 
?.  Könne,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Auflage,  S.  121  ff.;  derselbe, 
preussisches  Staatsrecht,  3.  Auflage,  I,  2,  S.  179  ff.;  Friedberg,  Recht  der  Ehe- 
schliessung in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung,  Lcipz.  1865.  In  der  Litteratur  des 
Yerwaltungsrechts  wird  der  Gegenstand  vielfach  in  Zusammenhang  mit  Heimathrecht, 
Freizügigkeit,  Niederlassung  u.  s.  w.  behandelt.  Siehe  dafQr  nntcn  §.  65  bei  dem 
nächsten  Abschnitt  3.  Die  neueren  Werke  von  G.  Meyer,  LOning  an  den  oben 
S.  84  genannten  Stellen.  Rehm,  Artikel  Eheschliessung  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  III,  7  ff.  lieber  Baierns  vom  deutschen  Reichsrecht  noch 
abweichend  gebliebenes  Recht  siehe  Scydcl,  baierisches  Staatsrecht  B.  Y,  182  ff. 
Auch  Aufsätze  in  Hirth's  Annalen  1886,  1891. 

Rau,  Yolkswirthschaftspolitik,  I,  §.  11  ff.,  besonders  §.  15  und  15a  (auch  für 
Litteratur).  Röscher,  I,  5.  Buch  Bevölkerung,  besonders  §.  255,  258.  Sch&ffie, 
System,  3.  Auflage,  II,  565  ff.,  Kapitalismus,  S.  671  ff.,  vielfach  im  Anschloss  an 
Mario,  WeltOkonomie,  der  eingehend  die  Bevölkcrungslehre  behandelt,  II,  376^422, 

III,  69—138.  Ygl.  auch  Schäffle,  Socialer  Körper  II,  234  ff.,  IH,  1—51;  Peschel, 
Yölkerkunde  S.  227  ff.  Wap paus,  Bevölkerungsstatistik,  II,  215  ff.  A.  v.  Oettingen, 
Moralstatistik,  2.  Aufl.,  S.  75  fi*.  Meine  Gesetzmässigkeit  der  scheinbar  willkühr- 
lichen  menschlichen  Handlungen,  Hamburg  1864,  II,  90  ff.  G.  RUmelin,  Reden 
und  Aufsätze,  Tübingen  1875,  über  die  Malthus*schen  Lehren,  S.  305  ff. 

Gesetzgebung:  Gesetze  des  Norddeutschen  Bundes  vom  4.  Mai  1868  über 
die  Aufhebung  der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Ebeschliessung,  Reich^gesetz 
vom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des  Personenstands  und  die  Ehe- 
schliessung, besonders  §.  28  ff.  Baierisches  Gesetz  über  Heimath,  Yerehelichung 
u.  8.  w.  vom  16.  April  1868  und  23.  Februar  1872,  21.  April  1884.  üeher  die 
neuere  deutsche  Reichs-  und  die  ausführende  Particulargesetzgebung  auf  diesem 
Gebiete  sind  mancherlei  Commentare  u.  dgl.  erschienen.  Siehe  n.  A.  P.  Hinschias, 
Reichsgesetz  über  Beurkundung  des  Personenstands  u.  s.  w.,  2.  Aufl.,  Berlin  1876  und 
das  umfassende  Werk  von  v.  Sicherer,  Personenstand  und  Ebeschliessung  in 
Deutschland,  Erlangen  1879;  derselbe,  Artikel  Standesregister  in  v.  Stengel's 
Wörterbuch  des  deutschen  Yerwaltungsrechts.  Siehe  auch  hier  die  Daten  in  der 
Yorbemerkung  zu  Abschnitt  3  unten  §.  65. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Werks,  auf  die  Geschichte  und  das  heutige 
Recht  der  Eheschliessung  näher  einzugehen.  Weiteres  litterarisches  und  legislatives 
Material  siehe  daher  in  den  genannten  Werken.  Aus  der  Bevölkerungsstatistik  be- 
sonders die  Daten  der  Eheschliessungs-,  Heirathsalters-,  unehelichen  und  ehelichen 
Geburts-,  Kindersterblichkeitsstatistik.  Siehe  dafür  die  MittheUungen  in  dieser  3.  Auf- 
lage der  Grundlegung  Thcil  I,  Buch  5,  besonders  §.  210,  211  219—222. 

I.  —  §.61  [230J.  Das  ältere  Recht  und  seine  Reform. 
Cbaracteristisch  für  das  (öffentliche)  Eherecht,  welches  wir  in 
unseren  modernen  Staaten  geschichtlich  überkommen  haben,  ist, 
dass  nicht  nur  die  rechtsgiltige  Form  der  Eheschliessung  dem 
individuellen  Belieben  entrückt,  sondern  auch  das  Recht,  eine  Ehe 
einzugehen,  in  materieller  Hinsicht  an  gewisse  allgemeine  rechtliebe 
Bedingungen  und  an  die  Zustimmung  von  Gemeinschaften  oder 
von  Vertretern  solcher  geknüpft  war.    Darin  lag  die  rechtliche  An- 
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erkennuDg  der  ud bestreitbaren  Tbatsache,  dass  jede  neue  Ehe 
nicht  Dar  das  Interesse  des  Gatten,  sondern  direct  als  solche,  als 
Lebensgemeinschaft  der  Gatten,  und  indirect  wegen  der  Folgen 
der  Ehe  für  die  Kindererzeugung  und  die  Bevölkerungsvermehrung, 
das  Interesse  engerer  und  weiterer  Gemeinschaften,  denen  die 
Gatten  angehören,  und  schliesslich  des  ganzen  Volks  berühre. 

A.  Die  Volksgemeinschaft  nahm  ihr  Interesse  insbesondere  in 
den  Bechtsnormen  über  die  Ebehindernisse  wahr.  Im  heutigen 
Ehereebte  der  modernen  Cnltarstaaten  sind  diese  Ebehindernisse 
mit  Recht  gegen  früher  vielfach  beseitigt  und  beschränkt  worden. 
Aber  völlig  fehlen  sie  auch  jetzt  keineswegs. 

Indem  namentUch  das  unbedingte  Ehebindorniss  des  verbeiratbeten  Stands, 
mithin  die  Monogamie,  sowie  dasjenige  eines  naben  Verwandtscbaftsgrads  festgehalten 
vird,  tr&gt  das  Recht  gewissen  sittlicben  Anschauungen  des  Volksbewusstseins  ge- 
bührend Becbnang.  (Siebe  Beicbsgesetz  yom  6.  Februar  1875,  §.  33.  Auch  der 
hier  genannte  Fall,  dass  die  Ebe  verboten  ist  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs 
Geschiedenen  und  seinem  Mitschuldigen,  gehört  hierher.  In  diesem  Falle  ist  nach 
einem  in  das  Gesetz  gebrachten  Zusatz  aUerdings  Dispensation  zulässig,  ein  Sieg  des 
Indiridualprincips  tlber  die  sittliche  Anschauung.  Ebenso  im  Entwurf  des  deutschen 
bargerlichen  Gesetzbuchs  Artikel  1237.  Daselbst  Artikel  1231 — 1244  Bestimmungen 
fiber  die  Ehehindernisse.)  Indem  ein  bestimmtes  Alter  der  EhemUndigkeit  verlangt 
wird,  werden  auch  sanitäre  Interessen  der  Gesammtheit,  welche  beim  Ehchindemiss 
der  Verwandtschaft  ebenfalls  ein  wenig  mitspielen,  wahrgenommen.  Beispiel:  das 
prenssische  Landrecht  setzt  18  Jahre  ftlr  den  Mann,  14  für  das  Weib  fest,  was  ein 
preassisches  Gesetz  ?om  December  1872,  um  der  Rechtsgleichheit  Willen,  im  ganzen 
Staate  cinftlhrte.  Das  neue  Reichsgesetz  ?om  6.  Februar  1875  bestimmt  mit  Recht 
wieder  höhere  Ziffern:  vollendetes  20.  und  16.  Jahr,  mit  Zulassung  von  Dispensation. 
Ebenso  im  genannten  Entwurf  Artikel  1233.  In  der  Erhobung  des  Alters  der  Ehe- 
mUndigkeit wie  in  allen  solchen  Bestimmungen  des  Rechts  über  die  Ehehindernisse 
zeigt  sich  die  nnbescitigbare  Berücksichtigung  des  Gomeinscbaftsinteresses  vor 
derjenigen  des  Individualinteresses:  sehr  mit  Recht,  aber  im  Widerspruch  mit  der 
sonst  Imliebten  absoluten  Fassung  der  persönlichen  Freiheit  des  Individuums. 

B.  Die  Einmischnng  der  grössten  Gemeinschaft,  derjenigen 
des  V  o  1  k  8  und  ihres  Vertreters,  des  Staats,  in  die  Eheschliessung 
ist  geschichth'ch  nicht  häufig  und  namentlich  selten  aus  eigentlich 
popolationistischen  Tendenzen,  besonders  um  die  Eheschliessungen 
wegen  ihres  Einflusses  auf  die  Volksvermehrung  zu  befördern  oder 
zu  beschränken,  vorgekommen,  obwohl  es  an  cbaracteristischen 
Beispielen  dafür  nicht  gefehlt  hat. 

Ueber  Ehebeförderung  siehe  Röscher,  System  I,  §.  255.  Das  bedeutendste 
Beispiel  ans  dem  Alterthum :  die  augusteische  Gesetzgebung  in  der  Lex  Julia  et  Papia 
PoppaeJL,  siehe  darüber  Puchta,  Institutionen,  I,  520  ff.  Kinderprämiensystcm 
Colbert's,  &hnlich  in  anderen  Ländern  im  17.  Jahrhundert.  Stein,  Yerwaltungs- 
lehre,  143  ff.;  kurzweg  hier  vom  „übei-wundenen  Standpunct'*  bei  Ehebeförderung 
»prechend,  was  einseitig  und  unhistorisch;  auch  in  neuester  Zeit  sind  in  Frankreich 
ithnliche  Tendenzen  herrorgetreten  und  Begünstigungen  kinderreicher  Ehen  durch  die 
Gesetzgebung  erwogen  worden.  Siehe  Mohl,  Gerstner  a.  a.  0.  —  Ueber  E ho- 
hes chr&nknngen,  neuerdings  die  practiscbere  Seite  der  Frage,  Kau,  Volks- 
virthschaflspolitik  II,   §.  15  ff..    Röscher,  I,  §.  258,    Stein,  Verwaltungslehre  IL 
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S.  146  ff.  Die  Frage  des  EheTerbots  für  gewisse  Kranke  and  Schwächliche,  nach 
sanitären  Rücksichten  wegen  der  Uehertragnng  Ton  Krankheiten  und  Krankheits- 
keimen anf  die  Nachkommenschaft,  ist  wohl  noch  nicht  ftlr  alle  Zeit  endgiltig  ent- 
schieden. Aach  hier  kommen  gewichtige  Gemeinschafts  Interessen  in  Betracht.  — 
Stein  a.  a.  0.  S.  149  wieder  zq  apodictisch  Tom  Standpnnct  der  Gegenwart  ans. 

Principiell  wird  in  dem  practiscb  wichtigsten  Falle ,  dass 
etwa  nach  den  Umständen,  besonders  nach  der  Höhe  des  Volks- 
einkommens, eine  Beschränkung  der  Eheschliessongen  and 
dadurch  implicite  der  Volksvermehrang  vom  Oesammtinteresse  ge- 
fordert würde,  dem  Staate  ein  Einmischnngsrecht  nicht  vorzuent- 
halten sein  (I,  §.  271  am  Schluss).  Wenn  der  moderne  Staat 
darauf  meistens  verzichtet  hat,  so  ist  dies  im  Ganzen  wohl  zu 
billigen,  weil  die  Beschränkung  der  ,, Ehefreiheit''  wenigstens 
nach  unserer  heutigen  Anschauung  am  Schwersten  empfanden  und 
wirklich  als  eine  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  betrachtet 
wird,  und  weil  die  Gemeinschaft  auch  vielfach  in  der  Gegenwart 
ein  Interesse  an  Vermehrung  der  Eben  und  Bevölkerung  hat  Aber 
damit  kann  und  darf  sich  der  Staat  nicht  unbedingt  ein  ftlr  alle- 
mal die  Hände  gebunden  haben. 

Am  Wenigsten  wurde  in  einem  so cialisti sehen  Gemeinwesen  principieU  Ehe- 
freiheit oder  Freiheit  der  Kindercrzeugang  gewährt  werden  kOnnen,  ein  ?on  den 
socialistischen  Schriftstellern  viel  zo  wenig  beachteter  schwacher  Panct  ihrer  Theorie, 
über  den  eine  einseitige  Polemik  gegen  Malthos  und  Malthuaianismas  nicht  hinweg- 
hilft. Siehe  schon  in  der  2.  Auflage  der  Grundlegung  die  Ausführung  in  §.  97. 
besonders  Anmerkung  14,  S.  145.  Jetzt  8.  Auflage  das  ganze  Buch  4  im  Theil  I. 
besonders  §.  192,  196  und  Hauptabschnitt  2  §.  248—260,  auch  passim.  Buch  1, 
Kapitel  1  (Psychologie).  Mario,  III,  S5,  der  ebenfalls  den  Socialisten  den  Vor- 
wurf einer  gerade  von  ihrem  Standpuncte  aus  unverantwortlich  optimistischen  Behand- 
lung der  BevOlkerungsfrage  macht.  Vgl.  abrigens  auch  De  Lareleye,  propri6tö. 
Paris  1874,  p.  33  über  die  scheinbar  entgegengesetzte  Erfahrung  in  Bassland:  dass 
nemlich  die  halbsocialistische  ländliche  Organisation  doch  nicht  zu  einer  rascheren 
Volksyermehrung  führe.  Indessen  sind  einmal  die  Daten  über  die  russische  Yolks- 
vcrmehrung,  soweit  sie  aus  den  periodischen  ,^ählungen'^  der  BeTfllkerung  entnommen, 
nicht  genau  genug  für  die  Entscheidung  der  Frage  nach  der  wirklichen  Ver- 
mehrung; und  sodann  weist  De  Lareleye  selbst  auf  den  Missstand:  staike  Gebarten- 
ziffer,  aber  unerhörte  Kindersterblichkeit  hin.  Siehe  über  letzteres  Uebel  Bümelin, 
a.  a.  0.  S.  331.  Die  neueren  amtlichen  statistischen  Daten  Busslands  zeigen  Itbrigens 
auch  eine  sehr  starke  Yolkszunahme  durch  Geburtsüberschuss,  allerdings  mit  grossen 
Schwankungen  nach  Zcitrerhältnissen ,  siehe  I,  S.  495,  518.  Ich  halte  den  Einwand 
aus  der  BerOlkerungsfrage  für  einen  der  triftigsten,  den  man  dem  Socialismos  machen 
kann,  wie  im  1.  Theil  der  Grundlegung  näher  zu  begründen  gesucht  wurde. 

C.  Häufiger  und  allgemeioer  waren  und  sind  zum  Theil  bis  in 
unsere  Zeit  hinein  die  Eheconsensrechte  kleinerer  Gemein- 
schaftskreise, durch  welche  die  letzteren  ihre  (wirklichen  oder  Ye^ 
meintlichen)  Interessen  den  Eheschliessenden  gegenüber  zur  Gel- 
tung brachten  oder  durch  welche  auch  Interessen  der  Eheschliessen- 
den selbst  nach  dem  Princip  der  Bevormundung  wahrgenommen 
werden  sollten. 
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Solche  Rechte  der  Zostimmang  besass  die  Familie  (das  Geschlecht),  hezw. 
das  Familienhaopt  (Vater,  Eltern),  der  gesellschaftliche  (und  damit  oft 
znsammenfklleiid  der  politische)  Stand,  welchem  ein  oder  beide  Napturienten 
angehörten,  die  Gemeinschaft  gleichen  Besitzrechts  bei  der  daraus  hervor- 
gehenden Abhängigkeit  des  Untergebenen  vom  Herrn  (wie  in  Lehens-  und  in 
GrundherrlichkeitsFerh&Itnissen),  die  Religionsgemeinschaft,  der  Berufs- 
nnd  Erwerbsstand,  endlich  namentlich  die  Gemeinde,  besonders  seit  dem 
16.  Jahrhundert  (Deutschland,  Kirchspiel  in  England)  als  die  eventuell  zar  Armen- 
untersttxtznng  verpflichtete  Gemeinschaft  Manche  dieser  Consensrechte  sind  mit 
den  Einrichtungen,  an  welche  sie  sich  knüpften,  obsolet  geworden,  andere,  noch  bis 
in  die  neueste  Zeit  bestehende,  sind  ausdrücklich  vom  Gesetze  aufgehoben  worden. 
Nur  kleine  Reste  haben  sich  erhalten,  wie  in  dem,  jetzt  meist  sehr  bcschr&nkten, 
elterlichen  und  wie  im  staatlichen  Consensrechte,  welches  bei  Givilstaats- 
diencm  und  besonders  bei  Militfirpersonen  in  einiger  Hinsicht  das  ältere  Conscnsrecht 
des  gesellschaftlichen  Standes  vertritt. 

In  der  Hauptsache  sind  im  modernen  Ehescbliessungsrecht 
alle  solche  ältere  Beschränkungen  fortgefallen,  ist  also  darin  gerade 
das  Individualprincip  statt  des  Gemeinscbaftsprincips  (§.  24) 
zu  umfassender  Geltung  gelangt. 

Siehe  besonders  Stein  a.  a.  0.,  bei  aller  Einseitigkeit  und  mitunter  Schiefheit 
seiner  Schablonisirung  nach  Geschlechterordnong,  ständischer,  staatsbürgerlicher  Ord- 
Bong  doch  hier  wie  in  seiner  ganzen  Verwaltungslehre  viel  Treffliches:  der  Haupt- 
mangel bleibt  nur  bei  Stein,  wie  bei  den  Yolkswirthcn  der  liberalen  Schule,  dass 
sie  keine  Fortbildung  über  die  heutige  staatsbürgerliche  Periode  hinaus  für  zu- 
lässig, kaum  für  mOglich  anzunehmen  scheinen.  Deber  die  Beseitigung  der  meisten 
älteren  Ehehindemisse,  resp.  Ehebeschränkungen  privat-  und  Öffentlich  rechtlicher 
Art  im  neuesten  Deutschen  Recht  siehe  das  Gesetz  von  186S  und  v.  Sicherer 
a.  a.  0.  (Buch)  S.  828  ff.  In  Baiern  (und  Elsass  -  Lothringen)  ist  dieses  Gesetz 
nicht  eingeführt  Baiem  hat  seine  aparte  Gesetzgebung  in  einigen  Puncten  behalten, 
wonach  dort  auch  für  den  Staatsangehörigen  ein  obrigkeitliches  „Verchelichungs- 
zeugniss^  vorgeschrieben  geblieben  ist.  Dasselbe  hat  zwar  nicht  die  Bedeutung  einer 
Yerahelichongsbewilligung,  wohl  aber  kann  aas  verschiedenen  Gründen,  u.  A.  auch 
solchen,  welche  die  fehlende  oder  unsichere  Subsistenzfähigkeit  der  Brautleute  be- 
tKffen,  ein  Einspruch  gegen  die  Gewäbrong  des  Yerehelichungzeugnisses  Seitens  der 
Heimathsgemeinde  des  Mannes  erhoben  werden.  Es  steht  dieses  Ehescbliessungsrecht 
in  Verbindung  mit  dem  baierischen  Heimathsrecht  (im  Unterschied  vom  reichsrecht- 
lichen Recht  des  Uuteistützungswohnsitzes)  und  mit  der  Verpflichtung  zur  Armen- 
anteistatzung.  Doch  wird  bestritten  (Seydel,  Rehm),  dass  die  verbliebenen  Ehe- 
beschr&nkungen  eine  nothwendige  Gonsequenz  des  Heimathsrechts  seien,  wie  sie  denn 
bei  gleichem  Heimathsrecht  in  Oesterreich  fehlen  (siehe  u.  A.  Seydel,  Annalen 
1S91,  S.  76,  Rehm  a.  a.  0.  S.  13). 

IL  —  §.62  [231].  Gründe  für  die  Veränderung  des 
älteren  Eherechts.  Diese  liberal-individualistische  Gestaltung 
gerade  des  Eherechts  ist  auf  die  mannigfaltigste  Weise  begründet 
worden.  Vomemlich  in  ihr  sah  man  eine  nothwendige  Conseqnenz 
der  persönlichen  Freiheit.  Eine  Beschränkung  der  letzteren  auf 
diesem  Gebiete  allerpersönlichsten  Interesses  des  Einzelnen  galt 
daher  vollends  als  ausserhalb  der  Competenz  des  Staats  liegend. 
Die  günstigen  socialen  und  wirthschaftlichen  Folgen,  welche  oben 
anerkannt  wurden  (§.  56),  fielen  schwer  ins  Gewicht.  Der  nicht 
zu  längnende  Zusammenhang  zwischen  dem  Eheschliessungs-  und 
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NioUerlassungsrecht  und  der  absolaten  und  relativen  Häufigkeit 
wiUier  Ehen  und  der  unehelichen  Geburten  wurde  benutzt,  um  auch 
vom  sittlichen  Standpuncte  aus  eine  möglichst  freiheitliche  Ge- 
staltung dieser  Bechte  zu  fordern.  0  Die  otlt  kleinliche  und  chicanöse 
Handhabung  der  geltenden  Beschränkungen  der  Eheschliessnngs* 
freiheit  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Rechte  der  Nieder- 
lassung und  Freizügigkeit  «und  des  Gewerbebetriebs,  häufig  im  eng- 
herzigen Interesse  der  betheiligten  Kreise,  der  Concurrenten ,  der 
Gemeinde  als  der  zur  Armenunterst Utzung  eventuell  verpflichteten 
Gemeinschaft,  diente  ebenfalls  nur  zur  Discreditirung  dieser  Be- 
schränkungen in  Bausch  und  Bogen.  Dem  Einwand,  dass  der 
Missbrauch  den  richtigen  Gebranch  nicht  aufheben  darf,  begegnet 
man  mit  der  Bemerkung,  dass  bei  solcher  Gesetzgebung  ein  Miss- 
brauch unvermeidlich  sei.  Die  zunächst  berührten  und  ärmeren 
Classen  schienen  dabei  endlich  besonders  benachtheiligt  zu  werden, 
im  Widerspruch  mit  der  Forderung  nicht  nur  formaler,  sondern 
realer  Rechtsgleichheit.  Die  Bevormundung  dieser  Classen,  welche 
in  dem  früheren  Eherechte  mit  enthalten  war,  wurde  aber  aus  all- 
gemeinen und  hier  noch  aus  besonderen  Gründen  in  einer  so  per- 
sönlichen Sache  wie  der  Eheschliessung  verworfen. 

Das  endgiltige  Urtheil  über  die  Triftigkeit  dieser  Gründe  und 
über  den  Werth  unseres  heutigen  Eherechts  hängt  nothwendig  von 
der  gesammten  Auffassung  des  socialen  und  volkswirthschaftlichen 
Lebens  und  danach  von  der  Ansicht  über  das  für  letzteres  aufzu- 
stellende Ziel  ab. 

Dafür  ist  anf  den  Inhalt  dieses  ganzen  Werks,  besonders  dieses  grondiegenden 
Theils.  und  auf  die  Erönerung,  welche  unten  speciell  an  die  Betrachtung  der  Frei- 
zügigkeit und  Niederlassung^freiheit ,  des  rolksvirthschaftlich  wichtigsten  der  fier 
socialen  Freiheitsrechte,  angeknüpft  wird  ,$.  T4\  zu  rerweisen.  Hier  können  folgende 
Erwägungen  genügen. 

III.  —  §.  63  [HS^y  Socialökonomische  Bedenken 
gegen  das  heutige  liberal-individualistische  Ehe- 
recht.  Vom  volkswirthschat^lichen  Standpuncte  aus,  von  welchem 
wir  hier  das  Eherecht  in  erster  Linie  zu  betrachten  haben,  ent- 
spricht die  heutige  Gestaltung  desselben  wieder  durchaus  den 
philosophischen  und  politischen  wie  den  besonderen  ökonomischen 

*^  Siehe  A.  r.  Oettingon.  Moralstatistik.  2.  Aufage.  S.  2S2  If..  der  den 
Einäus»  dvT  iiosouf  obunf  .;ber  Ehes:hlie>6ung.  Niederlassung  und  Gewerbebetrieb  za 
wonig  betoa:.  V^:!.  übrigens  S.  110.  Wappius.  BeTJ^ernngastaiistik  IL  3S5  ffU 
.^S9.  Maximum  unoholtohor  Kinder  ^bei  Vergleich  nach  Staaten)  in  Deotschland 
!m  rooh^^rhoi^.l^oboIl  Baierii  usvi  MecUenbure  mit  den  län^^t  dauernden  und  strengsten 
>iedor.Assunc>-  u.  s.  w.  Krk'hwerungon.  VerWssk^ra'jg  s/i:  der  neueren  Geset^ebung 
b<soaiicr>  :\\  lUien»,  s.  i:.  S.   124. 
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GrandanscbanuDgen  der  Theorie  des  ökoDomiseben  Liberalismus 
und  Individualismus.  Die  Vertreter  dieser  Lehre  handeln  daher 
als  Anhänger  des  heutigen  Eberechts  nur  folgerichtig. 

Von  unserem  abweichenden  socialökonomischen  Standpuncte 
aus  bieten  sich  dagegen  manche  Bedenken,  welche  schon  beute, 
nach  verbältnissmässig  kurzem  Bestände  des  neuen  Eherechts 
in  den  europäischen  Calturstaaten,  ihre  vielfache  practische  Bestä- 
tigung durch  die  Erfahrung  finden. 

Allerdings  treten  diese  Bedenken  in  der  Praxis  stärker  oder 
schwächer  wesentlich  nach  den  Verhältnissen  der  erreichten  Volks- 
dichtigkeit und  nach  den  wirthschaftlichen  Umständen  hervor, 
welcbe  es  unerwünscht  oder  erwünscht  erscheinen  lassen,  dass  sich 
die  Bevölkerung  rascher  oder  langsamer  vermehre.  Aber  die  prin- 
cipiellen  Bedenken  bleiben  immer  bestehen. 

Die  Sachlage  ist  daher  ?cn>chiedeu,  je  nachdem  man  es  mit  alten,  allgemein  be- 
siedelten, dicht  bevölkerten  Caltnrländern ,  welche  bei  der  erfolgten  Occupatiou  des 
Bodens  und  Uebergang  desselben  in  das  Privateigenthum ,  sowie  bei  bereits  erreichter 
bedeatender  Intensi?ität  des  Ackerbaus  nicht  mehr  so  viel  Eanm  für  neuen  Zuwachs 
der  Bevölkerung  bieten,  deshalb  namentlich  auf  Fabrikatenauüfuhr  angewiesen  sind 
U,  §.  254)  oder  mit  jungen  erst  neu  zu  besiedelnden,  dünn  bevölkerten  Ländern  jung- 
fräulichen Bodens  zu  thnn  hat.  Fur  uns  kommt  aber  hier  namentlich  der  Stand punct 
der  ersten  Reihe  von  Ländern  in  West-  und  Mitteleuropa  in  Betracht.  Siehe  im 
1.  Tbeile  über  Volksdichtigkeit  §.  230—238  und  über  Uebervölkerung  §.  250— 200. 

1.  Das  heutige  £herecht  bildet  einen  bedeutsamen  weiteren 
Schritt  zur  vollen  Auflösung  nothwendiger  und  heilsamer  Gemein- 
Bcbaftsbande  und  insofern  zur  weiteren  Atomisiiung  der  Gesellschaft. 
Das  Individualprincip  ist  darin  unbedingt  zum  Siege  über  das 
Gkmeinschaftsprincip  gelangt,  welches  bei  solchen  socialen  Rechts- 
instituten, wie  die  Ehe,  seine  Beachtung  gebieterisch  im  Interesse 
des  socialen  und  wirthschaftlichen  Organismus  fordert. 

2.  Jenes  Recht  ermöglicht  und  begünstigt  bei  den  unteren, 
ärmeren  und  ungebildeteren  Classen  eine  frühzeitigere  Ehe- 
schliessung, ohne  die  genügende  Geistes-  und  Characterreife,  mit- 
unter selbst  ohne  die  erforderliche  körperliche  Reife  der  Gatten 
und  ohne  hinlänglich  gesicherte  ökonomische  Grundlage  des  Haus- 
stands. Es  wird  dadurch  indirect  eine  wichtige  Ursache  der  Ver- 
armung und  materieller  wie  sittlicher  Noth  verstärkt,  welche  in 
leichtsinniger,  zu  früher  Heirath,  zu  grosser  Kinderzahl  in  der  Ehe 
liegt,  und  ein  Theil  der  neuen  Generation  wird  physisch  und 
psychisch  untüchtiger.  Die  Generationen  folgen  rascher  auf  ein- 
ander, die  Geburtenzahl  schwillt  stärker  an,  der  Tod  hält  aber 
unter  den  Kindern  nur  eine  um  so  reichere  Ernte. 
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Die  Bichtigkeit  dieser  Sitze  lässt  sich  bereits  mit  dem  jetzigen  Be?Alkeniiig8- 
statistischen  Material  erh&rten,  wie  das  theil weise  im  1.  Theil  in  Bach  4,  Kapitel  1 
geschehen  ist.  Die  Conseqaenz,  welche  hier  aas  den  statistischen  Thatsachen  for  die 
Frage  des  Eberechts  gezogen  wird,  wird  Zastimmang  oder  Abweisong  je  nach  der 
SteUang  des  Einzelnen  za  den  Malt  basischen  Lehren  finden.  Im  Wesentlichen 
abereinstimmend  BUmelin,  Aafa&tze  S.  304  über  die  Malthos'sche  Lehre.  In  dieser 
nnd  der  ?oraosgehenden  Abhandlang  ,.Uber  den  Begriff  and  die  Daaer  einer  Generation'' 
mehrfach  ErOrterongen  and  statistische  Daten  zar  Bestltigong  des  oben  Gesagten, 
besonders  der  Schiasssätze.  Siehe  besonders  über  die  Kindersterblichkeit  S.  330  ff. 
and  über  die  Bedenken  eines  raschen  Wachsens  der  BevAlkerang  in  alten  GaltarUndem, 
ganz  in  Einklang  mit  dem  Kern  der  Malthus'schen  Lehre,  S.  324  ff.  Die  bedenkliche 
sofortige  starke  Steigerang  der  Traaangen  and  Gebarten  in  gtlnstigen  Jahren,  bei 
gutem  Erwerb,  massigen  Preisen  der  Lebensmittel  (siehe  Grundlegang  I,  §.219  ff.), 
das  Herabgehen  des  Heirathsalte»  in  solchen  Jahren  (Belgien,  siehe  meine  Gesetz- 
mässigkeit II,  94,  96,  England^,  das  unrerhältnissmässig  niedrige  Heirathsalter  aach 
der  Männer  in  England  —  fast  die  Hälfte  der  getraaten  Männer  anter  25  Jahre  alt, 
selbst  anter  20  Jahren  2.4  Proceiit  trotz  des  nördlichen  Landes!  Wappäas,  H,  276, 
Statistik  des  Deatscben  Reichs  N.  F.  H.  44,  S.  51*  ff.,  so  jetzt  in  England  and  Schottland 
3.3,  im  Deutschen  Reich  nur  0.16,  in  Frankreich  2.3,  in  Italien  1.0,  in  Bassland  aber 
freilich  37.4  [!?]  Procent  Männer  unter  20  Jahren,  in  denselben  Ländern  in  dieser 
Reihenfolge  14.5,  S.S,  21.1,  17.2,  58.0  [!]  Weiber  anter  20  Jahren  in  die  Ehe 
tretend;  zwischen  20 — 80  Jahren  bezw.  Männer  and  Weiber  in  denselben  Ländern 
72.8  und  68.5,  65.7  und  70.1,  62.1  nnd  59.5.  62.9  und  65.5,  44.1  und  33.7  Proc. — 
die  überall  noch  so  grosse  Kindersterblichkeit  (I,  §.  211),  die  sofortige  Steigerang  der 
Sterblichkeit  in  ungünstigen  Jahren  (I,  §.  222)  sind  nicht  nur  Follgiltige  Beweise  f&r 
die  starken  Tendenzen  der  Volksvermehrung,  fUr  die  mächtige  Wiricsamkeit  der 
repressiren  Hcmmmittel  und  fQr  die  immer  noch  so  nngenOgende  Wirksamkeit  einer 
richtigen  Prävention  und  damit  eben  für  die  Richtigkeit  der  Malthus'schon  Lehre  im 
Kern,  trotz  der  ünhaltbarkeit  der  Formel :  sie  zeigen  ausserdem  auch,  dass  hier  grösste 
Gemeinschaftsinteressen  vorliegen,  welche  man  nicht  ohne  Weiteres  grundsätzlich  preis- 
geben kann,  selbst  wenn  sie  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  Indiridaalinteressen  in 
Widersprach  ständen.  Ob  und  welche  Beschränkung  des  Eheschliessnngsrechts  des- 
wegen statthaben  soll,  muss  immer  mit  Rücksiebt  auf  die  Erfordernisse  der  persön- 
lichen Freiheit  und  ausserdem  nach  der  concreten  Sachlage,  aber  darf  nicht  allein 
nach  jenen  Erfordernissen  entschieden  werden,  sondern  stets  zugleich  mit  Racksicht 
auf  die  Bedürfnisse  der  Gemeinschaft:  dies  gilt  es  festzuhalten,  gerade  dies  wird  aber 
von  der  modernen  Freiheitstheorie  bestritten. 

Dass  freilich  auf  diesem  schwierigen  Gebiete  die  Sitte  mehr  als  das  Recht  es 
sein  sollte,  von  welcher  Abhilfe  gegen  ücbelstände,  wie  die  in  Betreff  der  Ehe* 
Schliessung  u.  s.  w.  angedeuteten,  zu  erwarten  wäre,  soll  mit  den  Toraasgehenden  Be- 
merkungen nicht  bestritten  werden.  Auf  die  Folgen  einer  sehr  raschen  Volksrer- 
mehrung,  vollends  wenn  sie  in  Zeiten  ungünstigen  Erwerbs  hineindaaert,  ist  aas  den 
bevOlkerungsstatistischen  Daten  Deutschlands  im  Vergleich  zu  Frankreich  leicht  ein 
Schluss  zu  ziehen.  Siehe  auch  darüber  Grundlegang  Theil  I,  S.  495  ff.  die  zahlreichen 
Daten  über  beide  Länder. 

3.  Das  neue  Eberecht  steht  auch  im  Widersprach  mit  öfters 
noch  aneriiannten  privatreehtlichen  Pflichten  der  Familie, 
bez.  der  näheren  Verwandtschaft^)  znr  Hilfsleistung  an  be- 

^)  Diese  Verpflichtungen  sind  auch  durch  die  neueste  deutsche  Armengesetzgebung 
nicht  beseitigt  worden.  Deutsches  Gesetz  über  den  ünterstützungswohnsitz  rem 
6.  Juni  1870,  §.61,  Alin.  2.  Vgl.  Rocholl,  System  des  Deutschen  Armenpflege- 
rechts, Berlin  1873,  S.  245  ff.,  für  Preussen  Bruch  in  Emminghaas'  Armen- 
wesen, Berlin  1870,  S.  4S  ff.  Nach  dem  Landrecht  besteht  in  Preussen  eine  Unter- 
stützungs-  und  Alimentationspflicht  unter  Gatten,  für  Kinder  and  deren  Descendenten 
gegenüber  den  Eltern,  für  Eltern  und  Grosseltern  gegenüber  den  Kindern  and  Enkeln, 
für  Foll-  und  halbbürtige  Geschwister  unter  einander. 
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dürftige  Angehörige  und  vor  Allem  mit  der  öffeDtlicb-recht- 
liehen  Armenuntersttltzangspflicht  der  Gemeinden 
and  ähnlicher  kleinerer  localer  Körper  (Kirchspiele,  Unionen, 
England).  ^) 

Eotweder  mass  man  auch  diese  Pflichten  nunmehr  beseitigen,  was  folgerichtig, 
aber  pracüsch  schwierig  ist,  weil  eine  anderweite  Regelung  der  Unterstützung  schwer 
hlUt  oder  den  Grandsätzen  der  herrschenden  Theorie  widerspricht,  wie  diejenige 
mittelst  allgemeinen  Yersicherangs-  und  Gassenzwangs  fUr  den  Eintritt  in  Hilfscaseen, 
oder  endlich  selbst  principielle,  jedenfalls  aber  practischo  Bedenken  hat«  wie  die  lieber- 
tragong  der  Pflicht  direct  auf  den  Staat.  Oder  man  erhält  folgewidrig  jene  Pflichten 
aufrecht,  welche  nur  innere  Berechtigung  haben,  wenn  die  betreffenden  Gemeinschafts- 
kreise, Wie  Familie  nnd  Gemeinde,  ein  Zustimmungs-,  bez.  ein  Widerspruchsrecht  gegen 
leichtsinnige  Eheschliessnng  besitzen.  Dann  geräth  man  aber,  wie  in  unserem  heutigen 
Armenrecht,  welches  vornehmlich  die  Gemeinde  zur  Unterstützung  verpflichtet,  und 
zwar  die  Gemeinde  des  knrz  dauernden  Aufenthalts,  bez.  der  Geburt  (§.  66),  in  einen 
unhaltbaren  Gommunismus,  da  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  jede  Einwirkung  auf 
das  ihnen  zor  Last  fallende  Individuum  fehlt,  —  was  in  jeder  eigentlich  socialistisch- 
commnniBtischen  Organisation  des  Gemeinwesens,  welche  auch  nur  auf  einige  practische 
Darchftihrbarkeit  Anspruch  macht,  undenkbar  wäre. 

IV.  —  §.64  [233].  Die  Frage  einer  Reform  des  jetzigen 
Reehts  der  Ehescbliessung.  Eine  Veränderung  des  Ehe- 
rechts,  welche  diesen  Bedenken  Rechnung  trägt  und  wieder  direete 
Erschwerung  der  Ehescbliessung  eintreten  lässt,  bietet  ohne  Zweifel 
grosse  Schwierigkeiten.  Das  jetzige  Recht  hängt  mit  dem  ge- 
sammten  nenern  socialen  und  wirthschaftlichen  Recht  eng  zusammen. 
Eine  einzelne  Maassregel  zur  Beschränkung  der  Freiheit  verspricht 
auch  kaum  grossen  Erfolg.  Man  wird  ferner  auch  von  dem  hier 
eingenommenen  Standpuncte  aus  zugeben  dürfen,  dass  die  Ehe- 
freiheif,  als  unmittelbarste  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  in 
deren  heutiger  Auffassung,  das  tür  das  Individuum  werthvoUste 
der  socialen  Freiheitsrechte  ist  und  aus  guten  GrUnden  weniger 
ah  eines  dieser  anderen  eine  direete  Wiederbeschränkung  nach 
dem  Stande  der  ölSfentlichen  Meinung  und  nach  berechtigteren 
IndividnalbedUrfnissen ,  als  sie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  zuzu- 
geben sind,  bei  unseren  Culturvölkem  verträgt. 

Von  einzelnen  directen  Maassregeln  zur  Verhütung  leicht- 
sinniger Ehen  verdient  noch  am  Meisten  eine  allgemeine  Er- 
höhung des  gesetzlichen  Heirathsalters  besonders  bei 
dem  männlichen  Geschlechte  eine  Erwägung. 

£in  esolche  Maassregel  rerstOsst  nicht,  wie  fast  jede  andere,  gegen  die  materielle 
Bechtsgleichheit,  [sondern  trifit  alle  Classen  glcichmässig.    Der  Einwand,   dass  dann 

^)  Sieho  das  Deutsche  Gesetz  über  den  Untersttttzungswohnsitz  vom  6.  Juni  1S70, 
über  FreizOgigkeit  Tom  1.  NoTember  1867.  Die  nach  §.  2  des  ersten  Gesetzes  bestehende 
iSeatliche  Dntersttttznng  ist  von  Orts-  und  Landarmenverbänden  zu  leisten.  Die 
ersteren  können  ans  einer  oder  mehreren  Gemeinden  (oder  Gutsbezirken)  bestehen,  §.  3. 


I, 
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die  Zahl  der  wilden  Ehen  und  der  daraas  stammenden  wie  sonstiger  unehelichen  Ge- 
borten nur  um  so  stärker  sein  werde,  beweist  nicht  so  viel,  als  gewöhnlich  angenommen 
wird,  wenn  er  auch  nicht  übersehen  werden  darf. 

Mario,  III,  9S,  befürwortet  25  Jahre  für  Männer,  22  Jahre  für  Weiber  als  ge- 
setzliches Heirathsalter.  —  Die  Fra^e  der  unehelichen  Geburten  und  die  bezügliche 
Statistik  ist  auch  im  ].  Theile  in  Bach  4,  Kapitel  1  mit  berührt,  wenn  auch  nicht 
genauer  verfolgt  worden,  siehe  I,  §.  21 S,  222,  besonders  S.  536.  Rein  popalationistisch 
betrachtet,  reicht  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  nicht  aas,  um  selbst  in  L&ndero, 
wo  sie  nach  der  Gesetzgebung  über  Niederlassang  u.  s.  w.  sehr  gross  ist  (Baiern: 
über  20  Procent  aller  Geburten,  selbst  die  günstiger  dastehende  Pfalz  eingerechnet, 
in  1841—50,  Wappäus,  II,  387,  451),  die  Lücke  in  der  ehelichen  Fruchtbarkeit 
auszugleichen.  Dies  zeigt  z.  B.  der  Vergleich  Baierns,  Hannovers,  Mecklenburgs  mit 
Preussen,  Sachsen  (siehe  Wappäus,  I,  150).  Ziemlich  allgemein  bewahrheitet  sich 
auch  der  Satz,  dass  in  Jahren  ungünstigen  Erwerbs  und  hoher  Preise  der  Nahrungs- 
mittel mit  der  alsdann  eintretenden  Verminderung  der  Trauungen-  und  ehelichen  Ge- 
barten keine  Steigerung,  sondern  selbst  eine  Abnahme  der  unehelichen  Geburtea 
Schritt  hält:  die  erschwerte  Verheirathung  führt  also  nicht  immer  zu  einer  vermehnen 
Zahl  unehelicher  Geburten.  (Vgl.  v.  Oettingen,  Moralstatistik,  2.  Auflage,  S.  289, 
.HOl  IK,  Wappäus,  II,  398  if.  Frappante  Daten  für  Würtemberg  in  Hildebrand's 
Jahrbüchern,  1X^1867),  364,  wo  in  der  schlimmen  Periode  von  1852 — 55  die  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  von  über  9000  in  1848 — 51  auf  unter  8000,  in  1855  sogar  auf 
7112  sinkt,  obgleich  die  Trauungszahl  ausserordentlich  abnimmt:  1851  1  Traunng 
auf  161,  1852—56  auf  bez.  197,  202,  237,  20S,  183  Personen  der  Bevölkerung. 
Vgl.  auch  Tübinger  Zeitschrift  1S68,  XXIV,  620,  623.)  Die  entgegengesetzte  Er- 
fahrung in  Ländern  mit  erschwerter  Niederlassung  ist  auch  deswegen  nicht  so  un- 
günstig, als  man  rein  nach  der  absoluten  und  relativen  Zahl  der  unehelichen  Ge- 
burten geneigt  ist,  anzunehmen,  weil  ein  grosser  Theil  dieser  Gebarten  wilden  Ehen 
entsprossen  ist  und  später  legitimirt  wird.  (Siehe  v.  Oettingen,  S.  284.)  Leider 
gestattet  die  Statistik  der  unehelichen  Geburten  nicht  die  wichtige  Unterscheidung 
zwischen  solchen  „illegitimen'*  und  , .eigentlich  unehelichen'',  d.  h.  aus  ganz  vorüber- 
gehender Geschlechtsverbindung  stammenden  Kindern.  Im  rechtsrheinischen  Baiern 
(Südbaiern  ausser  Franken)  war  die  Quote  der  unehelichen  Gebarten  von  allen  im 
Dnrch^chnitt  der  4  Jahrzehnte  1841  —  80:  22.33,  23.56,  23,10,  15.00,  1881  — S5 
15.27,  Maximum  25.50,  1860  und  1864,  1868  noch  22.21  (Eintritt  der  neuen  liberalen 
Gesetzgebung),  1869  19.82,  1S70  17.94,  dann  weiter  sinkend  bis  zum  Minimum  14,27 
in  1878.  Aehnlicher  Verlauf  in  Baierisch- Franken  (früher  22 — 24,  jetzt  ca.  14  Procent), 
aber  doch  auch  in  der  Pfalz  (von  9  — 11  herab  auf  5  —  6  Procent)  (Reichsstatistik, 
Heft  44,  S.  19  ff.).  In  Baden  sank  die  Proportion  der  unehelichen  Gebarten  von 
14 — 16  seit  der  liberalen  Gesetzgebung  auf  ca.  8  Procent  (ebenda  S.  24),  in  Würtem- 
berg von  14  — 15  auf  9 — 10  Procent  (ebenda  S.  25),  in  Mecklenburg-Schwerin  von 
18—20  auf  unter  14  (ebenda  S.  26).  Ueberall  macht  die  „liberale  Aera"  unzweifel- 
haft einen  bedeutenden  Einschnitt.  Die  starke  Abnahme  der  Proportion  der  unehelichen 
(ieburten  zeigt  auch ,  dass  unter  denselben  früher  viele  nur  illegitime  aus  wilden  Ehen 
waren.  Aber  die  Verschiedenheiten  des  Sinkens  der  Proportion  und  der  bleibenden  Höhe 
der  letzteren  beweisen  auch,  wie  viel  andere  Factoren  hier  mitwirken.  Ferner  ergiebt 
die  neuere  starke  Steijferung  der  ganzen  Geburtsfrequenz  (Südbaiern  froher  35 — 36, 
neuerdings  41—43,  Franken  3.^  —  34  früher,  jetzt  36  —  40  auf  1000  Lebende)  die 
hemmende  Wirkung  des  früheren  Rechts  auf  die  gesammte  Gebortsfrcquenz. 

Unbedingt  ist  mindestens  vor  zu  früher  Heirath  auch  bei  der 
Geltung  des  beutigen  Rechts  zu  warnen  und  die  öffentliche 
Meinung  in  dieser  Beziehung  aufzuklären:  —  freilich  ein  überhaupt 
und  vollends  in  diesem  Falle  immer  nur  langsam  und  schwach 
wirkendes  Hilfsmittel. 

Um  so  mehr  wird  aber  wieder  auf  den  Zusammenhang 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  der  Organi- 
sation der  gesammten  wirthschaftlichen,  namentlich  der  gewerb- 
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lieben  Arbeit  im  privatwirtbschaftlichen  System  mit  der  Be- 
rölkerangsbewegang  und  speciell  mit  der  Eheschliessung 
hinzuweisen  sein.  Durch  eine  mehr  g  e  m  e  i  n  wirthschaftliche  Or- 
ganisation, Schaffung  neuer  corporativer  Organisationen  im  Gewerbe, 
durch  Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit,  der  Speculationsfreiheit 
und  darcb  die  oben  (§.  59)  angedeuteten  Maassnabmen  auf  den 
einzelnen  Gebieten  des  Wirthschaftslebens  wird  i  n  d  i  r  e  c  t  auf  eine 
factische  Beschränkung  der  Eheschliessungen  hingewirkt  werden, 
ohne  den  Zwang  des  Rechts.  In  derselben  Richtung  kann  eine 
andere  Regelung  der  Armenunterstützung  mittelst  des  auf  dem 
Prineip  des  Zwangs  beruhenden  Versicherungs-  und  Hilfseassen- 
wesens  für  die  arbeitenden  Classen,  auch  eine  etwaige  Verpflichtung 
der  Eltern,  ihre  Kinder  in  Unterstützungs-  und  Ausstattungscassen 
einzokanfen,  wirken. 

(Siehe  Maurus,  Freiheit  in  der  Volkswirthschaft,  S.  130.) 
Auf  diese  Verhältnisse,   besonders  auf  den   günstigen   Einfluss,   welchen    eine 
andere  und   festere  Organisation  der  nationalen  Arbeit  auf  die  Bewegung  der  Be- 
fOlkerung   ansahen    müsste,  wird  am  Schlnss   des  folgenden  Abschnitts   etwas   näher 
eingegaDgen  (§.  76  —  78). 

3.  Abschnitt. 
2.   Das  Zngrceht. 

§.65  [S.  446 — 44S].  Litterariache  Angaben  und  Vorbemerkungen. 
Stein,  Verwaltungslehre,  II,  272—352;  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  66— (iS,  2.  Auflage, 
S.  136  ff.  über  Heimath wesen  und  Verwandtes,  3.  Auflage,  II,  S.  42  ff.;  Verwaltungs- 
Ichro  II,  S.  245—272,  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  70—73,  2.  Auflage,  S.  143  ö.,  über 
Pass-  and  Fremdenwesen;  über  Armenwesen  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  419  If.,  2.  Auf- 
lage, 8.  796  ff.,  8.  Auflage,  II,  S.  63  If.;  H.  Kösler,  Verwaltungsrecht,  I,  1,  S.  152  ü". 
über  Heimath,  S.  138  ff.  über  Aufenthalt,  wiederum  auch,  neben  Stein,  besonders  für 
die  Speciallitteratnr  and  Gesetzgebung.     R.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  3.  Auflage, 

I,  352  über  Armenwesen  (Litteratar  S.  354  Anm.\  III,  S.  103  ff.  Maassregeln  in  Be- 
ziehong  aof  Fremde  (Aufenthalt  und  dergl.  incl.V,  Kau,  Volkswirthschaftspolitik  II, 
§.  15a.  Seydel  im  SchOnberg'schen  Handbuch  III,  3.  Auflage,  S.  Sl)3;  Löning, 
ebenda,  S.  986;  Kehm,  Artikel  Freizügigkeit,  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften, 
III,  672.  —  Derselbe,  Erwerb  ?on  Staats-  und  Gemeindeangehörigkeit  in  geschicht- 
licher Entwicklung,  Hirth's  Annalen  1892,  S.  137  ff.  —  v.  Rönne,  deutsches  Staats- 
recht, 2.  Aoflage,  S.  1 1 1  ff.  (Litteratur  über  das  Deutsche  FreizUgigkeitsgesetz  da- 
selbst Anmerkung),  derselbe,  preussisches  Staatsrecht,  3.  Auflage,  1,  2,  §.  1(0,  S.  48  ff., 

II,  1,  S.  545  ff.  Arnoldt,  Freizügigkeit  und  Unterstützungswohnsitz,  Berlin  1872. 
Seydel  in  HirtVs  Annalen  1876,  S.  159;  Löning,  Deutsches  Verwaltun)2:srecht, 
§.  5S:  Georg  Meyer,  Verwaltungsrecht,  I,  101;  Gneist,  Artikel  Freizügigkeit  in 
r.  Stengel's  Wörterbuch;  v.  Stengel,  Artikel  Niederlassung,  ebenda;  Ernst  Meier, 
Artikel  Freizügigkeit  in  r.  Holtzendorff's  Encyclopädic  der  Rechtswissenschaft.  Hier 
QQd  in  den  anderen  genannten  Sammelwerken  auch  die  Artikel  Gemeinde.  Ueber 
Baiern  mit  seiner  theilweise  noch  abweichenden  Gesetzgebung  siehe  Pözl,  Baierischcs 
Verwaltangsrecht,  3.  Auflage,  München  1871,  §.  90  ff.  (Fremdenpolizei),  96  ff.  (Annen- 
wesen),  Hirth's  Annalen  1871,  S.  469,  Seydel,  daselbst  1SS6,  S.  719  und  lyJl, 
S.  72,  sowie  in  seinem  baierischen  Staatsrecht,  III,  90. 

Aelteres  Recht:  Deber  die  lehrreichen  früheren  Verhältnisse  in  Mecklenburg- 
Schwerin   siehe  den  Aufsatz  Ton  Böhlau,  die  Wandelung  des  Heimathsrechts  in 
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Mecklenburg-Scbwerin  in  Hildebr.  Jahrb.  1S72.  XIX,  321.  Schatz,  Ubor  Vcrchelichang 
und  Cebersiedlongsrecht  mit  Rücksicht  anf  Würtemberg,  in  der  Tabingor  Zeitschrift  V 
(1848);  Tgl.  auch  Hildebr.  Jahrb.  1867,  IX,  827  und  besonders  Tobingcr  Ztschr.  186S, 
XXIV,  617  ff.  über  die  Wirkungen  der  B^^chrinkung  des  Yerehelichungsrechts  ia 
Würtemberg  (s.o.  S.  124).  Die  Art.  von  POzI  im  Deutschen  StaatswArterbuch :  Aufenthalti- 
recht,  I,  5U8,  Fremde  und  Fremdenrecht,  III,  755  ff.,  f.  Medicns  über  Niederiaasong, 
Freizügigkeit,  VII,  298,  v.  Stahl  und  Brater  über  Armenpfloge,  ArmenpoUzei,  I^ 
369 — 419;  r.  Lotte  im  Staatslezicon  (Botteck  und  Weicker,  3.  Auflage)  Ober  Frei- 
zügigkeit, V,  700  ff. ;  im  Staats-  und  Gescllschaftslexicon  ron  H.  Wagen  er  der 
Artikel  über  Armenwesen,  II,  594;  in  Kentzsch'  Handwörterbuch  der  Volkswirth- 
schaftsiehre  die  Artikel  Armuth  von  Miller,  51,  Freizügigkeit  ron  Bentzsch,  S09, 

Ueber  Ocstorreich  Ulbrich,  Österreichisches  Staatsrecht  (Berlin  1873), 
§.36.  Ueber  England  siehe  die  Angaben  im  folgenden  Absatz,  auch  ebenso  für 
andere  L&nder,  Frankreich,  Italien  die  Ilaoptbestimmnngen  in  den  Artikeln 
der  Sammelwerke. 

Mit  der  Gesetzgebung  über  Freizügigkeit,  Aufenthalt  und  Kiederlassuug  stehl 
diejenige  über  Armenpflege  in  untrennbarer  Verbindung.  Vgl.  darüber  ausser 
der  genannten  Litteratnr  noch:  Emminghaus,  Armenwesen  u.  s.  w.  in  den  euro- 
päischen Staaten,  Berlin  1870;  Koch  oll,  System  des  Deutschen  Armenpflegerechts, 
Berlin  1873;  Krics.  Betrachtungen  über  Armenpflege  und  Heimathsrecht,  mit  be- 
sonderer Bücksicht  auf  Prcusscn,  2  Artikel,  Tübinger  Zeitschrift,  IX  (1853);  Bitzer, 
Becht  anf  Armenuntcrstützong  und  Freizügigkeit,  Stuttgart  1863;  Bau,  Volkswirth- 
schaftspolitik,  II,  §.  324  ff.  Hier,  bei  Stein,  BOsIer,  Mohl  weitere  Speciallitterator. 
Münster  berg,  Deutsche  Armengesetzgebuog  u.  s  w.,  Leipzig  18S7.  Vgl.  über  Eng- 
land besonders  Kries,  englische  Armenpflege,  Berlin  1863.  Aschrott,  englisches 
Armen  Wesen,  Leipzig  1880.  Ueber  englische  und  deutsche  (preussische)  Verh&ltnisse: 
Gncist,  Verwaltung,  Justiz  und  Bechtsweg,  Berlin  1861,  S.  349  ff.,  433  ff.  Der- 
selbe, Selfgoremment  in  England,  3.  Auflage,  Berlin  1871,  über  die  Gommunal- 
Armenverwaltung,  §.  117 — 130,  S.  684  ff.  (ebenda  über  Nioderlassungsrecht  in  Eng- 
land, S.  710  ff.),  über  Fremdenpolizei  u.  s.  w.,  S.  260  ff.  Derselbe,  englisches  Yer- 
waltungsrecht,  2.  Auflage,  Berlin  1S67,  II,  1180  ff.,  derselbe,  3.  Auflage,  (englisches 
Vcrwaltungsrecht  der  Gegenwart,  Berlin  1884),  II,  §.  125. 

Ueber  den  Zusammenhang  zwischen  Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit,  Jacobi, 
Gßwcrbcgcsetzgcbung  im  Deutschen  Beiche,  S.  11,  20,  K.  Braun,  Geworbcfroiheit 
und  Freizügigkeit,  Frankfurt  a.  M.  1860.  Derselbe,  Studien  über  Freizügigkeit  in 
Fauchcr's  Yierteljahrsschrift  1863,  III;  derselbe,  die  Freizügigkeitsgesetzgebung  der 
Schweiz.  1864.  I.  Ueber  die  socialpolitischen  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit  siehe 
den  Aufsatz  von  Stülpnagel  und  Schwabe  im  Berliner  Städtischen  Jahrbuch  1872, 
VI,  94  ff 

Gesetzgebung:  Deutsches  (lesotz  über  Freizügigkeit  vom  1.  Norember  1S67, 
über  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Jani  1S70,  Aenderung  darin  1893/94  im  Reichs- 
tag verhandelt,  preossisches  Aosführongsgesetz  dazu  vom  8.  März  1871,  älteres 
preussisches  Gesetz  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Personen  vom  31.  De- 
ccmbcr  1842.  über  Armenpflege  von  demselben  Datum,  ferner  Gesetz  vom  21.  Mai  1855, 
Stfidteordnunp  vom  30.  Mai  1853  (östliche  Provinzen),  19.  März  1856  (Westfalen^ 
15.  Mai  ]S56  (Khcinland),  über  Becht  zur  Erhebung  von  Einzugsgeldem  für  An- 
ziehende lind  Hnusstandsgcldern  bei  Errichtung  eines  selbständigen  Hausstands,  Ge- 
setz vom  14.  Mai  1860,  Gesetz  vom  2.  März  1S67  (hebt  das  Becht  der  Gemeinden. 
Einzngsgcld  bloss  für  den  Erwerb  der  GemcindcangehOrigkeit  (nicht  des  Bürgerrechts) 
711  erheben,  wieder  auf).  Baiern,  wo  das  Beichsgesetz  über  UntcrstUtzungswohnsitz 
(wie  auch  in  Elsass- Lothringen)  nicht  gilt,  Gesetz  über  Heimath,  Verehelichung  und 
Aufenthalt  vom  16.  April  1868,  Gesetz  vom  22.  Februar  1872,  21.  Februar  1884,  Ge- 
frctz  vom  29.  April  1869  über  öffentliche  Armenpflege,  (lestcrreich:  Oemeinde- 
gesetz  vom  5.  März  1862.  Heimaths^esetz  vom  3.  Dcccmber  1863.  Staatsgrundgeseu 
Artikel  IV  und  VI,  Ge>ctz  vom  25.  Juli  1871,  10.  Mai  187.3.  Siehe  weitere  Gesetz- 
gebung bei  Stein,  Eösler,  Könne,  Mohl,  Bau  a.  a.  0. 

Statistik.  Man  ist  vorncmlich  beschränkt  auf  die  den  Volkszählungen  ent- 
nommenen Daten  über  die  (irösse  und  Veränderung  der  Ortsbevölkerung,  wobei 
wieder  der  nicht  immer  gehörig  beachtete  Unterschied  zwischen  der  Bevölkerung  des 
(i c m c i n d cbezirks  und  des  .,Orts*\  in  dem  Sinne  von  räumlich  zusammenhängendem 
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Wolingcbäudccomplex,  Schwierigkeiten  für  die  Ycrgleicliung  macht,  besonders  z.  B.  in 
Italien  (siebc^Grundlegung.  I,  S.  478).  Siehe  Wappäus,  II,  479  11.,  besonders  493, 
r.  OettingeD,  2.  Auflage,  S.  377  fi*.,  besonders  Bchm  und  Wagner,  die  RevölLcrung 
der  Erde,  III,  1874,  mit  der  Einleitung  ron  H.  Wagner  über  den  Begriff  des  ««Orts''; 
N.  IV,  1876,  8.  75  ff.  Hauptdaten  für  die  grösseren  Städte  im  Gothaischen 
Almanach,  auch  in  Kolb's  Statistik,  in  den  einzelnen  Artikeln  der  Staaten,  auch 
Gesammtabersicht,  z.  B.  7.  Auflage  1875,  S.  778.  Leider  fehlen  meist  Vcrgleiclic, 
welche  sich  über  längere  Perioden  erstrecken:  der  fitr  die  Fragen  im  Text  wichtige 
Panct  In  dieser  Hinsicht  siehe  Schwabe,  Statistik  des  preussischen  St&dtewesens, 
in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1866,  VII,  1  ff.,  mit  Tab..  siehe  auch  daselbst  über  die 
Wirkungen  der  Eisenbahnen  auf  die  Städte,  S.  25  ff.  Dann  Preussischcs  Statistisclies 
Jahrboch,  I,  110.  Auch  Jannasch,  Wachsthum  und  Concentration  der  Bevölkerung 
in  Prenssen,  Preussischc  Statistische  Zeitschrift  187S,  262,  darin  mehrfach  Daten 
ober  städdache  Agglomerationen,  auch  in  anderen  Ländern.  Auch  sonst  in  der  Zeit- 
schrift des  preussischen  Bureaus,  der  Statistist.  Correspondenz  bezügliche  Daten.  Eine 
fortrcfflicho  Arbeit  „Zur  Eisenbahn-  und  Bevölkerungsstatistik  der  Deutschen  Städte,  be- 
sonders der  Deutschen  Klein-  und  Landstädte  von  1867  —  75"  im  October-Heft  der 
Monats-Hefto  zur  Statistik  dos  Deutschen  Keichs  1878.  Siehe  jetzt  die  theoretischen 
Bemeriningen  Ober  die  örtliche  Vcrtheilong  der  Bevölkerung  und  die  Wanderungen  in 
Grundlegung.  Thcil  I,  §.  203,  206  und  die  Daten  über  heimische  Wanderungen  §.  224, 
sowie  aber  Volksdichtigkeit  in  §.  230—238,  besonders  §.  237  (Städte).  Daselbst  auch 
weitere  Litteraturangaben.  Auch  der  Zusammenhang  der  Wanderungsfragc  mit  dem 
volkswirthschaftlichen  Bevölkerungsproblem,  wie  er  in  dem  ganzen  Buch  4  im  Theil  I 
verfolgt  wurde,  ist  für  diesen  Absclinitt  vom  Zugrecht  wichtig.  Vgl.  dazu  besonders 
den  Aufsatz  von  Schumann,  über  innere  Wanderungen,  im  Statistischen  Archiv  von 
G.  V.  Mayr,  1890,  Band  2,  S.  503,  sowie  ebenda  III,  1.  Halbband  1893,  S.  183, 
den  Aufsatz  von  Bauchberg,  über  innere  Wanderungen  in  Ocstcrreich,  und  das 
Referat  G.  v.  Mayr 's  über  Binnenwanderungen  im  Verein  fUr  Socialpolitik ,  1S9.H. 
Terhandlnngen  S.  29. 

Daten  über  die  locale  Bewegung  der  Bevölkerung  durch  Ab-  und  Zuzug 
Dich  Jahren  und  Jahresperioden,  bez.  Abschnitten  im  Jahre  sind  fUr  die  social - 
politischen  und  Tolkswirthschaftlichen  Fragen,  welche  sich  an  das  Nicdcrlassungsrecht 
und  die  Freizügigkeit  knüpfen,  von  besonderem  Wcrthe.  Der  blosse  Passanten- 
oder Keiseverkehr  muss  davon  abgesetzt  sein.  Solche  Daten  setzen  aber  eine  ge- 
naue amtliche,  bez.  polizeiliche  Controle  des  Ab-  und  Zuzugs  voraus.  Eine 
solche  Controle  fehlt  jedoch  vielfach  oder  die  geführten  Listen  werden  nicht  zu 
Tabellen  concentrirt  oder  die  Listen  sind,  zumal  bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen, 
nach  dem  Wegfall  der  Passpflichtigkeit  lückenhaft,  auch  wo  ein  polizeilicher  Melde - 
zwang  für  An-  und  Abmeldungen  besteht,  wie  meistens  noch  in  Deutschland,  specieli 
in  Prenssen  auch  neben  der  Freizügigkeit.  (Vgl.  darüber  Mcitzen  in  der  Zeitschrift 
des  prensdachen  Statistischen  Bureaus  1874,  S.  81  ff.  über  das  polizeiliche  Meldewesen.) 
—  Man  hat  für  diese  Zwecke  förmliche  Bevölkerungsregister,  namenweise 
Begjfttcr  im  Anschluss  an  die  Volkszählung  fUr  alle  Haushaltungen  und  Familien 
osd  für  die  natürlichen  (Geburt,  Tod),  wie  für  die  aus  Ab-  und  Zuzug,  Domicil- 
wechael  d.  s.  w.  hervorgehenden  Veränderungen  erwogen  (sie  bestehen  in  Belgien 
nach  Gesetz  vom  2.  Juli  1856,  mit  AusfUhrungsinstmction  vom  14.  Juli  1850,  siehe 
BoD.  de  la  commiss.  centr.  de  la  Statist,  cn  Belgiquc  VII,  119,  137).  Schon  der 
Brüsseler  statistische  Gongress  hat  sie  als  ,.in  jeder  Gemeinde  unumgänglich"  befür- 
wortet Aber  sie  haben  sich  aus  begreiflichen  Gründen  wenig  verbreitet,  bieten 
groese  Schwierigkeiten  und  sind  unvermeidlich  lückenhaft,  auch  wenn  man  stri'ngcre 
Strafbcstimmungen  für  unterlassene  Meldungen  tri(I).  In  Berlin  hat  man  in  den 
70er  Jahren  an  die  Errichtung  von  „Hausbüchern''  gedacht,  welche  die  Haus- 
besitzer führen  sollten,  doch  ist  der  Plan  nicht  verwirklicht  worden  und  hat  viel 
Opposition  gefunden.  Alle  Ab-  und  Zugänge  der  im  Hause  wohnenden  Bevölkerung:, 
iod.  der  ?orübcrgehend  als  Gäste  u.  s.  w.  sich  aufhaltenden ,  sollten  hier  controlirt 
werden.  Bei  dem  polizeilichen  Meldewesen  sind  etwas  zuverlässiger  meistens  die 
Daten  für  den  Zuzug.  Diejenigen  für  den  Abzug  sind  gewöhnlich  zu  klein,  weil 
nehr  polizeiliche  Abmeldungen  als  Anmeldungen  unterbleiben.  (Dies  hat  z.  ß.  seine 
BesHügung  gefunden  in  Berlin,  dessen  Bevölkerung  zu  Ende  1875  nach  den  Listen 
Ober  Geburten  und  Sterbcfällc,  Zu-  und  Abzüge  auf  über  1  Million  veranschlagt  wurde. 
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während  dio  Zählung  vom  1.  Decembcr  1S75  nur  ca.  967,000  Einwohner  ergab.) 
Deshalb  bleibt  man,  wie  fUr  die  Frage  der  Wanderangen  (siehe  Grundlegaug  I,  a.  a.  0.\ 
auch  für  dio  Freizügigkeitsfrage  doch  hauptsächlich  auf  die  Ortschaftsstatistik 
und  die  Zusammenstellungen  über  die  Veränderung  der  städtischen  und 
ländlichen  Bevölkerung  angewiesen.  Für  Berlin  vgl.  den  genannten  Aufsatz 
von  V.  Stülp II agel  und  Schwabe  über  den  Zu-  und  Wegzug  von  Berlin  in  1871, 
Städtisches  Jahrbuch  für  Statistik,  VI  (1S72),  S.  94  ff.,  auch,  wie  oben  bemerkt,  für 
die  principielle  Seite  der  Freizügigkeit,  worauf  diese  Berliner  Verhältnisse  ein 
frappantes  Licht  werfen  (S.  90  ff.).  Weitere  Daten  in  den  folgenden  Jahrgängen  des 
trefflichen  BOckh'schen  Statistischen  Jahrbuchs  für  Berlin,  sowie  für  eine  Reihe  von 
Deutschen  Städten  im  Statistischen  Jahrbuch  Deutscher  Städte  (z.  B.  II ,  1 892 ,  S.  29, 
37 ,  3^).  Jetzt  auch  in  den  Veröffentlichungen  des  Berliner  stat.  Bureaus  wöchentlich. 

Von  Interesse  für  die  im  Text  behandelten  Fragen  ist  auch  die  Geburts- 
statistik  der  Ortsbevölkerung,  welche  zeigt,  in  welchem  Maasse  sich  letztere  aus 
Personen  verschiedenen  Geburtsorts  und  -Landes  zusammensetzt.  Vgl.  K.  Brftmer. 
Heimathssinn  und  Wandertrieb  der  Bevölkerung  des  preussischen  Staats,  Preussische 
Statistische  Zeitschrift  1873,  S.  336.  Besonders  aber  das  Werk  des  ehemaligen 
baierischen  statistischen  Vorstands  G.  Mayr,  die  baierische  Bevölkerung  nach  der 
Gebürtigkeit  (Heft  32  der  Beiträge  zur  baierischen  Statistik),  München  1S76,  in  der 
Einleitung  mit  speciellen  Erörterungen  einwirkender  Umstände.  Neuerdings  sind  in 
den  Arbeiten  der  amtlichen  Statistik  derartige  Berechnungen  häufiger  und  durch  Zu- 
rückgehen auf  das  Detail  noch  lehrreicher  geworden  (z.  B.  in  Oldenburg,  Basels 
Siehe  Band  31  der  Beichsstatistik,  Grundlegung  I,  S.  569. 

Von  grossem  Interesse  wären  statistische  Daten  über  Wanderungen,  insbesondere 
auch  innere,  und  über  die  Zusammensetzung  der  Ortsbevölkerung,  besonders  in  den 
Städten,  in  früheren  Zeiten.  Einiges  Material  dazu  findet  sich  mitunter  noch  in  den 
städtischen  Archiren,  aber  doch  sehr  lückenhaft,  und  die  Verarbeitung  ist  schwierig. 
Um  so  dankenswcrther  ist  die  wichtigste  hierher  gehörige  Arbeit,  die  von  K.  Btlcher, 
wo  mit  ebenso  grossem  Scharfsinn  und  Combinationsgabe  als  Fleiss  ein  mangelhaftes 
Material  doch  mit  einigem  Erfolg  ausgebeutet  worden  ist,  in  seiner  Schrift,  die  Be- 
völkerung in  Frankfurt  a.  M.  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  I,  Tübingen  1886,  be- 
sonders S.  422  ff.,  465  ff.,  602  ff.  (von  Werth  für  die  Rechtsfragen  und  die  Be- 
dingungen der  Aufnahme,  daher  auch  gerade  für  die  Fragen  dieses  Abschnitts  die 
Ausführungen  daselbst  S.  334  ff.).  Ferner  auf  Grund  dieses  Materials,  mit  Ver- 
gleichungen  neuerer  Verhältnisse ,  der  für  die  ganze  Wanderungs-  und  FreizUgigkeits- 
frage  wichtige  Abschnitt  über  innere  Wanderungen  und  Städtewesen  in  Bücher's 
Schrift  „Entstehung  der  Volks wirthschaft'\  S.  251  fl'.,  wo  mir  indessen  in  Betreff  der 
Vergleichung  der  modernen  mit  den  spätmittelalterlichen  Wanderungen  und  in  Betreff 
der  zu  erwartenden  Ermässigung  der  neuesten  inneren  Massenwanderung^n  die 
Schlüsse  und  Urtheile  etwas  anfechtbar  und  namentlich  für  die  Gegenwart  und  dem- 
nächstige Zukunft  etwas  zu  optimistisch  erscheinen  (siehe  a.  a.  0.  S.  260,  283,  be- 
sonders S.  302  —  304,  vgl.  dagegen  unten  §.70). 

Endlich  mag  für  die  ganze  Frage  dieses  Abschnitts  wieder  auf  das  geistvolle 
Buch  (f.  Hansen  s,  die  drei  Bevölkerungsstufen  (siehe  Grundlegung,  I,  466,  Buchen- 
berger,  L  010)  verwiesen  werden.  Ueber  sociale  nnd  sittliche  Seiten  des  Vagabundon- 
thums  und  verwandter  Verhältnisse,  welche  mit  der  Freizügigkeit  in  gewisser  Ver- 
bindung, siehe  C.  Lieb  ich.  Obdachlos,  Bilder  aus  dem  socialen  und  sittlichen  Elend 
der  Arbeitloscn,  mit  einem  Vorwort  von  mir.    Berlin  1S94. 

I.  —  §.  66  [234].  Aelteres  und  neueres  Zugrecbt. 
Das  Zugrecht  bezieht  sich  auf  das  Recht  des  Aufenthalts- 
wechsels im  Inlande,  die  Wahl  des  zeitweiligen  Aufent- 
haltsorts (,,Aufenthaltsrecht'^  im  engern  Sinne,  auch  zu- 
sammenhängend mit  dem  Keiserecht)  und  bleibenden  Nieder- 
lassungsorts oder  Domicils  („Niederlassungsrecht"  in 
diesem  Sinne).  Es  hat  neben  seiner  eminenten  Bedeutung  fllr 
die  rein  persönlichen  Interessen  des  Individuums  nnd  der  Familie 
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eine    ganz    besondere    einzel- ,    privat-    wie    volkswirtbschaftiiche 
Wichtigkeit. 

DeDD  die  allgemeinste  Ursache  des  Wechsels  des  Aufenthalts  und  Wohnorts  und 
der  damit  rerbondenen  Niederlassung  ist  eine  wirthschaftliche:  die  Ausübung  des 
Berufs,  der  Erwerb,  bez.  der  bessere  Erwerb.  Hier  liegt  für  den  Einzelnen,  ?om 
(irossanternehmer  bis  zum  letzten  Handarbeiter ,  daher  oft  ein  wirthschaftliches  Be- 
dacfniss  orsten  Banges  ?or,  sich  möglichst  frei  bewegen  zu  können.  Und  soweit  die 
Befriedigung  dieses  Bedarfhisses  die  Voraussetzung  ron  wirthschaftlichen  Leistungen 
des  Einzelnen  Überhaupt  oder  von  besseren  Leistungen  desselben  ist,  —  handle  es 
sich  um  die  Errichtung  und  Leitung  einer  Unternehmung,  um  eine  Kapitalanlage 
oder  um  die  Verwerthung  der  Arbeitskraft  schlechtweg,  —  besteht  hier  auch  wieder 
ein  allgemeines  und  grosses  Tolks wirthschaftliches  Interesse  und  daher  ein  solches 
des  Staats  an  der  entsprechenden  Gestaltung  des  Zogrechts. 

Das  Zugrecbt  in  liberal-individualistischer  Gestaltung, 
so  dass  der  Staatsangehörige  sich  möglichst  frei  nach  seinem  Be- 
lieben örtlich  bewegen  und  niederlassen  kann,  heisst  Recht  der 
Freizügigkeit.  In  den  Cultnrstaaten  unserer  Zeit  ist  dieses 
prineipiell  gewährt  worden,  sowohl  als  nothwendige  Consequenz 
der  persönlichen  Freiheit,  als  auch  speciell  ans  einzel-  und  volks- 
wirtbschaftlichen  Gründen.  Bedingungen  und  damit  Grenzen  dieses 
Rechts  fehlen  zwar  auch  heute  nicht,  sie  sind  aber  möglichst  re- 
dacirt  worden.  Die  wichtigsten  verbliebenen  kleinen  Einschränkungen 
stehen  mit  dem  Armenrecht  in  Verbindung. 

Insbesondere  sind  die  meisten  geschichtlich  überkom- 
menen Beschränkungen  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts- 
Dnd  Wohnortes  im  älteren  Zugrecbt,  welche  aus  den  dem  Indivi- 
daalinteredse  entgegenstehenden  Interessen  von  Gemeinscbaftskreisen 
hervorgegangen  waren,  grösstentheils  gesetzlich  aufgehoben  worden, 
soweit  sie  nicht  ohnehin  bereits  verschwunden  waren. 

§.  67  (234).  A.  Rechte  zur  Beschränkung  des  Zugrechts  be 
standen  früher  mannigfach,  wechselnd  nach  Zeitaltern,  volks- 
wirthschaftlichen  Entwicklungsstufen,  allgemeinen  Rechtsverhältnissen 
(Grandherrlichkeit,  Hörigkeit),  nach  dem  Interesse  der  Autoritäten 
in  den  Orten  des  Zuzugs  und  des  Abzugs  und  hier  je  nach  dem 
Wechsel  dieses  Interesses  zu  Gunsten  bald  der  Erleichterung,  bald 
der  Erschwerung  des  Zu-  und  Abzugs. 

Besonders  wichtig  waren  seit  der  Periode  der  Städtebildung 
im  europäischen  Mittelalter  die  Rechte  in  Betreif  des  Zuzugs  für 
die  städtische  Gemeinde  und  des  Abzugs  für  die  ländlichen 
Gmadherren,  deren  Interesse  auf  Beseitigung  der  frühereu  Frei- 
zügigkeit und  Bindung  der  bäuerlichen  Classen  an  die  Scholle 
hinausging.  Daher  denn  auch  Wegzugsbeschränkungen  die  älteren, 
später    aber    (16.,    17.   Jahrhundert)    von   Neuem    mehrfach    ber- 

A.  Wagner,  Graadtoginig.   8.  Aufl.   2.  Theil.  Volkswirthschaft  il  Recht.  \) 
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vortretenden.  Die  Stadtgemeinde  scheute  die  Gefahr^  Schutz  ge- 
währen oder  Armennntersttttznng  leisten  zu  mtlssen,  bei  dem  Zu- 
zug neuer  Ankömmlinge  (wie  bei  der  Verheirathung  und  Nieder- 
lassung zur  Gründung  eines  Hausstands  Seitens  schon  Heimath- 
berechtigter).  Im  Interesse  einzelner  Berufs-  und  Besitzstände, 
wie  der  zünftigen  Gewerbtreibenden,  der  ländlichen  (Gross-)Grnnd- 
besitzer  u.  dgl.  m.,  wurde  je  nachdem  der  Zuzug  oder  der  Abzug 
der  Personen,  die  man  als  Concurrenten  fürchtete  oder  als  Arbeits- 
kräfte brauchte,  rechtlich  beschränkt.  Auch  Interessen  der  durch 
den  Staat  vertretenen  ganzen  Volkswirthschaft  spielten  bei 
diesen  Beschränkungen,  besonders  seit  der  Neuzeit,  mitunter  mit, 
nemlich  Rücksichten  auf  langsamere  Volksvermehrung,  auf  ruhigere 
stabilere  Lebensverhältnisse  der  Bevölkerung,  auf  Erhaltung  der 
Glaubenseinheit,  wie  in  den  Zugs-  und  Niederlassungsbeschrän- 
kungen wegen  Beligionsverschiedenheit  (Juden,  Evangelische  in 
katholischen  Ländern  und  umgekehrt),  auf  Abhaltung  von  fremden 
Bevölkerungselementen,  welchen  man  schädliche  wirthschaftliche 
Eigenschaften  zuschrieb  (Jaden). 

Vgl.  besonders  Stein.  Verwaltnngslebre.  Mit  tbeUweiser Benutzong  der  Stein- 
schen  Darbtellang  gebe  icb  folgende  Uebersicbt  über  die  Alteren  Verhältnisse. 

Am  Wichtigsten  waren  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  Rechte  der  Ge- 
meinden, Beschränkungen  der  Freizügigkeit  und  Niederlassung  Air  Orts- 
fremde und  der  Eheschliessung  und  der  Gründung  eines  Hausstands  fttr 
Einheimische  eintreten  zu  lassen,  bez. Bedingungen  für  die  Erlangung  der  Eriaabniss 
zur  VerheirathuDg  und  zum  Einzug  zu  stellen.  Mehrfach  hingen  diese  YerhiltiiiaBe  in 
den  Städten  mit  den  Rechten,  fast  immer  mit  den  Interessen  der  Handweitozünfte 
zusammen.  In  früherer  Zeit  lag  es  meistens  im  Interesse  der  Städte,  zur  Mehraiig 
der  städtischen  Bevölkerung,  zur  Verstärkung  der  Wehrkräfte  und  zur  Erlangung  tob 
Arbeitskräften  für  niedere  Dienste  den  Zuzog  zu  erleichtem.  Angehörige  der  Land- 
t^emeinden.  der  Grundherrschafteh  (auch  unfreie)  und  andrer  Säidte  wurden  daher 
g^ora  als  Schutzbürger  aufgenommen,  selbst  gegen  den  Willen  der  Grundherrschaften, 
ja  im  Kampfe  mit  ihnen. 

Später  schlössen  sich  Zünfte  und  Städte  mehr  ab,  das  Interesse  wurde  in  lang- 
samerer Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung,  daher  in  Erschwerungen  der  Hdraih, 
der  Begründung  selbständigen  Hausstands  und  des  Zuzugs  von  Aussen  gesehen:  theils 
um  die  gewerbliche  Concurrenz  im  Orte  fem  zu  halten,  theils  und  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr,  um  sich  gegen  Verarmte  oder  leicht  zu  Verarmende  zu  schützen.  Daher 
für  Ortsangesessenc,  Heimath  berechtigte  das  communale  Eheconsensrecht,  die 
Fordemng  von  Vermögensnachweisen,  gutem  Leumund,  einem  bestiminten 
Alter  (auch  über  die  Grossjährigkeit  hinaus),  besonders  für  den  Mann  Zahlung  ?on 
BUrgergeld,  von  der  ortsfremden  Frau  Zuzugsgeld  u.  dgl.  m.;  und  analog  fftr 
diejenigen  am  Orte  nicht  heimathbcrechtigten  Personen,  welche  sich  daselbst  nieder- 
lassen wollten,  ähnliche  Bedingungen  und  gemeindliche  Zosdmmungsrechte,  be- 
sonders Vermögens-  oder  Erwerbsnachweise,  Zahlung  7on  Einzugsgeldern, 
Verpflichtung,  das  Bürgerrecht  zu  erwerben  (unter  weiteren  erschwerenden  Be- 
dingungen, namentlich  auch  Zahlung  von  Bürgergeld),  besonders  ^r  den  selb- 
ständigen Gewerbebetrieb;  endlich  besonders  auch  von  Personen  der  arbeiten- 
den Classe  (Lohnarbeiter,  Dienstboten)  und  von  allen  Fremden,  welche  sich  auch 
nur  kürzere  oder  längere  Zeit  am  Orto  aufhalten  wollten,  die  Foidcmng,  sich  durch 
amtliche  Documente   (Heimathscheine,    Pässe)    über  den   unbestrittenen  Besitz 
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eines  anderen  Heunathsorts  auszuweisen,  nach  welchem  sie  erentuell,  besonders  im 
Falle  der  Yerarmiug ,  auch  ans  strafrechtlichen .  sittenpolizeilichen  Gründen  znrtlck- 
geschoben  werden  kfinnten;  demgemftss  auch  strenger  Anmeldezwang  im  neuen 
Orte,  erentnell  yerpiüchtung,  hier  zum  Theil  wiederum  gegen  eine  Gebühr,  die 
(^widermf  liehe)  Erlaubniss  zum  Aufenthalt  (erentuell  nur  auf  Zeit)  und  darüber  eine 
amtliche  Bescheinigung  einzuholen  (System  der  Aufenthaltskarten). 

Die  antonomen  Bechte  der  Gemeinde  als  solcher  sind  auf  diesem  Ge- 
biete iwar  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert  durch  die  aufstrebende  Staatsgewalt 
in  der  Periode  des  Uebergangs  ?on  der  stadtwirthschafUichen  zur  territorial-,  staats- 
und  eigentlich  TolkswirthschidUichen  Phase  rieifich  beschränkt  worden,  theils  schon 
etwas  zum  Schutze  der  Einzelfreiheit  des  Staatsangehörigen  (aufkommende  Idee  der 
staatsbur^riichen  Bechte),  theils  aus  sicherheits-  und  bettelpolizeilichen  Bücksichten, 
indem  die  Staatsgewalt  nichtansfissige  Personen,  um  sie  dem  Vagantenthum  zu  ent- 
ziehen, den  Gemc^den  zur  Armenunterstützung  zuzuweisen  suchte.  Aber  diese  beiden 
Tendenzen  führten  nothwendig  zu  einer  allgemeineren  Staatsgesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete,  worin  in  Anknüpfung  an  die  geschichtlich  überkommenen  Ycr- 
hiltnisse  durch  ein  Gompromiss  die  sich  so  vielfach  kreuzenden  Interessen  leidlich 
aasgeglichen  werden:  die  Interessen  des  Individuums  an  Freizügigkeit  freier £he- 
ichliessung  und  Niederlassung;  der  Production,  der  kapitalistischen  Unternehmer, 
besonders  in  der  Industrie,  an  freier  Bewegung  der  Arbeitskräfte  und  Kapitalien ;  des 
Staats  an  sicherer  Versorgung  der  Verarmenden,  sowie  zur  Wahrung  der  sicherheits- 
polizeilichen BOcksichten,  anderseits  auch  an  Durchführung  des  Princips  der  staats- 
bOrgerlichen  Gleichheit  und  der  Entwicklung  der  nationalen  (Gross-)  Industrie;  der 
Gemeinden,  besonders  der  Städte  und  einzelner  Interessentenkreise  in 
ihnen,  wie  der  Zünfte,  an  Beschränkung  der  BevOlkerungsvermehrung,  des  Zuzugs 
nnd  der  Ehescbliessung  Dürftiger,  an  Minderung  der  gewerblichen  Concurrenz  und 
sdüiesslich  an  massig  bleibender  Armenlast,  umgekehrt  der  ländlichen  Grund- 
besitzer, namentlich  der  grösseren,  insbesondere  bei  der  Ausbildung  eigener  und 
pächterlicher  Gutswirthschaften  (England  seit  16.  Jahrhundert,  deutscher  Osten  dgl.) 
an  Festhaltung  der  erforderlichen  ländlichen  Arbeitskräfte. 

Dieses  (gompromiss  wurde,  besonders  früher  und  in  einzelnen  Ländern,  wie  in 
Eni^land,  Süddeutschland  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein,  unter  stärkerer  Berück- 
sichtigung des  Gemeindeinteresses  (der  parishes  in  England),  geschlossen  Daher 
hier  rielfach  noch  eine  Beibehaltung,  selbst  eine  weitere,  jedoch  einheitlichere  Aus- 
bildnng  der  älteren  beschränkenden  Bechte  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete,  nur 
eine  nothdürftige  Berücksichtigung  des  Individualinteresses  und  des  Princips  der 
staatsbürgerlichen  Gleichheit.  Die  communalen  Bechte  waren  aber  nicht  mehr  ein 
Ansfluss  der  Autonomie,  sondern  der  Staatsgesetzgebung  über  HeimathrecLt,  Aufent- 
halts-, Kiederlsssungs-,  Zug-,  Armenrecht,  und  die  Bechte  wurden  auch  nicht  mehr 
immer  ron  den  Gemeinden  und  ihren  Organen  selbst,  sondern  von  Staatsbehörden, 
insbesondere  ron  der  Polizei  ausgeübt,  aber  doch  im  Interesse  und  wohl  auch  unter 
einer  gewissen  Mitwirkung  der  Gemeinden. 

Characteristitfcho  Beispiele  ftlr  diese  Gesetzgebung,  welche  zwischen  den  älteren 
Yeriilltnissen  der  communalen  Autonomie  und  der  heutigen  Freizügigkeit,  aber  sachlich 
doi  älteren  Vorschriften  näher  steht,  sind  die  süddeutschen  Gesetze  auf  diesem 
Gebiete.  Vgl.  besonders  die  baieri sehen  Gesetze  über  Armenwesen  rem  10.  Ko- 
Tember  1816,  Heimath,  Ansässigmachung.  Verehelichung  vom  11.  September  1S25, 
t.  Joli  1834,  25.  Juli  1850,  die  badischen  Tom  31.  December  1831,  15.  Februar 
1S51,  4.  October  1862,  in  Würtemberg  Gesetz  vom  15.  April  1825,  reFidirtes 
Boigerrechtsgesetz  tom  4.  December  1833,  Gesetz  vom  5.  Mai  1852  u.  a.  m.,  z.  Th. 
die  Oemeindeordnungen.  (Siehe  darüber  Bitz  er 's  oben  genannte  Schrift,  Kecht  auf 
Axnennnteistützung  und  Freizügigkeit.  „Beiträge  zur  Frage  eines  allgemeinen  deut- 
schen Heimathrechts'';  über  Würtemberg  specicll  Tübinger  Zeitschrift  XXIV 
(1868).  S.  617  ff.) 

In  Frankreich,  Preussen  ist  das  Princip  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit 
nnd  das  Freiheitsinteresse  des  Individuums  früher  zur  Geltung  in  der  Gesetzgebung 
gelangt,  das  —  un?erm eidliche,  siebe  §.  69.  —  Gompromiss  zwischen  den  oben 
genannten  sich  kreuzenden  Interessen  oder  m.  a.  W.  wieder  zwischen  dem  Individual- 
nnd  dem  Gemeinschaftsprincip  wurde  daher  hier  seit  länger  mehr  zu  Gunsten  des 
Einzelnen  nnd  des  Productionsinteresses  und  zu  Ungunsten  der  Gemeinde  ge- 

9* 
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schlössen.  (Ueber  Preussen  siehe  besonders  Stein  H,  342,  BitzerS.  1S2,  BOnne, 
preassisches  Staatsrecht,  I,  2,  S.  50  ff.,  II,  1,  545,  Ernst  Meier  im  v.  Holtzendorff's 
Bechtslexicon  S.  439.)  In  Prenssen  war  prac tisch  FreizOgigkeit  seit  lange  be- 
günstigt, aber  die  einschlagenden  Fragen  in  den  St&dteordnangen  ?on  ISOS,  1831 
und  im  Pablicandnm  vom  S.  April  18U9  nicht  ausreichend  geregelt.  Daher  die 
beiden  Gesetze  ?om  31.  December  1842  über  Aufnahme  neu  anziehender  Personen 
und  über  Verpflichtung  znr  Armenpflege.  Das  allgemeine  Piindp  ist:  keinem 
selbständigen  Preussen  darf,  der  Regel  nach,  der  Anfenthalt  verweigert  oder 
durch  lästige  Bedingungen  erschwert  werden  an  dem  Orte,  wo  er  eine  eigene  Wohnung 
und  Unterkommen  sich  selbst  verschaffen  kann.  „Im  Sinne  der  Freizügigkeit  gegeben, 
hat  es  (das  erste  Gesetz  vom  31.  December  1842)  die  Yerthcidiger  der  Freizügigkeit 
nicht  befriedigt  und  den  Widerspruch  der  Gegner  derselben  hervorgerufen,  welchen 
es  besonders  in  seiner  Verbindung  mit  dem  Armenrecht  nicht  genügte"  (v.  ROnne 
a.  a.  0.)  Der  zeitweilige  Rückschritt  in  der  Richtung  auf  Freizügigkeit,  welcher 
gegen  die  Gesetzgebung  von  1842  in  den  Städteordnungen  der  50  er  Jahre  und  noch 
in  dem  (wieder  etwas  liberaleren)  Gesetze  vom  14.  Mai  1860  hinsichtlich  des  com- 
munalen  Rechts  zur  Erhebung  von  Einzugsgeldem  u.  s.  w.  gemacht  wurde  (ähnlich 
z.  B.  in  der  westfälischen  Landgemeindeordnung  vom  24.  Juni  1861),  wurde,  schon 
vor  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  auf  diesem  Gebiete,  durch  das 
Gesetz  vom  2.  März  1SC7  wieder  beseitigt.  Die  norddeutsche  bezw.  deutsche  Reichs- 
gesetzgebung ist  eine  ziemlich  consequente  Fortbildung  der  preussischen.  Ein 
specieUer  Pnnct  des  Streits  ist  seit  den  1870er  Jahren  bis  heute  die  Dauer  der 
Erwerbung  des  neuen  Unterstützungswohnsitzes  für  den  Neuangezogenen.  Hier 
kreuzen  sich  manche  Interessen,  besonders  zwischen  grösseren  Stadtgemeinden  und 
Landgemeinden,  zwischen  Industriesitzen  und  Ackerbauorten,  zwischen  dem  Osten  und 
Westen.  Es  ist  jetzt  eine  Veränderung  des  geltenden  Rechts  in  diesem  Puncte  ange- 
bahnt. Siehe  die  bctrefiende  Vorlage  im  Reichstage  in  der  Session  1893/94.  — 
Ueber  England  siehe  Gneist  a.  a.  0.,  auch  D.  Meier  bei  Emminghaus, 
A Schrott,  englisches  Armenwesen  S.  162  fF.,  168  tf. 

§.  68  [234].  B.  Das  jetzige  Recht  der  Freizflgigkeit  enthält 
im  Unterschied  von  früheren  gewöhnlich  ansdrücklich  und  sonst 
als  ohne  Weiteres  folgende  Consequenz  für  Jeden  kraft  seiner 
Staatsangehörigkeit  (Staats-,  bez.  Reichsbürgerrecbt,  Indigenat) 
neben  dem  —  in  Deutschland  bloss  von  der  Bedingung,  im  Orte 
eine  Wohnung  und  ein  Unterkommen  zu  finden,  abhängig  ge- 
machten —  Rechte  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts  und  Wohnorts 
regelmässig,  insbesondere  auch  bei  uns  nach  Reichsrecht,  das 
Recht  der  Niederlassung  auch  zum  Zweck  des  Gewerbebetriebs 
und  das  Recht  des  Grundeigenthumserwerbs  unter  denselben  Be- 
dingungen wie  für  die  Ortsheimischen.  In  den  Steuern  und  Ab- 
gaben stehen  die  Zuziehenden  den  Einheimischen  gleich.  Besondre 
Abgaben  auf  den  Act  des  Zuzugs  sind  fortgefallen.  Das  Glaubens- 
bekenntniss  des  Zuziehenden  ist  gleichgiltig.  Die  Rechte  der  Ge- 
meinde, Zuziehende  wegen  wirklicher  Armuth  abzuweisen, 
sind,  wie  in  der  neuesten  deutschen  Gesetzgebung,  sehr  beschränkt 
worden.  Der  Anspruch  auf  Armenunterstützung  (der  sog.  Unter- 
stUtzungswohnsitz)  in  der  neuen  Gemeinde  wird  gleichwohl  in  ver- 
bältnissmUssig  sehr  kurzer  Zeit  erworben,  in  Deutschland  bisher  nach 
2  Jahren   ununterbrochenen,    nach   zurückgelegtem  24.  Jahre  auf 
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freier  SelbstbestimmnDg  bernhenden  Aufenthalts  im  ,,Ortsannen- 
verband'%  während  welcher  Zeit  keine  Untersttttznng  seitens  des 
letzteren  gewährt  sein  darf.  Die  ortsfremde  Frau  erlangt  den 
Untersttitzangswohnsitz  sofort  durch  Verehelichung  mit  einem 
heimathberechtigten  Manne,  die  Kinder  durch  die  Abstammung. 

Die  obigen  Paocte  meist  nach  den  deotschcn  Gesetzen  über  Freizügigkeit  and 
UnteotOtzungswohnsitz.  Einige  Beschränkungen  der  Freizügigkeit  sind  noch  für 
gevisse  bestrafte  Personen  (z.  Th.  wegen  Betteins,  Landstreicherei)  geblieben.  Ab- 
weichend ron  der  reichsdeatschen  Gesetzgebung  llber  den  CnterstUtzungswohnsitz  ist 
die  baierische  ttber  Heimathrecht  geblieben.  (Siebe  darüber  Seydel  a.  a.  0.) 
Abweichungen  in  diesem  Pnncte  auch  bisher  noch  in  EIsass-Lothringen.  Neue  Be- 
schiinknngen  ?on  einschneidender  Bedeutung  sind  aus  den  Kämpfen  des  Reichs 
gegen  den  UltramontanismuB  und  gegen  die  Socialdemokratie  hervorgegangen  (Inter- 
nirongeu,  Ausweisung  selbst  aus  dem  Wohnort),  Gesetz  betreffend  den  Jesuitenorden 
?om  4.  Jali  1872,  Gesetz  betreffend  Verhinderung  der  unbefugten  Ausübung  von 
ßichenimtem  vom  4.  Mai  1872,  Gesetz  betreffend  die  Bestrebungen  der  Socialdemokratie 
vom  21.  October  1878,  von  denen  aber  die  beiden  letzten  1890  wieder  aufgehoben 
worden  sind. 

Die  Folge  der  Gleichgiltigkeit  des  Glaubensbekeuotnisses  ist  practisch  besonders 
vollständige  Gleichstellung  der  Juden  mit  den  Christen,  also  in  Deutsch- 
land allgemeine  Freizügigkeit  deiselben,  da  die  neuere  Gesetzgebung  über  die 
Juden  in  letzteren  stets  nur  eine  Religionspartei,  keine  besondere  Nationalität 
siehL  In  einem  Lande  mit  in  1871  521,000  oder  1,25  Proc,  in  1890  568,000  oder 
t,t5  Proc  Israeliten  unter  der  Bevölkerung  und  darunter  einem  so  starken  Theil 
meist  auch  in  nationaler  und  cultnrlicher  Hinsicht  noch  immer  sehr  vom  Deutsch- 
thnm  abweichender  polnischer  Juden  in  den  ehemals  pobischen  Gebieten  Preussens 
and  deren  Nachbarschaft  (in  1871  beide  Provinzen  Preusscn  41,000,  1890  nur  noch 
36,000,  Pospn  62,000,  1890  nur  noch  44,000,  Schlesien  47,000,  1890  48,000)  ist 
diese  Freizügigkeit  der  Joden  von  nicht  zu  unterschätzender  vielfach  bedenklicher 
wirthschaftlicher  und  socialpolitischer  Bedeutung  im  Deutschen  Reiche.  Vgl.  unten 
§.  84,  85,  auch  mit  weiteren  statistischen  Daten  über  die  jüdische  Bevölkerung. 

11.  —  §.  69  [235J.  Der  Sieg  des  Individualprincips  im 
beatigen  Recht.  Das  Recht  der  Freizügigkeit  in  dieser  Gestalt 
ist  ein  besonders  characteristisches  Beispiel  der  neuesten  Rechts- 
bildangen  auf  dem  Gebiete  der  persönlichen  Freiheit.  Die  früheren 
GemeiDSchaftsinteressen  brachten  freilich  manche  harte  Be- 
sehränknng  für  das  Individunm  mit  sich  und  waren  nicht  selten 
gerade  in  den  wichtigsten  Fällen  ^  demjenigen  der  grundherrliehen 
Abh&Dgigkeit  ursprünglich  freier  Ansässigen  auf  dem  Lande  und 
demjenigen  der  Dorf-  und  besonders  der  Stadtgemeinde  in  über- 
triebener Weise  zur  Geltung  gekommen,  im  ersten  Falle  betrcfis 
des  Abzugs  bis  zum  völligen  Verbot  des  Abzugs  (Schollenpflichtig- 
krit),  im  letzteren  betreffs  des  Zuzugs  bis  zur  Verweigerung  der 
Aufnahme.  Nunmehr  sind  sie  aber  den  Individualinteressen  und  den 
damit  vermeintlich  ganz  zusammenfallenden  volkswirthschaftlichen 
Interessen  (der  Production)  so  viel  als  möglich  geopfert  worden. 

Wenn  noch  nicht  völlig,  wie  die  Regelung  der  Bechte  in  Bezug  auf  die  £r- 
vcrbong    des    Unterstützungsanspruchs   und    auf  die   ArmenunterstUtzungspflicht  der 
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Gemeinde  zeigt,  so  lag  dafUr  der  Grand  weniger  in  principiellen  Bedenken,  noch 
weiter  auf  der  betretenen  Bahn  zn  gehen,  als  in  der  ?orl&afig  noch  iinFenneidlichen 
Noth wendigkeit,  jene  Pflicht  an  die  Gemeinde  zu  knflpfen,  so  lange  keine  anderweite 
Vorsorge  getroffen,  das  Yersicherangs  -  und  Hilfscassenwesen  nicht  entsprechend 
organisirt  war  nnd  nicht  etwa  der  Staat  direct  die  Öffentliche  Armenlast  Übernommen 
hat,  was  schon  Öfters  erwogen  worden  ist  (Vgl.  Emminghans,  Armen wesen, 
S.  22  ff.,  Plan,  ganz  bei  der  gesetzlichen  Armenpflege  vom  Erwerb  eines  Unter- 
stutznngswohnsitzes  abzusehen  nnd  nnr  die  Staatsangehörigkeit  als  Vorbedingang 
f&r  Unterstützung  Forznbehalten,  so  lange  nicht  internationale  Gegenseitigkeit  besteht.) 
Im  Ganzen  sind  sonst  die  Standpnncte  im  Heimaths-.  Zngs-  nnd  Kiederlassongsrechte 
einfach  umgekehrt,  und  wenn  frflhor  die  Gemeinschaftsinteressen  sehr  ?iel,  die  Indiridual- 
interessen  sehr  wenig  beachtet  wurden,  so  ist  jetzt  das  Entgegengesetzte  der  Fall 
(Vgl.  den  in  der  Vorbemerkung  S.  126  genannten  Aufsatz  von  Schwabe  über  Berlin.) 

Schon  der  innige  Connex  des  Heimaths-,  Zog-  und  Nieder- 
lassungsrechts mit  dem  Recht,  bez.  der  Pflicht  der  Armenunter- 
Stützung  zeigt  jedoch,  dass  es  ein  vergebliches  Beginnen  ist, 
jenes  erstere  Recht  nur  nach  dem  Gesichtspuncte  des  Individual- 
interesses als  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  und  den  ver- 
meintlichen Anforderungen  des  einzel-,  privat-  und  volkswirthschaft- 
lichen  Interesses  gemäss  zu  gestalten.  Auch  wenn  man  die  Pflicht 
der  Armenunterstfitznng  anders  regelt,  z.  B.  sie  direct  dem  Staate 
als  solchem  auferlegt  oder  Interessentengruppen,  wie  die  Ver- 
einigungen von  Arbeitgebern  und  Arbeitern ,  local ,  provinziell  oder 
im  ganzen  Staatsgebiete  organisirt,  mittelst  eines  umfassenden  Ver- 
sicherungs-  und  Hilfscassenwesens  wie  in  der  neuen  deutschen 
Arbeiterversicherung,  zur  Tragung  wenigstens  eines  wesentlichen 
Theils  der  jetzigen  Armenlasten  heranzieht:  immer  wird  sich  auch 
hier,  mindestens  für  zahlreiche  ttbrig  bleibende  Fälle,  die  Noth- 
wendigkeit  ergeben,  ein  Compromiss  zu  schliessen  zwischen 
den  Forderungen  des  Individuums  nach  unumschränkter  Freizügig- 
keit und  den  Forderungen  irgend  welcher  Gemeinschaften!  tn 
welchen  das  Individuum  gehört,  nach  einer  gewissen  Beschränkung 
dieser  Freizügigkeit.  Es  muss  das  Recht  des  Individuums  auf 
Zug-  und  Niederlassungsfreiheit  mit  solchen  Pflichten  desselben 
gegen  die  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Ausübung  dieses  Rechts 
so  verknüpft  werden,  dass  sich  unvermeidlich  eine  Beschränkung 
der  Individualfreiheit  daraus  ergiebt 

Die  Gestaltung  dieses  Compromisses  und  daher  des  Zug-  und 
Niederlassungsrechts  muss  von  dem  Ergebniss  der  Prüfung  der 
socialen,  ökonomischen  und  sittlichen  Folgen  der  radicalen  Frei- 
zügigkeit abhängen.  Das  Urtheil  über  diese  Folgen  wird  freilieh 
nothwendig  wieder  von  dem  socialpolitischen  und  wirthschaftlichen 
Standpunct  des  Urtheilenden  selbst  mit  bedingt  werden  und  dem- 
nach verschieden  ausfallen,  je  nach  dem  idealen  Ziele,  welches 
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für  die  ganze  EntwickluDg  der  Volkswirthschaft  und  Cnltur  als 
erstrebenswerth  gilt.  Die  Wirkungen  der  Freizügigkeit  können 
aber  andererseits  selbst  gut  mit  zur  Prüfung  der  Bichtigkeit  dieser 
Ziele  and  jener  Standpnncte  in  einem  besonders  wichtigen  und 
characteristischen  Falle  dienen  (§.  76). 

Nicht  zu  übersehen  ist  auch,  dass  die  Frage  des  Zngrechts 
mit  jenen  Haassregeln  zur  Regelang  der  Einkommenvertheilung 
zusammenhängt,  welche  mehr  oder  weniger  bestimmt  im  modernen 
Colturstaate  als  nothwendig  anerkannt  zu  werden  und  in  der  That 
in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  durchzudringen  beginnen  : 
das  (wenigstens  subsidiäre)  Becht  auf  Existenz ,  das  Becht  auf 
Arbeit  y  die  weitere  Verbesserung  der  ökonomischen  Lage  der 
nnteren  Classen  und  die  Theilnahme  derselben  an  Culturgtttem,  mit 
Hilfe  positiver  Social-,  Wirthschafts-,  Finanzpolitik  (I,  §.  271  ff.,  277  ff.). 

Wie  von  der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  ist  die  Durch- 
fährnng  dieser  Rechte  und  die  Erreichung  dieser  Ziele  auch  von 
der  Wanderungsbewegung  und  von  dieser  practisch  oft  in  be- 
sonderem Maasse  abhängig.  Daher  wird  wiederum  eine  entsprechende 
Beeinflussung  dieser  letzteren  Bewegung  in  der  erforderlichen 
Richtung  als  nothwendig  anzuerkennen  sein,  was,  auch  von  diesem 
Standpunct  betrachtet,  eine  richtige  Stellungnahme  zur  Freizügig- 
keit bedingt  (I,  §.  273). 

IIL  —  §.  70  [236].  Die  Freizügigkeit  im  Zusammen- 
hang mit  der  modernen  Gommunications-Technik.  Die 
Freizügigkeit  unseres  heutigen  Rechts  ist  die  personal  -  rechtliche 
Voraussetzung  des  massenhaften,  häufigen  und  leichten  Ortswechsels 
der  Individuen,  auch  ein  und  derselben  Einzelnen,  wie  die  Benutzung 
der  Dampf  kraft,  die  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe,  dafür  die  tech- 
nische, und  wegen  der  Wohlfeilheit  die  ökonomische,  die  moderne 
Gestaltung  des  Prodnctionsprocesses  und  der  wirthschaftlichen  Er- 
werbaordnung  ebenfalls  die  ökonomische  Voraussetzung  sind  und 
letztere  Gestaltung  auch  die  Ursache  ist.  Das  grosse  Maass  der 
Besehränkungen  des  älteren  Zug-  und  Niederlassungsrechts  wäre 
bei  den  heutigen  Communicationsmitteln  nicht  mehr  aufrecht  zu  er- 
halten, —  ein  Umstand,  welcher  auch  oft  zur  Begründung  der  er- 
folgten Umgestaltung  des  Bechts  benutzt  worden  ist.  Man  kann 
jedoch  mit  dem  Hinweis  auf  das  Zeitalter  der  Eisenbahnen  wohl 
eine  Reform,  aber  nicht  gleich  jede  Beseitigung  der  älteren 
BeschiiLnkungen  ausreichend  begründen.  Vielmehr  hätte  man  um- 
gekehrt gerade  in  diesem  Zeitalter  doppelt  vorsichtig  sein  müssen. 
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den  leichten  Ortswechsel,  welchen  die  neuen  Commnnicationen  an- 
venneidlich  so  stark  begünstigen,  nicht  zu  einer  noch  fieberhafteren 
Bewegung  mittelst  einer  radicalen  Gesetzgebung  über  Freizügigkeit 
zu  steigern. 

Denn  freilich  sind  die  grossartigen  practischen  Wirkungen 
der  Freizügigkeit  in  Betrefif  der  Massenhaftigkeit,  der  Weite  des 
Weges,  der  Periodicität,  auch  in  den  (inneren)  Wanderungen  hin 
und  her  (bei  den  agrarischen  und  sonstigen  Wanderarbeitern),  des 
häufigen  Ortswechsels  derselben  Individaen  erst  durch  Eisenbahnen 
und  Dampfschifi^e  ermöglicht  worden.  Für  den  Staat  und  die  Volks- 
gemeinschaft hat  die  moderne  FreizUgigkeitsfrage  erst  dadurch 
ihre  weittragende  Bedeutung  erlangt. 

Bei  nnvollkommenon  Gommonicationen  kann  der  beständige  Ortswechsel  der 
Individuen  kaam  Dimensionen  annehmen,  welche  fQr  weite  Kreise  oder  gar  fdr  das 
ganze  Land  und  Volk  kritisch  werden.  Das  frühere  Bettler-  und  Vaganten tham  fiel 
und  föllt  doch  unter  einen  anderen  Gesichtspunct,  wenn  sein  Auftreten  auch  mit  der 
Gestaltung  des  Zag-  und  Niederlassnngsrochts  in  Verbindung  steht.  Höchstens  konnte 
früher  ein  einmaliger  Ortswechsel  einer  grösseren  Anzahl  von  Personen,  also  z.  B. 
eine  Ein-  und  Auswanderungsbewegung  von  Land  zu  Land,  ein  beständiger  Zuzug 
von  Leuten  aus  dem  platten  Lande  in  die  Städte  stattfinden,  wie  in  der  grossen  spät 
mittelalterlichen  Aufschwungporiodo  der  Städte  und  schon  in  der  älteren  Bildungs- 
periode  der  Städte,  dann  bei  den  grossen  inneren  Colonisationen  (deutscher  Osten). 
Aber  diese  Personen  blieben  dann  auch  an  dem  neuen  Wohnort  doch  einigermaassen 
sesshaft,  mindestens  für  einige  Zeit,  wie  selbst  die  alten  wandernden  Gesellen  des 
Zunfthandweiks.  Erst  die  Massenhaftigkeit  und  beständige  Fluctuation 
einer  solchen  Bewegung  bertthrt  allgemeinere  Volks-  und  Staatsinteressen,  ohne  Unter- 
stützung durch  gute  Commnnicationen  wird  sich  die  Bewegung  unvermeidlich  immer 
in  etwas  engeren  Grenzen  halten  mtlssen.  Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit 
hochentwickeltem  Communicationswesen  steigert  dagegen  nicht  nur  die  Massenhaftig- 
keit des  örtlichen  Ab-  und  Zuzugs  der  Bevölkerung,  sondern  macht  den  Ortswechsel 
grosser  Massen  zu  einem  beständigen  und  fuhrt  hierdurch  zu  einem  Zustande,  welchen 
man  ganz  richtig  mit  dem  hierfür  schon  zum  technischen  Ausdruck  gewordenen 
Worte:  „modernes  Nomadonthum*'  bezeichnet  hat.  Durch  die  fortwährenden 
Schwankungen  im  örtlichen  Bedarf  an  Arbeitskräften  und  in  den  Erwerbsaussicbten 
nach  dem  Gang  der  Conjanctnren  wird  dieser  Character  der  Wanderungsbeweguog 
noch  verstärkt,  aber  immer  bildet  auch  dabei  der  Stand  der  Gommunicationsmittd 
die  diese  Bewegung  erst  recht  ermöglichende  Bedingung. 

Hier  liegen  auch  meine  Disseospuncte  Bücher  gegenüber  in  Betreif  seiner 
Vergleichnng  der  älteren  und  der  heutigen  Wanderung,  seines  Ortheib,  dass  man 
nicht  von  einer  steigenden  Mobilisirung  der  Gesellschaft  reden  könne,  seines  Schlnsäes, 
dass  in  einiger  Zeit  wieder  ein  Sättigungspunct  in  der  städtisch-industriellen  Bevölke- 
rung, damit  eine  wieder  grössere  Scsshaftigkeit  der  Bevölkerung  überhaupt  eintreten 
werde,  und  seines  schliesslich  im  Ganzen  für  die  modernen  Verhältnisse  mir  zu  opti- 
mistisch erscheinden  ürtheils  (Entstehung  der  Volkswirthschaft  S.  256  £f.,  283,  302  fi.). 
Die  fortdauernde  Verschiebung  innerhalb  der  nationalen  Production  in  unseren 
am  Weltverkehr  stark  betheiligten  Ländern,  besonders  mit  unter  Einfluss  des  Wechsels 
der  Technik,  mehr  von  der  agrarischen  Thätigkeit  ab  zur  industriell-mercantilen  hin 
(siehe  Grundlegung  Theil  I,  §.  247,  258),  die  stossweise  Entwicklung  und  Be- 
wegung unter  dem  Einlluss  der  Schwankungen  von  Conjuncturen.  Speculationen, 
technischen  Wandlungen,  die  heutige  Leichtigkeit  und  relative  Wohlfeilheit  und  Sicher- 
heit des  Personen transports  auch  über  weitere  Entfernungen  (auch  wenn  man  Bücher, 
S.  256,  zugiebt,  dass  der  Gütertransport  noch  mehr  erleichtert  sei,  als  der  Personen- 
transport, woraus  er  mir  hier  zu  viel  abzuleiten  scheint),  der  individualistischere 
Character  des  modernen  Menschen  —  das  sind   so  wesentlich  von  früheren  Verhält- 
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Hissen  dauernd  rerschiedcne  Factoren,  dass  ich  glauben  mOchte,  sie  werden  es  nicht 
Idcht  wieder  zn  einem  Rahepanct  kommen  lassen. 

Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit  den  DampfcommunicationeD 
hat  demnaeh  zwei  wohl  zn  nnterscheidende  wichtige  Folgen  für 
das  Volksleben  und  auch  für  die  Volks wirthschaft,  einmal  eine 
grosse  Veränderung  in  der  örtlichen  Vertheilung  der  Bevölkerung 
im  Staatsgebiete^  sich  in  verbältnissmässig  rascher  Zeit  vollziehend, 
und  sodann  auch  wegen  des  häufigen  Ortswechsels  eines  Tbeils 
der  Bevölkerung  eine  beständige  Veränderung  in  der  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  der  Wohnorte  auch  aus  verschiedenen 
Individuen.  Auch  wenn  man,  einseitig  genug,  jener  ersten  Folge 
nur  günstige  Seiten  fUr  die  Volkswirthschaft  und  Cultur  abgewinnt: 
die  zweite  Folge  hat  um  so  augenfälligere  und  fUr  das  Ganze  tiber- 
wiegende Schattenseiten.  Sie  ist  aber  fUr  die  unvermeidlichen 
Wirkungen  einer  atomistisch-individualistischen  Gesetzgebung  noch 
characteristischer. 

§.  71  [237].  —  A.  Die  veränderte  örtliche  Vertheilung 
der  Bevölkerung,  welche  die  Freizügigkeit  und  die  Dampfcom- 
mnnicationen  ermöglichen,  bat  fUr  den  Staat  und  das  Volk  im 
Ganzen  und  wiederum  für  Stadt  und  Land  und  für  gewisse  Classen 
von  Städten  ihre  verschiedene  Bedeutung.  Die  wichtigsten  hierher 
gehörigen  Erscheinungen  kann  man  schon  mit  Hilfe  der  neueren 
Bevölkerungsstatistik  genauer  verfolgen.  Es  wird  dadurch  aber 
nur  im  Einzelnen  bestätigt,  was  sich  als  nothwendige  Gestaltungs- 
tendenz des  modernen  Wirthschaftslebens,  besonders  der  industriellen 
Entwicklung,  der  ganzen  neueren  Gestaltung  des  Wirtbschaftsrecbts 
und  speciell  wieder  der  Einflüsse  des  Freizügigkeitsrechts  im  Zeit- 
alter des  Dampfes  von  vornherein  deductiv  ableiten  lässt. 

In  der  Torigen  Auflage  waren  hier  in  den  Noten  (S.  456 — 462)  eine  Anzahl 
statistischer  Daten  zam  Beleg  und  zur  Illastration  der  Sätze  des  Textes  gegeben 
worden.  Dieselben  sind  hier  jetzt  grOsstentheils  weggelassen,  weil  das  bcrrctfeiide 
statistische  Material  eingehender  und  systematischer  in  den  bcvOlkerungsstatistischen 
Aisfllhmngen  des  1.  Theils,  besonders  in  Betreil  der  Wandernngen  (§.  224).  der 
Volisdichtigkeit  (§.  229—238),  der  Vertheilung  der  Bevölkerung  auf  Stadt  und  Land, 
der  Verschiebangen  darin,  der  Entwicklung  der  Städte,  namentlich  der  Groüsstädte 
(§.  237)  ffiitgetbeilt  worden  ist.  Darauf  ist  hier  jetzt  auch  zur  Begründung  mit  zu 
rerweisen.  Nur  einige  der  älteren  Daten  der  früheren  Auflagen  sind  zur  Ergänzung 
der  Daten  im  1.  Theile  belassen  und  ebenso  zu  diesem  Zweck  hier  einige  wenige 
hiozogefUgt  worden.  Fast  Pnnct  für  Punct  finden  die  Ausführungen  im  Text  Be- 
ttitignng  dorch  Thun*s  Darstellung  der  industriellen,  allgemein  wirthschaftlichcn 
md  socialen  Verhältnisse  am  Niederrhein,  siehe  besonders  daselbst  über  Aachen, 
S.  47  ff.,  61,  69  ff.  —  Erst  während  des  Drucks,  daher  von  mir  nicht  mehr  zu  be- 
antzen,  erhalte  ich  B.  68  N.  F.  der  Reichsstatistik,  Volkszählung  von  1898  (Berlin  1S1I4). 
worin  mancheriei  Weiterführung  der  im  1.  Theil  der  Grundlegung  Buch  4  benutzten 
Daten  aas  B.  44  und  ebenfalls  Vergleichungen  mit  früheren  Zeiten  und  mit  anderen 
liodem.  Siehe  ftüi  das  Folgende  daselbst  besonders  die  Daten  über  die  Veränderung 
der  stftdtlscben  nnd  ländlichen  Bevölkerung  und  nach  Grössenclassen  der  Wohnplätze. 
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1.  Es  zeigt  sich  ein  UDgemeiD  starker  Zuzug  der  Land- 
bevölkeruDg  io  die  Städte,  besonders  in  die  Grossstädte  und  die 
Sitze  der  Industrie  und  des  Bergbaus.  Die  Folge  ist  zunächst 
öfters  schon  eine  absolute  Abnahme,  wenigstens  districtweise,  oder 
doch  eine  schwache  Zunahme  der  Landbevölkerung,  jedenfalls  eine 
viel  schwächere  als  in  den  grösseren  Städten. 

Wie  diese  Bewegung  schon  vor  der  B«ichsperiode  und  vor  dem  grossen  Auf- 
schwung der  deutschen  wirthschaftlichen  Entwicklung  in  dieser  Periode  beginn, 
zeigen  folgende  ältere  Daten.  In  Preussen  (alten,  vor  66er  Umfangs)  steUt  sich 
folgende  Vermehrung  heraus,  wenn  die  Bevölkerung  von  1816  =  1000  gesetzt  wird: 

1822     1831     1840     1849     1858    1864 

Städte  1099     1249     1411     1590     1817    2077 

plattes  Land  1142     1269     1461     1575     1672     1774 

Staat  1130     1263     1447     1579     1702     1847. 

Die  stärkere  Vermehrung  der  Bevölkerung  des  platten  Landes  zu  Anfang  mag  wohl 

etwas   mit   auf  allmälig  vollständiger  werdende  Zählung  zurückzuführen  sein.    (Siehe 

Grundlegung  I,  S.  473.)     Die  Entwicklung  im  Deutschen  Beich  seit  1867  siehe  ab. 

8.  566,   591,  592.    Siehe  auch  über  die  inneren  Wanderungen  eb.  S.  545  C  und 

Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik,  1893,  besonders  die  TabeUe. 

Aus  diesen  Verhältnissen  geht  gelegentlich  ein  förmlicher  Mangel  an  Arbeits- 
kräften hervor,  besonders  in  Gegenden,  wo  etwa  gleichzeitig  die  Auswanderang,  d.  h. 
bei  uns  fast  nur  die  überseeische  Auswanderung,  bedeutend  ist.  Dieser  Mangel  an 
Arbeitskräften  wird  kritisch  für  Gegenden  des  Grossgrandbesitzes,  besonders  seitdem 
wiederum  die  Eisenbahnen  and  der  Freihandel  die  Concarrenz  billigeren  Getreides 
aus  schwach  bevölkerten  Ländern  extensiver  Bodencultur  in  West-  und  Mitteleuropa 
ermöglicht  haben  (preussischer  Osten).  Kommen  dazu  noch  klimatische  und  in  der 
Bodenbeschalienheit  liegende  Erschwerungen  des  Wechsels  der  Productionszweige, 
wie  bei  uns  zum  Theil  im  nordöstlichen  Deutschland  in  Hinsicht  des  Debergangs  za 
intensiverer  Wirthschaft  und  zur  Viehproduction ,  so  wirkt  die  Freizügigkeit  hier 
schliesslich  auch  für  die  ganze  nationale  Production  nicht  unbedenklich.  Freilicli 
kann  eine  gegebene  Agrarverfassung  und  bestehende,  historisch  überkommene  Grand- 
besitzvertheilang,  an  welche  sich  die  Betriebägrössen  anschliessen,  wie  ebenfalls  wieder 
in  unserem  Osten  der  Grossgrundbesitz,  die  Sachlage  noch  erschweren.  Aenderonrai 
darin,  innere  bäuerliche  Colonisationen  sind  dann  um  so  mehr  erwünscht.  Aber 
allein  von  ihnen  ist  hier  das  Heil  auch  kaum  zu  erhofl'en,  wenn  die  übrigen  maaae- 
gebenden  Factoren  in  Wirksamkeit  bleiben.  Vgl.  die  Verhandlungen  des  Vereins  für 
Socialpolitik  in  1893  und  besonders  die  schöne  Schrift  Sering's  über  innere  Cob- 
nisation,  sowie  dessen  und  v.  Mayr^s  Referat,  worin  mir  nur,  wie  in  den  gaosen 
dortigen  Erörterungen,  der  Zusammenhang  der  Wanderungsbewegung  von  Osten  nach 
dem  Westen  mit  der  natürlichen  Volksvermehrung  (Geburtsüberschuss)  and  mit  der 
künstlich  gesteigerten  Entwicklung  unserer  Volkswirthschaft  in  übertriebener  indostriell- 
mercantiler  Richtung  nicht  immer  scliarf  genug  hervorzutreten  scheint. 

2.  Die  kleinen  Landstädte,  welche  nicht  besondere  Elr- 
werbsqnellen  in  grösserer  Industrie  und  Handel,  in  Behörden  und 
wichtigeren  Staatsanstalten  haben,  stagniren  besten  Falles  und 
kommen  dadurch  wenigstens  relativ  zurttck^). 

3.  In  den  Grossstädten,  in  den  Sitzen  der  Industrie, 
in  den  Bergbaudistricten  drängen  sich  dagegen  immer  grössere 
Bevölkerungsmassen  zusammen '). 


*)  Siehe  Grundlegung  I,  S.  592. 

>)  Siehe  ebenda,  S.  562,  594,  die  Tabellen  25—27,  S.  576  ff.,  auch  TabeUe  28, 
S.  589,  Tab.  17  und  18,  S.  547  ff.  mit  den  Erläuterungen. 
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Rasch  herbeigezogen  bei  zuf&lligen  günstigen  Gonjancturen  der  Industrie,  des 
Hindels  u.  s.  w.  Terorsachon  sie  die  schlimmste  Wohnungsnoth,  weil  der  Hänserbau 
dem  Bedarf  nicht  sofort  nachkommen  kann.  Aus  der  Wohnungsnoth  aber  j^eben 
vieder  die  bedenklichsten  weiteren  wirthschaftlichen ,  socialen  und  sittlichen  Uebel- 
stiade  hervor:  nicht  nur  die  vielfach  elende  und  doch  enorm  theure  Befriedigung 
eines  der  wichtigsten  Bedürfnisse,  sondern  öfters  sehr  peinliche  sociale  Abh&ngigkeits- 
ferhiltniase,  unwirthschaftlichste  —  wenigstens  vom  Standponcte  der  Yolkswirth- 
schalt  ausl  —  Speculation  in  Geb&uden  und  Baugründen,  schliesslich  eine  feindliche 
SpannoDsr  zwischen  Hausbesitzern  und  Bevölkerung,  ein  „Glassengegensatz",  wie  sie 
ihnlich  kaum  in  anderen  Kreisen  und  wirthschafdichen  Gebieten  sich  finden.  Unter 
dieser  dicht  zusammengedrängten  Bevölkerung  wachsen  fUr  die  Staats-  und  Stadt- 
verwaltung die  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Erhaltung  der  Ordnung,  der  Erhebung 
der  Steuern  immer  mehr,  vollends  bei  dem  best&ndigen  Ortswechsel  eines  Theils  der 
Bevölkerung  (§.  72). 

Für  all  dergleichen  sind  die  neueren  Verhältnisse  Berlins  typisch.  Vgl.  den 
oben  genannten  Aufsatz  von  Schwabe  und  Stülpnagel  über  Freizügigkeit,  von 
Schwabe  über  die  „Volksseele  Berlins'*,  Städtisches  Jahrbuch,  Band  4,  uud  über  die 
Wohnungsverhältnisse  Berlins  Bruch  im  Städtischen  Jahrbuch  1872  (VD.  14  ff. 
Die  Einwohnerzahl  von  Berlin  incl.  Militär  war:  1820  202.000.  1881  249.000,  1840 
329,000,  1852  433,000,  1858  459.000,  1867  702,000,  1871  826,000,  1875  967,000, 
18S0  1.222,000.  1885  1,315,000,  1890  1,579,000;  allerdings  haben  kleine  Annexionen 
fon  Nachbargemeinden  stattgefunden.  Aber  die  Entwicklung  der  noch  nicht  in- 
communialisirten  Vororte  ist  relativ  noch  rascher  erfolgt,  besonders  im  letzten  Jahr- 
zduu  (siehe  darüber  Grundlegung  I,  S.  592).  —  Ueber  die  Wohnungsnoth  siehe 
Uten  im  Buch  3,  vom  städtischen  Grundeigenthum ,  wo  der  Zusammenhang  mit  dem 
privaten  städtischen  Grundeigenthum  nachgewiesen  wird. 

Eine  der  Hauptschwierigkeiten,  welche  lange  der  Einführung  der  Classensteuer 
in  den  grösseren  preussischen  Städten  entgegenstand,  war  die  Erhebung  einer  solchen 
directen  Steuer  hier.  Dieselbe  machte  sich  auch  nach  erfolgter  EiDtührung  fühlbar 
genug.  In  Berlin  waren  im  Jahre  1875  4,336,000  Mark  Staatsclassensteuer  zu  er- 
beben, wovon  im  Laufe  des  Jahres  nur  3,116,000  Mark  oder  72  Procent  eingegangen 
waren.  14Vf  Procent  wurden  in  Folge  von  Tod ,  Verzug  nach  ausserhalb ,  Becla- 
■ationen  u.  s.  w.  in  Abzug  gebracht,  3V4  Procent  fielen  aus  in  Folge  fruchtloser 
Ezecution,  Auswanderung  u.  s.  w.;  der  Rest  von  IOV4  Procent  wird  mothmaasslich 
um  grossen  Theil  auch  ausbleiben,  da  von  vielen  unbemittelten,  nach  ausserhalb 
renogeuen  Personen  die  Steuer  auch  mit  Hilfe  fremder  Behörden  schwerlich  zu  er- 
hagen  ist  und  ausserdem  viele  Bestanten  gar  nicht  zu  ermitteln  sind.  (Officielle  Mit- 
dieüung.)  Siehe  auch  Finanzwissenschaft  II,  2.  Auflage,  S.  639,  über  Pfändungen  bei 
der  Classensteuer. 

4.  Die  Bevölkerung  vertheilt  sich  so  nach  und  nach  auf 
Land 9  Stadt ,  Städtekategorieen  ganz  anders.  Die  Quote  der 
Städter  und  Grossstädter  wächst. 

Es  ergiebt  sich  dies  schon  aus  zahlreichen  neuem  Daten.  Siehe  besonders 
GroudlegUDg  I,  §.237,  Jan  nasch,  a.a.O.,  S.  275.  Lehrreich  ist  namentlich  der 
Vergleich  zwischen  verschiedenen  Staaten.  Je  nachdem  dieselben  in  der 
Bodemen  Wirthschaftsent Wicklung  mehr  oder  weniger  vorgeschritten  sind,  pflegt  auch 
die  Quote  der  grossstädtischen  und  der  städtischen  Bevölkerung  überhaupt  stärker 
oder  schwächer  zu  sein  und  rascher  oder  langsamer  zu  wachsen. 

Neben  den  oft  gerühmten  günstigen  Folgen  für  die  Volkswirth- 
schaft  und  Coltnr  haben  alle  diese  Entwicklungen  unverkennbar 
auch  viele  üble  Folgen,  für  die  Sitte  und  die  Cbaractertüchtigkeit, 
für  das  politische  Leben,  für  die  wirthschaftliche  Lage  und  Zu- 
friedenheit des  ganzen  Volks,  für  die  Gesammtheit  der  socialen 
Verhältnisse.    Die  Bedürfnisse,  die  Ansprüche  werden  grösser,  die 
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Genüsse  raffinirter,  die  Lebensverhältnisse  werden  künstlicher,  un- 
gesunder für  Körper,  Seele  und  Geist.  Das  Gemüthsleben  erleidet 
schwere  Einbussen.  Der  Volkscharacter  ändert  sich  nnd  keines- 
wegs gerade  oder  gar  allein  zum  Besseren.  Unmhige,  dem  dema- 
gogischen Agitatorenthum  leicht  zugängliche  städtische  Proletarier- 
massen, rast-  und  ruheloses  Treiben  in  den  Mittelclassen ,  Jagen 
nach  Gewinn  um  jeden  Preis  und  ohne  jedes  Bedenken,  unsinnige, 
gewissenlose,  unproductive  Concurrenzwuth,  und  Unbehagen  fast 
überall,  —  das  sind  die  Schattenseiten,  welche  die  Vertreter  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  nicht  unbefangen  genug  neben  den 
Lichtseiten  des  modernen  Wirthschatlts- und  Gulturlebens  erkannt  haben. 

So  sagen  Schwabe  and  Stttipnagel  (Berliner  St&dtisches  Jahrbach  1872, 
VI.  97):  ,,Die  Freizügigkeit  erhebt  das  unstete  Wandern  zam  Princip,  sie  macht 
Indi?idaen  flüssig,  die  nichts  haben  and  deshalb  wandernd  Alles  gewinnen  woUen, 
die  den  Boden  ?eilassen,  wo  die  natürlichen  Verhältnisse  sie  heranwachsen  Uessen, 
und  sich  auf  ein  unbekanntes  Terrain  begeben,  wie  weiland  die  Goldsucher.  .  .  .  . 
Sie  vermehren  oft  einfach  die  catilinarischen  Existenzen,  tragen  zur  persönlichen 
Unsicherheit  bei  and  beginnen  Krieg  gegen  die  geordnete  Gesellschaft''  (mit  einem 
characteristischen  Beispiel  von  einem  Berliner  Tumult,  wo  sich  unter  84  Verhafteten 
nur  6  —  8  Berliner  befanden,  die  meisten  nur  Wochen  oder  Monate  hier  gewesen 
waren).  Vgl.  Lieb  ich.  Obdachlos.  In  den  Asylen  ganz  überwiegend  Ortsfremde, 
meist  erst  seit  Kurzem  Zugezogene. 

Diese  Schattenseiten  erscheinen  wegen  der  zweiten  Folge  der 
hentigen  Freizügigkeit  noch  bedenklicher. 

§.  72  [238],  —  B.  Beständige  Veränderung  in  der  Zu- 
sammensetzung der  örtlichen  Bevölkerung.  Eine  Orts- 
bevölkerung, in  welcher  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil,  besonders 
der  unteren  Classen,  auf  der  Wanderschaft  von  Ort  zu  Ort,  in  den 
Grossstädten  ausserdem  noch  von  Haus  zu  Haus,  von  Strasse  zu 
Strasse  ist,  und  sich  so  theilweise  ans  immer  wieder  anderen  Indi- 
dividuen  zusammensetzt,  bietet  nothwendig  in  socialer,  ökono- 
mischer und  sittlicher  Hinsicht  viele  unerfreuliche  Seiten. 

Ein  solches  zusammengewürfeltes,  jedes  organischen  Zusammenhangs  entbehrendes 
Conglomerat  kann  keinen  gesunden  Gemeingeist  in  sich  entwickeln.  Ein  nicht  an- 
bedeutender Tbeil  dieser  Bevölkerung  wird  wie  Staub  vom  Winde  von  jedem  Wechsel 
der  grossen  wirthscbaftlichen  Conjuncturen  von  einem  Ort  zum  andern  gejagt  Seine 
ökonomische  und  sociale  Lage  unterliegt  grossen  Schwankungen,  ist  bald  unverh&Itniss- 
massig  über  den  mittleren  Stand  empor-,  bald  ebenso  unter  denselben  herabgedrttckL 
Eine  derartige  Bevölkerung  ist  namentlich  ungeeignet  für  eine  tüchtige  Selbstverwaltung 
der  Gemeinden,  schon  weil  ihr  Interesse  und  Verständniss  dafür  fehlt.  Förmlich 
darauf  hingewiesen,  immer  nur  dem  eigenen  materieUen  Interesse  oder  dem,  was 
augenblicklich  dafür  gilt,  zu  folgen,  wird  ein  zahlreicher  Theil  der  Bevölkerung,  der 
Arbeiterstand  voran,  aber  auch  solche  Unternehmer,  welche  mit  wenig  stehendem 
oder  fijurtem  Kapital  arbeiten,  wie  die  handeltreibende  Classe  und  ein  Tbeil  des 
Hand wcrkerth ums  und  der  Hausindustriellen,  systematisch  zum  höchstmöglichen  wirth* 
»chaftlichen  Egoismus  erzogen  und  fühlt  sich  aller  Pflichten  gegen  die  Gesammtheit, 
vollends  gegen  die  Gemeinde,  deren  zufälliger  Angehöriger  der  Einzelne  oft  nur  kurze 
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Zeit  ist.  ledig.  Fieberhafte  Ruhelosigkeit  ist  die  Folge.  Jeder  Ökonomische  Miss- 
erfolg, jede  uogllnstige  Coiganctar  treibt  zum  Wechsel  des  Orts,  oft  des  Bcnifä.  Dem 
..Gldcke^  jagt  Jeder  nach  und  sieht  sich  doch,  selbst  wenn  er  es  erreicht,  meistens 
eott&ascht  Das  Glück  selbst  heisst  aber  nichts  Andres  als  möglichst  leichter  und 
mAglichst  grosser  Gelderwerb.  Die  Erwerbsart  wird  gleichgiltig.  Das  „non 
ölet"  wird  Maxime  (siehe  Grundlegung  I,  S.  102).  Ist  die  Conjunctur  danach,  so 
wird  alle  Welt  zum  BOrsenspieler,  vom  Grossflrrundbesitzer  bis  zum  Hausknecht,  der 
Üppigste,  frivolste  und  ftusserlichste  Luxus  macht  sich  dann  in  allen  Classen  breit, 
beim  glflcklichen  Parvenü,  der  plötzlich  reich  geworden,  wie  beim  Arbeiter,  dessen 
Lohn  vorübergehend  auf  das  Doppelte  steigt.  (Vgl.  Thun,  Industrie  am  Niederrhein, 
S.  76,  6S.)  Und  wenn  der  Erwerb  einmal  zu  anrüchig  geworden  oder  gar  .^nit  dem 
Aermel  das  Zuchthaus  gestreift  worden"*,  so  ist  das  Verschwinden,  das  Fortziehen  in 
einen  andern  Ort  oder  schliesslich  das  Auswandern  ja  so  leicht.  Ohnehin  aber  kann 
in  der  „Henschenwüste**  der  Grossstädte  ein  Jeder  nach  seiner  Fagon  leben,  unbehelligt 
durch  fremde  Controle,  aber  auch  ohne  den  Halt,  den  eine  solche  so  vielfach  g^ewährt. 
Die  anmhigen,  unsteten  Massen,  welche  die  Freizügigkeit  so  in  den  Gross-  und 
Industriestidten  zusammenführt,  sind  natürlich  auch  jedem  demagogischen  Umtrieb 
extremster  Art  (socialdemocratische ,  neuestens  auch  immer  mehr  Boden  gewinnende 
anarchistische  Agitation!)  willkommene  Beute.  Die  „gefahrlichen  Classen*',  die  Ver- 
brecherwelt, breiten  sich  nur  um  so  ungestörter  aus.  Wohin  man  auf  dieser  Bahn 
treibt,  das  zeigt  uns  am  Schlagendsten  so  manche  furchtbare  Seite  des  socialen  Lebens 
DDd  der  Volk;»wirth8chaft  Nordamericas,  ein  Vorbild,  dem  wir  in  Westeuropa  und 
ounmehr  auch  in  Deutschland  mit  allen  Kräften  nacheifern. 

Siebe  u.  A.  die  genannten  Arbeiten  über  Berlin,  besonders  im  Berliner  Stadtischen 
Jahrbuch,  z.  Bi.  Jahrgang  4,  1878,  S.  69.  Bevölkerung  ca.  850—950.000  Personen 
is  den  Jahren  1871 — 74.  Gleiche  Daten  aus  neuester  Zeit  im  Statistischen  Jahrbuch, 
so  Band  18,  für  1891  (Berlin  1893),  S.  90  ff.,  auch  mit  Specialisirong  nach  Monaten, 
Ältersclassen ,  Familienstand,  Geburtsort,  Beruf,  lauter  auch  für  die  hier  behandelte 
Frage  wichtige  Puncto.  Die  Analyse  derselben  möchte  meine  Bedenken  gegen 
Büchers  oben  S.  186  erwähnte  Auffassung  der  modernen  Wanderungsbewegang  noch 
mehr  bestätigen. 

Polizeilich  durch  das  Meldewesen  controlirte  Bewegung  des  Zu-  und  Ab- 
zugs in  Berlin  in  Tausenden  mit  1  Decim.: 

Zuzug 

-     1  ..1  Promille 

m&unl.      weibl.        zu».       j  ucvOlk. 

OO.d 
111.7 
167,8 
155.5 
155.4 
139.3 
140.7 
1242 
114.9 
1 1 2.3 
111.4 
1 16.2 
117.6 
121.1 
124.2 
130.6 
126.7 
120.2 

Diese  Zahlen  spiegeln  den  Gang  der  wirthschaftlichcu  Bewegung  ab.  Auch 
diese  Wanderung  ist  stärker  in  Perioden  wirthschaftlichen  Aufschwungs  als  Abschwungs 
—  ähnlich  wie  die  Aus-  und  Einwanderung  (I,  S.  559).  Der  Abzu^  wur  jedenfalls 
aoch  grösser,  da  sonst  die  Zählungen,  z.  B.  die  vom  1.  Dccember  1^75,  eine 
säifcere  Zahl   der   ortsanwesenden  Bevölkerung  constatirt  hätten.     Im  Ganzen  gehörte 


1861 

20.2 

9.8 

30.0 

IS65 

46.6 

25.5 

72.0 

1871 

98  0 

40.0 

133.0 

1872 

88.3 

415 

129.9 

1873 

94.3 

42  9 

137.2 

1874 

81.0 

46.3 

127.8 

1875 

83.6 

49.8 

133.4 

1876 

72.5 

49.4 

121.9 

1882 

77.8 

57.1 

134.9 

1883 

79.1 

56.7 

135.8 

18S4 

82.0 

57.4 

139.4 

1885 

88.8 

60.8 

149.6 

1886 

93.6 

63.8 

157.3 

1887 

101.2 

67.2 

168.3 

1888 

105.4 

74.1 

179.4 

1889 

116.3 

79.4 

195.7 

1890 

116.1 

S0.7 

196.8 

1S91 

109.7 

^2.8 

192.6 

Ab 

zug 

männl. 

weibl. 

zus. 

Promille 
d.Bevölk. 

1S.5 

7.0 

26.0 

4S.5 

41.0 

17.5 

58.5 

109.1 

53.5 

24.2 

77.7 

9S.0 

57.7 

28.4 

S6.0 

102.5 

66.7 

2S.5 

95.2 

107.S 

64.1 

29.S 

93.9 

1 07.5 

63.4 

34.5 

97.9 

103.2 

59.4 

34.5 

93.9 

95.7 

59.2 

42.7 

101.9 

86.7 

58.4 

41.1 

99.5 

S2.S 

60.2 

41.8 

102.0 

81.5 

65.4 

44.1 

109.5 

b4  8 

66.0 

45.1 

111.1 

^3.1 

73.S 

4S.7 

122.H 

^S.4 

77.7 

52.0 

1 29.7 

90.1 

84.2 

57.0 

141.2 

94.5 

8S.5 

60.3 

U8.S 

95.«^ 

ss.l 

64.6 

153.(» 

95.6 
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in  den  70  er  Jahren  sonach  gegen  ein  Achtel  der  Berliner  BefOlkerang  znm  , J^omaden- 
thom'\  das  anf  der  Wanderschi^  von  Ort  zu  Ort  ist,  etwas  weniger,  wenn  man  be- 
rücksichtigt, dass  mehrfach  dieselbe  Person  öfters  im  Jahre  den  Ort  wechselt  Neuer- 
dings sind  die  Promillesätze  etwas  kleiner  geworden,  auch  in  der  Anfischwangspeiiode 
1888 — 90,  wie  häufig,  wenn  die  absoluten  Grundzahlen  wachsen.  Aber  die  absolute 
Zahl  der  Zn-  und  Abgezogenen  ist  doch  erheblich  gewachsen.  Die  zu  geringe  Zahl 
der  Abgemeldeten  wird  im  Statistischen  Jahrbuch  jetzt  in  einer  besonderen  Colon ne 
ergänzt  (z.  B.  1891  deren  103.9  statt  95.6  Promille). 

Innerhalb  der  Stadt  stellt  sich  dieser  nomadische  Gharacter  der  BeTölkemnf^ 
wieder  in  andrer  Weise  dar,  im  steten  Wohnungswechsel  Vgl.  darüber  Engel  s 
und  meine  Rede  in  der  Debatte  tlber  Wohnungsnoth  im  Eisenacher  Gongress  1872, 
auch  unten  Buch  8,  besonders  aber  den  Aufsatz  „das  Nomadenthum  in  der  Berliner 
Bevölkerung"'  von  Schwabe  im  Berliner  Städtischen  Jahrbuch,  VII,  29  ff.  Danach 
wechselte  damals  jährlich  ungefähr  die  Hälfte  der  directen  Miether  (im  Unter- 
schied von  Aftermiethem ,  Chambregamisten  u.  s.  w.)  ihre  Wohnung,  —  bemerkens- 
werther  Weise  am  Häufigsten,  wenn  mehr,  etwas  seltener,  wenn  weniger 
Wohnungen  leer  standen  (resp.  58.7  Procent  in  1867  bei  5.5  Procent  leerstehender 
Wohnungen  und  88  Procent  in  1871  bei  1.2  Procent  leerstehender  Wohnungen),  d.h. 
wenn  etwas  mehr  Wohnungen  leer  stehen,  ist  das  Publicum  noch  etwas  weniger  sess- 
haft,  um  sich  in  Preis  und  Qualität  der  Wohnung  ein  wenig  zu  verbessern.  Aehnliche 
Erfahrungen  auch  neuerdings.  Als  wohnungswechselnd  angemeldet  1887  761,000, 
1801  887  000,  abgemeldet  683,000  und  746,000,  doch  ind.  der  ?on  auswärts 
Kommenden  und  dahin  Gehenden  (Jahrbuch,  Band  18,  S.  95).  Meine  Ausftihmngen  in 
Eisonach ,  S.  237 ,  werden  durch  diese  damals  noch  nicht  bekannte  Thatsache  sonst 
nicht  modificirt.  • 

Werthvoll  für  die  Characteristik  und  Messung  der  örtlichen  Bewegung  der 
Bevölkerung  ist  auch  die  mit  Hilfe  dos  neueren  Yolkszählungsmaterials  ennö|^chte 
Statistik  der  Ortsbevölkerung  nach  den  Geburtsorten,  woraus  man  fdeht, 
wie  sich  diese  Bevölkerung  aus  Eingeborenen  und  Fremden  und  aus  welchen  Fremden 
sie  sich  zusammensetzt.  (Siehe  fur  Preussen  in  1871  K.  Brämer  in  der  Zdt- 
schrift  des  Preussischen  Statistischen  Bureaus,  Jahrgang  1873,  S.  841).  Es  wiien 
hiernach  geboren  von  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  Preussens  unter  je 
10,000  Personen  jedes  Geschlechts: 

in  der  Zählungsgemeinde 

in  andern  Gemeinden  des  uemlichcn  Kreises 

in  andern  Kreisen  derselben  Provinz 

in  andern  preussischen  Provinzen 

in  andern  deutschen  Staaten 

in  andern  europäischen  Staaten 

ansserhalb  Europas 

ohne  Angabe 

Diese  Vermischung  der  Bevölkerung  hat  freilich,  neben  den  Bedenken,  auch  ihr 
Gutes  und  ihr  Grossartiges  in  politischer,  socialer,  nationaler  Hinsicht  und  ist  von  den 
mächtigsten  Folgen.  Sie  verwischt  das  Stammesartige  immer  mehr  und  giebt  der  Ge- 
sammcheit  ein  gleichartigeres  Gepräge.  Ueber  Berlin  siehe  Statistisches  Jahrb,  1878, 
S.  8  ff.  Unter  der  gezählten  Bevölkerung  waren  1864  49,6,  1871  43.8,  1875  41,3  ge- 
borene Berliner,  die  übrigen  zugezogen;  aus  welchen  Provinzen  und  Ländern  eb,  S.  13. 
Neuere  Daten  Jahrbuch,  Jahrgang  1891  (Band  18).  S.  2  ff.  Siehe  auch  Grundlegung  I, 
S.  567.  Ueber  Baiern  siehe  das  oben  genannte  Werk  v.  Mayr,  mit  kartographischer 
Darstellung  und  grösster,  sehr  lehrreicher  Specialisirung,  (Heft  32  der  baierischen 
Statistik),  über  Oldenburg  statistische  Nachrichten,  Heft  19,  und for  die  ganze  Frage 
Bücher,  Eutbtehung  der  Volkswirthschaft,  S.  264  ff. 

IV.  —  §.  73  [239].  Die  Freizügigkeit  im  Zusammen- 
hang mit  der  Gestaltung  der  modernen  wirthschaft- 
lichen  Rechtsordnung  und  des  Productionsbetriebs. 
Die  einzelnen  Theile  des  modernen  Personalrechts  bilden  mit  dem 
gesammten  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  die  Glieder  einer  grossen 


männl. 

weibl. 

5727 

5642 
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2182 

1642 
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607 

896 
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Kette  and  lasBen  sich  nicht  ansserhalb  dieses  Zusammenhangs  nnd 
desjenigen  mit  der  ganzen  volkswirthschaftlichen  Entwicklnng  aus- 
reichend wflrdigeD.  Die  Freiztigigkeit  speciell  steht  hier  in  enger 
Terbindnng  vor  Allem  mit  der  Gewerbe  Freiheit,  dem  inneren 
QDd  Süsseren  Freihandel  oder  doch  einem  den  auswärtigen  Handel 
nur  massig  durch  Zolle  beschränkenden  handelspolitischen  System 
Qod  mit  der  Entwicklung  der  ganzen  nationalen  Volkswirthschaft 
immer  mehr  in  der  Richtung  der  Suprematie  von  Industrie,  Berg- 
bau nnd  Handel  über  die  heimische  Agrarproduction  und  in  der 
Eichtang  einer  steigenden  Theilnahme  am  Welthandel  in  der  Form 
der  Fabrikatenausfuhr  und  der  Agrarproducteneinfuhr  (I,  §.  254) 
in  der  heutigen  Phase  der  Weltwirthschaft  (I,  §.  252  —  254).  Die 
Freizügigkeit  wird  hier  eine  wichtige  Mitbedingung  für  die  höhere 
practische  Bedeutung  jener  Gestaltung  des  Verkehrsrecbts  und 
dieser  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  wie  umgekehrt  jene  Ge- 
staltung und  diese  Entwicklung  wieder  der  Freizügigkeit  erst  ihre 
grosse  practische  Wichtigkeit  yerscha£fen.  Die  Beweisführung  ist 
etwa  die  folgende. 

Die  Blathezeiten ,  die  Perioden  aufsteigender  Conjanctur  der  Industrie  und  des 
Hindels  sind  es  besonders,  in  welchen  der  starke  Zuzog  der  kleinstädtischen  nnd  der 
LandbeTOlkcrong  in  die  Grossst&dte  und  in  die  Industrie-  und  Montanbezirke  erfolgt. 
Die  Freizügigkeit,  als  rechtliche  Voraussetzung  dieser  Bewegung,  wird  daher  auch 
ror  AUem  im  Interesse  der  Industrie  und  des  Handels  verlangt  und  als  Conscqueuz 
der  Gewerbefreiheit  und  des  Freihandels  aufgefasst  (§.  56).  Nun  wechseln  aber 
aperiodisch*^  die  Blathezeiten  mit  Zeiten  der  Krisis,  der  Stagnation  und  Flauheit  in 
unserem  heutigen  Wirthschaftsleben  ab.  Wiederum  ist  dann  die  Freizügigkeit  hier 
das  Uilfinnittol,  um  den  schlimmen  Folgen  dieses  periodischen  „naturgesetzlichen" 
Umschwungs  finr  Unternehmer  und  Arbeiter  abzuhelfen.  Denn  nunmehr  können  die 
lubesch&ftigten  Arbeitermassen,  die  bankerotten  Unternehmer  dank  der  Freizügigkeit 
nnd  Gewerbcfreiheit  wieder  in  ihre  ursprüngliche  Heimath  ziehen  oder  sich  anderen 
Orten  und  Industriezweigen  zuwenden^).  Oder,  wenn  sie  nicht  wollen,  so  zwingt  sie 
schon  die  Noth  dazu,  und  „die  Harmonie  ist  hergestellt*'.  So  wird  also  der  beständige 
Ortswechsel  eines  Thcils  der  Bevölkerung,  besonders  der  unteren  Classen,  mit  seinen 
oben  angedeuteten  ungünstigen  Folgen  förmlich  ein  nothwendiger  Bestandtheil  in  dem 
grossartigen  Mechanismus  des  modernen  Productionsgetriebes  und  des  heimischen  wie 
des  Weltverkehrs,  der  nothwendigen  Entwicklung  und  der  periodischen  Schwankungen 
derselben.  Er  erscheint  auf  diese  Weise  gerechtfertigt  und  ist  entweder  keiner  Ab- 
Anderoog  fähig  oder  würde  seiner  günstigen  wirthschaftlichen  Folgen  wegen  einer 
solchen  nur  zum  Nachtheil  des  Ganzen  und  der  nächstbetheiligten  Kreise  unterliegen. 
Da  jene  Entwicklung  als  unvermeidlich,  als  Volkswirthschaft  und  Cultur  auf  eine 
hAhere  Stufe  führend  und  als  schliesslich  daher  auch  im  Wesentlichen  erwünscht ,  da 
sie  ferner  namentlich  als  durch  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  (I,  §.  231  ff.)  be- 
dingt  nnd  verursacht  gilt,   so  erscheint  auch  ihre  wichtige  rechtliche  Voraussctzunsr, 


2  Jene  rückläufige  Bewegung  dient  den  Anhängern  der  unbedingten  Frcizilgig- 
Widerlegung  der  Bedenken  gegen  letztere.  Ebenso  die  Wiederabnahme  des 
Zuzugs.  Siehe  z.  B.  die  Bemerkungen  des  8.  Jahrgangs  des  Berliner  Städtischen  Jahr- 
bnchs  (nach  Schwabens  Tode  herausgegeben  von  Huppe),  S.  23.  Dieser  Trost  will 
wenig  besagen.  Dass  die  Veränderungen  in  Berlin  auch  so  gross  nicht  waren,  zeigt 
die  oben  S.  142  mitgetheilte  Statistik. 
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die  Freizügigkeit,  als  unbedingt  geboten  nnd  gerechtfortigt.  Eine  Bcw^eisfUhrang« 
womit  man  in  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  die  Frage  der  Freizügigkeit  dann 
als  erledigt  ansieht. 

§.  74  [240].  In  dieser  Beweisfübrnng  zu  Gunsten  radicaler 
Freizügigkeit  (wie  ebensolcher  Gewerbefreiheit,  Handelsfreiheit  und 
wirthschaftlicher  Freiheit  überhaupt)  bewegt  man  sich  aber  in  einem 
logischen  Cirkel,  auch  wenn  man  auf  die  bedenklichen  Seiten 
und  Folgen  des  Andranges  der  Bevölkerung  in  die  Städte  und  In- 
dustriesitze und  des  ruhelosen  Ortswechsels  keine  Rücksicht  nehmen 
will  oder  sie  durch  die  günstigen  Seiten  und  Folgen  des  modernen 
Wirthschaftsrechts  aufgewogen  betrachtet.  Der  Angelpunct  der 
Argumentation  liegt  in  zwei  Sätzen,  in  welchen  die  Anhänger  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  sich  scheiden. 

Die  Einen,  die  harten,  aber  ehrlichen  Pessimisten,  gehen  von 
der  Annahme  aus,  dass  die  Periodicität  der  günstigen  und  un- 
günstigen Bewegung  des  Wirthschaftslebens,  des  Auf-  und  Nieder- 
gangs der  Speculation,  des  Aufschwungs  der  Industrie  und  des 
Handels  und  der  Krise,  der  Hausse  und  der  Baisse  eine  Natnr- 
iiothwendigkeit  sei,  welche  sich  aus  der  unabänderlichen 
Organisation  der  Volks wirthschaft  überhaupt,  jedenfalls  der  modemeo 
Volkswirthschaft  ergebe.  ^)  Diese  Organisation  sei  eben  doch 
wesentlich  und  unvermeidlich  die  privatwirthschaftliche  und  dfUfe 
und  könne  auch  gar  nicht  durch  eine  andere,  die  socialistische, 
mit  ihrer  Utopie  von  der  regelmässigen  statt  der  regellosen  Pro- 
duction  ersetzt  werden. 

Die  Anderen,  die  sanguinischen  Optimisten,  wollen  zwar  eine 
solche  Nothwendigkeit  der  Periodicität  nicht  zugestehen,  weil  da- 
nach die  beste  dieser  Volkswirthschaften  an  einem  organischen 
Fehler  leiden  mtisste;  aber  sie  erwarten  alles  Heil  von  „fort- 
schreitender wirthschaftlicher  Bildung",  freiwilliger 
Vorsicht  der  ßetheiligten,  also  von  höherer  Intelligenz  und  moralisch- 
besserem Willen  u.  dgl.  m.,  nur  nicht  von  Aenderungen  des  Wirth- 
schaftsrechts, noch  von  staatlichem  zwangsmässigen  Eingreifen.-) 
Die  Freizügigkeit  fnngirt  nun   wesentlich  als  Ausgleichungs- 

^)  Darauf  läuft  die  Theorie  der  Speculation  und  Krise  von  J.  St  Mill  u.  A.  m. 
hinaus,  siehe  unten  S.  147.  Gleiche  Anschauunjir  wieder  bei  Brentano,  Arbeiter- 
und Productionskrisen ,  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs,  1S78,  Heft  4,  S.  119. 

''^)  So  argumentirt  z.  B.  im  Bastiat 'sehen  Optimismus  ein  Theil  der  deutschen 
Freihandelsschulc  in  solchen  Fragen,  z.  Th.  auch  0.  Michaelis  in  seinen  Arbeiten 
Über  Krise  und  Speculation.  Bezeichnend  ist  namentlich  die  Stellung  dieser  Scbtüe 
zur  Frage  dos  Actiengesellschaftswcsens,  z.  B.  auf  dem  Mainzer  volks- 
wirthschaftlichen  Congress  IS6U  (siehe  I,  S.  SOS).  Vgl.  überhaupt  im  1.  Theil  die  Aus- 
filhrungen  über  freie  Concurrenz,  §.  30S  ff. 


Freizflgigkeit  und  moderner  Producüonsbetriob.  145 

mittel  zwischen  den  beiden  Strömungen  des  Wirthschaftsgangs 
und  wird  dadurch  begründet. 

In  letzter  Linie  liegt  der  Irrtbum  dieser  Auffassung  in  ihren 
beiden  Abarten  wieder  in  der  der  Theorie  der  freien  Concurrenz 
eigenthümlichen  Identificirung  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privat- 
wirthschaftlichen  System  und  in  der  Verkennung  der  nothwendigen 
imd  heilsamen  Function  des  Rechts  und  des  Staats  zur  Einschränkung 
und  Regelung  der  Concurrenz  im  Wirthscbaftdleben.  Man  braucht 
aber  im  yorliegeuden  Falle  gar  nicht  bis  auf  diesen  Grundirrthum 
zorflckzugehen,  um  die  Beweisführung  zu  Gunsten  der  Freizügigkeit 
zu  widerlegen. 

^^Naturnothwendig''  ist  nemlich  eine  solche  Periodicität 
des  Gangs  der  Volkswirthschaft  wenigstens  in  dem  jetzigen  Maasse 
DQr  auf  dem  Boden  des  heutigen  Wirthscbaftsrechts  und  speciell 
unter  Voraussetzung  der  Freizügigkeit.  Wenn  letztere  allerdings 
als  Ausgleichnngsmittel  in  diesem  Process  fungirt  und  in  mancher 
Hinsicht  wohlthätig,  daher  hier  auch  so  muss  fungiren  können,  so 
ermöglicht  sie  doch  erst,  dass  eine  solche  Ausgleichung  in  diesem 
Umfange  nothwendig  wird,  weil  sie  eine  Mitbedingung  der  lieber- 
speculation  und  der  aus  dieser  freilich  naturnothwendig  hervor- 
gehenden Krise  ist.  Diese  „Natumothwendigkeit^^  liegt  aber  nicht 
in  der  „Natur  der  Sache'',  nicht  in  der  .^natürlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft '%  auch  nicht  einmal  in  der  „natürlichen 
Organisation'' jedes  privatwirthschaftlichen  Verkehrssystems,  sondern 
in  der  Rechtsbasis,  welche  man  dieser  Volkswirthschaft  in  der 
radiealen  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit  u.  s.  w.  wenigstens  in  ge- 
wissem Maasse  freiwillig  gerade  so  gegeben  hat.  Auf  dieser 
Basis  muss  sich  dann  allerdings  die  Bewegung  des  Wirtbschafts- 
lebens  zwischen  den  Extremen  extravaganter  Ueberspeculation  und 
der  Krise  vollziehen. 

Man  kann  auch  nicht  Alles  auf  die  „Conjuncturen" 
schieben  und  damit  entschuldigen,  weil  sie  das  ursächliche 
Moment  wären,  sondern  diese  Conjuncturen  selbst  werden  auch 
wieder  erst  durch  unser  Wirthschaftsrecht  im  grossen  Umfang  er- 
möglicht (I,  §.  165—169).  Die  Erwartung,  dass  die  „fort- 
schreitende wirthschaftliche  Bildung''  hier  Abhilfe  schaffen  wird, 
ist  nur  eine  optimistische  Selbsttäuschung  und  widerspricht  der 
Logik  der  Thatsachen,  welche  den  in  der  Krisis  Ruinirten  nicht 
die  Betheiligung  an  der  Speculation  bei  der  nächsten  günstigen 
Conjunctur  widerräth,  sondern  die  geschicktere  Ausnutzung  solcher 

A.  Wftgner,  Orondlef^g.   3.  Anfl.  2.  Theil.    Volkswirthschaft  o.  Recht.  10 
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CoojuDCtur  und  daher  doch  die  neue  Betheiligang  an  der  Specu- 
lation  zur  WiedergutmacbuDg  früherer  Verluste  uud  zur  nunmehrigen 
Gewinnerzielung  gerade  anräth. 

§.  75  [241].  Wie  die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Be- 
wegung des  Wirthschaftslebens  in  Wahrheit  yerhängniBSvoll;  nach 
der  Meinung  der  liberalen  Theoretiker  aber  nur  wohlthätig  zur  noth- 
wendigen  ,,Augleichung''  des  bald  grosseren ,  bald  kleineren  Ar- 
beitsbedarfs eingreift,  ist  leicht  an  den  einschlagenden  Tbatsachen 
nachzuweisen. 

Verfolge  man  z.  B.  den  aufsteigenden  Gang  der  Bewegang  nach  einer  Krise 
nnd  einer  an  diese  sich  knüpfenden  längeren  Periode  der  geschäftlichen  Stagnation. 
Allmälig  zeigt  sich  wieder  ein  grösserer  Bedarf  des  In-  and  Auslands,  der  willige 
und  billige  Credit,  die  Folge  stark  angesammelten  disponiblen  (unbeschäftigten)  Kapitals 
und  wiederhergestellten  Vertrauens,  kommt  zu  Hilfe,  die  Gonjunctur  gestaltet  sich 
günstiger.  Kurz,  wie  dieser  Zustand  im  heutigen  Wirtbschaftssystem  nur  zu  dauern 
pflegt,  gilt  es,  den  Goncurrenten  zuTorzukommen  und  die  Zeit  auszunutzen.  Nun  wird 
mit  verstärkter  Kraft  gearbeitet,  es  steht  mehr  Gewinn  in  Aussicht,  durch  höhere 
Lohne  zieht  man  Arbeiter  aus  der  Fremde  heran  oder  entlockt  sie  den  Goncurrenten 
oder  anderen,  von  der  aufsteigenden  Bewegung  nicht  oder  noch  nicht  berührten 
Geschäftszweigen,  die  „Reservearmee''  der  Arbeiter  kommt  jetzt  zur  Action,  die 
Rinderarbeit  wird  in  höherem  Maasse  benutzt').  Nunmehr  wird  die  Freiztlgigkeit 
von  practiscber  Bedeutung.  Zwar  die  inländische  Kundschaft  ist  bald  fersorgt,  ihr 
Bedarf  lässt  sich  auch  richtiger  schätzen,  aber  um  so  mehr  lockt  der  weite  Welt- 
markt, die  überseeischen  Länder  mit  grossem,  längre  Zeit  nur  schwach  befiriedigtein 
Bedarf  an  Fabrikaten  und  mit  geringer  eigener  Industrie.  Hier  steigert  sich  aber 
noch  die  Goncurrenz,  weil  alle  Industrieländer  diesen  Markt  auszubeuten  suchen.  Um 
so  mehr  gilt  es  zuvorzukommen  und  nun  wird  zum  Zweck  der  Production  Ali  den 
Weltmarkt  vollends  an  Arbeitskräften  herangezogen,  was  zu  haben  ist,  dem  „Frei- 
handelsprincip''  zu  Ehren.  Ein  Theil  der  Bevölkerung,  der  Arbeiter  ist  aus  leinem 
gewöhnlichen  Wohnort  und  seiner  bisherigen  Beschäftigung  fortgezogen,  die  Prodaction 
hat  eine  andre,  momentan  sehr  rentable  Richtung  erhalten.  Allein  bald  tammt 
der  Rückschlag.  Der  überseeische  Absatz  stockt,  weil  die  dortigen  Märkte  dank  der 
allgemeinen  Concurrenzwuth  überfüllt  sind,  die  Consumtionskraft  überschfttzt,  die 
Richtung  des  Consums  nicht  gehörig  berücksichtigt  worden  —  und  wie  sollen  solche 
Fehler  auf  einem  Markte  ganz  vermieden  werden,  dessen  Bevölkerung  anderer  Basae 
oder  Nationalität,  anderer  Sitte  und  Gultar  angehört,  unter  anderen  natürlichen  klima- 
tischen Bedingungen  producirt  und  consnmirt?  Verluste  statt  Gewinn  erfolgen«  die 
Production  wird  eingeschränkt,  Halbzeit  gearbeitet,  die  Löhne  werden  gekürzt,  Ar- 
beiter entlassen  und  nun  ., dient  die  Freizügigkeit  als  Ausgleichungs- 
mittel'', um  in  den  verschiedenen  Productionszweigen  und  an  den  verschiedenen 
Orten  Nachfrage  und  Angebot  von  Arbeitskräften  wieder  ins  Gleichgewicht  zu  setzen 
—  wenigstens  für  einen  neuen  Augenblick*). 

Aber  wäre  denn  diese  ganze  Ausgleichungsfunction  erforderlich 
gewesen,  wenn  nicht  zuvor  das  moderne  Wirthschaftsrecht  nnd 
speciell  die  Freizügigkeit  selbst  die  Bedingungen  geschaffen  hätten^ 

^)  Siehe  die  Nachweise  aus  der  Speculationsperiode  der  1870er  Jahre  in 
A.  Thun's  Aufsatz  in  der  Zcitschr.  des  K.  PreuäS.  Stat.  Bur.  1877,  S.  54 ff.;  ders., 
Industrie  des  Niederrheins,  S.  47,  4S,  mit  den  Daten  über  die  grosse  Abnahme  der 
Kinderbeschäftigung  nach  dem  Rückschlag  1873  ff.,  also  nicht  unter  dem  Einflnss 
veränderter  Gesetzgebung,  sondern  unter  demjenigen  der  gewerblichen  Arbeitsconjunctor. 
Aehnliche  Erfahrungen  mehrfach  neuerdings  Ende  der  80er  Jahre. 

*)  Auch  dafür  reichste  und  schlagendste  Belege  bei  Thun  a.  a.  0. 
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dass  eine  Uebertreibnng  und  daher  wieder  ein  Rückschlag  statt- 
finden masste?!  Hier  liegt  der  logische  Cirkel,  in  welchem  sich 
die  Beweidfübmng  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  bewegt 

Die  hier  behandelte  Frage  ist  näher  zn  ontersuchen  in  der  Lehre  von  der 
SpecnlatioD,  Deberspecolation  und  Krisis,  Vorgänge,  welche  in  der  modernen  Volks- 
▼irthschaft  mit  der  ^«Tendenz  des  Eapitalgewinns  auf  ein  Minimam  zu  sinken'* 
znsammenhiogen  nnd  wesentlich  durch  die  Mitwirkung  des  Credits  ihre  Erklärung 
üaden.  Siehe  darüber  meinen  Artikel  Krisen  in  Rentzsch's  Handwörterbuch  der 
Volkswirthschaftslehre,  S.  525—537.  mit  den  dortigen  Litteraturangaben,  S.  537.  In 
dem  Abschnitt  vom  Ursprung  der  Krisen  S.  529  ft*.  bin  ich  daselbst  noch  durchaus 
HilTs  Lehre  Ton  der  sinkenden  Tendenz  des  Kapitalgewinns  und  den  Schlüssen 
gefolgt,  welche  derselbe  aus  dieser  Tendenz  für  die  Speculation  und  Kriese  ableitet, 
:dehe  Mill,  Grundsätze,  B.  IV,  Kap.  4,  besonders  §.  5.  Man  kann  diese  Lehre  als 
eine  „Theorie  der  Ueberspecuhition  und  Krise"  bezeichnen.  Mill  u.  A.  m.,  auch 
ich  in  dem  genannten  Aufsatz  begehen  nur  den  Fehler,  die  Gestaltung  der  Diugc 
tb  durch  die  Natur  der  Volkswirthschaft  begründet  anzusehen,  während  sie  nur  im 
System  der  freien  Concurrenz  und  speciell  fur  die  Kechtsbasis  der  Volkswirthschaft 
im  modernen  Verkehrsrecht  des  pri?atwirthschaftlichen  Systems  sich  in  der  ange- 
deuteten Weise  yerlaufen  mOssen.  Danach  bedarf  auch  meine  Beweisführung  a.  a.  0., 
fimlich  aber  auch  diejenige  aller  früheren  Schriftsteller  der  Smith'schon  National- 
ökonomie über  Speculation  und  Krise  einer  durchgreifenden  Modiücation.  Eine 
veitere  Folge  der  obigen  Auffassung  ist,  dass  die  übliche  Zurückführung  einer  be- 
stiaunten  Krise,  bezw.  Ueberspeculation  auf  die  und  die  einzelnen  Factoren,  z.  B. 
die  Bewegung  von  1871 — 73  ff.  auf  die  Actiengesetzgebung,  die  5  Milliarden  zwar 
licht  unrichtig,  aber  einseitig  ist.  Das  Uebel  sitzt  bedeutend  tiefer:  in  der  heutigen 
Bechtsbasis  des  privatwirthschaftlichen  Systems.  Das  wird  z.  B.  in  der  guten  Schrift 
ron  Oechelhäuser  über  die  damalige  wirthschaftliche  Krisis  doch  wieder  ganz 
nbenehcn,  ähnlich  in  den  zahlreichen  Broschüren  jener  Zeit,  z.  B.  v.  Berliner, 
Kiisis,  HannoTor  1878,  LOhnis,  Marasmus  in  Handel  und  Industrie  lb77,  London 
1878  (bei  fielen  richtigen  Ausführungen  besonders  S.  147  if.). 

Der  tiefere  Nachweis  des  Zusammenhangs  der  Ueberspeculation  und  Krisen  mit 
dem  herrschenden  Wirthschaftssystem  der  freien  Concurrenz  und  der  modernen  Pro- 
doctionstechnik  ist  den  Socialisten  zu  verdanken,  von  denen  hier  mit  ihrer  unter  sich 
wieder  abweichenden,  aber  sich  richtig  ergänzenden  Beweisführung  einerseits  be- 
Modera  Bodbertus  in  den  Socialen  Briefen  und  der  Handelskrise  von  1857,  ander- 
seits Marx,  das  Kapital,  und  Fr.  Engels  in  Dühring's  Umwälzung,  S.  236  tf.  hcrvor- 
zubeben  sind.  In  der  schönen,  an  interessanten  Daten  und  Gesichtspuncten  reichen 
AbhajuUang  von  Röscher,  Absatzkrisen,  in  den  Ansichten  der  Volkswirthschaft  II, 
fehlt  eben  doch  diese  Zurückführung  der  modernen  Krisen  auf  die  tieferen  Ursachen. 
Die  Vergleiche  mit  älteren  Krisen  führen  hier  mehr  irre,  als  dass  sie  belehren.  Vgl. 
Zelle r,  Qber  die  plötzlichen  und  zeitweisen  Stockungen  der  volkswirthschaftlicheu 
Bewegung,  Tübinger  Zeitschrift  1878  und  1879.  Dann  besonders  Thun  a.  a.  0., 
durch  dessen  Ausführungen  ich  durchaus  in  meiner  Ansicht  bestärkt  bin. 

Mit  blossen  Behauptungen,  ohne  den  Versuch  eines  Nachweises  und  ohne 
die  geringste  objective  Berücksichtigung  der  Gegenargumente,  hat  damals  Brentano 
die  Abeatzkrisen  als  etwas  unbedingt  Nothwendiges  hinzustellen  gesucht:  „sie  seien 
anzertrennlich  von  der  Individualität  des  Consums.  So  lange  diese  bestehe,  so  lanj^e 
wurden  Bechenfehler  Derjenigen,  welche  die  Production  so  zu  leiten  haben,  dass  die 
fertigen  Producte  einen  concreten  Gebrauchswerth  haben,  welcher  den  aufgewendenten 
ProductioDskosten  entspreche,  unvermeidlich  sein*'.  (Jahrbuch  1879,  S.  119,  Heft  4 
gleich  Arbeitsversicherung  S.  216.)  Diese  Auffassung  ist  unrichtig  und  übersieht 
rUHg^  dass  der  Gonsum  seilet  wieder  nach  den  Productions-  und  Absatzergebnissen, 
daker  nach  der  jeweiligen  Höhe  der  Löhne,  Gewinne,  Renten,  m.  a.  W.  nach  den 
„GoBJancturen*'  schwankt  Das  maassgebende  Moment  der  Speculation  und  die  die- 
selbe befördernden  Umstände  der  heutigen  Wirthschaftsordnung  (u.  A.  Actienwesen), 
werden  ganz  bei  Seite  gesetzt  Nicht  aus  der  „Individualität  des  Consums'\  sondern 
au  der  „Indindualifiirung  der  Production''  gehen  die  Krisen  zumeist  hervor.  Der 
Fehler  ist  diese  indindnalistische  „Planlosigkeit".     Das  muss  man  wenigstens  offen 
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II ti tri enii eil.  Du&it  ib:  jk  ziorh  l'::l\  e*AirL  ii&i  i.ä  b^Kcktigte  Ziel  des  Socialis- 
tt'j?.  ..iJaujakssip-;*'  -ut:  i-rKiufj^z  P;c^^-:-vi.  i!l::x  trrri^tbAr  sei.  weil  das  an  die 
KrfuIJuii;:  d-rr  ilig*:JhtuiKh,  als  'd^'rrf:^^^:  -zTi'-.'Ltz^tiiizL  Toraoäsetznogeo  des  sociali- 
Mi^cben  U  inhbcfaafib-  a&d  Ii^'hXäsj?LimB  etUttvi':  vk:^.  Aber  die  Diagnose  des 
L':ht:U  ist  d'^b&Ib  doch  ricbtir  ;?r;*.r:I>^  vrLL  a:::L  du  üierapeotischc  Verfahren 
iii<'bt  TolUtändit;  ao-tfuhrbar  i^t.  L'msomeLr  i&!  cib^  parädie  Abhilfe  in  einer  partiell 
mnelif^hitü  „ylskiimknbigtit  Kerelanr  dtr  Pr^^arivL~  —  etwas  Weiteres  habe  ich 
iii<;  br:fürwortct  —  .sou  0^>en*'  als  lösbar«  Acfra&e  aLZT^erkeaaen,  womit  das  Speca- 
lationsinomcnt  w<;ni((bt«;ni  auf  einiireo  tiebieten  entfall:  und  damit  die  Hauptorsache 
(Ut  KrittMi.  V|^l.  ob'.'ii  §.  5tf.  Siehe  jetzt  auch  den  Artüel  £nsen  Ton  Herkner  im 
II:uidwört<:rburh  der  Staats wisMUisc haften  B.  4.  S.  S'^1  f..  daselbst  Litteratorzosammen- 
NtclluiiK  S.  010.  Kiiie  f^ute  L'ebcn»icht  der  urs&cLliches  Momente,  der  verschiedenen 
I<«brmeiriuiif^en,  wo  aber  auf  (ietsicht^puncte  wie  die  cbifcn  rielleicht  aoch  etwas 
biittr  »in}(eKaiif(eii  werden  dUrfi:ii. 

V.  —  §.  76  [242,  243J.  Entscheidung  über  das  Zug- 
recht nach  den  schliesslichen  soeialökonomiscben 
Wirkungen  beschränkenderer  und  freierer  Gesetz- 
geh ung.  Wenn  man  sich  die  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Wirkungen  der  Freizügigkeit  vergegenwärtigt,  so  wird  man  unbe- 
liingou  zugCHtehen  mtlHHcn,  dass  die  Bedenken  gegen  dieses  Recht, 
gerade  aueh  vom  wirthsehafllichen  Standpuncte  aus,  schwer  genug 
wiegen.  Aueh  eine  Aliwägung  der  Vortheile  und  Nachtheile  führt 
nündeNteiiH  nieht  Hieher  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  ersteren  un- 
bedingt vorwalten  und  deshalb  die  letzteren  eben  einmal  mit  in 
den  Knut  gent»mnuMi  werden  mltssen,  eine  Beweisfllhrung,  welcher 
Nieh  objeeti\eio  Anhänger  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  mit- 
unter l^edieiion.  Ktlr  die  sehliessliche  Entscheidung  und  daher  (Ür 
die  («estuluiug  dos  (Kompromisses  zwischen  den  Forderungen  der 
KineeltWihoit  und  der  (uMueinsehaftsinteressen  (§.  69)  mtissen  des- 
halb um  s.*  mehr  die  lotxton  socialen  und  ökonomischen  Wirkungen 
*Muoi  uiohr  das  ludi\iduuiu  iH^sehränkendcn  und  einer  freieren 
lix'x.i  *;obiin4;  a«t  vieu»  i^obiete  des  Verkehrsrechts  im  Allgemeinen 
\\\u{  dos  Kheu\ht>i  i:nd  dos  Zug-  und  Niederlassungsrechts  im  Bc- 
^^M^^^•lxM^  luii  \\\  W^'amIm  i;o:v^^*n  werden. 

V    Tivo  V^'  N .  t'  i  .1  r  ^  0  r.  *i  o  iioset/gobung  hat  im  Wesentlichen 
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dinn  ▼ohl   oder  gerathen   auf  Abwege   oder  werden   zur  Aaswanderung  gedrängt. 

Viele  Unbilligkeiten  and  Härten  der  Beschränkungen  treffen  femer  Einzelne,  besonders 

zahlreich   aus   den   unteren  ärmeren   Classen,  und  dies  bereitet  Eibitterung.    Denn 

sieht  nur  wird  unfermeidlich  bei  der  Handhabung  beschränkender  Gesetze,  besonders 

solcher  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  und  des  Zug-  und  Niederlassungsrechts,  im 

Emzelnen  oftmals  gefehlt  und  kommen  unlautere  Nebeneinflttsse  leicht  mit  zur  Geltung, 

selbst  bei  scharfer  Controle   der   unteren  Ezecutirorgane   von  Oben,  der  Gemeinde- 

rerwaltungen  Tom  Staate  aus.    Es  ist  auch  abgesehen  da?on  unmöglich,  selbst  bei 

doichans  gesetzmässiger  Anwendung  des  Rechts  auf  den  einzelnen  Fall,  immer  Härten 

ud  Unbilligkeiten  auszuschliessen.    Wie  alles  Recht,  muss  auch   das  hier  in  Frage 

stehende  £hc-  und  Zugrecht  u.  s.  w.  schablonenhaft  ?erfahren  und  kann  nicht 

casuistisch  jeden    einzelnen    Fall   berücksichtigen.    Die   Einwendungen,   welche   die 

Schule  der  freien  Goncurrenz  aus  solchen  Verhältnissen  gegen  Beschränkungen  des 

YeikehisrechtB  entnimmt,  sind  daher  auch  nicht  unrichtig,  nur  beweisen  sie  zuviel, 

veil  sich   mit  ähnlichen  Argmmenten  ein  grosser  Theil  des  Rechts,  z.  B.  auch  des 

Criminalrcchts,  des  sonstigen  Verwaltungsrechts,  als  unhaltbar  hinstellen  lässt. 

Schliesslich  handelt  es  sich  immer  um  die  grossen  Durch- 
schnittswirkungen.    Diese  sind  bei  der  beschränkenden  Ge- 
setzgebung auf  dem  Gebiete  des  Verkebrsrechts  doch  wohl  aus 
dem  einfachen  Grunde  im  Ganzen  gtinstiger  zu  beurtheilen  als  bei 
der  radical  freiheitlichen  Gestaltung  dieses  Rechts  nach  dem  blossen 
Individualinteresse  y  weil  die  grosse  Mehrzahl  der  Menschen  aus 
IGttelschlag  besteht  und  den  Voraussetzungen  der  Concurrenztheorie 
nicht    entspricht.     Für    diesen   Mittelschlag    ist    auch    ein    regel- 
mtaigerer  Gang  der  Production,  wie  er  hier  stattfindet,  günstiger. 
Und   dasselbe  gilt  vom  Ueberwiegen  der  agrarischen,  der  hand- 
werklichen und  kleinindustriellen  Thätigkeit  trotz  der  technischen 
Mängel^  die  dabei  bleiben  mögen. 

B.  Die  freiere  Gestaltung  der  Gesetzgebung  über  die  socialen 
Freiheitsrechte  bildet  zugleich  mit  die  rechtliche  Voraussetzung  der 
ZnstSode,  welche  im  5.  Buch  des  Theils  I  als  günstige  (§.  311) 
und  als  nachtheilige  Folgen  (§.  317  ff.)  des  Systems  der  freien 
Goncurrenz  nachgewiesen  wurden.  Sieht  man  in  letzterer  Beziehung 
aoeh  von  dem  gerade  besonders  häufigen  und  bedenklichen  Siege 
der  gewissenloseren  Elemente  ganz  ab  (I,  §.  320),  so  hat  der  Sieg 
der  begabteren  (kräftigeren)  Elemente  und  des  Grossbetriebs  auch 
neben  seinen  günstigen  Folgen  für  das  Gesammtinteresse  über- 
wiegende Bedenken  gerade  für  das  Wohl  jener  Masse  der  Be- 
völkerongy  welche  den  grossen  Mittelschlag  in  Bezug  auf  körper- 
liebe, geistige  und  Gharactereigenschaften ,  auf  Leistungsfähigkeit 
ind  wirkliche  Leistung  bildet.  Unter  Hinweis  auf  die  Ausführungen 
im  1.  Theile  hier  nur  noch  Folgendes  zur  weiteren  Begründung 
dieser  Ansicht. 

Die  Ehefreiheit,  die  Freizügigkeit,  die  Gewerbefreiheit  und  so  ?icle  andr«* 
«FreiheiteD''  des  modernen  Yerkehrsrcchts  stellen  an  Jeden  die  Zumuthung  böchst- 
BOglicher  Intelligenz  und  Thatkraft,  der  Fähigkeit  sein  eigenes  Ökonomisches 
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und  sociales  Interesse,  seine  eigene  Begabung,  seinen  eigenen  Character  richtig  und 
jedenfalls  richtiger  als  irgend  ein  Anderer  zu  benrtheilen;  die  Zumuthung,  sich  auch 
nach  eingetretener  Enttäuschung  nicht  cntmuthigen  zu  lassen,  um  immer  wieder  das 
wenifi^stens  relativ  Richtigste  zu  wählen.  Diesen  Znmuthungen  entspricht  aber  nur 
ein  Theil,  eine  Minorität  des  Volks,  ein  andrer,  weit  grösserer  Thei]  ent- 
spricht ihnen  nicht. 

1.  Diejenigen  Elemente  der  Bevölkerung,  welche  an  sich  oder  durch  das  GlUck 
begünstigt  diesen  Zumuthungen  wirklich  entsprechen,  gedeihen  gewiss  im  Allgemeinen, 
wenn  man  ?on  den  Versuchungen  der  Gewissenhaftigkeit,  denen  gerade  sie  leicht  aus- 
gesetzt sind,  absieht,  bei  einer  möglichst  freien  Gestaltung  des  Verkehrsrechts  am 
Besten.  Und  ihr  Ökonomisches  Gedeihen  kommt  auch  mehr  oder  weniger  und  wohl 
fast  immer  doch  in  Etwas  der  Gesammtheit,  also  auch  den  übrigen  minder  befähigten 
Elementen  zu  Gute.  Sie  sind  die  Pioniere  des  wirthschafüichen  Fortschritts,  die 
Männer  des  to  go  ahead-spirit.  sie  wer<ien  die  Gründer  und  Leiter  der  grossen  neuen 
Wirthächaftsexperimeute,  die  Entdecker  und  Erfinder,  sie  errichten  die  grossen  Unter- 
nehmungen, sie  bilden  die  neuen  grossen  PrivatvermOgen,  aus  ihnen  geht  die  neue  öko- 
nomische Aristokratie  herror.  Sie  fOrderu,  wie  die  Schule  rühmt,  in  ausserordentlichem 
Maaiise  die  Production,  und  wenn  ihr  eigenes  Einkommen  und  VermOgen  da?on  auch 
in  erster  Linieden  Vortheil  hat:  die  ganze  Bevölkerung  nimmt  daran,  freilich  „mehr 
oder  weniger",  mit  Theil. 

2.  Aber  andererseits  unterliegt  es  auch  keinem  Zweifel,  dass  die  grosse 
Masse,  der  Mittelschlag,  jenen  Zumuthungen  nicht  entspricht  und  dass  das 
radical  freie  Verkehrsrecht  für  dieselbe  daher  doch  überwiegend  bedenklich  wirkt, 
namentlich.  Ökonomisch  betrachtet,  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags.  \S'ird  von  den  natürlichen  Eigenschaften  und  Fähigkeiten  selbst  abgesehen, 
so  wurde  die  grosse  Masse  jener  Zumuthung  nur  dann  entsprechen,  wenn  die  indiri- 
du**.lle  Selbstcrkeuntniss  ebenso  verbreitet  wäre,  wie  sie  es  bekanntlich  nicht  ist  Jeder 
pflegt  an  seine  Befähigung  für  den  Beruf  seiner  Wahl,  an  sein  GlQck,  an  die  Richtige 
keit  seiner  Schritte  im  Leben  zu  glauben.  Das  freie  Verkehrsrecht,  die  Freizügigkeit 
spccicll  ermöglicht  nicht  nur,  sondern  verführt  auch  zur  Vornahme  desjenigen  Schrittes, 
welcher  gerade  lockend  erscheint.  Das  städtische  Leben,  die  bessere  Verwerthung 
der  Arbeitskraft  in  der  Stadt  und  in  der  Industrie  bei  zugleich  meistens  leichterer 
Arbeit  und  grösserer  Ungebundenheic  des  ganzen  Leben,  die  Genusssucht,  die  Hoff- 
nung, sein  Glück  zu  machen,  Einkommen,  vielleicht  grösseres  Vermögen  zu  erwerben, 
lockt  hinaus  und  treibt  eine  Zeitlang  rastlos  weiter.  Die  vom  Glück  begUnstifteiu  die 
begabteren,  oft  auch  die  gewissenloseren  Elemente  wissen  geschickt  in  die  Speichen 
des  Rads  zu  greifen  und  sich  auf  den  Wagen  der  Fortuna  zu  schwingen.  Die  grosse 
Mehrzahl  bleibt  zurück,  wird  zur  Seite  und  unter  die  Räder  geworfen,  verkOmmeit, 
verwahrlost,  stirbt  und  verdirbt.  Einmal  von  der  heimischen  Scholle,  von  Verwandten 
und  Bekannten  losgelöst,  vom  Misserfolg  verbittert,  nur  über  sich,  nicht  unter  sich 
sehend,  stets  den  Verhältnissen,  den  Anderen,  den  Höherstehenden,  den  Reichereo, 
niemals  äich  selbst  die  Schuld  zuschiebend  wird  ein  solcher  BevOlkeruugstheil  durch 
die  Freizügigkeit  und  ähnliche  Rechte  in  der  That  zum  Nomadenthum  und  zur  Plage 
für  die  Gesellschaft  wie  für  sich  selbst. 

Eine  solche  Ent  wie  klang  der  socialen  Verhältnisse  ist  ein 
thearer  Preis  für  die  etwaige  Steigerung  des  Produetionsertrags, 
für  die  Kostenermässigung  und  selbst  ttir  die  etwaige  Arbeits- 
erleichterung der  Handarbeiter  bei  besserer  Productionstechnik^  wie 
im  Grossbetrieb,  Itir  die  HlUthe  einzelner  Industriezweige  und  fttr 
das  erwünschte  Emporkommen  einiger  tüchtiger  Elemente,  welchen 
ein  beschränkendes  Verkehrsrecht  den  Roden  für  seine  Entwicklung 
verengt  oder  wegnimmt. 

Vgl.  zu  Obigem  im  Allgemeinen  Schmoller's  Kleingewerbe,  besonders  den 
Schlussabschnitt  S.  65*2  IK,  6H6  if.  Auch  Brentano,  Arbcitergilden  II,  passim,  be- 
sonders  Kapitel  5.    Namentlich    Thun's   genannte  Arbeiten.    Landwirthschaftliche 
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JahrbUcher  1878,  S.  308  ff.  —  Nicht  nar  in  der  socialistischen  Litteratur,  wo  man 
fdr  derartige  Bedenken  natOrlich  keinen  Sinn  hat,  sondern  auch  in  der  ,,neu-liberal- 
indiridnalistidchen^  Litteratnr  (wie  man  sie  vielleicht  nennen  konnte),  welche  den 
Grossbetrieb  aas  Ökonomisch-technischen  und  cultnrhistorischen  Rücksichten,  zwar  nicht 
dorchaus  onrichtig,  aber  einseitig  und  übertreibend  günstig  beartheilt  (neuerdings 
Brentano,  ?.  Schulz-Gävcrnitz,  Losch  u.  A.  m.T,  scheint  mir  eben  die  dar- 
^legte  Seite  aller  dieser  Verhältnisse  zu  wenig  gewürdigt  zu  werden.  Zum  Beleg  für 
meine  Ansicht  beziehe  ich  mich  auf  die  Schiiderungen  Liebich 's  in  seiner  Schrift 
„ObdAcbloä"*  und  auf  mein  Vorwort  dazu,  welches  ich  mit  den  Sätzen  auf  ?origer 
Seite  130  glaubte  abschli essen  zu  dürfen. 

VI.  —  §.  77  [244].    Principielle  Statthaftigkeit  einer 
Beschränkung    der    Freizügigkeit.      Das    Ergebniss    des 
Vorausgehenden  ist^  dass  aus  dem  volkswirthscbaftlicben  und  social- 
politischen  Gesichtspuncte  wegen  der  Folgen  für  die  Gemeinschaft 
und  die  Einzelnen  eine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  als  prin- 
cipiell  berechtigt  erscheint.    Eine  solche  Beschränkung  wirkt  hier 
weiter  als  bei  einem  der  drei  anderen  socialen  Freiheitsrechte.   Sie 
ist  aber  auch  nothwendiger  und  hat  dabei  weniger  Bedenken  als 
Damentlich  die  directe  Beschränkung  der  Ehefreiheit,  während  sie 
mittelbar  zu  einer  Beschränkung  der  letzteren  führt  (§.  64).    Sie 
bewirkt    ausserdem,    dass  andere  nachtheilige  Consequenzen  des 
modernen  Wirthschaftsrechts  und  Wirthschaftslebens  nicht  so  stark 
herFortreten   können.     Eine   Beschränkung   der  Freizügigkeit   be- 
deutet  soviel    wie   die  Einführung    eines   Hemmungsrads   in   den 
Hechanismus  des  Verkehrs,  namentlich  in  den  Gang  der  speculativen 
Prodnction.     Die  dadurch  bewirkte  Verlangsamung  der  Bewegung 
jenes  Mechanismus  ist  überwiegend  vortheilhaft  für  alle  Betheiligten, 
besonders  für  die  arbeitenden  Glassen  und  schliesslich  für  die  ganze 
Volkswirthschaft.    Denn  diese  Verlangsamung  führt  zur  grösseren 
Gleichmässigkeit  der  Production  und  Consumtion  und  der  wirth- 
schaftlichen  Lage  der  ganzen  Bevölkerung.    Die  Ueberspeculation 
auf  der  einen,  die  Krise  auf  der  anderen  Seite  wird,   wenn  nicht 
Terbütet,   so  doch  in  ihrer  Intensität  gelindert  und  der  in  kurzen 
Perioden   regelmässig  sich  vollziehende  Wechsel  erschwert.     Da- 
mit wird  eine  der  schlimmsten  Seiten  unserer  heutigen  Volkswirth- 
schaft gebessert. 

Von  der  Beschränkung  der  Freizügigkeit  gilt  aber,  was  oben 
von  derjenigen  der  socialen  Freiheitsrechte  im  Allgemeinen  gesagt 
wurde  (§.  59):  sie  kann  und  darf  nur  in  begrenztem  Umfange  eine 
einfache  directe  Beschränkung  in  der  Weise  der  früheren  Zeit 
sein.  Das  ist  aber  für  den  Zweck  auch  gar  nicht  nöthig,  welcher 
durch  eine  reale,  aus  den  gesammten  Lebensverhältnissen  der 
Bevölkerung   hervorgehende   und    so   indirect  darauf  hinwirkende 
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BoscbränkuDg  der  Freizügigkeit  am  Besten  and  ohne  die  harten 
Störungen  ftlr  das  Individuum  wie  im  älteren  Zngrecht  erreicht 
wird.  Die  Beschränkung  muss  sich  daher  hauptsächlich  indirect 
als  nothwendige  Folge  theils  eioer  veränderten,  mehr  gemein-,  be- 
sonders zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft,  theils  anderer  tiefgreifender  Reformen  im  Gebiete  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems  und  seines  Rechts  auf  den  verschiedensten 
Specialgebieten  ergeben :  namentlich  in  der  Richtung  einer  Dämpfung 
der  Speculation  und  der  speculativen  Ausbeutung  der  Conjoncturen, 
in  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern ,  in  der 
Gewerbeverfassung,  im  Armenpflegerecht  und  überhaupt  auf  all' 
den  oben  am  Schluss  des  §.  59  schon  genannten  einzelnen  Ge- 
bieten und  nach  den  dort  und  im  folgenden  §.  78  hervorgehobeneu 
Gesichtspuncten.  Nur  soweit  die  Anforderungen  des  Armenrechts 
es  nothwendig  machen  und  soweit  nicht  auf  eine  andere  Weise 
indirect  vorgebeugt  werden  kann,  werden  wieder  einzelne  der 
älteren  directen  Beschränkungen  zu  erwägen  sein. 

Eine  nähore  Ausführung  dieser  Pancte  gehört  nicht  in  diese  Grondlegiing,  son- 
dern in  die  Innere  Yerwaltungslehre  und  zam  Theil  in  den  speciellen  nnd  practischen 
Thcil  der  Politischen  Ockonomic,  namentlich  vas  die  Regelang  des  Yersichenings-, 
des  Hilfscasscnwesens  und  der  Annennnterstatzung  anlangt.  Die  Erörtening  in  §.  78 
enthält  daher  auch  nicht  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frage,  sondern  bescbrtnh 
sich  auf  Hervorhebung  einiger  leitender  Gesicht^puncte,  zugleich  zur  weiteren  Ans- 
fUhrung  der  Bemerkungen  in  §.  59.  Zu  beachten  ist  auch  dafür  nnr  wieder,  da»  die 
Freizügigkeitsfrage  in  einer  Zeit  immer  stärker  rorwaltender  städtischer  Be?9lfceniDg 
und  industrieller  Production,  zumal  bei  den  heutigen  Communicationsmitteln,  eine  ganz 
andre  Gestalt  und  Bedeutung  erlangt  als  froher,  bei  Torherrschendem  AclcerbM  und 
unentwickelten  CommunicAtionen. 

Die  Ausdehnung  zwangsgemcinwirthschaftlicher,  staatlicher  und  commuialer 
Production  führt  practisch  namentlich  zu  einer  Einengung  des  Gebiets  des 
Actiengesellschaftswesens.  dessen  höchst  nachtheiliger  Einfiuss  auf  die  Spe- 
colationsbewogung  IMl  ff.  in  Deutschland  und  Ocsterreich,  wie  frtlher  in  anderen 
Ländern  so  besonders  stark  herrorgetreten  ist  (rgL  Oechelhänser,  wirthschafUiche 
Krise,  S.  31  tT..  M.  Wirtb.  Oesterreichs  Wiedergeburt  Wien  1S75,  passim,  S.  30  ff.). 
Alles  weitere  Studium  und  alle  neuere  ürtheile  über  das  Actienwesen  und  Yoischllg« 
zur  Verbesserung  desselben  haben  mich  nur  immer  mehr  in  der  Ueberzeogiug  be» 
stärkt,  die  ich  im  Jahre  1S73  in  meinem  Keferat  über  die  Actienfrage  auf  dem 
Eisenacber  ^ocialpolitischen  Congrosse  vertrat:  dass  die  Reform  des  Actienrechts 
erst  in  zweiter  Linie,  die  principielle  Einengung  des  Gebiets  dos  Actien* 
wescn^  mittelst  Ausdehnunur  der  Öffentlichen  Untemehmungsform  in  erster  Linie  steht 
Im  Texte,  besonders  in  §.  59,  77.  TS  werden  nur  weitere  Consequenzen  aus  dieser 
Ansicht  gezogen,  durch  welche  die  Wahrheit  und  die  practische  Tragweite  der  letz- 
teren noch  scbärfer  herrortritt.  (Vd.  im  Cebrigen  die  genannten  Eisenacher  Ver- 
handlungen IST.'t  und  mein  Referat  mit  Anmerkungen  in  Hildebrand's  Jahrb.  1S73,  II). 
Die  Erfahrungen  in  der  jüngsten  Spoculationsära  ISSS  ff.  haben  meine  Ansicht  nicht 
widerlegt  und  auch  wohl  gozeift,  dass«  eine  blosse  Reform  des  allgemeinen  Actien- 
rechts ,wie  in  der  deutschen  Nor  eile  von  1SS4).  zumal  ohne  weitere  Specialisirung 
desselben  oder  ohne  ein  daran  <ioh  schliessendcs  System  Ton  einzelnen  Gesetzen, 
welche  nach  Zwecken  der  Cntemehmung  die  Actiengeselischaften  unterscheiden,  dem 
l'ebel  nicht  genügend  abhilft  Dass  Ausserdem  die  mangelhafte  Börsen  Organisa- 
tion  und.    wohl  mebr  noch,  die  ungenügende,  eigentlich  fehlende  Bankgesetz- 
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gebuDg.  besonders  f^r  Depositen-  und  £ffectenbauken,  starke  Mitschuld  haben,  soll 
aatorlirb  nicht  geüagnet  werden. 

Man  kann  einwenden,  dass  meine  Vorschläge  auf  L.  Blanc's  Ideen  und  Pläne 
in  seiner  Organisation  da  travail  zurückgehen,  die  freie  (yuncurronz  der  Privaten  durch 
&  stirkero  Concorrenz  des  Staats  zu  bekämpfen.  Diese  Ideen  enthalten  aber  auch 
einen  richtigen  Kern,  den  ich  gern  adoptire.  Sie  gehen  nur  zu  weit,  indem  die 
Flhigkeit  des  Staats,  Cntemehmangen  za  betreiben,  Ubcrächätzt  wird;  deshalb  bind 
rewisse  passende  Gebiete  aasznsuchen,  wie  ich  es  versuche.  Darin  liegt  auch 
der  Unterschied  meiner  Aufiassong  Tom  Socialismos.  Ich  beziehe  mich  u.  A.  auf 
■eine  Aalaätze  Über  Staatssocialismus  (TUb.  Ztschr.  1^S7)  und  ttber  Versicherungs- 
(ebenda  1881). 


VII.  —  §.  78  [244a].  Reale  Beschränkung  der  Frei- 
ifigigkeit  durch  wirthschaftsorganisatorische  Maass- 
regeln. Der  wichtigste  Gesichtspunct  fllr  die  Erreichung  des  an- 
gegebenen Zieles  muss  in  unseren  Volkswirthschaften  technisch  und 
Ökonomisch  hoch  entwickelter  Industrie  sein:  zu  verhindern,  dass 
jede  gflnstige  Conjunctur  gleich  tibertrieben  ausgebeutet  werde, 
denn  dies  ftihrt  nothwendig  stets  zu  Rückschlägen.  Daher  einmal 
ioweit  als  es  technisch  und  ökonomisch  möglich,  an  Stelle  der 
privatwirthschaftlichen  gemeinwirthschaftliche  Produclion,  wodurch 
ler  Speealation  mehr  Gebiete  entzogen  werden.  Sodann  Anbringung 
ron  Hemmungen  im  privatwirthschaftlichen  System,  damit  da,  wo 
B8  fuDgiren  muss,  ein  gleichmässigerer  Gang  der  Production  inne 
gehalten  werde.  Erst  in  dritter  Linie,  soweit  die  beiden  genannten 
Hittel  nicht  wirksam  zu  machen  sind,  darf  an  eine  formal -recht- 
liehe Beschränkung  der  Freizügigkeit  in  der  Weise  des  älteren 
Engrechtes  gedacht  werden. 

1.  Die  weitere  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlicbcn  Systems, 
besonders  auch  auf  passend  gewählte  Gebiete  der  Sachgüterpro- 
Inetion,  ist  eben  deshalb  mit  zu  fordern,  weil  sie  zugleich  günstige 
Polgen  für  die  Bevölkerungsbewegung  mit  sich  bringt. 

Es  g^ilt,  Gebiete  wie  vor  Allem  das  Communicationswesen  und  die  Ycrkclirs- 
BBCaltcn,  namentlich  den  auf  alle  Zweige  der  volkswirthscbaftlichen  Production  so 
Mnk  einvirkenden  Eisenbalinbau,  mög^Iichüt  der  privatwirthschaftiichen  Speculation  zu 
otdehen,  neben  den  anderen  Gründen  auch  uui  die  zeitliche,  durch  Eheschliessuiij^cn 
nd  Geburten  rermittelte  und  die  Ortliche,  durch  Ab-  und  Zuzug  bewirkte  Be?öikcnings- 
bewegUDg  gleichm&ssiger  zu  machen.  Dies  zu  bewirken  liegt  sehr  wohl  in  der  Macht 
nd,  wenn  man  sich  die  günstigen  Folgen  der  bezeichneten  Art  vergegenwärtigt,  auch 
m  der  Pflicht  des  Staats.  Natürlich  darf  der  Staat  und,  soweit  nie  mit  eintritt,  die 
Gemeinde  nicht  den  Fehler  begehen,  die  von  ihr  übernommenen  (lebiete  der  materiellen 
Production  zeitlich  ebenso  ungleichmässig  zu  cultiviren.  als  dies  seitens  der  Privat- 
^ecolation    geschieht.  M      Aber    es    ist    nicht    unmöglich,    diesen    Fehler    zu    ver- 


*)  Dies  war  öfters  ein  Fehler  beim  Staat^eisenbahnbau  auch  in  deutschen  Staaten. 
Wsonders  neuerdings.  So  waren  z.  B.  in  Preussen  Anfang  lb7(>  aus  Orcditen  für 
Slaatseisenbahnanlagen  noch  4^9.2  Millioni-n  Mark  verfügbar,  deren  gleich  massigere 
Verwendung  an  sich  erwünscht  gewesen  wäre,  aber  auch  nicht  so  erfolgte.  Wäre 
licht  der  Niedergang  der  sonstigen  gewerblichen  Thätigkeit  gewesen,  so  hätte  ^ich 
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meiden.  M  Die  erforderlichen  Finanzoperationen  lassen  sich  sehr  wohl  dieser  For- 
derang  entsprechend  einrichten.  Namentlich  bietet  hier  eine  rationelle  Benntzung  des 
(öffentlichen  Credits  nöthigen falls  eine  gute  Mithilfe. 

Auf  allen  Gebieten  seiner  Thätigkeit  mnss  der  Staat  nur  Hyper- 
centralisation  und  Concentration  aller  obersten  Behörden  in  der 
Hauptstadt  oder  starke  Arbeitermassen  beschäftigender  Prodactions- 
betriebe  an  wenigen  Orten  vermeiden,  um  nicht  dadurch  den  Zuzug 
der  Bevölkerung  nach  und  die  übermässig  starke  und  rasche  An- 
häufung derselben  an  einzelnen  Orten  seinerseits,  wenn  auch  nur 
indirect,  zu  begünstigen.  Eine  richtige  Verwaltungspolitik,  welche 
sich  des  Einflusses  ihrer  einzelnen  Maassregeln  auf  die  zeitliche 
und  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung  bewnsst  ist,  kann  hier 
viele  der  vorhandenen  Uebelstände  beseitigen. 

Wird  in  dieser  Weise  verfahren,  so  fällt  ein  grosser  Theil 
der  Bedenken  gegen  das  jetzige  Recht  der  Freizügigkeit  fort 
Denn  wenn  dieses  Becht  auch  nach  dem  Interesse  des  Individuums 
gestaltet  bleibt,  so  kann  sich  dieses  Interesse  bei  der  dargelegten 
Einengung  des  Gebiets  des  privatwirthschaftlichen  Systems  nicht 
mehr  so  einseitig  und  zum  Nachtheil  der  Gemeinschaft  und  schliess- 
lich so  vieler  Individuen  selbst  geltend  machen.  Gerade  dies  zu 
verhüten,  ist  die  Aufgabe.  Und  so  wirkt  die  erörterte  Umgestaltung 
der  volkswirthschaftlichen  Organisation  segensreich  als  indirecte, 
aber  reale  Beschränkung  der  Freizügigkeit.  Die  Bevölkerungs- 
bewegung wird  wenigstens  theilweise  dem  sie  sonst  so  stark  be- 
berrsclienden  Einflüsse  des  Gangs  der  privatwirthschaftlichen  Specu- 
latiou  entzogen. 


das  wieder  nachtheilig  erwiesen.  Jetzt  war  es  relativ  günstig.  Auch  darin  zeigt  sich 
schüD  ein  VortLcil  der  gemeinwirthschaftlichen  Production;  sie  kann  nhd  hat  hier  die 
zeitlichen  Schwankungen  der  priFatwirthschaftlicheu  Production  etwas  ausgleichen 
helfen.  FUr  Eisenbahnzweckc  sind  der  preussischen  Regierung  1872 — TS  an  Grediten 
7C)!).6  Millionen  Mark  gewährt.  Der  Bauverwaltung  wurden  überwiesen  1872 — 76 
bez.  4T.S,  47.Ü,  91,  81.6,  110.4,  im  l.  Quartal  1877  16.0,  1.  April  1877—78  115.S, 
1.  x\pril  bis  30.  November  1S78  84.5  Millionen  Mark.  Seit  der  grossen  preussischen 
Vei*staatlichung3ära  zeigt  sich  in  dem  ziemlich  regelmässigen  Ausbau  des  Netzes  der 
Nebenbahnen  (Secundärbahnen)  daher  der  angedeutete  Vortheil  immer  mehr,  —  eine 
weitere  günstige  Seite  des  Staatsbahnprincips  (siehe  Finanzwissenschaft  I,  3.  Auflage, 
§.  272)  neben  der  anderen ,  dass  der  Bezug  der  Gesammtrente  des  Bahnnetzes  durch 
den  Staat  die  finanzielle  Möglichkeit  des  Ausbaus  auch  unrentabler  Linien  schafft 

^)  Dies  ist  mir  bestritten  worden  im  Hinblick  auf  die  Abhängigkeit  der  Re- 
gierung von  politischen  Stimmungen,  Parlamenten  u.  s.  w.  Gewiss  liegen  hier  Schwierige 
keiten  vor.  Aber  in  dem  maassgebenden  Puncte  besteht  ein  Unterschied:  die  Re- 
gierung und  die  Volksvertretung  wie  die  Privatspeculan ten  können  die  Causalzusammen- 
hänge  erkennen,  aber  die  beiden  ersteren  vermögen  allein  demgemäss  zu  bandeln, 
während  die  Speculation  dies  niemals  vermag,  weil  sie  den  günstigen  Augenblick  fiBr 
sich  wahrnehmen  muss  oder  überhaupt  nicht  fungiren  kann.  Dies  wende  ich  anch 
gegen  die  Ausfuhrungen  von  Nasse  ein  in  seinem  Aufsatz  „über  Verhütung  der 
Productionskrisou  u.  s.  w.",  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  u.  s.  w.  1 879,  Heft  1 ,  S.  1 67  ff. 
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2.  Aaf  dieses  Ziel  ist  auch  auf  dem  grossen  Gebiete  der  Pro- 
dnction  hinzuwirken  ^  welches  dem  privat wirthscbaftlichen  System 
wahrscheinlich  endgiltig  oder  wenigstens  für  unabsehbar  lange  Zeit 
verbleiben  wird.  Es  muss  hier  eine  Erschwerung  der  Speculation 
eintreten,  so  dass  der  Gang  der  Production  gleichmässiger  wird 
und  die  wechselnden  Conjuncturen  weniger  tiefgreifende  und  um- 
fassende Veränderungen  in  diesem  Gange  herbeiführen.  Dieses 
lässt  sich  durch  die  directe  Beschränkung  der  Freizügigkeit  in 
der  Weise  des  früheren  Zug-  und  Aufenthalts-  und  Niederlassungs- 
rechts erreichen.  Soll  diese  directe  Beschränkung  aber  aus  anderen 
Gründen  und  wegen  der  nothwendigen  und  berechtigten  Rücksicht 
auf  die  individuelle  Freiheit  in  unserer  Gulturperiode  vermieden 
werden,  so  müssen  umgekehrt  Mittel  gewählt  werden,  welche  die 
Speculation  und  die  Ausbeutung  der  Conjuncturen  durch  sie  er- 
schweren und  dadurch  wiederum  indirect,  aber  gleichfalls  real  zu 
einer  thatsäcblichen  Beschränkung  der  Freizügigkeit  führen. 

Als   ein    hierzu  mit  auzawendendes  Mittel   erscheint  eine  Einrichtung,  durch 
velche  die  Lasten,  welche  die  Freizügigkeit  mit  sich  bringt,  möglichst  auf  die  Schultern 
Derjenigen  gewälzt  werden,  welche  zumeist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  individuellen 
Meinung  nach  ?erhandenen  Vortheile  von  der  Freizügigkeit  haben:    die  Arbeitgeber 
und  die  Arbeiter.     Zu   diesem  Zwecke   muss   namentlich  die  Armenlast  in  den    be- 
theiUgten  Kreisen  von  der  Gemeinde  fortgenommen  und  auf  die  in  einem  umfassenden 
HUiscassen-   oder  Versicherungswesen   mittelst  des  Princips  des  Cassenzwaugs   ver- 
bondenen    Arbeiter   und   Arbeitgeber   übertragen    werden:    eine    Forderung,    weiche 
allerdings  mit  der  weiteren  Forderung  einer  wieder  mehr  corporatiren  Organisation 
der  Gewcrke  zusammenhängt,  aber  auch,  richtig  verwirklicht,  einen  wertb vollen  prac- 
tischen  Anfang  zu  einer  solchen  Organisation    bildet.    Es  wird  dadurch    einmal  die 
Armenlast   viel  gerechter  vertheUt,  während   die  jetzige  Verpflichtung  der  Gemeinde 
znr  Armennnterstützung  im   Grunde   eine  im  schlechten   Sinne   wahrhaft  „commnni- 
stische''   Einrichtong  ist.    Es  wird   sodann,    was   für   unsere   Frage    noch    mehr  in 
fietiacht   kommt,  hierdurch    die   leichte  Heranziehung  von  Arbeitskräften  bei  jedem 
ipecnlativen   Au&chwung   und    folgeweise   die   Uebertreibung   der   speculativen  Pro- 
duction erschwert,  wenn  der  Unternehmer  umfassendere  Verpflichtungen  in  grosseren 
Beiträgen   zu    den  Hilfscasson,   eventueU    auch    in  Fürsorge   für  Arbeiterwohnungen 
Q.  dgl.  m.   tragen   muss.    (Vgl.  die  Eisenacher  Debatte  über  Wohnungsnoth.     Auch 
Mau  ms,  Freiheit  der  Arbeit,  S.  240  ff.)   Denn  gewerbliche  Krisen  werden  stets  am 
Richtigsten    verhütet,   wenn   retardirende  Gewichte  in   der  Periode  des  speculativen 
Aofechwiings  angebracht  werden.    (Mit  Kecht  betont  auch  Oechelhäuscr  a.  a.  0., 
dass  die  Krise   eigenüich    in    der   Hausseperiode   schon    latent    vorhanden  sei: 
ftbrigens  durchaus  keine  neue  Lehre.) 

Man  könnte  einwenden,  dass  die  grossartigste  und  erfolgreichste  Orf^anisatiou 
der  Ar,  welche  wir  schon  seit  länger  besitzen,  das  Knappschaft scassenwesen 
des  Bergbaus,  nicht  die  hier  abgeleiteten  Folgen  für  die  grössere  Gleichmässig- 
keit  der  Production  hatte.  Aber  hier  wirkt  bisher  der  Speculation sfactor  ungewöhnlich 
stark,  weU  unsere  anderen  Forderungen  nicht  erfüllt  sind:  der  Bergbau  ist  über- 
wiegend Privat-  und  neuerdings  selbst  Actienbergbau  und  die  wichtigsten  Consumenten 
der  Bergbanproducte,  die  Eisenbahnen,  unterstehen  vollends  stark  dem  Speculations- 
lactor  des  privatwirthschaftlichen  Systems.  Die  grossen  Schwankungen  auf  diesen 
SpecolAtionsgebieten  übertragen  sich  daher  nothwendig  auf  den  Bergbau,  das  Hütten- 
wesen trotz  der  Institution  der  Knappschaf tscassen,  welche  aber  auch  noch  weiter 
entwickelt  werden  muss.    Mittlerweile  ist  in  unserem   neuen  Arbeiterversicherungs- 
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wesen,  mit  seinen  drei  grossen  Gliedern,  der  Kranken-,  der  Unüül-  ond  der  Alters- 
ncbst  IniraiidenTersicherang  in  der  hier  ?erlangten  Weise  weiter  gearbeitet  worden. 
Die  Lasten,  welche  dadurch  besonders  den  industriellen  Arbeitgebern  aufgelegt  worden 
sind,  möchten  immerhin  aacb  bereits  etwas  ermässigend  auf  die  specnlative  Aas- 
dehnung  der  Geschäfte  in  Zeiten  günstiger  Conjanctor  eingewirkt  haben.  Aber  sie 
haben  sich  freilich  hierzn,  ebenso  wie  Lohnsteigerangen,  nicht  aasreichend  genug 
gezeigt.  Das  beweist  nichts  gegen  die  hier  vertretene  Ansicht,  sondern  nur,  dass 
diese  Gewichte  noch  nicht  hemmend  genug  sind.  Umsomehr  ist  auch  auf  die  andere 
weiten  Maassregeln  Werth  zu  legen. 

Der  Text  wOrtlich  aus  der  1.  Ausgabe.  Den  Widerspruch  zwischen  unserer 
Armenpflege  und  der  heutigen  Wlrthschaftsordnung,  deren  wesentlicher  Besundtheil 
hier  die  Freizügigkeit,  und  die  Nothwendigkeit  eines  allgemeinen  Versicherungswesens 
der  Arbeiter  habe  ich  hier  und  oben  in  g.  64  (früher  233)  schon  1876  henrorgehoben. 
Hierin  stimme  ich  mit  Brentano  in  dem  genannten  Aufsätze  über  Productionskrisen 
und  in  seiner  Arbeitcrrersichenin^  überein. 

Im  Dcbrigen  kommen  als  Mittel  zu  dem  angegebenen  Zwecke  die  oben  am 
Schluss  des  §.  59  schon  angedeuteten  Maassregeln  auf  allen  dort  genannten  Gebieten 
in  Betracht.  Besonders  wichtig  sind  darunter  die  Normen  ftlr  das  Geld-,  Credit-, 
Bank-,  Actiengesellschafts- ,  Börsenwesen  in  der  Gesetzgebung  und  richtige  solide 
Geschäftsgrunds&tze  bei  den  Anstalten  des  Greditwesens,  u.  A.  eine  Torsichtige-Gredit- 
politik  der  Banken  (vgl.  Wagner,  Zettelbankpolitik,  S.  518  £,  542  ff..  Nasse  in  dem 
genannten  Aufsatz)-  Auch  die  grossen  Centralbanken  sind  hier  mitunter  durch  za 
willfährige  Creditgewährung  nicht  ohne  Schuld  an  Börsen-,  Gründungs-,  Emissions- 
ezcesscn  geblieben  und  haben  gelegentlich  wohl,  wenigstens  indirect,  der  Specolation 
die  Spielgelder  zu  bereitwillig  mit  zur  Verfügung  gestellt,  bei  den  Ultimoregolirangen, 
in  der  AusdehnuDg  des  Lombard-  und  Wechseldiscontogeschäfts  in  Spocolations- 
zeiten  u.  dgl.  m. 

3.  Unterbleibt  ein  Vorgehen,  wie  das  hier  empfohlene,  so  wird 
ein  Zurückgreifen  auf  einzelne  der  früheren  formal  rechtlichen 
Beschränkungen  der  Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vermeiden 
und  dann  auch  zu  rechtfertigen  sein.  Von  solchen  wäre  unter  der 
Voraussetzung,  dass  die  Gemeinde  die  in  erster  Linie  zur  Offent-. 
liehen  ArmenunterstUtzung  verpflichtete  Gemeinschaft  verbleibt  ^)^ 
die  Erhebung  von  Einzugsgeldern  am  Meisten  zu  erwägen. 

Sie  wurden  in  günstiger  industrieller  Gonjunctur  doch  leicht  und  ganz  erwflnscht 
auf  den  Arbeitgebor  uberwälzt  werden,  bezw.  gleich  von  ihm  übernommen  weiden 
müssen.  (Vgl.  Thun,  Industrie  des  Niederrheins,  S.  47,  das  Beispiel  ?on  Anwerbiuig 
von  Arbeiterinnen  durch  Agenten.)  Die  Gonsequenz  des  modernen  FreizOgigkeitt- 
rechts  ist  freilich  wohl,  dass  der  Staat  direct  in  erster  Linie,  nicht  nur  sub- 
sidiär, die  Armenlast  übernimmt,  da  das  Recht  der  Freizügigkeit  als  Staatsbürger^ 
liches  gilt.  Aber  von  den  practischcn  Bedenken  bezüglich  der  Aosübong  der 
Armenpflege  direct  durch  Staatsorgane  abgesehen,  dadurch  würde  nur  eine  gerechtere 
Yerthcilung  der  Armenlast  erfolgen,  die  übrigen  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit 
bleiben  bestehen. 

4.  Auf  die  Frage,  ob  innerhalb  des  Staats-  und  Volkswirth- 
schaftsgebietes  allen  Tbeilen  der  Staatsangehörigen  heimischen  Be- 

*)  Die  Frage  einer  Veränderung  der  Frist  für  die  Erwerbung  des  Unter- 
stützungswohnsitzes, die  in  der  1.  Auflage  hier  mit  erwähnt  war,  betrifft  die  Ver- 
theilung  der  eventuellen  Armenlast  auf  die  Geburts-,  bezw.  bisherige  Wohngemeinde 
(Heimath)  und  die  Zuzugsgemeinde.  Ob  man  die  Frist  kürzer,  wie  die  erstere,  länger, 
wie  die  letztere  Gemeinde  meist  wünscht,  bestimmt,  ist  für  die  im  Text  behandelte 
Frage  von  secundärer  Bedeutung. 
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völkerang  UDbedingt  gleiche  Freizügigkeit  gewährt  werdeu  kr^nne 
nnd  dttrfe,  daher  anch  ganz  fremdartigeu,  einer  anderen  Race, 
Kationalität,  Gnltnrschicht  angehörenden  Elementen  (Irenfrage  in 
Grossbritannien,  Jndenfrage  in  den  heutigen  Gulturstaaten),  wird 
im  folgenden  Abschnitt  bei  der  Erörterung  der  internationalen  Frei- 
zügigkeit mit  eingegangen  (§.  83,  84).  Die  Frage  wird  daselbst 
Dicht  unbedingt  bejaht. 

4.  Abschnitt. 
3.  Das  Aus-  und  Einwanderungsrecht. 

§.  79  [S.  477 — 481].  Vorbemerkungen  nnd  litterarische  Angaben. 
Die  Ans-  und  Einvandorung  sind  znnächst  Thatsachen  der  örtlichen  Be- 
Tölkerongsbewegung  und  zu  unterscheiden  von  den  damit  zusammenhängenden, 
aber  nicht  nothvcndig  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechtsverhältnissen,  dem 
VvrUst  und  dem  Erverb  der  Staatsangehörigkeit. 

Ueber  Aus-  und  Einwanderung  siehe  Stein.  Vcrwaltungslcbre  II,  lG:i 
bb  209,  lUndbuch  1.  A.,  S.  76—81,  3.  A.,  II,  67,  69.  H.  Kösler,  Venvaltungs- 
recht,  I,  1,  S.  127  ff.  über  Staatsangehörigkeit.  R.  v.  Mo  hl,  Polizei  Wissenschaft, 
3.  ADflagc,  I.  §.  IS,  passim,  §.  20.  Rau,  Volkswirthschaftspoiiük,  I,  §.  16,  17. 
Röscher.  Colonieen.  Colonialpolitik  und  Auswanderung,  2.  Aufl.  1S56.  besonders 
S.  Aufl.  in  dem  von  Jannasch  geschriebenen  Theile,  1885;  und  derselbe,  System 
L§.  256,  259—261.  Gerstner,  Bovölkerungslohre,  S.  191  ff.,  217  ff.  Ramelin 
in  Schönberg's  Handbuch  I,  3.  A.,  S.  756,  ob.  Geffcken  II,  S.  1056.  v.  Philip- 
poricb,  Artikel  Auswanderung  im  1.  B.  des  Handwörterbuchs  der  Staatswissen- 
schtften.  mit  statistischen  Anhängen,  daselbst  LitteraturUbersicht  S.  1032.  Derselbe 
in  den  Schriften  des  Vereins  fUr  Socialpolitik,  B  52,  1S92,  Auswanderung  und  Aus- 
vanderungspolitik  in  Deutschland,  besonders  Einleitung,  dann  Bericht  über  verschiedene 
deotsche  Länder.  Bokemeyer,  Auswanderungswesen  in  der  Schweiz,  Belgien, 
England,  Deutschland,  Berlin  1892.  G.  Meyer,  Art.  Auswanderungsunternehmuniren 
m  Hiindwörterbuch  der  Staatswissenschaft. 

Auf  die  Geschichte  der  Ein-  und  Auswanderung  und  auf  Colouisining  und 
Cokmialpolitik  ist  hier  nicht  die  Aufgabe  näher  einzugehen.  Allgemeinere  Werke 
Aber  die  moderne  europäische  Auswanderung  und  americanische  Einwanderung  sind: 
Legoit,  lV;migration  europ6enne,  Paris  1S61,  Duval,  bist,  de  Tömigr.  europ.  etc. 
«  19.  siede.  Paris  1862;  Fr.  Kapp,  Geschichte  der  deutscheu  Einwanderung  in 
AaericA,  Leipz.  1868,  Brom  well,  hist.  of  emigration  to  the  United  states  fr.  1819 
bis  1S55,  Redfield  1856.  Leroy-Bcaulieu,  de  la  colonisation  chez  Ics  peuples 
■odernes,  3.  ^d.  Paris  1886.  Smith,  emigration  and  Immigration,  study  an  social 
idence,  London  1891.  Die  Litteratur  Über  neueres  Colonialwcsen  nnd  Colonialpolitik 
(Utere  englische  Werke  von  Brougham  1803,  Merivale  1b62,  das  genannte  Werk 
Rose  her 's.  Verhandlungen  im  deutschen  Colonialvercin,  Aufsätze  in  dessen  Zeit- 
schrift, sowie  iji  Jannasch's  Zeitschrift  „Export").  Eufflischc  Reports.  Neuere 
litrerarische  Angaben  in  dem  Artikel  von  Philippovich  im  Handwörterbuch  der 
ScaatsvisseDschaften. 

Die  Rechtsfragen:  v.  Rönne,  Deutsches  Staatsrecht,  «;|.  11,  S.  95,  vom  Reichs- 
Dod  Staatabürgerrecht.  2.  Aufl.  I,  103,  II.  2.  Abthdlung,  S.  224,  derselbe,  preuss. 
Suatfrecht.  I,  2,  §.  86 — 88  und  91.  Laban d,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  I, 
§.  13  ff.  Gneist,  englisches  Verwaltungsrccht,  2,  Aufl.,  §.  83,  II,  939.  Die  Artikel 
im  StaatswOrterbuch   von    Bluntschli:    Auswanderungsrecht   von  Pözl  I.   579,   Aus- 
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defltschea  Staatsrecht  §.  75  ff.,  S.  179  if.,  auch  S.  627  11.,  derselbe,   Verwaltungs- 
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recht  I,  133  ff.,  Seydel,  baierisches  Staatsrecht  I,  519  ff.«  derselbe  in  Hirth*s 
Annalen,  lS7ß.  S.  135  ff.  nnd  1883,  S.  577  ff  Rehm,  eb.  1892,  S.  137  ff.,  Zorn, 
Artikel  Aasvanderung  und  Reichs-  nnd  Staatsangehörigkeit  in  ?.  Stengels  WOner* 
buch.  — Ans  der  Gesetzgebung  siehe  besonders  das  deutsche  Gesetz  aber  Erwerb 
nnd  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  und  Reichs- 
verfassung  Artikel  3  und  4  Nr.  1. 

Für  die  Statistik  der  Aus-  und  Einwanderung,  besonders  der  grossen  nenerei 
transoceanischcn,  ist  hier  jetzt  sowohl  betreffs  der  Methode  der  Aufnahme  der  Daten, 
der  Mängel  darin,  als  betreiPs  der  Daten  selbst  auf  den  1.  Theil  der  Grundlegung  zu 
verweisen,  wo  diese  Statistik  besonders  eingehend  behandelt  worden  ist.  Siehe  I, 
§.  206,  225—228.  Daher  sind  die  Ausführungen  in  den  früheren  Auflagen  (2.  Anii. 
S.  477 — 481)  hier  jetzt  weggefallen.  Für  einige  Puncto  mag  indessen  hier  noch 
darauf  mit  rerwiesen  werden,  besonders  was  die  Mängel  des  Aufnahme?erfahreBf 
und  die  daher  rührenden  Lücken  in  den  Daten  anlangt.  Siehe  ausserdem  die  Artikel 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  über  Auswanderung.  Engelbrecht, 
Verbreitung  der  Einwanderer  in  den  Vereinigten  Staaten,  Preussische  Statistische 
Zeitschrift  1887.    Ratze Ts  genanntes  Werk  über  Mordamerica. 

I.  —  §.  80  [245].  Answandernngsrecht.  A.  EDtwick- 
lung  uiid  moderne  GeHtaltnng  desselben.  Diese  Ent- 
wicklung ist  ein  neuer  Beleg  dafür,  dass  im  Rechtsgebiete  der  per- 
sönlichen Freiheit  das  Individualprineip  gegen  das  Gemein- 
schafts princip  immer  vollständiger  zur  Geltung  gelangt  ist 
Zwar  war  die  Auswanderung  im  Mittelalter  und  später  fttr  den 
Freien  der  Regel  nach  frei,  wenn  sich  auch,  namentlich  gegen 
Ausgang,  schon  andere  Ideen  verbreiten.^)  Aber  das  der  Aus- 
wanderung widersprechende  Gemeinschaftsinteresse  trat  in  der 
Ausbildung  des  sog.  Abzugsrechts  (Detractrecht,  Nach- 
steuer, gabella  emigrationis,  detractus  personalis)  früher  wirksam 
hervor.    Jetzt  ist  dasselbe  meistens  beseitigt.') 

Dasjenige  Gut  oder  Vermögen,  welches  auf  heimischem  Boden  und  ia  der 
heimischen  Gemeinschaft  (Gemeinde)  erworben  war,  galt  nach  der  Gnindidee  dieses 
Rechtes  nicht  als  reines  Privateigenthum,  worüber  nur  der  Wille  des  Eigentfa&neii 
7erfü<^e.  In  Folge  dessen  wurde  das  Auswanderungsgut  zu  Gunsten  derGeiMii- 
scbaft,  wie  dieselbe  im  Gemeindoverband  durch  die  Gemeinde,  im  grondheniichea 
Verband  durch  den  Grundherrn  und  späterhin  im  Staatsrerband  durch  den  Landeft- 
herm  repräsentirt  wird,  mit  einer  Abgabe,  der  sogenannten  Nachsteuer  oder  den' 
Nachschoss,  belegt.  Verwandter  Art  war  der  Abschoss  oder  die  Erbsteier 
für  an  Fremde  fallende,  aus  der  Gemeinschaft  hinausgehende  Erbschaften.  Dai 
Abzugsrccbt  wurde  später  von  der  Staatsgewalt  auch  noch  besonders  aus  einem  Staate 
obereigenthum  abgeleitet  und  mitunter  in  die  Classe  der  sogenannten  niederen  oder 


')  Ausdrücklich  wird  ein  Kocht  zur  Auswanderung  den  Dissidenten 
Westfälischen  Frieden  zuerkannt;  anderseits  auch  dem  Landesherm  das  Recht,  ihnen 
die  Auswanderung  zu  befehlen.  Unter  andere  Gesichtspuncte  fällt  die  AoswandeniDgs-, 
wie  die  Zogbeschränkong  überhaupt  bei  Hörigen  u.  dgl. 

')  Siebe  Gerber,  Deutsches  Pri?atrücht.  4.  Aufl.,  §.  48;  Beseler,  Dentschas 
Privatrecht,  §.  65,  III.  v.  Rönne,  Prcussisches  Staatsrecht,  §.  91,  I,  2,  S.  77. 
Pözl.  StaatswOrterbuch  I,  581;  Brunn  er  in  HoltzendorfTs  Rechtlexicon,  ArtÜMl 
Nachsteuer.  Ursprung  wohl  in  ?ogteilichen  Verhältnissen.  Die  einseitige  Venurtheiling 
des  Rechts  selbst  bei  Historikern  und  Juristen  wie  den  genannten  beweist,  dass  dfe 
tiefere  wirthschaftliche  Seite  solcher  Rechte  nicht  erkannt  wird.  Vgl.  dagegen  be- 
sonders Stein,  II,  191  IT.,  195  iT. 
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nitzbaren  Begalien  eingereiht  Anerkennung  des  Rechts  für  den  Landesherm  in 
den  Reichsabschieden  von  1355  und  1594.  Auffassung  als  Regal  im  Preussischen 
Laadrecht  Thdl  II,  Titel  17,  Abschnitt  2,  fom  Abfahrtsgelde  (in  der  Regel  10^^  vom 
Vermögen)  §.141  ff.,  vom  Abschoss  §.  161  ff.  Die  Hohe  schwankt  sonst  in  Deutsch- 
lad  und  anderswo  zwischen  57o  ^nd  OdVsVo*  —  ^^  Preusscn  zerfiel  das  Abzut^s- 
lecht  in  das  ausl&ndiscbe,  wenn  Vermögen  ausser  Landes  ging:  der  hierher 
geborige  Fall,  wo  theils  der  Staat,  theils  Private  in  Folge  von  Verleihung  das  Recht 
bitten;  sodann  in  das  inländische,  für  das  vom  einen  in  einen  anderen  Juris- 
dictionabezirk  gehende  Vermögen:  es  wurde  nur  von  Privaten  ausgeübt 

Das  Abzngsrecht  diente  stets  practisch  als  Mittel  zur  Erschwerung  unliebsamer 
Auwandeningen.      Es  ist  indessen   der  Idee    der   personlichen    Freiheit    und    des 
abwloten  Privateigenthums  schon  im  18.  und  im  Beginn  des   19.  Jahrhunderts  ge- 
opfert worden,   zum  Theil   bevor   noch   das  moderne  Verkehrsrecht  seine  volle  Aus- 
liildnng  erhalten  hatte.    Gewöhnlich    erfolgte   die  Aufhebung  durch  völkerrechtliche 
Vertrige  oder  aach  durch  einseitiges  Gesetz,  unter  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit, 
alao  eventuell  Retorsion  vorbehalten.  Zwischen  den  deutschen  Staaten  untereinander 
kob  die  Bnndeaacte  in  Artikel  18  und  der  Bundesbeschluss  vom   23.  Juni  1817  alles 
Abzngsrecht  auf.    In  Preussen   ist   das   inländische   Abzugsrecht,   nach   früherer 
rortlbergehender  Aufhebung  von   1777 — 87,  durch  Gesetz  vom  21.  Juni  1816,  das 
auflliodische  dorch  Verträge  aufgehoben  und  durch  Verordnung  vom  11.  April  1822 
auf  den  Fall  der  Retorsion  beschränkt  worden.     In  dieser  Beseitigung  des  Rechts 
liegt   der  Sieg   des    Individualinteresses    Über    das    Gemeinschaftsinteresse   besonders 
deitlich  in  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  wo  die  Auswanderung  nicht  durch  eine 
ebenso  starke  und  vermögende  Einwanderung  ausgeglichen  wird. 

Die  80D8t  freie  Answandernng  ist  aber  in  den  letzten  Jabr- 
handerten  der  mercantilistiscben  Wirtbscbaftspolitik  und  des  Ab- 
flolntismos  aus  populationistiscben,  wirtbscbaftlichen  und 
militärischen  Gründen  öfters  aneb  direet  verboten  oder 
mn  schwer  zu  erlangende  Erlaubniss  geknüpft  worden.^) 

Theils  allgemein,  so  im  18.  Jahrhundert  in  Oesterreich,  in  Preusscn 
iA  Gesetz  vom  2.  Juli  1812,  das  durch  Gesetz  vom  15.  September  1818  wieder  auf- 
gehoben wurde;  theils  fQr  gewisse  Altersclassen  (das  sogenannte  militär- 
pflichtige Alter  in  den  Staaten  mit  Conscription.  vgl.  v.  Rönne  über  Preusscn, 
L  2,  S.  76.  Yerfassung  von  1850,  Artikel  11;  Gesetz  vom  11.  März  1850);  theils 
fitar  geschickte  Gewerbetreibende,  Unternehmer  und  Arbeiter,  so  in  0 ester- 
reich für  Glasmacher  1752,  Sensensch miede  1781,  desgleichen  in  England  im 
18.,  Frankreich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  und  öfters. 

Die  allgemeineren  Verbote  blieben  freilich  selten  lange  aufrecht 
erhalten.  Es  wurde  dann  die  Einholung  der  Bewilligung  des 
Staats,  später  wenigstens  die  Anmeldung  der  Auswanderungs- 
tbsicht  verlangt  und  nur  die  nnbewilligte,  bez.  unangemeldete  Aus- 
wanderung verboten  und  mit  Strafe  bedroht. 

Die  letzte  Entwicklung  aber  war  ein  nahezu  vollständiger 
Sieg  des  Individualinteresses  in  der  Erlangung  voller,  durch 
Abzngsgelder  nicht  erschwerter  Auswanderungsfreiheit.  Ausdrück- 
lich wurde  hierin  eine  Consequenz  des  Rechts  der  persönlichen 
Frdheit  erkannt  In  den  stark  bevölkerten  Ländern  Europas  trug 
imn  Siege  der  Auswanderungsfreiheit  auch  wohl  der  Einfluss  der 

^)  Siehe  besonders  Stein,  Yerwaltungslehre  II,  197  fi'. 
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Malth  US 'sehen  Anschauungen  in  der  BevOlkerungsfrage  und  die 
Schwierigkeit  genügender  Versorgung  der  dürftigeren  Classen  mit 
bei.  Nur  eine  wichtigere  Ausnahme  blieb  als  Rest  der  nach  In- 
teressen und  Zielen  der  Gemeinschaft  erfolgenden  Ordnung  des 
Auswanderungsrecbts  in  den  Beschränknngen  für  militärpflichtige 
Personen  in  den  Staaten  der  Gonscription  und  der  allgemeinen 
Wehrpflicht. 

Beispiel:  Deutsches  Keichsgesetz  70m  I.Juli  1870  §.  15,  17,  20.  Die  Ent- 
lassung aus  der  Staatsangehörigkeit  wird  verireigert:  Wehrpflichtigen  ?om  voUendeten 
17.  bis  vollendeten  25.  Jahre,  wenn  sie  nicht  ein  Zeugniss  beibringen  können,  dan 
sie  nicht  bloss,  nm  sich  der  Dienstpflicht  zu  entziehen,  entlassen  werden  woUen: 
Milit&rpersonen ,  welche  zum  stehenden  Heer  oder  der  Flotte  gehören,  Officieren  des 
Bearlaubtenstandes  und  Beamten,  bevor  sie  aus  dem  Dienst  entlassen  sind;  Personen  in 
der  Kcsürve  des  Heeres  und  der  Flotte,  oder  in  Land-  und  Seewehr  und  nicht  als 
Officiere  angestellte  Personen,  nachdem  sie  zum  activen  Dienst  einberufen.  Ans 
andren  Gründen  darf  in  Friedenszeit  die  Entlassung  nicht  verweigert  werden. 
Bei  Krieg  oder  Kriegsgefahr  bleiben  aber  dem  Kaiser  andere  Anordnungen  vor- 
behalten: die  durchaus  richtige  Betonung  des  Gemeinschafts-  vor  dem  Indi- 
vidualintersse.  Einige  weitere  Bestimmungen  in  Gesetzen  vom  2G.  Februar  1S76, 
6.  Mai  1880,  11.  Februar  1888.  Die  im  Preussischen  Landrechte  angedrohte  Strafe 
der  YermOgensconfiscation  ist  durch  das  Gesetz  vom  11.  März  1850  und  Strafgesetz- 
buch von  1851  auf  Gcldbusse  von  50 — 1000  Thaler  oder  Gcfängniss  von  1  Monat  bis 
1  Jahr  ersetzt  worden.  Ebenso  jetzt  im  ganzen  Deutschen  Reichenach  dem  Straf- 
fi^cäctzbuch  von  1871,  §.  HO.  Das  Vermögen  des  Angeschuldigten  kann  aber  eventuell 
in  Beschlag  genommen  werden. 

Die  allgemeine  Tendenz  der  Zeit,  alle  Verhältnisse  des  Lebens 
der  privatwirthsehaftlichen  Behandlung  zu  unterstellen,  kam  in  der 
Entwicklung  der  überseeischen  Auswandernngsbeförderung  als  grosses 
lucratives  Transportgeschäft  der  Handelsmarine  characterisüseh 
zur  Erscheinung.  Durch  die  Verbindung  eines  Netzes  von  Aüb* 
Wanderungsagenturen  mit  diesem  Geschäft  ist  die  ttber- 
seeiscbe  Massenauswandernng  vollends  ein  Object  gewöhnlicher 
privatwirthschaftlicher  Speculation  geworden.  Eine  Erleicbtenuig 
oder  selbst  eine  Begünstigung  der  Auswanderung  ist  öfters  früher 
auch  in  Deutschland  durch  Ermässigung  der  Tarife  der  Verkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  erfolgt. 

Siebe  schon  Grundlegung  I,  §.  226,  besonders  S.  560.  Von  Bremen  wurden  fon 
1S32— 1892  2.9M,S52  (Durchschnitt  jährüch  1845-49  =  31,290,  1865—69  62,095. 
IbSO— ^4  106,742,  1S90— 92  136,SbS),  von  Hamburg  2,191,787  (Durchschnitt  ia 
denselben  Perioden  5,416,  45,579,  97,261,  117,438)  Auswanderer  (Deutsche  und 
Fremde)  bcf(^rdert,  neuerdings  mehrfach  mehr  Fremde  (Scandinaven,  Osteuropäer)  ab 
Deutsche.  Einzelne  Bremer  Geschäftszweige,  wie  z.  B.  Baumwolle,  sind  iudirect  mit 
durch  das  Au&wauderergeschäft  emporgekommen :  Möglichkeit  billigerer  BUckfrachtea. 
In  Bremen  beschäftigten  sich  1873  20  Häuser  mit  der  Auswandererexpedition. 

Theils  aus  humanen  Rücksichten  des  Zeitalters,  theils  wegen 
der  schreienden  Missbräiiche,  welche  das  speculative  Aas- 
wanderertrausportgeschäft   besonders   in  den   Ein-  und  Ansschiff- 
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häfen  und  auf  den  Schiffen  sich  in  Handinngen  nnd  Unterlassungen 
hatte  zn  Schulden  kommen  lassen,  hat  der  Staat  dann  den  Aus- 
wandernden seinen  Schutz  gewährt  und  eine  Controle  über  die 

Transportmittel  (Schiffe)  u.  dgl.  m.  eingeführt. 

• 

Vgl.  besonders  Stein,  II,  200.  v.  Rönne,  Prcnssisches  Staatsrecht  11,  2, 
S.  407.  Preussisches  Gesetz  yom  7.  Mai  1853,  Badische  Yerordnong  yom 
7. NoTember  1865,  Hamburger  Verordnung  vom  20.  Februar  1855,  28.  April  1868, 
20.  April  1S84,  Bremer  Verordnung  vom  14.  Juli  1854,  9.  Juli  1866,  27.  November 
1868,  7.  December  1868,  10.  Juli  1872,  23.  Februar  1873,  21.  November  lb77, 
20.  Februar  1S81.  Englische  Acte  von  1825,  1855,  1S63,  1872,  französische 
TOD  1860.  Das  Deutsche  Reich  übt  jetzt  ebenfalls  von  sich  aus  eine  Ueberwachung 
Hber  das  Auswanderungswesen  durch  einen  Reichscommissar  aus,  seit  1869,  Jahres- 
berichte desselben  an  den  Reichskanzler.  Reichs -Aus  Wanderungsgesetz  entworfen, 
aber  noch  nicht  dem  Reichstag  vorgelegt 

§.  81  [246].  —  B.  Für  die  volkswirthschaftliche  Be- 
nrtheilung  des  freien  Auswanderungsrechts  ist  bei  uns 
in  der  Gegenwart  die  überseeische  Massenauswanderung 
der  unteren  arbeitenden  Classen,  der  kleinen  Gewerbetreibenden 
ond  Bauern  und  die  Einzelauswanderung  wohlhaben- 
derer Leute,  besonders  grosser  Unternehmer  und  reicher 
Kapitalisten  zu  unterscheiden. 

1.  Die  erstere  bat  zunächst  in  tiefer  liegenden  Verscbieden- 
beiten  der  gesammten  socialen  und  Wirthschaftsverhältnisse  der 
Ein-  und  Auswanderungsländer  ihren  Grund.  ^)  Kleine  und  vollends 
kleinliche  Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  werden  hier 
eben  deshalb  ihren  Zweck  yerfehlen,  von  allen  principielleu,  aus 
der  persönlichen  Freiheit  abgeleiteten  Einwänden  abgesehen.  Sie 
werden  sich  im  Zeitalter  der  Dampfcommunicationen  auch  undurch- 
flUirbar  erweisen.  Hat  die  heimische  Gemeinschaft  ein  wesentliches 
Interesse,  dass  die  Massenauswanderung  unterbleibe,  was  jedenfalls 
nicht  immer  und  selten  in  der  Ausdehnung  der  Fall  ist,  wie  es 
bäufig  von  einzelnen  Interessirten  behauptet  wird,  so  gilt  es  vor 
Allem,  den  Auswanderungslastigen  die  Ileimath  lieber  und  wirth- 
schaftlich  vortheilhafter  zu  machen.  Einzelne  hierhergehörige  Maass- 
regeln,  besonders  agrarpolitische,  welche  die  Erwerbung  von  länd- 
lichem Grundbesitz  erleichtern  (neuerdings  in  Preussen  mittelst  des 
Rentengutprincips,  „innere  bäuerliche  Colonisationen'*),  sind  nützlich 

>  nnd   zweckmässig.    Allzuviel  wird  man  sich  auch  von  ihnen  nicht 

>  versprechen   dürfen,  zumal  nicht  in  den  Hauptländern   der  curo- 

1    ..      ... 

I  ^)  Vgl.  Grundlegung  I,  §.225,    Stein,  II,   a.  a.  0.     Verhandlungen  von  Ver- 

UBinlangen  ländlicher  Arbeitgeber,  so  in  Berlin  1S72,  Danzig  l':J72,  bei  (lelcgcnhcit 
der  damaligen  Steigerung  der  Auswanderung,  das  genannte  Werk  des  Vereins  für 
Südalpolitik,  von  Philippovich  a.a.O. 

A.  Wagner,  Orundlegaiiff.  8.  Anfl.  2.  Theil.    Volkpwirthnchaft  n.  Hecht.  11 
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päischen  Massenanswandernngy  in  den  germanischen,  wo  doch 
vielleicht  ein  alter  angeborener  Wandertrieb  mitspielen  möchte.^) 
Im  Priocip  darf  daher,  wie  in  unserem  neueren  Rechte,  Aas- 
wanderungsfreiheit beibehalten  werden. 

In  allen  solchen  Fragen  neigen  die  Practiker  za  dem  Fehler,  einzelnen 
ihnen  gerade  aagenfälligeu  Eischeinungen  und  Ursachen,  sowie  momentanen  Ver- 
hältnissen eine  viel  zu  grosse  und  zu  allgemeine  Bedentong  znzoschreiben.  Die  Gross- 
grundbesitzer des  nordöstlichen  Deutschland  haben  in  den  Jahren  1871  ~~  73  und 
wieder  ISSl  £,  die  Mitwirkung  einzelner  Anregungen  zum  Auswandern  überschätzt, 
z.  B.  dem  Agentarwesen  einen  übertriebenen  Einfluss  darauf  beigelegt.  Andere 
führen  die  Auswanderung  in  diesen  m&ssig  bevölkerten  Landestheilen ,  besonders  in 
Pommern,  neuerdings  im  preussichen  Osten  überhaupt,  einseitig  auf  die  Verhlltnisse 
des  Grundbesitzes  zurück,  während  früher  gerade  im  südwestlichen  Deutschland  bei 
freier  Bodcnthcilung  die  Auswanderung  am  Stärksten  war.  Vgl.  die  statistischen 
Daten  und  Erörterungen  in  Grundlegung  I,  §.  225  ff. 

Um  so  mehr  müssen  aber,  besonders  in  den  Ländern,  wo 
das  Gemeinschaftsinteresse  durch  die  Massenauswanderung  verletzt 
wird,  folgende  Grundsätze  zur  Geltung  kommen. 

a)  Die  Auswanderung  darf  nicht  noch  künstlich  durch  das 
specalative  Auswanderungs-Agentur-  und  Transport- 
geschäft gesteigert  werden.  Dies  geschieht  wenigstens  in  Etwas 
notorisch  auch  bei  uns.  Dadurch  werden  öfters  auch  die  wahren 
Individualinteressen  verleiteter  Einzelner  verletzt  Das  specnlative 
Agenturwesen  würde  wohl  passend  ganz  ausgeschlossen.  Es  wäre 
zu  erwägen,  ob  die  Fürsorge  für  den  Transport  der  Auswandernden 
und  für  den  Abschluss  der  Ueberfahrverträge  Dicht  ausschliesslich 
öffentlichen  Behörden  oder  uninteressirten  Beamten  Ifber- 
tragen  werden  könnte. 

Aehnlich,  aber  noch  nicht  soweit  gehend  ß.  v.  Mehl,  Polizeiwissenschaft, 
3.  Auflage,  1,  169.  Auch  bei  Stein,  11,  207  diese  Seite  des  Agenturwesens  Boek 
nicht  gewürdigt,  ebenso  wenig  bei  Gossler,  über  Auswanderung  u.  s.  w.,  TOb. Ztsdir. 
XYIII  (1862),  375,  besonders  401  ff.  Ernstlichere  Erörterung  in  Mecklenburg.  Die 
norddeutschen  Grundbesitzer  schieben,  wie  gesagt,  oft  einseitig  die  Schuld  den  Agentai 
zu  und  übersehen  die  tiefer  liegenden  mächtigen  allgemeinen  Ursachen.  Die  Bremer 
und  Hamburger  Rehder  läugnen  umgekehrt,  wie  z.  B.  im  Winter  1875  —  76  bei  Ge- 
legenheit der  Strafgesetznovellc  im  Reichstag,  die  auch  das  Auswandernngswesen  be- 
rtlhrte,  jeden  Miteinfluss  des  Agenten:  ebenso  einseitig  genrtheilt  Es  ist  ebe» 
principiell  verfehlt,  dass  jemand  ein  Gewerbe  daraus  machen  darf,  eine  ihm 
ganz  gleichgültige  dritte  Person  zur  Auswanderung  mit  zu  yeranlaasen,  Wohl  nnd 
Wehe  eines  Menschen  von  einem  kleinen  Provisionsverdienst  eines  Andern  abh&ngig 
zu  machen:  ein  neues  Beispiel  für  den  inneren  inhärenten  Mangel  des  firai- 
händlerischcn  Concurrenzsystcms  bei  der  Anwendung  auf  solche  Fälle. 

b)  Eine  Begünstigung  der  Auswanderer,  selbst  Dürftiger,  dnreh 
Verkehrserleicbterungen,  wie  billige  Eisenbahntarife,  ist  in  der  Regel 

')  Das  durfte  auch  Bücher  (Entstehung  der  Volkswirthschaflt,  S.  259)  gegen- 
über festzuhalten  sein.  Vgl.  über  innere  Colonisation  Buchenberger«  Agiar- 
Politik  I,  S.  521  ff.,  über  die  ländliche  Arbeiterfrage  ebenda  S.  547  ff.,  über  inteilocale 
und  internationale  Arbeiterpolitik  ebenda  S.  584  ff. 
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nnstatthaft.  Das  Individualinteresse  mnss  hier  hinter  dem  Gemein- 
schaftsinteresse  znrttckstehen.  Anders  nattlrlich,  wenn  die  Ans- 
wandemng  erwAnscht  ist.  ^) 

c)  Es  ist  strenger  und  umfassender  daftlr  zu  sorgen,  dass  der 
Auswanderer,  bevor  er  das  Machtgebiet  des  Heimathsstaats  ver- 
lässt,  seine  öffentlich-rechtlichen  und  privatrechtiichen 
Verpflichtungen  gegen  sein  bisheriges  Land  und  dessen  Ange- 
hörige erfüllt  oder  fUr  die  Erfüllung  genügende  Bürgschaft  leistet. 
Die  Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  Wehrpflichtiger 
sind  hiemach  principiell  durchaus  gerechtfertigt  und  können  weder 
als  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  noch  aus  dem  Grunde 
angefochten  werden,  dass  sie,  wie  alle  solche  Rechtssätze,  in  einzelnen 
FUlen  zu  Härten  für  den  Betroffenen  führen.-)  Auch  die  Erfüllung 
der  St  euer  pflichten  ist  ernstlich  zu  controliren.  Dasselbe  gilt  von 
den  privatrechtlichen  Pflichten  gegen  die  Familie  (Kinder,  Ehe- 
frau, Eltern)  und  von  denjenigen  Pflichten,  welche  aus  gewissen 
Contracten,  auch,  besonders  für  ländliche  Arbeiter,  aus  dem 
Arbeitsvertrage  herrühren. 

Besonders  Klagen  hierüber  in  Pommern  und  andern  nordöstlichen  preossischeu 
liadein  in  ISTOer  und  SO  er  Jahren.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Bestrafung  des 
Gontractbmchs,  sondern  nur  um  Sicherstellung  dafür,  dass  eventuell  civil  rechtlich  eine 
Entscbidigung  erlangt  werden  könne. 

d)  Zur  Durchführung  dieser  Grundsätze  ist  eine  schärfere 
staatliche,  bez.  polizeiliche  Controle  der  Auswanderung,  theils 
am  Wohnorte,  theils  und  namentlich  an  den  Einschiffhäfen 
und  an  den  Grenzen  des  Landes  geboten.  Die  daraus  hervor- 
gehende Beschränkung  des  persönlichen  Verkehrs  kann  in  den 
Fonnen  so  mild  als  möglich  sein,  ist  aber  nicht  ganz  zu  vermeiden. 
Sie  lässt  sich  jedoch  in  dem  allein  lästigen  Falle,  an  den  Grenzen, 
und  daher  für  den  grossen  Reiseverkehr,  fast  ganz  beseitigen,  wenn 
diireh  internationale  Verträge  eine  Controle  an  allen  wichtigeren 
europäischen  Einschiffhäfen  erreicht  wird,  worauf  jedenfalls  hin- 
iQstreben  ist. 

Hier  wie  in  manchen  anderen  Fällen  (Arbeiterschutzgesetzgebung!) 
Mtet  man  wieder  auf  die  Nothwendigkeit  internationaler,  statt  bloss  nationaler 
fiegeloDg  solcher  Verhältnisse.  Siehe  im  Folgenden  unter  Nummer  2.  Im  Deutschen 
Bdch  wird  eine  neue  reichsgesetzlicho  Regelung  des  Auswanderungsweseus  geplant. 
GeMttentwnrf  TerOffentlicht,  der  manche  Kritik  erfahren  hat   (tod  Jan  nasch  u.  A.)* 

^)  S.  Mo  hl,  I,  168.  Die  Aufhebung  der  billigeren  Bahntarife  für  Auswanderer 
Mtf  den  preussiBchon  Bahnen  seit  1872  ist  wohl  gerechtfertigt 

*)  Siehe  oben  S.  160.  Maurus,  Freiheit,  S.  149,  kommt  in  der  Polemik  gegen 
^  Beschr&nkungen  wieder  in  Selbstwiderspruch  mit  seinem  richtigen  Hauptprinrip 
S.12,  siehe  oben  |.  19,  S.  85. 
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2.  Die  Einzelauswandernng  wohlhabender  Leute 
kann  wegen  Collision  des  Individoal-  und  Gemeinsehaftsinteresses 
zu  einer  besonderen  Frage  des  Auswanderungsrechts  werden. 
Eine  solche  Collision  liegt  vor,  wenn  die  Auswanderer  ihr  Heimath- 
land verlassen,  um  sich  einer  dauernden  Belastung  darch  die 
heimische  Besteuerung  zu  entziehen. 

Practisch  spielt  dieser  Fall  bisher  kaum  eine  Rolle.  (In  der  Schweiz,  be- 
sonders im  Kanton  Zürich,  soll  er  sich  zn  zeigen  beginnen.)  Aber  oft  ist  damit 
anch  vom  theoretischen  Standpuncte  aus  z.  B.  in  der  liberalen  Presse  gedroht 
worden  in  der  Frage  st&rkerer  directer,  gar  der  Progressivbesteuernng,  der  Vermögens-, 
der  Erbschaftssteaer,  was  natürlich  in  keiner  Weise  eine  Widerlegung  der  Berechtigung 
solcher  Steuern  ist.  Auch  in  Preussen  hat  es  bei  der  grossen  Reform  der  dirccten 
Besteuerung  1890  ff.  in  der  Presse,  in  den  Kundgebungen  von  Interessenten,  im 
Landtage  an  derartigen  Befürchtungen,  wie  Drohungen  nicht  gefehlt.  Je  mehr  daher 
in  einzelnen  Landern  Steuern  dieser  Art  nach  dem  (socialpolitischen)  Steuerprincip 
der  Leistungsfähigkeit  (Finanzwissenschaft  II,  2.  Auflage)  zur  Geltung  kommen  soUten. 
desto  leichter  wird  die  practische  Bedeutung  jener  Collision  hervortreten.  Alsdann 
erweist  sich  wiederum,  wie  so  oft,  gerade  bei  den  heutigen  Verkehrs-  und  Gnltnr^ 
Verhältnissen,  das  Hinstreben  auf  völkerrechtliche  Regelung  solcher  Fragen 
nothwendig.  Namentlich  in  Bundesstaaten,  wie  dem  Deutschen  Reiche,  der  Schweiz, 
wo  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  und  die  Aenderung  der  Einzelstaats-AngehOrigkeit 
so  leicht  ist,  drohen  hier  in  der  That  ans  einer  stärkeren  Ungleichmässigkeit  der 
directen,  der  Erbschafts-,  gewisser  Verkchrsstenern  (Immobilien-,  Besitzwechsel- Abgabe) 
Schwierigkeiten  hervorzugehen,  welche  ihrerseits  wieder  bei  uns,  wie  so  manche  andere 
Gründe,  auf  eine  wenigstens  in  gewissem  Maasse  gleichartige  Gestaltung  der  Einzel- 
staatsgcsetzgebung  über  diese  Steuern  hindrängen. 

Andrerseits,  und  vollends,  wenn  eine  solche  Regelung  nicht  zu 
erreichen  ist,  würde  wenigstens  principiell  im  Gemeinschafts- 
interesse auch  heute  wieder  eine  Abzugs  Steuer  zu  rechtfertigen 
sein.  In  allen  übrigen  Beziehungen  ist  auch  für  die  Einzelans- 
wanderung  die  Erfüllung  der  öffentlich-rechtlichen  und  privatrecht- 
lichen Pflichten  in  der  vorbin  angegebenen  Art  sicher  zu  stellen. 
Besonderer  Schutz  ist  erforderlich  gegen  die  Gefahr  vor  Schein- 
auswanderung, um  sich  den  öffentlichen  Kechtspflichten  zu  ent- 
ziehen. 

Wie  z.  B.  1866  ff.  seitens  Frankfurter  Bürger,  die  Schweizer  Bürgerrecht 
(Schatthausen  u.  A.  m.)  erlangten,  nm  sich  der  preussischen  MiUtärpflicht  zu  ent- 
ziehen, was  mit  Recht  abgestellt  wurde.  Achnlich  später  in  Elsass-Lothringen.  Hier 
ist  das  richtige  Recbtspriucip  für  das  Auswandernngsrecht  in  Betreff  der  rechüichen 
Giltigkeit  der  Auswanderung:,  factischc  Verlegung  des  Domicils  zu  verlangen. 

II.  —  §.  82  [247].  Das  Einwanderungsrecht.  A.  Bei 
der  Entscheidung  für  die  Gestaltung  desselben  ist  der  thatsächliche 
Character  und  die  Bedeutung  der  Einwanderung  in  den  einzelnen 
Ländern  mit  zu  berücksichtigen. 

1.  Die  Einwanderung  hat  in  den  europäischen  Staaten  der 
Gegenwart  nirgends  den  Character  der  Massenhaftigkeit.  Die 
Rechtsfragen,  welche  sich  an  sie  knüpfen,  haben  daher  auch  that- 
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sächlich  eine  andere  Bedentang,  als  bei  der  Auswanderung  und 
als  in  den  grossen  überseeischen  Ländern  der  Masseneinwanderuug. 
Es  handelt  sich  bei  uns  meist  um  die  Einwanderung  einzelner 
Personen  aus  den  verschiedensten  Berufen  und  Classen  und  um 
den  zeitweiligen,  wenn  auch  oft  längeren  Aufenthalt  von  fremden 
Arbeitern  im  Inland.  Im  Allgemeinen  besteht  kein  Interesse 
der  Gemeinschaft,  in  solchen  Fällen  Schwierigkeiten  gegen  die 
Niederlassung  und  den  Aufenthalt  mit  und  ohne  Absicht  des  Er- 
werbs der  Staatsangehörigkeit  und  mit  und  ohne  Austlbung  von 
Erwerbsthätigkeit,  zu  erheben. 

Ob  und  unter  welchen  Bedingungen  das  einheimische 
Staatsbürgerrecht  dem  Einwanderer  gewährt  wird,  das  be- 
rührt hier  mehr  nur  die  politischen,  als  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse und  wird  wieder  bloss  in  Ländern  der  Masseneinwanderung 
eine  Angelegenheit  von  grösserer,  indirect  auch  von  volkswirth- 
scbaftlicher  Bedeutung. 

Bemerkeosirerth  für  Deutschlands  Kosmopolitismus  und  für  die  starke  Neiguug 
miieTer  Gesetzgebung,   alle   solche  Fragen   bloss    nach  dem  Individualinteresse,   hier 
sogar  des  Ausländers,   zu  entscheiden,   ist  es  übrigens  immerhin,   dass  bei  uns  die 
Erwerbung   des   vollen  Staats-   und  BeichsbUrgerrechts   leichter   fast   als   in   allen 
anderen  Staaten  ist.    Deutsches  Gesetz  vom  I.Juni  1870.    Die  Bedingungen,  unter 
denen  Ausländern  nur  die  Naturalisationsurknnde  ertheilt  werden  darf,  in  §.  8.    Hier 
wird,  ausser  der  Dispositionsfähigkeit,  nur  verlangt:  ein  unbescholtener  Lebenswandel, 
FSnden  einer  eigenen  Wohnung  oder  eines  Unterkommens  an  dem  Orte,    wo  sie  sich 
niederlassen  wollen,  Fähigkeit,  sich  und  ihre  Angehörigen  an  diesem  Orte  nach  den 
hier  bestehenden  Verhältnissen  zu  ernähren.    Vor  der  Ertheilung  der  Naturalisations- 
uikimde  muss  die  betreffende  Gemeinde,   bez.  der  Armenverband  Über  die  Erfüllung 
dieser  Erfordernisse  gehört  werden.    Nach  §.10  begründet  die  Naturalisationsurkunde 
Bit   dem  Zeitpuncte  der  Aushändigung   alle  mit  der  Staatsangehörigkeit  verbundenen 
Rechte  und  Pflichten:    ein  weitgehendes  Zugeständniss ,   welches  Frankreich,   Gross- 
britannien   und   die  Vereinigten   Staaten   in  Betreff  der  politischen  Wahlrechte  nicht 
oder  nicht  sofort  gewähren.    Natnralisirt  wurden  Keichsfremdo  im  Deutschen  Reiche 
1$72  — 76  229G,  2381,  6532,  9604,  3643,  wieder  verliehen  wurde  die  Reichs-  und 
Staatsangehörigkeit  (Rückwanderer)  in   denselben  Jahren  an  897,  1284,  1514,  3735, 
3007    Personen.     Neuerdings   sind   übrigens,   namentlich    gegenüber   gewissen   Ein- 
wanderern  (Joden,  besonders  polnischen,  politisch  Verdächtigen)   thatsächlich  einige 
Eischwerongen ,   wie   der  Einwanderung   überhaupt,   so  namentlich  des  Erwerbs  des 
Staatsbttrgerrechts   eingetreten,   Maassregeln   nur  im  Verwaltungswege,   die   deshalb 
iamer  il^e  Bedenken  haben. 

2.  Die  überseeischen,  schwach  bevölkerten  Colonialländer 
eoropäischer  Nationalität  sind  dagegen  gegenwärtig  in  derselben 
Lage  wie  Mitteleuropa  nnd  speciell  Deutschland  im  Mittelalter,  als 
es  auf  neu  erobertem  oder  auf  heimischem  Boden  zu  colonisiren 
galt,  wie  Russland,  Ungarn,  Preussen  noch  im  letzten  Jahrhundert 
imd  wie  durch  Krieg  herabgekommene  (z.  B.  Deutschland  nach 
dem  30jährigen  Kriege)  oder  in  ihrer  gewerblichen  Entwicklung 
zurückgebliebene  Länder,  wie  Theile  von  Deutschland,  England  im 
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17.  und  18.  JahrhuDdert  (hugenottische  Einwandernng) ^) :  sie  be- 
günstigen speciell  auch  ans  Yolkswirthschaftlichen  Gründen 
im  Gemeinschaftsinteresse  die  Massenein  Wanderung  und  er- 
leichtem deshalb  die  Niederlassung,  den  Landerwerb  und  die  Er- 
werbung des  Staatsbürgerrechts.  Das  wichtige  Beispiel  von  Nord- 
america  (Vereinigte  Staaten  und  Britisch -Nordamerica)  zeigt 
jedoch,  dass  man  selbst  hier  das  Einwanderungsrecht  nicht  rein 
nach  dem  Gesichtspuncte  des  Individualinteresses  des  Einwanderers, 
sondern  nach  allgemeinen  eigenen  Landesinteressen  gestaltet  hat 

Das  ergiebt  sich  aus  den  Anforderungen  hinsichtlich  eines  gewissen,  wenn  anch 
sehr  niedrigen  VermOgensbesitzes^),  aus  dem  Ansschloss  verbrecherischer,  auch  krink- 
lieber,  arbeitsunfähiger  Elemente  und  aus  den  Bedingungen  für  den  Erwerb  des 
Staatsbttrgerrechts  ^.  Hierin  tritt  Überall  der  mit  Recht  zunächst  massgebende  Ge- 
sichtspunct  hervor,  das  Becht  der  Einwanderung  in  erster  Linie  mit  Rflcksicht  a»f 
das  Interesse  der  ganzen  heimischen  Gemeinschaft  zu  ordnen.  Das  Interesse 
des  einzelnen  Einwanderers,  selbst  des  Inländers,  welcher  z.  B.  etwa  billigere  fremde 
Arbeitskräfte  wünscht,  steht  erst  in  zweiter  Linie. 

§.  83  [248].  —  B.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  hat  aber 
auch  principiell  vom  yolkswirthschaftlichen  Standpnncte  aus 
internationale  Freiztigigkeit  in  der  Form  eines  mäglichst 

M  Vgl.  Stein,  II,  168 ff.,  besonders  179  ff. 

^)  So  dürfen  z.  B.  nach  einer  britisch-nordamerikanischen  Verordnung 
vom  20.  Juni  1868  nur  solche  Einwanderer  landen,  welche  die  Mittel  zur  Weiteneiae 
haben,  5  — 10  Dollars  pro  Kopf,  für  die  Debrigen  hat  der  Schiffsftthrer  elnznstahen« 
Ueber  die  Vereinigten  Staaten  siehe  das  Werk  von  Smith  und  derselbe  in  der 
Zeitschrift  Politic&l  science  quarterly  1889,  3  Artikel,  Noble,  ebenda  1892.  Nener- 
lich  allgemeinere  Tendenz  zur  Verschärfung  der  Controle,  eventueU  mit  VeilagaD^ 
der  letzteren  schon  in  die  europäischen  Einschiffh&fen,  siehe  y.  PhilippoTich  s 
Buch  Über  Auswanderung.  S.  IX.  Im  Jahre  1847  war  eine  Art  Eopfabgabe  f<m 
1  Dollar  zur  Deckung  der  Kosten  der  Einwanderungsbehörden  eingeführt,  später  aber 
als  inconstitutionell  wieder  beseitigt.  Eine  Acte  von  1SS2  führte  aber  wieder  eine 
Controlabgabe  von  V2  Dollar  für  jeden  Passa^er  ein.  Ausgeschlossen  wurden  Idioten, 
Geisteskranke,  Personen,  die  leicht  zur  öffenthcbcn  Last  worden,  Verbrecher  (excluiTe 
politische).  Derartige  Personen  kOnuen  zurückgeschickt  werden.  Doch  sind  das  Ton 
tlbcr  10  Millionen  Einwanderern  nur  6000  geworden.  Im  Jahre  18ä5  wurde  zum 
Schutz  der  heimischen  Arbeit  die  Einwandeiung  von  Arbeitern  unter  schon  ab- 
geschlossenem Arbeitscontract  (ausser  Dienstboten  und  gewisse  liberale  Berufe)  ?6r- 
boten.  Verbesserungen  des  Gesetzes  1S87,  188S.  Ausschluss  der  Ghineseneinwandemiig 
1888.  1S91  auch  Ausschluss  von  ,,Polygamisten''  und  von  Personen  mit  ekelhaften  lua 
ansteckenden  Krankheiten.  Die  Üblen  Erfahrungen  mit  den  neuesten  Masseneinwanderon, 
Italienern,  Slaven,  Ungarn,  osteuropäischen  Juden  haben  die  Neigung  zur  Abspeming 
deutlich  gesteigert.  Gedanken  ventilirt,  gewisse  Elementarkenntniss  (Lesen  and 
Schreiben)  zu  verlangen,  auch  selbst  Kenntniss  des  Englischen,  was  aber  als  anmOgHch 
abgewiesen  wird. 

^)  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  wird  fdr  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  ein  fünQähriger  ununterbrochener  Aufenthalt  in  der  Union,  woroo 
mindestens  ein  Jahr  in  demjenigen  Staate  oder  Territorium,  welchem  der  Betreffende 
angehören  will,  verlangt.  Die  Absicht,  die  Naturalisation  zu  erwerben,  muss  drei 
Jahre  vor  Ablauf  dieser  fünf  Jahre  beim  court  of  record  angemeldet  werden.  Kadi* 
weis  unbescholtenen  Lebenswandels  wird  gefordert.  —  Südamericanische  Staaten, 
auch  Australien  verwenden  Staatsmittel  zur  Gewinnung  und  Beförderung  euro- 
päischer Einwanderer. 
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liberalen  EinwaDderungsrechts  verlangt.  Diese  Forderung 
entspricht  dem  kosmopolitischen  Character  jener  Theorie,  wie  dem 
Geiste  unserer  neueren  Socialgesetzgebung  nnd  wird  auch  dareb 
Hnmanitätsrflcksichten  zn  unterstützen  gesucht.  Die  internationale 
Freizügigkeit  erscheint  hier  nur  als  eine  Ergänzung  der  nationalen 
und  als  eine  weitere  Consequenz  des  Rechts  der  persönlichen  Frei- 
heit. Die  Gewährung  solcher  Feizfigigkeit  führt  übrigens  nicht 
notbwendig  zu  der  Forderang,  dass  den  Einwanderern  auch  die 
sogen.  Naturalisation  sofort  oder  sehr  leicht  zu  Theil  werde. 
Die  politische  Seite  dieser  Frage  ist  selten  ganz  übersehen  worden. 
Aber  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse,  welches  die  Theorie  der 
freien  Goncurrenz  hier  vertreten  will,  genügt  es  auch,  wenn  nur 
dem  Fremden  der  Aufenthalt  und  die  Niederlassung,  insbesondere 
diejenige  zu  Erwerbszwecken,  in  gleicher  Weise  wie  dem  Inländer 
zusteht,  dem  fremden  Arbeiter  z.  B.  das  Recht,  im  Inlande  seine 
Arbeit  zu  vermiethen.  Dem  nicht  nataralisirten  Fremden  gegenüber 
behält  der  Staat  dann  noch  das  Ausweisuugsrecht,  womit 
alle  politischen  Bedenken  in  der  Frage  abgewiesen  werden. 

Practische  Bedenken  hat  eine  solche  internationale  Frei- 
zügigkeit in  UDseren  Ländern  gegenwärtig  allerdings  nicht  immer 
in  erheblichem,  in  manchen  Ländern  thatsächlich  nur  in  geringem 
Maasse.  Die  allgemeinen  Vortheile  der  Freizügigkeit  können  ihr 
zwar  selbst  bei  den  heutigen  Verkehrsverbältnissen  nicht  ebenso 
wie  der  nationalen  Freizügigkeit  nachgerühmt  werden,  weil  sie 
eben  von  geringerer  practischer  Bedeutung  ist.  Dafür  hat  sie  aber 
aneh  die  früher  dargelegten  Nachtheile  nicht  in  gleichem  Grade. 

Der  principiellen  Forderung  müssen  jedoch  trotzdem 
zwei  principielle  Bedenken  entgegen  gestellt  werden.  Die- 
selben beginnen  auch  bei  uns  schon  mitunter  practisch  zu  werden 
ond  werden  dies  ohne  Zweifel  allmälig  immer  mehr.  Auch  hier 
zeigt  sich  daher  schliesslich  wieder,  dass  unbedingte  inter- 
nationale Freizügigkeit  unter  Umständen  sehr  wohl  wichtigen  Ge- 
meinschaftsinteressen  widerspricht,  selbst  wenn  sie  noch  viel  all- 
goneiner  vom  volkswirthschaftlichen  Interesse  gefordert  würde. 
Auch  in  letzterer  Hinsicht  wird  diese  Frage  jedoch  wie  gewöhnlich 
n  einseitig  bloss  nach  dem  Vortheil  der*  Production  oder  gar 
einzelner  Producentenkreise  und  damit  wahrer  Privatinteressenten 
beurtheilL  Die  Wirkung  auf  die  Vertheilung  des  Prodnctionsertrags 
und  auf  die  Masse  der  heimischen  unteren  Classen  erfährt  dabei 
ebensowenig  eine  genügende  Berücksichtigung,  als  die  schliessliche 
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Wirkung  dieser  iDtemationalen  Freizügigkeit  auf  die  gesammten 
Zustände  des  Volks  und  auf  dessen  dauerndes  Wohl. 

Auch  in  grösseren  Staaten  mit  sehr  verschiedenen  Bevölkerungs- 
elementen  nach  Race,  Nationalität^  religiösem  Glauben,  sittlichen 
Anschauungen  und  Sitten,  Culturzustand  können  ähnliche  Bedenken 
hinsichtlich  der  nationalen  Freizügigkeit  auftauchen  (Judenfrage  in 
Osteuropa  und  dartlber  hinaus).  Die  folgenden  Erörterungen  be- 
ziehen sich  zum  Theil  auf  solche  Fälle  mit,  wenn  auch  zuzugestehen 
ist,  dass  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit  innerhalb  der  Staats- 
angehörigen Bevölkerung  für  einzelne  Theile  derselben  von  jenem 
Character  und  für  gewisse  Gebietstheile  grössere  und  auch  etwas 
verschiedene  principielle  und  practische  Bedenken  als  bei  der  inter- 
nationalen Freizügigkeit  hat 

§.  84  [249].  Die  beiden  principiellen  Bedenken  sind 
die  folgenden. 

1.  Einmal  können  bei  solcher  Freizügigkeit  auch  sehr  fremd- 
artige, besonders  nach  der  Nationalität  oder  selbst  nach  der 
Race,  auch  nach  Glauben,  sittlichen  Ansichten,  Culturzustand, 
Lebensbedürfnissen  (auch  materiellen,  Nahruog,  Wohnung),  daher 
nach  Lebensansprüchen  und  Lebensweise  ganz  verschiedene  Ele- 
mente ins  Inland  kommen  oder  absichtlich,  z.  B.  von  den  grossen 
Arbeitgebern  hereingezogen  werden. 

Auch  darauf  wirken  die  modernen  Commanicationsmittel  und  überhaopt  der 
Kosmopolitismus  der  neuem  Zeit  mit  hin.  Die  Ausgleichung  der  Sitten  und  der  ge- 
sammten Lebensverhältnisse,  die  Gewährung  rollen  Bechtsschutzes  für  den  Fremden 
äussern  ihren  Einflnss.  Ein  wichtiges  Beispiel  einer  solchen  Einwanderung  in  der 
Gegenwart  ist,  vom  Import  von  Negersclaven  und  fon  der  nicht  sehr  verschiedeii  za 
beurtheilcnden  Herbeiziehung  von  Koolics  in  die  Plantagen  der  Europäer  abgesehen, 
die  freie  chinesische  Einwanderung  nach  Nordamerica,  besonders  nach  Galifomien. 
Aber  z.  B.,  wenn  auch  innerhalb  desselben  Staatsverbands,  die  Verbreitung  der 
freien  Neger  in  Mordamerica,  auch  die  irische  Einwanderung  nach  England 
und  Schottland,  die  Ausbreitung  der  Juden  von  den  ehemals  polnischen  Ge- 
bieten aus  ins  innere  Deutschland,  Oesterreich  und  Kussland  ist  ebenfalls  hier  zu  er- 
wähnen. Letztere,  weil  gerade  im  polnischen  Judenthum  das  jüdisch -nationale  Element 
sich  noch  ausgeprägter  erhalten  hat,  als  unter  dem  Einflnss  einer  in  der  Geschichte 
beispiellosen  Abgeschlossenheit  und  (wenigstens  relativ  grossen,  wenn  auch  nicht  voll- 
ständigen) Beinheit  der  Nationalität  überhaupt  mehr  oder  weniger  noch  heute  allgemein 
unter  den  Juden.  Ferner  fällt  die  anhaltende,  wenn  auch  nicht  als  eigentÜdie 
definitive  Einwanderung  zu  bezeichnende  Beschäftigung  deutscher  Arbeiter  in  Frank- 
reich und  Bussland,  polnischer,  scandinavischer,  itidienischer,  böhmischer  in  Deutsch- 
land —  und  ähnliche  Verhältnisse  in  anderen  Ländern  (Frankreich,  Italiener,  Belgier) 
—  zum  Theil  mit  unter  deit  hier  in  Frage  stehenden  Gesichtspunct 

Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Verhältnisse  mOgen  folgende  statistische  Angaben 
hier  Platz  finden. 

Nach  dem  Census  von  1890  fanden  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  nebeo 
45.82  Millionen  eingeborenen  und  9.12  Millionen  fremden  Weissen,  zusammen  also 
54.94  Millionen  Weissen,  7.64  Millionen  Farbige,  wovon  7.51  Millionen  eingeborene, 
127,680  fremde   (ohne  die  wilden  Indianer).    Zu   den  Farbigen  überhaupt  gehörten 
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(auser  den  AsUten)  6^4  Millionen  Neger,  1.13  Millionen  Mulatten,  38,S06 
dfilisirte  Indianer.  Die  Farbigen  (meist  Neger  und  Mulatten)  lebten  ^rösstenthoils  in 
den  Sftdataaten  (6.75  Millionen),  aber  doch  immerhin  auch  730,000  in  den  Nord- 
Staaten«  157.000  in  den  Weststaaten.    S.  Katzel,  Nordamerica,  Kapitel  10. 

Die  Zahl  der  Chinesen  (inclusive  wenige  Japanesen)  war  in  den  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  Gensns  von  1870  63,254,  wo?on  63,042  noch  in  China  selbst  ge- 
boren. Die  Zahl  der  Einwandrer  aus  China  war  bis  inclusive  1S74  bereits  160,979, 
bis  inclosire  1S77  schon  207,270,  aus  Japan  im  Ganzen  erst  341,  bis  inclusive  1S92 
Bach  der  neneiüchen  Erschwerung  der  Chineseneiu Wanderung,  290,244  (in  lb92 
allein  2728).  Der  Censos  von  1890  zählte  107,475  Chinesen,  davon  fast  alle,  106,115 
ab  Fremde  (Japaner  nur  2039  überhaupt). 

Von  22,712,010  Einwohnern    in  England  und  Wales  in   1S71   waren  nach 
dem  Gensns  in  Irland  geboren:  566,540  Personen   oder  2.49  Procent.    Ebenso  war 
das   irische  Element  damals  immer   stärker  in   Schottland   vertreten,   nach   dem 
Census   von    1871    waren    207,770  Personen   in  Schottland  in  Irland  geboren,  6.]b4 
Piocent  der  Bevölkerung.    Waren  diese  Zahlen  ganz  correct,  so  wären  allerdings  in 
den  letzten  zwei  Jahrzehnten    diese  Iren,  da  eine  ZurUckwanderung  in  erheblichem 
Maasse  nicht  anzunehmen  ist,   grosscntheils  verstorben  oder  weiter  (nach  America) 
gewandert  und  hätten  keinen   entsprechenden  Nachschub   erfahren.    Denn  nach   dem 
Gensns  von   1891    wären   von  28,168,197  Bewohnern   von   England    und    Wales   nur 
74,523,    also    nur  ca.    V4  Procent,   in  England  geboren,  von   3,998,294  Bewohnern 
Schottlands  nur  27,323,  nur  ca.  ^s  Procent.   —   Uober  die  nachtheiligen  Folgen 
der  Einwanderung  der  Iren  nach  Schottland  filr  die  Lage  und  Cultur,  die  Sitten 
der  einheimischen  Arbeiterclassen   verbreitet   sich  der  schottische  Censusbericht  für 
1ST1    in  sehr  bemerkeuswerther  Weise.    Bei  der  grossen  principiellen  Bedeutung  der 
Fnge   mOgen   die   betrelTcnden   Ausführungen  hier  Platz  finden.    Sie  stehen   im  8. 
decoiniai    census   of  the   population   of  Scotland,  taken  3.  April  1871,  with  report, 
vol.  h  Edinb.  1872,  p.  XIX,  und   vol.  II,   Ed.  1874,  p.  XXXIV.     „Mit  dem  Jahre 
1820    begann  die  Invasion   oder   Einwanderung  der  irischen  Rasse,   welche  allmälig 
anwochs,  bis  sie  nach  1840  enorme  Dimensionen  erreichte,  als  sich  der  Eisenbahnbau 
ober   das  Land  auszudehnen    begann.     Diese   irische    Invasion   kann   leicht   ernstere 
Wirkongen   auf  die   schottische   Bevölkerung   ausüben,   als   selbst   die    Invasion    der 
kriegerischen  Horden  der  Sachsen,  Dänen  und  Normannen.    Schon  bilden  in  manchen 
unserer  Städte  die  in   Irland  geborenen   Personen   5 — 15   und,  wenn  wir  ihre  hier 
geborenen  Kinder  einschliessen ,   10 — 30  Procent  der  Bevölkerung.'*    (Die  in  Irland 
tieborenen  betrugen  in  1871  207,770,  wie  bemerkt,  die  GesammtbevOlkeruug  irischer 
Abstammung   an  400,000  —  zerbtreut  über  alle  Theile   Schottlands,    besonders  im 
Wesien.   wo  sie  in  den  meisten  Grafschaften  6.3,    7.8,  8.4,  10.5,    13.3,  in  Keufrew 
14.43  Free,  der  Bevölkerung  ausmachten.   Von  den  grösseren  Städten  hatten  Aberdeen 
0.S83,  Leith  3.735,  Edinburgh  4.078,  Paisley  9.749,  Dundee  11.931,  Glasgow  14.32, 
Greenok   16^^58  Procent).     „Die  Einwanderung    einer   solchen   Masse   Arbeiter    der 
aiedeiBten    Classe,    mit    kaum    irgend    welcher    Erziehung,    kann    nur    nachtheilige 
Wirkungen  auf  die  Bevölkerung  ausüben.     Bis  jetzt  scheint  der  grösste  Theil  dieser 
Iiiändei  sich  durch  ihren  Aufenthalt   bei  uns  nicht  gehoben   zu  haben,   af^r  es  ist 
gewiss,  dass  die  mit  ihnen  verbundenen  Schotten  sich  wesentlich  verschlechtert  haben. 
Es  ist  eine  peinliche  Erwägung,  welches  die  schliesslichen  Wirkungen  dieser  irischen 
Einwanderungen  auf  Sitten   und   Gewohnheiten   des   Volks    und  auf  die  zukünftigen 
Auslohten  des  Landes  sein  werden.''     Und  in  vol.,  a.  a.  0.:  „Der  hohe  Antheil  der 
imchen  Bevölkerung  in  Schottland  hat   unzweifelhaft  ungünstige  Folt^cn  gehabt,   die 
Xoralität  der  unteren   Classen  sehr  ven:chlimmert    und   die   Nothwendie^keit  polizei- 
licher und  sanitärer  Zwangsmaassregcln  sehr  vermehrt,  wo  sich  die  Irländer  zahlreich 
niedergelassen  haben.'^  —  Solchen  Verhältnissen  gegenüber  steht  die  individualistische 
Politik  rathloB  und  lässt  auch  hier  „die  Dinge  gehen''.    Freilich  sind  die  Znstände 
<liirch  die  Vernachlässigung  Irlands  so  arg  geworden.    Aber  daraus  folgt  auch  für 
die  schuldigen  Briten  nicht,  dass  man  nun  das  ganze  Volk   in   der  Heimath  iuticiren 
1^  Und  wenn  nun  seitdem  einigermaassen  „von  selbst"  das  irische  Element  wieder 
zuackf^edrängt  worden   ist,   so   hat   es    doch    Jahrzehnte  lang  jene  üblen  Einflüsse 
usgeübt. 

Im  preossischen  Staate  (alten,  vor  1866er  Unfangs  auch  nach  l':»66  gerechnet 
ind  ezclusive  Hohenzollern,  in  1871  aber  die  ganze  Zahl  der  in  Frankreich  betind- 
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liehen  Truppen  aof  die  alten  Provinzen  gerechnet,  was  das  Gesammtresnltat  indessen 
wenig  ändert)  haben  sich  Ton  Ende  1S46  bis  Ende  1S71,  dann  weiter  bis  Ende  1S75 
und  1S90  nach  der  Volkszählung  folgende  Verändeningen  in  der  BoTölkerang 
überhaupt  und  nach  den  Glaubensbekenntnissen  ergeben  in  kosenden: 

1S46  1S7I  1S75  ISO«     ^""jj^lf^r-  ^i1?l:^S2f- 

16,113  20,219  21,117  24,729  31.05  17.10 

9,S36  12,303  12,797  14,912  80.11  16.53 

0.046  7,593  7,921  9.424  31.01  18.97 

215  272  2S4  30S  32.27  8.45 


Bevölkerung 
dav.  Evang. 

Kathol. 

Juden 


Die  Vermehrung  der  Juden  war  also  früher  günstiger,  als  die  der  Christen  (nnr  die 
hier  nicht  mitgerechneten  Dissidenten  ausgenommen).  Wie  weit  dies  von  grösserer 
Einwanderung  von  Juden  und  von  der  notorisch  günstigeren  nattirlichen  Vermehrung 
derselben  (grosso  Geburtenzahl,  niedrige  Sterblichkeit)  oder  früherer  OnvoUst&ndigkeit 
der  Judenzählung  herrühit,  iässt  sich  mit  dem  vorhandenen  Material  nicht  bestimmen. 
Neuerdings  ist  die  jüdische  Vermehrung  ungünstiger  als  die  der  Christen,  was  mit 
weiteren  Verschiebungen  der  Juden  nach  Westen  und  Süden,  in  andere  preussische 
Provinzen  und  deutsche  Staaten  und  ausserhalb  Deutschlands  zusammenhängen  mag. 
Die  Uebertritte  zum  Christenthum  sind  notorisch  zu  wenig  zahlreich,  um  die  geringere 
Vermehrung  zu  erklären,  mehr  kommt  vielleicht  der  Uebertritt  zu  den  „ConfeaBiQii»- 
loscn''  in  Betracht  Die  Verschiedenheiten  der  Vermehrung  bei  Evangelischen  and 
Katholiken  hängt  wohl  mit  verschiedener  Betheiligung  an  der  Auswanderung,  stärkerer 
Vermehrung  der  ostdeutschen,  besonders  polnischen  Bevölkerung  (siehe  Grandlegung  L 
S.  510  ti.),  auch  mit  der  stärkeren  Kecrutirung  der  hier  nidit  mit  eingerechneten 
Dissidenten  aus  der  evangelischen  Bevölkerung  zusammen. 

Sehr   bemcrkenswerth    ist    aber    die    örtliche    Verschiebung    des    jüdisch' 
Elements.    Es  war  die  Zahl  der  Juden: 


in  den  Provinzen  bezw.  Bezirken : 

1S46 

1871 

1875 

1890 

Preussen  (Ost-  und  West-) 

29,621 

41,057 

41,439 

36,101 

Posen  Provinz 

81,299 

61,982 

62.438 

44.346 

(    ..    Regierungsbezirk 

55,344 

40,224 

40,479 

28,431) 

Schlesien 

30,650 

46,629 

47,048 

48,003 

Pommern 

8,487 

13,036 

13,240 

1 2,246 

Brandenburg  (mit  Berlin) 

10,965 

47,484 

56,987 

93,061 

(Reg.-Bczirk  Potsdam  und  Berlin 

11,815 

40.563 

50.012 

87,817) 

Sachsen  Provinz 

4,0S6 

5,917 

0,187 

7,949 

Westfalen 

14,771 

17,245 

1 7,623 

19,172 

Rheinland 

28,388 

38,423 

39,243 

47,234 

Hannover  (in  1S45:) 

11,208 

12,799 

13,519 

15,112 

R.-B.  Wiesbaden  (in  1851:^       ca. 

11.800 

1 8,360 

18,831 

26,075 

Königreich  Sachsen 

9S8 

3,357 

5,360 

9,36S 

Baiem  (in  1840:) 

52,288 

50,662 

51,335 

53,885 

Grossherzogthum  Baden 

23,268 

25,703 

26.492 

26,785 

Begierungsbezirk  Wiesbaden,  d.  h.  Nassau  und  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Nach  der 
Zählung  von  1871  hat  besonders  in  1872 — 73  diese  Verschiebung  noch  weiter  ange- 
dauert. Aus  obigen  Daten  in  den  preussischen  Provinzen  und  Bezirken  ergiebt 
sich  das  für  1875  nicht  correct.  weil  hier  mit  Ausnahme  von  Berlin  (45,464  Joden 
bei  968,634  Personen  im  Ganzen)  keine  genaue  Auszählung  der  ConfessionsangehOrigen 
erfolgte,  sondern  bloss  eine  Berechnung  derselben  nach  Verhältniss  der  allgemeinen 
Volkszunahme.  Sonst  würden  wohl  Posen  eine  weitere  Abnahme,  die  mittleren  und 
westlichen  Provinzen  eine  stärkere  Zunahme  der  Juden  zeigen.  Die  wieder  genaneran 
Daten  für  lb90  bestätigen  das.  In  Berlin  allein  1890  79,286  Juden  (hier,  wie  immer, 
ohne  die  Getauften  und  Confessionslosen  gerechnet)  bei  1,579,244  Einwohnern.  Weiteres 
Eingehen  ins  Einzelne  zeigt,  dass  auch  vom  Lande  in  die  Städte,  von  den  kleineron 
in  die  mittleren  und  grösseren,  und  zwar  auch  im  deutschen  Westen  aus  alten  länd- 
lichen Sitzen  der  „Schutzjuden''  die  jüdische  Einwanderung  geht. 

Gesammtzahl   der   Juden   im    Deutschen   Reich    1871    512,000   (1.25  Procent), 
davon  in  Preussen  326,000.  1890  568,000  (1.13  Procent),  davon  in  Preussen  372,000. 


1846 

1S70 

1890 

lli),üOü 

198,621 

28S.101 

4,296 

52,350 

128,784 

9S0 

l,98y 

4,047 

70,037 

^9.933 

94,479 

40,0()4 

49,041 

55,306 
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Aehnliche  Bewegung  in  der  österreichischen  Monarchie,  wobei  allerdings 
die  froheren  Zahlen  wohl  nicht  ganz  genau  (ein  Fehler,  der  in  den  deutschen 
ProFinzen  aber  nicht  stark  gewesen  sein  kann): 

Gesammtes  Deutsch-Oesterreich  ca. 

Nieder-Oesterreich 

Ober*Oesterreicb,  Kämthen,  Krain,  Steiermark,  Tirol 

Böhmen 

Mlhren,  Schlesien 

Die  Stärke  des  Zuzugs  aus  Russisch-Polen  und  Galizien  und  Ungarn  nach 
DeatschUnd  und  Deutsch-Oesterreich  lässt  sich  nicht  genau  angeben.  Die  Statistik 
zeigt  eine  ausserordentlich  starke  Zunahme  der  jüdischen  Bevölkerung  in  Galizien  und 
Ungarn,  was  aber  jedenfalls  auf  grosse  Onvollst&ndigkeit  der  älteren  Daten  mit  zurUck- 
zoftüiren  ist  Die  ökonomische  und  sociale  Bedeutung  jener  Yorschiebung  des  pol- 
nischen Judenthums  nach  Berlin  und  Wien  ist  bekannt.  Gcsammtzahl  der  Juden 
1890  in  Oesterreich-Ungarn  1,866,200,  davon  in  Wcst-Ocsterreich  1,141,600  (Galizien 
770,468,  Bukowina  82.717),  in  Uncam  724,600.  Im  Jahre  1870  sollen  es  nur 
1376,000  (West-  822,000,  wovon  Galizien  576,000,  Ungarn  554,000)  gewesen  sein  (?). 
Dabei  ist  hier  von  dem  relativ  starken  Contingent  getaufter  Juden  im  Staatsdienst, 
liberalen  Professionen,  auch  im  Handelsgeschäft,  m.  a.  W.  in  der  höheren  Gesellschaft 
(Berlin  und  Wien!)  unvermeidlich  in  der  Statistik  ganz  abgesehen. 

In  Grossstaaten  wie  Russland,  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn  kommt  hier 
also  in  der  That  nicht  nur  die  jüdische  Einwanderung  aus  dem  Auslände,  sondern  in 
einigen  Landestheilen  auch  diejenige  aus  anderen  Provinzen,  nach  der  Sachlage  in 
diesen  beiden  Ländern:  aus  den  ehemals  polnischen  in  die  rein-russischen  und 
deutschen  mit  in  Betracht.  In  Russland  sind  in  dieser  Hinsicht  noch  innerhalb  des 
Reichs  Beschränkungen  geblieben,  deren  unbedingte  Wegräumung  jedenfalls  nicht  nur 
nach  dem  Princip  der  staatsbürgerlichen  und  confessionellen  Gleichheit  erfolgen  darf, 
sondern  nach  Erwägung  aller  einschlagenden  Interessen  und  Würdigung  der  Folgen  fUr 
alle  Betheiligten,  d.h.  eben  fUr  die  ganze  Gemeinschaft.  Im  Königreich  Po  1  e  n  wurden 
1867  783,000  Juden,  13.7  Procent  der  Bevölkerung,  im  übrigen  Russland  1,829,000 
gezählt,  davon  aber  1,784,000  in  den  sogenannten  westlichen  ehemals  polnischen 
GooTemements  und  einigen  benachbarten  (wie  Kurland.  Bessarabicn).  Hier  kommen 
meist  10 — 12  Procent  der  Bevölkerung  auf  die  Juden.  Vollständige  Freizügig- 
keit derselben  im  Russischen  Reiche  ist  daher  eine  Frage  von  grosser  Tragweite. 
Bisher  hat  man  nur  denjenigen  Juden  in  Russland  Freizügigkeit  gewährt,  welche 
kaufmännischen  Gilden  angehörten  oder  Zeugnisse  über  die  Absolvirung  höherer 
Schalen  besassen,  also  das  zum  Theil  proletarische  Judenthum  der  polnischen  Provinzen 
ausgeschlossen.  Von  Erweiterung  der  Freizügigkeit  war  in  den  70er  Jahren  die  Rede. 
Ab^  sie  ist  unterblieben  und  neuerdings  hat  man  bekanntlich  in  Russland  auf  Aus- 
wandemng  der  Juden  hinzuwirken  begonnen.  Auch  Deutschland,  insbesondere 
Prenssen,  hat  seit  einiger  Zeit  den  weiteren  Zuzug  der  polnischen  Juden  aus  Galizien 
und  Russisch-Polen  zu  hindern  gesucht. 

Die  Daten  der  neueren  Volkszählungen  über  die  Staatsangehörigkeit  der  orts- 
anwesenden Bevölkerung  geben  keine  ganz  ausreichende  Kenntniss  der  fremden  Kiemente. 
da  sie  die  Reisenden   nicht  ausscheiden ,   auch  nach   den   Berufen   meist  nicht 
feaaoer  trennen.    Im  Deutschen  Reich  fanden  sich  z.  B.  1871  75,702  österreich- 
ugarische  Personen,    14,535  Russen,    12,435  Schweden -Norweger.     4019   Italiener, 
voronter  wohl   eine  grössere  Anzahl  Arbeiter,  in  1875   wurden  im  Deutschen  Reich 
anwesende  Reichsaasländer   290,799   gezählt,  in   1885   434,525  (davon   Oesterreicher 
155,331,  Ungarn    6,775,   Russen  (meist  Polen)  48,853,   Schweden-Norweger    13,174, 
Italiener  8234,  sonst  vomemlich  aus  den  Grenzländeni   Schweiz,  Frankreich,  Holland. 
Belgien,  Dänemark),    1890   im  Ganzen  433,271.    —    In   Frankreich  1S72    112.579 
Itilieaer,   39,361    Deutsche   (exclusive   Elsass- Lothringer),    52,954    Spanier,   42,834 
Schweizer,  1885  naturalisirte  Fremde  103,886  (0.28  Procent  der  Bevölkerung),  andere 
Fremde  1,126,531  (2.97  Procent),  davon  Deutsche  100,114,  Belgier  482,261,  Italicner 
2C4.568,  Spanier  79,550,  Schweizer  78,584  u.  s.  w.    Man  sielit,  dass  die  „Frcmden- 
ff^t'\  auch  in  Betreff  der  Arbeiterconcurrenz  anders  als  z.  B.  bei  uns  liegt,  freilich 
vohl  im  Znsammenhang   mit   der   schwachen   französischen  Volksvermehrung   durch 


172   1.  B.  3.  K.  PersOnL  Freih.  3.  H.A.  Soc  Freih.rechte.  4.  A.  EinwandeniDgsrecht  §  So. 

(ieburtsüberschuss,  trotz  der  geringen  Auswanderung  (Grundlegung  I,  S.  515).  —  Von 
den  Bewohnern  in  England  (mit  Wales)  waren  1891  50,599  in  Deutschland,  45,074 
in  Russland,  20,797  in  Frankreich,  9909  in  Italien,  überhaupt  in  der  Fremde  und 
auf  See  (inclusive  britische  Unterdianen  34,895)  237,313  geboren.  —  Von  kleineren 
Landern  ist  es  die  Schweiz,  wo  ein  erheblicher  Theil  der  B6?0lkerung  aus  Aus- 
ländern besteht,  1888  ?on  2,917,754  229,650.  Davon  aus  den  4  Nachbarl&ndem. 
Deutsches  Reich  112,342,  Franiireich  53,027,  Italien  41,881,  Oesterreich  -  Ungarn 
14,181.  Die  „Fremdenfrage''  spielt  daher  auch  in  der  Schweiz  eine  Rolle.  —  In 
Nordamerica  sind  es,  wie  schon  bemerkt,  die  neueren  Einwanderungselemente  der 
Italiener,  Slawen,  neuerdings  Juden,  die  neben  den  Iren  Bedenken  zu  bieten  beginnen. 

2.  Sodann  können  durch  diese  internationale  Freizügigkeit 
aaeb  in  unseren  Ländern,  wenn  auch  nicht  in  so  kurzer  Zeit  auf 
einmal  und  in  solcher  Massenhaftigkeit  wie  in  den  überseeischen 
Einwanderungsländem,  so  doch  nach  und  nach  oder  in  einzelnen 
kritischen  Zeitpuncten  und  in  einzelnen  Gegenden,  so  viele  fremde 
Arbeitskräfte  aus  der  Sphäre  der  Handarbeit  herbeigezogen 
werden^  dass  dadurch  die  unteren  arbeitenden  Classen  des  Inlands 
eine  lästige  Concurrenz  erfahren  und  die  Löhne  herabgehen  oder 
doch  am  Steigen  gehindert  werden. 

Dieser  Fall  kann  sich  leicht  mit  dem  erstgenannten  combiniren,  indem  z.  B. 
nicht  nur  Arbeiter  aus  einem  Lande  mit  niedrigeren  Lohnsätzen  einwandern  oder 
herbeigezogen  werden,  sondern  zugleich  Arbeiter  einer  anderen  Rasse  oder  Nationalitit 
mit  einem  ?on  Natur  oder  nach  der  erreichten  Cultur  niedrigeren  Maassstab  der 
Lebensausprttche,  selbst  in  Bezug  auf  den  Kahrungsbedarf,  nach  dessen  Qnalit&t  und 
Quantität  (Italiener,  Polen  in  Deutschland,  Gontinentale  in  England,  Iren  daselbit, 
Chinesen  in  America).  Durch  eine  solche  Concurrenz  droht  im  Inlande  das  ganze 
Niveau  der  ökonomischen  Lage  und  der  Lebensverhältnisse  der  Masse  des  Volks 
zu  sinken. 

Wie  wenig  es  auf  die  Naturalisation  in  der  Frage  dieses  Paragraphen  an- 
kommt, zeigt  Frankreich,  wo  1872  nur  15,303  naturalis! rte  Fremde,  dagegen 
730,844  nicht-naturaiisirte  gezählt  wurden,  2.03  Procent  der  Bevölkerung.  Seitdem 
hat  sich  die  Zahl  der  Naturalisirten  versiebenfacht  (siehe  oben),  aber  doch  beträgt 
sie  nur  Vn  der  nicht-naturalisirteu  Fremden. 

§.  85  [250j.  Das  erste  Bedenken  ist  früher  kaum  auch  nur  er- 
wogen, das  zweite  selten  gebührend  gewürdigt  worden.  Nach  dem 
individualistischen  Princip  der  Socialgesetzgebung  erscheint  eine 
internationale  Freizügigkeit,  auch  wenn  sie  die  beiden  angedeuteten 
Folgen  hat,  allerdings  nur  consequent.  Kosmopolitische  und 
humane  Gesichtspuncte  in  dem  ersten,  wirthschaftliche  in  dem 
letzten  Falle  werden  zu  Gunsten  einer  solchen  Freizügigkeit  ja 
auch  noch  mit  geltend  gemacht.  Insbesondere  gilt  es  fUr  hart, 
in  der  Frage  der  Gleichstellung  der  Juden  auch  für  religiös  in- 
tolerant —  obgleich  hier  nicht  die  religiöse,  sondern  nur  die 
nationale  und  die  wirthschaftspolitische  und  wirthschaflsethiscbe 
Seite  der  Frage  in  Betracht  kommt  und  es  sich  weniger  um  die 
bereits  heimischen  (wenn  auch  neuerdings  an  Deutschlands  Ost- 
grenze auch  mit),  als  um  neu  einwandernde  Personen  handelt  — , 
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den  Fremden  nicht  znzniassen  nnd  für  ungerecht  gegen  den 
Unternehmer,  ihn  im  Bezog  beliebiger  Arbeitskräfte  zn  beschränken, 
zamal  etwa  in  einer  Zeit,  wo  die  einheimischen  Arbeiter  ,,über- 
triebene^'  Lohnforderungen  stellen,  sich  gewerkvereinlich  zur  Durch- 
setzung dieser  und  ähnlicher  Forderungen  organisiren  und  die 
„Concnrrenzfähigkeit''  der  heimischen  Production  auf  inländischem 
wie  besonders  auf  fremden  Märkten  gefährdet  ist.  Allein  diese 
Gegenbeweisführung  widerlegt  theils  die  Bedenken  in  den  beiden 
genannten  Fällen  gar  nicht,  theils  zeigt  sie  nur,  dass  hier  Col- 
lisionen  zwischen  verschiedenen  partiell  berechtigten  Principien  vor- 
liegen, welche  nicht  einseitig  zu  Gunsten  des  Individualismus  und 
Kosmopolitismus  oder  des  Unternehmerintercsses  oder  des  ver- 
meintlichen Interesses  der  heimischen  Production  entschieden  werden 
dflrfen. 

1.  Die  Einwanderung  ganz  fremdartiger  Elemente  kann 
vom  hier  zunächst  maassgebenden  Interessenstandpuncte  der 
heimischen  Volksgemeinschaft  ans  nicht  unbedingt  frei- 
gegeben werden,  weder  als  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit 
des  Einwanderers,  noch  als  solche  der  Freiheit  der  wirthschaft- 
liehen  Stellung  des  Unternehmers. 

Eine  solche  Einwanderung  kann  durch  Vermischung  mit  dem  hüimischon  Volke 
den  ganzen  Stamm  ycrderben,  durch  Einfuhrung  neuer,  auch  wirthschaftlicher  Sitten 
das  Volksleben  nnd  den  Verkehr  schädigen,  mit  dem  ökonomischen  das  Culturniveau 
der  Nation  herabdrttcken.  Wirthschaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Elemente ,  wie 
z.  B.  die  Iren  in  England,  die  polnischen  Juden  in  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn 
0.  a.  L.  m.  können  so  zum  wahren  Verderben  der  Heimath  und  der  heimischen 
Nationalität  werden.  Wer  unbefangen  an  die  starke  Mit-,  ja  Hauptschuld  eines 
ezheblichen  nnd  maassgebenden  Theils  des  Jndcnthums  an  den  hrisslichsten  und 
schädlichsten  Dingen  im  modernen  (wie  zum  Theil  schon  im  früheren)  Wirthschafts- 
leben  denkt,  Börsentreiben,  Grtlndungsexcesse.  Unehrlichkeit  im  Handel  nnd  Wandel, 
Wucher  in  allen  Arten  nnd  Formen,  unanständige  Practiken  in  den  liberalen  Berufen. 
in  der  Presse,  u.  s.  w.,  der  wird  zum  Schluss  kommen  dürfen,  ja  müssen,  dass 
man  es  hier  in  der  That  in  solchen  jüdischen  Elementen  mit  wahren  volkswirth- 
schaftlichen  nnd  social-ethischcn  .^Schädlingen*^  zu  thun  hat.  Wahrnehmungen  dieser 
Art  entspringt  die  neuere  antisemitische  Bewegung  und  da  liegt,  bei  allen  ihren 
rebertreibnngen  ihr  richtiger  Kern.  Mit  „Eassenhass**,  „religiöser  Intoleranz''  hat  diese 
Bewegung  in  diesem  ihren  Kern  nichts  zu  thun.  (Vgl.  z.  B.  die  Schriften  des  Vereins 
far  S^ialpolitik  über  die  bäuerlichen  Zustände,  B.  22 — 24,  1883,  wo  der  Judeuwucher 
aof  dem  Lande  ttberaU  hervortritt.  Darüber  auch  die  objective  Behandlung:  der  Frage 
TOD  Schmoller,  Jahrbnch  1S83  I,  021  if.) 

Verhältnisse  herbeizuführen,  welche  solch  weitreichende  Ein- 
flttsse  ausüben,  darf  nicht  ohne  Weiteres  als  Recht  des  Individuums, 
weder  des  fremden  Einwanderers  noch  des  inländischen  Unter- 
nehmers and  auch  nicht  des  inländischen  Staatsangehörigen  gelten. 
Die  Staatsgesetzgebung  muss  hier  nach  den  concrcten  Um- 
ständen entscheiden,  aber  kann  aus  diesem  Grunde  sehr  wohl  Be- 
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schräDknngen  der  Freizügigkeit  festhalten  oder  einfuhren,  vollends 
der  internationalen,  aber  gegebenen  Falls  auch  der  nationalen. 

Im  Falle  von  OhiueseoeinwandeniDg  nach  America  oder  gar  nach  Europa, 
woran  in  Cnternchmerkreiien  ,äelbät  Berlins!),  z.  B.  in  der  Zeit  der  Strikes  und  Lohn- 
<tei£erun2cn  während  der  Grundong^üra  der  ISTOer  Jahre,  auch  schon  gedacht  worden, 
wird  die  Kiohtiekeit  dieses  Gnindsatzes.  weil  sie  za  sehr  anf  der  Hand  liegt,  kaam 
allgremeiner  bestritten  werden,  höchstens  von  einzelnen  liberalen  Doctrinären  in  Theorie 
'jnd  Politik.  Aber  in  den  andern  Fällen  liegt  die  Frage  im  Princip  ebenso,  wenn 
auch  eine  gradweise  Verschiedenheit  gewöhnlich  bestehen  wird  und  in  obigen  Bei- 
spielen besteht,  soweit  keine  Racendifferenz  vorliegt.  Jener  Grundsatz  besagt  aach  nur, 
dass  Beschränkungen  der  Freizügigkeit  statthaft  sein  können,  also  mit  dem  Hinwels 
auf  allgemeine  Menschenrechte  oder  anf  die  Consequenzen  der  Principien  der  peisOu- 
lichen  Freiheit  and  der  Verkehrsfreiheit  nicht  ohne  Weiteres  abzuweisen  sind.  Ob 
sie  wirklich  eintreten  &oUen,  ist  nach  specieller  Untersuchung  zu  entscheiden.  Auch 
kann  die  Sache  sehr  wohl  so  liegen,  dass  absichtlich,  z.  B.  um  die  heimische  Be- 
völkerung durch  die  Concurrenz  der  Fremden  anzuspornen,  trotz  dieses  oder  jenes 
Bedenkens  keine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  eintritt.  £s  giebt  auch  in  Deutsch- 
land gut  germanische  Leute .  welche  z.  B.  in  der  Judenfrage  meinen ,  das  lässige 
deutsche  Wesen  bedürfe  des  judischen  ..Saueneigs",  um  etwas  Gährung  hinein  zu 
bringen.  Die  Frage  wäre  dann  nur,  ob  die  Menge  und  Beschaffenheit  dieses  „Sauer- 
teigs** sich  richtif  bestimmen  lässt.  Gegen  ein  Zuviel  erheben  sich  selbst  bei  einer 
solchen  Auffas6ung  Bedenken.  Jedenfalls  aber  sollte  die  Entscheidung  immer  ge- 
troffen werden  nach  der  Beurtheilung  der  Wirkungen  der  Freizügigkeit,  nicht 
nach  einem  absoluten  Princip.  dem  ein  apriorisch  construirter  Inhalt  zu  Grunde  ge- 
legt wird. 

§.  8i>  :?51\  -  i.  Die  freiwillige  oder  durch  die  Unternehmer 
eiugoloitote  KinwanderuDg  fremder  Arbeiter  ist  nach  dem  soeben 
eri^rtorton  linmdsatz  zu  behandeln^  soweit  sie  sich  aus  ganz  fremd- 
arti^ni  Kleuiouten  rocrutirt,  wie  z.  B.  in  Europa  (und  America)  aus 
A^iatoiu  AtVicaneru.  Überhaupt  aus  Personen  anderer  Race.  In  dem 
boi  uns  uooh  praotisoh  wichtiiieren  Falle,  dass  Arbeiter  aas  einem 
:uutorou  Staate  oder  Volkswirthschattsgebiete  und  daher  der  Regel 
\uu'\\  auch  aiuloror.  aber  doch  in  den  Lebensverhältnissen  nicht 
:\\\f\\  \orsi*hicdotuT  Nationalität  zur  Concurrenz  mit  der  heimischen 
Viboitrrl»o\Mkoruit^  horaiiirezogen  werden,  wird  man  sich  jedenfalls 
Ubor  ilio  i'ousoqueir/  der  vollen  Einwanderungsfreiheit  klar  sein 
uUUseu  und  ilie^se  Freiheit  eben  deshalb  wieder  nicht  immer  gleich 
ohne  Weiteres  gewähren.  Gilt  diese  Freiheit  auch  als  nothwendige 
Fol^e  des  ganzen  modernen  wirtbschat^lichen  Verkehrsrechts  und 
als  Postulat  des  rnternehmerinteresses  und  des  allgemeinen  volks- 
wirthsehnl'tlichen  Priuiuotionsinteresses:  sie  richtet  eben  entschieden 
ihre  Spitze  ^epen  die  Arbeiterelasse.  Die  Gerechtigkeit  und  das 
berechtigte  Interesse  dieser  Classe  verlangt  dann  wenigstens  im 
System  der  freien  Concurrenz,  dass  die  einheimischen  Arbeiter 
volle  (Koalitionsfreiheit  mit  allen  Consequenzen  der  letzteren  ge- 
niessen,  daher  nanientlieh  Vereine  für  die  Geltendmachung  ihrer 
Interessen  bilden  dürfen  ^Gewerkvereinsfriige);   femer,   dass  ihnen 
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speciell  als  Correlat  der  gegen  sie  gerichteten  internationalen  Frei- 
zügigkeit und  des  Freihandels  die  volle  Freiheit  internationaler 
Vereinigung  werde^  um  den  Arbeitsmarkt  durch  eine  Regelung  der 
Ein-  und  Auswanderung  nach  ihrem  Interesse  zu  gestalten. 
Werden  dagegen  diese  Rechte  versagt  oder  beschränkt,  wie  denn 
neben  ihrer  Berechtigung  und  ihrem  Nutzen  erhebliche  social- 
politische  und  politische  Bedenken  voller  Coalitions-,  Gewerkvereins- 
nnd  internationaler  Vereinsfreiheit  u.  E.  nicht  zu  läugnen  sind, 
so  kann  auch  internationale  Freizügigkeit,  welche  zu  einem  Druck 
auf  die  Lage  der  heimischen  Arbeiter  führt,  nicht  unbeschränkt 
gewährt  werden.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  und  der  wirth- 
Bchaftlichen  Verkehrsfreiheit  zieht  also  entweder  nicht  alle  Con- 
seqnenzen,  wenn  sie  vor  der  Gewährung  vollen  nationalen  und 
internationalen  Coalitions-  und  Arbeitervereinsrechts  zurückschreckt, 
oder  sie  zieht  zu  weit  gehende  Consequenzen,  wenn  sie  volle  inter- 
nationale Freizügigkeit  proclamirt. 

Aach  gewisse  Fordernngen  des  kosmopolitischen  Socialisrnns  lassen  sich  Übrigens 
lacht  an  einem  Beibpiel  wie  der  internationalen  Freizügigkeit  als  viel  za  einseitig 
und  zu  absolnt  erweisen,  so  z.  B.  im  Falle  ?on  Chineseneinwandernng. 

Selbst  im  Osten  der  Vereinigten  Staaten  begann  schon  in  den  70  er  Jahren 
die  chinesische  Concnrrenz  bei  gewöhnlicher  Handarbeit  mitzuspielen  und  von  Unter- 
nehneni  wurde  dies  nicht  ungern  gesehen:  eine  höchst  kurzsichtig  egoistische  Auf- 
hmmg  eines  Verhältnisses,  das  nicht  nur  für  die  Yolkswirthschaft  und  für  die  Lage 
der  Arbeiter  der  europäisch-americanischen  Race,  sondern  für  die  ganze  occiden- 
talische  Gultur  von  unberechenbar  schlimmen  Folgen,  ja  geradezu  vcrhängiiissvoU 
veiden  konnte,  wenn  die  Sache  practisch  sich  ausdehnte.  Eine  günstige  Seite  gewinnt 
der  chinesischen  Aus-  und  Rückwanderung  Sturz  ab,  in  der  Schrift  dieses  Titels, 
Berlin  1876,  besonders  S.  12.  Siehe  dagegen  in  vollster  Uebereinbtimmuug  mit  der 
öligen  Anffassung,  Kirchhof,  über  die  Chinesenfrage  in  Californien  in  der  „Gegen- 
wirt* (Ton  lindau)  1876,  Nummer  24 — 26.  Im  Allgemeinen  Katzel,  die  chinesische 
Avwandemng,  Berlin  1876,  derselbe  in  seinem  Buch  über  Nordamerika,  Seward, 
(^ese  Immigration,  New-York  18S1,  Sartorius  v.  Waltershausen  in  der  Tübinger 
Zeitielirift  1883,  Band  ;^9,  S.  S20.  Neuerdings  sind  denn  auch  im  Jahre  1888  in 
America  Beschränkungen  der  Chineseneinwandernng  eingetreten.  Siehe  die  oben 
Sl  166  genannte  americanische  Litteratur.  Aehnlich  in  Britisch -Nordamorica  und 
Aütnüien.    Siehe  Lee,  Qnart.  Jonmal  of  Economists.  1889. 

In  Deutschland  zieht  neuerdings  die  theils  bleibende,   theils  zeitweilige  Bc- 

•chlftigung  russisch-  und  preussisch-polnischer  Arbeiter,  zunächst  im  Osten,  dann 

iber  auch  weiter  nach  Westen  hin  die  Aufmerksamkeit  auf  sich,  weil  berechtigte  Be- 

fMitUDgen  für  die  Entgermanisirung  unserer  Ostmarken  entstehen.    Der  grosse  Gc- 

biitaüberschnss  der  deutsch  -  polnischen  Bevölkerung  legt  solche  Befürchtungen  ohne- 

lun  nahe.    Daher  denn  administrative  Hemmungen  in  den  80  er  Jahren,  die  aber  jetzt 

vieder  schwächer  geworden  sind,  z.  Th.  wegen  des  Arbeitermangels,  einer  Mitfolge 

dei  Abzugs  der  deutschen  Arbeiter  nach  Westen.    Dieser  Abzng  hängt  aber  selbst 

«iader  mit  der  Concurrenz  der  billigeren  polnischen  Arbeitskräfte  zusammen.    Siehe 

taber  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik,  1693,  die  dortigen  Referate 

niid  die    daselbst   mitgetheilten   statistischen  Daten    über   die  Beschäftigung   fremd- 

pobiicber  Arbeiter.    Mit  Recht  nahm  man   in   diesen  Verhandlungen  in  der  Frage 

doe  ähnliche  Stellung  ein,  wie  ich  es  hier  thue,  betonte  namentlich  die  Gefahr  einer 

Bcpolonisirung   deutscher   Districte.    Alles  Belege,    wie   man   über  derartige  Fragen 

licht  individualistisch  bloss  nach  dem  Interesse  der  Nächstbetheiligten ,    vollends  der 
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Arbeitgeber,  entscheiden  kann.  Natürlich  spielt  hier  auch  ein  wichtiges  Interesse 
der  deutschen  Arbeiter  mit,  welche  durch  die  billigeren,  einer  niedrigeren  Cultarstafe 
angehörenden  polnischen  Arbeiter  unterboten  nnd  rerdr&ngt  za  werden  drohen. 


5.  Abschnitt. 
4.   Das  Reisereeht. 

§.  S7  [S.  496J.  Litteratnranpaben.  S.  Stein,  II,  245— 271,  Handbuch, 
1.  Auöage,  S.  70  —  73,  3.  Auflage,  II,  S.  64.  H.  Rösler,  Verwaltungsrccht ,  I,  1, 
§.  55.  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  III  (Präventivjustiz),  §.  11.  Pözl,  Artikel  Fremde, 
Fremdenrecht,  im  Staatswörterbuch  ?on  Bluntschli  III,  755,  besonders  761  ff-,  Artikel 
Aufenthalts  recht,  ebenda  I,  508.  Püttcr,  practisches  europäisches  Fremdenrecht, 
Leipzig  1845,  Heffter,  europäisches  Volkerrecht  der  Gegenwart,  5.  Auflage, 
Berlin  1867,  S.  115  ff'.,  neue  Ausgabe  von  Geffcken,  Artikel  Fremdenpolizei  von 
StOrk,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft,  Band  III,  Artikel  Fremdenrecht  von 
Ehrenberg,  Seydel  im  SchOnbcrg'schen  Handbuch  III,  S.  909.  —  v.  Könne, 
Deutsches  Staatsrecht,  2.  Auflage,  I,  117;  derselbe,  Preussisches  Staatsrecht 
3.  Auflage,  I,  2,  §.  90,  besonders  II,  2,  §.  378—381,  S.  123  ff.,  Laband,  Deutsche« 
Staatsrecht  I,  194,  G.  Meyer,  Verwaltungsrecht  I,  S.  153,  LOning,  desgleichen, 
S.  265.  Artikel  Passweseu  von  Jolly  in  v.  Stengels  Wörterbuch,  Pözl,  baierisches 
Verwaltungsrccht,  §.90  —  92,  Seydel,  baierisches  Staatsrecht,  V,  27.  Pradier- 
Fodcre,  pri:cis  de  droit  administrativ,  7  6d.,  Par.  1867,  p.  337,  340  fdr  Frankreich. 
FUr  Gross britannien  siehe  Gneist,  englisches  Verwaltungsrecht,  II,  913,  919. 
Siehe  auch  die  zum  Thcil  mit  hierliergehörigc  Litteratur  vor  dem  vorigen  Abhschnitt, 
$5.  79.  —  Gesetzgebung:  siehe  das  norddeutsche  Gesetz  über  Passwesen  vom 
12.  October  1807. 

Statistik  des  Fremdenverkehrs  öfters  in  Bade-  und  ähnlichen  Orten  publicirt, 
auch  mitunter  nach  den  polizeilichen  Meldungen  in  andren  Städten ,  z.  B.  Berlin 
(siehe  Böckh,  Berliner  statistisches  Jahrbuch,  Jahrgang  IS,  S.  94,  Unterscheidung 
nach  den  Arten  der  Quartiere).  Allgemeine  Statistik  des  persönlichen 
Grenzverkehrs  existirt  in  Kussland,  in  den  Anhängen  zur  amUichen  Handels- 
Statistik,  ist  aber  natürlich  ebensowenig  vollständig  als  diejenige  des  Waarenverkehis. 
(Auszüge  siehe  im  Gothaischen  Almanach  1875,  S.  787.)  Die  Steigerang 
des  Verkehrs  zeigt  den  Einfluss  der  Eisenbahnen  und  des  liberaleren  Passrechts.  So 
passirteu  die  russische  Grenze:  eingehend  1830 — 34  i.  G.  326.000,  ausgehend 
289,000,  1850—54  bez.  318,000  und  267.000  (Nicolai's  Regime,  Krimmkrieg),  1S55— 59 
879,000  und  8:^-^,000,  1860—64  1,667,000  und  1.790,100.  1865—69  2,272,000  und 
1,996.000.  im  Ganzen  1830—69  6,334,000  und  5,984,000,  wovon  Bussen  1.911,000 
und  2,515,000,  die  übrigen  Ausländer,  und  auf  der  europäischen  Grenze:  5,789,000 
und  5,374.000,  die  andern  auf  der  asiatischen  Grenze.  Sehr  entwickelt,  im  engen 
Znsammenhange  mit  der  Kopfsteuer  und  mit  der  communalen  Haft  für  dieselbe, 
ist  in  Kussland  noch  das  inländische  Passweseu.  Vgl.  darüber  K.  Walcker, 
Selbstverwaltung  des  Steuerwesens  und  russische  Steuerreform,  Berlin  1869,  S.275.  27Sff. 

1.  —  §.  88  [252].  Auch  das  moderne  Reiserecht  hat  im  Ver- 
gleich zur  früheren  Zeit  einen  sehr  freiheitlichen,  den  Individual- 
interessen entsprechenden  Cbaracter  erhalten.  Dazu  haben  neben 
veränderten  politischen  Verhältnissen  und  neben  den  Einwirkungen 
wie  den  Anforderungen  der  neuen  Communicationsmittel  auch 
volkswirthschaft liehe  Rücksichten  beigetragen.  Das  freie 
Reiserecht  des  Individuums,  zunächst  eine  Consequenz  der  persön- 
lichen Freiheit  in  deren  heutiger  individualistischer  Auffassung^  be- 
rtihrt  allgemeinere  Interessen  der  Volkswirthschaft,  weil  auch  von 
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ihm  die  Verwerthnng  der  Arbeitskraft  und  des  Kapitals  mit  ab- 
hängt und  weil  die  grössere  Arbeitstheilung,  der  Femabsatz  der 
Producte,  der  Handel  eine  nicht  nur  in  technischer  Hinsicht  leichte, 
in  ökonomischer  wohlfeile,  sondern  auch  in  rechtlicher  Hinsicht 
freie  Reisebewegung  erfordert.  Gegen  eine  freiere  Gestaltung  des 
Reiserechts  erheben  sich  auch  nicht  solche  Bedenken,  wie  gegen 
die  moderne  Gestaltung  der  drei  anderen  socialen  Freiheitsrechte. 

Die  älteren  fieschränkong^en  des  BeiseFerkehrä  sind  meistens  ans  anderen  als 
ans  socialen  nnd  ?oIkswirthschaftlichen  Gesichtspuncten  hervorg^cgaugcn.  Sie  hingen 
irewöhnlich,  was  den  Ansl&nder  bctrifi^,  mit  antiqnirten  Rechtsanschauungen  hinsicht- 
lich der  Rechtlosigkeit  des  Fremden,  auch  mit  wirthschaftlichen  Ansichten  über  den 
Vorbehalt  des  Erwerbs,  der  Handeläthätigkeit ,  des  Besitzes  für  deu  StadtbUrger  nnd 
Staatsangehörigen,  was  den  Inländer  betrifft,  mit  ebenfalls  antiquirten  politischen  An- 
schaonngen  nnd  mit  sicherhcitspolizeilichen  Bilcksiehten  zusammen.  Letztere  sind  im 
heutigen  Beise-  nnd  Fremdenrecht  vielleicht  schon  etwas  zu  sehr  zurückgetreten. 
Aach  fiscalische  Interessen  haben  mitunter  bei  der  Gestaltung  des  Beisercchts  mit- 
gespielt (gebührenpflichtige  Pässe  und  Visa  bei  Pass-  nnd  Visirzwang),  können  jedoch 
Bor  in  Ausnahmefällen,  nemlich  in  Verbindung  mii  dem  socialpolitischen  Steuersystem, 
aof  Berechtigung  Anspruch  machen  (§.  S9).  Strengere  Gontrole  des  Beisererkehrs  an 
den  Grenzen  hing  hier  und  da  auch  mit  dem  strengeren  handelspolitischen  System 
der  Prohibition  und  des  Schutzzolls  zusammen ,  ist  aber  jedenfalls  damit  nicht  noth- 
wendig  and  namentlich  nicht  unbedingt  in  der  lästigen  Form  des  allgemeinen  Pass- 
nnd  Visirzwangs  ?erbanden. 

Man  wird  daher  im  Ganzen   auch  vom   socialen    und   volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte    aus   als   Regel   ein   möglichst 
freies  Reiserecht^  wie  das  moderne  deutsche  billigen  können: 
daher  die  Beseitigung  der  Unterscheidung  zwischen  reisenden  In- 
und   Ausländern,    die   Aufhebung   der   allgemeinen    Controle   der 
Reisenden  an  den  Grenzen  und  diejenige  des  allgemeinen  Pass- 
end Visirzwangs  sowie  des  Zwangs,  Erlaubniss  in  Betreff  des  Reise- 
anfenthalts   am  einzelnen  Orte  und  Aufenthaltskarten  zu  nehmen 
u.    dgL  m.;   statt   dessen    nur   die   Anerkennung   der   Pflicht   des 
Reisenden,  sich  auf  amtliches  Erfordern  der  zuständigen  Behörden 
und  ihrer  Organe  über  seine  Person   zu  legitimiren,   zu  welchem 
Zwecke  einem  Jeden  auf  sein  Verlangen  Legitmationsurkunden  aus- 
zustellen sind  (System  der  Passfreiheit.   Deutsches  Gesetz  von  1867). 
Von  diesen  Regeln  werden  indessen  zeit-  und  ortsweise  allge- 
meine oder  auf  besondere  Classen  von  Individuen  sich  beziehende 
Aasnahmen  aus  sicherheitspolizeilichen  und  dergleichen 
Gründen  und  daher  stets  auch,  richtige  Handhabung  solcher  Maass- 
regeln  vorausgesetzt,  in  einem  eminenten  Gemeinschafts-  und  speciell 
Volkswirthschaftsinteresse,  statthaft  sein.    Die  Geschichte  auch  der 
freiesten  Völker  zeigt,  dass  Ausnahmen  nicht  immer  zu  vermeiden 
sind.      Eine    besondere    Bedeutung    können    sie    aus    sanitäts- 
polizeilichen Rücksichten  gewinnen  (Pestcordon!). 

1.  Waga«r,  Gnnidltgiuig.    a.  Aufl.   2.  Theil.  Volkswirthsduift  a.  Becht.  12 
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Auch  die  Vereinigten  Staaten  fahrten  während  des  Bürgerkriegs  Passzwang 
ein.  Erlass  der  allgemeinen  Passpflichtigkeit  in  Berlin  anf  Grund  des  Gesetzes  ?on 
1867  im  Sommer  1878,  nach  den  Attentaten  gegen  den  Kaiser  nnd  in  Verbindnog 
mit  der  Gesetzgebung  gegen  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  Socialdemocratie. 
Passzwang  an  der  deutschen  und  Ostcrroichisehen  Grenze  fttr  die  Reisenden  aus  Russ- 
land wegen  der  Pestgefahr,  Februar  1879. 

II.  _  §.  89  [253].  Frage  der  Beschränkung  der 
Reisefreiheit  aus  volkswirthschaftlichen  Gründen. 
Schwieriger  und  bestrittener  ist  die  Frage,  ob  Ausnahmen  von  der 
allgemeinen  Reisefreiheit  wenigstens  unter  Umständen  eintreten 
dürfen  und  sollen^  in  zwei  anderen  Fällen,  welche  die  Volkswirth- 
schaft  unmittelbar  berühren.  Der  eine  betrifft  die  Ausübung 
von  Gewerben  im  Umherziehen  oder  den  sogen.  Hausir- 
handel und  die  Wanderlager,  der  andere  den  längeren 
Reiseaufenthalt  derreicheren,  besonders  grundbesitzenden 
Glassen  zu  Zwecken  des  Lebensgenusses  im  Auslande  (sogen. 
Frage  des  Absentismus).  Dort  liegt  also  eine  bestimmte  Art 
des  gewerblichen,  hier  des  Vergnügungs-Reiseverkehrs  vor. 

1.  Die  wichtige  Frage  des  Hausirhandels  n.  s.  w.  ist  hier 
nicht  näher  zu  erörtern,  sie  gehört  in  die  Practische  Volkswirth- 
schaftslehre,  speciell  in  die  Handels-  und  Gewerbepolitik.  Hier 
muss  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  dieselbe  und  die  ihr 
jetzt  zu  Theil  gewordene  Entscheidung  ^)  —  eine  Gonsequenz  voller 
Reisefreiheit  und  Gewerbefreiheit  —  eine  Bedeutung  nicht  nur 
speciell  für  das  Gewerbewesen,  sondern  auch  weiter  für  allgemeinere 
Verhältnisse  des  Wirthschaftslebens  hat  Auch  wenn  man  nicht 
allen  Klagen  der  unter  der  Concurrenz  umherziehender  Händler 
leidenden  Geschäftsleute  der  stehenden  Gewerbe  Glauben  schenkt, 
so  wird  doch  nicht  zu  bestreiten  sein,  dass  hier  der  tüchtige  sess- 
hafte  Gewerbebetrieb  durch  eine  unsolide  und  unehrliche  Con- 
currenz leicht  untergraben  und  mancherlei  Schaden  gestiftet  wird.  ^ 
Es  kommen  daher  gerade  hier  wieder  öfters  besonders  dunkle 
Schattenseiten  der  freien  Concurrenz  zur  Geltung  (I,  §.  320).   Des- 


0  Vgl.  Titel  8  der  deutschen  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869,  besonders 
§.  55  —  63,  desgleichen  in  der  Redaction  von  1S$3,  Gesetz  vom  1.  Juli  ISSS,  Artikel 
6,  7, 11, 14  und  die  Gommentare  dazu.  Darin  einige  Erschwerungen  und  Beschr&nkungeD 
gegen  die  Gewerbe-Ordnung  von  1869.  Dazu  z.  B.  Jacobi,  Gewerbegesetzgebung  im 
Deutschen  Beiche,  S.  86  ff*.;  v.  ROnne.  preussisches  Staatsrecht  II,  2,  §.  452.  S.  413, 
Deutsches  Staatsrecht.  §.  15.  —  Das  Halten  von  Wand  er  lagern  nimmt  zwischen  dem 
stehenden  und  dem  Hauäirgcwerbebctrieb  eine  Mittelstellung  ein,  siehe  Jacobi,  S.  88. 

^  Oefters  Klagen  in  den  Handelskammerberichtcn,  z.  B.  schon  länger  aus  der 
Provinz  Hannover.  Neuerdings,  besonders  seit  dem  Rückgang  der  Geschäfte  1874  ff., 
fast  aus  allen  Tbeilen  Deutschlands.  Daher  auch  Anregung  amtlicher  Unter- 
suchungen der  Verhältnisse.    Häufige  Erörterungen  in  den  Parlamenten. 
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halb  kann  die  Eventualität  von  Beschränkungen  des  Verkehrs 
wenigstens  nicht  so  ohne  Weiteres  mit  dem  Hinweis  darauf  abge- 
wiesen werden  y  dass  es  sich  hier  nur  nm  selbstverständliche  Con- 
seqnenzen  des  freien  Reiserechts,  der  gewerblichen  Freizügigkeit 
und  der  Gewerbefreiheit  handle. 

Eine  l>esondere  Bestenemng,  auch  eine  höhere  als  beim  stehenden  Gewerbe, 
kann  mit  znm  Zweck  der  Beschränkung  dienen.  Die  neuere  Gewerbesteuergesetz- 
gebung  mit  eigenen  Steuern  des  Hansirgewerbes  und  Wanderlagerbetriebs  Ferfolgt 
solche  Gesichtspuncte  gelegentlich  ein  wenig  mit. 

2.  Die  Frage  des  Absentismus  hängt  mit  der  Frage  des 
Eigenthnms  überhaupt  und  des  Grundeigenthums  speciell 
zusammen  und  ist  an  dieser  Stelle  ebenfalls  nur  kurz  zu  berühren. 

Oftmalige  Erörterungen  darüber  in  England,  besonders  in  Verbindung  mit 
Stenerprojecten  für  die  abwesenden  Grundherren  Irlands,  aber  auch  allgemein  für 
die  im  Ausland  lebenden  Inl&nder.  Vgl.  schon  A.  Smith,  wealth  of  nations.  B.Y, 
eh.  2,  M'Culloch.  princ.  of  pol.  econ.  ed.  1843,  p.  152,  der  Nachtheile  (wenigstens 
hinsichtlich  der  Ausgabe  des  Einkommens)  bestreitet,  Senior,  der  sie  bedingt  zu- 
giebt,  siehe  dessen  polit  econ.,  4.  ed.,  p.  155 — 161.  Auch  M'CulIoch  gestcdit  in- 
dcflsen  zu,  dass  das  improyement  of  the  estates  und  die  Verfeinerung  der  Sitten 
unter  dem  Absentismus  leiden  kOnne.  Siehe  auch  Hermann,  Untersuchungen,  2.  Aufl., 
Su  617  ff.,  besonders  628,  Anmerkung.  Rau,  Volkswirthschaftslehre,  §.  340,  Anmerkung. 
Koscher,  II,  §.56,  57. 

Dem  Grundsatz  des  absoluten  Privateigentbums  entspricht  es, 
dass  der  Besitzer  eines  solchen  und  der  Bezieher  von  Renten  daraus 
mit  diesem  seinem  Eigenthum  nach  seinem  Belieben,  seinem  In- 
teresse gemäss  schalten  kann,  unbekümmert  um  die  Folgen,  welche 
daraus  für  Andere  hervorgehen,  wenn  diese  Anderen  und  deren 
Gesammtheit  nur  nicht  in  ihren  Rechten,  wenngleich  in  ihren  In- 
teressen ^  verletzt  werden.  Qui  jure  suo  utitur,  neminem  laedit. 
Die  Verzehrung  von  Einkünften  aus  dem  Eigenthum  im  Auslande 
oder  überhaupt  fern  von  den  Orten,  wo  jene  Einkünfte  gewonnen 
oder  reell  producirt  wurden,  lässt  sich  also  aus  dem  Standpuncte 
des  absoluten  Eigenthums  so  wenig  als  aus  demjenigen  der  per- 
sönlichen Freiheit  anfechten.  Das  Recht  dazu  ist  vielmehr  eine 
Consequenz  dieser  beiden  Principien. 

Aber  für  die  Gesammtheit  und  speciell  für  diejenigen  Kreise, 
welche  an  der  Production  jener  Einkünfte  betheiligt  sind,  ferner 
ntmentlich  für  den  Grund  und  Boden  oder  die  Landgüter,  als 
deren  Renten  jene  Einkünfte  bezogen  werden,  ist  die  regelmässige 
Verzehrung  der  letzteren  in  der  Fremde  und  zum  Theil  überhaupt 
entfernt  vom  Productionsorte  mit  manchen  Nachtheilen  verbunden. 

Das  PriFateigenthum  (der  Boden,  aber  öfters  auch  das  Kapital),  wird  in  der 
Abvesenbeit  des  Herrn  nicht  immer  in  der  besten  Weise  verwendet.  Die  fortfliessenden 
fieoten  dienen  nicht  einmal  theilweise  zur  Vermehrung  des  localen  oder  heimischen 
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Kapitals,  noch  zu  neuer  Nachfrage  nach  Arbeit  an  Ort  und  Stelle,  noch  kommen  sie 
dem  Landgute  zu  Statten.  Das  private  Grund-  und  Eapitaleigenthum  ?erliert  daher 
hier  manche  seiner  gtlnstigen  allgemein -volkswirthschaftlichen  Wirirangeu  und  damit 
den  besten  Titel  seiner  ?olks wirtschaftlichen  (nicht  nur  priyatwirthschafüichen)  Be- 
rechtigung. 

Unter  diesen  Umständen  lässt  sieb  eine  Intervention  des 
Staats  im  Gemeinschaftsinteresse  principiell  recht- 
fertigen. Dieselbe  kann  eventnell  aaeb  in  einer  Erschwerong 
des  Absentismns  mittelst  einer  entsprechenden  Besteuerung  des 
ausserhalb  verzehrten  Einkommens  bestehen.  Eine  solche  Be- 
steuerung bat  Aehnlichkeit  mit  dem  Abzugsrecht.  In  den  Steuern 
auf  Reisepässe y  besonders  auf  Auslandspässe  (Russland)  ist  mit- 
unter ein  solcher  nicht  unberechtigter  socialpolitischer  Steuerge- 
sichtspunct  mit  zur  Geltung  gelangt.^)  Ausserdem  kann  im  Fall 
des  Absentismus  von  grösseren  Eigenthtimem,  deren  Grund  und 
Boden  verpachtet  ist,  die  Frage  einer  anderweiten  gesetzlichen 
Regulirung  der  Verbältnisse  des  Grundeigenthums  besonders  practisch 
und  auch  hier  die  Staatseinmischung  nicht  kurzweg  mit  dem  Prineip 
absoluten  Eigen thums  abgewiesen  werden  (vgl.  Buch  3,  Kap.  2, 
unten). 

Unter  Nicolaus  war  das  Hinausreisen  in  Bussland  theils  verboten,  theils  durch 
hohe  Passsteuern  (einige  100  Rubel)  erschwert.  Neuerdiogs  wurde  für  den  AusUndEh 
pass  5  Rubel  gezahlt,  für  jedes  halbe  Jahr  der  Abwesenheit  eines  Russen  im  Auslände 
weitere  5  Rubel.  Der  Ertrag  der  Passsteuer  war  um  1880  2.5  Millionen  Rubel, 
wozu  aber  die  inländischen  Bauempftsse  das  Meiste  beitragen ,  siehe  den  Tarif  bei 
Walcker,  S.  279.  Eine  Abwesenheitssteuer  als  Ersatz  ftlr  die  eingehende  heimische 
Steuer  haben  auch  englische  NationalOkonomen  mehrfach  günstiger  beurtheilt,  so 
A  Smith.  Siehe  meine  Finanzwissenschaft  U,  1.  Auflage,  §.  290,  S.  40,  2.  Auflage« 
S.  83,  wo  auch  neuere  Daten  über  Russl&nd. 


^)  Siehe  Finanzwissenschaft  II,  2.  Auflage,  §.  160. 
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Erstes  Kapitel. 
Einleitung. 

Die  Eigenthumsordnung  im  Allgemeinen. 

1.  Abschnitt. 

Orientirende  Vorbemerkungen  fiber  den  Standpunet  und  die 
Bebandlungsweise,  nebst  Litteraturnaehweis. 

§.  90  [S.  502,  503].  Behandlnng  der  Eigcnthamsfragen  in  der 
Nationalökonomie.  Vgl.  hierzu  die  Vorbemeikungen  za  Boch  6  des  1.  Theils, 
besonders  S.  873,  nnd  in  diesem  Theil  II  §.  1  ff.,  besonders  §.3.  S.  S,  auch  zu 
Kapitel  3  des  ?origen  Bachs  g.  43. 

Der  Zweck  dieses  nnd  der  folgenden  zwei  Bücher  ist  die  Anfstellong  einer 
BitionalOkonomisch  und  socialrechtlich  haltbaren  Eigonthumslehre 
vnd  Ei  genthn  ms  Politik  statt  der  bloss  individualistischen,  rein  privatrecht- 
lichen  Eigenthnmsiehre  der  heutigen  Jurisprudenz  (§.  1).  Es  sollen  daher  die  ge- 
schichtlich überkommene  und  bestehende  Eigenthumsinstitution  und  ihr  Recht  einer 
geoerellen  Prüfung  ?om  Standpuncte  der  Volkswirthschaft  und  der  Socialpolitik  aus 
QBterzogen,  femer  die  Anforderungen,  welche  hiernach  hinsichtlich  der  rechtlichen 
Zolaasong  des  Prifateigenthums  überhaupt  und  desjenigen  an  den  verschiedenen  Ob- 
jecten  (Elgenthumsarten,  —  Frage  der  Ausdehnung  des  Eigenthums)  nnd  hinsichtlich 
des  Inhalts  dieses  Eigenthumsrechts  zu  stellen  sind,  erOrtert  werden.  Kach  dem  Er- 
cebnias  dieser  Untersuchung  sind  dann  wieder  national-  oder  socialokonomische  Postu- 
me für  die  socialrechtliche  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  aufzustellen. 

Diese  Aufgabe  führt  zu  den  mannigfachsten  Berührungen  mit  der  Hechts- 
fkUoaophie,  besonders  in  der  Frage  der  Begründung  des  Privateigenthums  als  Rcchts- 
iiftitQt,  mit  der  Rechtsgeschichte,  besonders  in  Bezug  anf  die  Entwicklung  dieses 
IistitBts  und  des  Eigenthumsrechts  (Ausdehnung  und  Inhalt  des  Eigenthums),  wobei 
h»  Gmndeigenthum  und  seine  Rechtsgeschich to  an  Bedeutung  allem  anderen  Eigen- 
en Tormnsteht;  und  jene  Aufgabe  führt  auch  und  vorzugsweise  zur  Berührung  mit 
km  bestehenden  Privatrecht,  was  namentlich  die  Frage  der  Zulassung  von  Privat- 


182     2.B.  EigeDthum.  I.E.  Im  Allgemeinen.  I.A.  Vorbemerkungen.  Litterator.  §.90,91. 

eigenthum  an  allen  in  Betracht  kommenden  Objecten  nnd  die  Frage  des  Inhalts  des 
Eigenthnmsrechts  Uberhaupt  und  bei  den  einzelnen  Eigenthumskategorieen  anlangt 
Vom  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Standpuncte  ans  ergeben  sich  nun 
gewisse  Anforderungen  an  die  Eigenthumsoidnung,  welche  eine  Auseinandersetzung 
mit  rechtsphilosophischen  Lehren  und  Thesen  und  mit  Sätzen  des  geltenden  Rechts 
nOthig  machen.  Die  Aufgabe  in  diesem  Werk  beschränkt  sich  nach  dessen  Zweck 
durchaus  darauf,  die  rechtsphilosophische,  die  rechtsgeschichtliche  und  die  positir- 
rechtliche  Seite  der  Eigenthumslehre  nur  soweit  in  die  Erörterung  hineinzuziehen, 
als  es  eine  solche  Auseinandersetzung  erfordert.  Die  sich  hiemach  für  die  Darst^nng 
ergebenden  Grenzen  sind  im  Folgenden  möglichst  streng  innegehalten  worden. 

Die  nationalokonomischc  und  socialpolitischo  Untersuchung  des  Eigenthums  und 
seiner  Ordnung  muss  namentlich  die  Fragen  beantworten,  ob  und  wie  weit  Prirat- 
eigenthum  an  und  fUr  sich  und  PriFatcigenthum  bestimmter  Kategorieen,  wie  Kapital-, 
Grund-,  „geistiges"  Eigenthum,  als  eine  nothweudige  Bedingung,  wenn  nicht  jeder 
Yolkswirthschaft  Uberhaupt,  so  doch  ihrer  höheren  Entwicklung  und  daher  der  reich- 
licheren Bedarfnissbefriedigung  des  ganzen  Volks  anzusehen,  mithin  insbesondere  im 
Tolkswirthschaftlichen  Productionsinteresse  gelegen  ist;  femer  ob  und  wie  weit  neben 
Pri?ateigenthum  Gcmeineigenthum  in  irgend  einer  Form  („Öffentliches*',  „gesellschaft- 
liches**) im  Gcsammtinteresso  auch  noch  oder  grade  wieder  bei  unseren  CultuirOlkern  be- 
stehen soll;  endlich  wie  das  PriFateigenthnm ,  wenn  dasselbe  als  eine  Existenz-  und 
Gedeihensbedingnng  der  Volkswirthschaft  einmal  anerkannt  ist,  nach  dem  Interesse  der  letz- 
teren, daher  namentlich  unter  Beachtung  des  volkswirthschaftlichen  VertheilungsinteresMS 
(Grundlegung  Theil  I,  §.  262 — 296)  zweckmässig  gestaltet  und  wie  die  Collisiou 
zwischen  dem  Individual-  oder  dem  eigentlichen  Privatinteresse,  welches  nach  einam 
absoluten  Eigenthumsrecht  strebt,  und  dem  Gesammtinteresse,  welches  nur  ein  in  den 
Befugnissen  des  EigcnthUmers  beschränktes  und  mit  Pflichten  verbundenes  Privat- 
eigenthumsrecht  zugestehen  kann,  ausgeglichen  werden  soU:  Fragen,  welche  sich  zu- 
sammenfassen lassen  als  Fragen  nach  der  Existenz  oder  Begründung,  der  Zu- 
lassung oder  Berechtigung,  nach  dem  Begriff,  der  Ausdehnung  und  doa 
Inhalt  des  Privateigenthums,  unter  diesem  Inhalt  auch  das  Erbrecht  inbegriffea 
(§.  180,  131). 

Es  war  früher  nicht  üblich,  auch  nur  entfemt  in  dem  Umfange,  wie  es  im 
Folgenden  geschieht,  Untersuchungen  über  das  Eigenthum  in  der  National- 
ökonomie anzustellen.  Den  älteren  Lehrbüchern  und  Systemen  fehlen  dieselben 
daher  meistens  gänzlich,  die  neueren  gehen  wenigstens  noch  nicht  näher  darauf  ein^ 
wenn  auch  schon  mehr  als  auf  die  Bechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit.  Die 
Existenz  des  Privateigenthums  und  das  bestehende  Vermögensrecht,  welches  sich  an 
diese  Institution  anschliesst,  galt  und  gilt  vielfach  noch  heute  der  liberal  -  individua- 
listischen Politischen  Oekonomie  als  die  selbstverständliche  Rechtsgrundlage,  welche 
einfach  anzunehmen,  über  welche  aber  nicht  zu  discutiren  ist  So  erklärt  es  sich, 
dass  das  PriFattrcrmOgensrccht  bisher  kaum  weiter  in  der  Volkswirthschaftslchre  er- 
örtert, am  Wenigsten  aber  seine  hauptsächlichen  Institute,  wie  das  Eigenthum,  einer 
Kritik  unterzogen  oder  zu  begründen  und  zu  modificiren  gesucht  wurden.  Die  Be- 
gründung galt  für  überflüssig,  die  Kritik  und  Modification  für  unzulässig.  Und  während 
auch  in  der  Politischen  Oekonomie  längst  eine  Menge  Einrichtungen  des  öffentlichen 
Rechts  kritisch  zersetzt  wurden,  blieb  —  mit  theilweiser  Ausnahme  des  Familien-  und 
Erbrechts  —  das  Privatrecht,  namentlich  die  Privateigenthumsordnung ,  noch  immer 
ein  Noli  me  tangere  für  die  theoretische  Betrachtung. 

In  der  gegenwärtigen  Entwicklung  unserer  Wissenschaft  ist  dieser  Standpunct 
nicht  mehr  haltbar.  Man  kann  und  darf  die  Aufgabe  einer  nationalökonomischen 
Beurtheilung  des  Eigenthums  nicht  mehr  bei  Seite  lassen  oder  nur  als  eine  neben- 
sächliche behandeln,  wie  dies  in  den  Vorbemerkungen  zu  diesem  TheU  II  der  Grund- 
legung (§.  1  ff.)  schon  erörtert  wurde. 

Freilich  mangelt  es  bei  dieser  Sachlage  leider  noch  sehr  an  den  geeigneten 
Vorarbeiten,  was  sich  bei  der  vorwiegend  priucipiellen,  auch  mehr  dogmatischen  Be- 
handlung, nach  welcher  dieses  Werk  strebt,  um  so  empßndJicher  fühlbar  macht  Durch 
diesen  Mangel  ist  die  ausführlichere  Darstellung  der  principiellcn  Fragen,  wie  die- 
jenige nach  der  Begründung  des  Privateigenthums  überhaupt,  nach  der  Zulassung  der 
Berechtiguus:   und  socialokonomischen  Noth wendigkeit  privaten  Kapital-   und   Grund- 
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ei^tsDthums  neben  oder  aasschliesalich  statt  Offeotlicheu  Eigenthoms,  im  Folgenden 
ttothwendijc  f^worden. 

§.91  ((S.  503 — 506].  Die  Eigenthumslehre  in  den  yerschiedenen 
Litteratnrzweigen.  Die  frühere  nationalOlionomische  Fachlitteratnr  bietet 
f^  die  principielle  Behandinng  solcher  Fragen  noch  sehr  wenig.  Nor  für  das  private 
Gnmdeigeutham  oder  für  Hauptkategorieen  desselben,  wie  das  ländliche,  das  Wald- 
und  Bergwerkseigen thum,  hat  die  Nationalökonomie,  zam  Theil  unter  Verwerthang  der 
rechtsgeschichtlichen  Untersuchnngen  und  in  Verbindung  mit  Erörterungen  aber  Fort- 
bildang  der  Agranrerfaisnng  und  mit  finanzwissenschaftlichen  Fragen  (Staatscigenthum 
TOD  Domänen,  Forsten,  Bergwerken  n.  s.  w.).  umfassendere  Vorarbeiten  geliefert.  Auch 
die  TennOgensrechtlichen  Seiten  des  Famiiienrechts  und  das  Erbrecht,  besonders  in 
Bezog  auf  Grondcigenthum  und  Grundbesitz?ertheilQng  (bäuerliches  Erbrecht)  wurden 
in  Betracht  gezogen.  Die  Ergebnisse  solcher  Untersuchungen  sind  für  den  grund- 
legenden und  theoretischen  Theil  des  Systems  allerdings  noch  nicht  allgemeiner  benutzt 
worden,  am  Meisten  ?on  Schäffle.  Untersuchungen  über  die  Ökonomische  Natur  des 
städtischen  Gmndeigcnthums  und  desjenigen  an  Wegeboden  fehlten  früher  grOssten- 
theils.  Die  aparte  Ökonomische  Stellung  des  Kapitaleigenthums  hat  trotz  der  werth- 
rollen  Fingerzeige  def  socialistischen  Kritik  die  individualistischen  Nationalökonomen 
fast  bis  in  die  Gegenwart  hinein  noch  beinahe  ebensowenig  beschäftigt  als  die  Rechts- 
philosophen und  die  positiven  Juristen.  Auch  sie  haben  daher  noch  kaum  Forderungen 
priucipielicr  Art  für  eine  aparte  Rechtsstellung  des  Kapitaleigenthums  erhoben,  obwohl 
die  Fabrikgesetzgebuug  und  die  ßeschränkuug  des  Arbeitsvertragsrechtd  dazu  hätte 
fahren  können.  Doch  beginnt  wenigstens  in  der  neueren  deutscheu  theoretischen 
litteratnr  (v.  Böhm-Bawerk^,  in  der  historischen  Richtung  (Knies.  Schmoller, 
Schönberg,  v.  Miaskowski,  Brentano),  auch  mit  unter  dem  Eiofluss  der 
socialistischen  Kritik  und  Doctrin  die  Beschäftigung  mit  den  grossen  Rechtsfragen,  in 
AnknOpfung  an  die  bezüglichen  Fragen  der  Practischen  Nationalökonomie,  auch  in 
theoretisch-nationalökonomischen  Werken  jetzt  regelmässiger  zu  werden.  Und  in  der 
fremden  Littoratur  (Nordamerica,  Italien  [Loria],  seltener,  aber  doch  auch  etwas,  Eng- 
land, am  Wenigsten  noch  bei  den  Franzosen,  mit  Ausnahme  des  Kreises,  der  sich 
om  Gide  groppirt)  treten  wenigstens  ähnliche  Tendenzen  neuerdings  ebenfalls  hervor. 

Die  socialistische  Litteraturlstzu  einseitig  kritisch  und  begründet  ihre 
positiven  Forderungen,  wie  die  Abschaffung  des  privaten  Kapital-  und  (irundeigen- 
thoms  und  des  Erbrechts  zu  wenig.  Die  neueren  „historischen^*  Versuche,  eutwicklungs- 
gcsdtzlich  die  Entstehung  des  Privateigen rh ums  zu  erklären  (Engels),  sind  ja  als 
Zeichen  eines  Bedürfnisses  nach  tieferer  Auffassung  immerhin  beachtenswerth ,  aber 
doch  nicht  befriedigend  (§.  7).  Die  psychologischen  Seiten  der  Frage  von  Gemeiu- 
QBd  Privateigenthn ui  und,  in  Verbindung  damit,  von  socialistischer  und  privatwirth- 
ichafüicher  Ordnung  von  Production  und  Vertheilung  werden  überhaupt  nicht  genauer 
ins  Auge  gefasst,  so  sehr  das  auch  für  die  practischen  Forderungen  des  Socialismus 
geboten  wäre.  Die  Schwierigkeiten,  welche  vor  Allem  vom  maassgebenden  Interessen- 
ttandpanct  der  Production  der  Verwirklichung  dieser  Forderungen  entgegenstehen,  selbst 
wenn  man  die  socialistische  Kritik  des  geltenden  Ei^^enthumsrechts  und  seiner  ökono- 
mischen Wirkungen  auf  Production  und  Vertheilung  für  völlig  gelungiui  anerkennen 
könnte,  werden  verhüllt,  oft  einfach  übersehen.  Es  handelt  sich  daher  im  Folgenden 
aach  nicht  um  ein  näheres  Eingehen  auf  die  socialistische  Littcratur  und  ihre  Beweis- 
fikbrnngen,  —  was  nach  dem  Plane  dieses  Gesaumtwerks  Aufgabe  der  fünften,  der 
Ittterargeschichtlichen  Abtheilung,  —  sondern  nur  om  eine  Prüfung  und  zum  Theil  um 
eine  Antikritik  der  Ergebnisse  der  socialistischen  Eigenthumskritik  und  der  hauptsäch- 
lichen Postulate  für  die  Eigenthumsordnuug,  weiche  aus  dieser  Kritik  abgeleitet  werden. 

Die  Rechtsphilosophie  hat  die  Frage  nach  der  Begründung  des  Privat- 
eiirenthnrns  naturlich  zuvörderst  und  am  Eingehendsten  behandelt.  Die  verschiedenen 
Schulen  und  Autoren  stellen  mancherlei  verschiedene  Versuche  der  Begründung  an, 
von  denen  m.  E.  keiner  als  fihiii  gelungen  bezeichnet  werden  kann.  Der  allgemeine 
Mangel  ist  die  fehlende  oder  ungenügende  Unterscheidung  der  verschiedenen  Eigen- 
chumMirten  und  die  unterbleibende  Betrachtung  der  ökonomischen  Seiten  der  Privat- 
eiirenthnmsiustitution ,  der  Wirkungen  der  letzteren  auf  Production  und  Vertheilung. 
der  Stellung  von  Privat-  und  Gemcineigcnthum  zu  einander.  Der  Gewinn  der  rechts- 
pküo»opbischcn  Untersuchungen  über  das  Eigenthum  ist  deshalb  für  die  National- 
ÖfcODomie  nur  ein  geringer.  Die  vagen  Allgemeinheiten,  die  Deductionen  aus  Willkür- 
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liehen  Axiomen,  der  schon  gerttgte  Mangel  (Theil  I,  §.352)  an  irgend  welcher 
näherer  Fuhlong  mit  der  Nationalökonomie,  welcher  bei  einer  so  eminent  wirthschaft- 
lichen  Einrichtung  wie  das  Eigenthnm  freilich  nicht  begreiflich  ist,  aber  nur  nm  so 
üblere  Folgen  hat,  —  alles  Dieses  bewirkt  hier  mehr  als  in  anderen  Fragen  der 
Tolkswirthschaftlichen  Grundlegung ,  dass  der  NationalOkonom  doch  noch  fast  ganx 
ohne  Unterstatzung  Seitens  der  Rechtsphilosophie  gelassen  wird.  Vgl.  die  Vor- 
bemerkungen zu  Buch  6  in  Theil  I,  §.  852,  353. 

Die  Rechtsgeschichte  —  und  ähnlich  die  räumlich  ?ergleichende 
Darstellung  des  Rechts  verschiedener  Völker,  wie  in  neuerer  ethnographischer  Forschung 
und  in  culturgeschicbtlichen  Werken  —  liefert  dagegen  für  die  Entwicklung  des 
Grund eigeuthums,  besonders  des  ländlichen,  reiches  und  nationalokonomisch  hoch- 
wichtiges Material,  sowohl  für  das  classischo  Alterthum,  als  namentlich  für  das 
germanische  Alterthum  und  Mittelalter  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein.  Diese 
Entwicklungsgeschichte  des  Grundeigenthums  läsät  sich  ähnlich  wie  diejenige  der  Un- 
freiheit im  Wesentlichen  auf  ein  ökonomisches  Princip  zurückführen,  dass  sie 
theilweise  selbst  beherrscht:  der  nothgedrungene  Uebergang  ?on  eztensirem  Land- 
wirthschaftebetrieb  zu  immer  iutensi?ercm,  bei  vermehrter  Bevölkerung,  führt  wie  über- 
haupt zu  Privateigenthum  an  Boden,  anstatt  des  früheren  Gemeineigenthums,  so  auch 
zu  immer  umfassenderem,  inhaltsreicherem  Eigcnthumsrecht  (§.  110).  Das  ländliche 
Grundeigenthum  \»t  derjenige  Theil  des  Eigenthums,  welcher  die  eingehendste  volks- 
wirthschaftliche  Würdigung  mittelst  Verwerthung  der  rechtsgeschichtlichen  Forschungen 
gefunden  hat.  Das  Untersuchungsgebiet  ist  aber  so  gross,  dass  eine  gewisse  Arbeits- 
theilung  nothwendig  ist  zwischen  Fach-  und  Rechtshistoriker  und  Nationalökonom. 
Wünschenswerth  und  fast  unentbehrlich  sind  nur  den  ersteren  auch  nationalökonomischa 
und  speciell  landwirthschaftlich-technischo  Kenntnisbe,  wie  neuerdings  die  Erfolge  von 
Rodbertus  in  altrömischer  Agrargeschichte  bewiesen  haben. 

Nach  der  in  diesem  Gesammtwerke  innegehaltenen  Vertheilung  des  Stofis  wird 
übrigens  in  die  Geschichte  dos  Grundeigenthums  in  dieser  Grundlegung  nur  soweit, 
als  es  die  principielle  Behandlung  der  grossen  Gardinalfragen  dieser  Abtheilung  mit 
sich  bringt,  eingegangen.  Weiteres  darüber  gehört  nach  unserem  Plane  in  die  Dar- 
stellung des  Agrarwesens,  daher  in  die  3.  Hauptabtheilung,  Theil  II  (Buchen- 
berger,  Band  I  mehrfach).  Es  ist  in  Recensionen  der  1.  Auflage  der  Grundlegung 
der  Zweifel  ausgesprochen  worden,  ob  ich  nicht  an  dieser  Stelle  schon  zu  weit  aof 
diese  historischen  Verhältnisse  eingegangen  sei  und  dadurch  zu  viel  aus  dem  genannten 
Theile  auticipirt  habe.  Vieles  wird  hier  von  subjectiver  Ansicht  abhängen.  Die  ohne- 
hin ziemlich  abstracto  Behandlung  der  genannten  Fragen,  die  wieder  von  anderer 
Seite  bemängelt  wurde,  schien  mir  dies  Hineinziehen  doch  zu  gebieten.  Ich  hi^ 
geglaubt,  hieran  in  dieser  3.  Auflage  festhalten  zu  sollen.  Wesentliche  Erweiterungen, 
zu  denen  die  neueren  agrargeschichtlichen  Arbeiten  hätten  Anlass  bieten  können,  sind 
indessen  absichtlich  nach  dem  ganzen  Zweck  der  Erörterungon  dieser  Dinge  in  diesem 
grundlegenden  Theilo  gleichfalls  unterblieben. 

Auch  die  übrigen  rcchtsgeschichtlichen  Untersuchungen,  wie  über 
Erbrecht,  Vortragsrecht.  Forderungsrecht,  Pfandrecht,  Zinsrecht 
u.  s.  w.,  die  Vergleich ungen  zwischen  der  römisch-rechtlichen  und  deutsch- 
rechtlichen Gestaltung  der  einzelnen  Institute  und  Rechte  und  der  geschichtlichen 
Entwicklung  eines  jeden  in  beiden  Rechtssystemen  bieten  fUr  die  nationalökonomische 
Behandlung  der  Eigenthunislehre  grösstes  Interesse  und  immerhin  schon  manche  Aus- 
beute. Mehr  und  mehr  erkennen  auch  unsere  Kcchtshistoriker  den  fast  immer  Strossen, 
oft  entscheidenden  Einfluss  volkswirthschaftlich  und  ökonomisch-technischer  Verhält- 
nisse auf  die  Fort-  und  Umbildung  der  Priratrechtsinstitote,  speciell  der  vermögens- 
rechtlichen an.  Der  grundsätzliche  Unterschied  zwischen  römischem  und  deutschem 
Rechte  wird  mit  Fug  wesentlich  auf  die  theils  natürlichen  (Klima!  Bodenbebauungs- 
art!), theils  geschichtlich-zufälligen,  aber  eben  einmal  bestehenden  Verschiedenheiten 
des  Wirthschaftslübens  zurückgeführt.  Arbeiten,  wie  diejenigen  von  Ihering. 
Lassalle  über  römisches.  Arnold  über  deutsches  und  römisches,  Gierke  über 
deutsches.  Endemann  über  kanonisches  Recht  sind  nicht  dankbar  genug  von  den 
Nationalökonomen  zu  begrUssen.  Die  Kechtsgeschichte  des  Wuchers  z.B.  ist  schon 
dcswej^on  auch  für  die  allgemeineren  volkswirthschaftlichen  Lehren  wichtig,  weil  in 
der  Wuchergcset7gebung  ein  geschichtlich  und  principiell  hoch  bedeutsamer  Versuch 
vorliegt,    dem  Kapitaloigenthum,   oder  doch  einer  Hauptart  desselben,   dem  Leih- 
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kapital,  eine  principiell  aparte  Stellung  im  Kecbte  zu  geben:  ein  an  und  für 
sich  ganz  richtiger  Gesichtspunct ,  dessen  Verwirklichung  im  g«!ltenden  Recht  ein 
oothwendiges  Problem  der  Zukunft  ist  und  in  der  neuesten  Gesetzgebung  (Wucherrecht, 
Bözsenrecht,  Bankrecht  n.  s.  w.)  auch  bereits  mit  Bewusstscin  erstrebt  wird. 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  einzelnen  Institute  und  Sätze  des  Vermögens- 
rechts kann  indessen  zumal  in  einer  nationalokonomischen  Grundlegung  nicht  er- 
folgen, nnd  wurde  ohnehin  das  Gebiet  der  Politischen  Oekonomie  auf  Kosten  der 
Bechtsgeschichte  and  der  positi?en  Rcchtslehro  zu  weit  ausdehnen.  In  unserer  Dis- 
cipiin  nnd  insbesondere  hier  in  der  Grundlegung  handelt  es  sich  nur  darum,  den 
socialOkonomischen  Gesichtspunct  in  der  principiellon  Kritik  der  geschichtlich  über- 
kommenen geltenden  Eigenthumsordnung  und  in  den  principiellen  Anforderungen  an 
die  Gestaltung  dieser  Ordnung  zur  Geltung  zu  bringen.  Daher  kommen  hier  nur  zur 
ErOrtemng  die  allgemeinsten  Principieufragen  der  Eigenthumsordnung,  die  Fragen, 
ob  nnd  wie  weit  Überhaupt  Prirateigenthum,  ob  Kapital-,  ob  Grundcigeuthum,  ob  Erb- 
recht aas  ?olkswirthschaftlichen  Gründen  bestehen,  welche  Rechte  aus  diesen 
Gründen  das  Eigenthumsrecht  gewähren,  welchen  etwaigen  Beschränkungen  und  Ver- 
pfiichtangen  es  unterliegen  muss,  welche  es  aber  auch  ertragen  kann.  Und  um  ähnlich 
allgemeine  Fragen  handelt  es  sich  bei  der  Freiheit  der  Verträge.  Die  Boweis- 
f^hmng  in  diesen  Fragen  muss  dann  doch  mehr  socialökonomisch  als  juristisch, 
mehr  logisch  dedacirend  als  geschichtlich  inducirend  sein. 

Die  Litt  erat  ar  des  heutigen  Rechts,  römischen  und  deutschen  Ursprungs, 
sowie  das  codificirte  Recht  ist  für  die  socialokouomischc  Untersuchung  der  Eigcn- 
thnmsordnang  zum  Zweck  der  Kritik  des  geltenden  Rechts,  z.  B.  der  Definitionen  und 
Formnlirangen  der  Begriffe  heranzuziehen.    Diese  Litteratur  hat  es  mit  der  Lex  lata 
zu   thauy   unsre  Untersuchung   handelt   de  lege   ferenda.     Aber  da?on  abgesehen, 
90  sind  die  Standpancte  auch  sonst  verschieden.    Die  heutige  Wissenschaft  des  Privat- 
rechts  steht   doch    überwiegend   auf  dem  Boden   des  römischen  Rechts   und  ist  von 
dessen   rein  individualistischer  Auffassung  des  Privatrecbts  und  besonders  des  Eigeu- 
thnmsrechtj  durchdrungen,   wozu  Ja  freilich  in  Wechselwirkung  mit  dem  römischen 
Recht  die  moderne  Culturentwicklung  auch  von  sich  aus  beigetragen  hat.   Der  erste  Ent- 
warf des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  diejenige  kritische  Litteratur,  welche 
ihm  beistimmt,  liefert  einen  neuen  Beweis  «iafür  ^§.  9,  126).  Aus  dem  römischen  Recht 
rühren   namentlich   auch  jene  Begriffsbestimmungen  und  Formulirungen  her,    welche 
im  Prifatrecht  stets  das  Herrschaftsmoment  in  möglichst  absoluter  Weise  zur  Geltung 
bringen.     Diese  Auffassung  ist  aber  in  der  Volkswirthschaft  und  im  socialen  Leben 
uhaltbar  und   mnss  daher  von  unserem  socialrechtlichen  Standpuncte  aus  principiell 
bek&mpft  werden.    Die  Socialökonomie  darf  sich  dabei  auch  nicht  durch  den  beliebten 
Einwand  der  privatrechtlichen  Jurisprudenz  irre  machen  lassen,  dass  ihre  Forderungen 
in   Betreff  des   Privatrechts   .juristisch   falsch",    „unlogisch''    seien    u.  dg!,  m.     Die 
Jurisprudenz  überschreitet  mit  solchen  Urtheilen  ihre  Competenz.     Ihre  Aufgabe  iet 
doch  nar  eine  wesentlich  technische  und  formale.    In  solchen  Fragen  handelt  es  bich 
dagegen   um  Eigenthumspolitik.     Unsere   Eigenthumsordnung  und  das  ganze  Eigen- 
thumsrecht kann   recht  wohl  aus  volkswinhschaftlichen  und  socialpolitischen  Gründen 
erheblich,   in  Manchem   selbst  von  Grund  aus  verändert  werden,    einerlei  ob  dies  in 
Einklang  oder  in   Widerspruch  mit  der  rein   formalen  Logik  der   individualistischen 
Privatrechtbwissenschaft  steht.     Es  liegt  für  die  Jurisprudenz  nach  eingetretener  Ver- 
Indening  des   geltenden  Rechts  lediglich  die  neue  Aufgabe  vor,   nunmehr  die  neuen 
Becbtssätze  nach  ihrer  formal  logischen  Methode  zu  behandeln,  eine  Aufirabe,  welche, 
Bebenbci  bemerkt,  auch  in  einem  durchaus  sücialistisch  geordneten  Gemeinwesen  mit 
ttiner  eigenthümlichcn  Productions-  und  Vertheilungsorduung  vorhanden  bliebe.    Eine 
udere  gesetzliche  Stellung  des  Eigcnthnms  z.  ß.  oder  eine  Veränderung  der  rechtlich 
zolissigen    Verbchuldungsformen  des  (irundeigenthums  kann   nicht  damit  angegrilicn 
Verden,   dass   sie   der   heutigen  Jurisprudenz   unhaltbar  erscheint,   sondern  dass  sie 
rolkswirthschaftlich    und   socialpolitisch    bedenklich  i>t.     Es   darf  dabei  auch  hervor- 
gehoben  werden,  dass  z.  B.   der  absolute  PrivHteigenthumbbegriff  nicht  einmal  eine 
neblige  Abstraction   des   geltenden  Rechts   ist  (§.  126  tl'.),   sondern    mit  anei kannten 
Sitzen  des  öffentlichen  Rechts  und  zum  Theil  selbst  des  Privatrechts  in  Widerspruch 
»teht.     Au^serdem    ist    die  Neii^ung  der  Privatrechtsjuristen,    ans  den    Be^^ritien   alle 
darin   möglicher  Weise   logisch  enthaltenen  Consequcnzen  zu  ziehen,    auch  vom  rein 
jsristischcn  Standpnncte   aus  bedenklich   und  gerade   mit   der  historiscli  -  ^ealibti^chen 
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Aaffassang  des  Rechts  in  Widerspruch.  Dies  wird  von  einzelnen  der  henrorragendsten 
Juriäten,  namentlich  wieder  ron  Ihoring,  ?on  Glerke  u.  A.  m.  selbst  anerkannt 
Der  NationalOkonom  und  Socialpolitiker  hat  allen  Grand,  gegen  diese  einseitig  „logische*' 
Methode  der  Juristen  Einspruch  zu  erheben. 

Bei  einer  richtigeren  Behandlung  des  Privateigenthums  in  der  Rechtswissen- 
schaft mUsste  diese  Institution  ttberhaupt  nicht  nur  im  Priratrecht,  sondern  auch 
im  öffentlichen  Recht  ihre  Stelle  finden.  Wie  die  Dinge  liegen,  bietet  jedoch  die 
Littcratur  des  Otfentlichen  Rechts  für  unsere  Untersuchungen  wenig.  Der  Schutx 
des  PriFateigenthums  wird  zwar  als  eine  der  ersten  Aufgaben  des  Staats  be- 
trachtet. Bezügliche  Sätze  von  der  Heiliirkeit  und  Unverletzlichkeit  des  Eigenthnms 
sind  in  unsere  Verfassungen  gekommen.  Die  daraus  entspringenden  Aufgaben  werden 
im  Staatsrecht  behandelt  und  allenfalls  dann  einmal  ein  Wort  aber  Princip,  Berech- 
tigung, Maass,  Gautelen  der  Zwangsenteignung  ge&ussert  Aber  im  Uebrigen  wird 
die  Lehre  vom  Privateigenthum  so  gut  wie  vollständig  dem  Privatrecht  überiassea 
und  dessen  Auffassung  und  Behandlung  des  Eigenthnms  wiederum  in  das  Staatsrecht 
als  die  selbstverständliche  herüber  genommen.  Auch  dies  ist  nur  eine  Consequenz 
des  einseitig  individualistischen  Standpuncts  unserer  Rechtswissenschaft  in  der  Eixen- 
thumslehre  und  im  Vermögensrecht  ttberhaupt.  Die  directe  und  indirecte  Einwirkung 
der  gesammton  Eigenthumsordnung  auf  die  Gesellschaft  und  dadurch  in  eminentem 
Maasse  auf  den  Staat  wird  dabei  verkannt,  obwohl  in  Bezug  auf  das  Grundeigen- 
thum,  dessen  Gestaltung  und  Vertheilung  und  auf  gewisse  Puncte  des  Famiiieu- 
rechts  die  richtige  Einsicht  nicht  gefehlt  hat.  Man  hat  es  aber  unterlassen,  daraus 
die  weiteren  Gousequ«n/;cn  fUr  die  Auffassung  und  Behandlung  des  Privatrechts 
überhaupt  zu  ziehen.  Die  Folge  der  jetzt  anzustrebenden  socialrechtlichen  Auf- 
fassung des  Eigenthums  ist  es,  dass  dasselbe  auch  im  Staatsrecht  seinen  Plitz 
finden  muss.  Bisher  sind  es  gewöhnlich  nur  einzelne  Eigenthumskategorieen 
und  besondere  Rechtsinstitute  und  -Verhältnisse,  wie  z.  B.  eben  das  £z- 
propriationsrecht ,  welche  im  Staatsrecht  und  speciell  im  Verwaltungsrecht  behandelt 
werden,  nicht  die  Institution  des  Privateigenthums  als  solche  und  ihr  Rocht;  ebtt 
Behandlung,  die  dann  sogar  ihre  Bedenken  hat,  denn  sie  trägt  zu  der  irrigen  Auf- 
fassung bei,  z.  B.  im  Enteignungsrecht  etwas  privatrechtlich  Anomales  zu  finden 
(siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  3).  Auch  L.  Stein  ist  in  seinem  Verwaltnugsrecbt  hier 
über  die  Früheren  noch  nicht  hinausgekommen  (vgl.  B.  VID.  Einen  wichtigen,  wohl  grund- 
sätzlich richtigen  Forrschritt  bezeichnet  dagegen  H.  Rösler  in  seinem  socialen  Ver- 
waltungsrecht.  Jetzt  i>t  im  Allgemeinen  auf  die  Polemiker  der  schärferen  Tonan  gegen  den 
Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  gegen  den  ganzen  Geist  dieses  Entwurfs  zo 
verweisen,  namentlich  0.  Gierke,  Anton  Menger  (§.  9,  Näheres  über  sie  in  §.  126). 

§  92.  Für  die  specielle  Litteratur  über  die  einzelnen  Lehren  (Begründung, 
Begrifl,  Kapital-,  Grundeigen thum)  vgl.  unten  die  einzelnen  von  diesen  handelnden 
Kapitel  und  Abschnitte  und  die  littorarischen  Vorbemerkungen  dazu.  Hier  folgt  zu- 
nächst eine  Uebersicht  über  die  allgemeinere  Litteratur,  welche  in  den  Vor- 
bemerkungen in  Buch  3  und  4,  besonders  §  132  ff ,  155  ff.  noch  weitere  Ergänzungen 
mit  Ausführungen  über  wichtigere  Autoren  und  Litteraturzweige  findet. 

Nationalökonomische  Litteratur.  Kautz,  National-Ockonomie,  I,  §.  22  ff., 
auch  für  weitere  Litteraturangaben.  Röscher.  System  I,  §.77  —  88,  siehe  auch 
dessen  Vorrede  zu  den  hier  auch  ihrerselbst  wegen  mit  zu  nennenden  „national- 
ökonomisch -  civilistischen  Studien"  von  U.  Dankward  t  (Leipzig  1862  und  1869), 
jetzt  auch  in  Roscher's  Ansichten,  3.  Auflage,  Band  I,  S.  89,  v.  Mangoldt,  Grund- 
riss,  2.  Auflage,  §.  24;  derselbe.  Volkswirthschaftslehre,  Kapitel  6,  paasim, 
M.  Wirth,  National -Oekonomie  I,  4.  Auflage,  S.  377  —  397  (hauptsächlich  über 
geistiges  Eigenthum),  II,  3.  Auflage.  S.  71  ff.  Dühring,  Cursus  der  National-  und 
Social -Oekonomie,  5.  Abschnitt,  I.Kapitel.  —  Wichtiger,  z.  Th.  auch  in  Verbindung 
mit  antik  ritischen  Erörterunt^cn  der  socialistischen  Kapitalkritik:  Hildebrand, 
National- Oekonomie  I,  §.  21.  §.  44— 45,  §.62.  Knies,  politische  Oekonomie,  l.Auf- 
la^^e,  S.  130 — 147  (besonders  über  das  Eigenthum  bei  den  Griechen,  Römern  und 
alten  Germanen),  2.  Auflage,  S.  2S0  H.,  besonders  der  neue  Zusatz  hier  S.  199 — 223; 
derselbe,  das  Geld,  Berlin  lb73.  namentlich  Abschnitt  II,  S.  81  ff.  (Begriff  des 
Eigenthums).  siehe  unten  §.  ]2(i.  Schäffle.  System,  3.  Auflage,  passim  besonders 
11,  505  ff.  bis  541  (besonders  werthvolle  Erörterungen  über  Familien -Vermögensrecht, 
Erbrecht),    II,  345  11'.,  II,  384  fl*.  (u.  A.  über  die  rcchtsphilosophische  Rechtfertigung 
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des  Kapiaigewinos  und  über  Marx),  II,  79  ff.  (geistiges  Eigen thum  u.  s.  w.)\  der- 
selbe, Kapiulismos  und  Socialismus ,  besouders  S.  59  ff.,  82  ff.  (Kritik  der  Eigon- 
thamsbegrttndungen),  S.  312  ff.,  danu  im  15.  Vortrag,  S.  610  ff.  passim;  derselbe, 
Theorie  der  ausschliessenden  Absatzrerh&Itiiisse  vbesonders  wichtig  fUr  die  Theorie 
des  geistigen  Eigenthnms) ;  derselbe,  Bau  und  Leben  dos  socialen  Körpers  I, 
215.  767  ff.«  III,  384  und  mehrfach  pasdim  an  verschiedenen  Stellea  dieses 
grossen  Werks.  Schftffle  hat  auch  auf  diesem  (iebiete  unter  allen  National- 
Ökonomen  die  bedeutendsten  Erörterungen  angestellt,  formell  nur  etwas  zu  apho- 
ristisch. Mit  letzterem  Umstände  mag  es  zusammenhängen,  dass  es  aach  bei 
ihm  noch,  wie  bei  den  anderen  Autoren,  bisher  doch  meist  nur  einzelne  Puncto 
der  Eigenthumsinstitution  sind,  nicht  diese  in  ihrer  Totalität,  welche  erörtert 
werden.  Das  WerthroUste  bei  Schätfle  sind  die  Ausführungen  über  Familien -Ver- 
mögensrecht,  öffentliches  Vermögen,  geistiges  Eigenthum.  Manchfach  Anschlnss  an 
Mario,  Le  Play.  —  Lange,  Ansichten  Mills.  2.  Kapitel;  derselbe,  Arbeiter- 
frage, 3.  Auflage,  Kapitel  6.  U.  B  Osler,  Grundlehren  der  Smith 'sehen  Volkswirth- 
schafl^ehre,  2.  Auflage,  besonders  Kapitel  VIII  (sociales  und  Priratrecht);  derselbe, 
Vorlesungen,  S.  109  und  überhaupt  Kapitel  2  daselbst  vom  Besitz.  Maurus,  Freiheit 
in  der  Volkswirthschaft,  besonders  Abschnitt  5.  Schmoller,  (irundfragen  des 
Bechts,  besonders  Abschnitt  4.  S.  53  ff.  Sonst  tlberhaupt  Mario,  a.  a.  0.,  das  ganze 
Werk.  —  Mehrfach  A.  Samter,  Privateigenthum  und  gesellschaftliches  Eigenthum 
in  Nummer  22  und  23  der  Zeitschrift  „Wage'*  187H  (obgleich  der  Verfasser  an  der 
Ableitung  des  Prirateigenthums  aus  dem  Princip  der  individuellen  Persönlichkeit 
festhilt,  kommt  er  doch  zu  ziemlich  ähnlichen  Schiassen  wie  ich).  In  seiner  selb- 
ständigen Schrift  Gesellschafts-  und  Privateigenthum  (Leipzig  1S77,  eine  Recension 
gab  ich  in  der  Jenaer  TJtteratur-Zeitung  vom  31.  März  1877)  sucht  der  Verfasser  die 
Koüiwendigkelt  vom  „gesellschaftlichen*'  neben  Privateigenthum  nachzuweisen  und 
Terlangt  für  jenes  den  ganzen  Grund  und  Boden,  siehe  dagegen  unten  Buch  3, 
Eapitd  2.  Eine  spe6ielle  Untersuchung  über  den  Eigenthumsbegriff.  mit  Berück- 
sicbtigung  der  juristischen  Litteratur  lieferte  A.  Samter  in  Conrad's  Jahrbuch  1878, 
I,  269  (auch  selbständig;  darüber  Baron  in  Pözl's  Kritischer  Vierteljahrschrift  1878). 
Dann  Znsammenfassung,  Erweiterung  und  Fortfuhrung  dieser  Arbeiten  in  Samte r*s 
grösserem  Werke  das  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung  (Jena  1871));  darüber 
eine  juristische  Recension  in  Hildebrand's  Jahrbüchern,  K.  F..  I,  341  von  Pernice, 
die  wohl  zu  einseitig  die  Schwächen  und  dab  Dilettantische  des  Werks,  nicht  auch 
sein  Gutes  hervorhebL  Lindwurm,  Eigenthumsrecht  und  Menschheitsidee  im  Staate, 
Leipzig  1S78.  Schmidt-Werneck,  die  Eigenthumsfrage  in  der  Neuzeit.  Reval,  lb87. 
In  SchOnberg*s  Handbuch  wird  daa  Eigenthum  (Privateigenthum)  in  der  Abhandlung 
Kleinwächter's  über  volkwirthschaftliclie  Production  kurz  mit  behandelt  (3.  Auflage, 
LS.  235—239,  auch  über  Erbrecht,  S.  239).  G.  Cohn  handelt  über  Privateigenthum 
ood  Gesammteigenthum  in  seinem  System  I.  411 — 420,  im  Kapitel  von  der  Gliederung 
des  Zusammenlebens,  v.  Philippuvich.  (irundriss,  §.32 — 34,  über  Vermö^^ens-, 
besonders  Eigenthums-,  Erb-.  Verkehrsrecht  und  mehrfach  passim,  besonders  im 
5.  Buche  von  den  wirthschaftspolitischen  Parteien.  Im  Handwörterbuch  der  Staats- 
Yiasenschaft  hat  H.  v.  Scheel  den  kurzen,  aber  iilarcn  und  scharfen  Artikel  Eigen- 
tkUB  (III,  14—22),  auch  Erbrecht  (ebenda  S.  290—2^^5)  verfasst.  Das  an  selbständigen 
Gedanken  nicht  arme,  aber  doch  manchfach  sonderbare  Buch  von  0.  Effertz,  Arbeit 
snd  Boden,  2.  Aufl.,  Berlin  1890.  bietet  für  diese  Lehren  weniger  als  zu  erwarten  gewesen. 
BerOhrt  werden  die  Rechts-  und  Eigen thumsf ragen  auch  vielfach  in  J.  Wolfs 
System  der  Socialpolitik ,  l.Boch,  Grundlegung.  Socialismus  und  kapitalistische  Ge- 
ftellschaftsordnung  (Stuttgart  1 S92).  Dieses  von  der  Kritik  sehr  verschieden  beurtheilte. 
roo  keinem  Geringeren  als  W.  Hobcher  ausserordentlich  gelobte,  von  jüngeren  National- 
dkonomeu  ebenso  stark  getadelte  Buch  (W.  Sombart.  Singer)  hat.  wie  besonders 
Diehl  (Preuss.  Jahrbücher,  Dec. -Heft  1893)  mit  Recht  bemerkt,  eben  die  theoretische 
Seite  der  Streitfragen  nicht  scharf  genug  verfolgt,  während  e^  in  den  kritischen, 
focial-  und  wirthschaftspolitischen .  vielfach  gelungenen  Ausifuhrungcu  gegen  den 
Socialismus  doch  manchfach  im  Rechte  ist. —  Aus  der  neueren  theoretischen  öster- 
reichischen Litteratur  ist  besonders  v.  Böhm-Bawurk's  vurtreilliches  Werk  Kapital 
and  Kapitalzins  auch  für  die  princi]>iclle  Frage  vom  Privateigenthum.  speciell  vom 
Kapital ,  wichtig.  Siehe  unten  Buch  H ,  Kapitel  1 .  $.  1 34  Näheres  darüber.  Ebenso 
berührt  E.  Sax'  Grundlegung  der  Staatswirthschaft  mehrfach  die  Principienfragen  des 
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Eigenthums.    Auch   das  Werk   ron   Felix,   Entwicklangsgeschichte  des  Eigenthams 
(siehe  unten  S.  192),  ist  partienweise  für  diese  Fragen  zu  beachten. 

Von  der  fremden  nationalOkonomischon  Litteratur  beschäftigt  sich  die 
classische  englische,  namentlich  die  ältere,  mit  dem  Eigentham  als  solchem 
so  wenig  principiell  als  mit  anderen  Fra^ren  und  Einrichtungen  der  „Gnindlegang**. 
Meistens  wird,  wie  ?on  den  Physiokraten  (Qnesnay,  Tttrgot).  so  7on  A.  Smith  und 
Andern  nur  die  Pflicht  des  Staats,  für  den  Schutz  des  Eigenthums  zu  sorgen  and  die 
Nothwendigkeit  gesicherten  Eigenthums  far  die  Yolkswirtbschaft  betont,  7gl.  A.  Smith, 
wealth,  ß.  V.  p.  II,  of  tbe  ozpeuse  of  justice,  im  Anfang.  Etwas  eingehender,  ein 
wenig  principiell  M 'Gull och,  principics  of  political  economy,  eh.  II,  sect.  1,  ed. 
7.  1844,  p.  71  ti'.  Erheblich  bedeutender,  mehrfach  mit  socialpolitischen  Gesichtspancten 
J.  St.  Miii,  Buch  1,  Kapitel  1  und  2.  vgl.  auch  seine  Autobiographie  passim  (London 
1874).  Von  neueren  Engländern  siehe  z.  B.  Fawcett,  manual  of  political  economy, 
B.  II,  eh.  1,  3.  Ausgabe  (1869),  S.  97  fi.  (Anerkennung  des  geschichtlich  wandelbaren 
Characters  des  Eigenthums  auch  nach  dem  Umfange  der  Rechte,  die  es  giebt). 
Cairnes,  essays  in  political  economy,  London  1873,  Abh.  über  land,  p.  187  £ 
(aus  Fortnightly  Re7.  Jan.  1870)  mit  guten  principiellen  Erönerun^ren.  H.  D.  Macleod, 
der  die  ganze  Nationalökonomie  so  ziemlich  zu  einer  Geld-,  Credit-  und  Banklehre 
degradirt,  i^t  in  seinen  principles  of  economical  philosophy  (Isicl),  2.  ed.  Lond.  1872, 
I,  124  consequent  genug,  den  Unterschied  zwischen  einem  socialistischen  und  Öko- 
nomischen Znsund  der  Gesellschaft  darin  zu  finden,  dass  dort  kein,  hier  wohl  Prirat- 
eigenthum  besteht,  hier  daher  nur  freier  Tausch,  weshalb  nur  hier  (?)  Uberhanpt 
Werth  und  Gesetze  des  Tausches  vorzufinden  seien;  vgl.  auch  p.  154,  176  daselbst. 
Mars  hall  biingt  keine  eigentliche  nationalökonomische  principielle  Erörterung,  aber 
berührt  doch  die  Eigenthumsfragen  in  ücincr  eingehenden  Renten-  und  Preistfaeoiie. 
Sidgwick  (political  economy)  kommt  auf  die  Pri7ateigenthumsfragen  bei  den  „Gmnd- 
sätzen  der  distributiTen  Gerechtigkeit''  (p.  502). 

Die  französische  Litteratur  nahm  früher  und  nimmt  zum  Theil  noch  jetzt 
die  Institution  des  Privateigcnthums  einfach  als  eine  gegebene  hin,  deren  nothwendige 
Sicherung  durch  den  Staat  sie  im  volkswirthschaftlichen  luterebse  dringend  redangt. 
So  schon  die  Physiokraten,  z.  B.  in  der  4.  Maxime  Quesnay's  („die  Sicherheit 
des  Eigenthums  ist  der  wesentliche  Grund  der  ökonomischen  Ordnung  der  Gesell- 
Schaft*^).  Sie  sehen  im  Pri?ateigenthum  namentlich  auch  eine  Hauptbedingung  ordent- 
licher Bodencultur,  besonders  gcnOgcndcr  Zufahrung  7on  Kapital,  ihr  Eintreten  für 
das  Privat cigenth um,  selbst  von  Boäen.  hängt  daher  mit  ihrer  ganzen  Doctrin  zu- 
sammen. Von  Späteren:  J.  B.  Say,  traite  i.  4,  eh.  14,  über  das  Eigenthumsrecht, 
welches  der  Yolkswirth  nur  betrachte  als  eine  Thatsache,  welche  besteht  oder 
nicht  besteht.  Auch  Sismondi  hat  noch  nicht  systematisch  zusammenfassende  Er- 
örterungen über  die  Eigenthumsinstitution ,  berührt  aber  in  seinen  trefflichen  Unter- 
suchungen über  die  Verhältnisse  des  Grundeigentbums  und  diejenigen  der  Kapitalisten 
und  Arbeiter  (Vertheilung  des  Productionsertrags)  doch  die  principiellen  Puncte  der 
Eigcnthumsfrage  vielfach,  stets  ungleich  tiefer  als  J.  B.  Say  und  die  französische 
Frcihandelsschule.  Vgl.  besonders  Sismondi*s  noureaux  princips  d'^conomie 
politi(iuü,  2.  ed.  I,  1.  3,  IL  1.  7,  eh.  9  (IL  347  ff.);  derselbe,  etudes  d'öconomie 
polifique  I,  1.  sect.  (Bruz.  1837,  I.  107  ff.).  —  In  der  neueren  Zeit  hat  das  Auf- 
taueben des  theoretischen  Socialismus  {St  Simon,  Fourier,  Proudhon  n.  s.  w.), 
dann  184S  der  socialistische  Character  der  Revolution,  1S71  der  Commune-Aufetand 
auch  die  Nationalökonomen  auf  die  Erörterung  der  Eigentliumslehre  hingedrängt,  — 
ohne  g^o^sen  Erfolg  für  die  \Vis^en&chaft.  selbst  nicht  in  der  Giundeigenthumsfiage. 
Bastiat's  Antikritik  und  ^eine  schiefe  und  obeifiächliche  Polemik  gegen  die  Gnind- 
renteutheorie  sind  ein  Typus  dieser  französischen  ,.conservativen''  Nationalökonomie. 
Vgl.  Bastiat,  harmonies  6conomiques  cb.  8,  9,  13,  pamphlets  über  proprietö  et  loi 
und  proprietc  et  spoliation  in  den  oeuvres  (ed.  v.  1854)  IV,  275,  394.  Vgl.  auch  den 
Briefwechsel  zwischen  Proudhon  und  ßastiat  in  des  letzteren  Werken,  Y,  120  ff. — 
Thiers,  propritte,  Par.  1848;  D.  von  Schneider,  Berl.  1848  („Arbeitstheorie**,  nicht 
eben  tief,  siehe  unten  §.  102,  114  ff.).  J.  Garnier,  traite  dV-conomie  politique,  6.  6d., 
Par.  ISOS,  p.  93  ff.  Baud  rillart,  manuel  d*6conomie  politique  (1.  Ausg.,  Par.  1857) 
l.Th.  eh.  7.  Bedeutend  gründlicher  und  eingehend  A.  Clement,  essay  sur  la 
science  sociale,  Par.  1S67,  I,  129  ff.  (Eigenthum  Frucht  der  Arbeit  und  Sparsamkeit, 
aber  Recht  des  Eigenthums.    wie  alle  andren  Rechte  nur  zu  rechtfertigen  durch  dan 
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coustatirte  Gemeinsclialtsinteresse),  135  IT.,  160.  172.  Menier,  ayenir  cconomiqae, 
Paris  1875,  tom.  1,  p.  181  ff.  Lo  Play,  reforme  sociale,  besonders  Utto  2  propriöt^. 
(namentlich  ttber  Erbrecht),  in  der  6.  Aasgabe,  Toars  et  Paris  1878,  I,  228  ff. 
Gide,  principes,  behandelt  ferh&ltnissmässig  eingehend  nnd  principiell  das  Eigen- 
thnmsrecht  (lirre  4,  eh.  3).  —  Das  schöne  Werk  des  französischen  Belgiers  £.  De 
Lareleyo,  de  la  propriötc  et  de  ses  formes  primitives,  Par.  1S74  (anch  in  englischer 
Cebersetxung  t.  Marriott,  mit  Einleitung  v.  Cliffe-Leslie,  London  1878,  eine 
trefliichc  deutsche  Bearbeitung  mit  Zusätzen  von  Buch  er,  „das  Ureigenthum'', 
Leipzig  1879),  beschSftiKt  sich  vornemlich  mit  dem  Gnindeigcnthum  und  dem  all- 
gemeinen Nachweis  des  Hervorgehens  des  privaten  Grundeigenthums  aus  dem  Gemein- 
dgenthom  bei  den  meisten  Völkern,  geht  aber  mehrfach  auf  die  allgemeinen  Principien- 
fragen  ein,  vgl.  besonders  eh.  26  (Eigcnthumstheorie).  eh.  1  u.  pr^face.  Der  Verfasser 
steht  auf  einem  der  deutschen  socialpolitisch-ökonomischen  Schule  ganz  .verwandten 
Standponctc.  Vgl.  darüber  n.  A.  seinen  Aufsatz  in  der  Kevue  des  deux  mondes 
F6vr.  1878. 

In  der  neueren  italienischen  Litteratur  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie und  der  Nationalökonomie  beginnt  sieh  unter  den  Einflüssen  der 
Krause- Ahrens 'sehen  Schule  dort  und  der  neueren  dcutschun  socialpolitischen 
hier  eine  der  letzteren  manehfach  verwandte  Auffassung  der  volkswirthscbaftlichon 
Hauptprobleme  und  eine  ähnliche  Behandlung  der  Wissenschaft  wie  bei  den  neueren 
deutschen  Gelehrten  zu  zeigen.  Vgl. darüber  meines  speciellen  Sehulers  V.  Cusumano 
(Professor  in  Palermo)  le  seuole  economiche  della  Germania,  Napoli  1 876,  p.  84  Anm. 
Besonders  interessant  sind  in  dieser  Hinsicht  die  neueren  Arbeiten  von  F.  Lampertico, 
durchweg  mehr  an  die  deutsche  als  an  die  französische  und  englische  Litteratur  an- 
knüpfend und  die  Wissenschaft  wesentlich  fördernd:  economia  dei  popoli  e  degli  stati, 
bis  jetzt  4  Bände,  Milane,  vol.  3  la  proprietä  Mil.  1876,  besonders  e.  2  u.  'i.  In  den 
recht  brauchbaren  kleinen  Grundrissen  und  Compcndien  von  L.  Cossa,  (elementi  di 
economia  politica,  zahlreiche  Auflagen,  guida  alle  studio  dell'  Econ.  polit.,  2.  cd. 
Mil.  1878,  3.  ed.  u.  d.  T.  iutroduzione  etc.  1892)  findet  sich  noch  zu  wenig  von  der 
■eueren  Auffassung  und  mitunter  etwas  schiefe  Polemik  (z.  B.  in  der  2.  Schrift  S.  22G 
der  2.  Auflage.)  neben  werthvoUer  kritisch  -  litterargesehichtlicher  Beliandlung  auch 
mancher  hierher  gehörigen  Litteratur,  besonders  in  der  sehr  erweiterten  3.  Auflage 
(introduzionc).  Eine  werthvolle  und  bedeutende  Leistung,  wohl  der  erheblichste  neueste 
Beitrag  zur  kritischen  und  theoretischen  Litteratur  über  die  nationalokonomisclien 
grundlegenden  und  Rechtsfragen,  auch  speeieli  über  die  auf  Eigcnthum  sich  be- 
ziehenden ist  das  preisgekrönte  grosse  Werk  von  A.  Loria  (Professor  in  Padua,  auch 
ein  Schüler  deutscher  Wissenschaft)  analisi  dclla  proprietä  capitalistn,  2  vol.  Torino 
1SS9   (rgl.  darüber  die  Anzeige  von  Lcxis  in  Schmoller's  Jahrbuch  1894,  Heft  1). 

Socialistisehe  und  verwandte  Litteratur.  Mehr  oder  weniger  gehört 
die  ganze  socialistisehe  und  communisti^che  Litteratur  bicrber,  weil  in  ihr  das  Privat- 
dgenthnm  wenigstens  in  seinen  wichtigsten  Puncten,  dem  Grund-.  Kapitaleigenthnm. 
Erbrecht,  der  Vertragsfreiheit  angegrifl'en  zu  werden  pflegt,  von  dem  einen  Autor  und 
^  einen  Schule  mehr  diese,  von  andren  mehr  jene  Seite.  Ein  grosser  Theil  nament- 
lich der  französischen  Litteratur  ist  zu  phantastisch,  um  ernstlicher  in  Betracht 
ZD  kommen  (Fourier  u.  A.  m.).  Wo  die  Forderungen  noch  gemässigter  bleiben, 
wie  z.  B.  in  der  St.  Simonistischen  Bekämpfung  des  Erbrechts  (Bazard),  sind 
CS  auch  mehr  die  leitenden  Gesichtspnncto  und  Grundanschauungeu,  aus  denen  ein 
wifsenschafUicher  Gewinn  für  die  Kritik  des  Privateigcnihnms  zu  entnebmcn  ist,  als 
die  Ausführungen  und  formulirten  Vorschläge,  an  welchen  letzteren  es  öfters  ganz 
fehlt  VgL  besonders  St.  Simon,  Systeme  industriel,  Paris  1821  —  22,  Catechisme 
des  Industrieis,  Paris  1823 — 24.  die  erste  Scbrift  theil  weise  in  den  oeuvres  choisies 
de  St  Simon,  Bruz.  1859,  vol.  lU;  die  zweite  ebenda  S.  67  ff.  (ohne  das  3.  Heft, 
das  von  A.  Comte  herrührt).  Dann  besonders  Bazard,  exposition  de  la  doctrine 
de  St.  Simon,  Paris  1880.  Am  Wichtigsten  bleiben  inde^sen  doch  für  die  allgemeine 
Eigenthuroslehre,  trotz  der  Widersprüche  und  der  8cblie>slichen  allt^emeinen  Skepsis, 
aus  der  französischen  Litteratur  dieser  Art  die  verbchiedencn  Schriften  Proudhon's, 
seine  erste  bezügliche  Schrift:  Qu'est  ce  que  la  proprietä?  zuerst  1S40,  später,  ver- 
mehrt um  den  Brief  an  Blanqui,  als  1.  B.  seiner  ocnvres  compl<tes.  Paris  1S73. 
Ferner  die  nachgelassene  Schrift:  tbeorie  de  la  propriete,  Paris  1>)66.  Vgl.  auch  das 
Systeme  des  contradictions  economiques  (vol.  4  und  5  der  gesammten  Werke),  auch  in 
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B.  7  le  droit  an  trayail  et  le  droit  de  propri6t6.  VgL  ttber  Proudhon  auch  Hack 
in  der  Tübinger  Zeitschrift,  B.  27,  1S71,  S.  365  ff.  Sonst  über  die  älteren,  besondert 
französischen  Socialisten.  namentlich  L.  Stein  in  seinem  Gommnnismiis  und  Sodalis- 
mns  Frankreichs,  Mario.  Orf^anisation  and  Arbeit,  Schftffle,  Socialismns  und 
Kapitalismus,  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegenwart,  B.  1,  J.  Huber  in 
seinen  kleinen  Schriften,  Leipziic  1871.  Jetzt  besonders:  K.  Diehl,  Proudhon,  1.  Ab- 
thellung,  die  Eigenthums-  ond  Werthlehre,  Jena  1888,  eine  Darstellung  und  ein- 
gehende Kritik  der  Proudhon 'sehen  Lehre,  eine  Kritik,  worin  die  neuere  bezüg^che 
socialökonomische  Litteratur  mehrfach  mit  berührt  wird.  Soweit  sich  der  Verfasser 
gegen  mich  wendet,  habe  ich  doch  keinen  Anlass  gefunden,  meine  frühere  Behand- 
lung der  Eigenthumsfrage  zu  ändern  (so  in  Betreff  der  „Begründung^'),  aber  ich  halte 
Diehl's  sonstige  Ausführungen  für  beachtenswerth  und  die  ihnen  7on  einzelnen  Seiten 
gewordenen  Abweisungen  nicht  für  gerechtfertigt  Siehe  auch  2.  Abtheilung  toü 
Diehrs  Werk,  1890. 

Theilweisc  geht  der  französischen  die  englische  socialistische  Litteratur  zeit- 
lich voran,  aas  der  neuerdings  Anton  Menger,  das  Hecht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag (1.  A.,  Stuttgart  1887,  2.  A.,  ebenda  1891).  einige,  zwar  nicht  unbekannte,  aber 
doch  zu  wenig  beachtete,  beinahe  neben  den  Franzosen.  Deutschen  rergessene 
Autoren  besonders  hervorgehoben  hat  Auch  wenn  man  ihm  nicht  darin  beistimmt, 
dass  diese  Autoren  bedeutender  und  klarer  als  Bodbertus  und  Marx  seien  und  dass 
letztere  sie  plagiirt  hätten  (siehe  schon  Grundlegung  Theil  I,  S.  37  Note),  kann  man 
A.  Menger  doch  zugeben,  dass  diese  Autoren  verdienen,  wieder  mehr  hervorgehoben  zu 
werden:  W.  Godwin,  enquiry  conceming  political  justice,  3. ed.  1798, W.Thompson, 
inquiry  into  the  principles  of  the  distribution  of  wealth  etc.  1824,  3.  ed.  1S69. 
Darüber  A.  Menger  a.  a.  0.  Ueber  Godwin  auch  A.  Held,  zwei  Bücher  zur 
socialen  Geschichte  Englands  (^Leipzig  1881),  S.  89  ff.,  über  Thompson  ebenda 
S.  379.  Bei  Thompson  eine  Ableitung,  Begründung  und  Formulirung  einer  „Mehr- 
werththeorie''  in  der  That  ähnlich  wie  bei  Marx  (vgl.  unten  §.  133).  Siehe  auaierdeB 
Ch.  Hall,  effects  of  civilisation  on  the  people  in  European  states  1805.  Endlich 
ist  doch  auch  für  die  Wertbtheorie,  wie  für  Anderes,  mancher  bezügliche  Gedanke  mit 
zuerst  bei  R.  Owen  zu  finden.  Siehe  auch  darüber  (wie  über  andere  ältere  eng- 
lische Autoren)  A.  Held  a.  a.  0.,  S.  342  ff.,  367  (Note).  Er  rechnet  W.  Thompson 
zu  Owen 's  Schülern. 

Die  deutsche  socialistische  Litteratur  steht  m.  £.  dennoch  wissen- 
schaftlich bedeutend  höher  als  die  englische  und  französische,  obgleich  tAe  ohne 
Zweifel  von  letzterer  ihre  ersten  Anregungen  und  einige  ihrer  Hauptideen  erhalten 
hat,  auch  practische ,  so  z.  B.  Lassalle  mit  von  L.  Blanc.  Aber  die  deutschen 
Socialisten  haben  von  ihrer  Lehre  das  Phantatische  abgestreift,  nüchternere  Kritik 
geübt  und  überall  viel  mehr  mit  eigentlich  ökonomischen  Baisonnements  argu- 
meutirt,  so  auch  speciell  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthumsfragen,  auch  discutii^ 
barere  Vorschläge  aufgestellt;  dass  sie  dabei  glauben,  den  Socialismns  überhaupt 
erst  „von  der  Utopie'*  zu  einer  „Wissenschaft''  gemacht  zu  haben  (Fr.  Engels), 
ist  freilich  ein  Irrthum.  Denn  sie  stecken  alle,  ihr  grosser  Dialectiker  K.  Marx 
inbegriffen,  noch  recht  tief  in  der  „Utopie'',  wie  vor  Allem  auch  ihre  völlig  unzu- 
längliche ökonomische  Psychologie  beweist  (vgl.  unten  §.  133).  Auch  mit  ihrer 
„materialistischen  Geschichtsauffassung",  bezw.  Philosophie  bewegen  sie  sich  noch  auf 
sehr  phantastischem  Boden  und  sind  sie  engste  orthodoxe  Do^onatiker. 

Vgl.  vor  Allem  Rodbertus  in  den  in  Grundlegung  Theil  I,  S.  39  genannten 
Schriften,  namentlich  die  1.  Schrift  .,Zur  Erkenntniss"  und  die  ,.Socialen  Briefe"; 
über  seine  Stellung  zum  Privatkapital  siehe  die  Vorbemerkung  unten  zu  Buch  3, 
Kapitel  1,  ($.  132.  Uebcr  Rodbertus  die  in  Grundlegung  I,  S.  40  genannten  Schriften 
von  Kozak,  Dietzel,  G.  Adler,  M.  Wirth,  mir.  Dann  K.  Marx,  das  Kapital, 
1.  B. :  der  Productionsprocess  des  Kapitals,  besonders  Abschnitt  3,  4.  7,  sowie 
Band  2,  der  Circulationsprocess  des  Kapitals.  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit,  be- 
sonders Kapitel  2  und  4.  Uebcr  Marx  und  seine  Lehre  siehe  Seh  äff  le,  im 
Kapitalismus  S.  SOS  fl'.,  im  System  8.  Auflage  II,  385  ff.;  derselbe  „die  Quint- 
essenz des  Socialismus*'  und  passim  im  Socialen  Körper,  namentlich  HI,  besonders 
S.  307  ff.,  39S  ff.  Vgl.  femer  £.  Jäger,  der  moderne  Socialismns,  Berlin  1873, 
1.  B.  K.  Marx,  Zusammenfassung  der  M.'schen  Thesen  ebenda  S.  33.  G.  Adler, 
Grundlagen  der  Marx 'sehen  Kritiii  der  bestehenden  Volkswirthschaft,  Tübingen  18S7, 
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K. Gross,  K.  Marx.  Leipzig  1885.  N&heres  über  Marx  anten  §.  1 33.  Uebcr  die  practlschen 
Ziele  der  Harx'schen  und  der  Agitation  der  internationalen  Arbeiterassociatlon  siehe  Rud. 
Meyer,  £iDaoci|>ationskampf  des  4.  Stands,  2.  6.,  Berlin  1874 — 75,  namentlich  auch 
tlber  die  Verhandlangen  nnd  Beschlüsse  dieser  Liga  anf  ihren  Ck)ngresscn,  so  in  Betretf 
der  Abschafiiiog  des  Grundeigentbums  und  Erbrechts  in  Basel  1S69,  vgl.  Meyer, 
I,  92 — 174.  Ueber  nnd  gegen  den  Baseler  Beschluss  tlber  diu  Abschaffung  des 
Gnindeigenthnms  siehe  meine  Abschaffung  des  privaten  Grundeigentbums,  Leipz.  1870 
(in  der  Polemik  zu  einseitig,  in  der  Begründung  der  Nothwendigkeit  —  statt  bloss 
der  Zweckmässigkeit  —  des  Grundeigentbums  zu  weit  gehend,  s.  n.  Buch  3,  Kap.  2V 
—  Ueber  die  gesammtcn  Tendenzen  der  deutschen  Socialibten  unterrichtet  gut 
Casamano,  scnole  econ.  dcUa  Germania,  S.  261  ff.  Siehe  anch  Fr.  Mehrin g,  die 
denfsche  Socialdemocratie,  ihre  Geschichte  und  Lehre,  2.  Auflage.  Bremen  1878. 
F.  Brandes,  Lassalle,  Berlin  1877.  ?.  PI en er.  Lassalle,  Leip.  1884.  Fr.  Engels, 
Ursprung  der  Familie,  des  Prirateigenthums  und  des  Staats,  4.  Aufl.,  Stuttgart  1892. 
Bebe],  die  Frau.  —  Wie  sich  die  Führer  des  deutschen  Arbeitorstands  die  Verwirk- 
Hchang  ihrer  ökonomischen  Ziele  denken,  ist  mit  aus  den  ehemaligen  Zeitungen 
der  Partei  zu  entnehmen,  besonders  dem  Berliner  „Neuen  Social -Democraten'^ 
(Lassalle *sche Richtung)  und  dem  Leipziger.,yolksstaar  (internationale Richtung), 
mit  Fachartikeln,  die  bei  aller  oft  berechtigten  Anklai^e  gegen  die  Form,  inhalt- 
lich ?on  ihrem  Standpuncte  ans  mitunter  vortrefflich  sind  und  wissenschaftlich 
insofern  höher  stehen,  als  die  Artikel  der  meisten  gegnerischen  Blätter  über  be- 
deutendere Tolkswirthschaftliche  Principien-  und  Organisationsfragen.  Eine  Schrift 
wie  die  von  Fr.  Engels  gegen  Dühring  erschien  in  dem  ,. Vorwärts''.  Vgl.  über 
die  Arbeiterpresse  A.  Held,  die  Arbeiterpresse  der  Gegenwart.  Leipz.  1873,  und 
namentlich  Rnd.   Meyer.  Emancipationskampf,  passim  und  speciell  I,  408  ff. 

Dio  rechtsphilosophische  und  verwandte  Litteratur  (allgemeine  Politik 
n.  s.  w.)  hier  näher  anzuführen,  ist  weder  nöthig  noch  möglich.  Vgl.  die  folgenden 
Abschnitte  von  der  Begründung  des  Eigenthums  nnd  den  bezüglichen  Theorieen. 
Die  meisten  grossen  Theoretiker  und  Systematiker  der  neueren  Philosophie,  welche 
die  practische  Philosophie  behandelt  haben,  kommen  in  Betracht,  dio  Naturrechts- 
lehrer  des  17.  nnd  18.  Jahrhunderts  n.  A.  m.  Am  Wichtigsten  sind  Locke,  Kant. 
Fichte,  Hegel.  Schlciormacher,  Krause,  von  neueren  Fremden  J.  Bentham, 
trdtt!  de  I^gislation  pnbl.  par  Dumont,  Paris  1S02,  besonders  IL  «"^3  ff. :  Comtc, 
traitö  de  proprieto,  2.  vol.,  Paris  1834.  Vgl.  über  den  heutigen  Stand  der  Ei^en- 
thnmslehre  in  der  Rechtsphilosophie  nnd  der  allgemeinen  Politik  besonders  Bluntschli, 
Aitikel  Eigenthnm  in  Staatswörterbuch,  B.  111.  297—322;  Warnkönig.  Artikel 
figenthnm  im  Staatslezicon,  3.  Anflage,  IV,  741  ff  (mit  kurzer  Uebersicht  iiber  dio 
Antoren,  sonst  besonders  nur  über  geistiges  Eigenthum);  derselbe.  Rochts- 
philoBophie  Freibnrg  1839;  Ahrens.  juristische  EncycIopAdie  und  besonders  Natur- 
lecht  in  der  7.  Auflage  U.  §.  68  ff.,  S.  107  tt.;  Köder,  Naturrecht  II.  223  ff; 
Trendelenborg,  Natnrrecht,  2.  Auflage,  §.  93  ff.;  Stahl,  Rechtsphilosophie  II. 
1,  3.  Anflage,  B.  3,  besonders  Abschnitt  2,  S.  350  ff.  Val.  Meier,  das  Eigenthum 
in  den  rerschiedenen  Weltanschauungen,  Freiburg  1871.  Lassen,  Rechtsphilosophie, 
Berlin  1882,  §.  54  ff.  F.  Panlsen.  Ethik.  8.  Auflage.  Berlin  1894.  II.  305  ff 
Gl  Merkel,  juristische  EncyclopSdie,  Berlin  18^5.  Miraglia,  moderna  filosoHa  del 
diritto  e  i  snoi  rapporti  con  il  diritto  industrlale,  Napoli  1874,  passim.  besonders 
S.  28  ff.   Dann  ans  der  Litteratur  der  Politik:  Esc  her,  practische  Politik.  I.  306  ff. 

Für  die  Bechtsgeschichte,  die  römische  und  deutsche,  kommen  zunnch^t 
die  Lehrbücher  und  ähnliche,  den  Stoif  verarbeitende  Werke  in  Betracht.  Siehe 
dieselben  oben  §.  25  in  der  Vorbemerkung  zum  2.  Kapitel  des  1.  Buchs;  für  die 
römischen  Verhältnisse  besonders  Puchta,  Institutionen,  namentlich  II,  §.  235  ff.; 
Air  die  deutschen  Zöpfl,  Rechtsgeschichte.  4.  Auflage.  III.  §.  97  ff..  Brunner, 
Bechtsgeschichte,  I,  58  ff..  197  ff.  (Boden). —  Von  allgemeineren  Werken:  vor  Allem 
r.  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts  (die  einzelnen  Bände  lii'gcn  jetzt  in  ver- 
schiedenen Auflagen  vor,  B.  I  in  4ter  1S7>.  die  anderen  in  3ter,  Leip/.ig  1S74,  75. 
77,  4.  nnd  5.  A.  1883—91,  dazu  als  Supplement  Sach-  und  Qoellenrcgistcr  IST^); 
dann  der  Zweck  im  Recht  I,  Leipzig  1878.  auch  2.  A.  1S84;  beide  Werke  ihrem  ganzen 
Iihajt  nach  hierhergehörig.  Lassalle.  System  der  erworbenen  Rechte,  ..eine  Ver- 
söhnung des  positiven  Rechts  nnd  der  Rechtsphilosophie*',  2  B..  Leipzig  IStll.  2.  A. 
Foi  L-  Bucher  1880,  B.  1  Theorie    der    erworbenen   Rechte    und    der  CoUision    d«'r 
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Hechte,  B.  2  das  Wesen  des  römischen  nnd  germanischen  Erbrechts  in   historisch- 
philosophischer Entwicklaug.    K.A.Schmidt,  der  principielle  Unterschied  zirischeo 
dem  römischen  and  deatschen  Rechte,  Rostock  1S5.H.    Rodbert as,  in  Hildebrand's 
Jahrbüchern   II,   1864,  206  ff.;   derselbe   passim    in    seinen   Soci&lcn   Briefen   an 
V.  Kirchmann   nnd   in   seiner  Creditnoth  des  Grundbesitzes,    v.  Scheel,   die   wirth- 
schaftlichen  Grandbegriife   des  Corpus  juris,  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1S66,  IV. 
Bruder,    zur   ökonomischen   Gharacteristik   des    römischen  Rechts,  TUbinger   Zeit- 
schrift, B.  32,  33,  35.    Wilmans,    Reception   des   römischen    Rechts   und    sociale 
Frage.    Berlin    1S90.    —   Dann    die    verschiedenen    ebenfalls    meist    ihrem    ganzen 
Inhalte   nach  hicrhergehöngen  Werke  v.  W.  Arnold,   namentlich   sein:  Cultur  and 
Rechtsleben.  Berlin  1865.  Cultar  und  Recht  der  Römer,  Berlin  18^8  (besonders  B.  2 
Vermögensrecht,  S.  99  ii'.  und  hier  über  Eigentham  S.  171;   im  3.  B.  über  Erbrecht 
S.  398);  zur  Geschichte  des  Eigenthums  in  den  deatschen  Städten,  Basel  1861;  Recht 
und  Wirthscbaft  in  geschichtlicher  Ansicht,  Basel  1863.  —  Endemann,  die  national- 
ökonomischen Grundsätze  der  kanonistischen  Lehre,  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1S63, 
I.  auch   selbständig   erschienen;   derselbe,  Stadien  in  der  romanisch-kanonistischen 
Wirthschaft   und  Rcchtslehre   bis  gegen  Ende   des  17.  Jahrhunderts.  Berlin  1874,  L 
besonders  Nr.  1  über  die  Wucherlehre,  2.  B.  1883.    Braan   und  Wirth.  die  Zins- 
wuchergesetze,  Mainz  1866.    Neumann,   Geschichte   des  W^nchers  in    Deatschland« 
1805.    Funk.   Zins   und  Wucher,  Tübingen  1868.  —   Dankwardt's  oben  S.  186, 
genannte  Schrift.    —   „Die  volkswirthschaftlichen   Grundzüge  des  allgemeinen  Land- 
rechts und  der  unter  Stein  und  Hardenberg  erlassenen  Gesetze'',  Berlin  1SH9  (grössten- 
theils  nur  über  letztere).     Vgl.  auch  Degenkolb,  Artikel  preussisches  Landrecht  in 
der  3.  Auflage  des  Rotteck'schen  Staatslezicons,  XII,  134  If.    —   Für  die  handels- 
rechtliche Litteratur  und  Litteraturgeschichte  besonders  Goldschmidt's 
Handbuch  des  Handelsrecht.  2.  Auflasre,  I,  Erlangen  1874—75,  3.  Auflage  1891.  — 
Ueber  das  Grundeigenthum  specicli  siehe  anten  Bach  3,  Kap.  2,  Vorbemerkungen. 
Der  wichtigste  und  am  Meisten  bearbeitete  Theil  der  Rechtsgeschichte  des  VermÖgens- 
und  specicli  des  Eigenthnmsrechts    Die  Vorarbeiten  dafür  sind  auch  die  umfassendstaa 
(Maurer.  Waitz.  G.  Haussen,  letzterer  besonders  die  Verhältnisse  Fom  national- 
Ökonomischen  Standpuncte  aus  und  in  Verbindung  mit  der  Geschichte  der  Feldsysteae 
behandelnd,  jetzt  Lamprecht,  Meitzen,  v.  Inama-Sternegg,  siehe  oben  §.6). 
Aber  eine  allgemeine.  Alles  zusammenfassende  Arbeit  fehlt  in  der  deutschen  Litteratur 
noch.     Das  französische  Werk  von  Laboulaye,  histoire  du  droit  de   propriöte 
fonci^re  en  Occidcnt.  Paris  1S39,  und  die  genannte  Schrift  von  De  Laveleye  (siabe 
oben  S.  189)  müssen  daher  auch  für  uns  als  die  wichtigsten  allgemeineren  bezeichnet 
werden.     Vgl.  auch  Sir  Henr>'  Maine,  ancient   law.  2.  ed.   1871.     Eine   Art  m- 
gleichende  (Kulturgeschichte,  mit  sehr  viel  mehr,  als  der  Titel  besagt,   aber  auch  lait 
sehr  viel  Anderem,   ist  das  Werk  von  L.  Felix.  Entwicklungsgeschichte  des  Eigan- 
thums  unter  culturgeschichtlichcm  und  wirthschaftlicbem  Gesichtspuncte,  3  B.  Leipiig 
l^s8 — 89.     Die  principielle  nationalökonomische  Betrachtung  tritt  zu  sehr  zurück. 

Ueber  das  positive  heutige  römische,  deutsche  nnd  codificirte 
Recht  siehe  die  Lehrbücher  und  die  ueueien  Rechtsbüchor  (Preussischflt 
Landrecht)  Oesterreichischcs  bürgerliches  Gesetzbuch,  Code  Napoleon.  Badiscbas 
Landrecht  u.  s.  w.,  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs),  über  Eigei- 
thum.  Besonders  benutzt  wurden  im  Folgenden:  v.  Scheurl's  und  Pnchta's 
Institutionen,  Puchta's,  Vangerow's,  Arndt 's,  Windscheid*s,  Dernbnrg't. 
Baron 's  Pandecten.  Bruns'  Abhandlung  über  das  römische  Recht  in  Holtzea- 
dorff's  Rechtsencyclopädio.  Gerber's,  Beseler's,  Stobbc's  Deutsches  Privatrecht, 
Kraut's  Grundriss,  K.  Dahn's  Deutsches  Rechtsbnch,  Nördlingen  1877.  —  Neuere 
monographische  Bearbeitungen  der  römischen  Eigenthumslehre  sind:  K.  Seil, 
römische  Lehre  des  Eigenthums,  2.  A.  1852;  Pagen  Stecher,  römische  Lehre  voa 
Eigenthum,  in  ihrer  modernen  Anwendbarkeit.  Heidelberg  1857 — 59,  Lei  st,  über 
die  Natur  des  Eigenthums,  1S59,  einer  der  wenigen  positiven  Juristen,  welche  auf 
die  nationalökonümischun  Seiten  der  Eigenthumslehre  mehr  eingehen.  Er  hat  die 
..Arbeitsthcorie'^  modificirt  adoptirt.  aber  wie  begreiflich  unter  den  Romanisten  wenig 
Anklang  gefunden. 

Für  die  social  rechtliche  Auffassung  des  Eigenthums  siehe  endlich  besondezs 
H.  K  Osler,  wie  in  seiner  Schrift  über  die  Smith 'sehe  Nationalökonomie,  so  besondan 
in  seinem  Socialen  Verwaltungsrecht,  I.   Buch  2  das  Sachenrecht,  S.  305  ff.,  ▼Ofaaf 
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far  die  Aosf&hraog  Über  die  ciiizolDen  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Eigenthumö. 
aof  die  im  Folgenden  meist  nicht  spccieller  eingegangen  wird,  besonders  zu  verweisen 
ist  —  Vgl.  hierzu  anch  noch  in  L.  v.  Stein 's  Schrift  „Gegenwart  und  Zukunft  der 
Rechts-  und  Staatswissenschaft  Deutschlands''  (Stuttgart  1876)  den  Abschnitt  Über  das 
Priratrecht  der  staatsbürgerlichen  Gesellschaft,  S.  224  tf'.;  bei  viel  Richtigem  in  der 
Gnudanschauung  muss  dieses  Buch  doch  besonderer  Skepsis  in  den  rechtsgeschicht- 
Jichen  Entwicklungen  und  Schablouisirungen  begegnen. 


2.   Abschnitt. 

Einleitende  Betrachtnng  der  Elgenthamslehre  aus  dem 
YOlkswlrtliHclialtlielien  Gresielitspuncte. 

I.  —  §.  93  [254].  Feststellung  der  Terminologie 
und  Unterscheidung  von  Eigenthu  msarten  nach  dem 
Eigentbumssubject. ^)  Socialökonomisch  zerfällt  das  ,,Eigeu- 
thum'^  nach  der  Unterscheidang  seines  rechtlichen  Inhabers,  des 
„Eigenthtimers'^  oder  des  EigenthumssubjcctS)  in  verschiedene 
Kategorieen,  welche  auch  in  der  Rechtsgeschichte  der  ver- 
schiedensten Völker  nachzuweisen  sind  und  sich  bis  in  unsere 
modernen  Rechtssysteme  hinein  verfolgen  lassen.  Unter  diesen 
Kategorieen  sind  die  für  die  socialökonomiscbc  Betrachtung  wich- 
tigsten das  Gemein eigenthum  und  das  Individual-  oder  Privat- 
(Sonder-)  Eigenthum. 

A.  Ersteres  ist  das  gewissen  Gemeinschaften  als  solchen  ge- 
hörende Eigenthum.  Es  dient  nach  einer  bestimmten  Rechtsordnung, 
welche  von  der  Gemeinschaft  oder  ihrem  rechtlichen  Vertreter  (der 
auch  wohl  nominell  oder  formell  als  juristisches  Eigenthumssubject 
des  Gemeineigeuthums  fungiren  kann)  gegeben  wird,  den  ein- 
heitlichen Gesammtzwecken  der  Gemeinschaft  oder  auch  den 
Einzelzwecken  der  Mitglieder  des  Gemeinschaft.  Eine  solche  Ge- 
meinschaft kann  auf  natürlicher  Verbindung  des  Bluts  und 
der  Verwandtschaft  beruhen,  wie  die  Familie,  das  Geschlecht,  der 
Stamm '),  oder  eine  freie  Gemeinwirthschaft  oder  eine  Zwangs- 

*)  Vgl.  besonders  A.  Samt  er,  Eigenthumsbcßritf,  in  Conrad's  Jahrbüchern. 
B.  SO,  S.  269,  namentlich  im  Anfang.  Derselbe,  (ieselUchafts-  und  Privateigcn- 
thom,  S.  50  ff.,  69  ff.  Derselbe,  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung,  ein- 
sehender, besonders  Abschnitt  I,  III«  in  der  Bildung  der  Kategorieen  und  in  den 
Begriffsbestimmungen  mehrfach  anders  als  ich  hier. 

*)  Die  Lebensyerhältnisse  wilder  und  überhaupt  aussereuropfiischer  Völker,  wie 
äe  die  neuere  vergleichende  Anthropolojüjie  und  Vftlkerkunde  (Th.  Waitz,  Bastian 
fl.  Ä.)  zu  untersuchen  begonnen  haben,  ist  für  solche  Piincte  besonders  wichtig-  und  dient 
anch  zur  Erklärung  mancher  ücberreste  älterer  Ke^hlsverllältni^se,  wie  sie  sich  im 
Beginn  der  geschichtlich  bekannten  Periode  der  antiken  Völker,  der  Kelten,  Germanen, 
Slaveo  finden.  Im  Allgemeinen  passini  die  Schriften  von  Lijjpert  (Familie,  Cultur- 
geschichte).  Felix  (Geschichte  des  Eigenthums),  Post  (africanische  Jurisprudenz, 
A.  W&gii«r,  Onudleganfp.   8.  Aufl.   2.  Theil.  Vulkswirthschaft  o.  Rocht.  13 
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gern  ein  wirtbscbaft  sein.  Danach  lässt  sich  verschiedenartiges 
Gern  ein  eigenthum  unterscheiden  und  ist  solches  auch  in  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Völker  hervor-  und  die  eine  Form 
desselben  an  die  Stelle  der  anderen  getreten. 

Das  Gemeineigeothum  der  näheren  Blatsgemeinschaften  ist,  wenigstens  bei  unseren 
Culturvölkem,  regelmässig  durch  das  Indindaaleigenthum  verdrängt  worden  oder  in 
letzteres  übergegangen.  Das  Gnindeigenthum  freier  Gemeinwirthschaften  hat  zwar 
früher  mitunter,  besonders  bei  der  Kirche  und  ihren  Einrichtungen  (Stiftungen), 
in  Genossenschaften,  Gilden  u.  dgl.  m.  keine  geringe  Rolle  gespielt.  (Ueber  das 
dcutschrechtliche  „Gesammteigenthum''  siehe  Besclcr,  Privatrecht,  §.  S3.)  Völlig 
ist  diese  auch  jetzt  nicht  vorbei,  doch  erlangt  es  nur  ausnahmsweise  eine  aparte 
ökonomische  Bedeutung  in  neueren  bezüglichen  Bildungen,  wie  bei  einigen  Arten 
neuerer  (Erwerbs-  und  Wirthschafts-)  Genossenschaften  (Oonsumvereiue,  Bau-,  Productiv- 
genossenschafton) ,  bei  Gewerkvercinen.  Das  Gemeineigenthum  von  Zwangsgemein- 
schaften kann  geschichtlich  mit  dem  Gemeineigenthum  von  Blntsgemeinschaften  zu- 
sammenhängen, so  bei  der  aus  der  Familie,  dem  Geschlecht,  der  Sippe  hervorgegangenen 
Ortsgemeinde,  bei  dem  aus  dem  Stamme  hervorgegangenen  Volk  and  dessen  nationalem 
Staat.  Je  mehr  die  Zwangsgemeinwirthschaften  die  Functionen  der  alten  Blutsverbände 
und  deren  Erweiterungen,  sowie  diejenigen  der  freien  Gemein wirthschaitcn  (z.  B.  der 
älteren  Gilden)  übernehmen,  desto  principiell  wichtiger  in  Ökonomischer  Beziehung 
wird  ihr  Gemeineigenthum,  obgleich  dasselbe  seinem  Umfange  nach  im  Laufe  der 
geschichtlichen  Entwicklung  gewöhnlich  abgenommen,  namentlich  der  zumeist  in  Be- 
tracht kommende  Grund  und  Boden  grossentheiis  in  Privateigenthum  übergegangen  ist. 
Mit  der  vollen  Ausbildung  der  reinen  Orts-  und  Einwohnergemeinde  und  ihres  wesent- 
lich nur  auf  dem  Grund  des  Wohnverhältnisses  beruhenden  Ortsbttrgerrechts  und  £io- 
wohnerrechts  und  mit  der  vollen  Entwicklung  des  allgemeinen  Staatsbürgerrechls  ist 
das  Gemeineigenthum  der  beiden  wichtigsten  hierher  gehörigen  Gemeinschaften,  der 
Gemeinde  (nebst  deren  Erweiterungen,  Kreisen,  Provinzen  als  öffentlichen,  mit 
Persöulichkeitsrecht  ausgestatteten  Körpern  u.  s.  w.)  und  des  Staats,  immer  mehr 
den  allgemeinen  Zwecken  gewisser  localer  und  nationaler  oder  staatlicher  Bevölkerongs- 
gemeinschaften  dienstbar  geworden:  direct,  indem  es  unmittelbar  von  diesen  Gemein- 
schaften und  ihren  Mitgliedern  benutzt  wird  (zur  allgemeinen  Benutzung  bestimmtet 
oder  öffentliches  Vermögen  im  engeren  Sinne),  indirect,  indem  es  dem  rechtlichen 
Kepräsentanten  der  letzteren,  der  Gemeinde  und  dem  Staate  als  solchen  oder  ab 
eigenen  Einzelwirthschaften,  für  deren  Verwaltungs-  und  Finanzzwecke  dient 
(Yerwaltungs-  und  Finanzvermögen  oder  eigentliches  öffentliches  Vermögen,  s.  I,  §.  125). 

In  letzteren  Fällen  liegt  ein  eigentlich  „öffentlicher",  im 
umfassendsten  Sinne  ,, gesellschaftlicher '^  Zweck  und  eine 
dementsprechende  Function  vor,  nach  welcher  dieses  Gemeineigen- 
thum  auch  als  „öffentliches^'  oder  „gesellschaftliches" 
von  anderem,  namentlich  dem  älteren,  dem  Bluts-  und  dem  frei- 
gemeinwirthschaftlichen  Gemeineigenthum  unterschieden  werden 
kann.  Wesentlich  nur  vou  diesem  Gemeineigenthum  ist  im  Folgenden 
mit  zu  handeln.  Es  ist  gerade  nach  seiner  socialökonomisehen 
Bedeutung  dem  Privateigenthum  gegenüber  zu  stellen,  auch  wenn 
es  im  Rechte  nach  den  formellen  Grundsätzen  des  Privateigenthums, 

Bausteine  u.  m.  u.),  die  Zeitschrift  für  vergleichende  Bechtswissenschaft  Einseitige 
und  zum  Thcil  falsche  Entwiclilung  des  Privateigenthums  in  Verbindung  mit  der 
hypothetisch  construirten  Geschichte  der  Familie  bei  neueren  Socialisten  wie  bei 
Fr.  Engels. 
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bez.  des  Privatrecbts  behandelt  wird,  wie  dies  in  gewissem  Um- 
fange bei  allem  diesem  öffentlichen  Eigenthum,  ganz  oder  fast 
ganz  Yollständig  bei  dem  für  die  eigenen  Verwaltungs-  und  Finan2- 
zwecke  des  Staats  und  der  Gemeinde  u.  s.  w.  dienenden  Theile 
desselben  zu  geschehen  pflegt. 

Samt  er,  Eigenthümsbegriff,  S.  278  fif.  Zusammenhang  mit  der  rOmisch-reclit- 
lichen  Auffassung  des  Eigentbums  und  dem  Streben,  überall  auch  bei  Gemeineigen- 
thnm  jaristiscfae  Personen  als  Eigenthumsobjecte  dafür  zn  fingiren,  resp.  za  constniiren. 
Siehe  bei  Samt  er  a.  a.  0.  die  abweichende  Ansicht  7on  Brinz  und  die  Citate  aus 
Dernbnrg's  preussischem  Privatrecht.  Letzterer  sagt  von  Institutionen,  wie  Gesammt- 
eigenthnm  und  verwandten  S.  83 :  ..Diese  Institutionen  treten,  obgleich  wirthschaftlich 
daza  bestimmt,  der  Einseitigkeit  des  Privateigenthums  die  Waage  zu  halten,  nach 
juristischen  Begriffen  wieder  in  dessen  Bahmen  ein.''  Siehe  auch  Samter,  Eigcu- 
thnm,  S.  71  ff. 

B.  Individnal-,  Privat-  oder  Sondereigenthum,  und 
zwar,  dem  herrschenden  juristischen  Begriff  und  Sprachgebrauch 
gemäss,  darunter  zunächst  nur  dasjenige  an  körperlichen  Sachen 
(Sachgtitern)  verstanden^),  bezeichnet  hier  das  den  einzelnen 
Privatpersonen,  bez.  den  Privatwirthschaften  zustehende 
Eigenthnm:  das  Eigenthum  an  res  in  commercio  oder  an  Sachen, 
welche  nach  der  Rechtsordnung  freie  Verkehrsgüter  (I,  §.  122)  sein 
können.  Es  wird  dabei  also  vorausgesetzt,  dass  die  Rechtsordnung 
keinen  ausschliesslichen  Vorbehalt  dieser  Sachen  für  das  „öffent- 
liche^' oder  Gemeineigenthum  zu  Gunsten  localer  Gemeinschaften 
(der  eigentlichen  Gemeinde  und  sogen.  Communalverbände,  der 
Kreise,Bezirke,Provinzen)oder  der  ganzen  staatlich-nationalen 
Volkswirthschaft  gemacht  hat. 

In  einigen  älteren  Bechtssystemen  kommt  auch  ein  Eigenthum  an  heiligen 
Sachen  Tor.  Das  ,,PriFat''eigenthum  des  Staats  an  den  öUeutlichcn.  zu  allgemeiner 
Benotzung  dienenden  Sachen  ist  freilich  andrer  Art  und  oft  andren  Ursprungs  als  das 
sonstige  Prirateigenthum.  Pözl  u.  A.  haben  daher  vorgeschlagen,  hier  nur  ?on  einer 
Herrschaft,  nicht  yon  einem  Eigenthum  des  Staats  zu  sprechen,  so  dass  dur  Aus- 
dnick  ,^taatseigenthum^'  sich  auf  das  Verwaltungs-  und  Finanzvermögen  bescliränken 
vürde,  welches  der  Staat  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  besitzt  und  benutzt 
(siehe  I,  §.  125  and  POzl,  Artikel  herrenlose  Sachen  im  StaatswOrterbuch  V,  130). 

IL  — -  §.  94  [254].  Fragestellung.  Die  wichtige  social- 
dkonomische  Frage  betrifft  nan  die  rechtliche  Stellung  des 
Öffentlichen  oder  Gemeineigenthnms  und  des  Privateigenthums  in 
der  Eigenthumsordnung  sowie  die  factische  Stellung  beider  im 
modernen  Wirthschaftsleben,  sowie  die  Gestaltung  der  Privateigen- 

^)  Ueber  die  gerade  auch  vom  nationalökonomischen  Standpuncte  zu  forderniie 
Enreiterong  des  EigenthumsbegritTs  und  die  Statuirung  eines  Eigenthums  an  Rechten 
lud  bpeciell  auch  eines  geistigen  Eigenthums  siehe  unten,  besonders  §  123  lt., 
128  ff.  Dagegen  Samter,  EigenthumsbegrilT,  S.  272;  er  hält  an  der  Beschränkung 
des  £]geDthamsbegri£&  auf  Sachen  fest  (Eigenthum,  S.  40  fi.). 

13* 
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thunisordDUDg  speciell.  Der  Erörterang  dieser  Frage  ist  die  ,,Grand- 
legung'^  im  ganzen  weiteren  Verlauf  dieses  Werks  gewidmet  Die 
rechtsphilosophische,  die  rechtsgeschichtliche  und  formal  juristische 
Untersuchung  ist  dabei  nur  Mittel  zum  Zwecke,  d.  h.  zur  Erledigung 
jener  principiell  socialökonomischen  Frage  ftir  die  Verhältnisse 
unserer  modernen  Gulturvölker  in  der  Gegenwart.  Die  Betrachtung 
des  Privateigenthums  steht  dabei  anch  hier  im  Vordergrunde,  weil 
die  moderne  thatsächliche  Entwicklung  im  Wirthschaftsleben  und 
die  jaristische  Auffassung  dies  mit  sich  gebracht  haben,  wie  im 
Folgenden  alsbald  näher  dargelegt  wird.  Es  handelt  sich  aber 
gerade  darum,  diese  bevorzugte  factische  und  Rechtsstellung  des 
Privateigenthums  an  ihren  socialökonomischen  Folgen 
zu  prtifen  und  nach  dem  Ergebniss  einer  solchen  Prtlfung  Re- 
formen im  Wirthschaftsleben  und  im  Rechte  zu  stellen  und  zu  be- 
gründen und  zwar  wesentlich  zweierlei: 

1.  Die  Einengung  des  factischen  Herrschaftsgebiets  des  Privat- 
eigenthums in  unseren  Volkswirthscbaften  zu  Gunsten  des  Gemein- 
eigenthums,  eventuell  mit  der  Hechtsfolge,  dass  gewisse  Sachen 
grundsätzlich  „ausser  Verkehr  gebracht^',  daher  ein  Privateigen- 
thum  von  Privatwirthschaften  daran  gar  nicht  zugelassen  werden 
soll  —  die  von  mir  sogenannte  Frage  der  „Ausdehnung''  des 
Privateigenthums. 

Jener  Aasschlusä  des  Privatcigenthams  au  gewissen  Objectcn,  bezw.  an  den- 
selben, wenn  sie  gewissen  Zwecken  (iliren  normalen,  für  die  sie  bestimmt  sind)  dienen, 
ist  die  letzte  (vonseqnenz  der  principiellcn  Gegner  alles  oder  bestimmter  Arten  Prirat- 
cigenthums  an  sachlichen  Productionsmitteln ,  namentlich  privaten  Grundeigenthams 
(z.  B.  des  Forstbodens,  Eisen bahnbodeus).  So  lautet  die  Forderung  des  extremen 
Socialismas  (I,  §.294).  Davon  zu  unterscheiden  ist  der  Fall,  dass  zwar  das  Gebiet 
der  res  in  commercio  nicht  principiell  eingeengt,  aber  thatsächlich  ein  g^rOsserer 
Theil  dieser  Sachen,  besonders  wieder  des  Grund  und  Bodens  überhaupt  oder  des- 
jenigen bestimmter  Art,  in  die  Hände  des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  als  Venral- 
tungs-  und  Finanzvermögen,  hie  und  da  auch  zu  öffentlicher  allgemeiner  Benntzong 
Übergehen  soll.  Diese  Entwicklung  scheint  sich  bei  uns  in  cha.acteristischen  Pillen 
zunächst  anzubahnen  und  wird  im  weiteren  Verlauf  in  diesem  Werke  mehrfach  em- 
pfohlen. Sie  kann  aber  dermaleinst  zu  einer  principiellen  Beschränkung  der 
res  in  commercio  fuhren.  Die  Socialisten  wollen  hier  nur  wie  gewöhnlich  das  Ziel 
durch  den  Zwang  der  Rechtsordnung  erreichen  und  damit  eine  mögliche  Entwicklong 
unbedingt  realisireu.  Und  zwar,  wenngleich  neuerdings  auch  hier  gern  diese  Ent- 
wicklung als  eine  sich  von  selbst  vollziehende,  wie  eine  reife  Frucht  der  Gesellschaft 
in  den  Schooss  fallende  bezeichnet  wird,  im  Grunde  doch:  sofort  oder  baldigst 
In  dem  Hinweis  auf  die  „revolutionäre  Dictatur  des  Proletariats"  als  „Uebergangs- 
stufe''  wird  doch  auch  auf  die  Anwendung  von  Gewalt  und  (Rechts-)Zwang  selbst 
hingezeigt  (Marxi.  Wir  Anderen  halten  einen  langsamen  geschichtlichen  Ent- 
wicklungsprocess  für  aöthig  und  auch  für  segensreicher.  Derselbe  wird  namentlich 
wieder  von  der  Entwicklung  der  Technik  bestimmt  und  kann  allmälig  thatsAchlich 
und  innerhalb  der  sich  erfahrungsmässig  bewährenden  Grenzen  zu  jenem  Ziele  niber 
hinfuhren.  Völlig  schwerlich  jemals,  weil  neben  technisch  -  ökonomischen  Bedenken. 
wie    Schwierigkeit    der  Leitung    der  Betriebe  (Landwirthschaftl),   7or  Allem   die  in 
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diesem  Werke  oft  betonten  psychologischeo  Momente  das  unwahrscheinlich  machen. 
Wie  weit  übA^haupt  möglicher  und  zweckmäs>siger  Weise,  das  hängt  wesentlich  eben- 
falls Ton  solchen  psychologischen  Momenten  mit  ab  (siehe  Theil  I,  Buch  1,  Kapitel  1). 

2.  Die  Beschränkung  der  dem  Privateigenthümer  als 
solchem  in  Bezug  auf  das  Privateigenthnmsobject  zustehenden 
Rechtsbefugnisse  —  die  von  mir  sogenannte  Frage  des  ,,In- 
halts'^  des  Privateigenthums. 

A.  Samter,  Eigenthumsbegrilf,  S.  277,  Kote  23  macht  es  mir  zum  Vorwurf, 
dies  ich  zwar  das  absolute  PriTateigentham  angreife,  aber  doch  in  meiner  Eigen- 
(homslehre  lediglich  das  Privateigenthum  behandelte  u.  s.  w.  Ich  gebe  ihm  darin 
Becht,  dass  ich  in  der  1.  Auflage  in  §.  254,  S.  439  das  Privateigenthum  nicht  gleich 
am  An»'gang8pnnct  hätte  nehmen  sollen  und  habe  deshalb  schon  in  der  2.  Auflage 
obifcen  §.  254  (jetzt  in  dieser  3.  Auflage  mit  kleinen  Abänderungen  und  Zusätzen  als 
§.95,  94)  auch  neu  abgefasst.  Aber  ich  habe  doch  sachlich  schon  damals  in  den 
Abschnitten  ?on  der  „Ausdehnung"'  des  Privateigenthums  das  Gcmeiueigcnthum  tiberall 
eingehend  behandelt.  Dass  ich  überhaupt  die  Frage  nach  Rercchtigung  und  Stellung 
de^elben  an  die  Frage  der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  anknüpfe,  hängt  mit 
meinem  Streben  zusammen,  vom  bestehenden  factibchcn  und  Kechtäzustand  möglichst 
autfzngehen,  ihn  zu  prüfen  und  dadurch  erst  den  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  einer 
Beschränkung  der  Ausdehnung  und  des  Inhalts  des  Privateigenthums  zu  fuhren,  nicht 
mit  einer  unbewiesenen  These  zu  beginnen. 

111.  —  §.  95  [254a]  Das  [moderne  Privateigenthum^). 
Dasselbe  hat  sich  in  der  modernen  Welt,  vielfach,  besonders  auf 
dem  europäischen  Contineut,  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts,  inhaltlich  als  möglichst  absolutes  (unbeschränktes)  ent- 
wickelt. Zugleich  umfasst  es  principiell  und  der  Kegel  nach  auch 
practisch  mit  wenigen  Ausnahmen  alle  Arten  Sachgüter,  so  dass 
seine  „ Ausdehnung '^  eine  last  universale,  nur  noch  durch  wenige 
in  Resten  der  alten  und  einigen  neuen  Regalien^)  bestehende  aus- 
schliessliche Rechtsvorbehalte  des  Staats  beschränkte  ist  und  auch 
thatsächlich   das   Grundeigeuthum,    besonders   am   Boden,    immer 


^)  Vgl.  auch  hierzu  besonders  Samter,  der  Eigenthumsbegrili'.  Er  nimmt 
nPrifateigenthum'*  hier  nur  als  Eigenthum  de^  Einzelnen,  ,,(jüsellschaftseigen 
thom^'  als  Eigenthum  mehrerer,  namentlich  der  kleineren  und  grOsi^eron  Gemein- 
schaften. Ebenda  S.  2S0.  Näheres  in  der  selbständigen  Schrift  über  Eigenthum. 
mit  weiteren  Ausführungen  der  frtlhoren  Schriften  und  hie  und  da  Modificationea  der 
Formnürongen. 

*)  Die  Lehre   von  den  Begalien   greift   hier  auch   in   die  £igünthuu)i>Iehrc  ein. 
Siebe  darüber  meine  Finanzwissenschaft,  2.  Auflage,  I,  ^.  141,  145—  147,  3.  Auflage, 
§.20],  207  und  II,  1.  A.  §.  347,  .'{48  ii'..  2.  Aufl.,  §.  lOS.   Die  individualistische  National- 
ökonomie  ist  mit  gutem  Grunde  den  Hegalien,    mit  wenigen  Ausnahmen,    wie  z.  B. 
dem  Münzregal,    abhold.     In  jedem  Monupol,    wie  auch  den  modernen,    für  Tabak 
DBd    dergleichen,    ist  eben  neben  dem  finanziellen  Moment  ein  priiicipiclles  Moment 
der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  in  mehr  gemeinwirthschaftlicher.  uuf  OUcntlichem 
Staatseigen th um   an  Kapitalien,  Grundstucken,  Gebäuden   beruhender  Richtung  anzu- 
erkennen   (Pierstor ff).     Daher  auch  die  grundsätzliche  Opposition   der   politischen, 
Mfcialeu  und  Ökonomischen  Individualisten  (Linksliberalc.  Fortschrittspartei)  gegen  Ein- 
führung Ton  Monopolen  an  sich  folgerichtig  und  begreiflich  von   deren  socialükono> 
mischem  und  politischem  Gesammtstandpuncte  aus. 
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mehr  verdrängt  hat.  Anch  gewährt  es  im  AllgemeineD  immer 
mehr  für  alle  Arten  Sachgüter,  namentlich  für  Immobilien  ebenso 
wie  für  Mobilien,  principiell  die  gleichen  und  thatsächlich  nach  den 
positiven  Kechtssystemen  wenigstens  annähernd  auch  wirklich  die 
gleichen  Rechte,  soweit  eben  nicht  die  ,,Natar  der  Dinge ^'  die 
völlige  Gleichheit  hindert,  wie  das  bei  Grundeigenthum  der  Fall 
ist  (s.  u.).  Das  moderne  Privntei^enthum  gilt  daher  der  modernen 
jaristischen  und  ökonomischen  Auffassung  und  in  Folge  dessen 
sowie  in  Folge  seiner  practischen  Einbürgerung  auch  der  An- 
schauung des  grossen  Publieums  als  ,^das  Eigenthum''  schlecht- 
weg, welches  sieh  „selbstverständlich''  auf  alle  Arten  Sachen, 
einschliesslich  alles  Rodens,  erstreckt  und  schon  begrifflich 
unbeschränkt  ist.  Dieses  „absolute^'  Privateigenthum  wird 
auch  für  die  Volkswirthschaft  von  der  individuali>tisch- liberalen 
Schule  der  freien  Conen rrenz  erstrebt.  Es  wird  hier  anch  als 
Gorrelat  der  unumschränkten  individuellen  persönlichen  Freiheit 
und  als  Grundpfeiler  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  angesehen. 
Für  die  Politische,  die  Socialökonomie  ist  es  daher  gegenwärtig 
die  Aufgabe,  gerade  dieses  Privateigenthum  nach  seiner  volks- 
wirthschaft liehen  Nothwendigkeit  und  seinen  volkswirthschaftlicben 
Folgen  zu  untersuchen. 

Hierbei  ist  jedoch  von  vornherein  zu  beachten,  dass  ein  solches 
allen  Privaten  im  Princip  zustehendes  absolutes  Privateigentham 
selbst  heute  noch  nicht  allgemein  ein  wirklicher  Bestandtbeil  des 
positiven  Rechts  ist.  Vielfach  erweist  es  sich  nur  als  ein  Postulat 
der  juristischen  Logik,  welche  den  abstracten  absoluten  Eigenthnms- 
begrifi  mit  allen  seinen  Gonsequenzen  zur  Geltung  bringen  will. 
Im  bestehenden  Recht  ist  das  absolute  Privateigenthum  namentlich 
noch  heute  nicht  bei  allen  Arten  SachgUtern  gleichmässig  durch- 
gedrungen. 

Besonders  steht  das  Grundeigenthum  noch  immer  etwas  appart  da  und  einzelne 
Arten  desselben,  wie  das  Eigenthum  an  Waldboden  und  an  Grundstücken,  welche 
Mineralsubstanzen  enthalten  [„Bergwerksboden''  in  diesem  Sinne')],  werden  im  Rechte 
wiederum  rerscbieden  behandelt.  Die  Geschichte  dos  Eigenthums  aber  zeigt  uns 
früher  allenthalben  ein  inhaltlich  mehr  oder  weniger  besclir&nktes  Eigenthum.  Und 
was  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums  betrifft,  so  finden  wir  wohl  OberaU  in 
älterer  Zeit,  bei  den  Germanen  und  auch  bei  anderen  Völkern  auf  niedriger  Ent- 
wicklungsstufe des  Wirthschaftslebens,  das  erwähnte  Gemein-  oder  Gesammteigenthom 
grösserer  oder  kleinerer  Gemeinschaften,  namentlich  am  Boden,  lange  statt,  auch 
später    noch  neben  der  Institution  des  h>ondereigenthums,   welches  sich  etwa  nur  auf 


')  Nemlich  im  Unterschied  von  demjenigen  Bergwerksboden,  an  welchem  nach 
bergrechtlichen  Grundsätzen  ein  Bergwerkseigenthum  schon  besteht,  bez.  auf  welchem 
ein  Bergwerk  betrieben  wird.    (Siehe  §.  99.) 


Das  moderne  Privateigenthom.  199 

gewisM  GebraachsgegensULndc  bezieht.  Auch  maucherlei  andre  Abweichungen  vom 
.^Deii'\  ^Tollen'^  Prirateigenthum  der  Individuen  kommen  vor.  Hierhin  gehört  auch 
die  UDtencheidtiDg  7om  Obereigenthnm  und  Unter-  oder  Nutzeigeuthum  im  mittel- 
alteriichen  deatttchen  Recht.  (B eseler,  §.82.)  Derartigem  „beschr&nkten'*  Eigren- 
thom  wird  allerdings  Ton  solchen  Vertretern  der  positiv-rechtlichen  und  rechtsphilo- 
sophischeo  Auffassung,  welche  bewusst  oder  unbewusst  vom  römisch-rechtlichen  Be- 
gnff  des  Eigenthums  (des  sog.  quiritiscben ,  das  übrigens  ursprtlnglich  in  Rom  auch 
Boraa  beweglichen  Sachen  bestand,  s.  Puchta,  Institutionen  II,  §.  235,  S.  012,  Gl 3), 
in  allen  ihren  Beweisführungen  ausgehen,  der  Name  des  wirklichen  Eigenthums  ver- 
tagt, weil  er  dem  apriorischen  abstracten  Bcgriß'  widerspricht.  Aber  dieses  Vorgehen 
beruht  auf  einer  petitio  principii. 

Die  socialökoDomische  Untersochung  des  Eigenthums  und  seiner 
Ordnung  hat  daher  davon.  Act  zu  nehmen,  dass  gerade  nach  ge- 
schichtlicher AufTassung  das  heutige  so  universell  ausgedehnte  und 
iohaltlich  so  absolut  formulirte  Privateigenthum  eine  historische 
Erscheinung  ist,  und  zwar  eine  solche  von  sehr  jungem  Alter. 
Erst  der  Sieg  des  Individualprincips  über  das  Gemeinschaftsprincip 
(§.  24)  hat,  allerdings  im  Anschluss  an  eine  aus  mancherlei 
wichtigen  ökonomischen  und  sonstigen  Gründen  eingetretene  that- 
sächliche  und  rechtliche  Entwicklung,  auch  principiell  die  allge- 
meinste Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  alle  Sachgüter,  auch 
auf  allen  Boden,  zum  vollen  Durchbruch  gebracht  (Beseitigung 
der  älteren  Regale  u.  s.  w.,  Theilung  der  ,,6emeinheiten^'  u.  A.  m.). 
Und  erst  jener  Sieg  hat  jene  alten  Beschränkungen  oder,  wenn 
man  sie  so  nennen  will,  jene  abweichenden  Eigenthumsbildungen 
hnmer  mehr  vermindert  und  verdrängt  und  die  Ansicht  geschaffen, 
dass  das  principiell  alle  Sachgüter  gleichmässig  umfassende,  allen 
Privaten  zustehende,  inhaltlich  absolut  gefasste  Privateigenthum, 
bei  welchem  der  Wille  des  „herrschenden*^  Eigenthümers  das 
wesentlich  allein  entscheidende  Moment  ist,  überhaupt  allein  „Eigen- 
thnm^^  sei. 

IV.  —  §.  96  [254bJ.  Die  Aufgabe  der  Politischen 
Oekonomie  in  Bezug  auf  die  Eigenthumslehre  ist  hiernach  im 
Wesentlichen  eine  vierfache. 

1.  Es  ist  einmal  Stellung  zu  nehmen  zu  der  rechtsphilo- 
sophischen und  auch  nationalökonomischen  Begründung  des  Privat- 
eigenthums, daher  namentlich  eine  Kritik  der  bezüglichen  „Eigen- 
thomstheorieen ''  vom  volkswirthsehaftlichen  und  gesellschaftliehen 
Standpnncte  aus  zu  liefern.     S.  unten  Kap.  2  in  diesem  Buch  2. 

2.  Es  ist  sodann  die  rechtswissenschaftliehe  und  positiv-recht- 
liche Formnlimng  des  Eigenthumsbegriffs  einer  kritischen  Prüfung 
aus  dem  socialökonomiscben  Gesichtspuncte  zu  unterziehen  und  ein 
social-,   nicht  nur  privatrechtlich  haltbarer  Privat eigenthumsbegriif 
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ZU  formuliren,  woran  sich  eine  Uebersieht  über  die  Fragen  yon  der 
Ausdehnung  und  dem  Inhalt  des  Privateigenthums  knüpfen  kano. 
8.  unten  Kapitel  3  in  diesem  Buch  2. 

3.  Es  ist  darauf  specieller  die  Frage  von  der  socialökonomiscb 
richtigen  Ausdehnung  des  Privateigenthums  und  hiermit  zugleich 
diejenige  von  der  Stellung  des  Gemeineigenthums  rechtlich  auch 
noch  in  der  modernen  Eigentbumsordnung  und  factisch  im  modemeo 
Wirtbschaftsieben  zu  untersuchen.  Dies  geschieht  im  unten  folgenden 
dritten  Buche  dieses  Tbeils  II  der  Grundlegung. 

4.  Es  ist  endlich  zum  Abscbluss  der  Erörterungen  über  die 
Eigenthumsordnung  die  Frage  vom  socialökonomiscb  richtigen 
Inhalt  des  Privateigenthums  genauer  zu  behandeln.  Damit  be- 
schäftigt sich  das  vierte  Buch. 

In  den  folf^eiiden  Paragraphen  werden  zunächst  noch  einige  Pancte  ?on  all- 
gemeiiicr  Bedeutung  für  die  spätere  B*  banolnng  der  Fra^ren  der  Eigenthumsordnung 
zusammenfassend  erörtert  Es  ist  dafür  auch  auf  den  2.  Abschnitt  des  1.  KapiteiS 
des  vorigen  Buchs  1,  §.  14  ff.  mit  zu  verweisen. 

V.  —  §.  97  [257J.  Eintheilung  des  Eigentbums  nach 
Zwecken  und  Objecten.  A.  Dieser  nach  dem  Gesagten  er- 
forderlichen Eintheilung  des  Eigentbums  sind  zwei  hauptsäcUicbe 
Eintheilungsprincipien  zu  Grunde  zu  legen. 

Vgl.  Mario,  Weltökonomie,  1.  A.,  IE«  498.  499.  Der  Einwand  ?od  Juristen 
(z.  B.  Bluntschli  in  der  vGegenwart*'  vom  4.  Januar  1S79),  dass  die  erste  Unter- 
scheidung wegen  der  äusserlichen  Dnfassbarkeit  der  Function  juristisch  unbrauchbar 
sei,  triHt  gerade  bei  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  bei  stehendem  Kapital  (Ge- 
bäude. Maschinen,  Werkzeuge)  und  beim  Boden  gar  nicht  zu  und  ist  auch  beim  um- 
laufenden Kapital,  besonders  bei  den  Roh-  und  Hilfsstoffen,  leicht  zu  widerlegen. 
Im  Vt'Twaltungsrecht  ist  der  Unterschied  auch  schon  vielfach  beachtet  (Steuerrecht). 
Auch  im  Pfand ungsrecht  kommt  er  ?or. 

1.  Das  erste  Kintheilungsprincip,  die  Unterscheidung  von 
Ge  brau chs-(Genuss-) Vermögen  und  Produ et iv vermögen 
(Kapital  und  Boden,  I,  §.  128),  ist  das  wichtigste, 
welches  von  der  Rechtsphilosophie,  der  Jurisprudenz  und  dem 
positiven  Privatrecht,  ja  gewöhnlich  selbt  von  der  Nationalökonomie 
bisher  fast  ganz  unbeachtet  geblieben  ist.  Dies  hat  in  primitiveren 
Verliältnissen  des  Volkslebens  und  der  Volkswirthschaft  nach  der 
tbatsäcblicben  Gestaltung  des  Eigentbums  weniger  Bedenken.  Es 
wird  aber  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  verhängniss- 
voll  für  die  Begründung  und  Behandlung  der  Eigentbumsinstitution, 
und  zwar  immer  mehr  mit  dichterer  Bevölkerung,  grösserer  Arbeits- 
tbeilung,  Trennung  von  Stadt  und  Land,  Scheidung  von  besitzenden 
und   nichtbesitzenden,   besonders  von  grundbesitzenden  und  nicht- 
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grandbesitzenden  Glassen,  mit  VerdräDgung  der  Natnral-  darch  die 
Verkehrs-  and  Geldwirthschaft  und  mit  vorherrschender  Production 
nicht  mehr  ftir  den  Eigenbedarf,  sondern  für  den  Markt,  den  Be- 
darf fester  Kunden  und  vollends  beliebiger  Dritter  (I,  §.  151, 
188,  189). 

2.  Das  zweite  Haupteintheilungsprincip  ist  auch  für  die 
nationalökonomiscbe  Betrachtung  des  Eigenthums  die  tlblicbe  Unter- 
scheidung zwischen  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigen- 
thnm.  Diese  Unterscheidung  muss  aber,  wenn  sie  nicht  eine  rein 
äasserliche  bleiben  soll,  mit  der  erstgenannten  combinirt  werden. 
Dadurch  gewinnt  sie  erst  ihre  wahre  Bedeutung,  welche  ihr  in  der 
Bechtswissenschaft  und  im  geltenden  Rechte  grossentbeils,  viel- 
fach aber  anch  in  der  Nationalökonomie  fehlt. 

An  diese  Haupteintheilung  muss  sich  alsdann  eine  weitere 
Unterscheidung  innerhalb  der  genannten  Eategorieen  nacb  den 
speciellen  ökonomischen  Zwecken  und  Functionen  der 
einzelnen  Bestandtheile  des  Eigenthums  anknüpfen. 

Hierzu  liegen  wenigstens  beim  Grundeigentham  in  der  aparten 
Stellung  des  Bergwerksbodens,  d.  h.  hier  des  Mineralsubstanzen 
in  oder  unter  sich  führenden  Bodens,  und  zum  Tbeil  aucb  des 
Waldbodens,  etwas  auch  des  städtischen  und  dörflichen  Wohnungs- 
bodens im  Rechte  schon  Anhaltspuncte  vor. 

Die  EntwickliiDg  des  Berfrrechts  im  System  der  sogeuaniifen  Borgbaufreiheit,  wie 
ne  wieder  im  neuesten  Bergrecht  Preussenü  u.  a.  L.  zur  Anerkennung  gclantrt  ist, 
ist  ein  g^tes  typisches  Bei>piei  für  diu  Gestaltung  des  Privateigcnthumsrechts  nach 
Maassgabe  rolkswinhschaftlicher  Zweckmässigkeit.  Es  bleibt  hier  nicht  dem 
Belieben  oder  der  Indolenz  des  GrundeigenthUmers  überlassen,  ob  er  die  in  seinem 
GrandstUck  befindlichen  Mineralsubstanzen  gewinne  oder  nicht,  sondern  sein  Eigon- 
thumsrecht  als  solches  bezieht  sich  auf  diese  Substanzen  gar  nicht  mit.  Es  kann 
unter  gewissen  Cautelen  auch  ein  Dritter  das  Recht  erlangen,  dieselben  zu  gewinnen. 
Ib  diesem  Ausschluss  der  genannten  Substanzen  aus  dem  Eigenthumsrecht  des 
Eigenthtlmers  des  Bodens  und  in  dieser  Nöthigung  des  Ei^enthUmers,  Andere  auf 
seinem  Grundstück  schürfen  zu  lassen,  liegt  aber  gegenüber  dem  absolut  gcfasstcn 
Groudeigenthum  eine  wesentliche  Gebrau  chsbeschräukung  im  Gemein- 
schaftsinteresse. Vgl.  über  das  Bergrecht  Wagner.  Finanzwissenschaft  I,  3.  A., 
§.  249.  Die  Beschränkung  des  Waldeigenthümers  in  Bezug  auf  die  etwaige  voU- 
itändige  Abholzang  und  auf  die  Bewirthschaftung  der  Forsten  im  All>!emeinen  enthält 
gleichfalls  eine  principiell  berechtigte  Eigcnthumsbeschränkung  nach  dem  Gemein- 
scbafbinteresse,  welche  mit  den  üblichen  Einwendungen  gegen  Staatsbcvormundun^ 
ucht  als  unstatthaft  bezeichnet  werden  kann.  Vgl.  Kau,  VoIkswirthschaft^poIi1ik  I, 
§.  153,  besondeis  156  ff.,  Bosch  er,  II,  Nationalökonomie  des  Ackerbaus  §.  l$s,  li):i  11. 

Die  Unterscheidung  muss  nur  noch  principieller  begründet  und 
tuf  andere  Fälle  analog  ausgedehnt  werden.  In  letzterer  Beziehung 
ist  wiederum  der  Einfluss  der  Entwicklung  der  Technik,  der  Be- 
?9lkerungsverhältnisse,  besonders  der  örtlichen  Vertheiluug  der  Be- 
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völkerung,  und  die  allgemeine  Entwicklung  des  WirtbgcbatltslebeDS 
zu  beachten.  Die  hier  noihwendigen  Unterscheidungen  sind  daher 
nicht  ein  für  allemal  gegeben  und  für  alle  Länder  gleichartig, 
sondern  zeitlich  und  räumlich  (geschichtlich)  wandelbar,  historische 
und  örtliche»  nicht  natürliche  rein-ökonomische  Kategorien. 

Die  Entwicklung  des  Maschinenwesens  macht  z.  B  auch  im  Rechte  weiten 
Unterscheidungen  im  Kapitaleigeuthum  nothwendiir.  In  der  Fabrikgesetzgebung  — 
besonders  in  der  Weise,  wie  sie  in  Eu<|:laüd  schrittweise,  specialistisch  Yon  einer  be- 
stimmten Art  von  Fällen  in  allmäliger  Goneralisirung  (umgekehrt  wie  auf  dem 
Gontinent.  wo  man  von  einem  allgemi-inen  Priucip  ausgeht  und  das  dann  auf  alle 
darunter  fallende  Fälle  anwendet)  ausgebildet  wurde  —  zeigt  sich  dies  mehrfach 
characteristisch,  so  in  der  Verschiedenheit  der  Specinlbestimmungcn  nach  der  rer- 
schiedenen  technischen  Natur  der  Gewerbszweige  und  Maschinen.  Die  Bildung  grosBer 
Städte  macht  ebenso  im  Grundeigenthum  und  dann  selbst  noch  weiter  innvrbalb  der 
Kategorie  des  städtischen  Gruudeigenthums  („gross städtisches^*  —  „klein- 
städtisches'') Unterschiede  zweckmässig,  unter  Umständen  nothwendig. 

§.  98  [258].  —  B.  Bei  der  Durchfuhrung  der  Eintheilung 
nach  diesen  Principien  ist  ferner  noch  Folgendes  zu  beachten. 

1.  Die  principale  Unterscheidung  zwischen  Gebrauchsver- 
mögen und  Productionsmitteln  (Kapital  und  Boden)  gestaltet 
sich  nach  den  früheren  Erörterungen  (I,  §.  129—132)  vom  einzel- 
und  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  nicht  ganz  gleich- 
massig.  Volkswirthschaftliches  Gebrauchsvermögen  kann  in  die 
einzelwirthschaftliche  Kategorie  des  Kapitals  fallen.  Für  die  Fragen 
des  Privateigenthums  ist  die  einzelwirthschaftliche  Unterscbeidong 
im  Allgemeinen  maassgebend. 

2.  Die  wichtige  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  und 
unbeweglichem  Eigenthum  gewinnt  im  Laufe  der  Wirthschafts- 
entwicklung  eines  Landes  ebenfalls  eine  verschiedene  wirthschaft- 
liehe  Bedeutung  y  welche  für  das  Recht  nicht  gleichgiltig  ist.  Das 
bewegliehe  Eigenthum  pflegt  von  vorneherein  im  höheren  Maasse 
Arbeits  eigenthum  zu  sein,  d.  h.  auf  dem  Erwerb  direct  oder 
(unter  Vermittlung  des  Kapitals)  indirect  durch  Arbeit  und  zwar 
auch  durch  Arbeit  des  Eigenthümers  selbst  zu  beruhen.  Das  un- 
bewegliche Eigenthum  ist  zunächst  Eigenthum  an  einem  blossen 
Naturfactor  und  beruht  auf  der  ersten  Besitznahme  (ersten  Occnpation), 
eventuell  auf  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer.  Später  wird 
aber  auch  das  Grundeigenthum  durch  Hineinwendung  von  Arbeit 
und  Kapital  mehr  und  mehr  Arbeitseigenthum  (intensive  Landwirth- 
Schaft,  intensives  Wegewesen,  —  auch  Gebäude-,  Bergwerkseigen- 
thum).  Beide  Eigenthumsarten  nähern  sich  also  einander  in  ihrer 
ökonomischen  Natur  allmälig,  was  auch  eine  Annäherung  des 
Grundeigenthnmsrechts  an  das  immer  absoluter  gefasste  Mobileigen- 
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thnmsrecht  rechtfertigt.  Aber  niemals  wird  das  Grund-  nnd  Ge- 
bSodeeigenthnm  so  reines  Ärbeitseigenthum  wie  das  bewegliche. 
Die  ynllige  Oleichstellung  im  Rechte,  worauf  die  neuere  Ent- 
wicklung in  Theorie  und  Praxis  immer  mehr  hindrängt,  ist  eben 
deshalb  stets  auch  ein  ökonomischer  Fehler. 

Die  Eigf'DthTimsfrage  hängt  hier  zasammeii  mit  der  Theorie  der  Grund- 
rente. Ich  halte  tn  dem  Kern  der  Ricardo -ThUnen 'sehen  Grandrententheorie 
fest.  Oeber  die  irauze  Streitfrafre:  Berens,  kritische  Dog:mengeschicl)te  der  Grund- 
rente, Leipzig  1868.  Den  Zosammenhani;  der  Rontenlehre  mit  der  Grundeigentbums- 
frage  hat  aoch  Cairue»  in  seiner  oben  genannten  Abhandlung  über  political 
economy  and  iand  betont,  et^ays  p.  193  ff.  Er  entscheidet  die  Frage  ähnlich  wie 
ich.  Vgl.  auch  Platter,  zur  Grundrenteurheorie.  Hildebrand's  Jahrbücher.  1876.  I, 
57.  Auch  in  der  neuesten  theoretischen  und  practisch-a«;itatürischen  Polemik  geg^en 
prirates  Grondeifrenthum  ausserhalb  der  Kreise  des  eifrentlichen  Socialismus  wird 
wieder  besonders  gern  an  die  Gnuidrententheorie  angeknüpft. 

3.  Die  Unterficheidung  von  Kapital-  und  Grundeigenthnm 
lägst  sich  auf  Gebäude,  mitunter  auch  auf  gewisse  grössere 
maschinelle  Einrichtungen,  welche  in  dauernder  Verbindung 
mit  dem  Boden  stehen,  nicht  streng  anwenden.  Gebäude  theilen 
die  ökonomische  Eigenthümlichkeit  beider  Eigenthumnarten  und 
zwar  wieder  in  wechselndem  Verhältniss.  Vom  Rechte  ist  nament- 
lich zu  beachten,  wie  weit  Gebäude  die  ökonomische  Natur  von 
Grundeigenthnm  (besonders  hinsichtlich  der  Rentenbildung  unter 
dem  Einfluss  der  Gonjunctur,  I,  §.  166  ff.)  annehmen.  Das  gross- 
städtische Gebäudeeigenthum  bezieht  gewöhnlich  in  umfassendem 
Maasse  Renten,  welche  nicht  auf  individuelle  ökonomische  Leistungen 
des  Eigenthtimers  zurückzuführen  sind,  und  verlangt  auch  deshalb 
im  Rechte  eine  Sonderstellung. 

§.  99  [259].  —  G.  Mit  Benutzung  der  dargelegten  Eintheilungs- 
gmndsätze  lässt  sich  folgendes  Schema  für  die  Eintheilung 
des  (Sach-)  Eigenthums  aufstellen. 

Dasselbe  geht  in  der  Specialisirung  so  weit,  als  es  hier  für  die  Lehre  vom 
allgemeiDeB  virthschafÜichen  Verkehrsrecht  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Tolluvirthschaftlichen  und  technischen  Entwicklung  in  den  Ländern  der  europäischen 
Ciiltar  nothwendig  erscheint.  In  der  Praxis  braucht  man  nicht  überall  so  weit  zu 
^ecialislreii,  jedoch  hier  und  da,  z.  B.  in  Betreff  des  Grundei^enthums,  auch  heute 
acbon  veiter.  Und  die  Tendenz  der  höheren,  grössere  Arbeitstheilung  mit  sich 
fidireiiden  Entwicklung  der  Yolkswirthschaft  ist  es:  immer  feinere  Specialisirungcn 
des  EigeDthnms  für  alle  ökonomischen  und  Rechtsfragen,  welche  sich  un  das  letztere 
kilpfen,  nothwendig  zu  machen.  Im  einzelnen  Laude  und  Zeitalter  muss  darüber 
die  BeobachtQDg  der  ökonomischen  Function  des  Eigenthums  entscheiden. 

Siehe  t,  §.  128.  Die  folgende  Eintheilung  berührt  sich  mit  den  üblichen  Ein- 
fteJUaogen  des  Vermögens,  des  Kapitab.  des  Bodens  und  zum  Theil  der  Arbeitsarten 
in  den  Lehrbüchern,  fftllt  aber  nicht  damit  zusammen.  Vgl.  Kau,  Volkswirthschafts- 
l«bn,  §.  86  ff.,  94  ff.,  119,  128  ff.;  Röscher,  System  I,  83,  31,  3S.  42.  43. 
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(I.)  Eigentbum  an  Gebraucbsvermögen.    Dasselbe  kann  J 
in  zweifacher  Weise  eingetheilt  werden. 

Einmal  nach  dem  oben  dargelegten  Gesichtspunete: 

(A.)  Eigentbum  an  beweglichem  Gebraucbsvermögen,  nendich 

(1)  an  Verbrauchs  vermögen  (z.  B.  Nabrungsmittel)| 

(2)  an  Nutzvermögen  (z.  B.  Kleider,  Wäsche,  Betten,  Möbel). 
(B.)  Eigentbum    an    unbeweglichem  Gebrauchsvermögen, 

nemlich 

(1)  an  Höfen,  Gärten  u.  s.  w.  (Parks), 

(2)  an  Area  (Tenne)  für  Wobogebäude, 

(3)  an  Wohngebäuden. 
Sodann  eine  zweite  Eintheilang  nach  der  Beziehung  cn 

den  Arten  der  Bedürinisse  und  der  Grösse  des  Bedarfs  der 
Individual-  und  Familienwirthschaft,  eine  Eintheilung,  welche  n.  A. 
für  das  sociale  Steuerrecht  wichtig  ist  und  für  das  Pfändongsrecbt 
mit  in  Hetr»cht  kommt 

(A.)  Gebraucbsvermögen,  qualitativ  geeignet  und  quantitativ 
ausreichend  für  die  Berriedigung  der  nothwendigen  Existenzbedflrf- 
nisse  (I,  §.  268); 

(B.)  desgl.  der  ExistenzbedUrfnisse  zweiten  Grads  im  üblichen 
Umfange ; 

(C.)  desgl.  der  üppigeren  Befriedigung  dieser  letzteren  (Luxus- 
vermögen); 

(D.)  dei^gl.  der  Culturbedürfnisse. 

(IL)  Eigentbum  an  Productionsmitteln(Productivvermögen). 

(A.)  Kapital  eigentbum, 

(1)  an  beweglichen  Productionsmitteln, 

(a)  Eigentbum  an  Geld  kapital,  als  dem  Kapital  für  alle 
Verwendungsarten ; 

(b)  Eigenthum  au  anderen  beweglichen  ProductionsmittelO| 
als  dem  Kapital  für  specielle  Verwendungsarten,  nemlich 

(a)  an  stehendem  Kapital,  besonders  an  Maschinen, 
Werkzeugen, 

(ff)  an  umlaufendem  Kapital,  besonders  an  Haupt-  und 
Hilfsstoffen,  dann  an  Unterhaltungsmitteln  für  die  Producenten 
während  der  Dauer  der  Production. 

(2)  Eigenthum  an  Kapitalien,  welche  mit  dem  Boden  mehr 
oder  weniger  untrennbar  verbunden  worden  sind,  nemlich  Ge- 
bäude, gewisse,  der  Production  dienende  technische  Einrichtungen 
im\  und  im  Boden,  gewisse  Bodenmeliorationskapitale. 
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(B.)  GruDdeigeDthum, 

(1)  an  Grundstücken  (Plätzen)  tlür  Gebäude  und  für  den 
Standort  der  Production  überhaupt:  im  Wesentlichen  städtisches 
IJnindeigemhQm,  dessen  weitere  Unterscheiduug  in  grossstädti- 
sches und  kleinstädtisches  nothwendig  werden  kann  und 
bei  uns  im  Allgemeinen  schon  nothwendig  geworden  ist. 

Eine  solche  Uuteischeidong  ist  dem  Rechte  bereits  nicht  mehr  gänzlich  fremd: 
im  Finanzrecht  kommt  sie  mehrfach,  wie  in  Oesterreich,  Preusseu,  bei  der 
Gebindestener  For,  indem  diese  Steuer  in  den  grösseren  Orten,  d.  h.  in  denen, 
VC  die  Hehrzahl  der  Häuser  im  Wege  der  Vermiethung  nutzbar  gemacht  wird, 
lach  dem  Miethertrag,  in  den  tlbrigcn  Orten  nach  anderen  Merkmalen  aufgelegt 
wild  (österr.  Hans z ins-  und  Hausclasseu Steuer).  Eine  Unterscheidung  zunächst 
Mch  äQsseren  Zweckmässigkeitsgründen,  worin  aber  doch  implicite  das  Auerkenntniss 
Hegt,  dass  mit  der  ökonomischen  Natur  und  Stellung  auch  die  rechtliche  Behandlung 
fcnchieden  sein  kann. 

(2)  Grundeigenthum  an  Grundstücken  (Plätzen)  für  die  Auf- 
findung und  Aneignung  (durch  die  verschiedenen,  je  nach  der 
Art  der  Gegenstände  und  den  Fund-  und  Gewinnungsorten  und 
•Bedingungen  sich  richtenden  technischen  Tbätigkeiten)  solcher  (nn- 
Mpinischer)  Stoffe  im  Boden,  welche  in  ihrer  natürlichen  Form  zu 
irdteren  Productionszwecken,  eventuell  auch  als  Gebrauchsvermögen 
inmittelbar  zu  Gonsumtionszwecken  dienen,  daher  schon  in  dieser 
Poim  einen  gewissen  unmittelbaren  Gebrauchswerth  haben,  ohne 
neb  spontan  oder  durch  Einfluss  des  Menschen  wieder  zu  erzeugen: 
m  Wesentlichen  Bergwerksbodeneigenthum,  d.  h.  Eigenthum  an 
Boden,  welcher  Mineralsubstanzen  etc.  führt. 

So  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle.  Etwas  abweichend  stehen 
i  B.  die  Localitäten  der  Steinölquellen,  Mineralquellen  und  der  gewöhnlichen  Wasser- 
licUen  da.  Dieselben  sind  in  mancher  Hinsicht  mehr  zur  folgenden  dritten  Boden- 
tttegorie  zu  rechnen. 

(3)  Grnndeigenthum  an  Grundstücken  für  die  Aneignung 
[durch  Tbätigkeiten  des  ISammelns,  Jagens,  Fischens,  Abweiden- 
lassens,  Lesens  n.  dgl.  m.)  solcher  (organischer)  Stoffe  (Pflanzen, 
Thiere),  welche  gleichfalls  schon  in  ihrer  natürlichen  Stoffform  zu 
Productionszwecken  oder  als  Gebraucbsvermügen  dienen  können, 
natürlichen  Gebrauchswerth  haben  oder  erlangen,  sich  aber  spontan 
ohne  menschliches  Zuthun  wieder  erzeugen:  im  Wesentlichen 
Eigenthum  an  Jagd-  und  Fiscbereigründen,  an  natürlichen  Weiden, 
un  Boden  wild  wachsender  Pflanzen,  Bäume  (Naturwald,  Urwald), 
an  Torflagern  u.  dgl.  m.;  eventuell  auch  der  Boden  der  Quellorte. 

(4)  Grundeigenthum  an  Grundstücken,  um  auf  bezw.  in  den- 
selben unter  Einwirkung  menschlicher  Arbeit  und  Kapitals 
die  Stoffe  des  Bodens  und  der  Luft  erst  in  die  dem  menschlichen 
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Bedürfoiss   entsprechende   pflanzliehe  Form   zn  bringen  und 
ihnen  8o  erst  Gebraaebswerth  za  verleihen:  im  Wesentlichen 

(a)  ländliches  oder  agrarisches  Gmndeigenthnm  anGärteo, 
Aeckem  und  Wiesen, 

(b)  Waldeigenthom  an  Kunst-  nnd  Cnltnrwäldem. 

Hier  spielen  die  Liebig*sche  BodenerschOpfnngsfrage  und  die  mit  ihr 
zaBammenhäDgeiiden  Paoctc  der  PflanzeDphysiologie  ond  Pfltnzeaern&hraDg  in  die 
ökoDomiäcbe  Wttrdiguug  der  Grundstücke  und  damit  in  die  Gnindeigenthamslirtge 
hinein.  Vgl.  die  treffliche  Schrift  Ton  Conrad,  Liebig's  Ansicht  fon  der  BodeB- 
beschalfenheit,  Jena  l'»64,  besonders  8  ff. 

(5)  Eigentbom  an  den  znr  Commnnication  dienenden 
Grundstücken:  Wege-  oder  Strasseneigentbum.  Dasselbe 
ist  wesentlich  nach  technischen  Momenten  und  nach  den  mit  diesen 
zum  Tbeil  wieder  zusammenhängenden  Verhältnissen  der  Bennti- 
barkeit  der  Wege  zu  specialisiren.  Besonders  wichtig  ist  der 
Unterschied : 

(a)  von  Wegen,  welche  in  der  Hauptsache  eine  beliebige  Be- 
nutzung zu  Transporten  gestatten,  wie  die  gewöhnlichen  Landwege, 
die  See,  die  Flüsse,  und 

(b)  Wegen,  bei  welchen  der  Transportdienst  aus  technischen, 
im  Wesen  des  Weges  liegenden  Gründen  fest  organisirt  sein  roUB, 
wie  besonders  bei  den  Eisenbahnen,  als  (nach  Weber)  denjenigen 
„Strassen,  auf  welchen  sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  iQen 
Stellen  ihrer  Breite,  sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spvei 
bewegen". 

Von    allen   Arten    des   Grondeigenthums   ist   diese   fünfte  Kategorie   noch  aa 
Wenigsten  antersucht,  weder  juristisch  noch  nationalOkonomisch.  obwohl  die  pradiNh 
liier   wicbstigste  Anwendung   des  Ezpropriationsrechts   sowie  das  WegeserntntBweNi 
eine   principielle  Untersuchung   hier   besonders   nahe  legte.    Ueber  die  obige  Unü^i 
Scheidung  der  Frage  siehe  mcioc  Finanz  Wissenschaft  I,   'S.  Auflage,  §.  266,  S.  647. 

(6)  Eigenthum  an  den  bleibend  von  Gewässern  (insbesondere 
natürlichen  Quellen,  Bächen,  Flüssen,  Seeen,  See  an  den  KttsteOi 
aber  auch  von  künstlichen,  Canälen,  Teichen)  eingenommenen 
Bodentheilen. 

Der  Zweck  dieser  verschiedenen  Bodenkategorien  bedingt  Ve^ 
schiedenheiten  der  Benutzungsweise,  daher  wieder  der  menschlichen 
Arbeit  und  Kapitalverwendung  zum  Behuf  der  dem  Zweek  ent- 
sprechenden Benutzung.  Um  letztere  zu  ermöglichen  oder  wenig- 
stens zu  erleichtern,  müssen  die  Rechtsnormen  für  Benutzung  nnd 
Besitz  (Eigenthum)  des  Bodens  sich  den  ökonomisch -technischeD 
Bedingungen    der   Benutzung    anpassen,    daher    sich    demgem&u 
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specialisiren    and    diiferenziren :    ein    Haaptgesiehtspunct   für   alle 
GiUDdeigentbamsordnuDg. 

Siehe  unten  Bnch  3,  Kapitel  2  Näheres;  auch  die  Verfolgung  des  voraus- 
fj^ehenden  Moments  in  meiner  Abhandlung  Grundbesitz,  Yolkswirthschaftlicho  Principien- 
frage  der  fiechtsordnong  im  Handwörterbach  der  Staatsvnssenscbaften  III,  besonders 
S.  118  ff. 

§.  100  [260].  —  D.  Dieses  Schema  der  ökoDoraischen  (Sach-) 
EigentbomskategorieeD  hat  für  die  Lehre  vom  Eigcnthnm  in  volks- 
wlrthschaftlicher  Betrachtung  durchgreifende  Bedeutung. 

1.  Es  zeigt  zunächst  die  grosse  Verschiedenheit  der 
Bestandtheile  des  Privateigenthums.  Jede  Eigenthunisart  wirkt 
OBD  in  wirthscbaftlicher  und  socialer  Hinsicht  auf  den  EigenthUmer 
DDd  auf  die  ganze  Bevölkerung  anders  ein.  So  weist  das  Schema 
darauf  hin,  dass  der  Versuch,  das  ,,Privateigenthum  an  sich'',  in 
abstracto  und  ohne  Rücksiebt  auf  diese  verschiedenen  Kategorieen 
seiner  ökonomischen  Zwecke  und  Functionen  zu  „begründen^',  wie 
in  der  Ablieben  Weise  der  bisherigen  Rechtsphilosophie,  von  vorne- 
herein verfehlt  ist. 

2.  Dasselbe  gilt  von  aller  principiellen  Polemik  gegen 
das  i^Privateigentbum  an  sich".  Die  verschiedenen  Gründe 
für  nnd  wider  diese  Institution  haben  einen  ganz  verschiedenen 
Wertb,  je  nachdem  unter  Eigenthum  die  eine  oder  die  andere 
jener  Arten  verstanden  wird.  Die  wissenschaftliche  Polemik  gegen 
dies  Eigenthum  richtet  sieb  daher  nicht  gegen  das  ganze  Rechts- 
institut, sondern  nur  gegen  bestimmte  Eigenthumsarten  und  auch 
gegen  diese  nur  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  rechtlichen 
Formulirung  und  auf  einer  gewissen  historischen  ökonomisch -tech- 
nischen Entwicklungsstufe,  bei  einer  gewissen  Art  des  Productions- 
betriebs.  Demnach  will  sie  gar  nicht  allgemein,  sondern  nur  historisch 
und  örtlich  relativ  gelten  in  gewissen  Zeiten  und  Ländern.  Dasselbe 
ist  anch  von  der  neueren  Polemik  des  wissenschaftlichen  Socialismus 
in  sagen,  welche  sich  überhaupt  nur  gegen  das  Privateigenthum 
an  Prodnctionsmitteln  und  auch  gegen  dieses  nicht  an  und  für  sich, 
sondern  unter  den  gegebenen  und  der  Annahme  nach  sich  in  be- 
stimmter Richtung  weiter  entwickelnden  Productionsbedingungen 
in  nnserer  beutigen  Volkswirthschaft  wendet. 

Die  landläufige  Polemik  der  Gegner  der  Socialisten,  wie  sie  z.  B.  in  der  Presse 
der  liberalen  nnd  conseryatiren  Parteien  wenigstens  früher  gefuhrt  wurde,  gipfelte 
■eistens  in  dem  Vorwurfe,  dass  der  Socialismus  „Abschaffung  des  Eigenthums''  predige  : 
eine  tendenziöse  oder  oberflächliche  Entstellung.  (Siehe  I,  §.  214.  Schäffle, 
QidatesseDZ  des  Socialismus). 
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3.  Auch  die  ÄufstelluDg  des  üblichen  eDgen  juristischen  -A 
(Privat-)EigeDthnmsbegriff8,  welcher  abstract  a  priori  con- 
stroirt  wird,  erweist  sich  sofort  als  theoretisch  verfehlt.  Sie  ist 
auch  practisch  bedenklich,  wenn,  wie  in  der  modernen  Jnrispmdenx 
und  im  modernen  Recht  unter  römisch- rechtlichem  Einfluss,  nnn 
aus  dem  einen  Eigenthumsbegriff  für  alle  Arten  Eigenthum  die 
gleichen  Consequenzen  gezogen,  daher  z.  B.  dem  Eigenthflmer  die 
gleichen,  möglichst  absoluten  Verfügungs-  und  Ausschlussbefugnisse 
gegeben  werden. 

4.  Die  blosse  Unterscheidung  von  Mobil-  und  Grundeigen- 
thum,  welche  das  ältere  und  neuere  Recht  kennt,  genfigt  noch 
nicht.  Die  Rechtsentwicklung  muss  der  weiteren  wirthschaftlichen 
Theilung  der  Eigentbumsarten,  einer  Folge  veränderter  Technik 
und  Oekonomik  des  Wirthschaftslebens,  nach  Maassgabe  des  obigen 
Schemas  folgen.  Dies  ist  fast  gar  nicht  geschehen.  Es  sind  neue 
ökonomische  Eigenthumsi^ategorieen  in  die  alte  Schablone  gezwängt  ' 
und  so  z.  ß.  das  moderne  Kapitaleigenthum  und  das  grossstädtiscbe 
Grundeigenthum  verkehrt  behandelt  worden. 

Hier  rächt  sich  die  vuliständige  Vernachläs^iiguuf;  nationalökonomischer  Stadien 
au  unseren  Juristen,  worüber  L.  v.  Stein  mit  vollem  Rechte  so  herbe  Klage  gefiüut 
hat.  Die  Romanisten  sind  r>ich  so  lange  gar  nicht  klar  gewesen  über  die  gnmd- 
verschiedene  (iestaltnng  der  antiken  und  der  modernen  Wirthschaftsanternehmniigei, 
wie  sie  z.  B.  Kodbcrtus  meisterhaft  darlegt.  Die  Germanisten  haben  zwar 
stets  viel  mehr  die  Abhängigkeit  des  Rechts  von  der  Gestaltung  der  Wirthacbaft 
und  die  daraus  hervorgehende  Wechselwirkung!:  von  Recht  und  Wirthschaft  e^ 
kannt.  Aber  sie  zogen,  wie  die  geschichtliche  Rechtsschule  überhaupt,  keine  ge- 
nügenden Consequenzen  für  die  (regen  wart,  welche  ihrerseits  ein  vor  ändertet 
Wirthschaftsrecht  braucht,  weil  sie  vollständifi:  andere  ökonomische  und  techniflclie 
Verhältnisse  in  der  Wirthschaft  besitzt.  Auffassungen  wie  diejenigen  W.  Arnolds 
standen  unter  den  positiven  Juristen  doch  noch  sehr  vereinzelt.  Vgl.  seine  Galtor  uul 
Recht  der  Römer.  S.  4i>  Ü'.,  UO  ff.  und  Geschichte  des  Eigenthums,  S.  202  ff.  Richtig 
auch  Samter,  Eigen thumsbegriti',  besonders  S.  293.  —  Neuerdings,  besonders  Qot«r 
Iherint^'s  Einfluss  unter  den  Romanisten,  dann  in  FoUe  der  Verbindung  von  rechts- 
und  wirtbschafts«;eschichtlichen  Studien  bei  den  Germanisten  und  unter  der  hier  sehr 
segensreichen  Einwirkung  der  eigentlichen  Wirthschaftshistoriker  ist  das  allerdiaxs 
erheblich  besser  geworden.  Aber  wie  verhältnissmäbsig  isolirt  Männer  wie  0.  Gierke 
doch  immer  noch  stehen,  wie  die  ältere  juristische  Auffassung  noch  immer  die  weit- 
aus verbrcitetste  ist,  ist  doch  nur  zu  bekannt  und  hat  von  Neuem  der  Entwurf  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  gezeigt.  Daher  sind  unsere  Bemerkungen  noch  nicht 
antiquirt. 

5.  Diese  verkehrte  Stellung  im  Rechte  hat  dazu  ge- 
führt, dass  einzelne  Eigenthuniskatcgorieen  eine  ökonomisch  and 
social  vielfach  bedenkliche  Function  ausüben,  was  m.  E.  z.  B.  für 
grossstädtische.s  Grund-  und  Gehäudceigenthum,  mindestens  unter 
den  continentalen  Bau-  und  Wohnungsverhältnissen,  nur  wie  ab- 
sichtlich verkanut  werden  k(')nnte.  Daraus  ist  wieder  die  Polemik 
gegen  derartiges  Kigenthum  hervorgegangen :  an  sich  oft  mit  Recht, 
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nur  dass  dieselbe  dann  häufig  wieder  zu  sehr  verallgemeinert  wurde. 
Eine  Widerlegung,  z.  B.  der  socialistischen  Angriffe  auf  ,,Eigen- 
thum''y  mnss  an  der  Hand  obigen  Schemas  speeialisiren  und 
danach  bestimmen,  ob  und  wie  weit  die  Polemik  im  einzelnen  Falle 
begründet  ist. 

VI.  —  §  101  [261].  üebersicht  der  ökonomischen 
Hanptpnncte  der  Privateigenthumslehre.  Im  Folgenden 
soll  die  Auffassung  des  Eigcnthums,  welche  im  Vorausgehenden 
generell  dargelegt  ist,  ihre  genauere  Begründung  finden,  und  zwar 
namentlich  hinsichtlich  folgender  Puncte: 

1.  Die  innere  Begründung  des  Privateigenthums  schlecht- 
weg durch  die  gewöhnlich  dafür  aufgestellten  Theorieen,  insbe- 
sondere durch  die  in  §.  102  angeführten  vier  ersten,  wird  sich 
als  unhaltbar  erweisen  (§.  104—119). 

2.  Das  Privateigenthum  ist  nur  auf  die  rechtsbildende 
Kraft  des  menschlichen  Gemeinschaftslebens  im  Dienst 
bestimmter  Gemeinschaftszwecke  zurückzuführen  und  findet  nur  so 
seine,  aber  auch  ausreichende  Begründung.  Dabei  kommen  dann 
auch  die  richtigen  Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Postulate 
der  Gerechtigkeit,  welche  in  den  anderen  Eigenthumstheoiicen  ent- 
halten sind,  als  Fermente  nothwendig  und  bercchtigterniaassen  mit 
«ur  Geltung  (§.  120  fr.). 

3.  Diese  Gesichtspuncte  und  Postulate  haben  für  die  einzelnen 
Eigenthumsarten  wieder  eine  wesentlich  verschiedene 
Bedeutung.  In  der  weiteren  Untersuchung  sind  daher  die  ver- 
schiedenen Eigenthumstheorieen,  dem  obigen  Schema  gemäss,  aus- 
einander zu  halten,  besonders  auch  fUr  die  Fragen  in  Bezug  auf 
die  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  daher  der  Stellung  des 
letzteren  und  des  Gemeineigenthunis  zu  einander  (Buch  3). 
Mehrfach  ist  dabei  auch  zu  beachten,  dass  jene  Ivategorieen  mit 
dem  Wechsel  der  geschichtlichen  Phasen  des  Wirthschaftslcbens 
und  der  Technik  eine  verschiedene  ökonomische  Bedeutung  er- 
halten. 

4.  Die  apriorische,  abstract-absolute  Formulirung 
des  juristischen  Privateigcnthumsbegrif fs  ist  principiell 
unhaltbar,  bei  jeder  Art  Eigenthums  mehr  oder  weniger,  bei 
gewissen  Arten  noch  in  besonderem  Maasse.  Ein  allgemeiner  Eigen- 
thumsbegriif  ist  so  weit  zu  fassen,  dass  er  auf  die  verschiedenen 
Eigenthumsarten  anwendbar  ist.  Er  verlangt  aber  dann  für  jede 
der  letzteren  noch  eine  besondere  engere  Fassung  (§.  126  ff.). 

A.  Wagner,  Omndleffongr.   8.  Aufl.   2.  Theil.  Yolkswirtbschaft  ti.  Recht  1-1 
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5.  Ebenso  unhaltbar  sind  die  Forderungen,  welche 
man  aus  jenem  absoluten  Eigenthumsbegriif  für  die  Eigenthnms- 
ordnung,  für  die  Ausdehnung  und  den  Inhalt  des  Privat- 
eigenthums  gezogen  bat  (§.  130  ff.). 

6.  Jede  der  grossen  ökonomischen  Eigenthnmskate- 
gorieen  muss  vielmebr  im  PriDcip  ihre  in  vielen  wichtigen  Pnncten 
besondere  Eigenthumsordnung  erbalten.  Wie  weit  diese 
Forderung  im  positiven  Recht  zu  verwirklichen  und  wie  ond  wie 
weit  alsdann  zu  specialisiren  ist,  das  hängt  wesentlich  von  der 
Entwicklung  der  Technik  und  des  Wirthscbaftslebens  ab.  Diese 
Entwicklung  muss  also  beobachtet  und  das  Ergebniss  der  Beob- 
achtungen zu  entsprechenden  Reformen  des  Eigenthumsrechts  be- 
nutzt werden. 

Es  ist  dies  der  richtige  und  wichtige  Gedanke,  welchen  Rodbertns  scharf- 
sinnig nnd  Überzeugend  für  eine  Hauptart  des  Eigcnthaus,  das  ländliche  Grandeigen- 
thum,  und  für  ein  Haupt^^ebict  des  auf  dasselbe  bcztlglichen  Rechts,  fUr  die  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes,  verfuchteu  hat.  (Vgl.  besonders  Rodbertos'  classisches 
Werk :  Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes,  2  fide^ 
Jena  l&ü9.)  Dieser  Gedanke  ist  nur  für  alle  grossen  ökonomischen  Eigenthoms- 
kategoriecn  und  ihr  Recht  richtig  zu  verallgemeinern,  um  ein  Princip  ?on  funda- 
mentaler Bedeutung  für  das  Recht:»-  und  Wirthschaftsleben  zo  gewinnen.  ^Ueberein- 
stimmend  Samter,  Eigei<thumsbegriff,  und  in  den  anderen  Schriften.) 


Zweites  Kapitel. 

Die  Theorieen  für  die  Begründung  des  Privat- 

eigenthums. 

1.  Abschnitt. 

leberslcht  und  allgemeine  Kritik. 

I.  —  102  [255],  U  eher  sieht.  Unter  der  rechtsphilosopbiscben 
Begrün  dang  des  Privateigenthums  versteht  man  die  Zarflckftthriing 
dieser  Eigenthumsinstitution  als  solche  auf  ein  oberstes  Princip, 
aus  welchem  sie  nothwendig  hervorgeht  und  auf  welches  daher 
ihre  Berechtigung  als  Institution  des  Rechts  zurückzuführen  ist 
Versuche  einer  solchen  Begründung  oder  sogen.  ,,EigenthnmB- 
theorieen"  sind  mancherlei  aufgestellt  worden,  von  der  Rechts- 
philosophie (dem  Naturrecht)  selbst,  von  der  Rechtswissenschafti 
von  der  Politik  und  der  Nationalökonomie,  theils  einzeln,  theils 
gemeinsam.     Die   wichtigsten  Theorieen   —   wobei  hier  von  den 
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zahlreichen  feiDcren  NüanceD,  durch  welche  sich  die  einzelnen 
wieder  weiter  unterscheiden  lassen,  abgesehen  wird  —  sind  die 
folgenden.  Sie  können  selbst  wieder  nach  ihrem  Grundunterschied 
in  grössere  Abtheilungen  gebracht  werden. 

Vgl.  eine  ähnliche,  aber  nicht  ganz  hiermit  übereinstimmende  üeberbicht  in 
de  Larcleye,  propriet6,  S.  3S2  if.  Ferner  Ahrens,  Naturrecht,  II,  §.74;  Kautz, 
Xational-Oekoiiomie  I.  §.22,  besonders  Anmerkung  11 ;  Schäffle,  Kapitalismus, 
S.*?2ff.;  Boscher,  System,  §.77,  Anmerkung:  Knies,  Geld,  S.  84  tl'.;  Ü.  Cohn, 
System  I,  §.  £06  tr.;  v.  Scheel,  Artikel  Eigtnthum  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaft. Das  Beachtenswertheste  bleibt  trotz  der  zu  weit  gehenden  Skepsis  immer- 
hin Prondhon,  qn'esi  ce  qne  la  propri^tc.  besonders  eh.  2  und  3,  und  die  postbume 
theorie  de  propri6te,  eh.  4.  Siehe  darüber  K.  Diehl,  a.  a.  0.,  I,  S.  4  ff.,  33  ff.  Vgl. 
auch  Samter's  genannte  Schriften. 

A.  Eigenthumsitheorieen ,  welche  die  Institution  auf  einen 
inneren,  im  Wesen  des  Menschen  liegenden  Grund  zurück- 
zuführen oder  dadurch  wahrhaft  zu  ,,begründen'^  suchen.  Dieser 
innere  oder  eigentliche  Grund  der  ganzen  Institution  als  solcher 
wird  hier  mit  Keebt  von  der  oder  den  einzelnen  äusseren  (ge- 
schichtlichen) Entstehnngsursachen  des  Eigenthums  einer  Person  im 
conereten  Fall  oder  von  den  Erwerbsarten  des  Eigenthums, 
welche  die  Institution  als  schon  bestehend  voraussetzen,  scharf 
unterschieden. 

Diese  Theorieen  sind  gegenwärtig  in  der  deutschen  Rechtsphilosophie 
durchaus  die  herrschenden  und  zwar  bemerkenswerthcr  Weise  in  der  unter  1  genannten 
Formolirung.  Grund  und  Entstehungsursache  besonders  schaif  unterschieden  von 
Ähren 8,  Naturrecht  II,  §.  74,  S.  134. 

Hierhin  geh^^ren  zwei  Theorieen,  welche  indessen  einen  ge- 
meinsamen innersten  Kern  haben  und  insofern  eine  einzige 
Hanpttheorie  bilden. 

1.  Einmal  wird  das  Eigenthnm  ohne  Weiteres  aus  der  mensch- 
lichen Natur  überhaupt  und  aus  dem  Wesen  und  Begriff 
der  individuellen  Persönlichkeit  speciell  abgeleitet.  Das 
Eigenthum  ist  hier  eine  nothwendige  Consequenz  der  menschlichen 
Natar  und  der  Selbständigkeit  der  Individuen.  Diese  Theorie  lässt 
sich  daher  passend  mit  dem  Namen  der  „na tUr liehen^'  Eigen- 
thumstheorie  bezeichnen,  —  ein  freilich  wieder  etwas  vieldeutiger 
Ausdruck,  welcher  indessen  in  diesem  Sinne  im  weiteren  Verlauf 
wohl  als  technischer  benutzt  werden  darf. 

Der  Urfiprong  dieser  Auffassung  liegt  in  Deutschland  besonders  in  der  idealistischen 
Philosophie  Fichte 's  und  in  dessen  Eigen  thumslehre.  Siehe  Fichte,  Naturrecht, 
Ausgabe  von  179Ö,  S.  152  ff.;  Geschlossener  Handels^taat ,  1801.  Vgl.  darüber  be- 
sonders Schmoll  er,  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  r«G5,  V,  21,  30,  45;  auch  Zeller, 
Geschichte  der  Deutschen  Philosophie,  S.  010  Ü.  Sodann  die  Krause'sche  Philosophie 
z.  B.  bei  Ahrens,  Nttnrrecht  II,  §.  64  ff.     Uebrigens  doch  im  Ganzen  auch  Hegel, 
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KechtHphilosopbiü,  B.  8  der  Werke,  1840,  §.  44  ff.,  bei  dem  das  Eigentbum  das  Mittel 
ist,  bich  die  Spbäro  äusserer  Freibeit  zu  geben.  Vgl.  dazu  Zell  er,  a.  a.  0.,  S.  S14; 
Traiitl  im  Staatswörterbucb  V,  62,  —  Trendelenburg,  Natarrecbt  §.93.  Stahl, 
Uecbtspbilosopbie  II,  1,  350  ff.  („Das  Eigentbum  ist  der  Stoff  für  die  Offen- 
barung der  Individualität  des  Menschen*',  S.  351).  —  Aehnlich  neuere  Staats- 
rechtslchrcr  und  Politiker,  siebe  Bluntscbli,  Artikel  Eigentbum,  S.  297.  Trcitschke 
in  seinem  Aufsatz  tlber  Socialismus  u.  v.  a.  m. ;  Lasso n,  Rechtsphilosophie,  §  54, 
übrigens  neben  der  richtigen  Hervorhebung,  dass  Eigentbum  im  Sinne  des  Rechts 
nicht  von  Natur ,  sondern  nur  durch  das  Recht  sei  (S.  598).  Anders  und  mit  wtit 
mobr  Rücksicht  auf  die  teleologische  Kothwendigkeit  des  Eigenthums  Paulsen. 
Ethik,  S.Auflage,  II,  305  ff.,  376.  —  Siehe  auch  Proadhon,  qu'est  ce  que  la 
piopriöttS  cb,  2,  §.  1,  de  Laveleye,  proprict<^,  S.  390,  Samt  er,  gesellschaftliches 
und  Privateigenthum,  S.  40,  derselbe,  Eigentbum,  S.  314,  316  ff. 

2.  Sodann  wird,  in  einer  gerade  für  die  nationaiökono- 
inisohe  Auffassung  bedeutsamen  Weise,  diese  Theorie  in  der  Art 
fonnulirt,  dass  eine  Seite  der  menschlichen  Natnr,  die  wirth- 
schaft liebe,  zur  Begründung  des  Eigenthums  dient  Das  Eigen- 
tbum Überhaupt  und  speciell  auch  das  Eigentbum  an  Productions- 
mittein  oder  das  Grund-  und  Kapitaleigentbum  erscheint  hier  als 
nothweudigo  Conse^iuenz  der  wirtbscbaftlichen  Natur  der  indin- 
duollon  menschlichen  Persönlichkeit.  Insbesondere  ist  es  wieder 
das  wirth^cbattliobe  Selbstinteresse  im  menschlichen  Triebleben, 
welches  noth wendig  (Sonder-) Eigentbum  verlangt,  freilich  auch 
im  iiosammtintoressc,  um  Arbeitslust,  Fleiss,  Sparsamkeit,  Umsicht 
im  wirthsohartlioheu  Leben  zu  verbürgen.  In  dieser  Modification 
nonnon  wir  die  Theorie  im  Folgenden  die  natürlich-ökonomische 
oder  die  .Mveite  Kigenthumstheorie. 

.Vwoh  vhno  >i\\':ell>^  Formulirune .  die  hlutc  raia  fehlt,  ist  diese  Theorie  ans 
,<o;\  l*omoi>!,:hr;iai:o:.  dvr  Natio  alökonomcn  zu  aii^rakiren.  Die  Argumente  der 
*oM;!x^rv^:\  o:;:ha!ion  ^ie  implicite.  Sie  wird  bäufisr  mi:  der  Arl^eitstheorie  confondiit. 
w;  Alvr.  winin  auch  mit  in  ihr  enthalten,  doch  von  ihr  zu  cütencheiden.  Siehe  nntea. 
\,;I  :  n  M'CulK.cb,  priD^ipkh  of  political  economr.  i>d.  1S43.  Edinb..  V,  77  iL 
Mill.  IVlitisobe  Ockonomie  II.  Kapitel  1,  Koscher.  I.  §.  TT. 

R.  Eigenthumstheorieen,  welche  ein  bestimmtes  Princip  des 
Eigenthumserwerbs  im  concreten  Fall  axiomatiscb  hin- 
stellen und  es  zum  allgemeinen  inneren  Grunde  machen,  darauf 
also  die  Privateigenthumsinstitution  als  solche  begründen  wollen.  *) 
Allein  hiermit  wird  ein  logischer  Fehler  begangen.  Das  vermeint- 
liche BegrUndungs-,, Princip"  ist  eigentlich  auch  nur  ein  Postulat 
für  die  PrivateigenthuniKordnung,  ein  Postulat  der  Gerechtigkeit, 
—  denn  ein  solches  ist  es,  wenn  bei  der  Occupationstheorie  die  zeit- 

0  Ahrens,  Naturrecht  II,  S.  134  ii.  Proudhon,  qu'est  ce  que  la  propriet^. 
eh.  2.  §.2,  eh.  8,  §.4.  Diebl,  l,  35  ff.  De  Laveleye.  propri^t^,  p.  881,  SS4. 
Knies,  Geld,  S.  *5  4.  Kodbertus.  Beleuchtung  der  socialen  Frage,  Berlin  1S75 
passim. 
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lieh  frttbere  Anstibnng  des  Willensaets,  bei  der  Arbeitstbeorie  die 
Anfwendong  eigener  Mühe  EigeDtbam  begründen  soll;  —  ein  Postulat, 
welches  mOglieber  Weise  für  die  Ordnung  dieses  Eigenthumsrechts 
als  leitendes  Princip  dienen  kann,  aber  deswegen  noch  kein  Princip 
ttlr  die  Begründung  der  Institution  des  Eigenthums  ist,  aus  welchem 
diese  Institution  —  noch  dazu  in  heutiger  Gestaltung  —  nothwendig 
folgen  müsste.  Es  lassen  sich  in  diese  zweite  Kategorie  der  Eigen- 
thunistbeorieen  folgende  zwei  bekannte  Tbeorieen  stellen: 

1.  Die  Occupationstheorie  oder  die  specifisch  juristische 
(besonders  rOmisch-rechtliche)  Theorie,  die  dritte  in  der  hier  inne- 
gehaltenen Reibenfolge.  Die  erste  Occupation  ist  zwar,  wie  nicht 
bestritten  wird,  zunächst  nur  eine  bestimmte  Erwerbsart  des  Eigen- 
thums im  geltenden  Rechte.  Ihre  Bedeutung  ist  aber  dann  gene- 
ralisirt  und  das  Eigenthum  allgemein  auf  die  erste  Besitzergreifung 
herrenloser  Sachen  zurückgeführt  worden.  Der  innere  Recbtsgrund 
wird  hier  in  dem  „ natürlichen'^  Rechtsanspruch  des  ersten  Occu- 
panten  auf  diejenigen  Sachen  gefunden,  welche  er  zuerst  vor  allen 
Anderen  seinem  Willen  unterworfen  hat. 

So  die  Naturrechtslehrer  des  17.  and  1 8.  Jahrhunderts,  uacli  dem  Vorgänge  tod 
Hugo  Grotins,  unter  Mitannahmo  eines  bezüglichen  stillschweigenden  Vertrags. 
(Tgl.  Ahrens,  a.  a.  0.  II,  186.)  In  der  Occupation  als  Moment  der  Begründung 
des  Eigenthums  ist  es  auch  nach  der  römisch-rechtlichen  Auffassung  der  Willensact, 
der  jnaaäsgebend  ist,  nicht  der  Arbeitsact,  der  z.  B.  hei  den  nationalökonomisch  so 
genannten  occupatorischen  Arbeitsarten  (Jagd,  Fischfang,  FrUchtesammeln,  Bergbau) 
rorkommt.  Die  Einseitigkeit  der  römisch -rechtlichen  Eigenthumslehre  liegt  in  der 
aUeinigen  Betonung  des  Herrsch aftsmoments  wie  im  ganzen  römischen  Priratrecht, 
so  auch  im  Eigenthum.  (Vgl.  darüber  Stahl,  Rechtsphilosophie  II,  S.  363  ff.  und 
den  Anhang  über  den  Wenh  des  römischen  Privatrechts,  S.  509.)  Gut  characterisirt 
Stahl  das  römische  und  germanische  Recht  folgcndcrmaassen :  „während  das  erstere 
die  Guterwelt  bloss  als  eine  vorhandene  auffasst,  deren  Objecto  die  Individuen  sich 
durch  ihren  Willen  aneignen  und  gegenseitig  mitthcilen  (also  Occupation  und  ander- 
seits Eroberung  seitens  des  Volksganzen!),  fasst  sie  das  germanische  Recht  zugleich 
als  eine  durch  die  menschliche  Gemeinschaft  stets  neu  zu  producirende  auf,  wonach 
denn  die  Rücksicht  auf  diese  Production  und  deren  Förderung  ein  bestimmendes 
Moment  aoch  für  die  Art  der  Aneignung  und  der  Mittheilnng  werden  muss.''  Volks- 
wirthschafüich  ist  selbstverständlich  nur  die  letztere  Auffassung  richtig  und  damit 
dais  römische  Recht  in  materieller  Hinsicht  verurtheilt,  oder  wie  es  Ahrens,  etwas 
zn  eng,  ausdrückt,  dieselbe  Stelle  von  Stahl  citirend:  die  Römer  konnten  kein  Ar- 
beitsrecht erzengen  (II,  140  Anmerkung). 

2.  Die  Arbeitstheorie  oder  die  specifisch  nationai-öko- 
Domisehe  Eigenthumstheorie,  die  vierte  hier  zu  prüfende.  Der 
innere  (reehtsphiiosophische)  Rechtsgrund  des  Privateigenthums 
wird  hier  in  dem  ,,natürlichen^'  (oder  dem  ^^natürlichen  Gerechtig- 
keitsgefühl entsprungenen '')  Rechtsanspruch  des  Arbeiters  auf  die 
Prodnete  seiner  Arbeit  gefunden. 

Dieses  Moment  halte  ich  wenigstens  fUr  das  der  Arbeitstheoric  wesentliche: 
Der  Arbeiter  hat  durch  seine  Arbeit,  seine  mühevolle  Thätigkeit  die  Güter,  welche 
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ins  Ei^entham  treten  sollen,  geschaffen.  Die  Entstehung  dieser  Güter  ist  die  Wirkung 
jener  Arbeit,  die  Verbindung  des  Prirateigenthums  mit  der  Arbeit  daher  gerecht 
und,  wie  man  auch  sagen  könnte,  für  eine  andere  Entscheidung  kein  zureichender 
Grund  da.  Man  sieht  freilich  sofort,  wie  leicht  sich  diese  Theorie  gegen  Grand- 
eigenthum  und  gegen  die  jetzige  Eigenthumsordnung  benutzen  lisst.  Von  der  also 
aufgefassten  Arbeitstheorie  i^t  die  oben  sogenannte  uatiiriich  -  dkonomische  Theorie  zu 
unterscheiden,  was  aber  keineswegs  immer  von  den  Vertretern  der  ersteren  geschieht 
Dieselben  lassen  meistens  darüber  im  Unklaren,  ob  sie  dem  Arbeiter  das  Eigenthum 
am  Product  seiner  Arbeit  zuschreiben,  weil  sie  dies  für  gerecht  und  filr  logisch 
coiisequent  wegen  der  Entstehung  der  im  Eigenthum  stehenden  Güter  durch  jene 
Arbeit,  oder  weil  sie  dies  we^^en  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  für 
nützlich  und  zweckmässig  halten,  um  zur  Arbeit  anzuspornen.  In  der  Regel  denken 
sie  wohl  an  Beides,  was  ja  zusammenhängt,  aber  doch  wesentlich  rerschieden  ist  — 
Die  Arbeitstheorie  wird  auf  Locke  zurückgeführt  (on  ciril  gorernment  IE,  §.  25  ff.), 
der  Tom  Bedürfniss  ausgeht.  Dieses  führt  zur  Arbeit  und  so  wird  das  Prirateigen- 
thnm  an  dem  Arbeitsproduct  auf  die  Arbeit  begründet  (übrigens  nur  ein  Eigenthum 
begrenzten  Umfangs  nach  Locke):  was  seinem  ursprunglichen,  natürlichen  Znstand 
entfremdet  wird  durch  Vermischung  mit  der  menschlichen  Arbeit,  wird  so  Eigenthum 
des  Menschen.  Siehe  Locke's  Theorie  in  dem  Auszuge  aus  seiner  genannten  Schrift 
Yon  Schär  er  in  der  Tübinger  Zeitschrift  lb5y,  XV,  5.H7.  Sehr  deutlich  tritt  in 
dem  knappen  Text  de^  §.  77  von  Röscher  I,  bei  M.  Wirth,  Grandzüge  I,  STS, 
M'Gulloch,  principles,  p.  77  ff.  die  Betonung  der  nothwendigen  Rücksicht  auf  das 
wirthschaftlicbe  Selbstinteresse  bei  der  Eigenthamsinstitution  herror.  Die  Arbeits- 
theorie ferner  z.  B.  bei  Bastiat.  pctits  pamphlcts,  proprict6  et  loi,  oeurres,  ed.  1854, 
IV,  275  ff.  Er  versteht  unter  Eigenthum  „das  Recht,  welches  der  Arbeiter  auf  den 
Werth  hat,  den  er  durch  seine  Arbeit  geschaffen  hat'',  S.  276,  und  eifert  sehr  gegen 
die  unten  sogenannte  Legaltheorie:  nach  ihm  existircn  Gesellschaft,  Personen,  Eigen- 
thum For  den  Gesetzen  oder:  weil  es  Eigenthum  giebt,  giebt  es  Gesetze,  nicht  um- 
gekehrt, also  gerade  entgegengesetzt  dem  Standpuncte  von  Bentham,  siehe  unten. 
Ganz  gut  zeigt  Cairnes  die  Unzulässigkeit,  die  Arbeitstheorie,  der  er  sonst  beitritt, 
auf  privates  Grundeigenthum  anzuwenden,  gegen  Bastiat,  Carey  u.  s.  w.,  im 
richtiüEen  Anschluss  an  die  Kicardo'sche  Grundreutentheorie  in  der  Frage,  essays  in 
political  economy,  London  1S73,  in  dem  essay  über  die  Bodenfrage,  p.  190  ff.  Siehe 
auch  Bastiat 's  harmonies  /conom.,  eh.  S  u.  9.  Ferner  Thiers,  de  la  propricte, 
besonders  B.  1,  Kap.  12.  Dielil,  a.  a.  0.  I,  1^6  ff.  Besonders  beachtens werth,  weil 
einige  Consequcnzen  für  die  juristische  Auffassung  des  Ei^cnthums  aus  der  Arbeits- 
theorie ziehend,  ist  Leist,  über  die  Natur  des  Eigenthums. 

Diese  Theorie  nimmt  dann  bei  einigen  Eigenthumsobjecten 
noch  eine  etwas  andere  Form  an  und  erfährt  eine  Weiterbildung. 
Das  private  Kapitaleigenthnm  speciell  wird  gleichzeitig  mit  auf 
das  Moment  der  Ersparung  der  „eigenen"  Arbeitsproduete,  das 
private  Grundeigenthum  ^  besonders  Hauptarten  desselben  wie  das 
ländliche  (Agrar-)  Eigenthum ,  wird  ebenso  auf  das  Moment  der 
Hineinwendung  „eigener*'  Arbeit  und  „eigenen"  Kapitals  in  den 
Boden  begründet.  Die  „Arbeitstheorie''  verbindet  sich  als  Theorie 
der  Begründung  des  Eigenthums,  dort  mit  einer  „Spartheorie*', 
hier  —  so  könnte  man  es  nennen  —  mit  einer  ,, Theorie  des  Boden- 
anbaus".  Schliesslich  lässt  sich  dann  die  Arbeit«theorie  noch  ver- 
allgemeinern zu  einer  Theorie  der  Begründung  des  privaten  Eigen- 
thums auf  den  wirthschaftlichen  Erwerb  im  einzelwirthschaftlichen 
Productionsprocess  oder  in  der  Unternehmung  —  eine  Erweiterung 
der  Arbeitstheorie,   welche   zur  Begründung  der  Privateigenthums- 
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institation  des  positiven  Rechts  in  jeder  etwas  entwickelteren  Volks- 
wirthschaft  mit  grösserer  Arbeitstheilung  nothwendig  ist. 

\g\.  Boschcr  I,  §.  77.  Die  borcchtigtcn  Einwände  Lassalle 's  gegen  die 
übliche  DarBteÜDog  der  Enstebung  des  Kapitals  (d.  i.  des  Kapital be Sitzes)  und  die 
darans  abgeleitete  fiegründang  des  Kapitaleigentbums  (Kapital  und  Arbeit,  S.  70  ff) 
mUsseo  auch  hier  berücksichtigt  werden.    Siehe  unten  §.  135  ff.,  §.  151. 

C.  Eigenthumjstheorieen,  welche  darauf  verzichten,  das  Privat- 
eigenthnm  als  nothwendige  Conseqaeuz  der  menschlichen  Natur  zu 
erweisen  oder  es  allgemein  auf  ein  bestinmites  Princip  des  Erwerbs 
im  eoncreten  Fall  oder  auf  ein  Gerechtigkeitspostulat  innerlich  zu 
begründen.  Der  rechtsphilosophische  Character  dieser  Theorieen 
könnte  eben  deshalb  bestritten  werden.  Aber  jener  Verzicht  ent- 
hält nicht  bloss  eine  Negation,  sondern  das  wichtige  positive 
Anerkenntnisse  dass  das  Privateigenthum,  eben  weil  es  nicht 
nach  jenen  anderen  Theorieen  sich  begründen  lasse,  nur  eine 
Institution  des  positiven  Rechts  und  als  solche  überhaupt 
nnr  anf  die  freie,  freilich  durch  Rücksichten  der  social-ökonomischen 
Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit  bestimmte,  daher  teleo- 
logisch nach  den  Bedürfnissen  des  Gemeinschaftslebens  vorgehende 
Rechtsbildung  zu  begründen  sei.  In  diesen  Theorieen  werden  daher 
die  richtigen  Momente,  welche  die  vorgenannten  Theorieen  ent- 
halten, anerkannt,  aber  nnr  als  Momente,  welche  für  die  Gestaltung 
der  Privateigenthnmsordnung  durch  das  Recht  von  der  rechts- 
bildenden Kraft  des  menschlichen  Gemeinschaftslebens  zu  berück- 
sichtigen sind.  Dagegen  wird  bestritten,  dass  sich  ausserhalb  des 
positiven  Rechts  die  Privateigcnthumsinstitution  als  solche  über- 
haupt durch  jene  anderen  Theorieen  „begründen"  lasse. 

Die  Eigenthumstheorieen  dieser  dritten  Kategorie  unterscheiden 
sich  unter  einander  nur  darin,  wie  sie  die  Institution  durch  die 
Rechtsbildung  entstehen  lassen.  Man  hat  früher  wohl  einen  all- 
gemeinen Vertrag  angenommen,  durch  welchen  man  aus  allge- 
meiner Gütergemeinschaft  herausgetreten  sei  und  das  Privateigenthum 
als  Institution  des  Rechts  begründet  habe  („Vertragstheorie"). ^) 
Diese  Auffassung  fällt  mit  der  unhaltbaren  Fiction  eines  solchen 
Vertrags.  Richtiger  geht  man  bei  diesen  Theorieen  auf  die  Quellen 
der  Rechtsbildung  zurück  und  begründet  daher  das  Privat- 
eigenthum als  Institution  des  geltenden  Rechts  auf  Gewohnheits- 
recht, Gesetz  und  staatliche  Anerkennung.    Die  bestimmte, 

*)  AhrcDS,  Nalnrrccbt  II,  140.  Zueist  H.  Grotius,  Puffendorf,  auch 
BoQsseau.  In  einem  Pancte  erscbcint  diese  Theorie  auch  noch  bei  Kant.  Dichl 
I.  38  ff. 
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:)Uo  torniulirte  Theorie  kann  man  etwa  die  ,, Legal theorie" 
uonnoiK  die  fünfte  der  hier  zu  untersuchenden  Eigenthumstheorieen. 
l>io  l.ogaltbeorie  wird  auch  in  diesem  Werke  vertreten  (§  118 CT.), 
t<Hlooh  in  dem  Sinne,  daher  auch  mit  der  Einschränkung,  dass  die 
riohti^^n  Puncte  in  den  anderen  Theorieen  eben  im  Rechte  zu 
Oolimig  kommen  müssen. 

Sie  findet  sich  bei  Hob b es  (Leviathan  c.  24\  bei  Montesquieu  (csprit  des 
Uu5.  XXVO  und  neuerding:^  besonders  bei  Bentbam,  in  dem  trait^  de  legislation, 
wo  dircct  die  These  verfochten  wird :  vor  den  Gesetzen  kein  Eigenthum,  nehmt  die 
iio>otzo  weg:  und  alles  Eif^cnthum  hört  auf.  Darüber,  bezw.  dagegen  siehe  Gomte, 
traiti^  de  proprictö  II.  343;  A.  CKment.  essai  sur  la  science  sociale,  I.  partie  1, 
i'h.  4)  besonders  p.  120  tf.  Die  poAitiven  Juristen,  besonders  in  Frankreich,  hahen 
sich  vielfach  an  diese  Legahheorie.  Von  deutschen  Juristen  u.  a.  Hugo,  Bechts- 
philosophie,  §.  104  li'.  —  Siehe  aus  der  neuesten  philosophischen  Litteratur  besonders 
die  ansprechenden  Ausführungen  von  Paulsen  in  seiner  Ethik  (3.  Aufl.,  II,  305  ff^ 
l^i\i\  ti'.,  370  £[.).  Er  weist  die  Occupationstheorie  auch  ab,  erkennt  in  der  Arbeits- 
theoric  ein  berechtigtes  Moment,  fuhrt  die  Anerkennung  des  Eigenthums  im  Recht 
aber  auf  die  beiden  grossen  Interessen  der  Gesellschaft,  Friedensbewahrong  und 
Förderung  der  Guterer^eugung  zurück  (S.  30*J).  In  Auseinandersetzungen  mit  dem 
Sociali:>mus  (S.  370)  hebt  er  richtig  hervor,  wie  es  kein  Recht  auf  die  ewige  Fort- 
dauer der  gegenwärtig  bestehenden  Eigenthumsordnung  gebe.  „Das  bestehende 
Eigenthumsrccbt  ist  durch  den  Staat  geschafi'en"  (S.  377).  Die  Umformung  der 
Eigenthumsordnung  sei  nicht  eine  Frage  des  Rechts,  sondern  der  Zweckmässigkeit 
und  der  teleologischen  Noth wendigkeit.  —  G.  Cohn  hat  auch  meine  Behandlung  der 
Legaltheorie  gelegentlich  einen  Verzweifluiigsact  genannt ,  um  der  ungelösten 
Schwierigkeiten  der  „Begründung"  des  Privat» igenth ums  Herr  zu  werden,  und  sie 
ein  andermal  als  eine  besonders  prätentiöse  Ober&äclilichkeit  bezeichnet  (System  I, 
413).  „Tiefer  bohre  die  übliche  (sie!)  Rechtfertigung  des  Eigenthums  durch  dio 
Arbeit."  Indessen  „bohrt"  er  selbst  leider  nicht  tiefer  die  maassgebenden  Puncte  an, 
die  für  die  Würdigung  dieser  Theorieen  in  Betracht  kommen,  und  endet  ohne  klar« 
Conclusion.  Ich  glaube,  meine  frühere  Darstellung  aufrecht  halten  zu  dtlrfen.  — 
V.  Scheel,  Artikel  Eigenthum  (Handwörterbuch  der  Sraatswissenschaften  III,  14  ff.) 
unterscheidet  noch  Privat-  und  Sondereigenthum,  stellt  dar  und  beurtheilt  die  Eigen- 
thumbtheorieen  (inclusive  eine  fünfte:  Eiklärung  des  Eigenthums  ans  der  Rechts- 
''ntwirklunir  und  Begründung;  desselben  aus  der  Zweckmässigkeit)  wesentlich  ähnlich 
wie  ich  und  ^chliesst  richti«;  (S.  19):  „daAS  übcihaupt  so  summarische  Begründungen 
des  Eigenthums  an  und  für  sich,  wie  sie  die  älteren  Theoretiker  liefern  wollen,  unzu- 
lässig bind ;  dass  vielmehr  nach  den  Kategorieen  der  Sachgüter  und  den  Zwecken,  die 
man  durch  die  eine  oder  andere  Eigenthumsform  erreichen  kann,  geschieden  werden 
muss."  .  .  .  „So  wird  das  Eigenthum  mit  seiner  Zweckbestimmung  in  Verbindung 
gebracht  und  es  lässt  sich  damit  in  seinen  verschiedenen  Formen  erklären  und  be- 
gründen.** 

Die  Differenz  der  Vertreter  der  verschiedeneD  Eigenthams- 
theorieeo  in  den  weiteren  Consequenzen,  die  sie  für  die  Eigenthums- 
ordnung aus  ihrer  Theorie  ziehen,  ist  Übrigens  keineswegs  immer 
bedeutend.  Es  handelt  sich  für  die  Nationalökonomie  jedoeh  um 
die  Führung  des  Nachweises,  dass  unmittelbar  keine  der  vier 
ersten  Theorieen  genügt  und  die  Rechtsbildung,  bez.  beute  die 
Gesetzgebung  viel  mehr  freien  Spielraum  in  der  Eigenthumsordnung 
hat)  als  zugegeben  wird  und  werden  kann,  sobald  man  strict  eine 
jener  Theorieen   annimmt  und   die  Consequenzen  aus  ihr  für  das 
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Recht  zieht  Die  Unhaltbarkeit  eines  solchen  Verfahrens  in  der 
Eigenthumsfrage  wird  im  Folgenden  nachzuweisen  gesucht.  Da- 
darch  aber  wird  der  Boden  für  eine  socialökonomisch  richtige 
Eigenthnmslehre  gewonnen.  Die  vagen  Allgemeinheiten  unserer 
Recbtsphilosophieen  genügen  in  dieser  Hinsicht  nicht. 

IL  —§.103  [256].  Vorläufige  allgemeine  Beurtheilung 
dieser  Theorieen.  Der  speciellen  Kritik  dieser  Theorieen 
(§.  104  ff.)  schicken  wir  einige  allgemeine  kritische  Bemerkungen 
Toraus.  *) 

A.  Die  beiden  ersten  Theorieen  unterscheiden  jedenfalls  mit 
Recht  den  eigentlichen  Entstehungsgrund  der  Privateigen- 
thnmsinstitution  von  der  äusseren  Erwerbsart  des  Eigenthums 
im  concreten  Fall.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  iden- 
tificiren  fälschlich  diese  beiden  Momente.  Auch  wenn  in  diesen 
beiden  Theorieen  ein  richtiges  Postulat  der  Gerechtigkeit  für  die 
Gestaltung  der  Eigen thumsordnung  anerkannt  wird,  so  ist  das  noch 
kein  innerer  Grund  der  Institution. 

f  Ahreos,  Natarrecht  II,  134.  —  Aach  Proudhon,   de  La?eleye  und  die 

ffleistcD  Kritiker  der  Ei^enthuinsthcoriecn  unterscheiden  hier  nicht  richtig. 

B.  Die  natürliche  Eigenthumstheorie,  wie  sie  auch  immer 
formulirt  werden  mag,  z.  B.  in  der  Weise  von  Ähren s,  welcher 
„den  Grund  des  Eigenthums  allein  in  der  nothwendigen  Beziehung 
der  yemünftig  sinnlichen  Persönlichkeit  zu  den  Sachen^'  findet^), 
leidet  an  einer  viel  zu  grossen  Vagheit  gerade  in  Bezug  auf  ihren 
Ansgangspunct.  Deshalb  lässt  sich  aus  dieser  Theorie  ebensogut 
eine  dem  Privateigentbum  gegnerische  (socialistiscbe)  Rechtsordnung 
fttr  die  SachgUter  begründen^)  und,  soweit  überhaupt  noch  etwa 
Privateigentbum,  höchstens  ein  solches  an  Gebrauchsvermögen, 
nicht  an  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital).    (Siehe  §.  104  ff.) 

Die  mangelnde  Unterscheidung  dieser  beiden  Eigenthumsartcn  ist  der  grüsste 
und  folgenreichste  Fehler  der  Rechtsphilosophen.  Aach  Stahl  hat  die  Fra;<c  hier 
trotz  der  richtigen  Unterscheidung  einer  doppelten  Bebtimmung  des  Vermögens 
nicht  gefördert  (Rechtsphilosophie,   II,  1,  3.  Aufl.,  S.  363).    Siehe  unter  Nr.  C. 

C.  Von  allen  principielien  Bedenken  gegen  Theorieen  selbst 
abgesehen,  welche  das  Privateigentbum  anders  als  durch  die  Legal- 

')  Siehe  auch  Diehl,  Proudhou  I.  35—51.  y.  Scheel,  Artikel  Eigenthum  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

«)  Ahrens,  II,  134. 

*)  Wie  einmal  gegen  Treitschke  ganz  folgerichtig  eingewandt  wurde,  in  der 
Wochenschrift  „Die  Wage"  von  G.  W-eiss,  Separatabdruck:  „Herr  von  Trcitscbkc", 
ftocialistische  Replik,  Leipzig  1875,  S.  35. 
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tbeorie  in  der  hier  vertretenen  AuiTassung  derselben  begrllnden 
wollen,  so  leiden  die  vier  erstgenannten  Theorieen  und  ihre  etwaigen 
weiteren  Abarten  an  dem  gemeinsamen  Fehler,  das  Privateigenthnm 
in  abstracto  ganz  allgemein  auf  eine  und  dieselbe  Weise  begründen 
zu  wollen.  Dies  ist  unmöglich,  wie  im  Folgenden  näher  nachge- 
wiesen wird.  Es  muss  vielmehr  von  vornherein  auch  bei  jedem 
Versuche  der  Begrtindung  des  Privateigenthams  eine  Unterscheidung 
des  letzteren  nach  den  ökonomischen  Zwecken,  welchen  die  im 
Eigenthum  stehenden  Objecte  dienen,  und  daher  nach  den  ökono- 
mischen Functionen  dieser  Objecte  erfolgen  (§.  97).  Danach  be- 
steben grundverschiedene  Eigenthumsarten  (in  diesem  iSinne  des 
Worts),  welche  sich  nicht  auf  eine  und  dieselbe  Weise  „begründen" 
lassen.    Dies  beachten  jene  Eigenthumstbeorieen  nicht. 

Einzelne  Bichtungcn  der  Recbtsphilosophio  Laben  zwar  die  Nothwcndigkeit 
betont,  das  Eigentbum  nicbt  nur  abstract  zu  behandeln,  sondern  das  Moment  des 
Zwecks  zu  berUcksiclitigun  und  danach  Tcrschicdenc  Arten  Eigenthum  zu  trennen. 
(So  im  Keim  schon  bei  Fichte,  dann  bei  Krause  und  besonders  in  seiner  Schule, 
Ähren s.  Naturrecht  II,  10b:  Schm  oller  über  Fichte  in  Hildebrand's  Jahrbtlchern, 
V,  4ß.  Auch  Samter,  EigenthumsbegriU',  S.  293.  Trendelenburg,  .Naturrecht 
§.  93  IT.)  Aber  die  Conäcquenzen  dieser  richtigen  Ansicht  &iud  in  den  Versuchen 
zur  Begründung  des  Privateigen th ums  nicht  gehörig  gezogen  worden.  Die  Rechts- 
geschichtc  und  selbst  noch  das  heutige  Recht  wiesen  ebenfalls  auf  eine  solche 
Unterscheidung  der  Eigenthumsarten  in  der  verschiedenen  Stellung,  welche  sie  dem 
privaten  Grund-  und  dem  Mobil  eigenthum  gaben,  hin.  Aber  auch  dieser  Hinweis 
des  Hechts  selbst  ist  in  den  Eigcnthumstheoricen  nicht  richtig  benutzt  worden.  Die 
apriorische  Construction  des  absoluten  Eigenthumsbcgriffs,  die  neuere  Bechtsentwick- 
lung  unter  dem  Einiluss  des  römischen  Hechts  haben  auch  die  Rechtsphilosophie  Über 
die  Unterscheidung  der  Eigenthumsarten  nur  noch  mehr  hinwegsehen  lassen. 

Diesem  fehlerhaften  Verfahren  gegentiber  ist  der  Satz  aufzu- 
stellen: dass  die  verschiedenen  Privateigenthumsarten, 
welche  nach  den  grossen  Kategorieen  der  ökonomischen  Zwecke 
der  Sachgtiter  zu  unterscheiden  sind,  Je  auf  besondere  Art  be- 
gründet werden  müssen,  soweit  überhaupt  von  einer  „Begründung^* 
ausserhalb  unserer  Legaltheorie  gesprochen  werden  kann.  Auch 
wenn  man,  wie  bei  den  Eigenthumstbeorieen  der  dritten  Kategorie, 
die  „inneren  Grtinde'^,  welche  die  anderen  Theorieen  für  die  Eigen- 
thumsinstitution  aufstellen,  richtiger  Weise  nur  als  Momente  gelten 
lässt,  welche  in  dem  das  Privateigenthnm  als  solches  schaffenden 
Rechte  für  die  Gestaltung  der  Eigenthnmsordnung  wegen  der  ent- 
scheidenden Interessen  und  Zwecke  des  Gemeinschaftslebens  maass- 
gebend  sein  müssen,  so  sind  in  der  Beweisführung  diese  nach  den 
Zwecken  der  Objecte  unterschiedenen  Eigenthumsarten  genau  aus 
einander  zu  halten.  Gründe,  mit  welchen  bei  der  einen  Eigenthums- 
art  zu  argumentiren  ist,  erweisen  sich  leicht  bei  einer  anderen  hin- 
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fällig.  So  ist  z.  B.  die  ZurückfQbruDg  des  Privateigenthums  auf 
Arbeit  von  ganz  anderer  Tragweite  bei  Mobileigentbum  als  bei 
Grandeigenthnm.  ^) 

D.  Die  richtige  Eigenthumstheorie  muss  demnach  eine  Ein- 
t heilang  des  Eigentbams  nach  dem  ökonomischen  Zweck 
and  der  ökonomischen  Function  der  im  Eigentbum  stehenden 
Sachen  za  Grunde  legen,  wie  sie  in  §.  97  gegeben  worden  ist. 
Hierin  liegt  auch  flir  die  rechtsphilosophiscbe  Betrachtung  und  für 
die  juristische  Construction  der  Privateigenthumsinstitution  die  viel 
zu  wenig  beachtete  Bedeutung  der  nationalökonomischen 
Untersuchung  dieser  Institution.  Man  hat  das  Privateigenthum  zu 
einseitig  von  der  rechtlichen,  zu  wenig  von  der  ökonomischen  Seite 
aufgefasst.  Dies  Eigentbum  ist  freilich  zuuUobst  Kecbtsinstitut, 
aber,  weil  es  sich  auf  wirthschaftlicbe^  bez.  Sachgllter  bezieht ^  ist 
es,  einmal  vom  Rechte  aoerkannt,  auch  Wirthschaftsinstitut,  nem- 
lich  der  rechtlich  formulirte  Inbegriff  der  wirthscbaftlichen  Macht 
eines  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects,  eben  des  Eigenthümers. 
Diese  Macht  aber  gestaltet  sich  wesentlich  verschieden  nach  der 
nattirliehen  Beschafifenheit  und  nach  dem  ökonomischen  Zweck  der 
Eigenthurasobjecte,  an  welche  Momente  daher  die  Begründung  der 
Institution  und  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  anzuknüpfen 
ist.  Nunmehr  wenden  wir  uns  zur  näheren  Betrachtung  und  Kritik 
der  einzelnen  Eigenthumstbeorieen. 

2.  Abschnitt. 

Die  natfirliche  und  die  natflrlieh-nkououiiseho  Eitrenthuuis- 

thcorie. 

I.  §.  104  [262].  Die  natürliche  Eigenthumstheorie  (§.  102, 
A,  1).  Sie  ist  von  der  Rechtsphilosophie  gewöhnlich  ohne  beson- 
dere Hervorhebung  der  wirthscbaftlichen  Natur  des  Menschen  auf- 
gestellt worden.  Im  Folgenden  wird  sie  zunächst  auch  ohne  Be- 
rücksichtigung der  Modification  geprüft,  welche  sie  als  natürlich- 
ökonomische  oder  zweite  Eigenthumstheorie  erhält. 

A.  Die  natürliche  Theorie  leitet  das  Privateigenthum  schlciht- 
weg,  nicht  bloss  einzelne  Arten  desselben,  unmittelbar  aus  dem 
Begriff  und  Wesen  der  individuellen  Persönlichkeit  mit  ihren  indi- 

*)  So  wesentlich  jetzt  v.  Scheel  in  dem  •jenaiintcn  ArtiU'l  Eigenthuin .  vgl. 
i8ch  PaulscD.  a.  a.  0.     Diehl,  a.  a.  0.  l.  151. 
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vidnellen  siDLÜcb-sinlicfaeD  Lebenszwecken  nnd  ihrer  Aufgabe  der 
„freien  Gestaltung  der  Lebersweise"  (Stahl),  oder  der  „Selbst- 
bethätignng",  ..r^elbsibehaaptnng'*  nnd  „Selbsterweiternng''  als  noth- 
wendige  Folge  ab. 

S  t  a  b  1 .  KecLt^philo^cphi»;  II.  1 .  ?63.  Er  Hellt  hier  dem  Vermögen  eine  doppelte 
BestimiLUZik: .  Bvin^'iieiiug  dLiXch  di<  äusseren  Gegenfttftnde  obd  Herrschaft  Aber  sie 
zur  ifcieL  Orsuituiifr  der  Lebenävcise.  Beides  sei  no trennbar,  jedes  nar  in  BcziehoDg 
aaf  das  andere.  Der  Fehler  der  Eijientbomstheoneen  sei,  dass  bald  nnr  das  eine,  vie 
in  dea  sviiaualistischeb  Iz.  B.  Locke  i.  bald  nur  das  andre  Moment,  wie  in  den  neueres 
natorrechtlichea  Theorieen  beachret  werde,  wie  bei  Kant  nnd  Hegel.  Das  zweite 
Moment,  die  Bethätigang  der  Persönlichkeit,  betrachtet  er  als  das  bedeuten- 
dere, ebenda  S.  3tp»i.     Siehe  jedoch  nnien  $.105  bei  2  nnd  §.  106. 

Hiergegen  ist  aber  Folgendes  einzuwenden. 

1.  Diese  Ableitang  des  Privateigenthums  ist  keine  Begrttndang 
der  Privateigeuthumsinstitution ,  sondern  znnüchst  nur  eine  petitio 
principii.  Denn  es  fehlt  Tollständig  der  Nachweis,  dass  die  Per- 
sönlichkeit aasschliesslich  nnr  durch  jene  Institution  ihre  Zwecke 
erreichen  könne.  Man  kann  nur  zugeben,  dass  das  Sondereigen- 
thum  hierfür  eine  der  möglichen  Rechtsgcstaltnngen  im  Gebiete 
der  Vermögenswelt  ist.  Ob  auch  nur  die  beste,  das  bleibt  die  erst 
zu  beantwortende  Frage.  Nicht  ein  persönliches  Eigenthum,  son- 
dern nnr  gewisse  VerfUgungsbefngnisse  tiber  Sachen  bedarf  wenig- 
stens in  vielen  Fällen  das  Individuum  zu  seiner  Selbstbehauptung 
und  Selbstbethätigung. 

2.  Selbst  wenn  man  aber  diese  „Begründung^'  des  Eigenthums 
auf  die  Persönlichkeit  gelten  lassen  will,  so  ist  dieselbe  etwas  so 
Vages,  dass  dadurch  in  der  Frage  der  Institution  des  Privateigen- 
tbuQis  kein  fester  Boden  gewonnen  wird.  Es  zeigt  sich  dies  am 
Besten  darin,  dass  von  socialistischer  Seite  mit  ebenso  viel  oder 
wenig  Fng  eine  dem  Privateigenthuni  gerade  entgegengesetzte 
Rechtsordnung  für  die  Vermögenswelt  aus  dem  Begriff  und  Wesen 
der  menschlichen  Persönlichkeit  abgeleitet  wird,  nemlich  eine  solche, 
welche  allen  Menschen  die  erforderlichen  wirthschaftlichen  Güter 
zur  Erfüllung  ihrer  sinnlich-sittlichen  Lebenszwecke  verschaffe  oder 
doch  wenigstens  zur  Erreichung  diests  Ziels  für  Alle  die  gleichen 
ökonomischen  und  rechtlichen  Bedingungen  aufstelle.  Deshalb  ist 
das  Eigentbum  Privater  an  Productionsmitteln,  der  characteristische 
IlauptpuDct  der  geltende  Privateigenthumsordnung,  vom  Socialismns 
folgerichtig  angegriffen  und  grundsätzlich  verworfen  worden.  Denn 
dieses  Eigcnthnm  erschwere  oder,  nach  Manchen,  verhindere  für 
den  grössten  Theil  der  Menschen  die  Erreichung  jenes  doch  durch 
das  Wesen  der  Persönlichkeit  gesetzten  Ziels,  wofür  man  sich  auf 
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die  Erfahrangen  hinsichtlich  der  VertheiluDg  des  Volksvermügeiis 
und  VolkseinkommeDS ,  zumal  im  System  der  freien  Concurrenz, 
beraft.  Die  ,,Begrtindnng''  der  Privateigenthamsinstitution  auf  die 
menschliche  Persönlichkeit  schlechtweg  hat  keinen  grösseren  wissen- 
schatltlichen  Werth  als  die  Begründung  einer  strict  entgegengesetzten 
Vermögens-Rechtsordnung  darauf. 

üicht  Alle  sagen  es  so  offen  und  anzweideutig  wie  Stahl  ^a.  a.  U.  S.  355): 
,jBit  dem  Eigentbum  ist  die  Ungleichheit  des  Vermögens  nothwendig  gegeben''. 
Oder  neaerdings,  freilich  riel  doctrinärer  nnd  zugespitzt.  Lasso n  (Rechtsphilosophie. 
S.  597):  „Die  Ungleichheit  dur  Güter  im  Soudereigenthum  ist  ebenso  durch  die  Ge- 
rechtigkeit gefordert,  wie  sie  durch  die  Natur  gegeben''.  „Auch  diese  Ungleichheit 
geh(^rt  dazo,  damit  der  Mensch  im  rollen  Maassc  Individuum  sei".  ,,Die  Ungleichheit 
der  Güter,  die  Noth  des  Einen  neben  dem  relativen  Ueborfluss  des  Andern,  liegt 
ebenso  in  der  Idee  des  Eigenthums,  wie  das  Eigenthum  in  der  Idee  di^r  Persönlich- 
keit liegf*.     Vgl.  auch  Pro ud hon,  qu'cst-ce  que  la  proprict<\  eh.  3,  §.  5. 

§.  105  [263].  B.  Etwas  günstiger  ist  die  natürliche  Eigenlhums- 
theorie  zu  benrtheilen  als  Theorie  zur  Begründung  gewisser  Eigen- 
thuniskategorieen.  Es  lässt  sich  nemlich  durch  sie  ein  Privateigen- 
ihnm  am  Gebrauchsvermögen  oder  doch  an  Theilen  desselben 
^begründen'*,  d.  h.  soweit  ausserhalb  der  Rechtsbildung  von  „Be- 
gründung'* des  Eigenthums  gesprochen  werden  kann.  Richtiger 
gesagt:  es  entspringt  aus  dem  Wesen  der  menschlichen  Persönlich- 
keit die  nothwendige  Forderung,  dass  die  Rechtsbildung  zur  In- 
stitiitioD  eines  gewissen  Privateigenthums  führe.  Jedoch  hat  auch 
diese  y,Begründung''  des  Privateigenthums  an  Gebrauchsvermögen 
eine  nur  beschränkte  Bedeutung  und  für  die  Cardinalfrage ,  die 
Begründung  des  Eigenthums  an  Productionsmittelu,  an  Kapital  und 
Boden,  folgt  aus  der  Begründung  jenes  ersteren  Privateigenthums 
nicht  so  viel,  wie  man  anzunehmen  pflegt. 

1.  D^s  Eigenthum  an  Gebrauchsvermögen  ist  nemlich  nur  für 
denjenigen  Theil  des  letzteren,  welcher  als  Verbrauchsvermögen 
rar  Befriedigung  der  unentbehrlichsten  Existcnzbedüifnisse  (I,  §.268) 
des  Individuums  dient,  als  nothwendige  Consequenz  der  menisch- 
lichen  Natur  oder  ,,der  Beziehung  der  vernünftig-sinnlichen  Lebens- 
xwecke  der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  abzuleiten.  Alles  übrige 
Privateigenthum  Privater  an  Gebrauchsvermögen  lässt  sich  auf  diese 
Weise  nicht  „begründen".  Deshalb  hat  jene  Eigenthurastheorie 
keine  grosse  Tragweite. 

Eigentlich  irird  nor  etwas  Selbstverständliches  und  liaum  ernstlich  Bestrittenes 
J»egTflQdet'\  Anch  von  socialistischer  Seite  ist  wohl  mit  dem  individuellen  ..Arbeits- 
makommeü""  ein  „Arbeitseigenthum''  an  den  zur  BedUifnissbefricdigung  dienendiin 
Arbeitsprodactan,  d.  h.  an  Gebrauchs?ormAgen  als  genügend  begründet  ani^esehen 
vordeo.     Die  Art  und  Weise,  wie  selbst  so  primäre  Lebensbedürfnisse  wie  dasjenige 
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der  Wohnung  bei  Cultunölkern  in  grossem  UmfaDg  befriedigt  werden .  mittelst  Mieth« 
wohnuDsJT.  b<:wei?t  z.  B.  hau J^rrei flieh.  Ja<s  ein  Prirateii^eutham  an  Wohoongen  nicht 
natumothwcndig  aus  dein  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  folgt,  wenn  es  aacb 
Tielleicht  noch  so  zwi^ckuäsaig  i^t.  Nicht  einmal  das  Pri?ateigentham  an  solchem 
Nutz  vermögen  iä^^t  >ich  also  mit  dvr  natürlichen  Eigen  thumstheorie  unmittelbar 
begründen. 

2.  Mau  kaiiu  noch  einwenden,  dass  die  Persönlichkeit  zur 
Erfüllung  ihrer  sittlich -sinnlichen  Zwecke  und  überhaupt  zü  ihrer 
Bethätiguug  auch  noch  weiteres  Gebraucbsvermögen  bedarf  und 
dass  daher  wenigstens  das  Eigenthum  an  letzterem  allgemein  als 
Forderung  der  Persönlichkeit  hinzustellen  sei.  Allein  es  ist  auch 
hier  nur  zuzugeben,  dass  aus  diesem  Grunde  nach  Zweckmässig- 
keitsriicksichten  ein  solches  allgemeines  Privateigenthum  an  Gre- 
brauchsverniögen  in  der  Rechtsordnung  zu  verlangen  sein  mag. 
Aus  Betriff  und  Wesen  der  Persönlichkeit  folgt  dasselbe  nicht, 
oder,  wenn  es  daraus  abgeleitet  wird,  so  ergiebt  sich  wieder  die 
Consequenz,  dass  es  Allen  in  gleichem  Maasse  zustehen  muss. 

Das  wird  gegen  Stahl  zu  sagen  sein,  wenn  er  meint,  das  Eigenthnm  sei  der 
Stotf  far  die  OÜ'enbarung  der  ludividuaiität.  Warum  fehlt  den  MiUionen  dieser 
StoÜ\  werden  die  Socialisten  antworten.  Aehnliches  gilt  gegen  die  AasfÜhruDgea 
Lasson's. 

3.  Wollte  man  jedoch  die  Begründung  des  Privateigenthums 
an  Gebrauchsvermögen  durch  die  natürliche  Eigenthumstheorie  selbst 
zugeben,  so  kann  auch  in  diesem  Falle  nur  von  einer  „Begründung^ 
des  PrivateigentbuHisprincips  in  Bezug  auf  das  Gebrauchsvermögen 
die  Rede  sein.  Dieses  Princip  bleibt  aber  für  den  über  die  noth- 
wendigen  Existenzbedürfnisse  hinausgehenden  Betrag  inhaltslos 
und  erhält  wieder  erst  durch  die  freie  Rechtsbildnng  seinen  Inhalt 
und  Umfang,  welche  bloss  bei  jenem  beschränkten  Betrag  des 
Verbrauchsvermr)gens  aus  der  „Natur  der  Dinge^',  d.  h«  hier  aus 
der  „Beziehung  der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  folgen  würden. 
Absolutes  Eigenthum,  dem  uneingeschränkt  nnr  der  Wille  des 
Eigcnthümers  den  Inhalt  giebt,  und  Eigenthum  an  beliebig  grossem 
und  beliebig  beschatfenem  Gebrauchsvermögen  lässt  sich  anch  hier 
nicht  als  nothwendi^e  Cousequenz  der  Persönlichkeit  hinstellen. 

Man  kann  aus  dem  Wesen  der  Persönlichkeit  höchstens  die  Nothwendigkeit  — 
richtiger:  nur  diu  Zweck^l^l^sigiieit  —  ableiten,  dass  das  Recht  anch  ein  solches 
Maass  und  eine  solche  (iattung  des  Gebrauch^vermögeüs,  weiche  den  nothwendigen 
Exibtenzbedarf  quantitativ  und  qualitativ  überschreiten,  in  das  individoeUe  Eigenthnm 
treten  lasse  und  dai>s  ferner  dieses  Eigenthum  gewisse  Verfügungs-  und  AasschlohS- 
hcfugnis.^e  für  den  „Eigenthümer''  Anderen  irogenuber  gewähre.  Ein  ein  fQr  allemal 
festes  und  ein  gleiches  Maass  des  (jebrauchsvermögens  widerspricht  allerdings  dem 
Wesen  der  Persönlichkeit,  ihrem  Freiheitsbedurfniss,  ihrer  F&higkeit  za  und  ihrem 
Drange  nach  Entwicklung,  sowie  der  natürlichen  individuellen  Verschiedenheit  der 
Menschen.    L'nd  bestimmte  Reclite  (BefuirDisse  und  Ausschlussrechtc  gegenüber  Dritten) 
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mnss  dis  Elgenthom  zur  Erfallang  seines  Zirecks  dein  Inhaber  geben.  Aber  gleich- 
wohl kann  die  ßechtabilduns^  and  nur  sie  nach  RucksichttMi  der  Zvcckmas^i^kcit  und 
Gerechtigkeit  und  der  Coexistenz  der  Individuen  genauer  Umfang,  Maass.  Inhalt  des 
PiirateijeeDthums  au  dem  irciteren  GebrauchsveruiOgen  bebtimmen. 

§.  106  [264].  —  C.  Das  Privateigeuthimi  an  Prod  actio ns- 
mittelOy  an  Kapital  und  Boden,  lägst  sich  aber  nicht  einmal 
in  dem  be8cbränkten  MaaRse  wie  das  Eigenthum  an  Gebrauchs- 
yermtigeD  durch  die  natürliche  Eigenthumstheorie  ,,begrUnden''. 

1.  Denn  wenn  auch  das  Individuum,  wie  man  einwenden  kann, 
nicht  nnr  selbstverständlich  zu  seii;er  wirthschaft liehen  Be- 
thätigang  im  Productionsprocess  die  ökonomisoh-techuisch  ge- 
botene Verlügung  über  Kapital  und  Boden  nothwendig  muss  er- 
langen können,  sondern  überhaupt  zur  fieien  Gestaltung  seiner 
Lebensweise  wenigstens  die  Möglichkeit  besit/cn  muss,  holche  Ver- 
fügnng  zn  gewinnen,  so  folgt  daraus  nicht  nothwendig,  dass  diese 
Disposition  durch  die  Institution  des  Privateigenthums  des  Einzelnen 
(Producenten,  Arbeiters)  (des  „Sonderei^enthums*')  an  dtn  ihm  er- 
forderliehen Productionsmitteln  erlangt  werden  müsse.  Es  kann 
dies  vielmehr  auch  durch  eine  andere  Rechtsordnung  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  Producenten  und  Productionsmitteln  geschehen, 
nemlich  durch  eine  solche,  welche  den  Piivaten  nicht  das  Eigen- 
thum,  sondern  nur  ein  Recht  des  Gebrauchs  der  Productions- 
mittel  einräumt. 

So  unbedingt  bei  allen  Thcilen  des  stehenden  Kapitals,  bei  Fabriken,  Weik- 
leogen,  Maschinen,  (lIUud^tUcken ,  wenn  auch  unter  etwaiger  Verpflichtung  zu  Ent- 
nchtODg  einer  Leihgebühr  und  einer  Entschädigung  für  Abnutzung.  Aber  auch  bei 
dea  Bestandthcilen  des  nmlanfcnden  Kapitals  (Koh-,  Hilföiitofren ,  ünterhalt>mitteln), 
welche  sofort  im  ProductioIJ^p^oce£s  aufgebraucht  werden,  inUsäte  /war  ein  bezügliches 
Recht  dem  Producenten  and  Verbraacher  eingeräumt  werden,  das  man  als  ein  Privat- 
eigenthamsrecht  bezeichnen  könnte.  Jedoch  wurde  ein  solches  Kecht  wenigbtens  nur 
dB  zeitlich  begrenztes,  z.  B.  bei  einer  socialistischen  Organisation,  zu  sein  brauchen, 
während  das  definitive  Eigcnthnmsrecht  der  jene  Bestandtheile  des  Kapitals  dem 
Einzelnen  zur  Verfügung  stelKnden  Gemeinschaft,  daher  in  der  Kecht>form  des  (ii.'- 
aeineigenthums,  zustehen  konnte. 

Zwar  ist  es  aus  guten  Gründen,  wie  sie  die  natürlich- öko- 
nomische Theorie  und  die  Arbeitstheorie  enthalten,  wahrscheinlich 
das  Zweckm9ssig8te  und  Gerechteste,  dass  die  rechtliche  Ordnung 
jener  Beziehungen  zwischen  Producenten  und  Productionsmitteln 
eben  in  der  Institution  des  Privateigenthums  auch  an  den  Pro- 
ductionsmitteln bestehe:  aber  nothwendig  aus  dem  Begriff  und 
Wesen  der  Persönlichkeit  folgt  dies  nicht.  Die  P^xisten/-  solchen 
PriTateigenthnms  an  Productionsmitteln  ist  deshalb  auch  keine 
Principienfrage,  sondern  eine  ZweckmässigkeitsiVage  (Buch  3  unten). 
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2.  Auch  der  thatsächliche  Zustand  im  vergangenen  wie  im 
heutigen  Wirthscliaftsleben  liefert  den  Beweis  ftir  die  Richtigkeit 
dieser  Auffassung.  Denn  wenn  wirklich  die  Institution  des  Pri?at- 
eigenthums  an  Productionsmitteln  durch  das  Wesen  der  Persönlich- 
keit nothwendig  gefordert  würde,  so  wäre  der  unvermeidliche 
Schluss,  dass  vor  Allem  die  Producenten  selbst  das  Eigenthnm 
an  den  ihnen  zur  wiithscliafilichon  Bethätigung  erforderlichen  Pro- 
ductionsmitteln besitzen  müssten.  Dies  ist  wahrscheinlich  oftmals 
das  Beste,  das  Zweckmässigste,  aber  es  ist  eben,  wie  bekannte 
Tliatsachen  beweisen ,  nicht  das  Nothwendige,  nicht  einmal  das 
allgemeiner  Verbreitete. 

Donu  im  DicüstFcrhältniss  werden  die  meisten  freien  Arbeiter,  wie  ehedem  die 
unfreien,  mit  Productionsmitteln  Fremder  beschäftig  und  selbst&ndig  auf  eigene 
Bechnung  arbeiten  viele  Unternehmer  in  gleicher  Weise  mit  geliehenen  Kapitalien, 
gepachteten  oder  in  einer  anderen  Rechtsform  der  Nutzung  tlberlassenen  Grundstücken, 
gemietheten  Gebäuden,  was  im  Wesentlichen  ebenso  ror  sich  gehen  konnte,  wenn 
grundsätzlich  nur  öffentliches  (Staats-,  Gemeinde-)  oder  Gemein -Eigenth um  an  Pro- 
ductionsmitteln zugelassen  und  den  Producenten  zur  Nutzung  und  zum  Gebrauch  über- 
lassen würde.  Das  Prirateigenthum  an  Boden  und  Kapital  ist  für  alle  diese  Personen 
in  grossem  Umfange  Fremdtlium.  Das  macht  wenigstens  die  Auffassang  des 
ersteren  als  nothwendige  Consetiucnz  der  Persönlichkeit  unhaltbar. 

Das  Ergebniss  der  Kritik  der  natürlichen  Eigentfaumstheorie 
ist  mithin:  ans  dem  Wesen  der  individuellen  menschlichen  Persön- 
lichkeit —  wenn  man  diese  so  abstract  als  etwas  Naturgegebenes, 
nicht  als  historisch  Bedingtes  betrachtet  —  folgt  wohl  eine  noth- 
wendige Rücksichtnahme  der  Rechtsordnung  auf  das  Trieblebcn 
und  auf  die  Gerechtigkeitsgefühle  dieser  Persönlichkeit.  Daraas 
ergeben  sich  Momente,  welche  die  Privateigenthumsinstitution  als 
zweckmässig  und  nicht  bloss  beim  Gebrauchsvermögen  als  bedingt- 
nothwendig,  insofern  als  teleologisch  begründet  erscheinen  lassen. 
Aber  mehr  iässt  sich  aus  dem  ,, Wesen  des  Menschen  an  sieh"  nicht 
ableiten.  Die  Reehtsbildung  hat  daher  einen  grossen  freien  Spiel- 
raum, besonders  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  an  Productionsmitteln 
und  auch  an  Nutzvermögen. 

11.  —  §.  107  [265].  Die  natürlich-ökonomische  Eigen- 
thumstheorie  (§.  102,  A.  2)  ist  eine  besondere  Gestaltung  der  natür- 
lichen Theorie,  in  welcher  die  letztere  nicht  von  vornherein  dem 
Vorwurf  der  Vagheit  und  der  Geeignetheit,  gegen  wie  für  die  Privat- 
eigenthumsinstitation  gebraucht  zu  werden,  ausgesetzt  ist. 

A.  Die  Beweisführung  gebt  wieder  auf  das  wirthsehaft- 
liche  Selbstinteresse  des  Individuums  und  dessen  ange- 
nommener Maassen  nothwendige  und  heilsame  Wirksamkeit  im 
volkswirthschaftlichen  Gesammtinteresse  zurück. 
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Dasselbe  sei,  nsch  allgemeinstor  und  sicherster  Erfahrung,  bei  jeder  Persdo- 
liebkeit  im  Weseutlichen  gleichartig  und  in  grosser  Stärke  Yorhanden.  Eben  deshalb, 
da  es  sich  nm  einen  allen  Menschen  angeborenen  Natartrieb  handle,  sei  eine  Rechts- 
ordnung in  Betreff  der  Sachguter  nothwendig,  bei  welcher  sich  das  Selbstinteresse 
allseitig  gehörig  geltend  machen  könne.  Die  hiernach  an  die  Bechtsorduunic  zu 
stellenden  Anfordernngen  erfülle,  wenn  nicht  allein,  so  jedenfalls  „nach  der  Natur 
des  Menschen'*  am  Bebten  die  Institution  des  Prirateigonthums.  und  zwar  dos  Privat- 
dgenthoms  in  möglichst  absoluter  Form  und  an  allen  Arten  SachgUtern,  ein- 
schliesslich derjenigen,  welche  als  Productionsmittel  dienen.  Im  Einzelnen  wird  der 
Beweis  ebenso  wie  für  das  ganze  allgemeine  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  geftlhrt 
(oben  §.  17). 

Das  Privateigenthnm  erscheiDt  also  Dach  dieser  Theorie  in  der 
That  als  nothweDdige  Consequenz  der  wirthschaftlichen  Natar  des 
HeDsehen.  Der  Mensch  werde  ohne  Eigenthum  an  den  Prodacten 
seiner  Arbeit,  den  Mitteln  fUr  seine  Bedürfnissbefriedignng,  nicht 
oder. nicht  gehörig  arbeiten;  ohne  Eigenthum  an  Kapital  kein 
Kapital  durch  Ersparung  bilden;  ohne  Eigenthum  an  Boden  den- 
selben nicht  ordentlich  bestellen. 

Oder  in  W.  Roscher's  Formulirung:  „Wie  sich  die  Arbeit  der  Menschen  nur 
nnter  Voraussetzung  persönlicher  Freiheit  zu  ihrer  Yollen  wirthschaftlichen  Bedeutung 
entwickeln  kann,  so  das  Kapital  mit  seiner  productiven  Kraft  nur  unter  Voraussetzung 
freien  Prifateigenthums.  Wer  mochte  sparen,  also  dem  gegenwärti>^en  Genüsse  ent- 
sagen, wenn  er  des  zukünftigen  Genusses  nicht  sicher  wäre?''  (Röscher,  System  I, 
{.  77,  dann  §.  8*2.    Vgl.  dagegen  unten  §.  137  lt.) 

I 

Das  Privateigenthnm  wird  hier  allerdings  zunächst  nur  für  das 
privatwirthschaftliche  System  mit  privatwirthschaftlichen  Gesicbts- 
puncten  begründet.  Aber  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  dieses 
Systems  für  die  Volkswirthschaft  wird  folgerichtig  der  Schluss  ge- 
logen ^  dass  die  Privateigenthumsinstitution  eben  auch  eine  unbe- 
dingte Forderung  des  volks wirthschaftlichen  Bedürfnisses  oder  des 
Gesammtinteressea  sei.  Bei  der  in  der  bisherigen  Theorie  üblichen 
Identificirung  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privatwirthschaftlichen 
System  wird  dieser  Schluss  nur  noch  zwingender.  Das  Eigenthum 
ist  hier  keineswegs  bloss  eine  Institution  volkswirthschaftlicher 
Xfltzliehkeit,  sondern  volkswirthschaftlicher  Noth wendigkeit,  weil 
eine  Consequenz  der  Natur  oder  der  natürlichen  Organisation  der 
Volkswirthschaft.  Denn  nach  der  hier  zu  Grunde  liegenden  An- 
Bchannng  beruht  eben  diese  Organisation  auf  der  Natur  der  durch 
das  Selbstinteresse  zum  wirthschaftlichen  Thun  und  Lassen  be- 
wegten Menschen  (I,  §.  305  ff.,  308  ff.). 

§.  108  [266].  —  B.  Unzulänglichkeit  der  Theorie. 
Der  Werth  dieser  Theorie  für  die  Begründung  der  Privateigenthums- 
institution hängt  von  der  Richtigkeit  ihrer  Prämissen  ab.  Von 
letzteren  sind  folgende  vier  zu  unterscheiden:  zunächst  die  Allge- 

▲.  Wftgner,  Oraadlegimg.   8.  Anil.  2.  Theil.  ToUnwirthschaft  u.  R«eht.  15 
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meiDgiltigkeit  und  Unersetzbarkeit  des  wirthschaftlichen  Selbst- 
interesses in  der  Einzelwirthschaft  des  Individuums  oder  in  der 
Priyatwirthscbaft;  sodann  die  Identität  der  Volkswirthschaft  mit 
dem  privatwirthschaftlichen  System ;  ferner  die  Identität  des  Kapitab 
als  ökonomische  Kategorie  oder  als  Prodnctionsmittelvorrath  (Natio- 
naikapital)  mit  dem  privaten  Kapitaleigenthum  (I,  §.  129);  endlich 
die  Annahme,  dass  das  Kapital  allgemein  unbedingt  zu  seiner 
Entstehung  und  Vermehrung  den  privatwirthscbaftlichen  Sparprocess 
voraussetze.  Diese  letzte  Prämisse  wird  später  noch  untersucht 
werden  (in  Buch  3,  Kap.  1  unten)  und  sich  als  mindestens  einseitig 
erweisen,  indem  doch  auch  hier  nur  eminente  Zweckmässigkeits- 
gründe den  Ausschlag  fflr  das  Privatkapital  geben.  Die  drei  anderen 
Prämissen  sind  schon  nach  den  frtlheren  Erörterungen  theils  un- 
richtig, theils  nicht  in  dem  allgemeinen .  Umfange  richtig,  wie  es 
in  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  vorausgesetzt  wird  und  werden 
muss,  wenn  die  Begründung  des  Privateigenthums  nach  der  hier 
untersuchten  Theorie  fUr  ausreichend  gelten  soll.  Der  ersten  Prä- 
misse liegt  jene  einseitige  ökonomische  Psychologie  der  indivi- 
dualistisch-liberalen Nationalökonomie  zu  Grunde,  welche  im  ersten 
Theil  dieses  Werkes  (3.  Aufl.,  Buch  1,  Kap.  l)  ihre  Kritik  and 
Berichtigung  erfahren  hat.  Darauf  ist  hier  jetzt  wieder  besonders 
Bezug  zu  nehmen.  Die  Unzuläuglichkeit  auch  dieser  natürlich- 
ökonomischen Eigenthums-Tbeorie  ist  daher  nicht  zu  bestreiten. 

Eine  eigentlich  principielle  Begründung  des  Eigenthums 
würde  hier  ohnehin  nur  vorliegen,  wenn  sich  nachweisen  Hesse, 
dass  das  Privateigenthum  eine  wirklich  unbedingte  Voraussetzung, 
eine  wahre  conditio  sine  qua  non,  für  die  individuelle  Arbeitsleistung 
und  Ersparung,  daher  in  volkswirthscbaftlicher  Beziehung  für  den 
ganzen  Productionsprocess,  für  die  Kapitalbildung  und  den  Boden- 
anbau wäre.  Dies  lässt  sieh  den  vielen  Thatsachen  gegenüber 
nicht  behaupten,  welche  uns  ganze  Zeitalter  der  Wirthschafts- 
geschichte  nicht  nur  in  Betreif  unfreier  Arbeit,  sondern  auch  in 
Betrefif  der  Eigenthumsordnung  ftlr  die  Arbeitsproduete,  das  Kapital 
und  besonders  für  den  Boden  zeigen.  Dieser  enipinsche  Gegen- 
beweis wird  durch  die  Analyse  der  auf  die  Arbeitsleistung,  die 
Kapitalbildung  und  den  Bodenanbau  einwirkenden  Motive  der  be- 
theiligten Individuen  allseitig  begründet  (I,  Buch  1,  Kap.  1,  be- 
sonders §.  47—51  und  oben  §.  34).  Das  Privateigenthum  erscheint 
gerade  nach  seiner  Entwicklungsgeschichte  als  eine  Institution 
vielleicht  höchster  volkswirthscbaftlicher  Zweckmässigkeit,  zumal 
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in  gewissen  Stufen  der  yolkswirthschatUichen  Entwicklung  nnd  der 
Oekooomik  nnd  Technik  der  Prodaction.  Aber  es  beruht  nicht 
anf  allgemeiner  reiner  Naturnothwendigkeit. 

§.  109  [267],  —  C.  Anwendung  der  Theorie  auf  das 
Kapitaleigenthum.  Der  grösste  Werth  wird  unserer  Theorie 
von  ihren  Anhängern,  d.  h.  vornemlich  von  Nationalökonomen,  für 
die  principielle  Begründung  des  privaten  Kapitaleigenthums 
beigelegt,  wie  in  dem  oben  angeführten  Satze  W.  Roscher's. 
Dennoch  auch  hier  mit  Unrecht.  Es  wird  hier  doch  immer  nur 
nnt  Htttzlichkeitsgründen  argumentirt,  welche  das  Kapitaleigenthum 
wohl  als  eine  Institution  einzel-  und  volkswirthscbaftlicher  Zweck- 
missigkeit  im  positiven  Rechte,  zumal  in  bestimmten  technischen 
and  volkswirthschaftlichen  Perioden,  vielleicht  auch  noch  oder 
gerade  noch  der  heutigen  —  was  freilich  socialistischerseits  eben 
bestritten  wird  — ,  nicht  aber  als  eine  nothwendige  Forderung  der 
Natnr  des  Menschen  und  der  Volkswirthschaft  erscheinen  lassen. 
Wohl  bemerkt  wird  der  Beweis  hier,  wie  z.  B.  in  jenem  Satze 
Roscher's  noch  nicht  mit  dem  Gerechtigkeitspostulat  der  Arbeits- 
nnd  Spartheorie  zu  führen  gesucht. 

YgL  oben  §.  102,  S.  212.  Es  bleibt  auch  bei  Koscher  unklar,  ob  er  das 
Eig«Bthum  begründet  anf  die  Forderaogen  der  meuschlichen  Natur  oder  auf  die  Arbeit. 
Der  Text  sfünes  §.  77  deutet  auf  das  Erstere,  die  Aumerkuog  eher  auf  das  Zweite. 

Die  natllrlich-ükonomische  Begründung  des  Eigenthunis  wider- 
qiricht  nur  bei  dem  Eigenthum  an  den  Arbeitsproducten  und  am 
Boden  offenkundigeren  Thatsachen  als  beim  Kapitaleigenthum. 
Deshalb  ist  ihre  Widerlegung  dort  leichter.  Angesichts  der  Ver- 
UUtnisse  unfreier  Arbeit  und  der  Abfindung  der  freien  Arbeiter 
dureh  den  Lohnvertrag  und  angesichts  der  Verbreitung  des  Boden- 
inbans  ohne  die  Institution  des  privaten  Grundeigeotbums,  wie 
vielfach  in  älteren  Geschichtsperioden  verschiedenster  Völker,  in 
den  Ländern  mit  sog.  Gemeineigenthum  von  Gemeinschaften  (6e- 
neinden  n.  s.  w.)^  oder  endlich  angesichts  so  vielfach  verbreiteter 
Bedencuitar  durch  Pächter  kann  man  nicht  wohl  das  Privateigen- 
tkmn  der  Arbeiter  an  den  Arbeitsproducten  und  der  Bebauer  am 
Boden  als  unbedingte  Voraussetzung  der  Production  bezeichnen 
iBd  als  nothwendige  Consequenz  der  wirthschaftliclien  Natur  des 
ünschen  ,ybegrttnden'^  Privates  Kapitaleigenthum  scheint  dagegen 
ttr  die  äusserliche  Betrachtung,  welche  alles  Gewicht  auf  die  iSpar- 
tkitigkeit  legt^  die  nothwendige  Voraussetzung  ftir  die  Krtstehung 
>Bd  Vennehrnng  des  Kapitals  überhaupt  zu  sein. 
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Der  Fehler  der  Beweisfühning  liegt  hier  zunächst  wieder  in 
der  unhaltbaren  Identificimng  des  Kapitals  als  volkswirthsehaft- 
liehe  Productionsbedingung  oder  als  ökonomische  Kategorie  mit  dem 
Kapitalbesitz  als  historisch -rechtliche  Kategorie  (I,  §.  129).  Es 
wird  in  Folge  dieses  falschen  Staudpuncts  ohne  Weiteres  voraus- 
gesetzt, dass  Kapitaleigenthum  nicht  nur  die  beste,  d.  h.  gerade 
mit  Rücksicht  auf  die  wirthscbaftliche  Natur  des  Menschen  zweck- 
massigste,  sondern  dass  es  die  einzig  mögliche,  also  unbe- 
dingt nothwendige  Form  für  die  Bildung  und  Verwendung 
volkswirthschaftlichen  Kapitals  sei.  Nur  wenn  dies  bewiesen  wäre 
—  was  bisher  kaum  auch  nur  untersucht,  sondern  von  den  Veiv 
tretern  dieser  Ansicht  ohne  Weiteres  als  selbstverständlich  ange- 
nommen wurde  — ,  liesse  sich  das  Kapitaleigenthum  als  noth- 
wendige Consequenz  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen 
und  der  dadurch  begründeten  Natur  der  Volkswirthschaft  auf- 
fassen. Bei  der  Betrachtung  des  Kapitals  muss  man  jedoch  die 
reinökonomischen  Bedingungen  der  Bildung  des  sogen.  „E^pitala 
an  sich*^  oder  des  Nationalkapitals  (Productionsmittelvorraths, 
I,  §.  129)  feststellen  und  alsdann  erforschen,  ob  und  wieweit  hierbei 
eine  Vermittlung  durch  die  Institution  des  privaten  Kapitaleigen- 
thums  erforderlich  ist  und  daher  die  Entstehungsgrttnde  des  letzteren} 
die  privaten  sogenannten  Sparthätigkeiten  u.  s.  w.,  auch  nothwendig 
solche  der  Entstehung  des  Kapitals  an  sich  sind.  Dies  lässt  sich, 
wie  im  folgenden  Kapitel  genauer  dargethan  werden  wird,  nicht 
in  dieser  Art  nachweisen,  sondern  es  lässt  sich  nur  zeigen,  dass 
dies  Kapitaleigenthum  wenigstens  für  jetzt  und  für  unabsehbare 
Zeit  noch  wahrscheinlich  diejenige  Form  des  Nationalkapitals  ist, 
in  welcher  der  grössere,  einstweilen  selbst  wohl  noch  der  weitaus 
grösste  Theil  des  letzteren  relativ  am  Besten  gebildet  und  verwendet 
wird.  Dann  ist  aber  auch  das  Kapitaleigenthum  wie  anderes 
Eigenthum  nur  durch  Zweckmässigkeitsgründe  gestützt  und  nicht 
auf  die  menschliche  Natur  oder  bestimmte  Seiten  derselben  zurück- 
geführt, daher  wiederum  auch  dieses  nur  teleologisch  und  damit 
relativ,  nicht  principiell  und  absolut  als  Institution  der  Wirthschafts- 
und  Rechtsordnung  „begründet". 

§.  110  [268].  —  D.  Verbleibende  Bedeutung  der 
zweiten  Eigenthumstheorie.  Zur  eigentlichen  Begründung 
der  Privateigentbumsinstitution  im  Ganzen  wie  in  Betreff  der  Haupt- 
kategorieen  kann  daher  die  natürlich-ökonomische  Theorie  so  wenig 
dienen  als  dies  in  der  Hauptsache  die  natürliche  Eigenthumstheorie 
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Tennag.  Dagegen  bat  jene  Theorie  doch  einen  Vorzug  vor  der 
letzteren  voraoSy  weil  sie  die  Momente  genauer  darlegt,  welche  für 
die  Bechtsbildung  im  Gebiete  des  Eigenthums  gerade  wegen  der 
wirthschafdichen  Natur  des  Menschen  zweckmässiger  Weise  mehr 
oder  weniger  maassgebend  sind  und  sein  müssen.  Sie  liefert  uns 
nemlich  so  den  ökonomischen  Schlüssel  für  das  Verständniss  der 
PriTateigenthumsinstitution  und  besonders  auch  des  Kapital-  und 
Grondeigenthums  und  deckt  hiermit  den  inneren  teleologischen 
Bechtfertigungsgrund  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  die 
positivrechtliche  Gestaltung  des  Privateigenthums  unter  dem  Einflüsse 
Ökonomischer  Zweckmässigkeit  auf.  Diese  Beweisführung  zu  Gunsten 
des  Privateigenthums  wird  durch  die  ,,Arbeitstheorie'^  noch  unter- 
stützt Es  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Erfüllung  des 
Postulats  natürlicher  Gerechtigkeit,  wonach  die  Früchte  der  Arbeit 
dem  Arbeiter  und  die  Ergebnisse  der  Ersparung  dem  Sparenden  in 
Gemässheit  der  Arbeitstheorie  als  Eigenthum  gehören,  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  auch  als  besonders  zweckmässig 
erscheint.  Höchste  Gerechtigkeit  ist  hier  zugleich  höchste  Zweck- 
mässigkeit. 

Das  typische  Beispiel  eigenthumsrechtsgeschichtlicher  Entwick- 
inngen unter  dem  Einfluss  ökonomischer  Momente,  wie  ihn  die 
DatOrlich-ökonomische  Eigentbumstheorie  darlegt,  ist  die  Entwick- 
Inngsgescbichte  des  privaten  ländlichen,  besonders  bäuer- 
lichen Grundeigenthums. 

Vgl.  unten  Buch  8,  Kap.  2,  H.  A.  3.  Siehe  Koscher,  System,  I,  §.  87,  SS, 
IT,  B.  2,  besonders  Kap.  2,  6;  meine  Abschaffung  des  privaten  Grundeigcnthams 
Kapitel  2.  De  Laveleye,  propriet6.  Buchenberger,  Agrarpolitik,  I.  S.  222  Ü'., 
229  fr.  und  passim.  £s  ist  nur  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Beweisführung  zu 
Gunsten  des  Grundeigenthums  mit  den  angeführten  ökonomischen  Momenten  im 
Wesentlichen  nur  für  ländliches,  nicht  fiir  städtisches  Groudeigcnthnm  gilt  und  auch 
dort  fOTDemlich  nur  für  selbstbewirthschaftetes  bäuerliches,  bez.  kleines  und  mittleres. 

Qaellenmässig  lässt  sich  diese  Geschichte   des  bäuerlichen  Grundeigenthums  be- 
loodeis  deutlich  bei  den  Germanen  yerfolgen,  aber  auch  bei  vielen  anderen  Völkern 
sogt  das  ländliche  Grundeigenthum  eine  ganz  ähnliche  Entwicklung.     Wie  der  rothe 
Faden  zieht  sich  durch  letztere  das  ökonomische  Princip  hindurch:   dem  wirthschaft- 
liehen  Selbstinterease  des  Bebauers  durch  Gewährung  von  Privateigenthumsrechten  an 
Theilen    des    ursprtlnglich   im    Gcmeiueigenthum    gestandenen    Bodens   einen   immer 
Toteren  Spielraum   der  Bethätignng   zu  gewähren.     Die  Privateigenthumsrechte   er- 
lugen   dedhalb   sowohl  einen  immer   grösseren   Umfang,  was  die  Ausdehnung  und 
Gitning   der  bebauten  Grundstücke  betriift,  als  auch  einen  immer  reicheren  Inhalt, 
Vis  die  Rechte,   die  Yerfügungs-  und   Ausschlussbefugnisse   Anderen  gegenüber  in 
B«zDg  auf  diese  Grundstücke  anlangt.     Diese  Entwicklung  vollzieht  sich   zum  Nutzen 
des  Bebauers.  aber  gleichzeitig  auch  zum  Nutzen  der  Gesammtheit,   für  welche  jeuer 
vie  ein  Beauftragter  die  der  Gesellschaft  hinsichtlich   des  Bodenanbaus   obliegenden 
Aifgaben  zu  follführen  hat:  nemlich  wegen  steigenden  Bedarfs  nach  Bodenproducten 
f^  grössere  und  bessere  Bodenbestellung,  fiir  deissigere  Arbeit,  bedeutendere  Kapital- 
Tenrendung  in  den  Boden,  für  Herabdrücknng  der  Productionskostcn,  namentlich  bei 
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steigender  Tendenz  der  letzteren  nach  dem  „Bodengesetz"*,  daher  fQr  erfolgreichere 
Bekämpfung  dieses  Gesetzes  zn  sorgen,  mit  Hilfe  welcher  Factoren  schliesslich  eil 
reicherer  Bodenertrag  mit  geringeren  (naturlichen)  Kosten  erzielt  wird. 

Das  Beispiel  des  l&ndlichen  Gnindeigenthams  steht  jedoch  nicht  allein.  AehnUA 
lässt  sich  0.  A.  die  Entwicklung  des  Bergrechts  durch  die  drei  bis  Fier  Phaset 
hindurch,  welche  die  Rechtsgeschichte  unserer  GuIturrOlker  hier  nachweist,  Okonomlsck 
erklären.  Auch  ganz  moderne  Rechtsbildungen,  wie  das  Wegeeigenthum  m 
Privaten  oder  von  Actiengesellschaften,  besonders  das  private  Eisenbahnoigen- 
thum  —  am  Schienenwege  —  finden  so  ihre  Ökonomische  Erklärung. 

III.  —  §.  111  [269,  270].  Ergebniss  für  die  Eigen- 
tbumslehre.  Die  PrivateigenthamsiDStitntion  und  die  verschiedeneii  ' 
Kategorieen  des  PrivateigeDthnms  erscheinen  hiernach  zwar  nicht 
schlechtweg  natürlich  begründet,  aber  wohl  ans  Gründen  ökono- 
mischer Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  durch  die  RechtB- 
bildung  geschaffen,  so  historisch  erklärt  und  teleologisch  begründet 
Es  sind  bestimmte  geschichtliche  und  locale  Verhältnisse,  der 
Technik,  der  Cultur,  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  über- 
haupt, welche  die  Institution  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen 
Arten  im  Rechte  mit  Rücksicht  auf  die  wirthschaftliche  Natur  der 
Menschen  entstehen,  sich  entwickeln  und  bestehen  bleiben  lassen. 
Wir  haben  es  also  beim  Privateigeiithum  mit  einer  historischeui 
nicht  mit  einer  natürlich -nothwendigen,  ohne  Weiteres  ans  der 
menschlichen  Natur  folgenden,  nicht  mit  einer  rein -ökono- 
mischen Kategorie  zu  thun,  von  welcher  sich  sagen  liesse,  dass 
ohne  sie  eine  regelmässige  BedürfnissbefriedigUDg,  eine  Volks- 
wirthschaft  überhaupt  undenkbar  wäre. 

Die  Consequenzen  dieser  Auffassung  sind  fUr  die  ganze  Eigen- 
thumslehre,  besonders  aber  für  die  Lehre  vom  privaten  Grnnd- 
eigenthuni  und  Kapitaleigenthum  fundamental.  Sie  richten 
sich  gegen  die  beiden  extremen  Ansichten  in  dieser  Lehre,  gegen 
die  Auffassung  der  unbedingten  Anhänger  der  heutigen  Eigen- 
tbumsordnung  und  gegen  diejenige  der  unbedingten  Gegner  der- 
selben, gegen  den  ökonomischen  Individualismus  und  „Kapitalis- 
mus'' wie  gegen  den  „Socialismus". 

Privates  Kapital-  und  Grundeigenthum  sind  als  auf  ökono- 
mischen Zweckmässigkeitsgründen  beruhend  keine  ewig  unver- 
änderlichen Institutionen  des  Rechts  und  der  VolkswirtfascbafL 
Gerade  die  geschichtliehe  Betrachtung  im  Unterschied  von  der  ab- 
stracten  muss  dies  anerkennen,  wenn  sie  nicht  mit  sich  selbst  in 
Widerspruch  kommen  will.  Die  niaassgebenden  Zweckmässigkeits- 
gründe wechseln  oder  fallen  selbst  fort  mit  allgemeinen  geschicht- 
lichen Veränderungen   des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  der 
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Volksdichtigkeit,  der  Techoik  in  der  Prodnction,  im  Verkehrswesen. 
Das  Postulat  ist  also:  nicht  Stillstand  der  Entwicklung,  sondern 
zweckmässige  Weiter-  nod  Umbildung  des  Eigenthnmsrechts  und 
der  ganzen  Eigenthumsinstitution  nach  Maassgabe  der  veränderten 
Verhältnisse  und  der  wahrgenommenen  volkswirthschaftlichen 
Funetion  des  bisherigen  Rechts. 

Hiemach  kann  z.  B.  auch  eine  gänzliche  oder  theilweise  Wieder- 
beseitigung des  Grundeigenthums  oder  eine  wesentliche  Be- 
schränkung des  Inhalts  des  Eigenthnmsrechts  an  Productions- 
mitteln  überhaupt  im  Princip  immer  und  im  concreten  Falle  als- 
dann und  in  der  Art,  sowie  in  dem  Maasse  für  zulässig  erklärt 
werden,  wenn  und  soweit  die  sonst  gebotene  Rticksicht  auf  die 
Volks  wirthschaftlich  nützliche  Wirksamkeit  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteresses  der  Privateigenthümer  bei  Seite  gesetzt  werden  darf. 

Gbwacterisüsche  WeDdangen  nach  dieser  Richtung  hat  sogar  die  positive  Rcchts- 
bilduBir  neuerdings  schon  gemacht,  z.  B.  beim  Kapitaleigenthnm  hinsichtlich  der  ans 
dem  Princip  der  persönlichen  Freiheit  und  ans  dem  ?oIlen  Prirateigenthum  abge- 
Idteten  foHen  Yertragsfreiheit.  Der  principielle  Vorbehalt  gewissen  Grundeigenthums 
for  die  Zvangsfcemeinwirthschaften  (Staat.  Gemeinde),  also  der  Auschlnss  der  Priyaten. 
ist  bei  Waldbüden,  Wegeboden  (Eisenbahnen^  Bergwerksboden  schon  ernstlicher  in 
Frage  gekommen,  belbst  bei  städtischem  Wohnungüboden  schon  wissenschaftlich  discutirt 
worden.  Eine  grössere  thatsftchliche  Ausdehnung  derartigen  „Oti'entlichen^'  Eigenthums 
findet  nanchfach  statt,  und  zwar  mit  deshalb,  weil  das  Sondereigenthum  der  Privaten 
mcht  befriedigend  im  Gesammtintcressc  fungirt. 

Wesentliche  Beschränkungen   der  VerfUgungsbefugnisse  des  Eigen th um ers ,  ab- 
weichend vom  l&ndlichen   Grundeigenthum    und   vom   allgemeinen   Ei|?enthumsrechte. 
Hnd    bei   Waldboden ,   städtischem   Boden ,    Bergwerksboden ,   Wegeboden    theils   seit 
,      Alten  in  unserem  Rechte  vorhanden,  theils   neu  eingeführt  worden.     Vgl.  z.  B.  die 
[      röaiflcb-rechtliche  Lehre  von   den   sogenannten  Legalservituten.    Das  sogenannte 
Kachbarrecht    (Baron.    Pandecten    §.    126   iD;    über    Gcbäudceigenthum 
Preoasisches  Landrecht  Theil  L  Titel  S.  §.35 — 82;  über  Wal  deigen  th um  ebenda 
y.  83 — 95.     Welchen  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  untersteht  das  private 
ilisenbahneigenthum!    So  grossen,  dass  man  auch  von  unserem  Standpunctc  aus 
Uam  mehr  von   ..Eigcnthum''  hier  sprechen  machte!  —  Vgl.  auch  bei  H.  ROsler 
ia  aocialen  Verwaltungsrecht  I  den  Abschnitt  von   den  ,,äocialen  Verptlichtungen  dei< 
Ei^thQms'\  §.  1S3,  S.  43Üff.,  und  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts  II,  l.Ab- 
theilong,  S.  Auflage,  §.  226  &'.     Derselbe,  Zweck   im  Recht  I,   1.  AuÜ.,  S.  506  tf. 

Auch  die  grundsätzliche  Aufhebung  alles  privaten  Grundeigenthums  in 
Binden  der  Privatwirtbschaften  und  gewisser  Hauptarten  des  privaten  Kapitaleigen- 
thniiis  ist  wenigstens  eine  discutable  Fratre.  welche,  ao  unrichtig  wahrscheinlich 
ihre  Bejahung  ist  und  für  unabsehbare  Zeit  sein  wird,  nicht  ohne  Weiteres  mit  dem 
Hinweis  auf  die  menschliche  Natur  überhaupt  oder  auf  die  wirthschaftliche  Natur 
des  Menschen  speciell  abgewiesen  werden  kann.  Denn  immer  fordert  auch  die 
*1itb»cfaaftliche  Natur  des  Menschen  solches  Privateigenthum  nur  unter  der  einen 
Voniissetzung,  dass  es  nicht  mö^elich  ist.  durch  andre  Motive  als  das  Selbstintereüse 
oder  durch  ein  gezugeites,  im  Dienste  der  Gemeinschaft  mehr  mit  fungirendes  Selbst- 
ib'eresse  dieselbe  wirthschaftliche  Leistung  vom  Menschen  zu  erzielen  umi  dass  gerade 
diew  Lei*iinng  in  bestimmter  Gestalt  durch  die  Technik  der  Bodenbestellung,  der 
Eipitalverwendanfl:  unter  den  obwaltenden  geschichtlichen  und  localen  Verhältnissen 
lothwendjg  im  (resammtinteresse  \>t. 

Alle  Thatsacheu.  welche  die  Einengung  des  ])rivatwirthächaftlichcn  Gebiets  ^ein- 
fcUiesslich  der  Acticn-  und  ähnlichen  Gcseilächaften)  mittelst  Ausdehnung  des  Gebi*ns 
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der  öffentlichen  üntemehmimgen  betreffen,  sind  deshalb  auch  ftlr  die  Fntfen  der 
Eigenthumsordnang  von  so  grosser  Bedeatnng.  Von  gewissen  Fortschritten  der  Technik 
(Dampf!)  gilt  dasselbe.  Die  vorhin  erw&hnten  Verhältnisse  des  privaten  Eisenbahn- 
eigenthums,  die  im  Gemeinschafts-  oder  öffentlichen  Interesse  an?ermeidlich  sind, 
deuten  mit  anf  die  Unhaltbarkeit  des  Privatbahnsystems  hin,  weil  zu  weni^  positire 
eigenthumsrechtliche  Momente  za  Gunsten  des  Eigenthams  übrig  bleiben.  Ueber  die 
allgemeine  Abschaffung  des  pri?aten  Grandeigenthums  Samt  er,  GesellschafUlichei 
und  Privateigenthnm :  dafür,  ans  für  mich  nnznlänglichen  Gründen,  ebenso  die  neoere 
BodenreformbewegQDg  in  America,  England,  Deutschland  (H.  George,  Flurs cheim, 
Hertzka  n.  A.).  Siehe  im  3.  Bach  Kap.  2  die  Erörterang  der  Frage  ondBuchen- 
b erger,  Agrarpolitik  I,  §.  40  S. 

Von  entscheidender  Bedeutung  für  die  wissenschaftliche  und  die  practische 
Frage  der  Ersetzung  des  Privat-  durch  Gemeineigenthum  sind  daher  hier  wiedei 
ökonomisch-psychologische  Untersuchungen  der  Motivation  im  wirthschaftlichen  Haudek, 
deren  Ergebnisse  freilich,  wie  dem  Socialismus  überhaupt,  so  auch  hier  seiner 
Voraussetzung  in  der  Eigenthumsfrage,  der  „Vergesellschaftung  der  sachlichen  Pro- 
ductioDsmittel'"  im  Allgemeinen  nicht  günstig  sind  ([,  Buch  i,  Kap.  1). 

Die  UDbediogten  Gegner  des  PrivateigeDtbnms  an  Prodactions- 
mitteln  verfallen  leicht  in  den  principiell  gleichen  Fehler ,  wie  die 
unbedingten  Anhänger  dieser  Institution.  Sie  betrachten  sie  ebenso 
einseitig  als  volkswirthschaftlich  schädlich  and  ersetzbar  als  histo- 
rische Kategorie  durch  eine  andere  Rechtsordnung,  wie  die  Anhänger 
sie  einseitig  als  volkswirthschaftlich  nützlich  und  unersetzbar  an- 
sehen. Gerade  die  Auffassung  des  Privateigenthums  an  Prodnetions- 
mitteln  als  historische  Kategorie,  als  eine  Einrichtung  relativer 
Zweckmässigkeit  mit  wegen  der  Macht  und  Allgemeinheit  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  den  Individuen  macht  es  un- 
thunlich,  sich  kurzweg  „aus  Piincip"  für  oder  gegen  die  Institution  zu 
entscheiden.  Man  kann  so  wenig  den  Schluss  der  Anhänger  billigen, 
dass  dieses  Eigenthum  niemals  in  Frage  gestellt  werden  dttrfei 
als  den  Schluss  der  Gegner,  dass  es  jederzeit  beliebig  verändert, 
beschränkt,  beseitigt  werden  könne.  Darüber  kann  nur  richtig 
entschieden  werden,  wenn  die  mittelst  Deduction  aus  der  wirth- 
schaftlichen Natur  des  Menschen  zu  Gunsten  des  Privateigenthums 
gezogenen  Schlüsse  durch  Beobachtungen  der  zeitlichen  und  ört- 
lichen Verhältnisse,  der  Function  des  Privateigenthums,  der  Technik 
der  Production  und  der  für  die  Menschen  concreten  Falls  im 
Wirthschaften  maassgebenden  Motive  modificirt  oder  widerlegt 
worden  sind. 

Auch  für  die  richtige  Behandlung  der  Eigenthumsfrage  vom  volkswirthschal^ 
liehen  Standpuncte  ans  erweist  sich  demnach  die  allgemeine  Forderung  der  Methoden- 
lehre der  Politischen  Oekouomie  als  geboten:  Ergänzung  der  Deduction  dorch 
Induction.  Siehe  daher  auch  hierfür  in  dieser  3.  Auflage  I,  Buch  1,  Kapitel  2, 
Hauptabschnitt  2,  S-  165  tf. 
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3.  Abschnitt. 
Die  Oeenpations-  nnd  die  Arbeitetheorie. 

I.  —  §.  112  [271,  272].    Cbaracter  und  Mängel   beider 
Theorieen.    A.  Die  speeifisch  jaristische,   bez.  römisch- 
recbtliche  Theorie  der  Begründang  des  Privateigentbums  auf  die 
erste  Besitzergreifung  (Ocenpation)  und  die  speeifisch 
nationalökonomische    Theorie  der  Begründung  des    Eigen- 
tbums  auf  Arbeit  (§.  102,  B)   sind  in  einer  Hinsicht  grondsätzlich 
Tenchieden,  ja  gegensätzlich.  Aber  in  einer  anderen  Hinsicht  sind 
sie   grundsätzlich  gleich,   indem  sie  nenilich  kurzweg  auf  blosse 
Facta  das  Privateigenthum  als  Rechtsinstitution  begründen  wollen. 
Dies  ist  ein  logischer  Fehler  im  Ausgangspuncte.     Von  der  That- 
.  liehe  gelangt  man  nicht  unmittelbar    zum  Rechte,    sondern    die 
Tbatsache  oder  genauer  gesagt  die  Umstände,  welche  sich  an  die 
Thatsache  als  ursächliche  und  bedingende  Momente  knüpfen,  können 
Dur  zum  Grunde  dienen,  aus  Rücksichten  der  Gerechtigkeit  (Billig- 
keit) und  Zweckmässigkeit  ein  Recht  der  mit  der  Thatsache  in 
eausaler  Beziehung  stehenden  Person ,  eventuell  auch  das  Privat- 
dgentbumsrecbt  für  sie  aus  dieser  Thatsache  hervorgehen  zu  lassen. 
Diese  Verknüpfung  von  Thatsache  und  Recht  erfolgt  durch 
die  reehtsbildende  Kraft  des  Gemeinschaftslebens   in  der  Rechts- 
bildung,  der  gewohnheitsrechtlichen  wie  der  gesetzlichen.    Wenn 
Occupation  und  Arbeit  also  im  conereten  Falle  Eigenthum  begründen, 
I     ils  rechtlich  dafür  anerkannte  Erwerbsacte,  so  wird  die  Privateigen- 
i    diumsinstitution  als  solche  schon  als  bestehend  vorausgesetzt.   Jene 
Facta  sind  dann  nur  rechtliche  Erwerbsarten  des  Eigenthums;  nicht 
bnerer  Grund  der  Institution,  sondern  äussere  Ursache  des  Eigen- 
äiums   einer  bestimmten   Person.     Die  Begründung   der  Institution 
liegt  auch  hier,  wie  im  folgenden  Abschnitt  näher  dargelegt  wird, 
m  der  Thätigkeit  jener  rechtsbildenden  Kraft.     Die  Anerkennung 
eines  Eigenthumsrechts  für  den  ersten  Occupanten  und  den  Arbeiter 
erfolgt   hier  voranssetzlich  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  und  der 
Ökonomiscben  Zweckmässigkeit,  welche  dem  Gesetzgeber,  bez.  dem 
Tolksbewusstsein    für    die  Verbindung    des  Eigenthumsrechts   mit 
jenen   Thatsachen   zu   sprechen    scheinen.     Die  Oeenpations-   und 
die  Arbeitstheorie  enthalten  daher  in  der  That  auch  kein  Princip 
für  die  Begründung  der  Privateigenthum sinstitution. 


iJ4     -^  IrtCMis   z.jL  r^^TLii  L2.rr-Jir:r^rtji  3L  A-  'I^ocsp  - «.  Arb.tbeorie.  §.112. 

•..i:^rr:  e:i  Po«:i:Ia:ftr  ::e  Ge^ialtnng  der  Privit- 
e:r^i!  1 -BL^or "iL-L^  hin^ieit-icb  der  Erwerbsarten  des 
rl.A'*:L:i-ri-.  '.hie  a::ci  cits  Problecj  hiciäc^üch  za  lösen. 

h.  V'L  öie^m  priL'.ipielie::  EiLwaiide  abgesehen,  eignen  sich, 
r^^ide  Tiai-a'^L^n.  erste  Oiccpad vc  und  ArbeiL  flbrigens  anch  aoDit 
LicL:  zr  eicer  all^eiLeisen  BezrSndcrg  des  Prirateigenthams.  Sie 
kvDLen  •^''^ar  nicht  als  ein  stets  gerechtes  Postnlat  gelten,  welches 
rä:  die  Gcetahang  der  Eechteordnung  immer  ohne  Weiteres  maan- 
^e'iend   «ein  mtsete  oder  selbst  nur  zu  sein  rermnehte. 

1.  Diei»  liLsst  feich  für  die  Occnpationstheorie  nachweisen, 
einerlei  ob  man  die  erste  Oecapan-'n  nur  im  streng  juristischen 
.SJDce  nimmt,  als  Willensaasdraek  einer  Person,  die  Sache  ihrer 
Herrs/rhait  zu  ULterwerfen.  '»der  ob  man,  den  Begriff  der  Occa- 
pation  erweiternd  nnd  das  Arbeitsmoment  hereinziehend,  speeidl 
auch  die  isogenannten  oecnpatorisehen.  den  Naturstoff  in  seiner 
gegebenen  Form  >ich  aneignenden  (im  Gegensatz  zn  den  auf  die 
Biidang  des  Xatarstoffs  in  besiimmter  Form  hinwirkenden)  Arbeits- 
arten gleichzeitig  besonders  mit  ins  Auge  fasst. 

2.  Ebenso  lässt  sich  aber  anch  zeigen,  dass  die  Arbeit  gar 
r.icht  allein  Privateigentbum  begründen  künnte:  man  moss  immer 
eine  vorausgehende  Begründung  von  Eigenthnm  durch  Oocn- 
pation  annehmen,  selbst  in  den  primitivsten  Verhältnissen,  nm  fllr 
die  Arbeit  auch  nur  die  technische  ('physische )  Möglichkeit  su 
statuiren,  im  Rechte  wenigstens  als  Erwerbsart  von  Eigenthnm 
anerkannt  zu  werden.  Die  Beweisführung  mit  der  Arbeitstheorie 
allein  in  der  Eigenthnmsthige  bewegt  sich  in  einem  vitiösen 
Cirkel. 

iJier  i-it  '\*:n  Jurist'.-n  S'^itens  dirr  Nji!ioiiiI>T>konomen  einzuräomen.  Gewöhnlich 
y.'wl  t\i''.  hiztHTth  viel  zu  leicht  über  die  iü2i»-:hoD  Si:hwieripkeiten  Liowe^  gegan^ii. 
V':i'.\i':  -i'.-h  der  Be^nd'iDz  des  EiceDtLum»  bloss  auf  Arbeit  euttre^enätelleo.  Sie 
hab-fi  daher  auch  der  juristischen  Occapatiobstheorie  nicht  die  derselhen  irebahrende 
Khre  zu  Ihei!  werden  la^>en.  auch  z.  B.  Bastiat.  Boächer  unl  Mi  11  nicht.  Siehe 
\iuv:u  ?:  11}  bei  A.  Tr-ifend  ist  bttsonder»  di<.*  Polemik  von  Kodbertos  gegen 
Thiers  u.  A.  m.  oft.  d  h.  trcL^en  dio  Venheidiirer  der  bestehenden  Eigenthams* 
ordnuii«;  mit  d^ren  ZuricLfuhruni^  auf  die  Arbeit,  zar  Beleuchtung  u.  s.  w.  S.  79. 
I.'r!,<r  Pro  ud  hol»  siehe  Diehl  a.  a.  < ».  1.  -1.  37. 

3.  lieide  Theoi'ieen,  besonders  auch  die  Arbeitstheorie,  was 
bei  ihr  gewöhnlich  fiberseben  worden  ist,  können  endlich  nnr  bei 
einer  ganz  atomistisch-individualistiscben  Auffassung  des  Rechts 
als  Formulirnngen  eines  unbedingt  richtigen  und  stets  anwendbaren 
Cierechtigkeitspostulats  für  die  Eigenthumsordnung  Anerkennung 
linden. 
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a)  Die  nothwendige  Rücksicht  auf  die  Coexistenz  anderer 
Individaen  hindert  es,  unbedingt  in  jedem  Umfang  und  jeder  Art 
Eigenthomserwerb  durch  erste  Oecopation  zu  gestatten  (§.  113, 
bei  A«). 

b)  Die  Arbeitstheorie  enthält  zwar  einen  höchst  werth- 
▼oUen  und  unbedingt  richtigen  Kern,  dessentwegen  man  es  als 
ideales  Ziel  der  Eigeothumsordnung  bezeichnen  kann,  immer  all- 
gemeiner und  ausschliesslicher  die  Arbeit  zur  rechtsgiltigen  originären 
Erwerbsart  von  Privateigenthnm  ftlr  das  Individuum  zu  machen: 
dermaleinst  vielleicht  der  Endpnnct,  nicht  der  Ausgangspnnct  der 
Entwicklung  der  Eigenthumsinstitution.  ^)  Eine  Gestaltung  der 
Eigeothumsordnung  rein  nach  dem  Postulat  der  Arbeitstheorie 
leidet  aber,  ebenso  wie  die  Begründung  des  Privateigenthums  auf 
Arbeit  (Sparsamkeit  u.  s.  w.)  des  Individoums  nach  dieser  Arbeits- 
theorie, an  zwei  principiellen  Fehlem,  einmal,  dass  in  beiden  Fällen 
vorausgesetzt  werden  mnss,  die  individuelle  Arbeit,  eventuell  unter- 
stützt durch  Kapitalbesitz  des  Einzelnen,  das  Prodnet  „seiner'^ 
eigenen  früheren  Arbeit  und  „seiner'^  eigenen  Ersparung,  —  wobei 
das  „seiner''  eigenen  auch  schon  mit  den  Thatsachen  sich  nicht 
deckt  —  schaffe  die  Sachgtiter  allein  oder  sei  m.  a.  W.  fUr  sich 
allein  I  ausser  dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Zusammen- 
hang gedacht,  die  productive  Kraft;  ferner,  dass  dabei  die  Schwierig- 
keiten, welche  die  Arbeitstheilung  und  die  Verwendung  von  eigenen 
and  entliehenen  Kapitalien  im  Productionsbetrieb  —  z.  B.  auch  aus 
dem  Gemeineigenthum  einer  socialistischen  Productionsordnung  von 
Productivgenossenschaften  n.  dgl.  llbernommenen  oder  zugewiesen 
erhaltenen  —  iUr  die  folgerichtige  Anwendung  der  Arbeitstheorie 
macht,  gar  nicht  berücksichtigt  werden. 

Ersteres  ist  der  Grundirrthum  der  individualistischen  Pro- 
ductionslehre  der  physiokratisch  -  Smith'schen  Nationalökonomie, 
einer  Lehre,  deren  Conseqnenz  in  der  Eigentbumslehre  die  Arbeits- 
theorie (mit  ihrer  Erweiterung,  der  „Sparsamkeitstheorie*'  oder  der 
„Theorie  des  wirthschaftlichen  Erwerbs",  §.  102  bei  B.)  ist.  Jedes 
einzelne  Sachgut  ist  nicht  ausschliesslich  Product  und  Folge  in- 
dividueller Arbeit  u.  s.  w.,  oder  der  rein  natürlichen  Productions- 
factoren  und  Productionsbedingungen,  Natur,  Arbeit,  Ka])ital,  Unter- 
nehmung, sondern  stets  mit  Product  und  Folge  des  gesellschaft- 
lichen „Productionsfactors",  des  Staats  (I,  §.  354)  als  ursUchlichem 

»!  \>1.  Rodbertu>  a.a.O.  S.  44,  45  (.These  26-. 
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UDd  bedingendem  Moment  in  «Her  gesellscbafUicben  Prodaction 
und  daber  auf  dessen  Leistungen,  besonders  auf  seine  Ffirsorge 
für  Gemein bediirfnisse,  mit  zurttckzufabren. 

Die  im  6.  Buch  des  Theils  I  eutwickelte  Lehre  vom  Staate  ans  dem  Tolkswirth- 
sv.haftlichen  Gesichtspuncte  zeigt  hier  eine  ihrer  rielen  wichtigen  Gonseqaenzen.  Ueber 
den  Staat  als  „ProdoctioDsfactor"'  siehe  daselbst  §.  354,  besonders  S.  878.  —  Ganx 
übereinstimmeod  mit  Obigem  Knies,  Geld,  S.  84. 

Für  die  Eigenthomslehre  und  speciell  für  die  Kritik  der  Arbeitstheorie  ist  daher 
auf  die  wichtigen  Lehren  im  fünften  nnd  sechsten  Boche  des  ersten  Theils  Qber  die 
Organisation  der  Yolkswirthschafr,  besonders  über  die  GomeinbedUrfhiase,  das  gemeiii- 
wirthschaftliche  System  und  den  Staat  hier  Bezug  zu  nehmen.  Aach  mit  in  Conse- 
quenz  der  dort  begründeten  Anffassang  ist  das  Gerechtigkeitspostolat  der  Arbeit»- 
theorie  nicht  als  ein  solches  von  absoluter,  sondern  nnr  von  relativer  Richtigkeit 
anzuerkennen.  In  der  Eigenthumsordnung  kann  und  soll  dasselbe  Ton  der  Bechtt- 
bildong  als  leitende  Kichtschnur  mit  benutzt,  aber  nur  in  solcher  Modification  doidi- 
geführt  werden,  dass  dabei  neben  dem  gerechter-  und  auch  wieder  zweckmissiger- 
maassen  zu  berücksichtigenden  Interesse  des  Arbeiters  (Sparers,  BodenbesteUers  a.  8.  w.) 
auch  dasjenige  des  Staats  „als  Vermögen  erzeugende  Societ&t*'  richtig  zur  Geltung 
komme. 

Den  zweiten  Fehler  anlangend,  so  wird  eben  tiberseben,  wie 
bei  Arbeitstbeilung  nnd  Kapitalanwendung  im  Prodnetionsbetrieb 
jedes  ^jÄrbeitsproduct^'  ein  Ergebnis»  mannigfaltiger,  qualitativ  ver- 
sehiedener,  quantitativ  ungleicher  ,, Arbeit'^  verschiedener  Arbeiter 
und  der  Mitwirkung  des  Kapitals  ist.  Die  Arbeitstheorie  „be- 
gründet^'  doch  nun  dann  höchstens  ein  Gesammteigentbum  dieser 
Arbeits-  und  Besitzgemeinschaft  (I,  §.  263,  264)  an  den  Arbeitspro- 
dueten,  aber  eben  nicht  ein  Sondereigenthum  der  einzelnen  Arbeiter 
(einschliesslich  des  Unternehmers)  und  derjenigen,  welche  das  ihnen 
gehörige  Kapital  zur  Production  hergegeben  haben.  Die  Aasein- 
andersetzuiig  zwischen  diesen  Individuen,  welche  jetzt  ja  meisten 
vertragsmässig  erfolgt,  findet  immer  auf  Grund  einer  schon  be- 
stehenden Personal-  und  Eigenthumsordnung  statt 

Im  Folgenden  finden  die  vorausgehenden  Sätze  Über  die  beiden  Theorieen  und 
die  in  ihnen  enthaltenen  (ierechtigkeitspostulate  ihre  genauere  Begründung. 

II.  —  §.  113  [273].  Die  Occupationstheorie.  Hinsicht- 
lich ihrer  Tragweite  sind  bewegliche  Sachen  und  Boden,  ferner 
primitive  und  entwickelte  Verhältnisse  des  Volkslebens,  wie 
besonders  die  Grösse  und  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  u.  s.  w.,  zu 
unterscheiden.  ^) 

A.  Die  Occupation  herrenloser  Sachen,  beweglicher, 
vom  Boden  abgetrennter  oder  abtrennbarer  Naturstoffe  ist  in 
primitiven  Verhältnissen,  bei  Jäger-,  Fischervölkern,  Nomaden,  eine 
der,    mitunter    die    Haupterwerberbsquelle    der    Bevölkerung    för 

^)  Vgl.  Pözl,  Artikel  herrenlose  Sachen  im  StaatswOrterbuch. 
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NahniDgsmittel  und  Rohstoffe  zur  Verarbeitung.  Sie  hat  auch  im 
Beginn  fester  Ansiedlung  und  Ackerbans  noch  ihre  Bedeutung,  ver- 
liert dieselbe  aber  mit  der  steigenden  Wichtigkeit  des  Ackerbaus 
immer  mehr.  Indem  die  Rechtsbildung  in  jenen  primitiven  Ver- 
bältnissen  dem  ersten  Oecupanten  als  solchem,  weil  er  den  Willens- 
act  znerst  vorgenommen,  herrenlose  Naturstoffe  sich  anzueignen, 
ein  Privateigenthum  an  den  von  ihm  so  occupirten  Stoffen  zuschreibt, 
verfährt  sie  gerecht  und  zweckmässig.  Um  so  mehr,  als  die  Occn- 
pation, das  Früchtesammmeln ,  Viehweiden,  Fischen,  Jagen,  hier 
gleichzeitig  die  wesentlichste  wirthschaftliche  Arbeit  des  Zeitalters 
darstellt  nnd  somit  der  richtige  Kern  in  der  Arbeitstheorie  durch 
jene  Rechtsbildung  gleichzeitig  anerkannt  wird. 

Unbedingt  nnd  allgemein  kann  jedoch  schon  in  sehr  einfachen 
Verbältnissen  erste  Occnpation  nicht  Erwerbsgrnnd  von  Eigenthum 
werden,  weil  es  daftlr  auch  hier  schon  unter  Umständen  einer 
Schranke  bedürfen  wird,  welche  „durch  die  bedingende  Co- 
existenz  der  Menschen  nnd  die  allen  gemeinsame  Sachbedürftigkeit 
gezogen  ist''  (Ahrens),  z.  B.  bei  Holz. 

In  allen  etwas  entwickelteren  Verhältnissen  der  Volkswirth- 
Bcbaft  liegt  dem  Eigenthum  in  irgend  erheblicherem  Umfange  Occn- 
pation von  herrenlosen  Naturstoffen  oder  occupatoriscbe  Arbeit  nicht 
mehr  zu  Grunde. 

Mit  den  eztensiTen  Landwirthschaftssystemen ,  auch  noch  mit  der  bei  Gnltur- 
fölkern  so  verbreiteten  Dreifelderwirtbschaft  sind  natürliche  Weiden  zw&t  sehr 
Unge  Terbunden.  Aber  das  Weiderecht  bemht  entweder  auf  einem  Antheil  des  Vieh- 
eigenthQmers  an  dem  im  Gemeineigenthum  stehenden  Weideboden  oder  auf  vollem 
Piivateigentbam  an  letzterem  oder  ist  ein  servitutiscbes  Recht  auf  dem  (Privat-)  Boden 
Dritter.    Auch  findet  meist  doch  schon  eine  gewisse  Pflege  der  Weiden  hier  statt. 

B.  Die  erste  Occnpation  des  Bodens  durch  das  Indi- 
viduum für  sich  ist  aber  auch  in  primitiven  Verbältnissen 
keineswegs  allgemeiner  der  geschichtliche  Ausgangspuuct  des  privaten 
Orondeigenthnms  gewesen.  In  der  Regel  hat  vielmehr  die  Ge- 
meinschaft, der  einwandernde  und  eolonisirende  oder  der  er- 
obernde nnd  die  bisherigen  Besitzer  vertreibende  oder  unterwerfende^ 
sich  auf  dem  Boden  niederlassende  und  bleibend  ansiedelnde 
Volksstamm  (oder  dessen  Tbcile,  die  Völkerschaft,  das  Geschlecht, 
die  Siedelungsgemeinde,  die  Golonistengruppe  u.  s.  w.)  den  Boden 
in  Besitz  genommen  und  an  demselben  eine  Art  Gemeineigen- 
thum begründet,  oder  der  Vertreter  der  Gemeinschaft,  der  Fürst, 
der  König  hat  den  Boden  im  Ganzen  oder  bestimmte  grössere 
Theile    desselben  ftir  sich  in  Beschlag  genommen.     Aus  solchen 


238     2'  B.  Eigcnthom.  2.  K.  BegiüDdaagstheorieen.  3.  A.  Occapatioiistlieorie.  §.113. 

Verbältnissen  hat  sich  dann  dnrch  eine  eigenthttmliclie  Secbts- 
biidung  aaf  doppelte  Weise  privates  Grundeigenthum  entwickelt 
oder  losgelöst.^) 

1.  Einmal  haben  Zntheilungen  von  Boden  an  die  Genossen 
der  Gemeinschaft  durch  die  letztere  oder  dorch  den  Fürsten  statt- 
gefunden, entweder  von  vornherein  zu  Privateigenthnm  oder  zunSchst 
zur  Bewirthschaftung  nutzungsweise.  In  gerechter  und  zweckmässiger 
Wtlrdigung  des  Moments  privater  Arbeit  und  privater  Kapitalver- 
wendang  im  Boden  hat  die  Rechtsbildung  auch  im  letzteren  Falle 
in  der  Regel  allmälig  Privateigentbum  entstehen  lassen.  Damit  wurde 
aber  das  Postulat  der  Arbeitstheorie,  nicht  dasjenige  der  Occn- 
pationstheorie  erfüllt.  , 

2.  Sodann  hat  die  Gemeinschaft  mitunter  in  anderen  Fällen 
stillschweigend  oder  ausdrücklich  innerhalb  ihres  Gebiets  (im  Wald, 
im  Gebirge,  auf  der  Weide,  in  der  Allmende)  Einzelnen  die  Be- 
sitzergreifung von  Boden  zum  Zwecke  privater  Bewirthschaftung 
zugelassen    (germanische,    russische  Verhältnisse).     Auch   bieraos 
hat    sich    dann    in    ähnlicher   Weise   Privateigenthnm   entwickelte 
womit  aber  wiederum  mehr  das  Arbeits-  als  das  Occupationsmoment 
anerkannt   wurde.     Solche  Zulassungen  der  Besitzergreifung  von 
Boden   können  aber  nur  so   lange  vorkommen,  als  das  Gemein- 
schatlsinteresse    dadurch    gefördert   oder  wenigstens  nicht  gestOrt   < 
wird,   und  nur  unter  dieser  Voraussetzung  lässt  sich  alsdann  eine  j 
Bildung  von  Privateigenthnm  an  dem  bewirthschafteten  Boden  ab  ; 
ökonomisch    zweckmässig    und    gerecht  gegen   den   Bebaner  be- 
zeichnen. 

C.  Auch  wirklich  individuelle  ersteBodenoccupationen 
können  nur  in  primitiven  Verhältnissen,  wo  sie  allein  in  erheb- 
licherem Umfange  möglich  sind,  einen  Rechtfertigungsgrund  fllr 
die  Anknüpfung  des  Eigenthumsrechts  an  diese  Handlungen  bilden, 
und  zwar  auch  hier  wieder  nach  Rücksichten  der  ökonomischen  | 
Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit.  Diese  Rücksichten  sind 
aber  nur  so  lange  mit  Recht  maassgebcnd,  als  die  Occupation  von 
Boden  durch  den  Einzelnen  nicht  in  einem  Umfange  erfolgt, 
welcher  das  individuelle  Bedürfniss  übersteigt  und  dadurch  die 
Befriedigung  der  BedürfDisse  der  Coexistirenden  hemmt.    Hierüber 

^>  Ahrens,  Natorrecht  IL  13G.  Für  die  d r n t t r h r n  A nnirdnlnngirorhillniwna 
V.  Maurer.  Einleitnng.  S.  8,  Marken  Verfassung:,  S.  2,  Dorfrerfassung,  S.  ]  und  puiSBi 
Waitz.  Verfa3suDg^geschichte  I,  117  (2.  Auflage). 
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wird  theils  die  Volksdichtigkeit,  theils  die  damit  freilich  meist  zu- 
sammenhängende Art  des  Anbaus  entscheiden. 

D.  In  der  entwickelteren  Volkswirthschaft  ist  der  Boden  so 
gut  wie  vollständig  im  Eigenthum  der  Privatwirthschaften  oder  der 
Öffentlichen  Zwangsgemeinwirthscbaften  (Gemeinde,  Staat  u.  s.  w.) 
Die  Occapation  verliert  hier  ihre  Bedeutung  als  Erwerbsart  fast 
ganx.  Herrenlose  bewegliche  Dinge  werden  aber  nunmehr  zweck- 
mässiger und  gerechter  dem  Staate  als  Vertreter  der  Gesammtheit 
SDgeschrieben  und  so  der  Regel  nach  dem  Erwerb  durch  Occu- 
pation  entzogen. 

DieHe  EntKcheidang  der  Frage  wird  tod  Pözl,  Artikel  herrenlose  Sachen,  Staatä- 
winarbach  V.  194  rerworfen.  weil  sie  eine  Folge  der  inittelalterlicbün  Theorie  rom  Staat- 
Uekea  Obereigentliam  am  Gebiete  und  an  Allem,  was  darin  ist,  sei.  Mir  scheint  diese 
AifEusaDg  unrichtig.  —  Ein  Regal  an  herrenlosen  Dingen  lässt  sich  nationalokonomisch 
Vtthl  begrOnden,  üehe  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  8.  Auflage,  g-'^l^*  8.  50S. 
n,  2.  Auflage,  §.  75.  —  Die  jagdbaren  wilden  Thiero  und  die  Fische  sind  dem 
ftciAB  Occnpationsrecht  entzogen,  wo  Jagd  und  Fischerei  Pertinenz  des  Grundeigen- 
oder Gegenst&nd  eines  Regals  sind. 


III.  —  §.  114  [274].  Die  Arbeitstheorie.  Ihr  ist  von  den 
Nationalökonomen  eine  grosse  principielle  Bedeutung  für  die  ali- 
gcneine  Begründung  des  Privateigenthums  als  Institution  des  Becbts 
Tiidicirt  worden.  Diese  Bedeutung  kann  ihr  nicht  zugestanden 
wenlen.  Dagegen  enthält  die  Theorie  ein  in  der  Hauptsache 
ikhiiges  Postulat  von  grosser  Wichtigkeit  für  die  Gestaltung  der 
Eigentbamsordnang,  dessen  Durchführung  in  letzterer  dann  nur 
das  XU  losende  Problem  bleibt.  Auch  hier  sind  für  die  theoretische 
UBtcnnehnng  nach  diesen  beiden  Seiten  primitive  und  entwickelte 
Wirtbschaftsverhältnisse  zu  unterscheiden. 

A.  Auch  abgesehen  von  dem  principiellen  Einwände  des 
%.  112  läfist  sich  das  Privateigenthum  nicht  schlechtweg  auf  ,,dic 
t'<  begründen.  Denn  die  Arbeit  für  sich  allein  schafft  nicht 
&  Sacbgttter.  Jede  Arbeit  bedarf  dazu  nicht  nur  Roh-  und  Hilfs- 
fUk,  sondern  namentlich  auch  Werkzeuge,  auch  unter  Voraus- 
Rliiing  der  einfachsten  Verhältnisse  der  Technik,  im  Boden- 
akta  n.  s.  w.  Diese  Werkzeuge  sind  wie  die  Koh-  und  Hilfsstoire 
[tilweder  unmittelbar  Naturproducte  oder  aus  sulcheu  hergestellt. 
Eigenthum  an  den  Stoffen  und  Werkzeugen  setzt  also  ein  durch 
flnpation  zu  erwerbendes  Eigenthum  als  schon  anerkannt  voraus. 
Privateigenthum  der  mit  Hilfe  der  Stoffe  und  Werkzeuge  durch 
erzeugten  Sachgtiter  ist  daher  mit  auf  diese  Occupatiou 
laffthren.  Bei  der  Gewinnung  von  Feldfrlichten  durch 
fie  Bodenbeatellung    muss    ferner    wiederum    eine  vorausgehende 
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rechtliche  VerfflgUDg  über  den  Boden,  eventnell  die  Zaiassnng  der 
Erwerbsart  des  Eigenthnms  darcb  Occupation  Seitens  des  Rechts,  an- 
genommen werden :  das  Privateigenthum  an  den  Bodenprodacten  ist 
daher  auch  hier  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Arbeit  zu  begründen. 
Die  Arbeitstheorie  bedarf  sonach  in  primitiven  Verhältnissen 
überall  zur  Ergänzung  der  Occupationstheorie :  Eigenthnm,  welches 
durch  Occupation  bereits  erworben  ist,  muss  nach  der  technischen 
Natur  der  Sachgüterproduction  das  Frühere  sein,  Eigenthum, 
welches  durch  Arbeit  erworben  wird,  kann  sich  erst  an  jenes 
Eigenthum  anknüpfen.  Insofern  ist  die  juristische  Occupations- 
theorie logisch  und  historisch  richtiger  als  die  nationalökonomische 
Arbeitstheorie. 

B.  In  entwickelteren  Verhältnissen  des  Wirtbschaftslebens 
tritt  die  practische  Bedeutung  der  ersten  Occupation  als  Erwerbs- 
art von  Privateigenthum  immer  mehr  zurück.  Die  Arbeit  wird 
dagegen  immer  wichtiger.  Aber  das  Privateigenthum  lässt  sich 
auch  bier  nicht  unmittelbar  auf  die  Arbeit  „begründen^*.  Denn 
theils  muss  wiederum  durch  Occupation  erworbenes  Eigenthum  dem 
Eigenthumserwerb  durch  Arbeit  vorangehen,  theils  wird  für  diesen 
Erwerb  ein  mehr  oder  weniger  complicirtes,  auf  dem  Moment  der 
Arbeitstheilung  und  Besitztheilung  beruhendes  Productionssystem 
vorausgesetzt,  welches  ohne  eine  bereits  bestehende  Eigenthums- 
ordnung  für  die  Verarbeitungsstoffe,  die  Werkzeuge  und  die  Untep 
haltsmittel  der  Producenten  während  der  Dauer  der  Production  un- 
denkbar ist.  ^Mcht  die  Arbeit  begründet  daher  hier  das  Privat- 
eigenthum, sondern  die  rechtsbildende  Kraft  im  Gemeinschaftsleben 
hat  die  Privateigenthumsinstitution  schon  begründet. 

Sie  hat  z.  B.  die  Verjährang  (Ersitzang)  anerkannt  and  das  Erbrecht 
gewährt  und  dadurch  Einzelnen  gar  nicht  Fon  ihnen  occnpirte  oder  ?erarbeUele 
Sachen  als  Eigenthum  gegeben.  Und  dieselbe  rechtsbildende  Kraft  hat  bestimmt,  ob 
und  in  welchem  Umfange  in  dem  verwickelten  Producüoussystem  der  auf  Arbeits- 
theilung und  folgeweise  auf  Eigenthums-  ^Besitz-)TheiIung  beruhenden  Volkswiith- 
schaft  die  bestimmte  Arbeit  im  bestimmten  Falle  als  Erwerbsart  Fon  Eigenthum  f^oltea 
soll.  Die  Rechtsordnung  bildet  z.  B.  das  Recht  der  Specification  tmd  das  Ver- 
tragsrecht, und  nicht  nach  der  Arbeit,  sondern  nach  diesen  Rechten  lichtet 
sich  das  Eigenthum  der  einzelnen  an  der  Production  betheiligten  Personen  an  dem 
Prodnct. 

Die  Ärbeitstheorie,  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  als 
Versuch  der  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  aufgefasst, 
leidet  daher  an  dem  Fehler,  höchst  complicirte  Wirthschafts-  nnd 
Rechtsverhältnisse  auf  ein  viel  zu  einfaches  Schema  zurttckftLhren 
zu  wollen,  welches  den  ökonomischen  und  Rechtsthatsachen  nirgends 
entspricht. 
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Diesem  Einwand  entgeht  die  Theorie  auch  nicht,  wenn  sie, 
?rie  oben  angegeben  (§.  102,  B.  2),  erweitert  wird  zu  einer  Theorie 
der  Begründung  des  Eigenthnms  auf  den  ,,wirth8chaft liehen 
Erwerb''  oder  mit  andern  Worten  auf  die  mit  der  Arbeit  im 
entwickelten  Wirthschaftsleben  nothweudig  in  VerbinduDg  tretenden 
Thatsachen,  bez.  Thätigkeiten  des  Kapitalbildens,  Sparens  u.  s.  w. 
Denn  dieser  ,,wirth8chaftliühe  Erwerb"  setzt  vollends  eine  schon 
bestehende,  vollständig  ausgebildete  Privateigeuthums- 
und  Vertragsordnung  voraus  und  wird  durch  die  letztere  selbst 
schon  etwas  höchst  Complicirtes.  Der  wirthscbaftliche  Erwerb 
grttndet  sieh  vielmehr  auf  die  Privateigenthumsinstitution  und  deren 
Ordnung,  nicht  letztere  auf  jenen.  Die  Beweisführung  der  Ärbeits- 
theorie  bewegt  sich  hier  vollends  im  Girkel,  da  unvermeidlich 
immer  schon  irgend  welches  Privateigenthum  an  den  Sachen,  mit 
deren  Hilfe  der  wirtbschaftlicho  Erwerb  erfolgt,  als  bestehend 
vorausgesetzt  werden  muss. 

§.  115  [275].  —  C.  Das  Postulat,  welches  die  Arbeitstbeorie 
(Ar  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnnng  enthält,  ist 
oben  schon  als  im '  Kern  richtig  bezeichnet  worden.  Sie  enthält 
wichtige  und  richtige  Gesichtspunete  der  Gerechtigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit dafür.  Aber  das  schwierige  Problem  bleibt  die  Ver- 
wirklichung des  Postulats  im  Rechte. 

1.  Schon  der  erwähnte  Umstand,  dass  nicht  die  individuelle 
Arbeit,  sondern  die  im  socialen,  durch  die  Staatsordnung  geschütz- 
ten Verband  ausgeübte  Arbeit  die  eigentlich  productive  Kraft  ist, 
bewirkt,  dass  das  Postulat  durchaus  nicht  so  einfach  ohne  Weiteres 
in  der  Eigen thumsordnung  zur  Geltung  gebracht  werden  kann,  als 
Diejenigen  —  u.  A.  einige  Socialisten  —  anzunehmen  scheinen^ 
welche  mit  der  Aufstellung  desselben  die  Schwierigkeiten  der  Eigen- 
äiamsfrage  und  der  gerechten  und  zweckmässigen  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnnng  glauben  gelöst  zu  haben. 

Dies  tibersiebt  selbst  ein  Rodbertus,  w-cnn  er  nur  die  materielle  Arbeit  bei 
dir  These,  dass  die  wirtbschaftlicben  Güter  nar  Arbcitsproducte  seien,  in  Betracht 
gezogen  haben  wiU.  Er  stimmt  aber  anderseits  obigen  Aasfuhrungcn  ganz  bei,  rgl. 
sdien  NormalarbeitsUg,  Tübinger  Zeitschrift  1S7S,  8.  M31. 

2.  Von  diesem  ersten  Einwand  aber  selbst  abgesehen,  so  zeigen 
lieh  bei  der  Durchfuhrung  des  Postulats  in  der  Eigeuthumsordnung 
IQ  primitiven  Wirthschaftsverhältnissen  Schwierigkeiten,  weil  das 
Postulat  der  Arbeitstheorie  sich  mit  demjenigen  der  Occupations- 
theorie  kreuzt,  und  in  allen  etwas  entwickelteren,  daher  auf  aus- 
gebildeter Arbeits-    und  Besitztheilung    und   Verkehr    beruhenden 

A.  Wagntr,  Gmdlefning.  8.  knü.  2.  Tbeil    Yolkswirtlischaft  u.  Keilit.  10 
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WirthscbaftsverhältDissen  andere  Schwierigkeiten!  welche  aas  der 
technischen  Natur  des  Productionsprocesses  hervorgehen,  insbeson- 
dere aas  der  Mitwirkung  qualitativ  verschiedener  Arbeitsarten  und 
der  Mitwirkung  von  Kapital  und  Boden  bei  den  meisten  einzelnen 
Productionen  von  Sachgütern. 

Abgesehen  von  den  bereits  complicirteren  Verhältnissen  in 
grösserer,  auf  Blutsgemeinscbaft  beruhender  oder  mit  Unfreien  ar- 
beitender geschlossener  Hauswirtbschaft  mit  alleiniger,  oder  durch- 
aus vorherrschender  Eigenproduction  für  den  Bedarf  der  Haus- 
genossen (Oeken-,  Frohnhofwirthschaft),  gewinnt  in  primitiven 
Verhältnissen,  bei  noch  fehlender  Arbeitstheilung  und  Verkehr,  der 
Einzelne  und  die  Familie  die  erforderlichen  SachgOter  durch  einfache 
occupatorische  Arbeit  und  eigene  Feldbestellung  und  verarbeitet 
die  Rohproducte  selbst  weiter.  Hier  erscheint  das  Postulat  der 
Arbeitstheorie,  wonach  der  Arbeiter  durch  diese  Arbeit  das  Privat- 
eigenthum  an  den  Producten  der  Arbeit  erlangt,  vollständig  gerecht^ 
und  eigentlich  selbstverständlich  oder  logisch  conseqaent.  Wenn 
man  sich  hier  die  ersten  Anfänge  des  Tauschverkehrs  hinzudenkt, 
so  ist  das  Postulat  auch  v  o  1  k  s  wirthschaftlich '  (soweit  dieser  Aus- 
druck hier  zulässig  ist)  richtig,  um  zur  Arbeit  anzuspornen  und 
damit  Producte  für  den  Tausch  zu  beschaffen,  Privateigenthum 
daher  hier  teleologisch  begründet. 

Aber  die  erste  Occupation  von  beweglichen  Naturstoffen 
und  von  Boden  kann  in  solchen  primitiven  Verhältnissen  nicht 
weniger  einen  gerechten  und  zweckmässigen  Grund  für  die  Rechts- 
bildung abgeben,  Privateigenthum  durch  sie  erwerben  zu  lassen. 
Im  Collisionsfalle  braucht  die  Occupation  als  Erwerbsgrund  von 
Eigenthum  auch  nicht  unbedingt  hinter  der  Arbeit  zurückzustehen, 
nemlich  so  lange  nicht,  als  die  blosse  Occupation  im  Wesentlichen 
ohne  weitere  Arbeit  zur  Erlangung  von  Sachgütern  ausreicht  und 
die  Gelegenheit  zum  Occupiren  nach  den  obwaltenden  VerhäUnissen 
für  Alle  ungefähr  gleich  ist.  liier  wird  mit  Recht  demjenigen, 
welcher  den  Willensact,  Naturdinge  seinen  Zwecken  zu  unter- 
werfen, zuerst  ausübt,  ein  Vorzug  zu  Theil  werden.  Je  mehr 
dagegen  allmälig,  besonders  in  der  Feldbestellung,  das  Arbeits- 
moment  die  Hauptsache  wird,  desto  mehr  muss  das  Postulat  der 
Arbeitstbeorie  als  das  wichtigere  und  richtigere  gegenüber  dem 
Postulat  der  Occupationstheorie  anerkannt  und  demgemäss  aus 
Gründen  der  Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter  und  der  Zweck- 
mässigkeit im  Gesammtintcresse  im  Rechte  allgemeiner  bevorzugt 
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werden.  Die  Unthunlichkeity  das  Postulat  der  Arbeitstheorie  stets 
nnd  anbedingt  in  der  Eigenthamsordnung  zar  Geltung  zu  bringen, 
ist  aber  deswegen  doch  unbestreitbar  und  dieser  Umstand  wieder 
ein  Beleg  dafttr,  dass  die  Rechtsbildung  oder  der  Gesetzgeber  eben 
nach  yerschiedenen  Rücksichten  abwägen  und  schliesslich  doch 
danach  selbstündig  entscheiden  muss,  ob,  wie  und  wieweit  Eigen- 
tham  an  bestimmte  Thatsachen,  wie  Occupation,  Arbeit,  Boden- 
beatellnngy  Ersitzung  gekutlpft  werden  soll. 

§.  116  [276].  Dies  ergiebt  sich  noch  deutlicher  in  den  ent- 
wickelteren Wirthschafts Verhältnissen  bei  durchgeführter 
Arbeits-  und  Besitztbeilung.  Die  unmittelbare  Verwirk- 
lichung des  Postulats  der  Arbeitstheorie  in  der  Eigenthumsordnung 
setzt  hier  die  gleichzeitige  Lösang  des  Problems  voraus,  die  Mit- 
wirkung der  qualitativ  verschiedenen  Arbeitsarten  und  der  Arbeit 
einer*,  des  —  der  Annahme  nach  bereits  im  Privateigenthum 
stehenden  —  Kapitals  und  Bodens  andrerseits  an  demjenigen  Pro- 
ducty  um  dessen  Eigenthum  es  sich  handelt,  zu  bestimmen.  Es 
wflrde  dies  zunächst  zur  Anerkennung  von  Eigenthumsquoten 
an  diesem  Product  für  die  bei  seiner  Gewinnung  betheiligten  Ar- 
beiter, Kapitalisten  und  Grundeigentbümer  führen  und  immer  bliebe 
noch  die  Aufgabe  zu  lösen,  im  Rechte  die  Grundsätze  festzustellen, 
nach  welchen  die  Betheiligten  sich,  zwar  nicht  über  die  Grösse 
dieser  Quoten,  wohl  aber  über  die  Realisirung  der  ihnen  in 
diesen  Eigenthumsquoten  gegebenen  Ansprüche  auseinander  zu 
setzen  hätten.  Die  Sache  wird  dadurch  noch  viel  complicirter, 
dass  auch  die  Grösse  dieser  Quoten  davon  abhängt,  wie  die  im 
Kapital  und  im  Boden,  bez.  in  der  Boden melioration  steckende 
Arbeit  selbst  wieder  festgestellt  wird,  um  mit  der  direct  geleisteten 
Arbeit  verglichen  zu  werden. 

Die  befriedigende  Lösung  des  hier  vorliegenden  Problems  ist, 
Yolkswirthschaftlich  gesprochen:  die  Herstellung  einer  befriedigenden, 
für  die  Betheiligten  gerechten,  für  die  nationale  Gesammtheit  zweck- 
mSssigen  Vertheilnng  des  volkswii  thschaftlichen  Productionsertrags 
bei  gleichzeitiger  möglichster  Steigerung  des  letzteren  und  mög- 
liehster  Verminderung  der  natürlichen  Productionskosten ,  bez.  des 
Arbeitsaufwands;  socialpolitisch  ausgedrückt:  die  Lösung  der  socialen 
Frage  nach  der  ökonomischen  Seite.  Leider  ist  mit  dieser  Einsicht 
auch  zngleich  diejenige  in  die  (Schwäche  der  Arbeitstheorie  ge- 
wonnen. Denn  die  beiden  Probleme,  dasjenige  der  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnung   nach    der   Arbeitstheorie    und    dasjenige  der 
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richtigeu  und  zweckmässigen  Vertheilang  des  Produetionsertrags, 
sind  nur  zwei  Seiten  desselben  Problems,  dort  der  recbt- 
lichen,  bier  der  ökonomiscben  (und  socialen)  Seite  des 
einen  Problems  der  Verwirklicbung  der  Arbeitstbeorie  in  Recht 
und  Volkswirthschaft.  Die  Beweisführung  mit  der  Arbeitstbeorie 
in  der  Eigentbumsordnung  bewejgt  sieb  daher  im  Kreise,  wenn  sie 
für  die  Lösung  der  rechtlichen  Seite  des  Problems,  die  Ge- 
staltung der  Eigentbumsordnung,  auf  die  Arbeitstbeorie  recnrrirt, 
welche  nur  die  volkswirtbschaftliche  Formnlirung  des  zu 
l(3senden  Problems  enthält:  nemiich  das  Volksvermögeu,  als  Resultat 
der  nationalen  Arbeit,  so  zu  vertbeileu,  dass  ein  Jeder  in  Gemäss- 
beit  seines  Arbeitsantbeils  Eigenthum  daran  erhält. 

Die  Praxis  des  Verkehrs,  die  volkwirthscbaftlicbe  Theorie  der 
freien  Goncurrenz  und  die  Eigentbumsordnung  des  positiven  Rechts 
auf  römisch -rechtlicher  Grundlage  helfen  sich  nun  einfach  über 
die  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  hinweg  durch  ihr  System 
der  „freien^'  Verträge  zwischen  den  an  der  Produetion  und 
daher  an  der  Vertbeilung  des  Productionsertrags  betheiligten  Per- 
sonen und  durch  ihr  „Naturgesetz  von  Angebot  nnd  Kachfrage'', 
welches  in  jenen  Verträgen  zur  Geltung  kommt  (I,  §.  263,  264,  307). 
Damit  wird  aber  der  Knoten  des  Problems  nicht  gelöst,  sondern 
durchhauen.  Das  private  Kapital-  und  Grundeigenthum,  sowie  das 
Erbrecht  werden  dabei  als  schon  bestehend  angenommen  nnd  dieses 
Eigenthum  mit  dem  Erbrecht  bildet  die  wesentliche  Grundlage  der 
Bedingungen,  unter  welchen  neues  Privateigenthum  vom  Einzelnen 
erworben  wird,  d.  h.  nach  welchem  auf  Grund  des  „freien"  Ver- 
trags und  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage  der  neue  Pro- 
ductionsertrag  sich  als  Eigenthum  an  die  Einzelnen  vertheilt  Die 
„Freiheit"  der  Verträge  erweist  sich  auf  dieser  Grundlage  von 
vorneherein  als  eine  Fiction.  Indem  sich  die  Höhe  des  Antheils 
eines  jeden  Betheiligten  am  neuen  Productionsertrage  nach  dem 
„Gesetz  von  Angebot  uud  Nachfrage^'  in  diesem  System  fictiv  freier 
Verträge  richtet,  ergiebt  sich  daraus  nur,  dass  die  Wirkungen  dieses 
Gesetzes  für  die  Vertbeilung  dieses  Productionsertrags  als  Eigen- 
thum unter  die  Einzelnen  von  allen  möglichen  Zufälh'gkeiten  ab- 
hängen. Dies  wird  dadurch  nicht  gerechtfertigter,  dass  man  das 
Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  welches  doch  nur  unter  Voraus- 
setzung der  Privateigenthumsordnuug  so  und  so  wirkt,  zum  Natur- 
gesetz stempelt.  —  Jene  Wirkungen  müssen  sich  daher  in  der 
Hauptsache  so  gestalten,   dass  die  Vertbeilung  des  neuen  Ertrags 
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der  VcrtheiluDg  des  schon  bestehenden  Privateigenthums  entspricht. 
Das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wird  somit  in  der  Eigentbums- 
Ordnung  und  in  der  Vertheilung  des  VolksvermOgens  weder  durch 
das  System  der  freien  Verträge,  noch  durch  das  Gesetz  von  An- 
gebot und  Nachfrage  zur  Geltung  gebracht.  Alle  jene  Fictionen 
nnd  optimistischen  Illosionen,  welche  mit  der  Aufstellung  des 
„Systems  der  freien  Concurrenz"  verbunden  sind  (I,  §.  312  flF.), 
wiederholen  sich  hier  in  der  Frage  der  Eigenthumsordnung. 

Die  grosse  wissenscliaftliche  Schwäche  der  Kationalökonomio  auf  physiokratisch- 
Smith'scher  Basis  tritt  hier  Idar  zu  Tage.    Man  begnügt  sich  damit,  die  Conse^uenzen 
fUr  die  Gestaltung  der  Production  und  Vertheilung  zu  ziehen,  indem  man  die  hierfür 
maissgebenden  Prftmissen,    die  Rechtsordnung  für  Pen>ouen   und  Guter,   einfach  als 
Thatsache  hiDoimmt  and  anuntersucht  l&sst  (äichc  Vorbemeritungen   in  §.  3,  4).    Und 
man   begeht,   wie   vollends  die  radicaleren  Stimmführer  dieser  Smith'schcn  Schule, 
welche    die   Theorien    Tom  Naturgesetz   von  Angebot  und  Nachfrage  in   die  Praxis 
übertragen  wollen,  dann  die  ungeheuerliche  pctitio  principii,  alle  Gestaltungen,  welche 
im  Syiitem  der  „freier.  Vertr!lge"  nach  diesem  „Naturgesetz''  sich  bilden,  für  gerecht 
zo  eiilären!    ([,  §.  313.)    Sic  liOnuen  dies  natürlich  nur  dann  sein,  wenn  die  Eigen- 
tliQms-   und  Personalordnung   es   ist  und  diese  lässt  man  unerOrtcrt.    Man  stellt  die 
Theorie  auf,  dass  nur  Arbeit  Wcrth  schaflb,  und  wundert  sich  dann,  dass  die  folge- 
richtigeren Denker,  die  Socialisten,  das  bestehende  Privatrecht,  die  Eigenthumsordnung, 
das  Kapital-  und  Grundeigcnthum,  das  Erbrecht,  das  Vertragsrecht  principiell  angreifen, 
weil  alles  dies  Recht  jener  These  Ton  der  allein  Wcrth  schaffenden  Arbeit  grossen- 
theils    widerspricht   und    die  These   nun   im  Rechte  zur  Geltung  kommen  soll.     Man 
bekimpft    die   weitere  Einmischung   des  Staats  in  die  Gestaltung  der  Production  und 
Yenheilung   nnd  übersieht,   dass  diese  Einmischung  im  grOssten  Umfange  durch  die 
vom    Staat   gegebene   Personalrechts-    und  Eigenthumsordnung    erfolgt.     Es   ist   eine 
grosse  Reihe  grober  logischer  Widersprüche  und  Gedankensprünge,  durch  welche  die 
Nationalökonomie  der  Schule  der  freien  Goncurrenz  und  des  Laisscz  faire  allein  ihre 
dOrftigen  theoretischen  Lehren  und  ihre  zweifelhaften  practibchen  Postulatc  ein  wenig 
mundgerecht   macht.     Und    am  Wenigsten    besteht   ein  Grund,   in    wissenschaftlicher 
Hinsicht  auf  den  wissenschaftlichen  Socialismus  herabzusehen,  der  bei  aller  Unklarheit 
einiger  seiner  R&sonnements    bei  allem  Mangel  seiner  Ökonomischen  Psychologie  und 
aller  Gewagtheit  seiner  pj  actischen  Forderungen  an  Tiefe  und  Gründlichkeit  des  Denkens 
doch  im  Ganzen  sehr  weit  über  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  steht.    Vgl.  auch 
H.  R  Osler 's  Smithianismus    und  Scli  moller 's  Grundfragen,  vor  Allem  aber  Rod- 
bcrtus'  Schriften,  namentlich  seine  älteste  „zur  Erkenntniss  unserer  staatswirthschaft- 
hchen  Zustände",  1,  Heft,  Neubrandenburg  1S42  und  die  socialen  Briefe  an  v.  Kirch- 
Bann:    an    kühner  Folgerichtigkeit   in    der  Verwendung   der  These  Fon    der    allein 
Wenh   schaffenden  Arbeit   unerreicht,   die   relativ    richtigsten  Theoreme  von   Marx 
ond  Lassalle  in  nuce  in  sich  enthaltend,  —  aber  auch  denselben  principiellcn  Fehler 
vie  ihn  Socialisten  und  liberale  Oekonomisfen  beide  begehen,  wiederholend:    die  „Ar- 
bdtstheorie"*   als   selbstverstfindliche  Voraussetzung    der  Eigenthumsordnung   und    die 
rid  zn  eng  gefasste  ,.Arbeit*'  als  allein  für  sich  Werth  schaffend  (siehe  L  §.  134,  142) 
anzusehen.    Siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  1,  Vorbemerkung,  §.  132  ff. 

Theoretische  Lösungen  des  wirthschaftlicben  Vertheilungs- 
Problems  würden  für  die  Gestaltung  der  Rechtsordnung  in  Gemäss, 
hcit  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  brauchbar  sein.  Aber  solche 
Lösungen  allgemeiner  und  piincipieller  Art  lassen  sich  nicht  geben 
nnd  daher  anch  nicht  in  eine  practiscb  anwendbare  Formel  bringen. 

Liesse  sich  z.  B.  nach  v.  Thünen*s  berühmter  Idee  und  Formel  ein  ,,natur- 
gemässer   Arbeitslohn'*    theoretisch    finden,    so    könnte  man  mit  einem  solchen 
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Ökonomischen  SchlQssel  freilich  die  Arbeitstheorie  in  der  EigeBÜmmsordoiing  vb- 
mittelbar  zur  Anwendung  bringen.  AUein  wie  man  aach  unter  Annahme  der  auf- 
gestellten Bedingungen  über  die  Bichtigkeit  dieses  Veisnchs  r.  Thunen's  utheilen 
mag:  der  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  einen  natargemissen  Arbeitslohn  za  finden, 
oder  mit  andern  Worten  die  Prämissen,  ron  denen  r.  Thanen  aasgeht,  sind  unhalt- 
bar. Das  ganze  Bäsonnement  beruht  auf  der  prindpieU  falschen  Annahme,  daas  et 
eine  schlechtweg  naturgemässe  Vertheilnng  des  Productionsertrags  gebe.  Diese 
Verthcilung  war  immer  und  muss  immer  zugleich  sein  ein  Product  der  für  das 
Eiirenthum  geltenden  Bechtsordnung  und  wechselt  daher  mit  dieser.  Diese  Bechts- 
ordnang  ist  aber  eben  selbst  keine  schlechtweg  natnrgemisse,  welche  ans  dem 
Wesen  des  Menschen .  dem  Begriff  der  Persönlichkeit  oder  aus  dem  Wesen  mensch- 
licher Arbeit  ohne  Weiteres  folgt,  sondern  ein  Product  freier  Bechtsbildung ,  welche 
EigeothUmlichkeiten  der  menschlichen  Natur  'vWirthschaftliches  Selbstinteresse  u.  s.  w.) 
und  Postulate  des  menschlichen  Gerechtigkeitsgefdhls  freilich  beachten  muss  und  soll 
Der  Versuch,  eine  „naturgemässe'*  Vertheilnng  des  Productionsertrags  der  Eigen- 
thumsordnang  behufs  Durchführung  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  zu  Grunde  zu 
legen,  enthält  daher  wieder  einen  Cirkelschluss. 

Siehe  v.  Thüncn.  Isolirter  Staat  II,  1,  Bostock  1850,  2.  Auflage,  Berlin  1876. 
Darüber  besonders  H elf  eric h .  Tübinger  Zeitschrift  1852,  MII,  aber  das  Thttnen'sche 
Gesetz  ron  der  Vrrtheilung  des  Productionsrertrags  zwischen  Arbeitom  und  Kapitalisten. 
Knapp,  zur  Prüfung  der  Thüncn'schen  Untersuchungen  u.  s.  w..  Braunschweig  1 865, 
Brentano,  über  Thünen's  naturgemässen  Lohn  u.  s.w.,  GOttingen  1867.  Gegen 
diese  Schumacher-Zarchlin,  Thünen's  Gesetz  vom  Arbeitslohn,  Bostock  1869. 
Aus  neuester  Zeit  besonders  scharf  die  Mängel  der  Theorie  dargelegt  ?on  J.  Lehr, 
Grundbegriffe  und  Grundlafreu  der  Volkswirthschaft,  Leipzig  1898,  S.  325  ff.,  mit 
theilweiser  Ablehnung  der  Einwendungen  ron  Koapp,  Brentano,  t.  Falck  (1875)  gegen 
V.  Thunen.  Siehe  uberhaupr  bei  Lehr  die  Kapitel  4  und  5  Hber  den  natdilichen 
Preis  und  den  Arbeitslohn  und  naturgemässen  Lohn,  S.  266 — 329.  Neueste  kritische 
Berision  der  Thüncn 'sehen  Lehre  ebenfalls  mit  dem  Ergebniss  der  Ablehnung  in  dem 
Aufaatz  ronv.  Komorzynski,  Osterr.  Ztschr.  für  Volkswirthschaft.  1894,  III,  Heft  1, 
daselbst  S.  2S  Litteratur  der  Lehre.  Aehnlich  wie  ich  urtheilend  Schaffte,  System, 
3.  Auflage,  II,  390,  435  ff.,  über  die  Thünen*sche  Lohnformel  439,  auch  I,  273. 

Wäre  aber  der  Satz  uubedingt  nnd  streng  wörtlich  haltbar, 
dass  die  wirthschaftlicben  Güter  nur  Arbeitsproduet  seien,  nnd  dem- 
nach die  Schlüsse  richtig,  welche  Rodbertus  und  die  Socialisten 
aus  diesem  Satze  mit  Hilfe  einer  viel  zu  engen  Auslegung  des 
Begriffs  „Arbeit^'  (I,  S.  323,  341)  ziehen,  so  wäre  nur  derjenige 
Lohn  als  „naturgemäss'^  anzuerkennen,  der  den  „Arbeitern^'  den 
vollen  Productionsertrag  gäbe.  Eine  Vertheilnng  des  letzteren 
zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten  und  Grundeigenthflmem  wäre 
principiell  zu  verwerfen,  wie  es  folgerichtig,  wenngleich  nur  ver- 
mittelst einer  falschen  Prämisse,  die  Socialisten  thun.  Aber  für 
die  Bestimmung  des  Einzelantheils  der  arbeitstheilig  in  der  Pro- 
duction  mitwirkenden  und  verschiedenartige  Arbeit  leistenden  Arbeiter 
an  den  von  ihnen  hergestellten  Producten  oder  für  die  Auseinander- 
setzung dieser  Arbeiter  über  ihre  Antheile  an  diesen  Prodncten 
wäre  auch  in  diesem  Falle  nichts  gewonnen.  Die  „Arbeitstheorie" 
könnte  höchstens  ein  Gesammteigenthum  der  Arbeitsgemeinschaft, 
nicht  ein  Sondereigcnthnm  der  einzelnen  Glieder  dieser  Gemein- 
schaft begründen.     Das  ganze  Problem,   wie  (z.  B.  in  einer  socia- 
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listischen  Organisation  der  Prodnction)  nun  die  Einzelnen  ihren 
Antheil  am  Gesammtproduct  zur  Verwirklichung  der  Bedürfniss- 
befriedigung bestimmt  erhalten  sollen  (I,  §.  264),  bliebe  eben  noch 
ungelöst,  von  der  Frage  noch  ganz  abgesehen,  wie  denn  die 
kleineren  Arbeitsgemeinschaften  die  Ueberlassung  von  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  seitens  der  grossen  Gemeinschaft  zu  vergüten  hätten. 
§.  117  [276].  —  D.  Das  Ergebniss  der  Erörterung  über  die 
Arbeitstbeorie  lautet  demnach:  dieselbe  kann  ebensowenig  als  eine 
der  anderen  drei  untersuchten  Theorieen  als  eine  wirkliche  Eigen- 
thumstheorie y  welche  das  Privateigenthnm  ,, begründete'',  gelten. 
Selbst  das  in  ihr  liegende,  einen  richtigen  Kern  enthaltende  Postulat 
fflr  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  ist  nicht  unmittelbar  an- 
wendbar. Es  bildet  vielmehr  nur  ein  Moment,  welches  die  Rcchts- 
bildung  oder  der  Gesetzgeber  in  der  Eigenthumsordnung  berück- 
sichtigen,  und  soweit  es  berechtigt  ist,  allerdings  immer  mehr  zur 
Geltung  zu  bringen  suchen  muss.  Aber  wie  und  wieweit,  das  lässt 
sich  nach  der  Arbeitstheorie  nicht  ohne  Weiteres  wie  nach  einer 
Formel  bestimmen.  Mit  dieser  Theorie  kann  daher  nur  die  all- 
gemeine Forderung  einer  Reform  der  bestehenden  Eigenthums- 
ordnnng,  besonders  in  Bezug  auf  die  Productionsmittel,  be- 
gründet werden  und  zwar  einer  Reform  in  der  Richtung,  die  Eigen- 
tbumsvertheilung  mehr  in  Einklang  mit  den  Gesichtspuncten  der 
Arbeitstbeorie  zu  bringen.  Das  ist  eine  richtige  und  besonders 
wichtige,  freilich  schwierige,  weil  mit  dem  ganzen  Vertheiiungs- 
problem  (II,  §.  262  ff.,  291  ff.)  eng  zusammenhängende  Aufgabe, 
die  aber  mit  in  die  Politische  Oekonomie  fällt. 

4.  Abschnitt. 
Die  Legaltheoric  und  das  geistige  Eigentlinni. 

§.  118  [S.  562 — 563].  Vorbomerkongen  und  Littcratur.  Das  sogen. 
geistige  Eigenthum  liefert  eine  bcmcrkcnswortbc  Bestätigung  filr  die  Legaltheorie 
and  wird  daher  an  dieser  Stelle  mit  erörtert.  Doch  gehOrt  hierher,  ebenso  wie  in 
Betreff  des  Sachcigcnthuins ,  nur  die  Frage  seiner  rechtsphilosophisch  -  Ökonomischen 
nd  pobitir-rcchtlichen  Gonstituirung  und  seines  rechtlichen  Characters. 
Cm  die  specielle  Darstellung  des  bestehenden  Kcchts  wie  der  einzelnen  Fragen  de 
lege  fercuda  in  netrefi'  des  litterarischen  Urheber-,  des  Patentrechts  u.  s.  w.  handelt 
es  bich  hier  nicht  Das  gehört,  soweit  überhaupt  in  dieses  Werk,  in  die  practischc 
National  -  Ookonomie. 

Die  Litteratur  tlber  das  gcibtige  Eigenthum  ist  sehr  reich.  Vgl.  darüber  be- 
sonders Klostermann,  das  geistige  Eigenthum  an  Schriften,  Kunstwerken  und  Er- 
findoDgcn,  1867,  I.  S.  103  ff.,  und  Dambach,  Artikel  Nachdruck  und  Nachbildung  in 
r.  Holtzentforff'ä  Handbuch  des  Deutschen  Strafrochts,  Berlin  1S74,  III,  1022  lt. 
H.  Köslor,  sociales  Verwaltungsrecht,  I,  §.227,  2:^,3,  239,  fttr  üesetzgebung  und 
litterator,     Klostcrmann,   Aufsatz   Schutzgewerbliche  Urheberrechte  in   den   zwei 
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ersten  Auflagen  Ton  SchAnbergs  Handbacb.  Band  II.  Kobler,  derselbe  Anfkatz  in  der 
';.  Aoflage.  Bei  beiden  weitere  Litteratnr.  Aocb  sonst  im  Allgemeinen  aus  der 
ncu^^ten  Litteratnr  die  Arbeiten  Koblcr's  (siebe  unten).  Artikel  Patentrecht  tob 
Kobolbki  im  HandwOrterbucb  der  StaatswissenscbaAen .  Band  V.  —  f.  Scheel,  im 
Anikel  Eigentbum  im  HandwOrterbnch  der  Staats  Wissenschaften,  V,  S.  15.  Manches 
pasdim  besonders  in  den  Einleiinngeii  der  im  Folgenden  genannten  rechtlichen  Litteratnr. 

Ans  der  dent»cben  priratrecbtlichcn  Litteratnr  siehe  Beseler.  Priratrechu 
§.  <S:  Jelly.  Iü?hre  rom  Xachdmck,  Heidelberg  1^55;  0,  Wftchter,  Verlagsrecht, 
Stuttgart  1^57.  Heydemann  und  Dambacb,  die  prenssische  NachdracJ^esetz- 
gebang.  erläutert  durch  die  Praxis  de»  litterarischen  Sachverst&ndigenvereins,  Berlin 
1S03.  St  ebbe.  Handbuch  des  Deutscheu  Pn^atrcchts,  3.  Buch  Urheber-  und 
Ford-.'rung>recht,  Berlin  1S7S.  Klostermann,  die  genannten  Schriften,  Kohler. 
Deutsches  Patentrecht,  2.  B. .  Mannheim  IS'S,  derselbe,  Forschungen  ans  dem 
Patentrecht,  ebenda  IS'^S.  derselbe,  aus  dem  Patent-  und  Indu^trierecht,  Berlin 
ISl^L  V.  Bojauowski.  tiber  die  Entwicklung  des  deutschen  Patentwesens  n.  s.  w., 
Leipzig  ISOO.  —  Anilel  Patent-.  Mn»ter-,  Markenschutz  von  Landgraf  in 
Y.  SteiigeKs  Wönerbuch.  —  Kübohki.  Theorie  und  Praxis  des  deutschen  Patent- 
rechts, B'.Tlin  lS9ü.  —  r.  Scheel,  a.  a.  0.  Vielfach  auch  die  Commentarc  zn  den 
Gesetzen  über  Autorrecht.  Patentrecht  u.  s.  w.,  siehe  unten. 

Dio  recht>philusophische  Seite  der  Frage  ist  von  den  neueren  Natur- 
rechu-lehn.Tii  häuH^  behandelt,  meist  auch  von  den  positiven  Juristen  mit  in  die 
Erörterun«:  über  die  Begründung  jener  Rechte  einbezogen  worden.  Vgl.  u.  A.  Ahrens, 
Naturrecht.  11,  |i.  75:  Warnkönig.  Artikel  Eigentbum  im  Staatslezicon  3.  Auflage 
IV,  753  (auch  Litteraturübersicht'.  Las^on.  Bechtsphilosophie  S.  626  ff. 

Die  neuere  freihäudlerische  Nationalökonomie  hat  sich  im  Ganzen 
gegen  das  geistige  Eitrenthum.  besonders  gegen  das  Patent-  und  Mnster schütz- 
recht,  mehr  skeptisch  und  ablehnend  verhalten,  tbeils  weil  sie  mit  den  Romanisten 
an  der  köiperlicheii  Sachlichkeit  des  Eigenthums  fe&thielt,  theils  weil  sie  in  dem 
unentbehrlichen  Erforilerniss  einer  speciellen  Staatsgesetzgebnng  zum  Schutze  (oder 
richtiger:  zur  Begründung)  der  hierher  zu  ziehenden  Kechte,  besonders  des  Pfttent- 
recbts.  eine  ihren  ^o]k^wirth^chaftlichen  Grundan.<^chauungcn  widersprechende  Staats- 
au f^abe  ^ah.  Vgl.  z.  B.  den  Artikel  von  Rentzsch,  geistiges  Eigenthum  in  dessen 
Handwörterbuch  S.  333  ff.  und  im  Allgemeinen  die  volkswirthschafUiche  Litteratur 
dieser  K'chtiing  über  Patentwesen.  —  Alltremcine  Erörterungen  vom  volkswiith- 
schaftlichen  Stnndpunote:  R.  v.  Mohl.  Poli/eiwissenschaft  3.  Auflage  II,  §.  163  bis 
105  (behandelt  das  Verbot  des  Nachdrucks,  die  Erfindungspatente  und  den  —  immer 
anders  anzusehenden  —  Schutz  von  Fabrik-  und  Waarenzeichen  in  dem  Abschnitt 
von  der  rechtlichen  iVdnnn!;  des  Gewerbebetriebs  als  ..auänahmsweise  zu  gestattende 
M<.ni'i>o!e"\  Kau,  Vi.!h>i\-iithschaftspolitik  IL  $}.  2(i3a  und  204,  nur  über  „Erfindungs- 
vorrechte**.  Bei  Mohl  und  Ran  auch  ältere  weitere  Litteratur.  Röscher,  System  III, 
§.  165  rt'  M.  Wirth,  Nationalökonomie  I,  4.  Auflage,  3S2  ff.,  II,  7<».  Wichüger 
Schäffle,  Sy^tem,  3.  Auilaire,  IL  70  ff.:  derselbe,  Theorie  der  ausschliessenden 
Absatzrerhültnisse  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1S67,  XXIII,  und  selbständig.  VgL  auch 
derselbe,  die  wirthschaftiiohe  Natur  der  Guter  der  Darstellung  und  Mittheilung, 
Tübinger  Zeitschrift  1^73.  XXIX.  IL  Rö>ler.  a.a.O.  Die  schon  genannten  Auf- 
putze im  Schönberg'schen  Handbuch.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

Die  neuesten  deutschen  (lesetze:  (lesetz  betreffend  das  Crheberrecht  an  Schrift- 
werken. Abbildungen ,  muMkalischen  Composiriouen  und  dramatischen  Werken  vom 
11.  Juni  1S70,  mit  zahlreiehen  Coinmentaren  von  Dambach.  Ende  mann,  Kloster- 
mann. Wächter  u.  A.;  über  den  betreffenden  Gesetzentwurf  des  Norddeutschen 
Bundes  vgl.  Mandry,  Tübinger  Zeitschrift  XXV,  417  ff.;  Gesetz  betreffend  das 
Urhi'berrecht  an  Mu^teni  und  Modellen  vom  IL  Januar  1S7(),  Commentare  von 
Dambach,  Endemann,  besonders  Kohl  er;  Patentgesetz  vom  25.  Mai  1S77,  ab- 
geändert durch  Ge>etz  rom  7.  April  IS^U.  mit  zahlreichen  Commcntaren  besonders 
v.  Dambach.  Landgraf,  Klostermann,  Gareis,  Grothe,  Rosenthal. 
Lieber.  Seligsohn  u.  A.  m. 

Die  practische  und  theoretische  Streitfrage  dreht  sich  bei  uns  jetzt  vomemlich 
um  das  Patentrecht,  wo  nicht  bloss  die  Gestaltung,  sondern  auch  dasPrincip 
selbst,  die  Gewährung,  noch  controver:»  ist.  namentlich  zur  Zeit  der  Berathung 
des  Reich>ü:esetzes  von  lb77  es   noch   war.     Vgl.    hier   Über   die   principiclle    Frage 
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des  Patentwesens  den  amtlichen  Bericht  über  den  Wiener  Internationalen  P.-itont- 
c^ogress,  onter  dem  Titel  der  Erfinderschutz  nnd  die  Keform  der  Paten t|B:csetzo, 
Dr^en  1S73.  Dann  Klostermann,  Paten t^resctzj^ebung  aller  Länder,  2.  Auflage, 
Berlin  1S76.  Gareis,  Paten tgesetzgebnng  aller  Länder.  Berlin  lbT9  fil,  5.  B.  Bei 
Gelegenlieit  der  Patentgesetzgcbung  des  Deutdchen  Reiclis  sind  die  Streitfragen  viol- 
hch  ron  Nenem  discutirt,  auch  nach  der  principicllen  Seite,  doch  war  die  Strömunic 
schon  ganz  flberwiegend  für  Patente.  Vgl.  die  ReichstagsTerhandlnngen.  Seitdem 
bat  sieb  die  Ansicht  von  der  Berechtigung  des  Princips  auch  bei  uns  noch  allge- 
meiner rerbreitet.  Die  juristische  Auffassung,  welche  in  dem  geistiiren  Eigenthum 
oder  dem  Urheberrecht  i.  w.  S.  aber  etwas  dem  bürgerlichen  Recht  eigentlich 
Fremdes  sieht«  ist  auch  bei  den  Verfassern  des  1.  Entwurfs  des  deutschen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs,  nach  deren  romanistischer  Tendenz  begreiflich,  vertreten  und 
hat  dazu  geführt,  die^e  Materie  aus  dem  Entwurf  ganz  auszuscliciden.  Das  tadelt  u.  A. 
0.  Gierke  in  seiner  Kiitik  des  Entwurfs.  Controvers  ist  auch  die  Terminologie, 
namentlich  die  Frage,  ob  der  Ausdruck  ..geistiges  Eigcnthum''  Uhcrhaujtt  zullissig  sei, 
was  die  neuere  Jurisprudenz  überwiegend  verneint,  m.  £.  mit  unrecht.  Doch  hängt 
eben  die  Entscheidung  auch  dieser  Frage  mit  der  Frage  des  Princips  und  mit  der 
Definition  des  Eigenthumsbegiifis  zusammen,  worauf  unten  mit  eingegangen  wird. 

I.  —  §.  119  [277].  Das  Ergebniss  der  Kritik  der  vier 
geprüften  Eigenthnmstheorieen  ist,  dass  sich  durch  keine 
derselben  die PrirateigenthumsinstitutioD  als  solche  „begrün den'' 
nnd  die  positive  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  aus  keiner 
ohne  Weiteres  ableiten  lässt. 

1.  Die  natürliche  Eigenthumstheorie  kann  nur  an  einem 
Theile  des  zum  nothvrendigen  Bedarf  dienenden  Gebrauchsver- 
mögens  allenfalls  ein  Privateigeuthnm  im  Princip  begründen.  Das 
Eigenthnm  an  allem  darüber  hinausgehenden  Gebrauchsvermi^gen 
iSsst  sich  durch  diese  Theorie  so  wenig  als  das  Privateigenthum 
an  Prodoctionsmitteln,  an  Kapital  nnd  Boden ,  begründen.  Ueber 
den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigentbums,  der  eigentlich  practiscbe 
and  strittige  Punct,  ist  aus  dieser  Theorie  vollends  nichts  Wesent- 
liches abzuleiten  (§.  104—106). 

2.  Auch  die  natürlich-ökonomische  Theorie  vermag  eine 
principielle  Begründung  der  Privateigenthumsiustitution    nicht    zu 
liefern,  insbesondere  anch  nicht  des  Kapita leigenthums.    Sie  dient 
dagegen  zur  Erklärung  und  relativen  geschichtlichen  Rechtfertigung 
der  Institution   überhaupt   und    des  Kapital-   und  namentlich   des 
Grandeigenthums    speciell.     Diese    beiden    am    meisten    stiittigcn 
Privateigenthumskategorieen    erscheinen    danach    zwar    nicht    als 
natürliche   ökonomische,  wohl  aber  als  tief  berechtigte  hi>torische 
Kategorieen  des  Wirthschaftslebens.    Auch  für  die  passende  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnung  hinsichtlich  des  Umfangs  der  Sach- 
gQter,   auf  welche  sich   das   Eigenthumsreeht  beziehen,   und   des 
Inhalts,   d.  h.   der  einzelnen  Rechte,   welche  im  Eigenthumsrechte 
enthalten  sein  sollen,  giebt  die  gerannte  Theorie  wichtige  Finger- 
zeige an  (§.  107-111). 
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3.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  sind  Über- 
haupt, richtig  aufgefasst,  vou  vornherein  keine  Theorieen  zur  Be- 
gründung des  Privateigeuthums,  sondern  Theorieen,  welche  ein 
Postulat  für  die  Eigenthumsordnung  aufstellen.  Diese  Postulate 
haben  hierfUr  ihren  Wertb.  Namentlich  dasjenige  der  Arbeitstheorie 
darf  und  soll  seinem  Kerne  nach  in  der  Eigenthumsordnung  xor 
Geltung  gelangen.  Doch  kann  dies  nicht  unmittelbar,  noch  unbe- 
dingt geschehen,  sondern  nur  in  der  Weise,  dass  die  Postulate 
beider  Theorieen  dem  Gesetzgeber  als  Momente  dienen,  welche  er 
in  selbständiger  Weise  bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung 
ebenso  wie  die  aus  der  menschlichen  Natur  folgendeu  wirthschaft- 
liehen  Tendenzen  berücksichtigt  (§.  112—117). 

IL  — §.  120  [278].  Die  Legaltheorie  (§.  102,  C).  A.Werth 
derselben.  Das  l'rthcil  dartiber  crgiebt  sich  aus  dem  Voraus- 
gehenden von  selbst.  Das  Privateigenthum,  insbesondere  das  private 
Grund-  und  Kapitaleigentbum  ist  (wenigstens  in  allem  Wesent- 
lichen) nur  auf  die  von  der  rechtsbildenden  Kraft  im  Gemeinschafts- 
leben ausgehende  Kechtsbildung ,  auf  Gewohnheitsrecht,  auf  die 
staatliche  Anerkennung  zu  begründen  (§.  101).  Der  Gesetzgeber 
n)U8s  sich  aber  unvermeidlich  bei  der  Schaffung  und  Abschaffung 
dos  Privateigentbums  und  seiner  einzelnen  Kategnrieen  und  bei 
dor  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  leiten  lassen  durch  die 
Itticksiohteu  auf  die  wirthsehaftliche  Natur  des  Menschen,  also 
nainontlioh  auf  das  ^'^elbstinteresse  des  Individuums,  als  das  das 
wirthschatUioho  Haudeln  so  stark  beeinflussende  Leitmotiv,  und 
iliuvli  die  Postulaio  der  Occupations-  und  vor  Allem  der  Arbeits- 
llu'orio. 

iiosieht^puneto  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  sind  so 
von  ilim  /.u  oombiniren.  aber  dem  selbständigen  Abwägen  und  billigen 
Krniesseu  dos  Goset/gobers  bleibt  doch  noch  ein  weiter  Spielraum, 
nuniontlieh  bei  der  Bestimmung  desUmfangs,  in  welchem  Gebrauclis- 
voruutgon  dem  Privaten  eigenthtimlich  zustehen  und  Productious- 
mittel ,  besonders  Grund  und  Boden  in  das  Eigenthum  der  Privat- 
wirlhsohaften  tibergehen  dilrten  sollen,  ferner  bei  der  Bestimmung 
dos  Inhalts  des  Kigenthuuisreolits  bei  jeder  der  grossen  ökono- 
mischen Eigenthuuiskategorieen,  besonders  bei  Kapital-  und  Grund- 
eigeuthum.  Insofern  ist  die  Rechtsbildung  im  Gebiete  des  Eigen- 
thums  doch  frei. 

E-  fol^'t  di'.>  iiameiitlich  oiriDial  daraus,  dass  die  Zweckmässigkeitsgoäohtspancte, 
wcIlI..-  Jir  das  l'rivatcigeiiilium  und  M-ino  tie^taltung:  iu  voIUwinhächaftlicher  Hinsicht 
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der  wiithscbafUichen  Katar  des  Menschen  abzuleiten  sind«  geschichtlich  oder 
idtlich  nnd  Ortlich  wandelbar  sind,  worüber  eben  deshalb  Beobachtungen  der  Function 
des  Etgenthoms  und  seiner  Arten  im  practischen  Wirthschaftsleben  angestellt  werden 
mOssen;  Hodann  daraos,  dass  das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wegen  seiner  Identität 
mit  dem  Yertheilungsproblem  bei  jeder  etwas  rerwickcltcren  Gestaltung  der  Productions- 
TerhiltDisse  dch  gar  nicht  anmittelbar,  sondern  nur  nach  einem  gewissen  billigen 
Emeasen  des  Gesetzgebers  in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung  bringen  lässt 

§.121  [279].  —  B  Der  hauptsächliche  Einwand  gegen  die 
Legaltheorie  wird  bei  dieser  Anffassang  der  letzteren  hinfällig. 
Wenn  nur  das  —  wandelbare  —  Recht,  wenn  die  Gesetzgebung, 
der  Staat,  das  Eigenthum  ,,scha£fe",  so  folge  daraus,  so  wird  ab- 
geldtety  dass  der  Staat  es  auf  dieselbe  Weise  jederzeit  abscha£fen 
oder  beliebig  beschränken  könne.  Diese  unvermeidliche  Con- 
closion  sei  unhaltbar,  mindestens  höchst  bedenklich  und  zeige  so 
die  Unhaltbarkeit  der  Prämisse,  d.  h.  der  hier  so  genannten  Legal- 
theorie. 

So  argumentiren  die  Nationalökonomen  gewöhnlich  gegen  diese  Theorie.  Vgl. 
z.  B.  Boscher,  I,  §.  77  Anm. 

Die  Conclusion  ist  allerdings  richtig  ans  dieser  Theorie  abge- 
leitet. Aber  sie  ist  nicht  unhaltbar  und  auch  nicht  bedenklich 
und  deshalb  ist  der  Schluss  gegen  die  Legaltheorie  wieder  nicht 
begründet. 

1.  Wenn  man  von  dem  oben  gemachten  Zugeständniss  (§.  105) 
hiDsichtlich  eines  beschränkten  Theils  des  Gebrauchsvermögens  ab- 
sieht, woran  sich  ein  Privateigenthum  allenfalls  auf  die  mensch- 
liche Natur  begründen  lässt,  so  ist  es  in  der  Tbat  richtig,  dass  die 
Gesetzgebung  oder  kurz  gesagt  der  Staat  das  Privateigenthum 
oder  z.  B.  das  private  Kapital-  und  Grundeigenthnm  d.  h.  hier  wie 
b  unseren  früheren  Erörterungen  das  Privaten  zustehende  Eigen- 
thum (an  den  Sachen  in  commercio)  ganz  oder  theilweise  abscha£fen 
und  beschränken  kann,  d.  h.  er  hat  dazu  die  souveräne.  Recht 
bildende  Macht.  Aber  daraus  folgt  auf  dem  Gebiete  des  Eigen- 
thums  ebenso  wie  auf  anderen  Sechtsgebieten  keine  Willkür  der 
Gesetzgebung  oder  des  Staats.  Sondern  stets  sind  es  sittliche 
Ideen,  Anschauungen  des  Volks,  das  RechtsgefUhl  desselben,  Ge- 
nchtspuncte  der  Gerechtigkeit,  sind  es  richtig  erwogene  Zweck- 
miflsigkeitsrücksichten ,  welche  den  Staat  in  aller  Gesetzgebung 
und  so  auch  in  derjenigen  über  Eigenthum  leiten  sollen  und  leiten 
müssen.  Jede  Abscha£fung  von  Privateigenthum  der  Privatwirth- 
schaffcen  an  Productionsmitteln ,  jede  Aenderung  des  bestehenden 
Eigenthumsrechts  setzt  also  die  vorausgehende  Prüfung  der  Zweck- 
mässigkeit   und   Gerechtigkeit  des   besteheoden   Eigenthums   und 
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der  mutbmaasslichen  WirkuDgcn  einer  Beseitigung  der  betreffenden 
Eigenthumsarten  oder  einer  Veränderung  des  EigenthnmsrechU 
Yorans. 

Demgemäss  gilt  es  hier  Garantieen  für  eine  unbefangene 
Prüfung  dieser  Art  zu  schaffen.  Dieselben  liegen  in  der  sittlichen 
und  intellectuellen,  speciell  in  der  wirtbschaftliehen  Bildung  des 
Volksy  in  der  sittlichen  Zucht  und  Selbstbeherrschung  aller  ökono- 
niiscbeo  Classen  und  in  einer  richtig  organisirten,  tUcbtig  fungiren- 
den  Volksvertretung  neben  einer  guten  Regierung.  Die  Eigenthums- 
frage  als  Frage  des  Privatrechts  berührt  sich  hier  mit  wichtigen 
Fragen  des  öffentlichen  Rechts,  mit  den  Verfassungsfragen  (I,  §.  351) 
und  den  Fragen  der  Organisation  der  gesetzgebenden  und  toH* 
ziehenden  Gewalt.  Die  Nationalökonomie  hat  daher  wieder  die 
Fühlung  mit  dem  Staatsrecht  und  der  Verwaltungslehre  zu  behalten. 

2.  Der  etwaige  weitere  Einwand  gegen  die  Legaltheorie,  dass 
diese  Garantie  gegen  einen  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt 
nicht  ausreiche,  überschiesst  das  Ziel.  Eine  andere  Garantie  allen 
Rechts  und  mithin  auch  des  Eigenthnmsrechts  als  in  der  sittlichen 
Zucht  und  in  der  Bildung  des  Volks  und  in  der  möglichst  zweck- 
mässigen Organisation  der  gesetzgebenden  Gewalt  giebt  es  nicht 
Möglich  bleibt  ein  Missbrauch  dieser  Gewalt  freilich  immer,  aber 
daran  ändert  auch  die  ,, Begründung''  des  Eigenthums  auf  irgend 
eine  andere  Art,  als  durch  die  Legaltheorie,  nichts.  Denn  dayor 
schützt  selbstverständlich  überhaupt  keine  Eigenthumstheorie.  Sicher- 
lich lässt  sich  mit  besseren  Gründen  die  persönliche  Freiheit  ans 
dem  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  ableiten,  als  das  Privat- 
eigenthum ;  aber  Unfreiheit  hat  deshalb  doch  selbst  bei  den  höchst 
begabten  Racen  Jahrtausende  hindurch  bestanden. 

Aengstlicben  Gemüthern  und  unklaren  Köpfen  gegenüber  ist 
übrigens  auch  noch  zu  bemerken,  dass  der  Ausdruck  „Abschaffung^' 
des  Privateigenthums  nur  Hinüberfuhrung  der  in  diesem  Eigenthum 
stehenden  Objectc  in  gesellschaftliches  oder  Ge meineigen thnm  be- 
deutet, lieber  die  Bedingungen  hierbei,  die  Entschädigung  der 
bisherigen  Privateigentbümer  sagt  die  Formel  ,, Abschaffung*'  des 
Privateigenthums  überhaupt  nichts  ans,  widerstreitet  sie  aber  auch 
nicht  fUr  den  Privateigentbümer  günstigen  Bedingungen.  Ein  Bei- 
spiel, wie  die  „Verstaatlichung"  der  Privateisenbahnen  und  die 
Vorgänge  dabei  und  selbst  Fälle  der  Zwangsenteignung  in  der 
üblichen  Weise  zeigen,  wie  sich  dergleichen  abwickelt 

Die  weittragende  Conscquenz  der  Legaltheorie  gerade  fttr  alle 
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Fragen  einer  tiefer  greifenden  ^  nickt  bloss  an  den  Symptomen 
curirenden  wirthschaftlichen  und  socialen  Reform  soll 
darum  gleichwohl  nicht  geläugnet  werden.  Wir  leben  in  einem 
Zeitalter,  welches  alles  Bestehende  kritisch  zersetzt,  aber  vor  dem 
„Privateigenthum^^  wie  vor  einem  Noli  me  tangere  stille  steht  nnd 
zweckmässige  und  gerechte  Reformen  des  Eigenthnms  und  damit 
erst  der  Volkswirthschaft  und  der  Gesellschaft  mit  dem  Hinweis 
auf  die  „Unantastbarkeit'',  die  ,,Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit'' 
des  willkttbrlich  auf  die  menscbliche  Natur  oder  höchst  wider- 
spruchsvoll auf  die  „Arbeit"  zurückgeführten  Privateigenthnms  ab- 
lehnt. Gegenüber  der  unhaltbaren  Eigenthumslehre  eines  solchen 
Zeitalters  hat  auch  die  Hen^orhebung  der  Legaltheorie  ihre  besondre 
Tragweite,  wie  sich  dies  im  weiteren  Verlauf  noch  mehr  ergeben 
wird.  Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  „die  Heiligkeit 
und  Unverletzlichkeit  des  privaten  Eigenthums"  nur  unter  eiüer 
Voraussetzung  eine  richtige  Forderung  ist,  —  wenn  die  Eigen - 
thumsordnung  und  die  Erwerbsarten  des  Privateigeuthums 
„heilig"  sind:  darin  liegt  die  unverkennbare  Schwäche  unserer 
heutigen  Eigenthumsordnung.  Nicht  irgend  eine  Kritik  des  Privat- 
eigeuthums, sondern  die  verhängnissvolle  Tbatsaehe,  dass  das  be- 
stehende Privateigeuthum  so  wenig  dem  doch  einmal  als  Ideal  vor- 
schwebenden „Verdiensteigenthum"  entspricht,  ist  der  ganzen 
Institution  gefährlich. 

VgL  auch  Schmoller,  Kleingewerbe,  S.  686  if.  Es  hat  daher  seine  guten 
Grttnde,  dass  in  nnsereiu  Zeitalter  des  BOrseuspiels  und  GrUndcrthums,  der  oft  ge- 
«idsenlosesten  Praktiken  in  Handel  und  Wandel,  zum  Theil  einer  Folge  des  Con- 
correnzsystems  (I,  §.  820),  der  socialistisch  -  communistische  Schlachtruf  gegen  das 
Qgenthom  am  Lautesten  erschaUt  und  bei  den  besitzlosen  und  Arbciterclahsen  den 
bereitwiUigsten  Widerhall  findet.  Zu  den  vier  Bedingungen,  bei  deren  Zusammen- 
treflea  oach  Koscher,  I,  §.  78  die  Idee  der  Gütergemeinschaft  am  Meisten  An- 
klang findet,  mUsste  jedenfalls  diese  üuheiligkeit  der  Erwerbsart  des  Eigenthums, 
bebonders  des  grossen  Eigenthums,  als  eine  wichtige  fünfte  hinzugefügt  werden.  Sie 
ist  in  den  beiden  ersten,  schroffes  Gegenüberstehen  von  Reich  und  Arm  und  hoher 
Grad  der  Arbeitstheilnng.  schon  nach  dieser  Formulirang  nicht  mit  enthalten  und 
nach  Bosch  er 's  Ansfuhrung  auch  nicht,  obwohl  sie  natürlich  mit  diesen  beiden 
Bedingnngen  nahe  zusammenhängt. 

Ueber  die  Polemik  gegen  meine  Festhaltung  der  Legaltheorie  durch  G.  Cohn 
siehe  oben  S.  216.  Auch  Die  hl  a.  a.  0.,  S.  41,  urtheilt  ähnlich,  meint  auch  die 
Legaltheorie  gebe  keine  tiefere  Begründung,  sage  nicht  (?),  warum  das  Eigenthum 
eonstitnirt  werde,  umgehe  die  Schwierigkeit,  löse  sie  aber  nicht.  Ich  halte  diese 
Einwendanf^en  doch  für  nicht  stichhaltig  und  theilweise  auf  einem  Missverständniss 
meiner  AofEassung  der  Bedeutung  der  Legaltheorie  beruhend.  Im  Ergebniss  stimmt 
IMehl  auch  eigenUich  mit  mir  überein,  wenn  er  meint,  eine  allgemeine  Begründung 
alles  Eigenthums  mit  Einem  Princip  sei  verfehlt,  man  müsse  jede  einzelne  Eigenthums- 
kategorie  prüfen,  —  was  gerade  ich  nebenbei  zuerst  consetiaeut  gothan  habe.  Diehl 
aber  hier  nicht  erwfthnt  (S.  42,  51).  Hier  werden  von  ihm  nur  Erwägungsgründe 
für  die  Zulassung  ron  (Prirat-JEigenthum,  die  ich  ja  auch  zugebe,  und  die  Be- 
gründung  der  Institution    als  Glied   der  Rechtsordnung   verwechselt.    Diese   „Be- 
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grüodiini;"  liegt  nur  in  der  recbtsbildenden  Enft  des  Gemeinacbaftslebeiis.  Dt» 
möchte  ich  festhalten,  damit  aber  halte  ich,  in  dem  oben  bezeichneten  Sinne,  an  der 
„Legaltbeorie"  fest 

III.  —  §.  122  [280].  Ersitzung.  In  der  bisherigen  Dar 
stelloDg  und  Kritik  der  Eigenthamstbeorieen  ist  eine  im  positiven 
Recht  regelmässig  vorkommende  Erwerbsart  des  Eigenthums,  nem- 
lieh  die  Verjährung  (Aeqnisitiv-Verjährung)  oder  Ersitzung 
nur  einmal  kurz  erwähnt,  auf  die  Constituirung  des  sogenannten 
„geistigen''  Eigenthums  noch  gar  nicht  Bezug  genommen  worden. 
Die  Legaltheorie  erfährt  durch  das  Recht  der  Verjährung  und  durch 
das  Rechttsinstitot  des  sog.  geistigen  Eigenthums  eine  bemerkens- 
werthe  Bestätigung. 

Die  Verjährung  oder  Ersitzung  ist  eine  anfeiner  Zeitwirkung 
beruhende  Eigenthumserwerbsart.  M  Sie  setzt  während  einer  be- 
stimmten Zeit  die  Nichtausübung  des  Gebrauchs  der  Sache  seitens 
des  früheren  Eigenthtimers  und  den  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
fortgesetzten  Besitz  der  Sache  (unter  gewissen  weiteren  Bedingungen)') 
seitens  der  Person  voraus,  welche  neuer  Eigenthtlmer  werden  soll. 
Die  Verjährung  wird  ganz  richtig  von  den  NationalOkonomen  als 
unentbehrlich  tUr  die  Eigenthunisinstitution  erklärt')  und  im  posi- 
tiven Rechte  anerkannt  wegen  der  nothwendigen  Sicherung  der 
Eigenthums  Verhältnisse.  Es  ist  sogar  unvermeidlich,  um  die  be- 
stehenden, geschichtlich  gewordenen  Privateigenthumsverhältnisse 
zu  rechtfertigen,  auf  die  Verjährung  als  Rechtsgrund  zurückzu- 
greifen. Anhänger  der  Arbeitstbeorie  haben  auf  diese  Weise  den 
handgreiflichen  Widerspruch  dieser  Theorie  mit  den  bestehenden 
Eigenthumsverhältnissen  zu  lösen  gesucht.^)  Richtig  aufgefasst 
erhält  aber  die  Arbeitstbeorie  durch  die  Verbindung  mit  der  Ver- 
jährung keine  Bestätigung.  Vielmehr  beweist  die  nothwendige 
Herbeiziehnng  der  Verjährung  nur  wieder,  dass  die  Arbeitstheorie 
keine  allgemeine  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  und 
nicht  einmal   ein  allgemein  giltiges  Postulat  für  die  Eigenthums- 

>)  Z.  B.  Pochta,  Pandecten  §.  73.  155  ff.,  InstitntioDon  II,  §.  289,  240. 

*)  Zu  diesen  gehören  im  römischen  Rechte  ond  ebenso  meistens  im  modernen 
Kochte:  eine  bestimmte  Länjrc  des  Zcitrerlaofs  (kflrzer  bei  beweglichen,  ]ftng:er  bei 
unbeweglichen  Sachen);  der  Erhitzende  mnss  den  Besitz  mit  dem  animns  domini  er- 
worben haben  und  mit  bona  tides  besitzen.  Einzelne  Sachen  sind  rom  Erwerb  durch 
Ersitzung  ausgeschlossen. 

•)  V»fl.  Mill,  Politische  Ockonomie,  B.  II,  Kapitel  2,  §.  2.  Thiers,  Eigen- 
thum,  B.  1,  Kapitel  18.  Die  Nationalökonomen  setzen  sich  tlbcr  die  priratrechtlichcn 
Bedingungen  der  Ersitzung  (siehe  vorige  Note)  indessen  zu  sehr  hinweg,  so  auch 
Thiers. 

*)  So  besonders  Thiers  a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Ersitzung  den  Character 
achtbaren  und  heiligen,  auf  Arbeit  begründeten  (?)  Eigenthums  gewlbrt 
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ordDong  geben  kann.  Statt  dessen  tritt  in  diesem  speciellen  Falle 
der  Verjährung  nur  abermals  deutlieh  hervor,  dass  das  Recht 
nach  ZweckmässigkeitsrUcksichten  und  mitspielenden  Gerecbtigkeits- 
rttckaichten,  wie  auch  in  diesem  Falle,  die  Eigenthnmsordnnng  ge- 
italtety  worin  eine  Bestätigung  des  Grundgedankens  der  Legal- 
dieorie  liegt.  Denn  die  blosse  Thatsache  des  Zeitverlanfs,  nach 
welchem  eine  Person  das  Eigenthum  an  einer  Sache  verliert  und 
eine  andere  es  neu  erwirbt,  kann  nach  keiner  der  anderen  ge- 
nannten Theorieen  als  Grund  des  Eigenthums  gelten.  Es  liegt 
dieser  Grund  immer  nur  darin,  dass  das  Recht  es  so  als  zweck- 
mässig nnd  gerecht  ansieht  und  demnach  so  bestimmt  und  die 
Zeitfristen  festsetzt,  worin  sich  die  Uebertragung  des  Eigen thums- 
reehts  yollzieht. 

IV.  —  123  [281].  Das  sogen,  geistige  Eigenthum. 
Dies  bildet  einen  besonders  wichtigen  Belegfall  für  die  Richtig- 
keit des  Grundgedankens  der  Legaltheorie. 

A.  Begriff,  Inhalt  und  Umfang  des  „geistigen  Eigen- 
thum s'^  Unter  diesem  wird  ein  Recht  des  Urhebers  an  dem  Er- 
zeagniss  seiner  geistigen  Arbeit  verstanden.  Dieses  Recht  wird  von 
den  Juristen  jetzt  gewöhnlich  überhaupt  nicht  als  Eigenthum 
aufgefasst ^),  von  Anderen  nur  nach  Analogie  des  körperlichen 
Sacbeigenthums  so  genannt,  während  einzelne  Juristen,  Rechts- 
philosophen  und  Nationalökonomen  es  ohne  Weiteres  als  Eigen- 
thnm bezeichnen.  *)  Die  jetzige  Jurisprudenz  erkennt  dagegen  in 
diesem  Recht  überwiegend  „ein  positives  und  selbständiges  Rechts- 
institnt  der  neueren  Zeit'',  ein  Recht,  das  weder  als  ein  dingliches 
Beeht,  noch  als  ein  gewöhnliches  ObligationcDrecht  anzusehen  ist 
(Dambach).  Die  einen  betrachten  es  dann  als  ein  persön- 
liches, die  anderen  als  ein  Vermögensrecht.^) 


^  Nicht  nur  dio  Bomanisten,  sondern  auch  die  meisten  Germanisten  Terfahreii 
M,  fgL  Beseler  a.  a.  0.,  Stobbo  III,  9:  Durch  dio  Auffassung  der  Urheberrechte 
ib  Eigeathum  werde  ,,die  aUgcmcingiltige  Auffassung  des  Eigcnthumsbegriffs  in 
der  bedenUichsten  Weise  alterirt.  Eigenthnm  ist  ein  auf  das  Sachenrecht  zu  be- 
greazender  Begriff;  es  giebt  Eigenthum  nur  an  körperlichen  Sachen''.  Auch  Samt  er, 
Bgenthnrnsb^griff  S.  272,  h&lt  an  dieser  Beschrfinkung  des  Eigenthumsbegriffs  fest 
Aiden  noch  Klostermann.    In  der  Deutschen  Beichsverfassung  Artikel  6,  Ziffc^r  6 

vM  noch  der  Ausdruck  „geistiges  Eigenthum''  gebraucht,  in   den  auf  Grund  dieses 

AiHkels  erlassenen  Gesetzen  tlber  Urheberrecht  nicht  mehr.   Der  Entwurf  des  bUrirer- 

KekeD  Gesetzbuchs  rermeidet  ihn  auch. 

*)  Zu  weit  gehende  Gonsequenzen  ziehen  aus  der  Bezeichnung  des  geistigen 

figeathnms  als   Eigenthum   mehrfach   französische   Gelehrte,   die  Vertreter    de^ 

Jloaautopole'^ 

*)  Siehe  Dambach,  Strafrecht  a.  a.  0.  S.  1032  ffl,  Stobbe  S.  8.    Als  Recht 

^r  PezBönlichkeit  sieht  es  auch  Ahrens,  Naturrecht  II,  151    in  erster  Linie  an. 
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Es  wird  von  den  Einen  auf  das  im  engeren  Sinne  sogen. 
Urheber-  oder  Autorrecht  (an  litterarischen,  Schrift-  und 
Kunstwerken,  auch  mnsicalischen  Compositionen)  beschränkt,^) 
von  Anderen  auf  gewerbliche  Erfindungen  (»^Erfinder- 
Schutzrecht^'y  Patentrecht),  Muster  und  Modelle  (Master- 
und  Modellschutzrecht)  mit  ausgedehnt.*)  Auch  wenn  die 
crsterc  Ansicht  vertreten  wird,  muss  doch  folgerichtig  wieder  im 
Patentrecht  und  Mnstersehutzrecht  ein  dem  Autorrecht  analoges 
Recht  anerkannt  werden.  Die  Subsumption  dieser  drei  Rechte 
unter  einen  gemeinsamen  Begriff,  z.  B.  den  des  Urheber- 
rechts im  weiteren  Sinne,  ist  ein  theoretisches  und  practisches 
Bedürlniss,  und  zwar  ersteres  sowohl  vom  juristischen  als  vom 
nationalökonomischen  Standpuncte  aus,  und  ist  jetzt  auch  nicht 
selteD. 

Es  sind  mehr  äusserlichc  Gründe,  aas  welchen  mit  den  drei  genannten  Bechten 
Öfters  noch  ein  viertes,  das  Kecht  auf  den  Schutz  von  Marken-  and  Fabrikzeichen. 
zusammengestellt  und  gemeinsam  littorarisch  behandelt  wird.  Auch  dieses  Recht  ist 
grewOhulich  erst  durch  bestimmte  positive,  meistens  neuere  und  neueste  Gesetze  (in 
Deutschland:  Gesetz  vom  .SO.  November  18741  anerkannt.  Aber  es  l&sst  sich  dnch 
unmittelbarer  als  Ausfluss  der  Persönlichkeit  und  wohl  auch  des  Sacheigenthnms- 
rcchts  betrachten  und  beruht  jedenfalls  auf  einem  innerlich  anderen  Ökonomischen 
Grunde  als  das  Urheberrecht.  Vfrl.  Klostermann,  Patentgesetzgebung,  2.  Anllage, 
S.  430  if.  Jan  nasch,  der  Markenschutz,  Berlin  1873.  Köhler,  in  SchOnbergs 
Handbuch,  3.  Auflage  II,  S.  bOO.  Derselbe,  Kccht  des  Markenschutzes,  Wurzbarg 
18S5.  —  Die  Nachahmung  von  Waarenbezeichnungen  fiel  schon  bisher  unter  stnf- 
geseuliche  Bestimmungen.    Vgl.  Deutsches  Strafgeseubuch  ron  1871,  §.  287. 

Die  Bezeichnung  dieses  Urheberrechts  als  „geistiges  Eigen- 
thum'^  wird  jedoch  von  einem  doppelten  Gesiclitspuncte  aus  ver- 
worfen. Die  hieraui'  bezügliche  iStreitirage  ist  von  principieiler 
Wichtigkeit  für  die  ganze  Eigenthumsichre  und  besonder  lehrreich 
für  die  Thcoriecn  zur  Begründung  des  Privateigenthums  und  fttr 
die  Formulirung  des  EigenthnmsbegritY's  und  der  im  Eigentbnm 
enthaltenen  Rechte. 

Jenem  sog.  geistigen  Eigenthum  wird  der  Name  ,,Eigentbum'' 
einmal  bestritten,  weil  von  Eigenthum  im  juristischen  Sinne 
nur  in  Bezug  auf  kr)rpcrliche  »Sachen  gesprochen  werden 
krmne,  es  also  kein  geistiges  „Eigenthum**  gäbe.  Das  wird 
dann  weiter  damit  begründet,  dass  das  sogen,  geistige  Eigenthum 
doch    wesentliche    Verschiedenheiten    vom    Sacheigeotham    zeige; 

*)  So  noch  7on  Beseler,  §.  SS. 

*)  So  j«it/.t  überwiegend  bei  uns.  Da»  deutsche  Gesetz  vom  11.  Januar  1S76 
spricht  ausdrucklich  von  einem  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen,  beschiinkt 
also  auch  diesen  Kamen  oder  das  gleichbedeutende  „Autorrecht*'  nicht  mehr  auf 
litterarische  Erzeugnisse  und  Kunstwerke. 
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nameDtlicb  gebe  es  nicht,  wie  dieses,  absolute,  zeitlich  unbegrenzte, 
sondern  nur  beschränkte  Rechte ,  scbliesse  auch  Pflichten  in  sich. 
Sodann  wird  als  Grund  gegen  den  Namen  „geistiges  Eigenthum'' 
geltend  gemacht,  dass  das  Sach-Eigenthum  oder  körperliche  Eigen- 
thum  nicht  erst  eine  Schöpfung  des  positiven  Rechts,  wie  un- 
zweifelhaft dieses  „geistige''  Eigenthum,  sei. 

§.  124  [282].  —  B.  Die  Streitfrage,  ob  das  sogen. 
„geistige''  Eigenthum  „Eigenthum"  sei.  Die  unbedingte 
Verneinung  dieser  Frage  beruht  auf  einer  petitio  principii  und 
länft  schiesslich  auf  einen  Wortstreit  hinaus.  Es  ist  aber  trotzdem 
nicht  gleichgiitig,  ob  man  ihr  zustimmt  oder  nicht,  vielmehr  lässt 
sich  an  diesem  Falle  gut  nachweisen,  dass  die  übliche,  zu  enge 
Begriffsbestimmnng  des  Eigentbums  bedenkliche  Conseqnenzen  mit 
sich  fuhrt. 

1.  Wird  unter  Eigenthum  nur  die  geschichtlich  überkommene, 
im  positiven  Rechte  anerkannte  bestimmte  Art  und  Summe  von 
Rechten  an  Sachen  verstanden,  welche  sich  aus  der  gewöhnlichen 
Formnlimng  des  Eigenthumsbegriffs  ergiebt,  so  kann  natürlich  von 
einem  geistigen  „Eigenthum"  keine  Rede  sein.  Aber  eben  diese 
Consequenz  ist  nichts  Anderes  als  eine  petitio  principii.  Denn  man 
kann  sofort  einwenden:  wenn  das  sogen,  geistige  Eigeuthum  hier- 
nach nicht  als  Eigenthum  bezeichnet  werden  darf,  so  folgt  daraus 
nicht  nothwendig,  dass  es  kein  Eigenthum  ist,  sondern  zunächst 
nnr,  dass  der  vorhandene  Eigen thunisbegriff  zu  eng  und  zu  ein- 
seitig ist,  weil  er  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheberrecht  nicht  mit 
zu  umfassen  vermag  (§.  127  ff.).  Es  lässt  sich  nun  gerade  als  ein 
Erforderniss  der  fortschreitenden  rechtlichen ^  weil  der  weiteren 
technischen  und  ökonomischen  Entwicklung  bezeichnen,  einen 
Eigenthumsbegriff  allgemeinerer  Art  zu  statuiren  und 
fUr  denselben  Merkmale  aufzustellen,  welche  die  Subsumption  des 
Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthum  wie  des  gewöhnlichen  Sach- 
eigentbums  als  körperliches  Eigenthum  unter  jenen  Eigenthums- 
begriff ermöglichen. 

Die  EDtwicklong  des  Urheberreclits  ist  ein  interessanter  Beleg:  für  die  Auforde- 
ruDgen  des  Wirtbschaftslebens  und  der  Technik  an  die  Kcchtäbildung.  Die  Lehre 
TOffl  Iffmchdruck  ond  der  Nachbildung  lassen  die  meisten  Autoren  mit  der  Erfindung 
der  BachdruckerkoDst  beginnen.  Dambach  (in  Holtzendorffs  Strafrecht  III,  1024'i 
bemerkt  dagegen,  dass  dies  im  Princip  nicht  richtig  sei,  weil  —  wenn  auch  nicht 
nach  dem  positiTcn  Recht  yerbotenc,  aber  im  Ofrentlichen  Bewusstsein  rerurthciltc  — 
KachbUdongen  ron  Schrift-  and  Kunstwerken  schon  früher  Anlass  zur  Klafrcn  gegeben 
kitteo.  Aber  er  sagt  mit  W Achter  (Verlagsrecht  I,  4\  dass  erst  mit  der  Erfindung 
der  Bochdrockerkuost  die  eigentliche  Entwicklung  der  Geschichte  des  Nachdrucks 
lud  seines  Rechts)  beginne.     Aehnlich    ging   und    geht  es  natürlich  in   Rotreff  der 

A.  Wagntr,  Onudlttsimflr.  8.  Aufl.  2.  Theil.   VolkswirthRchaft  n.  lUcht.  IT 
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ueueren  technischen  Erßndungon  Uberhaapt,  ferner  in  Betreff  photographischer,  galrano- 
pla5tiscber  Nachbildongen  o.  s.  w.  Den  Juristen  des  römischen  und  gemeinen  Rechts 
ist  daher  gewiss  zuzugeben,  dass  sich  das  Urheberrecht  nicht  aus  dem  geschichtlich 
überkommenen,  yor  Allem  nicht  aus  dem  römischen  Rechte  ohne  Weiteres  abieiten 
la^ftie :  veränderte  techniscbo  und  wirthschaftliche  Ycrh&Itnisse  schaffen  dagegen  andere 
KeohtsbedUrfnisse  und  andere  Rechtsanschauungen,  welche  dann  zu  neuen  Rechte 
bildungen  fuhren,  hier  zum  Urliebcrrecht  oder  geistigen  Eigenthum.  ,^Litterarisches 
und  artistisches  Eigenthum  im  modernen  Sinne  war  dem  Alterthum  unbekannt.  Der 
moderne  Ansprach  an  den  Schutz  des  Autorrechts  knüpft  sich  &usscrlich  an  die 
modernen  Mittel  der  Ver?ielfältigung  und  Verbreitung,  innerlich  an  die  modernen 
Ansichten  Über  die  Erwerbsthätigkeit  geistiger  Natur"' (Hey  dem  an  n).  Zeiten  unent- 
wickelten Geisteslebens  und  fehlender  Vervielfältigungstechnik  werden  natürlich  in  der 
Hauptsache  nur  Sacheigentlium  haben.  Folgt  daraus  aber,  dass  es  stets  nur  letzteres 
geben  könne?  (Vgl.  Ihering,  Geist  IE,  1,  S.  SOS)  Der  Entwurf  des  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  hält  in  seiner  extrem  romanistischen  Tendenz  auch  an  der 
unbedingten  Beschränkung  des  Eigen thum^begriffs  auf  Sachen  fest  C§-  S48,  rgl.  mit 
§.  776),  während  andere  neuere  Kechtssystemc  (preussischcs  Landrecht,  baierisches, 
österreichisches  bürgerliches  Gesetzbuch,  französisches  Recht)  den  Eigenthumsbegriff 
weiter  fassen.  Vgl.  Motive  zum  deutschen  Entwurf  III,  S.  257  ff.  Siehe  darüber 
und  scharf  dagegen  Gierke,  Schmoller's  Jahrbuch  1888,  XII,  89  und  1889  XUI,  300, 
sowie  unten  das  ganze  folgende  Kapitel. 

2.  Daraus,  dass  nach  allem  positiven  Rechte  und  in  der  That 
auch  nach  der  Natur  der  Dinge  S a c h eigenthum  und  geistiges 
Eigenthum  wieder  wesentliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  des 
Umfangs  und  Inhalts  der  durch  sie  gegebenen  Rechte  (und  Pflichten) 
besitzen,  folgt  ebensowenig,  dnss  das  Urheberrecht  (i.  w.  S.)  nicht 
auch  als  (geistiges)  ,, Kigenthum"  aufgefasst  werden  kann.  Viel- 
mehr ist  das  letztere  eben  nur  eine  weitere  neue  ökonomische 
Eigenthuniskategorie,  neben  denjenigen,  in  welche  auch 
das  Sacbeigenthum  eingetheilt  werden  muss.  Es  ist  eine  Con- 
Sequenz  der  oben  (§.  97  ff.)  vertretenen  Auffassung,  solche  neue, 
dem  volkswirthschaftlichen  BcdUrfniss  entspringende  Eigenthums- 
„arten**  zuzulassen.  Die  Nothwendigkeit  der  Aufstellung  eines 
geistigen  Eigentbunis  liefert  aber  auch  umgekehrt  wieder  eine  Be- 
stätigung der  früheren  Lehre  von  den  ökonomischen  Eigenthums- 
kntogorieen.  Fügt  sich  das  geistige  Eigenthum  nicht  unter  den 
llblichcn  Kigcnthumsbegriff  und  llisst  es  sich  nicht  mit  den  Gründen 
begründen,  welche  man  fUr  das  Sacbeigenthum  glaubt  fUr  aus- 
ir.ii'licnd  halten  zu  dürfen,  so  erweisen  sich  jener  Begriff  und  diese 
nr^rflndnngcn  eben,  wie  gezeigt  wurde,  nicht  nur  in  diesem  Falle, 
r.ondcrii  auch  bei  wichtigen  Arten  des  Sacheigenthums  unhaltbar. 
I')h  werden  daher  durch  die  IJnanwendbarkeit  des  Eigenthums- 
hri^rillH  und  der  ttblichcn  Eigenthumstheorieen  auf  das  geistige 
l'.ifMMiMiiiMi  nur  abermals  die  Gründe  verstärkt,  welche  die  Modi- 
llidiinii  jriirN  Hrgrifls  und  das  AufL;eben  dieser  Theorieen  nöthig 
IHM«  hnii 
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3.  Namentlich  ist  es  kein  zutreffender  Einwand,  dem  geistigen 
Eigentham  den  Character  des  y.Eigenthums''  abzustreiten,  weil  das- 
selbe keine  absoluten  Rechte  des  Eigenthümers,  keine  unbegrenzte 
Daner  und  keine  Rechte  ohne  Pflichten,  wie  z.  B.  im  Erfinder^ 
Bebntzrecht  kennt  Denn  dieses  ,,ab8olute''  Eigenthum  ist  über- 
haupt unhaltbar  (§.  127  ff.).  Man  darf  hier  sogar  vom  geistigen 
auf  das  körperliche  Eigenthum  Analogieen  ziehen,  nicht  nur,  wie 
es  meistens  allein  geschehen  ist,  umgekehrt:  wenn  nemlich  ein 
,ibe8cbii&nktes"  geistiges  Eigenthum  doch  nachweisbar  eine  ge- 
nügende ökonomische  Function  erlangen  kann,  so  wird  man  nicht 
immer  von  Tornherein  ein  beschränktes  körperliches  Eigenthum  als 
durchaus  unstatthaft  bezeichnen  dürfen. 

Die  Tiiftigkeit  des  Arguments  der  nicht  unbegrenzten  Dauer  (Beseler  §.  88) 
weist  auch  Stobbe  (III.  9  Note  S)  ab,  weÜ  es  auch  ro?ocables  Sacheigenthum  gebe 
Q.  8.  w.  —  Die  Forderung  unbegrenzter  Dauer  ist  fälschlich  ron  den  Vertretern  des 
sogenannteB  Monautopoles  gestellt,  während  mit  Recht  die  Gesetze  wie  die  meisten 
Juiisten  und  NaüonalOkonomen  far  das  Verlagsrecht,  Patentrecht  u.  s.  w.  eine  be- 
stimmte MazimalMBt  festsetzen.  Es  wird  dies  durch  Zweckmässigkeitsgründe  und 
auch  mit  dem  Argument  richtig  begründet,  dass  „Vor-  und  Mitwelt  ihren  Antheii 
an  der  SchOpfting  des  geistigen  Urhebers  haben^'  (Heydemann,  Dambach).  Nur 
wird  TOD  den  Anhängern  dieser  Ansicht  übersehen,  dass  im  Wesentlichen  dasselbe 
AigomeDt  auch  auf  das  kOiperliche  Eigenthum  sich  anwenden  lässt.  (^Siehe  oben 
§.  112.)  Auch  bei  dessen  „Schöpfung"*  ist  in  jeder  ein  wenig  entwickelteren  Volks- 
wirtbschaft „Vor-  und  Mitwelt  mit  betheiligt'\  Eben  deshalb  Hessen  sich  wieder 
nach  der  Analogie  des  geistigen  Eigenthums  im  Princip  auch  für  das  Sacheigenthum 
BeschriDkungen  postuUren.  Mit  dem  allein  richtigen  Kern  der  „Arbeitstheorie''  würde 
dies  sehr  wohl  rereinbar  sein  (mitunter  selbst  eine  bestimmte  zeitliche  Beschränkung 
des  Eigenthums,  wofür  es  übrigens  im  modernen  Wirthschaftsleben  auch  nicht  an 
Ajiah)gieeii  fehlt,  z.  B.  bei  Ueberlassung  ron  Eisenbahnen  zu  —  Eigenthum  mit 
BQckfallsrecbt?  oder  Nutzung?,  man  kann  beide  Ausdrücke  wohl  rechtfertigen  —  auf 
99  Jahre). 

4.  Endlich    ist    die    Aufstellung    einer    Eigenthumskategorie 

„geistiges  Eigenthum^'    auch   wichtig  für  die  Würdigung  des 

nichtigen  Kerns,  welcher  in  der  Arbeitstheorie  als  einem 

Postniate    fUr    die   Eigenthnmsordnung    enthalten    ist.     Die   Con- 

stitaimng   des    geistigen  Eigenthums    erfolgt   seitens  der  neueren 

Gesetzgebung  recht  eigentlich  aus  dem  Grunde,  nm  gerecht  gegen 

den  Arbeiter  (Schriftsteller,  Künstler,  Techniker)  zu  sein,  ihm  die 

Möglichkeit  eines  Lohns  nnd  einen  genügenden  Lohn  zu  yersebaffen 

und    gleichzeitig    hierdurch    zweckmässig    im   volkswirth- 

schaftlichen  Interesse  zu  verfahren,  nemlich  um  zu  der  bezüg- 

ficben  „Arbeit^'  anzuspornen.    Die  leitenden  Gesiehtspuncte  der 

Arbeitstheorie  finden  mithin  im  geistigen  Eigenthum  ihre  bewusste 

Anerkennung  durch  die  freie  Reehtsbildung.   Aber  dem  „Arbeiter'^ 

werden  deshalb  doch  nur  verbältnissmUssig  eng  begrenzte  K echte 

eingeräumt  nach  dem  billigen  Ermessen  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

17* 
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la  dieaem  Vorgehen  findet  XiemAnd  eine  Verletznn^  des  ,,iiatQriicben  Bechur* 
de&  Arbeiters,  sondern  et  vis  Selbstreistiodliches,  —  sehr  Tencliieden  von  den  Cr- 
theilen  über  Beschrinknngen  des  Sacheigen thnms,  welche  sofort  mit  dem  „nntOr- 
lichen'*.  anch  rom  rolksvinhschaftlichen  Interesse  gefoiderten  «Jtechtsansprach*'  des 
.Arbeiters"  in  onlösbarem  Widerspruch  stehen  sollen.  Danas  folgt  aber  nicht  dass 
diese  Beschränkanren  ganz  anderer  Natur  sind,  sondern  nur,  dass  unser  ürtheil  in 
solchen  Dingen  im  hohen  Maasse  rom  Herkömmlichen  abhängt.  Der  richtige  Kern 
der  Arbeitätheorie  kommt  beim  geistigen  Eirenthnm  zweckmässig  und  genttgend  zur 
Geltan?.  Auch  wenn  man  diese  Theorie  allgemein  dem  Eieren thum  an  Sachen  zu 
Grande  legt,  sollte  man.  soweit  es  die  reKchiedene  Natur  beider  Eigen thumsarten 
zulässt.  das  Sacheigenthom  mehr  nach  Analogie  des  geistigen  Eigenthums,  bezw.  der 
bisherigen  Gestaltung  des  betretfenden  Rechts  einrichten  und  daher  zu  beschränken 
suchen,  als.  wie  es  bisher  wenn  auch  nicht  in  der  Praxis,  so  doch  ron  einer  un- 
haltbaren Theorie  des  geistigen  Eigenthums  versucht  wurde,  das  letztere  nach  der 
Anadosie  des  Sacheigenthams  zu  behandeln,  d.  h.  es  möglichst  ebenso  schrankenlos 
zu  machen.  Eine  gebührende  Belohnung  des  Arbeiters  und  eine  hinlängliche 
Aiispornung  zur  Arbeit  würde  bei  einer  solchen  Gestaltung  des  Sacheigenthums- 
rechts  so  wenig  nothwendig  als  bei  der  analogen  des  geistigen  Eigenthums  fehlen 
müssen.  —  Bei  der  Bezeichnung  des  Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthnm  wird  die 
—  TolkswirthschafUich  jeden  falb  auch  wichtigste  —  rermögensrechtliche  Seite 
hervorgehoben.    (Vgl.  Dambach.  a.  a.  0.  S.  1034.) 

§.  125  [282a].  —  C.  Das  geistige  Eigenthnm  als 
Schöpfung  des  positiven  Rechts  und  Schlüsse  daraus 
für  die  Legaltheorie.  Der  zweite  Einwand  gegen  die  Be- 
zeichnung des  geistigen  Eigenthums  als  „Eigenthum'S  dass  dieses 
Institut  bloss  eine  Schöpfung  des  positiven  Rechts  und  dadurch 
grundverschieden  vom  Sacheigenthum  sei,  hat  natürlich  für  die 
Vertreter  der  Legaltheorie  in  Betreff  des  gesammten  Eigenthums 
an  sich  keine  durchschlagende  Bedeutung.  Wollte  man  indessen 
einfach  den  Schluss  ziehen,  dass  aus  der  Xotorietät  der  Thatsache 
der  Schöpfung  des  geistigen  Eigenthums  durch  das  Gesetz  auch 
die  gleiche  Begründung  des  Sacheigenthums  auf  das  Gesetz  (Recht) 
folge,  so  würde  man  hier  dem  richtigen  Einwand  begegen,  es  sei 
dies  ein  falscher  Analogieschluss  oder  eine  petitio  pricipii.  Trotz- 
dem ist  die  Begründung  des  geistigen  Eigenthums  für  die  princi- 
pielle  Würdigung  der  Legaltheorie  von  Werth. 

Es  liegt  hier  ein  auch  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung 
leicht  und  sicher  zu  verfolgender  Fall  vor,  wie  das  ökonomische 
Bedürfniss  und  die  Entwicklung  der  Technik  in  Verbindung  mit 
dem  „RecbtsgefühP^  oder  den  Rechtsanschauungen  des  Zeitalters 
über  die  gerechte  Belohnung  des  Arbeiters  zu  einer  neuen  Rechts- 
bildung auf  dem  Gebiete  des  Eigenthumsrechts  führt. 

Erwägungen  der  Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter,  Berück- 
sichtigung des  Individualinteresses  und  gleichzeitig  des  Gemein- 
scbaftsinteresses,  Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  verschiedener  Art 
werden  bewusst  combinirt,  um  ein  Kechtsinstitut  wie  das  Urheber- 
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recht  i.  w.  S.  dnrch  die  Gesetzgebang  zu  schaffen  oder^  nach  der 
im  Voransgehenden  vertretenen  Auffassung,  um  eine  neue  eigen- 
artige Eigenthnmskategorie  als  ,,  geistiges  Eigenthum''  der  be- 
stehenden Eigenthumsordnung  einzutligen.  Der  Gesetzgeber  yer- 
fthrt  hier  ganz  richtig  und  durchaus  realistisch:  er  prüft  zuerst 
die  Bedtlrfoisse  des  Individuums  und  der  Gemeinschaft  und  be- 
stimmt alsdann  nach  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  den  Umfang 
und  Inhalt  der  Rechte,  welche  dieses  geistige  Eigenthum  enthalten 
soll.  Hiernach  ergiebt  sich  erst  der  Begriff  des  geistigen 
Eigenthums,  nicht  a  priori. 

Desiwegen  ist  besonders  die  Motirining  der  hcneren  Gesetze  über  das  Urheber- 
recht in  den  betreffenden  BegiemngSTorlageu  ond  die  parlamentarische  Bcrathung  der 
letzteren  sehr  lehrreich,  weil  hier  stets  eine  Abwägung  der  Zweckmässigkeits- 
gründe  f Qr  nnd  wider  erfolgt ,  z.  B.  in  Betreff  der  Zeitdauer ,  der  Gebtlhren  (bei  den 
Patenten),  der  Pablicationspflicbt  (bei  denselben)  n.  s.  w.  Vgl.  die  Ck)mmentare  zn 
den  Gesetzen. 

Gerade  dies  aber  ist  auch  das  richtige  Vorgehen  der  Gesetz- 
gebung gegenüber  dem  Sacheigeuthum  und  seinen  verschiedenen 
Kategorieen.  Hier  sind  ebenfalls  zuerst  die  Bedingungen  des  wirth- 
Bchaftiicben  und  socialen  Zusammenlebens  für  die  Bestimmung  des 
Umfangs  des  Privateigenthums  (gegenüber  dem  Geaieincigenthnm) 
und  des  Inhalts  der  im  Privateigenthnm  enthaltenen  Rechte  fest- 
zustellen und  daraas  ist  der  Eigenthumsbegriff  abzuleiten,  nicht 
aber  umgekehrt  ein  apriorisch  absoluter  Eigenthumsbegriff  aufzu- 
stellen, als  dessen  ,,logische  Consequenzen''  sich  dann  der  Inhalt 
und  Umfang  des  Eigenthumsrechts  ^^von  selbst'^  ergeben.  Dieses 
unrichtige  Vorgehen  hängt  aber  wieder  mit  den  Bestrebungen  zu- 
sammen, das  Privateigenthum  ohne  Weiteres  nach  einer  der  früheren 
Tbeorieen,  also  anders  als  bloss  durch  die  Recht^bildung  zu  be- 
gründen. Die  Begründung  des  geistigen  Eigenthums  durch  das 
Gesetz  zeigt,  welches  der  richtige  Weg  ist,  um  zu  einer  passenden 
Gestaltung  des  Eigenthumsrechts  zu  gelangen.  Daraus  lässt  sich 
ein  werthvoUer  Schluss  nach  der  Analogie  für  das  Sacheigeuthum 
ableiten. 

Die  geschichtlich-unzweifelhafte  Thatsache  anderseits,  dass  eine 
wichtige  Eigenthnmskategorie,  wie  das  geistige  Eigenthum,  ganz 
allein  auf  dem  Gesetze  beruht,  and  dass  der  Gesetzgeber  dabei 
unter  passender  Combination  von  Gesichtspuncten  der  Zweckmässig- 
keit und  Gerechtigkeit  die  bezügliche  Rechtsordnnng  nach  seinem 
selbständigen  Abwägen  und  billigen  Ermessen  gestaltet  (§.  120), 
widerlegt  endlich  auch  noch  die  Bedenken,  welche  gegen  die  Be- 


zrimianir  nie»  Zie^nmuiiu  lb«5r!iaspc  asf  Gewohnheitsrecht  nnd 
•j^shtn  reitend  £^mai!ar  Troriea  «aiL 

>je  'inotfe^aeniitii  ErlnBruLecm,  fthcr  di«  geistige  Eigenthnni 
lajtiü  flr  lie  'T^i^r^iunlatie.  -veiciie  izn  Folccadeii  behandelt  werden, 
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5  ::-',  /-  '»"-i — i-r.  "^-.riiaiiriiirii  iii  Litteratar.  VgL  im  All- 
r^ai  v..-.*:-4  '..•*  v.^Ji'.'^sl>'.^'Jl  Aimüoi'T'^  X'ir  l^är]«ii:äisc  sod  Systeme  des  r&mischeo 
^:.^  :^.:;:s.:i.»n  ?r.''«r7v,a-j  ;>t:  Z:xia-j.un.  s.  5-  S:he  =  rl.  Institotionen  §.  75, 
?  * '.  1  -  * .  r  i.T  t  wa.  i  :44.  '.  « la  r  :  r  j  ^ .  rioiiiitsai,  §.  2^"«5.  Biron,  Pandecten, 
J.  ::.i  S*i ».  ».r  rT.ylv^;--  «-  •:.  jiri  fr.  PmsÄit  §.  76,  7S,  Kraut,  Grand- 
rtt.  i.  :';>  '.*.•  ia:'ir>,  ::>^-./^7i  *t:]L±  t:«±f  rIaL3K:Jriäw  ieatsckes.  preiiHisches  Privat- 
7'y :.-  '.;  l*?:.\',:r.  1»  ,i 'm-.ii.  T  I  r*: ; r.  XaB-:ke  Citate  in  den  Schriften 
*  i  n :  ^ .•  ^ .  ?-; r*,r. '.-. •.  =: - vyrr. t  zz:  Z.T*s,-l-iji.  iLuir-fi  L  —  Trendelenburg,  Becht»- 
p :....;-■, p.-.-t.  i.  •*.  -.Tii.  iiv.i-jjpLiji-icji:;  IL  I,  S.  3^  C  Ahrens,  Natorrecht  II, 
$  », ;.  hli*:.  11.  s.  1 1'«  f..  L  k i  s : :; .  Rei:£:?7i:J:£t:cüf.  §.  M.  —  Dann  die  modernen 
U*rl'.'r..''z,*:   i-    ^^s   T.:^.    7:=.   Z:j:*l'^zs^    Eir^rrf  des  dentschen  bOrgeriicken 

[^  III.   2«2.   Kr.tk  ianber  Gierke   in  Sdimoller's 


J^hro:..:.  XII.  »75.  '>:v>;ii:R  XIII.  S'.»-.».  A^:;-:l  lliicer.  Archir  für  sociale  Gesetz- 
ifebfi:./  II.  r,'5;.ji'i':r-  S.  43»;.  Srlbrt  b^e:  d_-i  T*r:r«eri  der  orranischen  Aufiaasang 
rfjü  iitc^ii  \:ii  S'.aa:.  wi*  Ahre&s.  Stahl  Ue  u  Beci^f  des  Prirateigenthums  die 
hphiT':  'i'Ti  s'«'jj-:cri7^L  B^Ji-iOrz^  -i-s  Eiz^a^.:^«»  isaer  noch  zu  weit  gezogen. 
Virl.  Stah;.  I.  1 .  S  :<;.  ^.  'i^*.  z.  B.  der  Sa-^:  d«r  allr^neine  Character,  der  das 
ytnb^ji[/:hiTtr.h*  IL  allen  scirie:!  Ins!:::::en  aa  £sch  t.*^.  bt  die  Herrschaft,  die 
frf:i<s.  ji'rsirhrr.':  \Kti.znL^  dri  Iidii Idacmf .  die  cnbedingte  subjectire  Be- 
richt: s'.rnr.  D'.r  £nt«":!:f  t:n^r<3  nese-n  Rcchu  übertnunpft  noch  die  romanistische 
Aaffa->.uoz  niid  D*>ctn:i.  vct^e^eD  be»0Dders  Oierke  scharf  a.  a.  0.  sich  wendet 

bif:  Na:ioLai4&oaoffieD  haben  sich  nur  aosnahmsweiae  niher  mit  diesen 
Puncto:.'!  \j*:'.r].kft:zr.  Siebe  die  Litteratar  eben.  Vorbemerkungen  zu  diesem  Buch, 
S.  1^0  ff  Am  Tichtiifsten  Kiiiea.  Geld,  im  Abschnitt  II.  bäonders  S.  83  ff.,  und 
A.  Samter.  Eij'jntbamsbegrriii.  Knies  veist  ebenfalls  die  schon  begriffliche  Un- 
um';<',hräriLtli*:i:  de=  Ei^eiithams  ab  (S.  S7.  90.  91  .  mit  besonderer  Betonung  des  Dm- 
btarid).  dai-)  es  sich  nm  da»  Eiitrenthumsrecht  innerhalb  des  Staats,  also  der  Geoell- 
ächaft  bändle.  Er  vill  aber  keinerlei  Verpflichtung  des  Eigen thamers  zn  einem 
.Thun"  mit  s«:in;r  Sache  wegen  Andrer  und  für  die^e  aus  dem  Eigen thum  abgddtet 
TitH*:ii  rs.  IM).  Weiter  sucht  er  die  Verschiedenheit  der  Begriffe  Vermögen  und 
EiiTcijUium  streng  festzuhalten.  Meine  abveichende  Auffassung  rom  Vermögen 
(l.  g.  2i,  halte  ich  trotz  der  Bemerkung  ron  Knies  ^S.  94  fi.)  aufrecht,  wegen 
der  unten  im  Text  motirirten  Erweiterung  des  Eigenthumsbegriffs.  Siehe  jetzt  auch 
diu  Zusätze  in  der  2.  Auflagre  rcn  Knies'  i)oIitische  Oekonomie,  S.  199  ff.,  worin  er 
seine  Auffassung  gegen  die  meine  festhält  und  weiter  zu  begründen  sucht  Samt  er 
unterscheidet  bei  dem  allgemeinen  Eigenthomsbcgritl' das  Eigenthum  der  Einzelpersonen, 
d<:r  rersonaivcrbande,  der  gesellschaftlichen  Gemeinschaften  (Staat  und  Gemeinde)  und 
definirt  das  Eixcnthum  (im  Sinne  kaum  von  mir  verschieden,  abgesehen  ron  der 
Beschränkung  auf  Sachen,  siehe  unten  §.  129):  „die  .  .  .  von  der  Bechtsordnung  zu- 
ertheilte  auähchliessliche  Herrschaft  Über  Sachen**  S.  298,  wo  mir  nur  in  dem  „zu- 
crthcilt".  was  auf  ein  bestimmtes  Maass  deutet,  und  „ausschliesslich"  ein  Widenpruch 
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ZD  lein  scheint  FUr  die  speciell  juristische  Littcratar  über  den  EigentbamsbegriS'  ?er- 
vcise  ich  besonders  auf  die  reichhaltige  Abhandlang  ron  Samt  er.  Ganz  richtig  m.  £. 
behandelt  aoch  v.  Scheel  in  dem  Aufsatz  ,,Das  Rocht  und  die  Pflichten  des  lind- 
tichen  Gnindeigenthams*',  Land wirthschaftlicbe  Jahrbücher  1874,  III,  463  ff.,  diese 
EigeDthomsfrage:  „Das  Eigenthum  Ut  nur  deukbar  als  eine  Summe  von  Befugnissen, 
vdche  für  Personen  und  Personenvereinigungen  ?on  einem  souveränou  Willen  nm- 
schiieben  und  durch  die  Organe  desselben  garjutirt  werden,  und  deren  Grenzen  sich 
ans  den  jeweiligen  Anschauungen  und  Zwecken  dieser  Gesammtheit  ergeben/'  Ueber 
Proudhon  und  dessen  Kritik  siehe  besonders  wieder  Diehl,  I,  2  ff.,  24  ff.  mit 
kritischer  Erörterung  der  Frage  der  Definition  von  Eigenthum  unter  n&herer  Bezug- 
nahme auf  das  geltende  Becht  und  die  juristische  Litteratur. 

Aas  der  Verwaltangslehre  besonders  H.  BösJer,  sociales  Yerwaltungsrecht  I, 
2.  Buch.  Sachenrecht,  besonders  §.  120  —  123,  124  ff.,  177  ff,  203  ff.,  womit  zu  ver- 
gleichen Aber  ROsler*s  Auffassung  der  socialen  Verwaltung  §.  14  — 18  ebendaselbst. 
Hier  hält  Kftoler  einmal  an  der  Freiheit  des  Eigenthums  von  joder  Art  der  Ober- 
herrschaft und  an  der  Freiheit  in  der  Begrtlndung  und  Gestaltung  der  BesitzverhUt- 
niäse  fest,  als  einem  der  Grundsätze  in  der  modernen  Gesellschaft,  welche  nach  Ge- 
stalt der  thatsächlichen  Umst&nde  nicht  mehr  in  Frage  gestellt,  sondern  überall  als 
wesentliche  Erfordernisse  und  Merkmale  der  socialen  Freiheit  angesehen  werden  (§.  1 7). 
Die  sociale  Verwaltung  muss  daher  auch  in  Uebereinstimmung  mit  den  Grundsätzen 
der  übrigen  Theile  der  Rechtsordnung,  besonders  des  Privat-  und  des  Staatsrechts 
stehen  (§.  18),  weshalb  die  Forderungen  des  modernen  Socialismus  und  Commuoismus, 
welche  die  wesenüichon  Grundsätze  des  Privat-  und  Staatsrechts  angreifen,  nur  ver- 
worfen werden  können  (^.  18,  Anmerkung  2,  S.  49).  In  dem  Buch  vom  socialen 
Sachenrecht  wird  dann  ausgeführt,  dass  dieses  Recht  „nicht  eine  blosse  Gestaltung 
des  Privatrechts  an  Sachen**  sei  {^.  121,  S.  SOS)  und  das  Privatrecht  an  Sachen  und 
das  Socialrecht  an  ihnen  werden  neben  einander  gestellt  Mir  scheint  dies  nicht 
richtig  und  auch  von  Rösler  selbst  dieser  Standpunct  in  manchen  Erörterungen  über 
das  Eigenthum  nicht  festgehalten  zu  werden  (vgl.  z.  B.  §.121,  Anmerkung  2,  be- 
sonder» §.  122.  Anmerkung  1,  S.  311,  ebenda  Anmerkung  5,  §.  123,  vgl.  auch  §.  177 
bis  184,  wo  namenUich  nicht  die  richtige  Bedeutung  des  Kapitalcigenthums  hervor- 
gehoben wird).  Ganz  richtig  sagt  Rösler  dagegen:  „im  socialen  Recht  erscheint 
das  Eigenthum  als  ein  Gultnrverhältniss ,  das  seine  positive  Gestaltung  der  jeweils 
herrschenden  Gulturidee  entnimmt  und  in  gleicher  Weise  Berechtigungen  und  Ver- 
pflichtungen in  sich  aufnehmen  kann**.  „Die  Idee,  dass  im  Eigenthum  die  absolute 
Herrschaflt  aber  Sachen  und  demzufolge  alle  irgendwie  denkbaren  Befugnisse  ent- 
halten seien,  muss  gänzlich  aufgegeben  werden''  (11,  1,  besonders  §.  122).  Gleichwohl 
meint  er  dann  wieder,  dass  diejenigen  zu  weit  gingen,  die  ein  absolutes  Recht  des 
Privateigonthums  nicht  anerkennen  wollten.  Statt  dieser  Trennung  von  Privat-  und 
Socinlrecht  an  Sachen  muss  doch  wohl  besser,  wie  im  älteren  deutschen  Recht,  die 
sociale  Gestaltung  des  Privatrechts,  speciell  des  Vermögensrechts,  die  socialrechtliche 
Gestaltung  des  Privateigonthums  eintreten.    (Vgl.  unten  §.  121)  ff.l 

Besonders  hervorgehoben  mögen  hier  hinsichtlich  des  römischen  Rechts  und 
des  „Geistes'*  oder  des  rechtsphilosophischen  Inhalts  desselben,  namentiich  in  Betreff 
des  Eigenthums,  die  Erörterungen  von  Ihering  und  Arnold  werden.  Vgl.  Ihering, 
Geist  des  römischen  Rechts,  passim,  besonders  I,  3.  Auflage.  S.  7  („es  giebt  kein  ab- 
solutes, d.  h.  der  Rücksicht  auf  die  Gemeinschaft  entbundenes  Eigenthum,  und  die 
Geschichte  bat  dafür  gesorgt,  den  Völkern  diese  Wahrheit  einzuschärfen**),  11,  1.  Ab- 
theilaog,  8.  Auflage,  über  das  System  der  Freiheit  und  Unfreiheit  im  Allgemeinen 
S.  123  ff.,  namentlich  §.  31 ,  §.  33,  besonders  S.  226  ff.,  II,  2.  Abtheilung,  S.  435  ff'., 
III,  1.  Abtheilong,  2.  Auflage,  S.  302  ff.,  347  ff',  (über  Individual-  und  Gemein-  oder 
GeMmmtrecht).  In  dem  Abschnitt  über  die  Freiheit  in  II,  1.  Abtheilung  scheint  mir 
die  Gefahr  des  Missbrauchs  der  Freiheit  für  die  Gemeinschaft  noch  zu  wenig  beachtet. 
Djs,  was  Ihering  hier  Priucip  der  Unfreiheit  nennt,  ist  eben  zum  Schutze  der  Volks- 
ffla^se  in  einem  gewissen  Umfange  gerade  we^en  der  Ökonomischen  und  socialen 
Machtwirkung  der  Einzelfreiheit,  der  Freiheit  des  Eigenthums  geboten.  Wir  haben 
durch  zu  weitgehende  Eigenthums-  und  Vertragsfreiheit  diese  Massen  geschädigt. 
Der  Verlass  auf  freiwilligen  richtigen  Eigenthumsgebrauch  wäre  Wünschenswerther, 
als  der  auf  Staatszwang ,  wie  in  so  vielen  ähnlichen  Fällen .  aber  alle  (ieschichte  hat 
jenen  als  erfolglos  erscheinen  lassen.     Die  Erörterungen  a.  a.  0.  in  III,  1 .  Abtheilung, 
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z.  B.  der  Vorwurf,  den  der  Romanist  Ihering  hier  den  Rechtsphilosophen,  specieU 
Trendelenborg  macht,  den  römischen  Eigenthamsbegriff  „onbiMehen  als  ToUgiltige 
Münze  anzunehmen",  „eins  ?on  den  dem  Komanisten  znm  Axiom  gewordenen  Vor- 
urtheilen^S  S.  308 ,  die  Beschränkung  des  Log^hen  im  Recht  anf  seine  richtige  Be- 
deatnng,  die  Abweisung  des  beliebten  Vorwurfs  unserer  positiven  Joribten,  Allem, 
was  in  ihre  rOmisch-rechtlichen  Anschauungen  nicht  passt,  das  „Stigma  des  Uiguris- 
tischen''  aufzuprägen  (S.  311),  das  offene  Zugest&ndniss  S.  315,  dass  die  letzten 
Quellen  der  römischen  Rechtsbegriffe  in  psychologischen  und  practischen  (wohin 
Ihering  wohl  die  wirthschafüichen  reihen  wird),  ethischen  und  historischen  Qntnden 
gesucht  werden  müssen,  —  alle  diese  Ausführungen  mag  sich  der  Socialpolitiker  und 
NationalOkonom  zum  Trost  dienen  lassen,  wenn  er,  sich  gegen  die  Begriffe  unserer 
Jurisprudenz  verwahrend,  auf  Polemik  und  Widerspruch,  auch  wohl  auf  spöttische 
Abweisung  als  „Nicht- Jurist"  stOsst.  Als  ich  meine  1.  Auflage  der  Grundlegung  aus- 
arbeitete, fehlte  noch  die  Fortsetzung  von  Ihering's  Werk,  worin  die  einzelnen  Rechte 
und  das  Zweckmoment  behandelt  werden  sollten.  Ich  äusserte  damals  die  Erwartung, 
namentlich  das  Zweckmoment  mOchte  Ihering  zu  Untersuchungen  führen,  die  für  die 
socialokonomische  Auffassung  des  Privatrechts  wichtig  sein  werden.  Das  hat  sich 
mittlerweile  durch  die  Erörterungen  im  I.Buch  von  Ihering's  „Zweck  im  Rechte** 
erfüllt.  Siehe  oben  Vorbemerkungen  in  §.5,  S.  12  und  besonders  a.  a  0.  S.  50H  ff., 
510,  514  (Anwendung  auf  die  Expropriation,  siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  3).  Es 
heisst  hier  unter  Anderem:  „die  Ansicht  der  Juristen  und  der  Laien  stimmt  darin 
Uberein,  dass  das  Wesen  des  Eigenthums  in  der  Unumschränktheit  der  Herrschaft 
des  Eigenthümers  bestehe,  und  dass  jede  Beschränkung  des  Eigenthums  desselben  im 

Grunde  einen  Eingriff  in  dasselbe  enthalte,  der  der  Idee  des  Instituts  widerspreche 

Meiner  Ansicht  nach  ist  diese  Vorstellung  eine  grundirrige  .  .  .  .^  „Es  ist  also 
nicht  wahr,  dass  das  Eigenthum  seiner  ,.,.Idee''''  nach  die  absolute  Verfügungsgewalt 
in  sich  schlösse.  Ein  Eigcntbum  in  solcher  Gestalt  kann  die  Gesellschaft  nicht  dulden 
und  hat  sie  nie  geduldet.  —  Die  „„Idee'*"  des  Eigenthums  kann  nichts  mit  sich 
bringen,  was  mit  der  „.,Idee  der  Gesellschaft*'"'  in  Widerspruch  steht*'.  Die  ganze 
Vorstellung  sei  ein  „Kest  jener  ungesunden  naturrechtlichen,  die  das  Indiriduum  auf 
sich  selber  isolire."  In  meiner  Rede  über  die  sociale  Frage  (1871)  hatte  ich  denselben 
Gedanken  in  Kürze  so  ausgedrückt:  „Der  Eigenthumsbegriff  ist  zu  absolut  ausgebildet** 
und  habe  deshalb  die  heftigsten  persönlichen  Angriffe  erfahren.  — Von  Arnold  vgl. 
die  Werke  oben  S.  192,  besonders  Cultur  und  Recht  der  Römer,  Buch  2,  Kapitel  2, 
namentlich  S.  171  ff. 

Unter  Ihering's  Einfluss,  aber  auch  in  selbständiger  Reaction  gegen  die  zu 
absolute  romanistischc  Eigenthumsauffassung  sind  neuere  deutsche  Juristen,  specieU 
Romanisten,  überwiegend  solche,  welche  auch  andere  Rechte  mit  vertreten,  z.  B. 
preussisches  Landrecht  vDernburg),  mehr  noch  Germanisten,  übrigens  doch  öfters  zu 
einer  anderen  Auffassung  und  wohl  auch  anderen  Begriffsbestimmung  des  Privateigen* 
thums  gekommen.  Indessen  die  Minorität  bilden  sie  gleichwohl  noch.  Wie  sehr  die 
cinscitiiz:  romanistische  Auffassung,  wie  überhaupt,  so  auch  im  Sachenrecht  und  spedell 
beim  Eigenthum  die  herrschende  unter  den  Juristen  leider  noch  geblieben  ist,  zeigt 
hier  der  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  im  Wesenüichen  eine 
„Godification  des  usus  modernus  pandectarum"  (Gierke),  fast  ohne  Spur  socialer  Ge- 
danken, rein  individualistischen  Geistes.  Das  war  und  ist  der  wichtigste  Tadel  gegen 
dies  Werk. 

Unter  den  zahlreichen  Kritikern  des  Entwurfs  sind  die  mehrfach  genannten 
0.  Gierke  und  Anton  Meng  er  gerade  wegen  der  überhaupt  und  auch  hierin  Betreff 
des  Eigenthums  vertretenen,  obiger  Ihering'schen  und  unserer  eigenen  sehr  verwandten, 
mehrfach  damit  zusammenfallenden  Auffassong  besonders  zu  nennen.  Gierke  tadelt  die 
Beschränkung  des  Namens  „Eigenthum**  auf  dasjenige  an  körperlichen  Sachen,  a.  a.  0. 

XII,  875)  und  polemisirt  scharf  ftcgen  die  schroffe  Formolirung  des  Eigenthumsbegriffii 
in  römischer  Wei^e  (ebenda  S.  1199)  im  Entwürfe  (§.  848  ff.).  Der  Geist  in  allen 
diesen  Festsetzungen  sei  der  des  starren  Romanismus;  weit  abgewiesen  werde  die 
schon  im  preussischen  Landrecht  zum  Durchbruch  gelangte  Anschauung,  dass  das 
Privateigenthum   schon   seinem  Begriffe  nach  eine  immanente  Schranke  habe  (ebenda 

XIII,  300).  „Der  rOmischo  Eigenthumsbegriff  ist  nicht  etwa  bloss  als  ein  für  uns  ge- 
eignetes geschichtliches  Gebilde,  sondern  als  ein  unentrinnbares  Gebot  der  Rechtalogik 
aufgenommen**    :  ebenda  S.  301).    Namentlich   bemängelt  Gierke  diese  selbe  Tendenz 
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des  EDtworfs  sog«r  beim  GraDdeigentham:  nicht  der  leiseste  Anklang  sei  mehr  an 
die  doch  im  YolkshewawtBein  lebende  Anschauung,  dass  die  Erde  trotz  aller  Boden- 
aoftheiluDg  niemals  fOllig  aufgehört  habe  Gemeingut  zu  sein  und  „dass  daher  alles 
SoDdereigenthum  an  Grund  und  Boden  nur  innerhalb  der  durch  das  rorbehaltenc 
Becht  der  Ailgemeisheit  gegebenen  Schranken  bestehen  könne''.  Selbst  an  Wald  und 
WaMer  werde  eine  Jurisprudenz  vom  Geiste  des  Entwurfs  eine  principiell  ezclusire 
und  absolate  Sonderherrschaft  anzunehmen  haben  (ebenda).  Es  gereicht  mir  wieder 
zu  besonderer  Genugthuuug,  wie  im  Romanisten  Ihering,  so  hier  im  Germanisten 
Gierike  eminente  Juristen  zu  Gewährsmännern  dafür  zu  haben,  dass  meine  seit  lauge 
rertretene  Auffassung  doch  nicht  nur  nationalökonomisch  gefordert,  sondern  auch 
juristisch  gerechtfertigt  werden  könne.  —  A.  M enger  kritisirt  mit  vom  Staudpuncte 
der  besitzlosen  Classen  aus,  ebenfalls  in  höchst  beachtenswerther  Weise  (a.  a.  0.)* 
£r  wendet  sich  auch  gegen  die  formale  Definition  des  Entwurfs  i§.  84S)  und  schlägt 
eine  Abänderung  vor,  die  die  Willkuhr  des  Eigenthümers  von  vornherein  an  die 
Schranken  des  Gesetzes  bindet  (siehe  unten  S.  267). 

Die  Einwendungen,   welche   besonders   die  Romanisten   und   die   ihnen    hierin 
neoerdiogs,   abgesehen   von   der  jüngsten  Zeit,   meistens   zustimmenden  Germanisten 
gegen  jede  andere  Fassung  des  Eigen thomsbegriits  machen,   namentlich  gegen  eine 
solche,  welche  auf  schon   begriffliche  Beschränliungcn  oder  vollends  auf  Ver- 
pflichtungen  zu   einem  Thun   hinweisen,   sind  bekannt.    (Vgl.  auch  Baron  in 
Pözls  Yierteljahrsschrift  1S77,  die  Anzeige  meiner  Grundlegung).     Es  wird  durch 
die  Opposition  der  Juristen  aber  nur  die  Richtigkeit  unseres  Vorwurfs  hinsichtlich 
der  rein  privatrechtlichen  Auffassung  bewiesen.   Angesichts  von  Eigenthumsdefinitionen, 
wie  z.  B.  im  preussischen  Landrecht,  im  französischen  Rechte  braucht  sich  die  National- 
ökonomie auch  nicht  durch  den  Vorwarf  der  ,.juristischen  Unhaltbarkeit"  von  Bc 
griffsbestimmungcn ,   welche   das  Moment   gesetzlicher  Beschränkung   enthalten,   ab- 
schrecken   zu  lassen.    Bedenklicher  kann   es  erscheinen,   in   die  Definition  auch  das 
Moment  der  Verpflichtungen  zu  einem  Handeln,   welche  das  Eigcnthum  gesetzlich 
auflegen  kann,  aufzunehmen.    Der  Einwand,   welcher  aus  der  römischen  Servituten- 
lehre  gemacht  werden  kann,  dass  servitus  in  faciendo  cousistcre  nequit,   liegt  nahe. 
Hält  man   sich  aber  auch  hier,   nicht  nur  an  ältere  deutsch -rechtliche  Verhältnisse, 
wie   die  Reallasten,  wo  indirect  wenigstens  dem  EigenthUmcr  als  solchem  eine  Ver- 
pflichtung, etwas  zu   thun,   aus  seinem  Eigenthum  erwächst,  sondern  an  modenius 
Recht,  wie  es  z.  B.  im   preussischen  Landrecht  für  das  Eigcnthum   principiell  auf- 
gestellt wird,  so  ergiebt  sich  wiederum,  dass  in  der  Aufnahme  von  Verpflichtungen 
zu  einem  Handeln  in  den  Eigenthumsbegriff  nach  dem  geltenden  Rechte  selbst  nicht 
die  juristische  Ongeheuerlichkeit  liegt,    wie  sie  der  privatrechtliche  Jurist  und    be- 
sonders  der  Romanist   in    solchen   Definitionen   zu    finden   pflegt.     Fasät  man  ferner 
mancherlei  geschichtliche  und   moderne  Eigenthumsrcchtsgestaltungen ,   z.  B.  im  Ge- 
biete des  Grundeigenthums ,  oder  bei  heutigem  Privat -Eisenbahncigenthum,  ins  Auge, 
80  hat  man  hochwichtige  practische  Beispiele,    in  welchen    das  Eigenthum  als  eine 
bestimmt  umzeichnete  Summe  von  Rechten  und  Verpflichtungen  erscheint.    (Vgl.  z.  B. 
den  Vertrag  der  Stadt  Berlin  von  lS7t>,   betreuend  die  Uebernahme  der  fiscalischen 
Strassen,    mit   dem   preussischen  Staate,    wo   der  Erwerber    des  Eigcnthums    (die 
Stadt  Berlin)  wegen  der  Lasten  des  letzteren  eine  Rente  vom  Staate  gezahlt  bekommt.) 
—  Die  Lehre  des  römischen  Rechts  vom  Eigenthum  gilt  im  Allgemeinen  als  in  unser 
RechtS6y&tem  übergegangen  (siehe  B eseler.  Deutsches  Privatrecht,  §.  bl). 

Nach  der  tiblichsten  Definition  unserer  neueren  römischen  Jurisprudenz  ist  das 
Eigenthum  die  vollständige,  unbeschränkte  und  ausschliessliche  rechtliche 
Herrschaft  einer  Person  über  eine  körperliche  Sache  oder  die  vollkommene 
rechtliche  Unterwerfung  einer  Sache  unter  den  Willen  einer  Person.  (Vgl.  z.  B. 
Puchta,  Pandecten  §.144,  v.  Schcurl,  Institutionen  §.75,  Baron,  P«iudecten 
§.  125.)  Diese  und  andere,  im  Wesentlichen  dasselbe  sagende  Definitionen  sind  schon 
deswegen  nicht  zutrefiend,  weil  sie  die  Möglichkeit  von  gesetzlichen  Beschränkungen 
fdeich  begrifflich  ausschliessen  und  damit  mit  bekannten  Sätzen  selbst  des  römischen 
Rechts  (z.  B.  über  die  sogen.  Legalservituten)  in  Widerspruch  gcrathen.  Deshalb  ist 
die  Definition  von  einzelnen  Romanisten  und  von  Germanisten  etwas  vorsichtiger  dahin 
refasst  worden,  dass  sie  das  Eigenthum  nur  bezeichnen  als  die  allgemeine  Tccht- 
liche  Herrschaft  oder  als  das  Recht  der  Herrschaft  der  Person  über  die  Sache  (z.  B. 
Bruns,  in  Holtzendorff's  Encyclopädie,  S.  296,  297,  B eseler,  De:itsches  Privatrcoht, 
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§.  Slj.  ,,\)^6  Allgemeine  scbliosst  das  Einzebe  als  Kegel  tod  selbst  in  sich,  wird 
aber  durch  einzelne  Aasnahmen  nicht  aufgehoben**  (Brans).  Ueber  die  Bichtigkeit 
dieses  Satzes  und  darüber,  ob  nicht  auch  diese  Definitionea  doch  noch  immer  mit 
gesetzlichen  Beschränkungen  des  Eigcnthums  in  Widerspruch  stehen,  liast  sich  bereiten. 
Jedenfalls  geben  sie  keine  Handhabe  fUr  die  social  rechtliche  Auffassoog  des  Eigen- 
thums,  welche  nicht  etva  nur  nach  dem  hier  eingenommenen  Standpancte  nothweadig 
ist.  sondern  auch  überall  mehr  oder  weniger  in  anerkannten  Rechtasitzen  und  an* 
erkannten  Rechten  der  Gesetzgebung  nnd  zum  Theil  sogar  der  Verwaltung  (Poliiei) 
dem  Eigenthnm  gegenüber  practische  Geltung  hat,  sowohl  in  dem  letzteren  auferlegten 
Beschränkungen  als  Verpflichtungen  (z.  B.  bei  Grund-,  Wald-,  Bergwerk-,  Hans-,  Fabiik- 
eigenthum). 

Eine  solche  socialrechtliche  AufTassung  des  Eigenthnms  tritt  dagegen  in 
jener  auch  vorkommenden  römisch-rechtlichen  Definition  herror,  wonach  das  Eigen- 
thum  sei:  jus  utendi  et  abutendi  re  sua,  quatenas  juris  ratio  patitnr.  Ist  auch 
der  Vordersatz  hier  noch  bedenklich  —  und  das  bleibt  er,  auch  wenn  man  mit 
Knies  ^Geld,  S.  SS)  in  der  Bedeutung  dos  abuti  bloss  als  „Verbrauchen*',  nicht  als 
„Miss  brauchen'*  entgegen  mancher  anderen  Auffassong  übereinstimmt  —  so  erlangt 
er  doch  durch  den  Nachsatz  eine  wesentliche  und  zweckmässige  Beschränkung,  die 
dann  genauer  formulirt  werden  kann.  Im  französischen  Rechte  wird  diese  Be- 
schränkung gleich  präcisirt,  wenn  das  Eigenthnm  hier  bezeichnet  wird  als  Ic  droit 
de  jouir  et  de  disposcr  des  choses  de  la  maniere  laplus  absolne,  ponrTU  qnon 
n  en  fasse  pas  un  usage  prohibc  par  les  bis  on  Ics  reglements,  Code  Art.  514,  und 
danach  z.  D.  im  Badischen  Landrecht:  Eigenthnm  ist  die  Befuguiss,  Ober  B^and 
und  Wesen  einer  Sache,  sowie  über  den  Genuss  derselben  nach  Eolieben  zu  schalten 
und  zu  walten,  so  lauge  man  nur  keine  durch  Gesetze  oder  Verordnungen  des  Staats 
untersagte  Verfügung  darüber  trifft,  Artikel  544.  Diese  Clansein  gestatten  der 
Gesetzgebung  schon  wirksamer,  Beschränkungen  des  Eigenthnms  nach  dem  Gesichts- 
puncte  des  Gemeinschaftsinteresses  aufzustellen. 

Dies  geschieht  auch  in  anderen  Priratrechtssystemen.  deren  Definitionen  das 
Verfugungsrecht  des  Eigenthümers  zwar  noch  ganz  absolut  formuliren,  aber  im  Wider- 
spruch hiermit  an  dieses  Recht  doch  gleich  darauf  eine  Reihe  ?on  gesetzlichen  Be- 
schränkunf^en  und,  damit  verbunden,  zum  Theil  sogar  gewisse  positire  Verpflichtungen 
des  Eigenthümers  zu  einem  Handeln  knüpfen.  So  namentlich  im  Preussischen 
Landrecht,  Theil  1,  Titel  S.  Hier  hcisst  zunächst  nach  §.  1  EigenthQmer  Der- 
jenige, „welcher  befugt  ist,  über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines  Rechts 
mit  Auschliessung  Andrer,  aus  eigener  Macht,  durch  sich  selbst  oder  durch  einen 
Dritten  zu  verfügen".  Dann  wird  aber  doch  in  §.  26  gesagt,  , jeder  Gebranch  des 
Eigenthums  sei  erlaubt  und  rechtmässig,  durch  welchen  (weder  wohlerworbene  Rechte 
eines  Andern  noch)  die  in  den  Gesetzen  des  Staats  vorgeschriebenen  Schranken  über- 
.schritten  werden''.  Hier  ist  nicht  nur  von  Eiuschräiikungon  des  Eigenthums  die 
Rede,  in  dem  wörtlichen  Sinne,  dass  der  Eigenthümcr  gesetzlich  genOthigt  werden 
kann,  in  der  Weise  des  rOmischen  Servitutenrechts ,  eine  Benutzung  zn  unterlastien 
negative  Serntuten  oder  Servitutes  in  non  faciendo)  oder  etwas  zu  dulden  (positive 
Servituten,  quae  in  patiendo  consistunt).  sondern  es  wird  in  §.  34  sogar  das  allge- 
meine Princip  aufgestellt.  ..soweit  die  Benutzung  einer  Sache  zur  Erhaltung  des 
gemeinen  Wohls  erforderlich  ist,  kann  der  Staat  diese  Benutzung  befehlen  und  die 
Unterlassung  derselben  durch  Strafgesetze  ahnden",  oder  m.  a.  W.  es  werden  im 
Princip  Verpflichtungen  des  Eigenthümers  zu  Handlungen  im  Interesse  des  Gemein- 
wohls, also  auch  Andrer  als  des  Eigenthümers,  aus  dem  Eigenthnm  abgeleitet.  Hier 
kommen  dann  die  sehr  eingehenden  Vorschriften  über  Gebäudecigenthum  §.  36  ff. 
l^c•rpflichtung  zur  Unterhaltung  und  Wiederherstellung\  über  Waldeigenthum  §.  83  fl. 

Mag  im  Einzelnen  hier  noch  so  viel  willkührlich  sein,  im  Ganzen  ist  dies 
doch  die  richtige  socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums,  mit  welcher  allein 
sich  die  NationalOl;onomie  befreunden  kann.  Sie  hat  zur  nothwendigen  Gonsequenz 
eine  andre  BegrifI^bestimmung  des  Eigenthums.  Dieser  Standpunct  dos  preussischen 
Land  rechts,  wonach  z.  ß.  auch,  im  diametralen  Gegensatz  gegen  das  römische  Recht, 
ein  Eigenthum  an  Forderungen  angenommen  wird,  gilt  jetzt  unseren  Juristen 
für  ..wissenschaftlich  überwunden*'.  Er  hat  sich  unter  deutlichem  Einflüsse  des 
Nuturrcchts  des  Is.  Jahrhunderts  und  der  Wolii'schcn  eudämonistischen  Philosophie 
u:ebildet,  aber  enthält  manche  besseren  Keime  für  ein  nationalokonomisch  und  social- 


Hinc^  der  pri?atrechtiichen  Eigenthamsdefiaitionea.  267 

politisch  lialtbares  Privatrecht,  als  ansere  jetzige  reia  privatrechtliche  Jarispradenz 
zugeben  will.  (YgL  auch  Degenkolb,  Artikel  prcussischcs  Landrecht  in  Kotteck 
und  Welcker's  Staatslezicon,  S.  Auflage,  XII,  besonders  134,  139.) 

HieiifegeD,  wie  Kritiker  des  Entwurfs  des  bürgerlichen  Gesetzbachs  ausgeführt 
habeo,  Tor  Allen  Gierko  a.  a.  0.,  bildet  die  Fassung  in  diesem  Entwarf,  zumal  in 
Verbindong  mit  den  weiteren  bezuglichen  Bestimmungen,  wieder  eine  erheblichen 
Rüdochiitt  Ton  der  bereits  mehr  socialrcchtlichen  zur  indiridualrechtlicheu  Auf- 
bmang.  Es  heiast  hier  (im  4.  Abschnitt,  Eigenthum,  1.  Titel,  Inhalt  uod  Begrenzung 
desselben)  in  §.  848:  ,.Ddr  EigenthUmer  einer  Sache  hat  das  Recht,  mit  Aus- 
flchlieasnog  Anderer  nach  Willkühr  mit  der  Sache  zu  verfahren  und  Über  dieselbe  zu 
?erfhgen,  soweit  nicht  Beschränkungen  dieses  Rechts  durch  Geset«  oder  durch  Rechte 
Dritter  begründet  sind/'  Also  in  der  That:  das  jus  utendi  et  abutendi  re  sua. 
A.  Menger  schlägt  vor,  durch  HinzufUgung  der  Worte  „innerhalb  der  Schranken  des 
Gesetzes'^  Tor  den  Worten  „mit  Ausschliessung  u.  s.  w/*  die  Begriffs-  und  Inhalts- 
bestimmang  zn  Terbessem.  Dadurch  soll,  „dem  heutigen  Rechtszustand  entsprechend, 
sofort  durch  die  Begriffsbestimmung  dos  Eigenthums  angedeutet  worden,  dass  der 
Eigenthflmer  seine  idllkülirliche  Herrschaft  über  die  Sache  nur  innerhalb  der  engen 
und  täglich  sich  verengernden  Schranken  des  Gesetzes  ausüben  darf/*  Die^e  Begrifis- 
bestimmnng  werde  sich  iq  Zukunft  vollends  bewähren.  Es  Hesse  sich  voraussehen, 
dass  der  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  deutliche  Strom  der  Entwicklung  dahin 
fthran  werde,  das  Eigenthum  und  damit  das  ganze  Privatrecht  vollständig  durch  das 
öffentliche  EUicht  zu  überfluthen  (a.  a.  0.  S.  430).  Nun,  dies  mag  etwas  zu  viel  ver- 
DUthet  sein,  aber  in  der  Richtung  der  Beschränkung  der  Befugnisse  des  Eig^en- 
thOmers,  namentlich  bei  Grund-,  Gebände-,  Kapitaleigenthm  möchte  die  Entwicklung 
allerdings  gehen.  Der  „Entwurf*,  der  z.  B.  in  einigen  Bestimmungen  über  das 
Gnmdeigenthom  das  Herrschafts-  und  Willkührmom ent  bis  zum  Nonsens  übertreibt 
(S-  8491  Dazu  Gierke  a.  a.  0.,  XII,  1198),  steht  freilich  auf  ganz  anderem  Boden, 
aber  wird  das  nicht  hindern. 

Die  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthums  lassen  sich  ausser  aus 
dem  socialen  Zusammenhange  der  Menschen  und  Güter  übrigens  auch  aus  den  ver- 
nnnftgemässen  Lebenszwecken  des  Individuums  selbst,  d.  h.  hier  des 
Eilfenthomers  ableiten.  Von  diesem  Gcsichtspuncte  aus  hat  die  Krause 'sehe  Rechts- 
philosophie in  einem  ihrer  hervorragendsten  Vertreter,  Ahrens,  das  Ei)2:enthum  be- 
stimmt als  „die  einer  Person  zustehende  rechtliche  virtuelle  Macht  über  ein  sach- 
liches Gut  nach  allen  durch  vernUnftifl^e  Lebenszwecke  bestimmten  und  begrenzten 
NatznnKen**  (Naturrecht  II,  114).  Es  liesse  sich  die  nothwendige  Anferlo^ung  von 
Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthums  wohl  aus  dieser  Beziehung  zu 
den  vernünftigen  Lebenszwecken  ableiten.  Aber  das  Misslicbe  bleibt,  da^s  der  Eigen- 
thümer  nach  dieser  Definition  doch  allein  diese  Zwecke  beurtheilt  und  danach  doch 
nur  sein  Wille  über  den  Inhalt  des  Eigenthums  entscheidet.  —  Treudeleuburg's 
Definition:  „Eigenthum  einer  Person  ist  dasjenige  ausser  ihr,  was  als  Werkzeug  ihres 
Willens  anerkannt  wird,  und  zwar  so,  dass  es  das  Werkzeug  eines  Anderen  nur  durch 
ihren  Willen  werden  kann'*  (Naturrecht  S.  205),  leidet  an  der  Absolutheit  der  römisch- 
rechtlichen Begriffsbostimmungen. 

L  —  §.  127  [283].  Die  privatrechtlichen  Eigeuthums- 
definitionen  und  ihre  Mängel.  In  notbwendiger  Consequenz 
der  im  Vorausgehenden  begründeten  Auffassung  des  Privateigen- 
thnms  kann  vom  volkswirthschaftlichen  und  socialen  (,,social- 
ökonomischen*')  Gesichtspunete  aus  keine  Begriifsbestimnuing  des- 
selben anerkannt  werden,  welche  auf  ein  absolutes  oder  mit 
andern  Worten  auf  ein  solches  Privateigenthum  hinauskommt,  dass 
nur  von  dem  individuellen  Willen,  gar  der  reinen  Willktthr  des  Eigen- 
thttmers  seinen  Inhalt  erhält.  Solcher  Art  sind  aber  zum  Theil 
die  rein  privatrechtlichen  Definitionen  des  Eigenthums  sowie  die- 
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jenigen,    welche    nach    denselben    im    gemeinen    Leben    gebildet 
werden. 

Diese  letzteren  sud  natürlich  ohne  wissenschaftliche  und  ohne  nnmittelbar 
practisch-rechtliche  Bedeotoog.  aber  sie  Oben  trotzdem  einen  oft  nar  za  rerhlngni»- 
Toilen  Eibfloss  ans.  weil  sich  nach  ihnen  die  Fordeningen  der  Eigenthttmer  oder 
..des  Poblicams**  hinsichtlich  des  Inhalts  des  Eigenthnmsrechts  richten.  Jeder  Gedanke 
an  eine  Beschrinkang  der  Eiffenthnrnsbenntzong  oder  vollends  an  die  Anflegting  ?on 
VerpfiichtQiigen.  z.  B.  selbst  aaf  den  G  ru  n  d  dgenthOmer  ab  solchen,  wird  in  anserem 
Poblicnm  eben  deshalb  sofon  abgewiesen,  ja  als  widerrechtlich,  vielleicht  sogar, 
wie  es  nicht  selten  geschehen  ist,  mit  Hinweis  anf  den  .,rerfa8snngsmiaBigen 
Schatz  des  Eigenthums*',  betrachtet,  weil  d!e  Leute  eben  nur  ein  absolutes  Recht  vor 
Augen  haben. 

Die  privatrechtlichen  Definitionen  dürfen  schon  wegen  dieser 
praetiscben  Conseqaenzen  nicht  als  etwas  GleichgiltigeSy  das  nur 
tlir  die  Jorisprndenz  eine  formale  Bedeutung  hätte,  f&r  die  Volks- 
wirthschaft  und  das  sociale  Leben ,  f&r  die  ökonomische  und  die 
Socialpolitik  angesehen  werden.  Sie  müssen  daher  der  Forderung 
entsprechen  y  dass  durch  sie  sogleich  von  vornherein  das  Privat- 
eigenthnm  als  eine  Summe  von  Rechten  erkannt  werde,  welche  sich 
nicht  ausschliesslich  nach  dem  Willen  des  Eigenthümers,  sondern 
stets  auch  nach  dem  Willen  der  gesetzgebenden  Macht,  als  der 
Vertreterin  der  Geroeinschaftsinteressen  gegenüber  den  Interessen 
der  Eigenthümer- Individuen,  ergiebt. 

Die  Definitionen  müssen  deswegen  die  Eventualität  von  ge- 
setzlichen Beschränkungen  der  Verfügnngsbefngnisse  der 
Eigenthümer  und  selbst  von  Verpflichtungen  zu  einem  Thun, 
welche  den  letzteren  hinsichtlich  der  Benutzung  ihres  Eigenthums 
auferlegt  werden  können,  mit  in  sich  aufnehmen.  Sie  müssen 
endlich  weit  genug  sein,  um  neben  dem  Eigenthum  an  körper- 
lichen Sachen  auch  das  „geistige''  Eigenthum  und  weiter  überhaupt 
ein  Eigenthum  an  „Verhältnissen^'  (1,  §.  119),  Rechten,  selbst  an 
Forderungen,  mit  umfassen  zu  können. 

Auch  für  diese  Auffassung  des  Eigenthums  kann  man  sich  auf  mittelalterliches 
deutsches  Recht  und  auch  auf  neuere  geltende  Kcchtsbucher«  wie  das  Osterreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch  g.  35a  und  das  preuüsiscbe  Landrecht  Theil  1,  Titel  8,  §.  1 
berufeu.  (Vgl.  Kraut,  Grundriss.  §.  105.)  Es  gilt  freilich  diese  Enreiterung  des 
EigenthumsbegriH's  jetzt  meistens  für  wissenschaftlich  unrichtig,  weshalb  der  Ausdruck 
geistiges  Eigenthum  dann  auch,  wie  oben  schon  bemerkt,  rerworfen  und  die  Behand- 
lung der  Eigenthumslehre  z.  B.  im  preussischen  Landrecht,  die  Annahme  eines 
..Eigenthums'*  an  „Forderungen'*  u.  s.  w.  als  antiquirt  betrachtet  wird.  Aber  liegen 
nicht  auch  hier  öfters  nur  Einseitigkeiten  der  heutigen  Privatrechtswissenschaft  vor? 
Vgl.  Bescier  §.  81,  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  §.  76,  nnd  jetzt  namentlich 
(iierke  a.  a.  0.  in  seiner  Kritik  der  Behandlung  des  Eigenthumsrechts  im  Entwurf 
des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

Nur  so  auf'gefasst  und  im  positiven  Recht  gestaltet  erscheint 
das  Privateigenthum   als  das,  was   es  stets  war  und  ist  nnd  sein 
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soll:  ein  socialrecbtliches  und  somit  ein  eigentlich  voiks- 
wirthschaftsrechtliches  statt  eines  bloss  privatrechtlicben  und 
rein  priYatwirtbschaftsrechtlicben  Instituts:  nur  so  wird  es  daber 
auch  zugleich  mitunter  den  offen  tlicb-reebtiiehen  Gesicbtspunct 
gestellt  y  was  ein  nothwendiges  Postulat  ist. 

Die  Eigenthumsdeiinitionen  der  Bechtswissenschaft,  be- 
sonders der  römiscb-recbtlicben,  oder  der  unter  dem  Einfluss 
derselben  stehenden  Privatrecbtswissenscbaft  überhaupt 
sind  deshalb  socialökonomisch  meistentheils  unhaltbar.  Sie  stehen 
aber  selbst  mit  dem  positiven  Rechte ,  aus  welchem  sie  doch  ab- 
strahirt  sein  sollen,  nicht  immer  in  vollem  Einklänge.  Denn  das 
positive  Recht  kennt  regelmässig  Beschränkungen  jenes  absoluten 
Eigenthums,  welches  die  Theorie  zu  formuliren  pflegt.  Freilich 
giebt  es  auch  gesetzliche  Definitionen  des  Eigenthums,  welche 
dasselbe  als  ein  absolutes  Recht  hinstellen  und  deshalb  nicht  zu 
billigen  sind.  ^)  Diese  Definitionen  sind  aber  in  neueren  Rechts- 
büchem  unter  dem  Einfluss  einer  einseitig  privatrechtlicben  wie 
individualistischen  Jurisprudenz  formulirt  worden  und  befinden  sich 
dann  doch  mit  anerkannten  anderen  Sätzen  des  eigenen  Rechts  in 
Widerspruch.')  Da  letztere  Rechtssätze  vorgehen,  haben  jene 
Definitionen  zwar  practisch  nicht  die  Bedeutung,  die  ihnen,  streng 
genommen,  beigelegt  werden  müsste,  aber  sie  üben  gleichwohl 
einen  nachtheiligen  Einfluss  aus  und  müssen  deswegen  so  gut  wie 
die  rechtswissenschaftlichen  modificirt  werden. 

Wo  in  älteren  nicbt-rOmischeD,  besonders  iu  germanischen  Rechtsquellen  Sätze 
rorkommen,  welche  als  eine  Art  Definition  gelten  können  oder  aus  welchen  die 
WiMenschaft  Definitionen  bildete  oder  mit  welchen  sie  ihre  eigenen  belegte,  da  darf 
BMI  sich  übrigens  über  die  Tragweite  solcher  Sätze  nicht  täuschen.  (Vgl.  z.  B.  die 
Stolle  ans  d.  El.  Kaiserrecht  bei  Böse  1er,  §.  Sl,  Anm.  3.)  Sie  haben,  auch  wo 
ne  80  lauten,  nicht  ein  absolutes  Eigenthum  statuiren  sollen,  wie  sich  auch  aus 
anderen  S&tzon  ergiebt. 

Es  finden  sich  endlich  auch  Eigentbumsdefioitionen  des  posi- 
tiven Rechts  und  der  Recbtswissenschaft,  welche  das  Conditio- 
nelle  der  Unbeschränktheit  des  Eigenthums  schon  mit  in  die  Be- 
griffsbestimmung aufnehmen.  ^)  An  diese  Definitionen  hat  die  social- 


')  Vgl.  österreichisches  btlrgerliches  Gesetzbuch  §.  354  („als  ein  Recht  betrachtet 
ist  Eigenthum  die  Befbgniss,  mit  der  Substanz  und  den  Nutzungen  einer  Sache  nach 
WillkUhr  zn  schalten,  nnd  jeden  Anderen  davon  auszuschliessen^').  Preussisches 
Landrecht  Theil  1,  Titel  8,  §.  1.  Entwurf  des  deutscheu  Gesetzbuchs  §.  S4S.  Siehe 
Vorbemerkungen  S.  265  if. 

*)  So  im  preoBsischen  Landrecht  sehr  deutlich.    Siehe  oben  S.  206. 

*)  Siehe  Vorbemerkungen,  besonders  den  Code  Napoleon  Artikel  544;  in  einer 
Hinsicht  selbst  der  deutsche  Entwurf  §.  848. 
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ökonomische  Auffassung  des  Privateigenthums  anzuknüpfen:  sie 
sind,  wenngleich  vielleicht  noch  anders  zu  formnliren,  doch  im 
Princip  richtig,  weil  das  Eigenthum  hier  keinen  rein-privatrecht- 
liehen  Character  mehr  hat,  der  obigen  Fordernng  gemäss.  Der 
Mangel  auch  dieser  Definitionen  liegt  gewöhnlich  nnr  darin,  dass 
dieselben  zu  eng  sind,  um  eine  Berücksichtigung  der  Verschieden- 
heiten der  ökonomischen  Eigenthumskategorieen  und  damit  des 
Moments  des  Zwecks  der  im  Eigenthum  stehenden  Güter  zu  er- 
möglichen. 

II.  —  §.  128.  Die  Rechtfertigung  dieser  Anforderungen 
an  die  Begriffsbestimmung  und  damit  an  die  Bestimmung  des  recht- 
lichen Inhalts  des  Privateigenthums  liegt  in  der  Stellung  des  letzteren 
in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und  in  der  volkswirthschaftlichen 
und  socialen  Bedeutung  und  Function  theils  aller,  theils  der  hier 
vornemlich  in  Betracht  kommenden  Arten  und  Zweckkategorieen 
des  Privateigenthums,  besonders  desjenigen  an  sachlichen  Pro- 
duktionsmitteln, an  Grundstücken  und  Kapitalien. 

Audi  liior  fol^t  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Herrschaftsbefugnisse  des 
rri\Hti'i>*oiithUm(>rs  in  Bezug  auf  die  in  seinem  Eigenthum  stehenden  Objecto  aus  der 
M 11  xi III 0.(1  er  i'oexistenz  der  Individuen,  der  Sondereigenthttmer,  in  der  bttrger- 
lii'licii  (ivHoUschaft:  ist  insofern  eine  nothwendige  socialpoli tische  Forderung. 
So(iHiiii  iM  ('S  eine  nationalokonomische  Forderung,  dass  die  Privateigenthums- 
Institution  auch  m(^glichst  sicher  im  volkswirthschaftlichen  Prodnctions  -  und 
V(*rtheilung:sinti«resse  fungiro  und  schädliche,  rein  selbstsüchtige  (und  chicanAse) 
HtMiut/un^:«»!!  (los  Kigenthums  Seitens  seiner  Herren  möglichst  verbatet  werden. 
PiiN  rrivntei^cnthum  soll  nicht  zum  Ausbeutungsmittel  gegenüber  Andren,  vdlends 
iihht  /.um  Mittel  werden.  Andren  die  Existenz  zu  nehmen  oder  zu  untergraben 
^(letHhreii  bei  rrivatgrundeigenthum!  Städtischer  Wohnungsboden,  agrarische  Lati- 
t'niulu^n)  oder  Andren  die  Entwicklungsbedingungen  ungebührlich  zu  unterbinden, 
i>>  soll  auch  nicht  zum  Mittel  werden,  die  Production  kurzsichtig  und  eigensüchtig 
/u  iiiis.Nleiten  ((Gefahren  der  Speculation,  der  Ausbeutung  der  Gonjunctaren).  Es  soU 
mit  einem  Worte  eine  Institution  nicht  nur  im  individueUen,  im  privatwirthschaft- 
liehen,  soikKtii  im  socialen,  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  sein. 

Auch  hier  ist  aber  eine  historisch-  und  örtlich-relative 
AnlTassung  berechtigt.  In  den  früheren  Perioden  weniger  ent- 
wickelten Verkehrs,  geringerer  Arbeitstbeilung,  vorherrschender  oder 
(loch  stark  mitspielender  Production  für  den  Eigenbedarf,  natural- 
wirthschaftlicher  Verhältnisse,  noch  geringer  Geldwirthscbaft,  über- 
wiegenden Klein-  und  Mittelbetriebs  in  Landwirthscbafl,  Gewerke» 
Handel,  leichten  Landerwerbs  war  eine  absolutere  Gestaltung  der 
Privateigenthumsordnung  weniger  socialökonomisch  bedenklich.  In 
unseren  modernen  entwickelten  Verhältnissen,  besonders  bei  aus- 
gebildeter Geld-  und  Creditwirthsehaft  und  überhaupt  auf  der  Rechts- 
basis des  modernen  Systems  der  freien  Coneurrenz  (I,  §,  307),  wo 
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das  „erste  wirthschaftliche  Leitmotiv*',  der  wirthschaftliche  Vortheil 
im  Wirthschaftsleben  so  in  den  Vordergrund  tritt  (I,  §.  34  if.),  da 
drobcD  eben  erst  die  angedeuteten  Gefahren  des  Privateigentbums, 
znmal  an  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  so  stark.  Erst  hier 
foDgirt  das  Privateigenthnm  daher  leicht  so  nachtheilig  für  üritte 
ond  gilt  es  dann,  die  Herrschaftsbefugnissc  des  Eigenthtimers  zn 
beschränken,  —  soweit  es  überhaupt  bestehen  bleiben  soll  und 
mass,  also  nicht  seine  Hinübertuhrung  in  öffentliches  Eigenthnm  er- 
folgty  das  dann  selbst  in  der  juristischen  Fomi  des  Privateigenthnms 
öffentlicher  Körper  doch  anders  fungirt. 

In  der  AofTassoDg  des  Socialismus  von  der  historisch -relativoii  Berechtigung 
und  Kichtberechtigang  des  Pri?ateigeuthams  an  deu  sachlichen  Prodactionsmittelii 
aberhaopt  ist  der  ?oraubgchende  Gedanke  auch  enthalteu,  nur  schrofTer  zugespitzt 
und  einseitig  dorch  die  Olsonomisch-technische  Entwicklung  der  Production  begründet. 
Nor  die  Ausdehnung  der  Grundherrlichkeit  (nulle  terre  sans  seigneur),  die  Regalisi- 
niD^  des  Bodens  neu  occnpirter  oder  eroberter  Gebiete  für  das  Fürstenthum  schuf  im 
Hittelalter  für  die  nicht-grundbesitzende  Bevölkerung  ähnliche  Abhängigkeitsverhält- 
nisse gegenüber  dem  Bodenbesitzer,  wie  heute  für  die  nichtbesitzendon  Classen  über- 
haopt  gegentlber  den  PrivateigenthUmern  der  Productionsmittel.  (Vgl.  die  genannte 
Abhandlung  von  A.  Meng  er  auch  für  das  hier  Gesagte.)  (^Dieser  ganze  §.  12S  ein 
Zusatz  In  dieser  3.  Auflage.) 

III.  —  §.  129  [284].  Feststellung  des  Eigenthums- 
begriffs.  Unter  Berücksichtigung  der  obigen  Anforderungen  an 
die  social-rechtliche  Gestaltung  des  Privateigenthnms  und  die  da- 
durch auch  für  das  Privatrecht  bedingte  Fassung  des  Eigenthums- 
begriffs  lässt  sich  das  Privateigenthnm  definiren  als:  die  höchste 
Yom  Recht  (Gesetz)  zugelassene  Form  rechtlicher 
Herrschaft  einer  Person  über  äussere  Güter  {l,  §.  112). 
In  dieser  Fassnng  liegt  implicite  das  angegebene  wesentliche 
Moment:  der  unabhängig  vom  Willen  des  Eigenthnmssubjects  er- 
folgende Vorbehalt  der  mit  dieser  Herrschaft  gesetzlich  verbundenen 
Beschränkungen  und  Verpflichtungen.  Das  Privateigenthum  ist  hier- 
nach eine  Summe  von  Verfttgungs-  und  Aussehlussbei'ugnisscii 
Anderen  gegenüber,  deren  höchstes  Maass  das  Recht,  nicht  souverain 
der  Wille  des  Eigenthümers  festsetzt,  selbstverständlich  in  beiden 
Fällen  immer  vorbehaltlich  der  „Natur  der  Dinge'',  der  natürlichen 
Eigenschaften  und  Zv^ecke  des  Kigenthumsobjccts. 

Obige  Begriffsbestimmung  ist  uur  um  ein  Weniges  abweichend  von  derjenigen 
in  der  1.  Auflage  §.  284,  aber  doch  formell  jetzt  besser  und  liUrzer.  In  der 
1.  Auflage  lautete  sie:  die  vom  Recht  (Gesetz)  zugelassene  vollkommene  rechtliche 
Herrschaft  einer  Person  über  Äussere  Güter,  vorbehaltlich  der  ....  Beschränkungen 
und  Yerpflichtuogen.  Als  ,,h ochste*'  Form  unterscheidet  sich  hiernach  z.  B.  das 
Eigenthum  an  Sachen  von  andren  dinglichen  Bechten.  Der  Ausdruck  passt  auch 
auf  geistiges  Eigenthum,  auf  ,,Forderungs  Eigenthum'*.  Im  letzteren  Fall  ist  z.  B. 
maa&sgeb^d,  ob  und  wie  weit  die  Rechtsordnung  ein  Zurückgreifen  des  Berechtigten 
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auf  die  Person,  die  Freiheit  u.  s.  w.  des  Scholdoen  zal&sst  wie  weit  Pfüidttog 
gestattet  ist  a.  s.  w.  —  Samter  (Eigentbumsbegriff  S.  29S)  kann  ich  nicht  bei- 
stimmeu  in  der  Ersetzung  von  „zagelassone'*  durch  „zuertheilte**  Hemchaft. 
Denn  die  Rechtsordnung  bestimmt  eben  nur  die  Grenze  des  Rechts  des  Eigenthttmen. 
Mit  einer  kleinen  Veränderung  konnte  man  auch  dcfiniren,  die  rechtliche  (daher 
unter  den  formellen  und  materiellen«  positiren  und  negatiren  Bedingungen  der  Bischts- 
orduunt^)  höchste  Form  der  Herrschaft  einer  Person  tlber  äussere  Güter. 

Die  neuere  Rechtswissenschaft  weist  die  Auffassung  des  Eigenthums  als  eine 
Summe  einzelner  Befugnisse  meistens  ab.  So  auch  die  Verfasser  des  Entwarfs  des 
deutschen  (jesetzbuchs  (siehe  Motive  zu  §.  848,  III,  S.  262:  ,,Die  einzelnen  Befugnisse 
des  Eigenthttmers  würden,  auch  wenn  eine  allgemeine  Bestimmung  fohlte,  aus  den 
Vorschriften  über  den  Eigenthumsschutz  und  über  die  ron  dem  Eigenthümer  vor- 
zunehmenden Veränssernogsgesch&fte  [cbaracteristische  Hervorhebung  nur  dieser,  ia 
der  heutigen  verkehrsrecbtlichen  Auffassung  des  Eigenthums,  nicht  der  Benutzungs- 
befugnisse] entnommen  werden  können;  sie  lassen  sich  nicht  vollständig  aufdUilen; 
das  Bedurfniss  einer  solchen  Aufzählung  liegt  auch  nicht  vor,  da  das  Eigenthum 
nicht  eine  Summe  einzelner  Befugnisse  ist'*).  Indessen  ist  eine  Aufzählung  der 
einzelnen  Befugnisse  auch  nicht  noth wendig,  es  genügt,  die  Kategorieen  derselbeo  zu 
nennen.  Indem  dann  die  Festsetzung  eines  „höchsten  Maasses**  dieser  Befugnisse  der 
Rechtsordnung  vorbehalten  bleibt,  wird  wiederum  der  socialOkonomische  Standpunct 
inne  gehalten  (§.  131).  —  Die  neuere  Controverse  über  die  Behandlung  des  Sachen- 
rechts und  des  Eigenthums  im  Entwurf  des  Deutschen  Gesetzbuchs,  namentlich  wieder 
die  Kritik  Gierke's  und  A.  Menger's.  hat  mich  wiederum  darin ' bestärkt,  meine 
obige  Auffassung  festzuhalten  und  zwar  wesentlich  auch  in  der  Fassung  der  2.  Auf- 
lage (S.  5S2). 

A.  Insbesondere  bestimmt  das  Recht  die  Ausdehnung  (Ex- 
tensität, Umfang)  des  Eigenthums,  d.  h.  es  bestimmt,  an 
welchen  äusseren  Gütern  überhaupt  ein  Privateigenthum  der  Privat- 
wirtliscbaften  (§.  93)  zulässig  ist. 

In  der  Hauptsache,  aber  nicht  ausschliesslich,  erstreckt  sich  dies  Prirateigen- 
thum  nur  auf  die  wirthschaftlichen  und  unter  diesen  meistens  nur  auf  die  Veritehrs- 
güter  (I,  §.  122).  Wirthschaftliche  Güter  müssen,  um  Verkehrsguter  zu  sein,  aus- 
schliesslich angeeignet  und  übertragen  werden  können.  Letztere  MögUcbkeit  kann 
rechtlich  ausgeschlüsson  sein,  wo  dann  zwar  ein  Privateigenthum  bleibt,  aber  das  Gut 
nicht  Verkehrsgut  ist,  wie  bei  bestimmt  gebundenem  Grund  und  Boden.  Von  den 
den  wirthschaftlichen  gegenüberstehenden  freien  Gütern  (§.  113)  können  die  freien 
BeaitzgUter  ins  Privateigenthum  übergehen,  wodurch  sie  alsdaxin  in  die  Kategorie  der 
wirthschaftlichen  hinübertreten  (§.  114).  Gewisse  Objecto,  namentlich  freie  BesitzgOter 
(ßuden)  bleiben  mitunter  nach  dem  Rechte  aber  den  Zwangsgemeinwirthschafteo,  be- 
sonders dem  Staate,  früher  der  Dorfgenossenschaft.  Ortsgemeinde  als  Gemcineigen- 
thum  vorbelialten,  unter  Ausschluss  des  Privateigcnthums.  Bei  den  nicht  ausdrAcuich 
vom  Rechte  ausge.^chlossencn  Objecten  ist  anzunehmen,  dass  das  Recht  an  ihnen  im 
Princip  Privateigenthum  zuiää>t. 

Die  Ausdehnung  des  Privateigcnthums  muss  wesentlich  mit 
und  zum  Theil  in  erster  Linie  nach  ökonomischen  und  productions- 
technischen  Gesichtspuncten  festgestellt  werden.  Die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  des  Privateigcnthums  geht  dann  vielfach  in  die 
allgemeinere  nach  der  Begründung  desselben  an  den  verschiedenen 
Objecten,  besonders  an  den  Productionsmitteln  über  (§.  130,  Bneh  3) 
und  ist  practisch  im  positiven  Recht  historisch  und  örtlich  relativ, 
daher  verllnderlich  zu  bestimmen,  weil  nach  wechselnden  ökono- 
misch-technischen Gesichtspuncten. 
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B.  Zum  Bebnfe  der  Lösung  dieser  Fragen  ist  das  Eigenthura 
wieder  in  ökonomische  Kategorieen  zn  bringen  and  speciell 
flir  jede  derselben  nach  der  ökonomischen  Natur  uud  Function  einer 
jeden  zu  entscheiden,  ob  überhaupt  ein  Privateigenthum ,  dann  ob 
nur  ein  öffentliches  Eigenthum  oder  ob  und  wie  weit  beide  neben 
einander  zugelassen  werden  sollen.  Das  Privateigenthum  zertällt 
Zunächst  in  die  nemlichen  drei  grossen  Kategorieen,  wie  die  wirth- 
sehaftlichen  Güter  (I,  §.  119),  welche  es  umfasst,  demnach  in: 

1.  Eigenthum  an  körperlichen  Sachen  („Sacheigen- 
tham'^),  welches  auch  itir  die  Frage  der  Ausdehnung  des 
PriYateigentbums  in  die  weiteren  Arten  des  §.  99  zu  speciali- 
siren  ist 

2.  Eigenthum  (nach  Ausschluss  der  persönlichen  Unfreiheit) 
an  persönlichen  Diensten.  Es  lässt  sich  rechtfertigen,  die 
Forderung,  welche  auf  eine  Leistung  eines  Anderen,  etwas 
zu  geben  oder  etwas  zu  thun,  geht,  hier  mit  einzureihen. 

3.  Eigenthum  an  „Verhältnissen''  zu  Personen  und  Sachen 
(If  §.  119  N.  3)  und  daraus  eventuell  folgenden  Rechten.  Hierhin 
gehört  auch  das  geistige  Eigenthum  oder  das  Urheberrecht  im 
weiteren  Sinne  (§.  123). 

Im  preuflsischen  Landrecht  ist  ein  Eigenthnm  an  Rechten,  Fordcrongcn  an- 
eikuiDt,  der  neae  deutsche  Entwurf  kennt  nur  körperliche  Gegenstände  als  Sachen 
ud  nnr  ein  Eigenthum  an  diesen  (siehe  oben  S.  267).  —  Darüber  und  dagegen 
Gierke  a.a.O.,  XII,  872  ff.,  876.  Er  beraft  sich  dafar  auf  andere  neuere  Rechte 
irod  auf  die  Anschauungen  und  Bedürfnisse  des  Lebens.  Es  sei  ,.nicht  einzusehen, 
wamm  Dicht  auch  an  ankOrperlichen  Sachen  von  einem  „„Eigenthum'**'  gesprochen 
«uden  soll,  um  das  die  Totalität  des  betreffenden  Objects  ergreifende  Kocht  von 
etva  abgesplitterten  unvollkommenen  Rechten  zu  unterscheiden.  Sobald  einmal  ein 
.,J!ße8sbranch''**  oder  ein  .„J^fandrecht"'*  an  einer  Forderung,  Hypothek,  Grundschuld, 
einem  Kieasbraiich  oder  überhaupt  einem  „„Recht*'*'  angenommen  wird,  scheint  doch 
als  Ergänzung  hierzu  unausbleiblich  auch  ein  „„Eigenthum""  an  denselben  Gegen - 
ttiaden  rorgestellt  werden  zu  müssen.**  Gegenüber  dem  mir.  auch  von  nationalOko- 
Biflcher  Seite  wohl  gewordenen  Einwand  der  juristischen  Unhaltbarkeit  meiner  Aus- 
dehnuDg  des  Eigenthumsbeg^ffs  mag  mir  wieder  Gierke  als  Gewährsmann  dienen.  — 
Ueber  das  römische  Obligationenrecht  Puchta,  Pandecten  §.  21S  ff.,  über  das  deutsche 
Beseler  §.  118.  Vgl.  auch  Arnold,  Gultur  und  Recht  der  Römer,  S.  144  ff., 
S.  148,  153  ff.,  231  ff.  Gegen  meine  Ausdehnung  des  Eigenthumsbegriffs  auf  Dienste, 
PordeniDgeD,  Yerhftltnisse  hat  Knies,  Politische  Ockonomic,  2.  Auflage,  S.  214  ff.,  218 
sich  in  lungeren,  viel  Bemerkenswerthes  enthaltenden  Ausführungen  erklärt.  Ich 
bin  doch  auch  von  ihm  nicht  überzeugt  worden  und  berufe  mich  auf  Gierke. 

C.  Das  Eigenthum  giebt  dem  Eigenthümer  in  Bezug  auf  das 
im  Eigenthum  stehende  Objeet  und  auf  dritte  Personen  zunächst 
allerdings  alle  denkbaren  Befugnisse ,  weiche  nach  der  Natur  des 
Objects  der  Wille  des  Eigenthttmers  aus  der  ihm  zustehenden  recht- 
lichen Herrschaft  ableitet,  aber  nur  innerhalb  der  Grenzen  und  zu- 
gleich  mit  den  Verpflichtungen,   welche  die  Rechtsordnung  fest- 

A.  WagBtr,  Onudlegniig.  8.  Anfl.   2.  Theil.  Yollcswlrthflchaft  n.  Becht.  IS 
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setzt:  also  kein  ^^absolutes''  Eigenthnmsrecht.  Das  Recht  bestimmt 
insofern  auch  den  (maximalen)  Inhalt  (Intensität)  des  Eigenthoms. 
Anch  hier  mnss  es  sieh  bei  Feststellung  dieses  Inhalts  nnd  seines 
höchsten  Maasses  an  die  Gesiehtspnnete  der  volkswirthscbaftliehen 
Zweckmässigkeit  nnd  der  (Gerechtigkeit  halten  nnd  eben  deshalb 
wieder  nach  den  einzelnen  Kategorieen  anch  in  diesem  Pnncte 
specialisiren. 

Die  Aufgabe,  welche  hiemach  anf  dem  Gebiete  der  Eigen- 
thnmsordnnng  für  die  Rechtsbildnng  in  Bezug  anf  die  Bestimmung 
der  Ausdehnung  und  des  Inhalts  des  Eigentfanms  yorliegt,  ist 
der  Aufgabe  der  Begründung  des  Eigenthums  yerwandt  Es 
muss  in  beiden  Fällen  als  erheblichster  Fehler  der  üblichen  rechts- 
philosophischen,  juristischen,  nationalökonomischen  nnd  socialpoli- 
tischen  Behandlung  der  Eigenthnmslehre  bezeichnet  werden,  dass 
die  Ycrschiedenen  Eigenthumsarten  in  der  Beweisführung  gar  nicht 
oder  nicht  genügend  unterschieden  werden. 

IV.  _§.  130  [285].  Ausdehnung  und  Inhalt  des  Privat- 
eigenthums.  Diese  beiden  Fragen  können  anch  nach  ihrer  Yolks- 
wirthscbaftlicben  Seite,  nach  welcher  allein  wir  sie  hier  hinein  zu 
ziehen  haben,  nur  zum  Theil  in  dieser  Grundlegung  (unten  Buch  3 
und  4),  zum  grossen  Theil  nur  im  ganzen  System  der  Politischen  Oeko- 
nomie,  insbesondere  die  erste  vollständig  erst  durch  die  Unter- 
snchnngen  in  der  Practischen  Volkswirthschaftslehre  nnd  in  der 
Finanzwissensebaft,  die  zweite  in  ersterer  nnd  in  der  (hier  Yon  der 
Grundlegung  unterschiedenen)  Theoretischen  Nationalökonomie,  ins- 
besondere in  den  dahin  gehörigen  Ausführungen  über  das  privatwirth- 
schaftliche  System  erledigt  werden.  (Vgl.  über  das  System  der  ge- 
sammten  politischen  Oekonomie  I,  S.  2,  3  u.  §.  103.)  An  dieser  Stelle 
hier  ist  jetzt  nur  über  das  Wesen  beider  Fragen  kurz  zu  orientiren. 

A.  Die  Frage  nach  der  richtigen  Ausdehnung  des  Privat- 
eigenthums  und  damit  zugleich  nach  der  Stellung  des  öffentlichen 
Gemeineigentbums  ist  überhaupt  von  vornherein  nicht  eine  privat- 
rechtliche, sondern  eine  öffentlich-rechtliche  Frage ,  welche  vor- 
nemlich  nach  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Gesichts- 
puncten  zu  entscheiden  ist.  Sie  fällt  im  Wesentlichen  zusammen 
mit  der  Frage  nach  der  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der 
Ausdehnung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  anf  Kosten  des 
privatwirthschaftlichen  nnd  zum  Theil  des  freigemeinwirthsehaft- 
licben  Systems.  Je  leistungsfähiger  sich  das  zwangsgemeinwirth- 
schaftliche,  besonders  durch  den  Staat  und  die  Gemeinde  repräsen- 
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tirte  System  erweist  und  je  mehr  inhärente  Schäden  das  privat- 
wirthschaftliche  zeigt,  desto  mehr  empfiehlt  sich  die  Ausdehnung 
des  ersteren.  Dies  fahrt  tbatsHchlich  zn  einer  Beschränkung  des 
PriYateigenthums  und  zn  dessen  Ersatz  durch  öffentliches  Eigen- 
thnm,  z.B.  bei  Wegen ,  Wäldern ,  Bergwerken,  Verkehreanstalten, 
nnd  kann  zum  principiellen  Ausschluss  desselben  an  ganzen  Kate- 
gorieen  von  Objecten,  wie  den  eben  erwähnten,  führen. 

1.  Die  principielle  Seite  dieser  Frage  berührt  mithin  sehr 
nahe  das  im  5.  und  6.  Bnch  des  ersten  Theils  der  Grundlegung 
bereits  bebandelte  grosse  Problem  der  Organisation  der 
ganzen  Volkswirthschaft,  —  ein  Zusammenhang  des  Privat- 
rechts  nnd  speciell  des  Instituts  des  Privateigenthums  mit  der 
Volks wirthschaft,  über  welchen  die  gewöhnliche  privatrechtliche 
Jnrisprndenz  ebenso  wie  die  frühere  individualistische  National- 
ökonomie meist  gänzlich  hinweggesehen  haben,  geschweige  dass 
sie  seine  hohe  Bedeutung  fllr  das  Verständniss  auch  des  Privat- 
rechts nnd  seiner  Entwicklungsgeschichte  erkannt  hätten.  Für 
diese  Seite  der  Efgenthumsfrage  ist  daher  auch  anf  die  genannten 
zwei  Bücher  zu  verweisen. 

2.  Ob  nnd  welche  einzelne  Zweige,  namentlich  der  mate- 
riellen Prodnction,  mithin  auch  der  zu  ihrem  Betrieb  gehörigen, 
eventuell  im  Privateigenthum  stehenden  Objecte  (Grundstücke, 
Kapitalien,  Einrichtungen,  Anstalten)  den  Privatwirthschaftcn  zu 
entziehen  nnd  auf  die  Zwangsgemeinwirthschaften  als  Gemeineigen- 
tham  zn  übertragen  sind,  das  ist  zwar  nach  der  allgemeinen  öko- 
nomischen Natur  und  Function  dieser  Zweige,  aber  stets  unter 
Berücksichtigung  der  concrcten  Umstände  zu  entscheiden.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  die  Frage  eine  eminent  historische  und  örtlich 
verschieden  sich  gestaltende,  gestattet  daher  nur  eine  relative 
Beantwortung  und  gehört,  soweit  sie  nach  ökonomischen  und  tech- 
nischen Gesichtspnncten  zu  erörtern  ist,  in  die  Specielle  oder  Prac- 
tische  Volkswirthschaftslehre  und,  soweit  finanzielle  Momente  mit- 
spielen, auch  in  die  Finanzwissenschaft.  Hier  in  der  Grundlegung 
kann  sie  daher  mehr  nur  nach  ihrer  allgemeinen  Seite,  d.  h.  nament- 
lich anch  nach  ihren  Voraussetzungen  nnd  Folgen  fltr  die  Zulassun^^ 
oder  den  Ausschluss  von  Privateigenthum  an  gewissen  Objecten  und 
fllr  die  Constituirung  von  Gemeineigenthum ,  und  bloss  für  die 
wichtigeren  Hanptkategorieen  behandelt  werden. 

Beispiele  eind  die  Fragen  der  Staats- FeldgUter,  Staats- Forsten,  Staats-Bergwerke, 
StMts-FmbrikeD.  Slaats-Strassen,  Staats-Verltehrsanstalten,  Post,  Telegraphie.  besonders 

IS* 
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EisoiibahDwesen ,  rerschiedener  Stmats-GebOhrenzweige.  Für  das  N&hcre  rerwaise  ich 
auf  uoiae  Finauzvisäenschaft .  Band  I,  besondere  3.  Auflage,  die  dortige  Lehre  Tom 
Priratenrerb  des  Staats,  sowie  aaf  die  specielle  Gebtthrenläre  in  Band  2,  namendicb 
'J.  Aaflasre,  wo  überall  auf  die  principiclle  Seite,  d.  h.  auf  die  die  Eigenthiiflu- 
orduung  berührende,  speciell  Ruckäicht  genommen  und  diese  Seite  mehrfach,  wie 
z.  B.  namentlich  in  der  Eisenbahnfrage,  eingehend  behandelt  wordea  ist.  Ib 
Folgenden  verden  die  betretfenden  Fragen  besonders  im  Bach  3,  Kapitel  2  beim  Qmnd- 
eigenthum  mit  erOrtert. 

3.  Wegen  ihrer  grossen  theoretischen  und  practischen  Trag- 
weite müssen  dagegen  gerade  in  der  ^.Grundlegung^'  die  eigent- 
lichen Principien fragen  der  Eigenthumslehre,  diejenigen  Über 
das  Privatkapital  und  das  Privatgrnndeigenthum  und 
über  deren  Verhält niss  zu  öffentlichem  Kapital-  und  Gmndeigen- 
thum  untersucht  werden.  Auch  hierüber  finden  die  Erörterungen 
zwar  erst  in  den  übrigen  Theilen  des  Systems  der  Politischen 
Oekonomie  ihren  Abschluss.  Die  Frage  des  privaten  Grundeigen- 
thnms  lässt  sich  auch  wieder  nicht  genet^ll  gleichartig  für  alle 
Arten  desselben  erledigen.  Sie  ist  verschieden  zu  beantworten  fttr 
die  verschiedenen  Hauptarten  des  Bodens  (§.  99)  und  ist  allgemein 
und  speciell  auch  in  letzterer  Hinsicht  wieder  eine  eminent 
historische,  daher  zeitlich  und  örtlich  relativ  zu  beantwortende 
Frage,  welche  besonders  in  der  Agrarpolitik  noch  genauer  zu 
behandeln  ist.  Aber  eine  eingehende  principielle  Erörterung  über 
Privatkapital  und  Privatgrnndeigenthum  nach  ihrer  allgemein- 
volkswirthschaftlichen  Seite  gehört  schon  in  die  Grundlegung  und 
speciell  in  die  privatökonomische  Betrachtung  der  Eigenthumslehre. 
Sie  erfolgt  im  nächsten  Buche  3.  Eine  Unterscheidung  der  Haupt- 
arten des  Grundeigenthums  ist  dabei  schon  hier  nicht  zu  umgehen. 
Sie  hängt  ohnebin  mit  der  vorhin  erwähnten  Unterscheidung  der 
einzelnen  Productiouszweige  und  deren  Productionsmittel  und  der 
Eigcnthumsverhältnisse  der  letzteren  zusammen. 

In  allen  diesen  Erörterungen  erweitert  sich  die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  zu  der  allgemeineren 
nach  der  wissenschaftlichen  socialökonomischen  Begründung 
der  Privateigenthumsinstitution  an  bestimmten  Kategorieen  von  Ob- 
jecten  überhaupt.  Für  die  Rechtsbildung ,  welche  das  Privateigen- 
thum  hier  schafft  oder  zulässt,  müssen  die  früher  besprocheneu 
GesichtspuDcte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  maassgebend 
sein  (§.  llü-121). 

§.  131  [286].  —  B.  Die  Frage  nach  dem  Inhalte  des  Privat- 
eigenthums ist,  wie  auch  von  unserem  Standpuncte  aus  zugegeben 
werden  ksuin,  von  vornherein  mehr  eine  privatrecbtliche  und  eine 
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lechnisch-jiiriBtiBGhe  Frage.  Gleichwohl  mnss  nach  dem  Früheren 
aaeh  hier  wegen  der  volkswirthschafüichen  und  socialpolitischen 
Unhaltbarkeit  eines  absoluten  Privateigenthums  der  Inhalt  des 
letzteren  vom  Recht  (Gesetz)  so  bestimmt  werden,  wie  es  dem  oben 
fonnnlirten  Eigenthnmsbegriff  nnd  dem  Bedtirfniss  der  Gemein- 
schaft entspricht  Zn  diesem  Zwecke  kann  die  nationalökonomische 
Erörterung  ttber  den  Inhalt  des  Eigenthums  passend  an  die  vorhin 
schon  berührte  ältere  juristische  Eigenthumstheorie  anknüpfen,  nach 
welcher  das  Eigenthum  als  ,,eine  Häufung  einzelner  Herrschafts- 
rechte,  wie  Besitz,  Nutzung  u.  s.  w/'  aufgefasst  wurde.  Dazu  hat 
aber  dann  die  Auffassung  als  eine  Häufung  von  Pflicbten,  welche 
mit  dem  Eigenthum  verbunden  sind,  noch  hinzuzutreten. 

VgL  z.  B.  das  preossische  Landrecbt.  Theil  1,  Titel  8,  §.9.  Auch  diese  Zo- 
sammensetzimg  des  Eigenthums  aus  einzelnen  Befugnissen  gilt  als  wissenschafUich 
anüqnirt,  wird,  wie  oben  (S.  272)  erwähnt,  auch  von  den  Verfassern  des  Entwurfs 
des  bttrgerlichen  Gesetzbuchs  verworfen,  bietet  aber  brauchbarere  AnknUpfungspuncte 
iklr  die  socialrechtliche  Auffassung  als  die  heutige.  (Vgl.  Bruns  in  HoltzendorfiTs 
Encyclopädie  I,  296).  Man  hat  in  dieser  Anknüpfung  an  die  ältere  Theorie  einen 
Widenpruch  mit  meiner  obigen  Bestimmung  eines  einheitlichen  Eigenthumsbegriffs 
finden  wollen ,  der  m.  £.  nicht  vorhanden  ist.  Denn  dieser  einheitliche  Begrilf  lässt 
sich  doch  in  seine  wesentlichen  Bcstandtheile  auflösen,  —  gerade  die  Consequenz 
der  Eigenthumsfunction  im  practischen  Leben. 

Das  Eigenthum  gewährt  stets  seinem  „Herrscher''  eine  Reibe 
solcher  einzelner  Rechte ,  mittelst  deren  Ausübung  eben  die  speci- 
fischen  Functionen  des  Eigenthums  in  der  Volkswirthschaft  zur 
Geltung  kommen.  Es  ist  nun  weder  möglich,  noch  für  den  hier 
Yorliegenden  Zweck  nothwendig,  alle  die  denkbaren  einzelnen  Rechte, 
welche  dem  Eigenthümer  als  solchem  nach  der  absoluten  Theorie 
zustehen  oder  welche  ihm  das  positive  Recht  gewährt,  hier  zu 
untersuchen  auf  ihre  volkswirtbschaftlicben  und  socialpolitischen 
Wirkungen,  Vortheile  und  Bedenken.  Es  genügt  vielmehr,  eine 
Auswahl  der  wichtigsten  Fälle  zu  treffen  und  demgemäss  folgeude 
hauptsächliche  Einzelrechte  oder  Kategorieen  von  solchen  zu  be- 
trachten und  festzustellen,  ob  und  wie  weit  sie  mit  dem  Privat- 
eigenthum  verbunden,  ob  und  wie  sie  unbedingt  oder  mit  welchen 
Beschränkungen  und  mit  welchen  Verpflichtungen  des  Eigenthümers 
verknüpft,  sie  vom  Rechte  gewährt  werden  dürfen: 

1.  Das  Recht  des  Gebrauchs  oder  der  Nutzung,  ein- 
sehliessend  das  Recht  des  Besitzes,  des  Nichtgebrauchs, 
des  Derelinquirens,  der  Zerstörung. 

2.  Das  Recht,  durch  freie  Verträge  über  das  Eigenthum  zn 
verfllgen,  namentlich  es  selbst  durch  Tausch  und  Verkauf  oder 
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seine  Nutzung  durch  Vermiethung,  Verpftchtung  entgeltlich 
an  Andere  zu  übertragen,  den  Niessbrauch  daran  einEuränmen, 
es  zu  verpfänden,  oder  es  als  Darlehen  zu  geben. 

3.  Das  Recht,  sich  durch  Schenkung  des  Eigenthnms  za 
Gunsten  eines  Anderen  zu  begeben. 

4.  Das  Erbrecht. 

5.  Das  Recht:  beliebig  viel  Eigeothum,  sei  es  dem  Werthe 
nach  oder  auch  nach  Objecten  (z.  B.  Grund  und  Boden)  in  einer 
Hand,  also  in  quantitativer  und  qualitativer  Unbegrenztheit  anzu- 
häufen. 

Diese  ftlnf  Rechte  können  als  die  volkswirthschaftlich  und  social- 
politisch  wichtigen  Bestandtheile  des  Inhalts  des  Privateigen- 
thumsrechts  bezeichnet  werden.  Wir  nennen  sie  im  Folgenden  kurz: 
das  Gebrauchsrecht,  das  Vertragsrecht,  das  Schenkungs- 
recht, das  Erbrecht,  das  Anhäufungsrecht  In  absoluter 
Fassung  erscheinen  sie  als  Gonsequenz  des  absoluten  Eigenthums- 
rechts  und  sind  sie  als  solche  immer  mehr  in  unserem  modernen 
Rechte  zur  Geltung  gelangt.  Sie  verlangen  gerade  auf  diese  ab- 
solute Fassung  hin  eine  Prttfang. 

Allerdings  bildoQ  nur  die  drei  ersten  dieser  Rechte  unbestritten  eine  Gonsequenz 
des  Eigenthumsbegriffs  und  den  Bechtsinhalt  des  Prirateigenthums  als  priratrechtlicher 
Institution.  Das  Erbrecht  wird  ron  Rechtsphilosophen  und  Ton  Vertretern  der 
positiTen  Rechtswissenschaft  schon  bisher  mindestens  nicht  allgemein  als  ein  noth- 
wendiger  Bestandtheil  des  Eigenthumsrechts,  sondern  als  ein  selbständiges  (absolutes) 
PriFatrechtsinstitut  neben  dem  Eigenthum  betrachtet,  eine  Auffassung,  welche  sich 
auch  rechtsgeschichtlich  im  Ganzen  billigen  lässt.  Durch  die  Einfügung  des  Erb- 
rechts in  die  Reihe  dieser  aus  dem  Eigenthum  abgeleiteten  Rechte  soU  dieser  Frage 
auch  nicht  präjudicin  werden.  Für  die  volkswirthschaftlich-socialpolitische  Betrachtung 
genflgt  es,  dass  das  Erbrecht,  wenn  auch  in  verschiedener  Gestalt,  regelmässig  in  der 
Kechtsgeschichte  eng  mit  dem  Prirateigenthum  zusammenhängt,  bei  allen  unseren 
CalturrOlkem  damit  rerbunden  ist  und  nach  der  herrschenden  Anschauung  der 
letzteren  auch  damit  verbanden  sein  und  bleiben  soll.  Das  flUnfte  Recht  endlich, 
das  Anhäufungsrecht,  ist  kein  den  vier  anderen  coordinirtes  Glied,  sondern  nur 
wieder  eine  Gonsequenz  derselben  bei  freiem  Verkehr:  nemlich  das  hier  als  selbst- 
verständlich geltende  Recht,  quantitativ  an  Eigenthum  jeder  Art  (daher  auch 
qualitativ)  zusammen  zu  fassen,  was  Jemand  durch  eine  rechtlich  erlaubte  originäre 
oder  derivative  Erwerbsart  des  Eigenthnms  erworben  hat.  Es  empfiehlt  sich  wiederum 
aus  volkswirthscbaftlichen  und  socialpolitischen  Gründen,  dieses  Recht  hier  noch 
besonders  zu  formuliren  und  es  als  Gonsequenz  unserer  Eigenthumsordnung  zu  prüfen. 
Die  Gonsequenzen  der  vier  andren  Rechte  treten  mitunter  erst  in  diesem  Rechte  der 
beliebigen  Privateigenthumsanhäufuug  in  einer  Hand  prägnant  hervor. 

Bei  der  Untersuchung  dieser  Bestandtheile  des  Eigenthums- 
rechts  müssen  die  nach  Objecten  unterschiedenen  Hauptkategorieen 
des  Eigenthnms  ebenfalls  wieder  in  der  Weise  der  §.  97—99  unter- 
schieden werden,  weil  jene  einzelnen  Rechte  bei  ihnen  eine  sehr 
verschiedene  Bedeutung  gewinnen.  Namentlich  die  Unterscheidung 
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▼on  PrivateigeDÜinm  an  Objecten,  welche  als  Gebraachsvermögen 
nnd  welche  als  Prodoctivvermögen  oder  Kapital  (I,  §.  128)  dem 
Eigenthttmer  dicDen,  dann  diejenige  zwischen  beweglichen  nnd  un- 
beweglichen Objecten  ist  anch  hier  wichtig.  Femer  wird  die  für 
den  Inhalt  des  Eigenthnmsrechts  zu  treffende  Entsclieidung  eine 
historisch  nnd  örtlich  relative  sein  müssen,  weil  nach  den  zeitlich 
nnd  Ortlich  verschiedenen  Verhältnissen  nnd  Umständen  die  ein- 
zelnen Objec^  nnd  Zweck-Kategorieen  des  Privateigenthnms  social- 
Ökonomische  verschiedene  Bedentnng,  Voraussetzungen,  Folgen  und 
Fnnetionen  haben.  Die  Untersnchnng  selbst  bleibt  dem  Schlnss 
der  Gmndlegnng  im  vierten  Buche  vorbehalten.  Sie  wird  sich  in 
der  oben  angedenteten  Weise  auf  die  Besprechung  wichtiger  Fälle 
in  diesem  Werke  aus  inneren  nnd  äusseren  Gründen  beschränken. 


Drittes  Buch. 

Die  Ausdehnung  des  Privateigenthums. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Privatkapital. 

§.  132  [S.  590 — 593].  YorbemerknngeD  and  Lltteraturangaben,  be- 
sonders Rodbertus.  Vgl.  schon  im  1.  Theil  der  Grundlegung  das  2.  Kapitel  des 
2.  Buchs  (Vermögen  and  Kapital)  S.  306  ff.;  besonders  die  mit  zum  folgenden  Kapitel 
gehörigen  Vorbemerkungen  und  Lltteraturangaben  in  §.  123  und  127. 

Für  die  folgende  Untersuchung  ist  die  7on  Rodbertus  herrflhiende,  im  1.  Theil 
a.  a.  0.  (besonders  §.  129)  näher  entwickelte  und  begründete  Unterscheidung  zwischen 
Kapital  in  rein-ökonomischem  und  in  historisch-rechtlichem  Sinn  oder 
zwischen  National-  (Social-)  und  Privatkapital  (Kapitalbesitz),  fundamental 
auch  fUr  die  Lehre  ?on  der  Entstehung  und  Vermehrung  des  Kapitals,  ?on  der  Recht- 
fertigung des  Priiratkapitals  und  des  Kapitalgewinns.  In  der  früheren  Nationalökonomie 
fehlte  diese  Unterscheidung  im  Wesentlichen,  was  den  nachtheiligsten  Einflu&s  aus- 
geübt hat 

Vgl.  I,  §.  123,  127.  A.  Smith,  wcalth  of  nations  B.  II,  eh.  3,  besonders  im 
Anfang  (,Asher*s  Uebersetzung  L  329  ff.).  J.  B.  Say,  traitc ).  1,  eh.  9.  J.  St.  Hill, 
Politische  Oekonomie,  Band  1 .  Kapitel  4,  §,  4  ff.,  Bastiat,  harmonies  öconomiques, 
<h.  7,  15,  sophismcs  cconomiques,  petits  phamphlets,  oeurres.  V,  23  (capital  et  rente). 
Kau,  I,  §.  133,  134  (siehe  unten  §.  137),  Röscher,  I,  §.45,  ?.  Mangoldt,  Grund- 
riss,  §.  31.  derselbe,  Volkswirthschaftslehro,  S.  131  ff.,  t.  Hermann,  Untersuchungen, 
passim ,  besonders  2.  Auflage ,  Abhandlung  V,  Abschnitt  3  („Kapital  als  Productions- 
kostcnülement'O.  S.  221  ff.  und  Abhandlung  X,  besonders  Abschnitt  8,  Verbrauch  der 
(iütcr,  S.  605  ir..  Samter,  Sociallehre,  Leipzig  1875,  S.  116  ff.  Umpfenbach, 
Kapital  in  seiner  Kulturbedeutung,  WUrzburg  1579,  Kleinwichtcr  im  Schönberg'schen 
Handbuch,  I,  Abhandlung  Production  (3.  Auflage,  I,  S.  lS9ff.),  G.  Cohn,  System, 
I,  335  ö.,  411  ff,  7.  Philippoyich,  Grundriss  I,  §.32,  47  ff.,  144  ff.,  t.  Böhm- 
Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins,  das  ganze  Werk  (s.  Grundlegung  I,  S.  308,  s.  u.  §.  LM), 
derselbe  ,  Anikel  Kapital  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  IV, 
Sax,  Staatswirthschaft ,  §.53  —  55.  K.  Menger,  Au£satz  zur  Theorie  des  Kapitals 
in  Conrad 's  Jahrbüchern,  N.  F.,  Band  17,  Wittelshöfer,  Unterbuchungen  über 
Kapital,  Tübingen  1S90.  Von  allgemeineren  Werken:  Sch&ffle  in  seinem  Kapitalismus 
und  Socialismus,  gesellschaftlichen  System,  socialen  Körper,  Band  III,  Quintessenz  des 
Socialismus  (siehe  unten  §.  134\  Knies.  Geld  und  Credit.  Die  ganze  sodalistische 
Litteratur,  vor  Allen  Rodbertus  und  Marx  (siehe  unten  S.  2S1  ff.  und  §.  133),  über  die 
ältere  englische  namentlich  Anton  Menger,  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag. 
Mit  zur  Kritik  besonders  Knies'  genanntes  Werk  und  v.  Böhm-Bawerk's  Buch. 
Loria,  analisi  della  proprieta  capitalibta,  2  vol.,  Torino  1SS9,  J.  Wolf,  Socialismos, 
Stuttgart  1S92.  besonders  Abschnitt  3.  Auch  neuere  italienische  Arbeiten  von  Cossa 
in  seinen  Saggi  JS7S\  Rioca-Salerno,  teoria  del  capitale,  Milano  1877,  Supino, 
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U  capiule,  ebenda  18S6.  Litterargescbichtliches  bei  Gossa,  introdnziooe,  3.  ed., 
paasim,  besonden  cap.  16,  M.  Block,  progrte  I,  eh.  14. 

Die  richtige  DntencheiduDg  zwischen  beiden  Begriffen  des  Kapitals  zuerst  im 
Keim  bei  Landerdale,  inqoiry  into  the  natore  and  origin  of  public  wealth,  Edin- 
burgh 1804,  deutsch  ?on  Schön,  Beriin  1808  (zusammengezogen,  jetzt  in  2  Bänden 
^U8  den  Papieren  Schön's**,  Berlin  1875),  französisch  von  Lagentio  de  Laraisse, 
Paris  1808  (wonach  ich  citire),  besonders  eh.  2,  S.  24  ff.  passim.  Dann  aber  be- 
sonders Bodbertus  in  seinen  tiefgreifenden  und  scharfsinnigen,  lange  riel  zu  wenig 
beachteten  Untersuchungen  über  das  ganze  folkswirthschaftliche  Yertheilungsproblem, 
in  seinem  Zusammenhang  mit  Arbeitstheilung,  besonders  auch  Theilung  der  agrarischen 
und  industriellen  Arbeit,  mit  der  Institution  des  privaten  Kapital-  und  Grundeigen- 
thums,  mit  Rente,  Kapitalgewinn  und  Grundrente.  Siehe  schon  seine  Schrift  „zur 
Erkenntniss  unserer  staatswirthschaftlichen  Zust&nde",  besonders  III,  S.  68  ff. ,  weiter 
namentlich  die  Socialen  Briefe  an  v.  Kirchmann,  besonders  Nummer  2  und  3  und 
aus  seinem  litterarischen  Nachlass  Band  II  (4.  socialer  Brief,  das  Kapital)  und  Band  III. 
Zahlreiche  Ezcurse  und  Aphorismen  auch  in  seiner  Greditnoth  des  Grand  besitzes  und 
seinen  Abhandlungen  tlber  römische  Agrar-  und  Steuerverhältnisso  in  Hildebrand's  Jahr- 
bttchem  und  sonst  (siehe  Grundlegung  I,  S.  89).  Aehnlich  führt  die  scharfe  Unter- 
scheidung beider  Kapitalkategorien  Knies  in  seinem  Geld,  Kapitel  1  durch. 

Ich  weiche,  wie  überhaupt,  so  auch  speciell  in  den  Fragen  über  Privateigen- 
thnm  an  Productionsmitteln  und  ganz  besonders  in  der  Grundrentenfrage  wesentlich 
von  Rodbertus  ab.  Seine  einschlagenden  Arbeiten  halte  ich  aber  fßr  das  Bedeutendste 
in  der  gesammten  nationalökooomischen  Littcratur  (die  wissenschaftlich  sociallstischo 
inbegriffen),  was  wir  neben  Ricardo  über  das  Yertheilungsproblem  besitzen.  (Siehe 
meinen  Au&atz  Einiges  von  und  über  Rodbertus,  Tübinger  Zeitschrift  1878,  S.  198 
und  meine  Einleitung  cu  Lassalle's  Briefen  an  Rodbertus,  Berlin  1878.)  So 
wenig  bekannt  Rodbertus'  erstgenannte  Schriften  lange  blieben  —  woran  wie  bei 
allen  seinen  Arbeiten  die  schwere  Darstellung  einen  Theil  der  Schuld  trägt  — ,  eben- 
sowenig bekannt  ist  früher  sein  gprosser  Einflu^^s  auf  den  deutschen  wissenschaftlichen 
Sodalismus  gewesen.  Es  lässt  sich  aber  leicht  nachweisen,  dass  die  Priorität  der 
besten  kritischen  und  positiven  Gedanken  eines  Lassalle  und  Marx  Rodbertus 
gebührt  Lassalle  ist  eingestanden ermaassen  von  Rodbertus  direct  sehr  beeinflusst 
worden.  Aus  den  genannten  Briefen  ergiebt  sich  dies  genauer  und  die  offene  An- 
erkennung, die  ein  Mann  von  Lassalle's  geistiger  Bedeutung  und  Sclbstbewusstsein 
Rodbertus  gewährt,  ist  ein  rühmliches  Denkmal  für  beide  Männer  (vgl.  z.  B.  die  Briefe 
S.  S6,  84  und  S.  89).  Ob  Marx  direct  aus  Rodbertus  geschöpft  hat  oder  von  diesem 
wenigstens  angeregt  worden  ist,  habe  ich  auch  früher  nicht  bestimmt  zu  behaupten 
gewagt.  Nachdem  Fr.  Engels  im  Yorwort  zu  Marx*  Kapital,  Band  II  und  sonst  den 
überzeugenden  Nachweis  geführt  hat,  dass  Rodbertus'  Yorwürfe  wegen  Plagiats  u.  dgl. 
gegen  Marx  völlig  unbegründet  seien,  halte  ich  diesen  Punct  für  erledigt  (siehe 
Gnindlegung  I,  S.  40,  Note  und  meine  dort  citirtcn  Bemerkungen  in  meiner  Einleitung 
zun  3.  Bande  von  Rodbertus'  litterarischem  Nachlasse).  Den  Vorwurf,  welchen  Anton 
Meng  er  (in  der  Schrift  über  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag)  gegen  beide, 
Bodbertus  und  Marx,  erhebt,  sie  hätten  sich  ihrerseits  des  Plagiats  an  den  ihnen 
bekannten  älteren  englischen  und  französischen  Theoretikern  schuldig  gemacht  und 
letztere,  besonders  Engländer  (Thompson,  Hall)  hätten  die  Fragen  weit  gründ- 
licher und  tiefer  behandelt,  habe  ich  ebenfalls  schon  im  1.  Theile  (S.  37,  Note) 
als  mir  nicht  bewiesen  bezeichnet.  Ich  halte  ihn  in  beiden  Puncton  fUr  entschieden 
unrichtig. 

Für  den  neuesten  epigonenhaften  Socialismus  (die  Bebel,  Kautsky,  Gonrad 
Schmidt  u.  s.  w.)  ist  Marx  nicht  nur  der  originellere  und  tiefere,  als  Rodbertus,  sondern 
überhaupt  der  doch  eigentlich  allein  in  Betracht  kommende  socialistische  Autor.  Auch 
wird  ihm  und  seiner  Lehre  in  diesen  Kreisen  und  bei  einzelnen  ausserhalb  derselben 
(z.  B.  Sombart  jun.  in  seiner  Polemik  gegen  J.  Wolf,  Braun's  Archiv  Y,  1892, 
S.  489)  wohl  eine  von  allen  übrigen  socialistiscben  Systemen  principiell  völlig  ab- 
weichende Stellung  vindicirt.  Der  „Marxismus'*  ethisire  nicht,  habe  weder  ethische 
Urtheile  (?!),  noch  ethische  Postulate,  sondern  eine  ausgesprochen  antiethische 
Tendenz  und  einen  rein  theoretischen  Gbaracter.  Dies  ist  m.  E.  doch  nur  thcilweise 
und  nur  insofern  richtig,  als  Marx  (und  Fr.  Engels)  einseitig  entwicklungsgesetzlich, 
mit  den  Hilfsmitteln  seiner  materialistischen  Geschicht^auffassung  Entstehung,  Folgen, 
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Wiedervcrdrängtwerden  des  Kapitalismus  abzuleiten  sacht  und  dialectiscb,  aber  ?&llig 
sophistisch  und  den  Bezug  des  Mehrwertks  durch  das  Kapital  auch  ethisch  aiigreifeD<C 
die  Mehrverththeorie  begründet.  Daraus  folgen  aber  denn  doch  impliclte  Postolate 
in  Betreu'  der  Richtung,  des  Tempos,  der  Zide  der  Entvidciong,  unter  Hinweis  auf 
eine  nothwendigo  Durchgangsphase  der  „revolutionären  Dictatur  des  Proletariats^'  such 
von  Marx  selbst,  siehe  Marx'  Kritik  des  Gotliaer  socisldcmokratischeii  Progimmsues, 
(Neue  Zeit  IX,  B.  1,  S.  561).  Auch  Rodbertos  verAhrt  in  allen  seinen  besOglichea 
kritischen  Arbeiten  ähnlich  rein  theoretisch,  nur  Itlarer  und  ohne  die  falschen  geschicht- 
lichen und  dialectischen  Hilfsmittel  von  Marx. 

Jedenfalls  ist  dessen  Lehre  nicht  nur  im  Keim,  sondern  in  ihrem  wesentlichen 
Kern  und  zum  Theil  in  ganz  älmlicher  Weise  ausgeführt  schon  in  den  älteren  Schriften 
von  Rodbertus  enthalten  und  damit  gebührt  diesem  doch  die  Priorität.  Die  früher 
allein  beliannte  älteste  Schrift  von  1842  enthält  in  nuce  die  Kritik  und  das  Programm 
des  Socialismus  und  ist  schon  älter,  als  meines  Wissens  irgend  etwas  Einschlagendes 
von  Marx  oder  Engels.  Neuerdings  ist  aber  ein  Aufsatz  von  Rodbertus  schon  aus 
1S37  bekannt  gevordcn,  welcher  ähnliche  Ideen  und  Erörterungen  enthält  (siehe  Nach- 
lass  von  Rodbertus,  Band  IV,  S.  193,  Grundlegung  I,  S.  39).  VgL  ausser  diesen  Schriften 
besonders  den  ebenfalls  zeitlich  den  grösseren  kritischen  und  dog^matiBchon  Arbeiten 
von  Marx  vorangegangenen  zweiten  socialen  Brief  an  v.  Kirchmann,  in  der  Ausgabe 
von  1^75,  besonders  S.  27  IF.  (Leitung  und  Bewegung  der  nationalen  ProducUon  und 
Vertheilung  des  Products  vom  Rechte  abhängig),  den  Abriss  der  Theorie  in  Thesen 
S.  32  ff.  (besonders  These  1 ,  2,4  —  Lohnsystem  ökonomisch  der  Sclaverei  gleich- 
gestellt —  These  2S  U'.),  S.  53,  im  2.  Briefe  S.  56  ff.  (Nachtheil,  dass  das  Gnind- 
und  Kapitaloigenthum  sich  aneigne,  was  von  Rechtswegen  der  Arbeit  gehöre,  hier 
liege  die  Quelle  der  Leiden).  Dann  die  Ausführungen  S.  79  ff.:  ökonomische  Mög- 
lichkeit der  Rente,  d.  h.  des  arbeitslosen  Einkommens  bloss  aus  Besitz,  aus  der  grösseren 
Productivität  der  Arbeit  im  System  der  Arbeitstheilung  abgeleitet  und  das  Rechts- 
princip  der  Rente  im  privaten  Grund-  und  Kapitaloigenthum  gefunden.  Ferner  über 
Sclaven-  und  freie  Arbeit  S.  87  ü.:  die  brillante  Kritik  der  Bastiat^schen  Lehre  von 
der  Rechtfertigung  des  Zinses  S.  117  ff.  (S.  119  die  wissenschaftliche  Quintessenz  der 
socialistiächen  Wirthschaftslehrel),  die  Zurückführung  des  individuellen  Reichthoms 
auf  die  Arbeit  Andrer,  S.  141  wie  Lassalle,  S.  144  wie  Marx;  siehe  auch  die 
Recapitulation  S.  147  ii.  Bei  keinem  socialistischen  Schriftsteller  tritt  die  principielle 
wissenschaftliche  Opposition  gegen  das  bestehende  Wirthscbaftssystcm  schärfer  hervor. 
Neben  diesen  Untersuchungen  von  Rodbertus  nimmt  sich  AIlos,  was  der  wissen- 
schafüiche  Socialismus  sonst  giebt,  doch  nur  als  Beiwerk  und  weitere  Ausführung 
und  Begründung  im  Einzelnen  ans,  Marx'  grosses  und  bedeutendes  Werk  nicht  aus- 
genommen. Diese  grosse  Bedeutung  von  Rodbertus  ist  aber  lange  fast  allgemein  ver- 
kannt worden.  Röscher  in  der  Geschichte  der  National -Oekonomie  wird  Rodbertus 
nicht  gerecht,  S.  1040.  Knies  erwähnt  ihn  im  1.  Kapitel  seines  „(yeld'*  nicht 
einmal.  Mit  Recht  hat  dagegen  Picrstorff,  Lehre  vom  Ontemehmergewinn, 
Berlin  1875.  S.  203  ff.,  20S  diese  Bedeutung  hervorgehoben.  Seine  wcrtbvolle  prin- 
cipiell  scharfe  Schrift  schliesst  sich  in  ihrer  Grundanschauung  und  Beweisführung  eng 
an  Rodbertus  an. 

Seitdem  ist  die  Bedeutung  von  Rodbertus  gerade  für  diese  Lehren  bei  den  Un- 
befangenen, jetzt  auch  von  Knies,  v.  Böhm-Bawerk,  W.  Lexis  immer  allgemeiner 
anerkannt  worden,  wogegen  selbst  die  geschmacklosen  Uebertroibungen  von  Moritz 
W  irth  keinen  Rückschlag  hervorgerufen  haben,  wie  es  hätte  befürchtet  worden  könnea, 
und  auch  Lnjo  Brentano 's  Eifern  gegen  mich  als  den  Schuldigen  (Zeitschrift  für 
Wirthschaftsgeschichte  I,  S.  101)  wohl  keinen  bewirken  werden.  Je  mehr  Marx'  Kapital 
bei  den  jüngeren  Socialiäten  zu  einer  socialistischen  Bibel  erhoben  und  wie  von  ortho- 
doxen Dogmatikern  interpretirt  und  zum  Quell  für  alle  wirthschaftswissenschafüiche 
Wahrheit  gemacht  wird,  desto  mehr  darf  man  an  dem  tieferen  und  ehrlicheren  Rod- 
bertus festhalten  wie  ich  thue. 

Vollständig  richtig  ist  m.  E.  Rodbertus'  Ableitung  der  fehlenden  ökono- 
mischen Berechtigung  des  privaten  Renten bezugs  (d.  h.  in  seiner  Auffassung:  des 
Bezugs  von  Renten  bloss  aus  dem  Eigenthum  an  Boden  —  Grundrente  —  und  an 
Kapital  —  Kapitalgewinn  — )  und  demnach  des  privaten  Grund-  und  Kapitaleigon- 
thums  aus  der  Smith-Ricardo 'sehen  Lehre,  dass  die  Güter  wirthschaftlich  nur 
Producte  der  (materiellen,  ihnen  selbst  oder  den  Kapitalien,  mit  denen  sie  producirt 
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wanden,  mgewendeten)  Arbeit  seien,  nur  Arbeit  kosteten  (zor  Beleacbtong  S.  23,  69  £). 
waui  dieser  Setz  in  der  auch  bei  den  Netionalökonomon  der  britischen  Schoie  tot- 
kaipmendwi  Weise  ausgelegt  wird.  Keiner  hat  schärfer  den  Nadiweis  gefahrt,  dass 
dieeer  Setz  dann  mit  Nothwendigkeit  zur  principiellcn  Bek&mpfang  des  pri?atou  Grand- 
nad  Kapitaleigenthoms  flihre,  der  Smithianismus  insofern  den  Sociaiismüs  in  sich 
tnge,  wenigstens  bei  censeqnentem  Gedankengange.  Die  üblichen  Bechtfertigongen 
dee  Kapitalgewinns  nnd  der  Rente  (bei  Ricardo,  Say,  Bastiat  n.  s.  w.  Sociale 
Finge  S.  75,  115,  150)  weist  Rodbertus  glänzend  ab.  Ganz  ähnlich  erledigt  Pi er- 
ste rff  die  f erwandte  Frage  der  ökonomischen  Begründung  nnd  Rechtfertigung  des 
Cntenehmergewinns  (z.  B.  gegen  Say  S.  54  ff.,  gegen  Senior  mit  seiner  Ent- 
haltsamkeitstheorie S.  45  fi'.). 

Fraglich  bleibt  nur,  ob  man  Rodbertus  den  Ausgaogspunct  seiner  Be- 
wefefdhnng,  nemlich  jene  These,  dass  die  Prodncte  wirthschaftlich  nur  Arbeit 
koeteten,  zogeben  oder,  wenn  dies  geschieht  (wie  auch  bedingt  von  mir,  I,  §.  142, 
172,  besendera  S.  404),  ob  man  dann  die  Auslegung,  welche  Rodbertus  dieser  Formel 
giebt,  acoeptiren  darf.  Letzteres  lässt  sich  bestreiten  und  wird  von  Rodbertus  so 
wceig  als  ron  anderen  Socialisten  genügend  begründet.  Seine  Ansicht,  dass  die  An- 
nahme einer  Prodnctifität  des  Priratkapitals  eine  ungeheuerliche  petitio  principü  sei 
(Sociale  Frage  S.  46,  142),  ist  nur  eine  Gonsequonz  seiner  Auslegung  des  Satzes, 
dais  die  Preidncte  nur  Arbeit  kosteten.  Hier  liegt  ein  grosser  Sprung  in  der  Beweis- 
fUimng  ror.  Wenn  man  Rodbertus  unbedingt  Recht  geben  wollte,  so  müsste  er  zuvor 
bewiesen  haben,  dass  nicht  nur  die  Beseitigung  des  ganzen  priratwirthschaftlicheu 
Syrtems  und  seiner  Basis  (wie  anderseits  seiner  Consequenz),  des  Kapitaleigonthums, 
für  den  Prodnctionsprocess  denkbar,  sondern  dass  sie  auch  allgemein  practisch  durch- 
fahrbar wäre  (I,  §.  129).  Diesen  Beweis  liefert  Rodbertus  nicht,  er  macht  nicht 
einmal  einen  Versuch,  ihn  zu  fuhren.  Darin  liegt  auch  die  Lücke  seiner  Kapital- 
bildnngstheorie,  welche  ich  unten  auszufüllen  suche.  Kann  aber  in  der  Praxis  der 
priratwirthscbafUiche  Prodnctionsprocess  nicht  entbohrt  werden,  so  folgt  daraus  noth- 
wendig,  dass  wenigstens  insoweit  die  specifische  Art  der  Arbeit,  welche  in  der 
Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung  der  Privatkapitalien  in  diesem  Process  und 
in  der  Leitung  Ton  Privatuntemehmungcn  liegt,  noth wendig  mit  zu  derjenigen  .,  Arbeit'' 
gerechnet  werden  muss,  welche  „die  Productc  wirthschaftlich  kosten''.  Dann  ist 
auch  der  Kapitalgewinn  ein  „constitutives  Element  des  Werths''  (gegen  Lassalle, 
Briefe  S.  62,  siehe  im  1.  Tbeil  über  die  Wcrthlehro  von  Marx  S.  823  und  §.  142, 
auch  I,  §.  172).  Diese  Auffassung  fuhrt  folgerichtig  zu  einer  Anerkennung  von 
wiridiclien  Productivdienstcn  der  privaten  Kapitalisten,  als  der  Pcrdoneu,  welche 
durch  ihre  specifische,  wenigstens  für  unabsehbare  Zeit  nicht  völlig  ersetzbare  Thätig- 
keit  („Arbeit**)  das  Nationalkapital  in  der  erforderlichen  Menge  und  Art  in  der  Form 
dee  Privatkapitals  bilden,  vermehren  und  verwenden  und  ebenso  der  privaten  Unter- 
nehmer. Insoweit  ist  auch  der  Kapital-  und  Unternehmergewinn  wenigstens  im 
Princip,  als  Einkommenart  (damit  freilich  noch  keineswegs  als  Einkommen  grosse) 
gerechtfertigt,  —  bis  eben  durch  eine  andre,  wie  z.  B.  die  zwangsgemeinwirthschaft- 
liche  Oiganisation  der  Volks wirthschaft  die  „Dienste*'  des  privaten  Kapitalisten  und 
Unternehmers  entbehrlich  gemacht  sind. 

Rodbertus  macht  selbst  gelegentlich  ganz  richtige  Zugeständnisse  (z.  B. 
Sociale  Frage  S.  146),  durch  welche  er  sich  dieser  Auflassung  sehr  nähert:  Kapita- 
listen nnd  Grundbesitzer,  Unternehmer  und  Untemehmungsdirigenten  müsstcn  für 
ihre  specÜischon,  in  der  nationalen  Production  absolut  noth  wendigen  Dienste  ebenso 
gut  ihre  Vergeltung  erlangen  als  jeder  Andere.  Er  meint  nur,  das  heutige  Ein- 
kommen flösse  diesen  Personen  nicht  aus  Gründen  solcher  Vergeltung  zu,  sondern  sie 
bezögen  es  mit  Unrecht  unmittelbar  als  ein  ihnen  gehöriges  Arbeitsproduct,  während 
es  nur  kraft  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  den  Arbeitern  abgezwungen  sei,  „und 
zwar  nach  Gesetzen,  die  sowohl  in  Bezog  auf  jene  Dienstleistungen  untereinander  als 
auch  in  Bezug  auf  deren  gemcinschafilicheä  Verbültuiss  zu  Arbeitern  mit  allen  ge- 
rechten Vergeltnngsgmndsätzen  in  Widerspruch  stehen''  (ebenda  S.  146).  Man  kann 
auch  die  Richtigkeit  dieser  Beweisführung  nicht  unbedingt  zugeben.  Rodbertus 
gesteht  hier  im  Grunde  genommen  doch  fUr  die  privaten  Kapitalisten,  Grundbesitzer 
und  Unternehmer  eine  Art  „Amtscharactcr'  zu,  —  die  richtige  Auffassung  (siehe  L 
S.  317),  die  er  auch  selbst  bisweilen  ähnlich  vertritt  So  (in  einer  auch  von  Böhm- 
Bawerk,  I,  852   zur   Gharacterisirung   der  Rodbertus'schen   Anschauung  angeführten 
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Stelle,  GreditDOth  des  Grundbesitzes,  2.  A.,  II,  276):  das  Gmnd-  und  KapitaleigeDtbiii» 
sei  zugleich  eine  Art  Amt,  das  nationalokonomische  Fonctionen  mit  sich  fUbre^ 
darin  bestehend,  die  ökonomische  Arbeit  und  die  ökonomischen  Mittel  der  Kation 
dem  nationalen  BedUrfniss  entsprechend  zu  leiten,  also  diejenigen  Fonctionen  za  üben, 
die  in  dem  vorausgesetzten  Gesammteigenthomszustande  durch  nationale  Beamte  geflbt 
werden  worden.  Die  günstigste  Seite,  die  man  so  der  Rente  abgewinnen  könne,  sei, 
dass  sie  die  Geh&lter  solcher  Beamten  verträte,  eine  Gehaltsform  vorstelle,  bei  der 
der  Beamte  an  der  richtigen  Ucbung  seiner  Functionen  anch  pecnniir  stark  betheiligt 
sei.  Acbnlich  in  einem  Brief  au  Rudolf  Meyer  (B.  1,8.  111),  auf  den  Fr.  Engel  s- 
bei  Marx  (Kapital,  4.  A.,  I,  494)  Bezug  nimmt,  mit  dem  nichtssagenden  Vorwurf, 
dass  seien  ideologische  Gemeinplätze. 

Wenn  auch  nicht  vollständig,  so  ist  es  dann  doch  theilweise  eine  Gonseqnenz 
des  privatwirthschaftlichen  Systems,  dass  die  Kapitalisten  wie  die  Unternehmer  den 
ihnen  hiemach  gebührenden  Entgelt  eben  in  einer  anderen  Weise,  auch  nach  einem 
anderen  Regulirungsprincip ,  aus  dem  Volkseinkommen  ausgeworfen  bekommen,  ais- 
andere Arbeiter,  Beamte  u.  s.  w.  (und  „Arbeiter*'  sind  jene  Personen  hier  doch  nach 
dieser  Auffassung  von  Rodbertus  selbst),  —  nemlich  in  der  Form  des  Kapital-  und 
Untemehmergewinns.  In  einem  „sich  selbst  Uberlassenen  Verkehi*\  wie  es  Rodbertus 
nennt,  werden  Renten  und  Gewinne  oft  in  ihrer  Höhe  sich  unbillig  stellen,  aber  den 
„Entgeltcharacter"'  verlieren  sie  dadurch  doch  ebensowenig  gänzlich,  wie  dies  eine 
für  ein  Staatsamt  zu  hohe  Besoldung  eines  Beamten,  ein  fQr  eine  Arbeitsleistung  zu 
hoher  Arbeitslohn  eines  gewöhnlichen  Arbeiters  thut  Die  Berechtigung  einer  staat- 
lichen Regelung  der  Renten  und  Gewinne  wird  eben  deshalb  gegenttber  dem  sich 
selbst  tlberlassenen  Verkehr  oder  m.  a.  W.  dem  Goncurrenzsystem  zu  statuiren  sein, 
um  den  richtigen  Entgcltcharacter  der  Produciivdienste  der  Kapitalisten  und  Unter- 
nehmer festzuhalten.  Dies,  wie  es  Rodbertus  in  der  angeftlhrten  Brie&telle  auch 
selbst  thut  („Gehälter  dürfen  geregelt,  auch  ermässigt  werden,  wenn  sie  dem  Lohn 
zu  viel  nehmen'*),  nicht  aber  die  principielle  Verwerfung  des  ganzen  K^italeig^nthums 
scheint  mir  die  Consequenz  des  Zugeständnisses  zu  sein,  welches  Rodbertus  hier 
selbst  macht.  Darin  liegt  seine  (und  meine)  Dilierenz  von  der  Schule,  welche  ohne 
Weiteres  durch  das  Goncurrenzsystem  (und  sogar  durch  dieses  allein!  I,  §.  313) 
eine  gerechte  Vergeltung  der  Productivdienste  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  er- 
reicht wähnt. 

Rodbertus  hält  auch  am  Schlüsse  seiner  Schrift  das  Grund-  und  Kapitaleigen- 
thum  zwar  nicht  für  absolut,  aber  in  unserer  Gegenwart  für  relativ  nothwendig  und 
meint  sogar  Vorschläge  machen  zu  können,  „welche,  ohne  das  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum  zu  verletzen,  nur  eine  gerechtere  Vergeltung  für  den  ersten  und  wichtigsten 
gesellschaftlichen  Dienst,  für  die  productive  Arbeit  (d.  h.  hier:  ezclusive  der  doch  als 
Productivdienste  anerkannten  Leistungen  des  Kapitalisten  und  Unternehmers)  bezwecken*^ 
(S.  222,  223^.  Leider  fehlt  die  Ausführung,  mit  der  sich  die  FortseUung  der  Socialen 
Briefe  beschäftigen  sollte.  Rodbertus  ist  aber  vor  dem  förmlichen  Abschluss  dieser  Arbeit 
gestorben.  Dies  ist  nach  meiner  Kenntniss  der  Sachlage  leider  trotz  gegentheilig  klingender, 
aber  eben  nicht  wörtlich  auszulegender  gelegentlicher  Aeusserungeu  von  Rodbertus 
anzunehmen,  wie  ich  Inbinuationcn  von  Moritz  Wirth  gegenüber  festhalten  muss  (siehe 
Grundleg.  I,  S.  40  Note  und  meine  Einleitung  zu  B.  III  des  Rodbertus'schen  Nachlasses). 
Kur  die  Vorschläge  über  den  Normalwerkarbcitstag  (Grundlegung  I,  S.  39)  liegen  vor. 
Siehe  über  Rodbertus  im  Ganzen  H.  Dietzel's  Schrift  und  Grundlegung  I,  S.  39^ 
40.  Ueber  Rodbertus'  Kapital-  und  Zinsauffassung  und  seine  Polemik  gegen  das 
Privatkapital  und  den  Zins  (bczw.  die  Rente)  geben  wohl  die  beste  Antikritik  Knies, 
Credit,  2.  Hälfte,  8.  47  ff.,  Lexis,  Gonrad's  Jahrbücher  1884,  N.  F.  IX,  462, 
V.  Böhm-Bawerk,  Kapital,  1,  S.  870  ff.,  87G  if.  bis  418.  Alle  drei  urtheilen  über  die 
Bedeutung  von  Rodbertus  den  übrigen  Socialisten,  auch  Marx  einschliesslich,  gegen- 
über ebenso  wie  ich,  so  Böhm,  indem  er  ihm  für  die  Zinskritik  unbedingt  den  ersten 
Platz  einräumt  und  hen'orhebt,  dass,  wenn  auch  in  anderer  Einkleidung,  Marx' 
Zinstheorie  wesentlich  die  gleiche  wie  die  Rodbertus'scho  sei  (ebenda  I,  370,  427). 
Dieser  Auffassung  gemäss  sehe  ich  gerade  für  die  in  diesem  Kapitel  behandelte  Frage 
auch  jetzt  noch,  wie  in  den  beiden  ersten  Auflagen,  Rodbertus  als  den  wichtigsten 
socialistischen  Autor  an.  Ganz  ähnlich  wie  Rodbertus  argumentirt  Piers torff 
a.  a.  0.,  nur  dass  bei  ihm  die  Anerkennung  der  (wenigstens  relativen)  Nothwendigkeit 
der  priratwirthschaftlichen  Unternehmungen  in  den  einzelnen  kritischen  Ausführungen 
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z.  B.  gegen  die  ^fmozAsische''  Aaffassnng  des  Untornehmergowinns  zu  sehr  zurück- 
tritt. In  seinen  Bemerliungcn  z.  B.  Über  Schaf fle  S.  224  ff.  verschwindet  diese 
Einseitigkeit  mit  Becht. 

Siehe  ferner  Witteis hOfer's  UntcrsuchungcD  über  das  Kapital  auch  mit  für 
die  Rodbertas'eche  Auffassung. 

§.  133.  Fortsetzung,  besonders  Marx.  Neben,  aber  nach  dem  Gesagton 
in  der  That  ent  nach  Kodbertus  liommt  für  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  Marx 
in  Betracht,  und  zirar  eigentlich  mit  dem  ganzen  Inhalte  seines  Hauptwerks,  dem 
^.Kapital",  dem  1.  Bande,  dem  „Prodactionsprocess"'  des  Kapitals  und  dem  nach 
Marx'  Tode  Ton  Fr.  Engels  herausgegebenen  2.  Bande,  dem  „Girculationsprocess"  des 
Kapitals,  eine  WeiterfUhrung  der  Erörterungen  des  1.  Bandes,  welche  weniger  Neues 
dem  letzteren  gegenüber  gebracht  hat,  als  anzunehmen  gewesen  wäre.  Ich  citiro  den 
1.  Band  im  Folgenden  nach  der  neuesten,  4.  Auflage.  Rodbcrtus  sagt  mit  Becht: 
.«woraus  der  Mehrwerth  des  Kapitalisten  entspringt,  habe  ich  in  meinem  3.  socialen 
Briefe  im  Wesentlichen  ebenso  wie  Marx,  nur  viel  kürzer  und  klarer  gezeigt.  Ceber- 
liftupt  ist  das  Marx*sche  Buch  —  worin  einzelne  Partieen  meisterhaft,  neben 
gewaltigen  Irrthümem  —  nicht  sowohl  eine  Unteräuchung  über  das  Kapital,  als  eine 
Polemik  gegen  die  heutige  Kapitalform,  die  er  mit  dem  Kapitalsbegriff  selbst  ver- 
wechselt, woraus  oben  seine  Irrthümer  entspringen.  Dann  scheidet  er  auch  nicht 
genug  den  Arbeitstheilungsorganismus  und  den  Eigenthumsorgauismus  in  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  und  weist  nicht  nach,  dass  sich  in  den  Subjecten  beide  niemals 
decken  können,  m.  a.  W.  dass  der  Arbeiter  (der  Arbeitsgemeinschaft  wegen) 
niemals  Eigenthümer  seines  Products  werden  kann,  sondern  nur  Einkommens- 
berechtigter zu  einem  Theil  seines  Productwerths''  (aus  einem  Briefe  an  Bod. 
Meyer,  B.  I,  S.  111,  vielleicht  übrigens  im  Wortlaut  nicht  g^nz  correct  wieder- 
gegeben, friehc  Meyers  Note  S.  112). 

Die  Marx'sche  Kritik  des  Privatkapitals  nach  dessen  Entstehung  und  Vermehrung 
ist  eine  folgerichtige  Consequenz  seiner  einseitigen  Werth-  oder  richtiger  (Productions-) 
Koetenlehre  und  der  tendenziösen  zu  engen  Auffassung  des  Moments  „Arbeit'*  als 
des  allein  die  „Kosten"*  bildenden  Factors  (siehe  Grundlegung  I,  S.  323,  340  ff.). 
Eine  Antikritik  der  Marx'schcn  Kapitalkritik  würde  zu  einer  umfassenden  kritischen 
Darlegung  des  ganzen  Marx'schen  Systems  werden  müssen.  Nur  der  Punct  der 
Marx'schen  Kritik,  welcher  speciell  mit  dem  Gegenstande  dieses  Kapitels  zusammen- 
hingt, hat  uns  an  dieser  Stelle  zu  beschäftigen. 

Marx  legt  die  Entstehung  und  Vermehrung  des  (von  ihm  hier  immer  gemeinten 
Privat-)Kapital8  folgendermaassen  dar.  Der  Arbeiter  reproducirt  in  einem  Theil  der 
Arbeitszeit,  der  von  Marx  sogenannten  „nothwcndigen'',  für  welche  er  zu  einem  be- 
stimmton Lohnsatz  dem  Kapitalisten  die  Ausnützung  seiner  Arbeitskraft  verdingt, 
seinen  eigenen,  wesentlich  dem  nothwendigcn  Bedarf  entsprechenden  Lohn  nebst  dem 
in  der  l^oduction  verbrauchten  Werth  der  sachlichen  Productionsmittcl  (besonders: 
Uil&stoffe.  Abnutzung  der  Maschinen  u.  s.  w.,  den  Einschuss  an  „constantem''  Kapital 
in  Marx*  Terminologie,  siehe  I,  Kapitel  6,  S.  161).  Aber  er  arbeitet  für  jenen  Lohn 
Unger.  Für  diese  weitere  Zeit  wird  er  also  in  seinem  Lohne  nicht  vom  Kapitalisten 
(Unternehmer)  bezahlt,  der  Werth,  welchen  er  in  dieser  weiteren  Zeit  des  Arbeitstags 
producirt,  f&Ut  vielmehr  in  der  (privat-)kapitalistischcn  Wirthschafts-  und  Productions- 
ordnuDg  dem  Kapitalisten  ohne  einen  Entgelt  Seitens  des  hitzteren  zu.  Das  ist  der 
von  Marx  sogenannte  (absolute)  Mehrwerth,  „der  durch  Verlängerung  des 
Arbeitstags  producirtc  Mehrwerth'^  (Marx  1,  S.  279),  welcher  dann  je  nachdem  in 
ferschiedenen  Formen,  als  Profit,  Beute,  Gewinn,  Zins  u.  s.  w.  erscheint  und  die  Quelle 
des  Kapitals  des  Kapitalisten  (bezw.  der  Vermehrung  des  Kapital besitzcs  des  letzteren, 
nach  Abzug  des  eigenen  Verbrauchs  desselben)  ist  (Privat-) Kapital  entsteht  daher 
nach  Marx  aus  nicht  bezahlter  Arbeit  Anderer.  Gicbt  man  Marx  einmal  seine 
Prämissen  zu,  so  ist  die  Gonscquenz  unanfechtbar,  auch  von  Marx  vortreiriich  im 
Einzelnen  der  Vorgang  mit  allen  dabei  mitspielenden  Umständen  dargelegt,  so  in  den 
Ausführungen  über  die  kapitalistische  Tendenz  im  Maschinenzeitalter,  den  Arbeitstag 
möglichst  zu  verlängern,  um  den  Theil  desselben,  in  welchem  der  Arbeiter  „unbe- 
lahlf*  oder  für  den  Kapitalisten  arbeitet,  nur  Mehrwerth  für  diesen  producirt, 
(absolut)  zu  vergrOssem  (vgl.  besonders  I,  Abschnitt  3,  Production  des  absoluten 
Mehrwerths).  Indem  dann  aber  weiter  durch  Vorbesserungen  der  Productionstechnik 
und  -Oekonomik,  durch    Cooperation,   Arbeitstheiluug,  Maschinenwesen,  Grossbetrieb, 
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sich  erst,  da  einmal  Nationalkapital  unbedingt  nothwendig  für  die  Yolkswirtbschaft  ist, 
da  fon  seiner  regelmftssigcn ,  quantitativ  nnd  qualitativ  gut  geordneten  Bildung  und 
seiner  aagemessenen  Vermebmng  der  tecbniscbe  und  Okonomiscbc  Fortscbritt  abbängt, 
ob  man  eben  nicbt  docb  das  Privatkapital  trotz  dieses  seines  „Aosbeotungscharacters'' 
ab  dfo  relativ  beste  Form  zur  Bildung,  Vermebrung  und  Venvcndong  von  National- 
kapilil  zolassen  mOsste:    mindestens  im  Princip,  vorbebaltlich  einer  mit  Existenz 
nnd    ugegebener,    notb wendiger  Function  des  Privatkapitals    nocb  vereinbaren   Bc- 
schrinkosg  der  ^asbeutangsclemeote'*  in  seinem  wirtbschaftlicben  Cbaracter.     Diese 
Frage  ist  m.  £.  za  bejahen.    Marx  kann  aber  jedenfalls  an  einer  solchen  Frage 
nicht  einfach  vorbeigehen.    Er  wirft  sie  nnd  die  connexe  Krage,  wie  denn  allgemciu 
diract,  ohne  Vermittlung  von  Privatkapital,  Nationalkapital  gebildet,  vermehrt  und  ver- 
wendet werden  würde  und  ob  das  möglich  und  erfolgreich  sei,  gleich  allen  anderen 
Sodalisten  aber  nicht  einmal  auf.  Das  ist  die  ungeheure,  auch  theoretische,  Lü  ck  e  in  seiner 
ganzen  Kritik  und  in  seiner  eigenen  Theorie.    Er  h&tte,  da  er  die  einmal  geschichtlich 
gewordene,  nicht  nur  zu  Recht  bestehende,  sondern  auch  immerhin  das  Problem  der  Bildung 
von  Nationalkapital  und  der  Entwicklung  der  Prodnctiou  leidlich  lösende  Einrichtung, 
eben  das  Privatkapital,  principiell  angreift,  auch  nach  allen  Kegeln  der  Logik  die 
Beweislast,  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Mängel  der  Entstehung    und  Function  des 
Privatkapitals,  sondern  auch  auf  die  Entbehrlichkeit  des  letzteren.    So  schwebt  die 
ganze,   schliesslich  doch  sehr   ziclbewusste  Consequenz   seiner   Kritik   und   Theorie. 
seine  practische  Forderung:  Beseitigung  des  Privatkapitals,  „Vergesellschaftung'*  der 
sachlichen  Productionsmittcl,  Constituirung  von  blossem  Gemeineigenthum  daran,  doch 
ganz  in  der  Luft.    Etwas  mag  noch  so  misslich  in  seiner  Entstehung  und  Function 
sein,  wie  Marx  vom  Privatkapital  nachzuweisen  sucht:    wenn  es  einmal  nicht  zu 
entbehren  ist,  wenigstens  nicht  im  Princip,  nicht  im  (janzen,  nicht  als  Rechts- 
institnt,  obwohl  vielleicht  im  concreten  Fall  theilweise,  so  ist  es  damit  auch  gerecht- 
fertigt als  etwas  im    höheren  Sinne    doch  Nothwendiges.     Welche  Einrichtung  der 
Welt  wire  gerechtfertigt,   wenn  sie  wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Milngcl  ohne 
Weiteres  fallen  gelassen  würde? 

Aber  man  kann  Marx  auch  gar  nicht,  wie  hier  geschehen,  die  Richtigkeit  seiner 
Beweisführung  und  seiner  Prämissen,  von  denen  er  ausgeht,  zugeben.     Man   muss 
einen  zweiten  Einwand    erheben.     Marx  erschleicht    eben  nur  die  Hauptpuncte 
seiner  (Privat-)  Kapitalkritik  und  seiner  eigenen  Theorie,  beweist  aber  ihre  Richtigkeit 
nicht.     Er  stellt  den  ganzen  Prodoctionsvorgang  wie  etwas  sich  automatisch  von 
selbst  Vollziehendes  hin,  indem  die  „Arbeit*'  in  der  .,nothwendigen'*  Arbeitszeit  ihren 
eigenen  Kostenbetrag  reproducirt,  das  „constante**  Kapital  ersetzt  und  einen  .,Mehr- 
werth**  für  den  gierigen  Kapitalisten  hervorbringt.    Aber  dass  die  „Arbeit**  dies  und 
mit  genügendem  Erfolg  zu  thun  vermag,  ist  doch  an  die  Bedingung  sine  quanon 
giAnnpft,   dass  voraus  ein  Plan  der  Production,  der  Kapitalbildung  richtig  erdacht 
■nd  l^r  die  Ausführung  desselben  eben   erst  durch  die  disponierenden  Thätigkcitcn 
des   Unternehmers  und  des  Kapitalisten  alle  erforderlichen  Vorkehrungen,  darunter 
die  Verfügbarkeit  von  Mitteln  des  Untcrhaltsbedarfs  des  Arbeiters,  „von  constantem", 
nr  Production   der   und  der  concreten  Güter  da  und  da  und  dann  und  dann  er- 
findertichen   KapiUd,   getroffen   sind.     Da   liegen  eben  „ Thätigkeiten ** ,   „Dienste'*, 
„Prodnctivdienste**,  „Arbeit**,  ,.productive'^  und  productivstc,  aller  Arbeit  der  „Arbeiter' 
vorangehende  Arbeit  der  Bildner,  Vermehrcr,  Verwender  des  Nationalkapitals  in  Form 
von  Mratlapital  vor.    Mit  Hohn  und  Spott  gegen  einige  „bürgerliche  Oekonomcn", 
«it  Tidleicht  berechtigter  Kritik  der   Fassung    in  den  Darstellungen  der  Bildung 
von  Privatkapital  bei  diesen  Theorctikeni  wird  sachlich  gar  nichts  bewiesen.    Denn  dass 
solche  „Thätigkeiten**   oder   wie  mau  sie  nennen   mag.  etwas  zur  Beschallung  und 
Verwendung  von  Nationalkapital  unter   allen  denkbaren   Umständen,    auch   in   einer 
focialistischen  Productionsordnung,  Unentbehriichcs  sind,  ist  augenfällig;  dass  solche 
Thätigkeiten  „Kosten  machen**,  ebenso;  dass  sie  auf  Kostendeckung,  auf  Entgelt  An- 
sprach haben  und  ohne  solchen  nicht  regelmässig  erfolgen  können,  nicht  minder;  dass 
sie  auch   in  einer    sodalistischcn  Ordnung,  in   betrefTenden ,   eventuell  gehaltsartiiren 
Aitheilen  von  gesellschaftlichen  Beamten  des  Productionsbetriebs  am  Productionsortrag 
bezahlt  werden,  also  vom   Antheil,  welcher  der  „Arbeit'*  i.  c.  S.  zufallen  Lomite. 
abgehen  müssten,  ist  desgleiclien  unbestreitbar. 

Damit  ist  aber  wieder,  wie  oben  Rodbertus  gegenüber,  anerkannt,  dass  weniustei.s 
im  Princip,  wenn  auch  abermals  noch  keineswegs  im  Maasse  und  auch  noch  nicht 
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ohno  Weiteres  in  der  Bej^nliningsfoiiD.  Protit,  Gewinn,  Zins  oder  das  was  Marx  „Mebr- 
wcrth'*  nennt,  nicht  Kaab.  Aaabeuton^.  sondern  ebenfalls,  wie  Arbeitsbhn,  Ter- 
piensteinkommcn  ist  Hiermit  entfällt  dann  auch  die  theoretische  Schlosskraft 
der  Marx'schen  Beweisfahrang  gegen  den  Bezog  des  Mehrwenhs,  darch  den  Kapi- 
talisten und  gegen  diesen  Ursprung  des  Kapitals.  Es  verbleibt  nur,  wie  auch  ron 
anderem,  auch  rou  unserem  Standponcte  aus.  erentuell  nnd  partiell  die  Berechtigung 
der  Priratkapitalkritik  nach  Grösse  und  Maass  des  Antheils  des  Kapitalisten 
am  ..Mehrwerthe'*.  Selbst  die  auch  theoretisch  am  Leichtesten  zu  beanstandende  Be- 
messung des  Kapitalgewinns  als  eines  bleibenden  Besitzeinkommens  nach  —  freilich 
wei^Lselnder  —  Proportion  zum  ganzen  in  der  Production  ?erwendeten  Kapital 
(Marx'  constantcm  und  variablem)  wQrde  erst  im  Prlncip.  nicht  nur  in  der  absoluten 
Höhe,  welche  danach  der  Profit  des  Kapitalisten  erreichen  kann,  durchschlagend  ange- 
griffen werden,  wenn  es  gelungen  wäre^  eine  andere  Bemessungsart  als  ausfahrbar  und  ge- 
nügend remuneratiT  nachzuweisen,  ohne  die  missliche  Gonsequenz  einer  Unterscheidung 
der  einmal  erforderlichen  Function  des  Priratkapitals  fdr  die  Bildung  und  Verwendung 
des  Nationalkapitals  und  für  die  erfolgreiche  Durchführung  des  Productionsbetriebes. 

Das.  was  hiemach  an  der  „Mehrwerththeorie"  von  Marx  richtig  bleibt,  theo- 
retisch haltbar  und  von  Bedeutung  far  die  practischen  Fragen  der  Gestaltung  der  das 
Privatkapital  betreffenden  Bestimmungen  der  Rechtsordnung,  beschrinkt  sich  daher 
auf  etwas,  was  Rodbertos  in  seiner  bekannten  Forderung  von  der  Regulirung  des  „sich 
selbst  Uberlassenen'*  Verkehrs  und  von  der  Fürsorge  für  ein  mindestens  llitsteigen 
des  Lohns  mit  der  steigenden  Productivität  der  Arbeit  anerkennt;  was  aber  auch  von 
allen  Nationalökonomen,  welche  sociale  Gesichtspuucte  in  der  Vertheilungsfrage  gelten 
lassen,  mindestens  neuerdings  ähnlich  vertreten  wird:  der  „Mehrwerth"  soll  nicht  nur 
den  Kapitalisten,  sondern  allen  an  der  Production  betheiligten  Personen,  welche  .,Ar- 
beit'*  leisten,  mit  zufallen.  Wie  dann  diese  Vertheilong  zu  diesem  Zweck  zu  regeln 
ist.  das  bleibt  immer  noch  das  Problem,  für  dessen  Lösung  auch  der  Socialismus 
keine  allgemeine  und  endgiltige  Formel  als  die  allein  richtige  aufstellen  kann. 

Marx  nennt  einmal  die  Fabel  des  alten  Menenius  Agrippa  „abgeschmackt**,  — 
ein  gern  von  ihm  gebrauchtes  Epitheton  omans,  wenn  ihm  irgend  etwas  nicht  behagt 
(I,  S.  325).  Von  seinem  Standpunct  aus  ist  der  Ausdruck  gerade  hier  auch  begreiflich. 
Aber  die  Fabel,  richtiger  gesagt  das  (xleichniss,  enthält  einen  grossen  Kern  Wahrheit, 
den  eben  der  Socialismus  in  seiner  Vogelstrauss -Politik  ignorirt. 

£s  ist  aber  auch  noch  in  einer  dritten  und  vierten  Hinsicht  den  Schlüssen  von 
Marx  aus  seiner  und  in  Bezug  auf  seine  Mehrwerththeorie  entgegen  zu  treten. 

Einmal:  Die  Erzielung  von  absolutem  und  relativem  „Mehrwerth'"  im  Marx'schen 
Sinne  und  von  immer  steiä:eudem  solchem  Mehrwerth  ist  doch  an  und  für  sich  ge- 
boten als  Voraussetzung  wirthschaftlichen  und  culturlichen  Fortschritts.  Den  Vortheil 
davon  hat  aber  schon  heute  bei  Privatkapital  und  freiem  Verkehr  nicht  der  Kapitalist 
allein,  sondern  in  Verminderung  der  Arbeitszeit,  Verringerung  der  Arbeitsmühe,  Er- 
höhung des  liohns  immerhin  vielfach,  wenn  auch  nicht  stets  und  nicht  allgemein, 
noch  sicher  und  bedeutend  genug,  nimmt  der  Arbeiter  daran  TheiL  Und  in  der 
Verminderung  der  Productionskosten  und  Preise  der  Waaren,  welche  der  neueren 
kapitalibtibchen  Gestaltung  des  Productionsbetriebs  und  der  Concurrenz  der  Kapitalisten 
(Unternehmer)  zu  verdanken  ist,  verbleiben  wiederum  die  Vortheile  nicht  alle  den 
Kapitalisten,  sondern  verthcilen  sich  mit  auf  die  Gonsumenten,  darunter  aber  in  er- 
heblichem Maasse  auch  auf  die  .,Arbeiter"  i.  e.  S.  als  die  Gonsumenten  ihrer  eigenen 
Producte.  Selbst  die  ja  möglichst  abzustellenden  üblen  Ursprnngsquellen  des  absoluten 
und  relativen  Mehrwerths  iliessen  so  nicht  bloss  zum  Vortheil  des  Kapitalisten,  sondern 
der  Arbeiter  und  der  gesammten  Bevölkerung  wenigstens  theilweise  mit.  Die  Auf- 
gabe bleibt  freilich,  das  noch  zu  steigern.  Auch  für  die  Arbeiter  erfolgt  aber  immer- 
hin schon  gegenwärtig  eine  gewisse  Gompensation  der  Vortheile  und  der  Nachtheile 
bei  Gewinnung  des  Mehrwerths. 

Sodann  aber:  soweit  die  Gewinnung  von  absolutem  und  relativem  „Mehrwerth" 
die  nothwendigc  nnd  erwünschte  Voraussetzung  einer  wirthschafdichen  und  culturlichen 
Hebung  des  ganzen  Volks  ist,  bessere  Vcrtheilung  des  Mehrwerths  angenommen, 
wie  sie  doch  allein  der  Socialismus  zu  erstreben  hätte:  wiederum  fragt  sich,  ob  olue 
Vermittlung  des  Privatkapitals  und  seiner  Folge,  wie  Voraussetzung,  der  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmung,  eine  genügende  Gewinnung  eines  solchen  Mehrwerths  und 
ein   genügendes  Wachsthum  dieser  Gewinnung  überhaupt  erreicht  werden  kann  und 
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besser  als  jetzt  erreicht  werden  würde.  Gewiss  würden  in  einer  .„socialistischen" 
ProdactioDSordnang  Uebelstände,  wie  wir  sie  z.  B.  inühsam  and  noch  immer  niclit 
ausreichend  g^egcn  den  Privatkapitalismos  in  der  Arbeiterschntzgcsetzgebang  zu  be- 
seitigen suchen,  7on  vornherein  oder  leichter  in  der  Praxis  vermieden  werden.  Aber 
ob  andere  Voranssetzuugün  einer  genügenden  Arbeitsleistung  und  damit  einer  aus- 
reichenden Hohe  des  Mehrwerths  und  seines  Wachtsthums  überhaupt  und  ebenso 
gut  and  wirksam  als  in  der  heutigen  privatkapitalibtischen  Productionsordnung  sich 
erülllen  liessen,  bleibt  wieder  fraglich  genug:  richtige  Gestaltung  und  Entwicklung 
der  Technik,  richtiges  Auslösen  wirksamer  psychologischer  Motive  zur  erforderlichen 
Leistang  der  Arbeitenden,  Beaufsichtigenden,  Leitenden,  richtiges  Mindestmaass  der 
Arbeiialeistang,  der  Arbeitszeit,  richtiges  HOchstmaass  der  Antheile  der  Arbeiter 
am  Prodactionsertrag,  richtige  Hinwendung  der  Prodaction  auf  Erzieluug  von  Kapital- 
stem und  der  genussreifen  Guter  auf  wirklich  rcproductive ,  nicht  einfache,  reine 
Gonsomtion  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Soviel  Bedingungen  wirthschaftJlchen  Fortschritts. 
steigender  Mehrwerthgewinnung ,  soviel  schwerste  Bedenken  bleiben  gegen  Marx' 
Schlüsse  aus  seiner  Mehrwerththeorie  wider  das  Privatkapital  und  die  Productions- 
ordnung, in  welcher  letzteres  gebildet  und  verwendet  wird.  Ueber  das  Alles  geht 
der  Marxismus  wie  aller  andere  Socialismus  hinweg  und  begnügt  er  sich  mit  thcil- 
weise  richtiger,  vortrcfilich  gelungener  Aufdeckung  der  wirklichen  Mängel  und  der 
weiteren  Gefahren  des  Privatkapitalismus,  stets  aber  dabei  viel  zu  sehr  gencralisirend, 
nar  Schatten,  nirgends  Licht  findend,  gerade  umgekehrt  wie  der  ökonomische  Libera- 
lismus und  Individualismus.  Auch  der  Marxismus  steckt  daher  noch  durchaus  in  der 
Utopie,  die  ihm  Engels  mit  Unrecht  nachrühmt  im  Vergleich  zum  früheren  Socia- 
lismos  überwunden  zu  haben.  In  der  Marx'schen  Kritik  des  socialdemok^ati^chen 
(Gothaer)  Programms  (Neue  Zeit  IX,  B.  1,  S.  561)  ist  manches  Treli'ende  enthalten. 
aber  davon  triß^  Einiges  folgerichtig  auch  seine  eigene  Mehrwerththeorie  (so  S.  565 
über  die  nothwendigen  Abzüge  vom  vertheilbaren  «.unverkürzten  Arbeitsertrag'*). 

Vgl.  zur  weiteren  Kritik  von  Marx  die  I,  S.  40  und  oben  S.  190  genannten 
Schriften  von  Jüger,  G.  Adler,  Gross,  ferner  besonders  Knies,  Geld,  S.  52  ff.. 
117  ff..  Credit,  2.HäIfte,  S.  47  11".  und  v.  Böhm-Bawcrk,  I,  418  ff..  W.  Lexis 
in  Goorad's  Jahrbüchern  18S5,  N.  F.  XI,  4G2  ff.  (über  den  2.  Band  von  Marx),  sowie 
die  ganzen  Ausführungen  im  ifolgenden  Kapitel. 

Siehe  ausserdem  F.  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit,  besonders  Kapitel  2  und  4, 
mit  den  zwar  boshaften  und  tendenziös  übertreibenden,  aber  sachlich  vielfach  zu- 
treffenden Ausführungen  gegen  Schulze- Delitzsch,  in  dessen  „Kapitel  zu  einem 
dentschen  Arbeiterkatechismus'*  (Leipzig  1803,  besonders  S.  24  ii).  Ferner  Lassali e, 
System  der  erworbenen  Hechte  I,  251)  fl'.  (Anm.).  Vgl.  auch  Lassalle 's  Briefe  an 
Rodbertus,  besonders  S.  24  ff.  A.  Lange,  Mili's  Ansichten,  Kapitel  2  ff.  und  der- 
selbe, Arbeiterfrage,  3.  Auflage.  Kapitel  5  und  6. 

§.  134.  Fortsetzung,  besonders  Schäffle,  v.  Böhm-Bawerk.  Im 
Ganzen  hat  m.  £.  Schäffle  das  Kichtige  in  der  Frage  des  Privatkapitals  bereits  am 
Besten  getroffen.  Meine  den  seinen  verwandten  Auffassungen  und  die  folgenden 
Aosfbhningen  sind  wiederum  selbständig  von  ihm  entwickelt  worden,  ich  habe  mich 
aber  hinterher  mit  um  so  grösserer  Gonugthuung  von  unserer  wohl  wesentlichen  sach- 
hcheD  Oebereinstimmung  überzeugt.  Vgl.  besonders  Schäfile*s  gcäcllschaftliches  System, 
3.  Auflage,  II,  44  ff.,  510  ff.,  namentlich  385  ff.  und  die  Gitate  daraus  unten  in  §.  151 : 
auch  Socialer  Körper  III,  besonders  S.  419  ff.  und  seine  Quintessenz  des  Socialismus  mit 
einigen  weiteren  Ausführungen  und  Zugeständnissen  an  den  wissenschaftlichen  Socia- 
limas.  Warum  hat  ein  Schriftsteller  über  das  Kapital,  wie  Umpfenbach  (das 
Kapital  in  seiner  Guhurbedeutung,  Würzburg  1S79)  über  alle  diese  Puncto,  die  eigent- 
lich strittigen,  so  gut  wie  gar  nichts  gesagt? 

Aus  der  neuesten  theoretischen  Litteratur  über  Kapital  und  Kapitalzins  ist  auch 
für  die  in  diesem  Kapitel  behandelten  (iegenstünde  das  genannte  grössere  Werk  von 
Böhm-Bawcrk  aus  der  scharfsinnigen  österreichischen  theoretischen  Schule 
K.  Kenger 's  von  Wichtigkeit,  und  zwar  im  ersten,  dogmengeschichtlichen,  wie  im 
zveiten,  theoretischen  Theil.  Dort  wird  in  ebenso  umsichtiger,  objectivcr,  wie  scharf 
ciodringender  Weise  und  auf  Grund  eines  umfassenden  Litteraturstudiums  eine  „Ge- 
schichte und  Kritik  der  Kapitalzins-Theorieen'*  gegeben.  Darin  werden  die  einzelnen 
Theoretiker  gruppenweise  nach  dem  von  von  Böhm  angenommenen  Kern  ihrer 
Theorien  behandelt  und  kritisirt.    Die  Socialisten  und  einige  andere  werden  als  Ver- 
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treter  der  ,,Ansbeutnngstheorie"  zusainuengcfasst  und  näher  dabei  Rodbertos  und  Marx 
(^S.  374  — 447)  besprochen.  Kritische  Ausführungen,  welche  zwar  mehrfach  andere 
Puncte,  als  die  7on  mir  unten  in  diesem  Kapitel  hervorgehobenen,  und  das  Meiste  in 
anderer  Weise  behandeln,  auf  welche  ich  mich  aber  zur  Ergänzung  und  Yerroll- 
ständigung  meiner  eigenen  folgenden  Erörterungen  gern  mit  beziehe,  auch  wenn  ich 
sie  nicht  alle  fttr  zutreffend  noch  für  die  mir  wichtige  Seite  der  Frage  des  Prirat- 
kapitals  beweiskräftig  halte.  ?.  Böhm  hat  auch  eigentlich  ein  anderes  Problem,  als 
ich  hier,  im  Auge:  er  die  theoretische  Erklärung  des  Kapitalzinses  ab  einer 
ökonomischen  Erscheinung  und  zwar,  wie  er  meint  und  im  zweiten,  positivcu  Theile 
seines  Werks  zu  begründen  sucht,  als  einer  absoluten  Kategorie  des  Wirthschafts- 
lebens,  nicht  nur  einer  historisch-rechtlichen  in  bestimmten  Geschichtsphasen  und  auf 
der  Grundlage  einer  bestimmten  geschichtlichen  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft; 
ich  die  Begründung  und  Rechtfertigung  des  Priratkapitals  und  eines  eigenen 
Besitzeinkommens  daraus,  der  Kapitalrente,  als  einer  ?om  Interesse  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft geforderten  Institution  der  wirtlischaftlichen  Rechtsordnung  von  Gultnr- 
Völkern  hoch  entwickelten  und  immer  höher  zu  entwickelnden  Zustands  der  Technik 
und  Oekouomik. 

Meine  eigene  Auffassung  weist  v.  Böhm  mit  derjenigen  SchäÜle's  unter  die 
„deutsche  Gruppe*'  der  ,,Arbeitstheorie'',  wonach  der  Zins  als  Vergeltung  eines  ?olks- 
wirtlischaftlichen  Berufs  erklärt  werde.  Diese  Auffassung  führt  er  im  Keim  auf 
Rodbertus  zurück  und  zwar  auf  dessen  Betrachtung  des  Grund-  und  Kapitalcigenthums 
als  eine  Art  Amt  und  der  Rente  als  eine  Art  Boamtengehalt  (siehe  oben  S.  283). 
Diese  Idee  sei  von  uns,  Angehörigen  der  „deutschen  Kathedersocialisten'\  aufgegriffen 
und  in  breiterer  Ausführung  vcrwerthet  (v.  Böhm  I,  853).  Dagegen  möchte  ich  mir 
die  zweifache  Bemerkung  erlauben:  einmal,  die  ., deutschen  Kathedersocialisten**  bilden 
nichts  weni*^er  als  eine  geschlossene  Schule  (siehe  Grundlegung  I,  §.  17),  vollends 
nicht  in  theoretischen  Lehren  dieser  Art;  die  meisten  sog.  Kathedorsocialisten  sind 
allen  solchen  Fragen,  wie  Erklärung  oder  Begründung  des  Zinses,  überhaupt  stets  aus 
dem  Wege  gegangen.  Schall le  und  ich  gehören  zu  den  wonigen ,  welche  das  nicht 
gethan  haben,  aber  unsere  Ansichten  können  nicht  als  diejenigen  der  „Schule*^  der 
Kathedersociulisten  gelten.  Sodann:  Schäffle  wie  ich  sind  nicht  durch  Rodbertus 
erst  zu  unseren  theoretischen  Ansichten  über  die  Begründung  des  Zinses  und  des 
Privatkapitals  gekommen,  sondern,  wenn  auch  von  ähnlichen  Ausgangspuncten  der 
Betrachtung  unabhängig  von  ihm  zu  verwandten  Anschauungen  gdangt,  die  durch 
Rodbertus  bestätigt  zu  sehen  mir  allerdings  von  Werth  war,  was  ich  daher  gern  an- 
erkannt habe  (siehe  2.  Auflage  dieses  Werks  S.  590  ff.),  v.  Böhm  ist  hier,  wie  mehr- 
fach sonst,  dem  freilich  Dogmenhistorikern  naheliegenden  Fehler  verfallen,  verwandte 
Lehren  und  ähnliche  Fassungen  derselben  immer  auf  den  gleichen  Ausgangspunct 
regelmässig  in  demjenigen  Autor,  dei  zeitlich  sie  am  Frühesten  geäussert  hat,  zurück- 
zuführen, was  oftmals  unstatthaft  ist.  Die  beliebten  Prioritätsstreitigkeiten  der  Autoren 
selbst  lassen  sich  denn  auch  so  häufig  als  müssig  bezeichnen,  indem  leicht  nach- 
zuweisen ist,  dass  verschiedene  Personen  sehr  wohl  unabhängig  von  einander  zu  ver- 
wandten Ansichten  und  Fassungen  kommen,  freilich  eventuell  weil  sie  von  ähnlichen 
älteren  Anschauungen  ausgehen  (Ricardo  —  Proudhon,  Rodbertus,  Marx). 

V.  Böhm  kritisirt  dann  Schäffle's  und  meine  Theorie  und  kommt  zum  Schluss, 
sie  könne  zwar  zur  socialpolitischen  Rechtfertigung,  aber  nicht  zur  theoretischen  Er- 
klärung des  Zinses  dienen  (S.  353  — 359,  besonders  S.  356,  358  und  Inhalt  S.  X): 
„insofern  man  in  den  Spar-  und  Disponirthätigkciten  der  Kapitalisten  einerseits 
das  wirksamste  Mittel  zur  Bildung  und  zweckmässigen  Verwendung  eines  aus- 
reichenden Nationalkapitals  erblickt  und  anderseits  nicht  erwarten  kann,  dass  die- 
selben in  ausreichender  Menge  von  Privaten  dargebracht  werden.  —  [das  ist  freilich 
nicht  mein  in  dieser  P>age  maassgebender  Gesichtspunct,  sondern,  dass  die 
directe  Bildung  des  Nationalkapitals  durch  die  ökonomische  Gesellschaft  selbst  wie 
in  der  socialistischen  Wirthschaftsordnung  theils  nicht  ausführbar,  theils  viel  weniger 
erfolgreich  sein  würde,  als  die  indirecte  in  der  Form  des  Privatkapitals]  — . 
wenn  ihnen  dafür  nicht  auch  dauernde  Vortheile  in  Aussicht  gestellt  werden: 
kann  die  Rücksicht  auf  jene  Leistungen  der  Kapitalisten  einen  höchst  triftigen  Recht- 
fertigongsgrund  und  ein  ausschlaggebendes  legislatives  Motiv  für  die  Einführung 
oder  Anfrechthaltung  des  Kapitalzinses  sein.''  v.  Böhm  meint  nur,  dass  das  Dasein 
des  Kapital/inses  mit  dem  Hinweis  auf  jene  ,,Arboit*'  noch  nicht  theoretisch  er- 
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kiftrt  werde,  or  fcrwirft  daher  Sch&fTlo^s  wio  meine  „Arbeitstbeorie'*  gleich  allen 
anderen  Varianten  der  letzteren  als  eine  stichhaltige  theoretische  ,,Erklärang''  des 
Kapitalzinses,  llsst  es  aber  dahin  gestellt,  ob  ich  meiner  BegrUndungstheorio  Überhaupt 
eine  solche  Bedeutung  bitte  geben  wollen  (S.  359). 

Ich  kann  in  Antwort  an  t.  BOhm  letzteres  nur  yerneinen:  das  was  er  „Er- 
klAninK^  des  Kapitalzinses,  als  einer  notbwendigen ,  allgemeinen,  absoluten  Kategorie 
allen  Wirthschaftelebens  nennt,  habe  ich  in  der  That  nicht  mit  meiner  Theorie  geben 
wollen.  Ich  habe  Überhaupt  nicht  sowohl  die  Frage  des  Kapitalzinses,  als  diejenige 
des  Pri?atkapitals  als  einer  Bechtsform  des  Natioualkapitals  behandelt.  Dabei  bin  ich 
znr  folkswirthschafUichen  Begründung  des  Pri?atkapitals  als  einer  Institution  der 
fiechtsordnnng  durch  Gesichtspuncte,  welche  man  mit  v.  Böhm  solche  einer  „social- 
politischen  Bechtfertigung*'  nennen  mag,  gelangt.  Das  schliesst  im  Pnncip,  deshalb 
noch  nicht  im  Maass  und  in  der  Regulirungsweise,  eine  Rechtfertigung  des  Kapiral- 
zinses,  als  des  normalen  Einkommens  aus  dem  Besitz  des  PrivatLipitals  ein.  Das 
Priratkapital  fungirt  eben  doppelt,  als  Benteofonds  und  als  Mittel  der  Leitung  der  Pro- 
daction  und  der  Arbeitsbeschäftigung.  Die  „Begründung''  des  Zinses  als  eines  solchen 
Einkommens  von  Privatkapitalistcn  liegt  damit  für  mich  allerdings  auch  nur  in  der 
Tolkswirthschaftlichen  Noth wendigkeit  des  Privatkapitals,  als  einer  historisch -recht- 
lichen Kategorie  des  Wirthschaftblebens ,  solange  das  Privatkapita]  Überhaupt,  daher 
auch  da  wo  es  als  Bechtsform  zur  Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung  des 
Nationalka^itals  fungiren  muss  oder  am  Erfolgreichsten  fungirt. 

Eine  andere  Frage  ist  die  von  v.  Böhm-Bawerk  untersuchte,  die  ich  deswegen 
Dicht  für  müssig  halte.  Im  Gegentheil.  sie  wäre  z.  B.  auch  für  eine  socialistische  Pro- 
ductions-  und  Gesellschaftsordnung  ]>ractisch  wichtig.    Das  Ergcbuiss  der  scharfainnigen 
und  eindringlichen  v.  Böhmischen  Untersuchung   ist,   dass    unter  dem   Eiufluss  des 
Zeitmomonts  auf  die  menschliche  Werthschätzung  der  Güter  der  Zins  stets  nothwendig 
und  eine  absolute  Kategorie  in  allem  Wirthschaftsieben  sei,  weil  Guter,  tlber  die  man 
sofort,    in  der  Gegenwart  verfugen  kann,    einen  höheren  Werth  repräsentirten ,    als 
solche,  über  welche  man  eist  künftig  verfügen  kann,  eine  Werthdifferenz,   welche  die 
eigentliche  theoretische  Erklfiruug  des  Zinbes  gebe  (I,  495  und  der  ganze  Band  II, 
besonders  S.  299:  „die  natürliche  Werthdifferenz  zwischen  gegenwärtigen  und  zukünf- 
tigen Gütern  ...  ist  die  Quelle,  aus  welcher  aller  Kapitalzius  seinen  Ursprung  zieht"). 
Ich  halte  die  Beweisführung  v.  Böhmes  hierfür  im  Ganzen  gelungen,  habe  darauf  aber 
hier  für  die  Frage  dieses  Kapitels  nicht  weiter  einzugehen.  Nur  die  Bemerkung  füge 
ich  bei:  wenn  z.  B.  in  einer  socialistischen  Productionsordnung  Ernst  mit  der  „Ver- 
gesellschaftung", dem  „Gemeineigenthum''  der  Productionsmittel  im  Besitze  der  nationalen 
Gesammiheit  gemacht  und  —  was  freilich  die  letzte  Consequenz,  aber  doch  nicht  die  ein- 
zige Möglichkeit  wäre,  welche  vielmehr  sogar  ihre  besonderen  ökonomisch  technischen 
und  psychologischen  Schwierigkeiten  bei  der  Verwirklichung  hätte  —  wenn  die  Centrali- 
sironir  aller  Productiou  vermieden  und  die  Decentralisirung  deraelben  in  mehr  oder  weniger 
von  einander  unabhängige  „Gruppenbctricbe"  beliebt  würde,  so  wären  letztere  aus  dem 
Gesammteigenthum  an  Kapital  in  erforderlicher  Weise  auszustatten  und  eine  Verzinsung 
dieser  Kapitaldotationen  wäre  dann  auch  hier  geboten,  um  eine  richtige  und  gerechte  In- 
terossonausgleichung   herbeizuführen:   eine  Consequenz  der  von   ßöhm'schen  Theorie. 
Indessen,  hier  für  uns  in  der  Frage  des  Privatkapitals  handelt  es  sich  um  etwas 
Andres:  uemlich  ob  die  „Erklärung"'  des  Zinses  bei  v.  Böhm  unmittelbar  eine  Uecht- 
fertigung  und  Begründung  des  Privatkapitals  als  Institution  der  Bechtsurdnung,  mit 
der  Folge   eines  Zinsbezugs  als  Einkommen  für  den   Eigenthümer  des  Privatkapitals 
liefern  kann?    Das  wird  man  nicht  zogeben  dürfen.    Vielmehr  würde  auch  hier  zu 
sagen  sein:  die  Bereitatellung  von  geeigneten  Gütern  zu  Productionszwecken  in  der 
Gegenwart,   nm    so  künftige   Güter  gewinnen    zu   können,    setzt  volkswirthschaftlich 
wenhfplle,  „productive''  „Thitigkeiten''  voraus,  in  deren  Vornahme  eine  volkawirth- 
schafUicho  BegrUndung  für  den  Bezug  einer  angemessenen  Vergeltung,  eventuell  in 
der  Form  des  Kapitalzinses  liegt.    Damit  wäre  die  von  Schäfile  und  mir  vertretene 
Auffassung  angenommen.   Sie  müsste  daher  immer  erst  zur  v.  Böhm'schen  „Erklärung'' 
hinzutreten,  um  eine  volkswirthschaftlichc  Begründung  zu  geben.     Nach   dem   oben 
mitgetheilten  Ortheil  v.  Böhms  möchte   ich  annehmen,    dass   dieser  ausgezeichnete 
Theoretiker  diesem  Schlnss  beistimmen  könnte. 

Im  2.  Bande  seines  Werks  behandelt  v.  Böhm   mehrfach  ähnliche  Fragen,   wie 
ich  hier  in  diesem  Kapitel,  so  die  von  mir  hier  aus  dem  1.  Thoil  der  Grundlegung 

10* 


292   3.B.  Ausdehn.d.Privgteigonthums.  l.R.  Priratkap.  l.H.A.  I.A.  Einleitung,  g.  135. 

(§.  129)  aufgenommene  Unterscheidung  von  Social-  (National-)  und  Priratkapifal,  die 
ihm  nicht  mit  der  Unterscheidung  ron  Kapital  als  „rein-Okonomische''  und  als  „tiisto- 
risch- rechtliche''  Kategorie  zusammenfällt.  Er  will  darin  zwei  selbständige  Unter- 
scheidungen sehen  (S.  64  ff.).  Ferner  giebt  auch  er  eine  „Theorie  der  Kapitalbildung" 
(S.  107  H'.).  Hier  wie  auch  sonst  im  ganzen  Werke  manche  Uebereinstimmung  mit, 
aber  auch  erhebliche  Abweichungen  ron  meiner  Auffassung  im  Folgenden,  freilich  zum 
Theil,  weil  wir  Überhaupt  nicht  dasselbe  Problem  behandeln.  Eine  genauere  Aus- 
einandersetzung mit  7.  Böhm  glaubte  ich  doch  hier  unterlassen  zu  sollen.  Zur  Er- 
gänzung möchte  ich  mich  wieder  gern  auf  ihn  beziehen.  Auch  wieder  zur  Er- 
gänzung von  ?.  Böhmes  Darstellung  sei  auf  E.  Sax,  Staatswirthschaft ,  bes.  S.  SOS  ff.. 
Bezug  genommen. 

Auch  Loria's  genanntes,  höchst  originelles  und  geistvolles  Werk:  annalisi  della 
proprieta  capitalista  ist  für  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  wichtig,  wie  mehr  noch 
für  die  Grundeigenthumsfrage.  Er  bringt  die  Fragen  vom  Kapitalgewinn,  wie  die 
gesammtc  Yertheilungsfrage ,  in  nächsten  Zusammenhang  mit  den  Bodenbesitzvcrhält- 
nissen.  Vgl.  über  Loria  die  Anzeige  von  W.  Lexis  im  Schmoller*schen  Jahrbuch 
1894,  Heft  1,  S.  293  (F. 


Erster  Hauptabschnitt. 

Verhältniss    des    Frivatkapitals    zum   Nationalkapital 

und   Theorie   der  Eapitalbildung. 

1.   Abschnitt. 

Einleituniir. 

I. —  §.  135  [287].  Unterscheidung  von  National-  und 
Privatkapital. 

Die  wichtigste  und  seit  der  socialistischen  Polemik  auch  theo- 
retisch strittigste  Frage,  welche  sich  auf  die  Ausdehnung  des 
Privateigenthums  bezieht,  betrifft  die  Nothwendigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit des  Privateigenthums  an  sachlichen  Productions- 
mitte  In.  Diese  Frage  gliedert  sich  dann  in  die  beiden  Fragen 
nach  der  Berechtigung  dos  Privatkapitals  und  des  privaten 
Grundeigenthums.  In  diesem  Kapitel  wird  die  erste,  im 
folgenden  zweiten  die  zweite  Frage  untersucht. 

Für  jene  ist  an  den  früher  dargelegten  principalen  Unterschied 
zwischen  Kapital  als  rein  ökonomische  und  anderseits  als 
geschichtlich- recht  liehe  Kategorie  anzuknüpfen  (I,  §.  129). 
Kapital  im  ersten  Sinne  oder  m.  a.  W.  ökonomisches  (volks- 
wirthschaftlichcs)  oder  National-(Volks-,  Social-)Kapital 
ist  „ein  Vorrath  solcher  wirthschaftlicher,  zunächst  beweglicher 
Guter  —  naturaler  Güter  — ,  welche  aus  einer  früheren  Production 
herrühren,  als  technische  Mittel  für  die  Herstellung  neuer  Güter 
in   einer  Wirthschaft  dienen  können  und  dafür  erforderlich  sind**. 
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oder  kurz  gesagt  ist  Produetionsmittelvorrath.  Kapital  im  zweiten 
Sinne,  Kapital  besitz  oder  Kapitaleigen  thnm,  Privatkapital , 
ist  ,,derjenige  Theil  des  zunächst  beweglichen  Vermögensbesitzes 
einer  Person,  welcher  derselben  als  Erwerbsmittel  zur  Erlangung 
eines  Einkommens  aus  ihm  (Rente,  Zins)  dienen  kann,  also  zu 
diesem  Zwecke  von  ihr  besessen  und  erstrebt  wird:  bestimmuogs- 
mässig  ein  Kentenfonds''  (I,  S.  316,  317).  Wo  Privateigenthum 
die  rechtliche  Grundlage  des  Verkehrs  ist,  steht  jenes  erstere 
Kapital  regelmässig  grösstentheils  im  Privateigenthum.  Es  entsteht 
und  vermehrt  sich  daher  in  der  Form  des  Privatkapitals  und  wird 
als  solches  direct  von  seinem  Eigenthümer  oder  von  demjenigen, 
welchem  es  letzterer  lieh,  in  der  Production  verwendet  und  damit 
seiner  Bestimmung  zugeführt.  Hiermit  wird  der  Privatkapitalist 
aber  auch  der  geborene  Leiter  der  nationalen  Güterproduction, 
welche  so  von  ihm  oder  von  seinen  Beauftragten  oder  von  denen, 
welchen  er  im  Wege  des  Credits  die  Verfügung  über  sein  Kapital 
Uberlässt,  ihre  Gestaltung  und  Richtung  empfängt.  So  wird  der 
Kapitalist  der  Beschäftiger  der  Arbeiter,  welche  demgemäss  in  die 
Abhängigkeit  von  ihm  treten. 

Kapital  als  Productionsmittel  ist  für  jede  irgend  bedeutendere 
Entwicklung  der  Production  und  folgeweise  der  Volkswirthschaft 
unentbehrlich,  zwar  nicht  ein  eigentlicher  Productionsfactor,  welcher 
Producte  „schafit^',  was  nur  Natur  und  Arbeit  thun,  wohl  aber  eine 
unentbehrliche  Productionsbedingung,  welche  die  Schaffung  der 
Producte  selbst  erst  möglich  macht.  Für  die  regelmässige  Ent- 
stehung dieses  Kapitals  muss  daher  zunächst  gesorgt  werden.  Soll 
sich  die  Production  ausdehnen,  um  für  eine  steigende  Bevölkerung 
eine  grössere  Menge  zugleich  besserer  wirthschaftlicher  Güter  zu 
beschaffen,  so  muss  zuvor  eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  er- 
folgen. Und  soll  endlich  das  Ziel  aller  Production,  die  sichere, 
reichliche  und  wohlfeile  (d.  h.  zunächst  nur:  mit  möglichst  niedrigen 
rein  natürlichen  Productionskosten ,  I,  §.  172  auslangende),  daher 
reichliche  Consumtion  gestattende  Gewinnung  wirthschaftlicher  Güter 
erreicht  werden,  so  muss  dieses  Kapital  richtige  Verwendung 
finden. 

Die  Aufgabe,  für  die  richtige  Bildung,  Vermehrung  und  Ver- 
wendung dieses  Kapitals,  zu  sorgen,  liegt  in  unseren,  auf  der  Ver- 
kehrsrechtsbasis des  Privateigenthums  beruhenden  Volkswirt hschaften 
hauptsächlich  den  Eigenthümern  jenes  Kapitals,  den  Privatkapitalisten, 
ob.    Diese  Personen   sind  „die  Functionäre  der  Gesammtheit  (des 
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Volks)   für   die   Bildung   und  Beschäftigung   des   nationalen  Pro- 
ductionsmittelfonds**  (I,  §.  127,  S.  317). 

Die  Privatkapitalisten  beziehen  fttr  diese  oder,  zunächst 
wenigstens,  in  dieser  Function  —  denn  ob  richtiger  und  berechtigter 
Weise  für  diese  Function,  das  hängt  natürlich  von  der  Ent- 
scheidung über  die  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des 
Privatkapitals  ab  —  einen  Gewinn  (Rente,  Zins)  als  Einkommen. 
Dieser  Gewinnbezug  ist  fttr  sie  der  baaptsächliche  Zweck,  die  Aus- 
sicht auf  ihn  der  mächtigste  Ansporn  zur  Bildung,  Vermehrung  und 
Verwendung  ihres  Privatkapitals,  welches  als  ökonomisches  Kapital 
dient.  Auch  für  die  ganze  Volkswirthschaft  ist  dieser  private  Renten- 
bezug von  grosser,  aber,  wie  sich  schon  hier  constatiren  lässt, 
nicht  bloss  von  nachtheiiiger  Bedeutung,  wie  die  Gegner  des 
Privatkapitals  behaupten.  Allerdings  bildet  dieser  Gewinn  einen 
Theil  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft  oder  des  Volksein- 
kommens (I,  §.  176  fr.)  und  vermindert  unvermeidlich  fUr  seinen 
Betrag  das  Einkommen  der  übrigen,  nichtkapitalbesitzenden,  also 
besonders  den  Lohn  der  Arbeiterclassen,  bei  einer  gegebenen  Grösse 
des  Volkseinkommens.  Allein  die  absolute  Höhe  des  Volksein- 
kommens hängt  mit  von  der  Höhe  und  Verwendung  des  Kapitals 
als  Productionsmittelfonds  ab.  Wenn  sich  nachweisen  lässt,  dass 
dieses  Kapital  nur  in  der  Form  des  Privatkapitals  richtig  gebildet 
und  verwendet  werden  kann  oder  auch  bloss,  dass  es  so  am  Besten 
gebildet  und  verwendet  wird,  so  ist  selbst  vom  Standpuncte  des 
Arbeiterinteresses  aus  jene  Abgabe  eines  Theils  des  Nationalein- 
kommens als  Gewinn  an  die  Privatkapitalisten  kein  Nach  theil  und 
auch  volkswirthschaftlich  zu  billigen,  weil  dies  Verhältniss  eine 
nothwendige  Bedingung  des  Privatkapitals  und  unter  dieser  Voraus- 
setzung des  Kapitals  überhaupt  ist  (1,  §.  283). 

Rodbertns  a.  a.  0.  lässt  seiner  Auslegung  des  Satzes,  dass  die  Prodacte  nur 
Arbeit  kosten,  gem&ss  ganz  conseqaent  die  Renten  (Kapital-  und  Grundrente)  aus  einer 
Theilung  des  blossen  Arbcitsproducts  entstehen  und  sie  dadurch  als  eine  Verkürzung 
der  Arbeiter  erscheinen.  Aehulich  Marx  und  andere  Socialisten:  natürlich  nur  richtig, 
wenn  das  privatwirthschaftfiche  System  und  Privatkapital  ganz  entbehrlich  wäre.  Siebe 
Vorbemerkungen  §.  182  tt\ 

Vom  Standpuncte  des  volkswirthschafdichen  Productionsinteresses  aus  liegt  die 
Frage  der  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  des  Privatkapitals,  namentlich  psychologiäch 
betrachtet,  hinsichtlich  der  auf  die  Thätigkeit  von  Kapitalisten  einwirkenden  Motive, 
ähnlich ,  wie  die  Frage  der  Berechtigung  ungleicher  Vertbeilung  des  Volkseinkommens, 
insbesondere  der  Zulassung  höheren  Einzeleinkommens.  Es  kann  daher  hier  mit  auf 
die  bezüi^lichen  Ausfuhrungen  im  Theil  I,  §.  278  ff.,  282  ff.  über  die  Frage  eines 
regulirenden  Eingriffs  in  die  Yertheilung,  sowie  auf  manche  Erörterungen  ökono- 
misch-psychologischer Art  über  Motivation  im  1.  Buche,  I.Kapitel  daselbst  verwiesen 
werden. 
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Ausserdem  bietet  der  Rentenbezng  das  Mittel  für  die  ErhöbuDg 
des  EinzeleiDkommens  und  damit  für  die  reichlichere  Bedürfniss- 
befriedigUDg  und  für  die  Ermöglichnng  der  Pflege  von  Cultur- 
bedürfnisseD  bei  den  KapitalistenclasseD ,  denen  durch  diese  ihre 
ökonomische  Stellung  auch  mehr  Müsse  zu  freier  Thätigkeit  bleibt. 
Das  Vorbandensein  solcher  Classen  und  die  Mitbedingung  dafür, 
nemlich  auch  hier  wieder  die  ungleiche  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens, kann,  wie  früher  gezeigt  wurde,  im  Interesse  der  ganzen 
nationalen  Gemeinschaft  wünschenswerth  und  unter  Umständen 
nothwendig  sein.  In  diesen  Verhältnissen  findet  mithin  das  Privat- 
kapital von  vornherein  auch  eine  allgemeinere  Rechtfertigung. 

Aach  dies  Moment  tritt  trotz  der  omincut  historischen  Auffassang  bei  Uod* 
bcrtas  and  bei  den  andren  Socialisten  za  sehr  zarttck.  Siehe  dagegen  ebenfalls  die 
Ausführangen  über  die  Voraussetzungen,  welche  allein  einen  Eingriff  in  den  Process 
der  im  freien  Verkehr  sich  vollziehenden  Einkommonvertheilung  gestatten,  in  I,  §.  284, 
285  and  oben  II,  §.  29,  SO. 

Im  Uebrigen  geht  die  Frage  nach  der  Berechtigung  des  Privat- 
kapitals in  die  andere  über,  ob  das  ökonomische  Kapital,  der 
Productionsmittelvorrath  der  Volks wirthschaft,  nothwendig  un- 
bedingt durch  Vermittlung  der  erforderlichen  Thätigkeit  von 
Privateigen thümeru  in  der  Form  des  Privatkapitals  gebildet  und 
vermehrt  und  durch  sie,  bzw.  ihre  Beauftragten  (incl  die  die  Kapi- 
talien Entleihenden)  der  Verwendung  im  Productionsprocess  zuge- 
führt werden  oder,  falls  dies  zu  verneinen  ist,  ob  dieser  VTeg 
wenigstens  als  der  passendste  für  diesen  Zweck  gelten  muss. 
Im  ersten  Falle  würde  die  Rechtsinstitution  des  Privatkapitals  eine 
unentbehrliche  Einrichtung  der  Volkswirthschaft  selbst  sein  und 
insofern  das  Privatkapital  unter  allen  Umständen,  ausnahmslos 
überall  und  für  immer  eine  nothwendige  ökonomische  Kategorie 
des  gesammten  Wirthschaftslebens  werden,  nicht  nur  eine  historisch- 
rechtliche Kategorie  darstellen.  Bloss  als  eine  solche  wäre  das 
Privatkapital  dagegen  im  zweiten  Falle  anzusehen.  Gründe  relativer 
Zweckmässigkeit,  welche  nach  Zeit  und  Ort  natürlich  immer  etwas 
wechseln,  würden  zur  Stützung  der  Institution  dienen  müssen.  Es 
kann  nun  zwar  von  vorneherein  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  das 
Privatkapital  immer  nur  eine  historisch -rechtliche  Kategorie  dar- 
stellt (I,  §.  129):  ein  nothwendiges  Zugeständniss  an  die  Theorie 
des  wissenschaftlichen  Socialismus.  Aber  für  die  allgemeine  Ver- 
wirklichuDg  dieser  Theorie  folgt  aus  diesem  Zugeständniss  nicht 
viel.  Technisch  mag  die  Bildung  und  Verwendung  von  National- 
kapital direct,  ohne  Vermittlung  der  Institution  des  Privatkapitals, 
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sich  vielfach  weiter  ansdehneD,  ökonomisch  mag  das  leichter  mög- 
lich and  Wünschenswerther,  socialpolitisch  nothwendiger  nnd  be- 
rechtigter werden.  Das  Alles  ist  möglich,  ja  wahrscheinlich.  Die 
irgend  allgemeinere  oder  gar  ganz  allgemeine  Verdrängung  der 
Mitwirkung  des  Privatkapitals  ist  gleichwohl  sehr  anwahrscheinlich, 
vor  Allem  aus  psychologischen  Gründen,  und  nicht  nur  für  anab> 
sehbare  Zeit,  sondern  überhaupt  (§.  143  fr.). 

Rodbortus,  Sociale  Frage,  S.  222,  146,  Anch  hier  verweise  ich  besoiiders 
auf  die  Aasfuhnrngen  über  Psychologie  und  Motiration  im  1.  Bache,  Kapitel  1  des 
Tbcils  r.  für  mich  ist  diese  psychologische  Seite  der  entscheidende  Punct  fUr  die 
voraasgeheud  geäusserte  Meinang.  Vielerlei  sonstige  Puncto  der  technischen  Zveck- 
m&ssigkeit,  des  socialen  Gesammtintercsses  kommen  natürlich  daneben  in  Betracht. 
Ich  kann  es  daher  nur  eine  Naivet&t  nennen,  wenn  ein  jugendlicher  socialistischer 
Kritiker,  wie  Conrad  Schmidt,  die  Tragweite  derartiger  psychologischer  Beweis- 
führungen bestreitet,  als  ob  der  Nachweis  der  wahrscheinlichsten  Aussichtslosigkeit 
der  Verwirklichung  des  socialistischen  Wirthschaftssystems  in  diesen  Fragen  nicht» 
bedeute.  Mir  scheint  er  wichtiger  als  alles  Andre.  S.  Braun's  Archiv  1894,  Heft  1, 
Schmidt's  Besprechung  meines  Buchs. 

II.  —  §.  136  [288].  Auch  die  Unterscheidung  zwischen 
der  Entstehung  (Bildung)  und  Vermehrung  des  Kapitals 
(in  beiden  Bedeutungen)  einer-  und  der  Verwendung  desselben 
andrerseits  ist  für  die  Untersuchung  in  Bezug  auf  die  socialöko- 
nomische  Berechtigung  des  Privatkapitals  geboten.  Allerdings  kann 
hier  in  der  Grundlegung  nur  die  Frage  nach  der  Entstehung  und 
Vermebrung  des  Kapitals  genauer  geprüft  werden.  Die  Frage  nach 
der  Verwendung  muss  ihre  Beantwortung  durch  die  Erörterungen 
an  vielen  verschiedenen  Stellen  des  ganzen  Werks  über  Politische 
Oekonomie  finden.  Die  Fragen  hinsichtlich  der  Organisation  der 
Volkswirtbschaft  und  speciell  der  Combination  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  mit  dem  privatwirthschaftlichen  System  und  des 
Uebergangs  von  Productionszweigen  (Leistungen)  von  einem  dieser 
beiden  Systeme  auf  das  andere  hängen  aber  mit  der  Frage  der 
Verwendung  des  Kapitals  offenbar  eng  zusammen. 

Wo  sich  z.  B.  der  Staat  in  irgend  einem  Gebiete  leistungsfähig  erweist,  da  wird 
hierdurch  gleichzeitig  von  selbst  der  Beweis  geführt,  dass  die  Verwendung  des  öku- 
nomischen  Kapitals  in  der  F'orm  des  Privatkapitals  nicht  nur  nicht  unbedingt  noth- 
wendig ,  sondern  in  diesem  Falle  auch  durch  Zweckmässigkeitsgründe  nicht  geboten 
ist.  Die  Vorzüge  des  privatwirthschaftlichen  Systems  auf  grossen  Gebieten  der  Sach- 
güterproduction  lassen  es  umgekehrt  als  zweckmässig  erscheinen,  volkswirthschaftlichcs 
Kapital  als  Eigenthum  von  Privaten,  also  als  Privatkapital,  zur  Verwendung  zu  bringen. 
Für  die  bezüglichen  Untersuchungen,  welche  näher  nach  eiiizeluen  Productionszweigen 
specialisiren  müssen,  ist  auf  die  Theoretische  Volkswirthschaftslchre  und  auf  viele 
Abschnitte  der  weiteren  Theile  dieses  Werks,  sowohl  in  der  Practischen  Volkswirth- 
schaftslchre als  in  der  Finanzwissecscliaft  zu  verweisen.  Hier  in  der  Grundlegung 
kann  vorläufig  nur  nebenbei  auf  die  Frage  der  Kapitalverwcndung  Bezug  genommen 
werden. 
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Es  sei  für  jetzt  bloss  bervorgehobeD,  dass  die  endgiltige  Ent- 
scheidong  über  die  Noth wendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des 
Privatkapitals  von  der  Entscheidung  über  die  Frage  der  Kapital- 
verwendnng  mit  abhängt.  Selbst  wenn  sich  die  Bildung  und  Ver- 
mehrung des  ökonomischen  Kapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals 
nicht  als  nothwendig  oder  zweckmässig  erwiese  —  und  sie  thut 
es  jedenfalls  nicht  so  allgemein,  als  es  angenommen  wird  — ,  so 
könnte  die  Verwendung  des  Kapitals  durch  die  nächstinteressirten 
Eigentbümer  gleichwohl  so  grosse  Vorzüge  bieten,  dass  man  sich 
doch  auch  im  Gesammtinteresse  der  Volkswirthschaft  wieder  flir 
das  Privatkapital  entscheiden  mUsste. 

Die  Schwierigkeit,  welche  die  Untersuchung  für  die  wissen- 
schaftliche Theorie  des  Kapitals  demnach  bietet,  .wird  indessen 
durch  einen  Umstand  vermindert.  Bildung,  Vermehrung,  Ver- 
wendung, Wiederentstehung  und  Neuvermehrung  des  Kapitals  sind 
im  Grunde  nur  die  verschiedenen  Phasen  des  grossen  volkswirth- 
schaftlichen  Productions-  und  Consumtionsprocesses.  Im  Wesent- 
lichen keine  Neubildung  und  Vermehrung  des  Kapitals  ohne  vor- 
ausgegangene Verwendung  von  Kapital  und  keine  bedeutende  und 
zweckmässige  Neubildung  und  Vermehrung  ohne  richtige  Ver- 
wendung desselben.  Beides  steht  in  Wechselwirkung.  Eine  Bildung 
von  Kapital  ausserhalb  der  Form  des  Privatkapitals  setzt  eben 
schon  eine  geeignete  Verwendung  des  ersteren  in  der  Production 
voraus  und  beweist  insofern  mit  dafür. 

111.  —  §.  137  [289].  Die  übliche  nationalökonomischc 
Lehre  von  der  Kapitalentstehung.  Nach  dieser  ist  Kapital 
ein  Ergebniss  der  Ersparung,  entsteht  „durch  Ersparniss, 
indem  neue  Producte  dem  augenblicklichen  Genussverbrauche  des 
Besitzers  entzogen  und  wenigstens  ihrem  Werthe  nach  als  Grund- 
lage einer  dauernden  Nutzung  autbewahrt  werden"  (Röscher).^) 
Diese  Lehre  leidet  an  wesentlichen  Mängeln. 

Sie  identiiicirt  von  vorneherein  das  rein  Okonomiscbe  und  das  Privatkapital  und 
erklärt  die  Entstehung  des  ersteren  ohne  Weiteres  durch  diejenige  des  zweiten.  Sic 
hält  bich  in  letzterer  Hinsicht  aber  an  ein  äusserlicbcs  Moment,  das  in  dem  ganzen 
Vorgänge  erst  in  zweiter  Linie  steht,  an  den  privatwirtbscbaftlicben  Sparprocess. 
Die  Lehre  in  dieser  Gestalt  hat  zwar  nicht  nothwendig  zu  einer  falschen  Würdigung 
und  panegyrischen  Yerberrlichung  des  Sparens  fuhren  mUssen,  aber  mindestens  dazu 
den  Anlass  gegeben,  welcher  durch  eine  vorsichtigere  Formnlirung  der  Bedingungen 


^)  Röscher  §.  45,  Schulze-Delitzsch  a.  a.  a.  S.  25  (wo  übrigens  auch  die 
nothwendig  vorausgehende  productive  Arbeit  hervorgehoben  wird).  Aebnlicb  die  meisten 
Autoren,  siehe  die  in  der  Vorbemerkung  §.  132  genannten  Stellen.  A.  Smith  in 
Asher's  Uebersetzung  I,  S.  329. 
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und  Ursacben  der  Kapitaleotstehung  zu  vermeiden  gewesen  wäre.  Dom  Sparer  als 
solchem  wurde  ein  ökonomisches,  ja  fast  ein  moralisches  Verdienst  für  seine  Spar- 
thätigkcit  zugeschrieben  und  in  Folge  dessen  auch  der  Kapitalgewinn  (,,Entbehrerlohii"!) 
schief  aofgefasst.  Indem  endlich  Sparer  und  Producent  oder  Sparer  und  Arbeiter  in 
der  Lehre  einer  volkswirthscbaftlichen  Schule  ohne  Weiteres  identificirt  wurden,  ent- 
stand eine  sophistische  Rechtfertigung  des  Pri?atkapitals  und  in  weiterer  Folge  wieder 
eine  sophistische  Beweisführung  zu  Gunsten  der  bestehenden  Rechtsordnung  zwischen 
Arbeit  und  Kapital,  welche  der  socialistischen  Kritik  zu  einer  ihrer  glänzendsten  Ab- 
fertigungen Ton  „Schuldogmen  der  Nationalökonomie''  die  nur  zu  erwünschte  Gelegen- 
heit geboten  hat.  ^) 

Allerdings  bieten  nicht  alle  Fassungen  der  Lehre  von  der 
Kapitalentstehung  gleiche  Bedenken  und  Angriffspuncte. 

So  hat  namentlich  Bau  (I,  §.  138)  den  betreffenden  Process  richtiger  dargelegt, 
indem  er  sagt:  ..ein  Kapital  entsteht,  in  der  Volkswirthschaft,  indem  1)  neue  Güter 
hervorgebracht,  2)  sodann  von  der  Yerzehruug  für  blossen  persönlichen  Vortheil  über- 
bpart  und  8)  auf  hervorbringende  Arbeit  angewendet  werden.''  Die  Sparthätigkeit 
bildet  hier  mit  Recht  das  Mittelglied  in  dem  Vorgänge.  Das  Kapital  ist  hiemach 
nicht  bloss  ein  Ergebniss  der  Ersparung.  sondern  auch  und  zuvörderst  ein  solches 
der  Production.  Das  wird  bei  den  anderen  Autoren  natürlich  nicht  übersehen. 
(Schulze  a.  a.  0.  sagt,  es  versteht  sich  von  selbst),  aber  bei  einer  wissenschaftlich 
richtigen  Formulirung  der  Bedingungen  der  Kapitalentstehung  müsste  es  doch  durch- 
aus mehr  als  das  Sparmoment  in  den  Vordergrund  treten.  Siehe  den  zweitfolgondeu 
Absatz. 

Der  Mangel  bleibt  aber  auch  hier  die  fehlende  Unterscheidung 
des  rein  ökonomischen  und  des  Privatkapitals  und  die  ungenügende 
Zurttckftthrnng  der  Vorgänge  der  Kapitalentstehung  auf  ihre  ein- 
fachsten entscheidenden  Momente.  Nur  eine  Untersuchung  dieser 
Vorgänge  y  welche  letzteren  Zweck  verfolgt  und  deshalb  von  jener 
Unterscheidung  der  beiden  Kapitalkategorieen  ausgeht,  macht  es 
möglich  y  das  Berechtigte  und  zugleich  das  Schiefe  und  Ueber- 
treibende  der  socialistischen  Kritik  der  Entstehung  des  Privat- 
kapitals klar  zu  legen  und  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  und  wie 
weit  die  Bildung  und  Vermehrung  des  ökonomischen  Kapitals  durch 
Vermittlung  des  Privatkapitals  vor  sich  gehen  muss. 

Wie  m.  £.  die  Lehre  aller  Nationalökonomen  der  britischen  Schule  über  die 
Kapitalentstehung  an  grossen  Gebrechen  leidet,  so  schon  die  von  A.  Smith  selbst 
Dieser  schildert  den  Process  der  Kapitalbildung  (b.  II,  cb.  3,  bei  Asher  I,  '{29) 
schon  ganz  in  der  rein  und  eng  privatwirthscbaftlichen ,  man  mOchte  sagen  klein- 
bür(?erlichen  Weise  wie  alle  Neueren,  z.  B.  wie  Schulze:  „Gapitals  are  increased  by 
parsimony  and  dimiuished  by  prodigality  and  misconduct  .  .  .  .  As  the  capital  of  an 
Individual  can  bo  increased  only  by  what  ho  savcs  from  bis  annual  revenue  or  bis 
annual  gains,  so  the  capital  of  a  society  (also :  das  Nationalkapital),  which  is  the  samo 
with  that  of  all  the  indinduals  who  compose  it,  can  be  increased  only  in  the  samc 
mannor.  Parsimony  and  not  indnstry,  is  the  immediate  cause  of  the  increase  of 
capital.     Indubtry  indeed  |pro?ides  the  subject  which  parsimony  accnmulates.     But 


^)  Lassallc  gegen  Schulze,  in  seinem  Kapital  und  Arbeit,  S.  67,  besonders 
79  if.  Rodbertus,  Creditnoth  II,  S.  285  fi.  (I.Auflage).  Marx,  Kapital,  4.  Auf- 
lage. I,  S.  542  ff.  (22.  Kapitel),  v.  Böhm-Bawerk,  Kapiul  I,  Kapitel  9  (Abstinenz- 
theorie, besonders  Senior). 
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whate?er  iodostry  might  acqaire,  if  parsimony  did  not  sa76  and  störe  np,  the  c&pital 
would  never  be  the  greater/*  Man  ist  nur  gerecht  gegen  Schulze,  wenn  man  zu- 
gesteht, dass  diese  Eapitalbildungstheorio  des  ,,B^rOnders  der  Nationalökonomio*'  7on 
einem  Lassalle  ebenso  hätte  zerzaust  werden  können,  als  die  Schulze'sche  Manche 
gute  Berichtigungen  schon  bei  Lauderdale  a.  a.  0.,  besonders  über  den  7on  Smith 
geläugneten  Unterschied  zwischen  Volks-  und  summirtem  Einzelreich thum ,  Kational- 
kapital und  Priratkapitalieu.  Dann  namentlich  Rodbertus,  sociale  Briefe  (Ausgabe 
von  1875),  S.  80,  Greditnoth  II,  285  ff.  und  die  Schrift  von  Pierstorff,  besonders 
mit  ihrer  guten  Darstellung  der  B  od  bor  tu  s 'sehen  Lehre,  S.  205  ff.,  ihrer  Abführung 
der  Senior 'sehen  „Abstinence-Theorie"  (pol.  ec.  ed.  1858,  p.  58  ff.),  S.  45  £  Auch 
die  oben  Kote  1  auf  voriger  Seite  genannten  Stellen  von  Marx  und  v.  BOhm-Bawerk. 
Seit  Hermann  (Staatswirthschaftliche  Untersuchungen,  I.Auflage,  S.  289  ff.) 
ist  es  in  Deutschland  ttblich,  die  Entstehung  der  Kapitalien  zwar  hauptsächlich,  aber 
nicht  ausschliesslich  auf  Ersparung  zurückzuführen.  Kapitalien  entständen  ausserdem 
auch  durch  Bildung  werthvoUer  Verhältnisse,  vorhandene  Kapitalien  vermehrten  ihren 
Werth  durch  WertherhOhungen  ihrer  Bestandtheile ,  Alles  die  Folge  von  allgemeinen 
Wirthschafts-  und  Culturfortschritten ,  die  dann  eben  durch  das  Privateigenthum  an 
den  Kapitalien  den  einzelnen  Besitzern  zu  Gute  kämen.  (Vgl.  auch  Röscher  §.  45.) 
Diese  Thats&chen  sind  nicht  zu  läugnen  und  grossen theils  in  der  Lehre  von  der  Oon- 
junctur  (I,  §.  166  ff.)  schon  gewürdigt.  In  dieser  Weise  hier  als  Momente  der  Kapital- 
bildung angeführt  tragen  sie  aber  nur  noch  mehr  zur  Verwirrung  der  Lehre  von  der 
Kapitalentstehung  bei,  weil  hier  wiederum  gar  nicht  zwischen  Kational-  und  Privat- 
kapital unterschieden  wird.  In  der  Hauptsache  erfolgt  hier  keine  Erhöhung  des 
ersteren,  sondern  nur  eine  andere  Vertheilung  des  Kationaleinkommens  (mittelst 
Rentenbezügen  oder  höheren  Rentenbezügen  der  Grund-  und  Kapitaleigenthümer)  und 
dadurch  dann  eine  andere  Vertheilung  des  Kationalkapitals  als  Privatkapital  unter  die 
Privaten. 

Im  folgenden  zweiten  Abschnitt  wird  daher  zunächst  die 
Theorie  der  Bildung  des  Nationalkapitals  entwickelt. 
Daran  schliesst  sich  im  zweiten  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels  die 
Theorie  der  Bildung  des  P r i v a t kapitals  und  die  Kritik 
dieser  Kapitalbildung. 


2.  Abschnitt. 
Theorie  der  Bildung  des  Natlonalkapltals. 

I._§.  138  [290].  Bedingungen  und  Ursachen  der 
Entstehung  des  Nationalkapitals.  Für  die  Entwicklung 
der  Theorie  der  Bildung  des  Natioualkapitals  wird  hier  die  Ent- 
stehung und  die  weitere  Vermehrung  (§.  140  flF.)  des  letzteren 
unterschieden. 

Für  die  Entstehung  dieses  Kapitals,  dieselbe  unabhängig 
vom  Privatkapital  betrachtet,  muss  man  (wie  in  I,  §.  130)  die 
Güter  unterscheiden,  je  nachdem  ihnen  die  Kapitaleigenschaft  eine 
darehans  oder  im  Wesentlichen  objectiv  anklebende  (inhärente) 
ist  oder  nicht.  Man  könnte  danach  von  „unbedingten^^  und  „be- 
dingten'^  Kapitalgtttern  sprechen. 
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A.  Die  erstgeDannten  Güter  nnd  somit  das  Kapital,  welches 
sie  darstellen  (Werkzeuge,  Maschinen,  meistens  auch  Haupt-,  Roh- 
und  Hilfsstoffe  nnd  Halbfabrikate,  auch  Bodenmelioratiouen,  Ge- 
bäude für  Productionszwecke),  entstehen  durch  eine  frühere  Pro- 
dnction,  in  welcher  die  Productionsfactoren ,  die  Naturkräfte,  die 
Arbeit  der  Menschen  und  die  Productionsbedingung,  die  bereits 
Yorbandenen  Kapitalien,  absichtlich  vom  leitenden  Wirthschafts- 
subject  („Unternehmer'7  ^^  ^^^  Richtung  auf  die  Herstellung  neuer 
Güter  der  genannten  Art  geleitet  und  in  dementsprechender  Weise 
combinirt  und  in  Verbindung  gebracht  worden  sind.  Diese  neuen 
Kapitalien  lassen  sich  also  bezeichnen  als  ein  Ergebniss  einer 
früheren  Production  und  einer  bestimmten  auf  Gewinnung  unbe- 
dingter Kapitalgüter  gerichteten  Disposition  der  letzteren. 

Von  einer  Tbätigrkeit,  welche  irgendwie  unter  den  Begrifi'  des  ,,Sparens''  fallen 
würde,  kann  hier  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  schon  diejenigen  Guter,  mit  welchen 
diese  neuen  Güter  hergestellt  wurden,  dem  bla^ison  Genussverbrauch,  soweit  sie  dazu 
überhaupt  geeignet  waren,  vorenthalten  und  der  Verwendung  durch  das  Arbeitsporsonal 
des  betreffenden  Prodactionsbetriobs  zugeführt  worden  sein  müssen.  In  Bezug  auf  die 
neu  gewonnenen  Kapitalgütcr  ist  der  Sachverhalt  ein  anderer:  direct  hat  (Ue  „Er- 
sparung'' mit  der  Entstehung  dieser  Kapitalien  gar  nichts  zu  thun. 

B.  Die  Kapitalien,  welche  ans  Gütern  bestehen,  denen  die 
Kapitaleigenschaft  keine  objectiv  inhärente  ist,  sind,  wie  die  eben 
besprochenen,  zunächst  auch  ein  Ergebniss  einer  früheren  Pro- 
duction und  einer  bestimmten  Disposition  derselben.  Damit  diese 
objectiv  genussreifen,  zur  menschlichen  Bedürfnissbefriedigung  un- 
mittelbar oder  nach  einfacher  Zubereitung  dienlichen  Güter  (Nahrungs- 
mittel, Kleidung,  Betten,  Wohnungsinventar,  Brennmaterial, 
Reinigungsstoffe,  Wohngebäude  u.  dgl.  m.)  volkswirthschaftlich 
„Kapital^'  werden,  muss  aber  alsdann  dazu  noch  eine  weitere 
Disposition  über  diese  zum  Genuss  fertigen  Producte  kommen, 
auf  die  Weise,  dass  diese  letzteren,  auch  wenn  sie  sich  dafür 
eignen,  dem  blossen  Genussverbrauch  vorenthalten  und  zugleich 
der  reproductiven  Verwendung  mittelst  Beschäftigung  von  Arbeit 
zur  Herstellung  neuer  Güter  (in  neuer  individueller  Guts-  und 
Werthform)  zugeführt  werden. 

Das  wesentliche  Moment  für  die  Kapitalentstehung  ist  hier 
diese  nachträglich,  nach  ihrer  technischen  Fertigstellung  und  er- 
langten Genussreife  mit  den  Producten  vorgenommene  Disposition 
in  Betreff  dieser  weiteren  Verwendung  dieser  Güter. 

Bei  den  unbedingten  Kapitalgütern  kommen  also  zwei  Momente, 
Produciren  und  Richtung  geben  dafür,  bei  den  bedingten  Kapital- 
gütern  drei,   ausser  diesen  beiden   noch   das  Richtung  geben  für 
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reproductive  VerwendöDg  statt  rein  consumtiver  in  Betracht.  In 
jeder  geschichtlich  vorgekommenen,  jeder  bestehenden  und  jeder 
denkbaren  späteren  Gestaltung  der  Production,  von  den  primitivsten 
Anfängen  an  bis  zu  einer  rein  socialistischen,  sind  dies  die  ,,logi8chen'', 
die  ,,nattirlichen'',  ,,rein  ökonomischen^'  Bedingungen  der  Bildung 
von  Kapital  im  ökonomischen  Sinn  im  Ganzen  und  in  dessen  ein- 
zelnen JBestandtheilen. 

Je  nach  den  bestehenden  Rechtsrerhältnisscn  fUr  den  Productionsbetrieb ,  die 
Vertheilong  des  Prodactionsertrags  (namentlicli  autoritativer  und  vcrtragsmftssiger. 
I,  §.  264),  je  nach  der  ganzen  Tolkswirthschaftlichen  Orgauisatiou  werden  jene  ent- 
scheidenden Disponiracte  tlber  die  Richtung  der  früheren  Prodoction  und  die  Yor- 
wendang  der  fertigen  Güter  ron  verschiedenen  Personen  in  verschiedener  Weise  und 
mit  verschiedenem  Ökonomisch -technischen  Erfolg  für  Maass  und  Art  der  Prodnction 
und  der  Kapitalbildnng  vorgenommen.  Oekonomisch-technisch  und  volkswirthschafilich 
werden  die  betreffenden  Rechtsverhältnisse  in  ihrer  Function  hierfür  verschieden  zu 
beurtheilen  snn.  Die  wirtbschaftliche  Fraj^o  ist  immer,  ob  die  betreffenden  Personen, 
welche  hier  zu  entscheiden  haben ,  nach  der  ihnen  in  der  Recht*)ordnnng  gegebenen 
Stellung  in  der  Lage  sind,  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  psychologische 
Motivation,  welche  mitspielt,  die  hier  vorliegenden  Aufgaben  richtig  zu  erfüllen. 

Nebenbei  bemerkt,  bostimmt  mich  auch  die  vorausgehende  Analyse  der  Be- 
dingungen der  Kapitalcntstehung  an  dem  allgemeinen  rein -ökonomischen  Kapital- 
begriff, als  dem  weiteren,  fcst/.uhaltcn  und  die  Beschränkung  desselben  auf  das  Kapital 
in  der  verkehrsmässigcn  Gestaltung  der  Volkswirthschaft,  in  der  Phase  der  „Waaren- 
production''  wie  bei  den  Socialistcn  (Marx),  aber  auch  einzelnen  anderen  National- 
Ökonomen,  so  Bücher,  abzulehnen.  Siehe  dessen  Entstehung  der  Volkswirthschaft 
S.  89  ff,  99,  100,  114  u.  dagegen  meine  Reccnsion,  Tübinger  Zeitschrift  1S94,  S.  850. 

§.  139  |291].  AVenn  die  übliche  Theorie  nun  das  Kapital  kurz- 
weg durch  ,,  b^rsparung'^  entstehen  lässt,  so  übersieht  sie  einmal 
den  Fall  derjenigen  Kapitalien,  denen  die  Kapitaleigcnschaft  objectiv 
anklebt,  und  sodann  bei  den  übrigen  Kapitalien  das  eigentlich 
wesentliche  Moment,  das  nicht  in  diesem  ,,Ersparcn'S  sondern  in 
jenem  Disponircn  in  Bezug  auf  reproductive  Verwendung  liegt. 

Dieses  Disponiren  enthält  zwar  als  ein  Moment  das  in  sich,  was  die  Schule 
„Sparen'',  d.  h.  „dem  Genussverbrauch  vorenthalten''  nennt,  aber  es  besteht  in  einer 
weiter  greifenden,  andere  Momente  mit  in  sich  schliessenden  Thätigkeit.  In  Rau's 
obiger  DarsteUnng  wird  dies  Yerhältniss  daher  auch  richtiger  klargelegt.  Der  Gebrauch 
des  Ausdrucks  „Sparen"  für  das  Moment,  durch  welches  Kapitalien  entstehen,  knüpft 
zu  sehr  an  die  bloss  prlvatwirthschaftlichen  Vorgänge,  an  das  Schatzsamroeln  (Marx 
I,  93,  in  4.  A.)  an  und  weist  mindestens  nicht  deutlich  auf  das  Moment  des  neuen 
Disponirens  in  ße'/ug  auf  die  Verwendung  der  Guter.  Richtig  passim  Rodbertus. 
auch  Pierstorff  a.  a.  0.  Dsgl.  Samter,  Sociallehrc  S.  121  (nur  mangelnde  Unter- 
scheidung der  beiden  Kapitalbcgri He).  Auch  Marx  an alysirt  richtig,  aber  untcr>chätzt 
eben  das  Arbeitsmoment  in  den  „Diäponiracten''.  Vgl.  auch,  mit  mehrfachen  Ab- 
weichungen von  mir,  die  mich  aber  nicht  überzeugten,  v.  ßöhm-Bawerk  an  den 
oben  S.  292  genannten  Stellen.     In  wichtigen  l^uncten  stimmen  wir  überein. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gütern  als  Kapitalien 
and  als  Nicht-Kapitalien  liegt  gar  nicht  darin,  dass  jene  „erspart" 
werden,  diese  nicht,  sondern  in  der  Art  der  künftigen  Verwendung 
und  in  den  mit  letzterer  verknüpften  Weiterwirkungen.   Die  Theorie, 
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welche  das  Kapital  durch  ,,ErsparnDg''  entstehen  lässt,  mnss  sich 
deswegen  gleich  gegen  den  Irrthnm  wenden,  welcher  durch  diese 
Darstellung  fast  unvermeidlich  erzengt  wird :  nemlich  dass  trotzdem 
das  Kapital  auch  verbraucht  wird  und  sich  nicht  durch  Auf- 
bewahrung, sondern  durch  beständige  Wiederhervorbringung  erhält. 

Gate  Aasführang  von  Mill,  B.  1,  Kap.  5,  §.  5,  6.  Siehe  auch  Hermann, 
Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  605  ff.,  und  schon  A.  Smith  a.a.O.,  Ashcrl,  381,  wo 
nach  den  Ciassen  der  rcrzehrenden  Leute  unterschieden  wird. 

Alle  Guter,  die  Kapitalien  wie  die  übrigen,  werden  verbraucht,  d.  h.  in  ihrer 
individuellen  Guts-  und  Werthform  vernichtet,  aber  über  den  Verbrauch  der  als 
Kapital  fungirenden  Güter  wird  derartig  disponirt,  dass  dieselben  sich  durch  und  im 
Verbrauch  beim  Productionsprocess  in  neue  individuelle  Werthformen  verwandeln, 
dass  also,  wie  man  es  aasdrücken  kann,  die  „Werthsubstanz''  im  Formenwechsel  bleibt, 
oder  ein  neuer  Werth  an  SteUc  des  vernichteten  zum  Ersatz  tritt.  Die  übrigen  Güter 
dagegen  werden  bloss  verbraucht,  ohne  dass  durch  den  Verbrauchsact  ein  neues  Gut 
entsteht.  „Reproductivo"  Verwendung  der  Kapitalien,  „rein-consumtive"  der  Nicht- 
Kapitalien,  —  das  ist  mithin  der  Unterschied.  Ein  Kapital  erhält  sich  in  der  Re- 
production  beständig  selbst  Es  wird,  wie  die  Bevölkerung  (also  die  Arbeitskraft,  als 
Productivfactor  betrachtet)  nicht  durch  Aufbewahrung,  in  Scbatzform  u.  s.  w.,  sondern 
durch  beständige  Wiederhervorbringung  seiner  individuellen  Bestandtheile  von  einem 
Zeitraum  auf  den  anderen  übertragen.  Und  die  erforderlichen  Dispositionen  über  die 
Verwendung  der  fertigen  Prodncte  zu  diesem  Zwecke  sind  es,  welche  die  Entstehung, 
Erhaltung  und  Vermehrung  des  Kapitals,  als  des  Productionsmittelfonds  der  Volks- 
wirthschaft  bedingen. 

Hiermit  sind  die  natürlichen,  rein  ökonomischen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  Entstehung  des  National  Kapitals 
auf  die  einfachsten  wesentlichen  Momente  zurückgeführt.  Von 
diesen  Bedingungen  und  Ursachen  hängt,  wie  gesagt,  die  Entstehung 
dieses  Kapitals  nothwendig  immer  ab.  Sie  sind  daher  unabhängig 
von  den  historischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Kapital- 
besitzes. In  Volkswirthschaften,  wie  den  unsrigen,  wo  das  Kapital 
als  ökonomische  Kategorie  grösstentheils  durch  die  Vermittlung  von 
Privatpersonen  in  der  Form  des  Privatkapitals  entsteht,  gelten  jene 
Bedingungeo  und  Ursachen  geradeso.  Sie  kleiden  sich  hier  nur 
io  die  Form  von  privaten  Willensacten  und  privaten  Handlungen, 
indem  jede  disponirende  Thätigkeit  während  und  nach  der  Pro- 
duction hier  von  den  Privateigenthümern  ausgeht.  Ob  Letzteres 
nothwendig  oder  wenigstens  das  Zweckmässigste  ist,  um  volks- 
wirthschaftliehes  Kapital  zu  bilden,  —  der  entscheidende  Punct  für 
die  principielle  Frage  des  Privatkapitals  —  das  ist  dann  freilich 
die  Frage,  welche  die  frühere  Nationalökonomie  meistens  gar  nicht 
erst  aufgeworfen,  sondern  als  selbstverständlich  angesehen,  jeden- 
falls ohne  Weiteres  bejaht  hat.  Die  Kritik  des  Socialisnius  hat 
auch  hier  das  Verdienst,  wie  so  oft,  wo  es  sich  um  allbekannte 
als  selbstverständlich  geltende  Thatsachen  handelt,  Zweifel  erregt 
und   die  Frage  nach  dem  „Warum"  und  „Ob  richtig"  aufgestellt 
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zn  haben,  und  verneiDt  sie  bekanntlich,  fttr  unsere  Zeit  der  hochent- 
wickelten Productionstechnik  insbesondere.  Ob  und  eventuell  wie 
weit  und  wann  und  wo  mit  Recht,  wird  erst  nach  der  folgenden 
Untersuchung  erörtert  werden  (§.  141).  Vorläufig  nur  die  Bemerkung, 
dass  der  Socialismus  sich  über  die  andere  entscheidende  Frage 
einfach  hinwegsetzt,  ob  die  directe  Bildung  von  Nationalkapital 
ohne  Vei*mittlung  des  Privatkapitals  allgemein  ausführbar  und 
erfolgreicher  ist 

IL  —  §.  140  [292].  Die  Vermehrung  des  „Kapitals  an  sich" 
oder  der  Zuwachs  zum  Nationalkapital  ist  von  denselben 
Momenten  abhängig  wie  die  Entstehung  dieses  Kapitals.  Ent- 
scheidend fOr  die  hiernach  erforderlichen  Dispositionsacte  sind  ein> 
mal  die  Grösse  und  Richtung  (Natur,  Beschaffenheit)  der  bisherigen 
Production  und  demnach  die  Menge  und  Art  der  erzeugten  Pro- 
ductc;  sodann  die  Disposition  über  die  Verwendung  der  fertigen 
Güter  (§.  141).  Je  grösser  die  Production,  je  geeigneter  die  Pro- 
ducte  fttr  die  Function  als  Kapital,  je  kleiner  der  nothwendige 
Unterhaltsbedarf  der  ganzen  Bevölkerung  und  insofern,  je  kleiner, 
bei  einem  gegebenen  Productionsertrage,  die  Bevölkerung,  desto 
rascher  und  grösser  kann  das  Wachsthum  des  Nationalkapitals 
sein,  falls  nur  die  richtigen  Dispositionsacte  getroffen  werden. 

A.  Einfluss  der  Grösse  und  der  Richtung  der  bisherigen 
Production. 

1.  Diese  Production  erreicht  eine  um  so  bedeutendere  Grösse 
und  bessere  Gestaltung,  namentlich  in  der  Richtung  des  technisch 
möglichen  Minimums  der  natürlichen  Productionskosten,  des  Arbeits- 
aufwands (I,  §.  172),  je  richtiger  der  gesammte  Productionsbetrieb 
in  der  Volkswirthschaft,  je  zweckmässiger  die  Organisation  der 
nationalen  Gesammtarbeit  eingerichtet  ist  und  je  mehr,  besser  und 
mit  je  geringeren  Kosten  daher  producirt  wird. 

Die  entscheidenden  Momente  hierfür  sind  zum  Theil  in  der  ersten  Abtheilang 
der  Grundlegung  schon  dargelegt  oder  angedeutet  worden,  zum  anderen  Theil  sind 
sie  in  der  Theoretischen  Nationalökonomie  (Uauptabtheilung  II  dieses  Gesammtwerks), 
namentlich  in  dem  Kapitel  von  der  Production  näher  nachzuweisen.  Von  besonderem 
Einfluss  sind  an  ökonomisch  -  rechtlichen  Momenten  die  ?om  Staate  gesicherte  alige- 
meine Rechtsordnung  und  spccicU  die  Rechtsordnung  der  Arbeit  oder  der  Zustand  des 
Arbeitsrechts,  weil  davon  die  Arbeitslust  wesentlich  mit  abhängt  (Unfreiheit,  Freiheit, 
Lohnzahlongssystem  bei  freier  Arbeit,  §.  34,  40);  femer  die  Rej^elung  der  Eigen- 
thumsverhältnisse,  also  insofern  auch  die  Zulassung,  Beschränkung  oder  Ausschliessung 
7on  Privatkapital  und  Privatgrundeigeuthum  und  Privatuntemebmungen.  Sodann  sind 
von  ökonomisch  -  technischen  Momenten  bedeutsam:  die  Zahl  und  Leistungsfühigkeit 
der  arbeitenden  Personen  (nicht  der  Arbeiter  im  engeren  Sinne  allein),  oder  m.  a.  W. 
die  sogen.  Productintät  der  Arbeit,  d.  h.  ihre  Fähigkeit,  wirthschafüiche  Güter  her- 
vorzubringen,  daher  u.  A.   das  Verhältniss  der  Zahl  der  arbeitenden  zu  den  nicht- 
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arbeitenden  Personen  in  der  Bevölkerung,  die  allgemeine  and  die  Facbbildnng  der 
crsteren,  die  individuelle  Arbeitsfabigkoit  und  Arbeitslust  und  die  Zusammen- 
setzung der  BerOlkerung  aus  Individuen  verscbicdencn  Maabses  dieser  Fähigkeit  und 
Lust,  die  Entwicklung  der  Arbeitsgliederun^.  welche  letztere  vielfach  die  technische 
Jjeistungsfi'ibigkeit  bestimmt,  die  Ausrüstung  mit  Kapital,  mit  Werkzeugen  und  Maschinen 
und  Überhaupt  mit  Kenntnissen  und  technischen  Hilfsmitteln,  technischem  Kennen 
und  Können,  zur  Benutzung  der  Naturkrüftc  im  Dienst  der  Production.  endlich  die 
(iestaltung  und  Function  des  unternehmungsweisen  Betriebs:  letzteres  das  am  meisten 
in  seiner  ausserordentlichen,  zum  Theil  beherrschenden  Bedeutung  vom  Socialismus 
unterschätzte  Moment. 

Auch  hier  versteht  man  leicht,  dass  es  zu  Gunsten  des  Privat- 
kapitals oder  m.  a.  W.  zu  Gunsten  des  Weges  spricht,  das  National- 
kapital in  der  Form  des  Privatkapitals  zu  vermehren,  wenn  sich 
nachweisen  lässt,  dass  die  privatwirthschaftliche  Productionsweise 
quantitativ  und  qualitativ  mehr  als  eine  andere,  iosbesondere  die 
zwangsgemcinwirthschaftliche  oder  eine  wie  immer  eingerichtete 
socialistische  leiste.  Denn  die  rechtliche  Voraussetzung  für  erstere  ist 
in  der  Hauptsache  die  Zulassung  von  Privatkapital  und  Privatboden. 

2.  Die  Richtung  der  früheren  Production  bestimmt  zunächst 
darüber,  ob  unbedingte  Kapital^üter  erzeugt  worden  sind,  wovon 
natürlich  im  gegebenen  Zeitpunct  die  Vermehrung  der  betreffenden 
Kapitalien  abhängt;  ferner  auch  darüber,  ob  sich  unter  den  übrigen 
fertigen  Gütern  solche  befinden,  welche  eventuell,  d.  h.  bei  hin- 
zutretender entsprechender  Disposition  in  Bezug  auf  die  Verwendung, 
als  Kapitalien  fungiren  können. 

In  letzterer  Hinsicht  handelt  es  sich  namentlich  um  den  Unterschied  einerseits 
ron  Massenconsumtibilien  der  arbeitenden  Bevölkerung,  besonders  der  unteren  hand- 
arbeitenden Classen,  sowie  von  Artikeln,  welche  durch  die  Ausfuhr  in  andere  Yolkswirth- 
schaften  gegen  einzuführende  Massenconsumtibilien  umgetauscht  werden  können; 
anderseits  vcn  Luxusartikeln  der  wohlhabenderen  heimischen  Bevölkerung.  Artikel  der 
letzteren  Art  vermögen  in  der  Hauptsache  und  abgesehen  von  dem  Tbcil,  welcher 
davon  etwa  zur  Ausfuhr  in  die  Fremde  gelangt,  nicht  zur  Vermehrung  des  ökonomischen 
Kapitals,  auch  nicht  desjenigen  Thcils  davon,  welcher  als  „Lohnfonds"  fungirt,  zu 
dienen,  üeber  die  Streitfrage,  ob  und  wie  weit  „ünterhaltsmittel  der  Arbeiter**,  weil 
sie  doch  eigentlich  „Autheil  am  Productionsertrag'*  sind,  doch  auch  zum  „Kapital'* 
gehören,  siehe  Grundlegung  I,  §.  TiS  (auch  gegen  v.  Böhm  II.  71  tD. 

Ob  nun  die  bisherige  Production  einer  Volkswirtlischaft  Artikel 
dieser  Art  in  einem  grösseren  Umfange  hervorbringt,  das  hängt 
nothwendig  von  der  bestehenden  Vcrtheilung  des  Volksvcrmögens 
und  Volkseinkommens  und  von  der  Richtung  der  Consumtion  der 
wohlhabenden  und  reichen  Classen  ab.  Es  ist  hier  wieder  klar, 
wie  lUr  jene  Vertheiluog  das  Vorhandensein  von  Privatkapital  und 
Privatgrundbesitz  und  der  Rentenbezug  daraus  zu  Gunsten  der 
EigenthUmer  von  grösster  Bedeutung  ist. 

Je  ungleichmässiger  sich  das  Yolksvermögcn  und  Volkseinkommen  vertheilt  und 
je  höher  absolut  und  im  Verhältniss  zum  Einkommen  der  tlbrigen  Classen,  d.  h.  vor- 
nemlirh   zum  Gesammt  -  Ertrag  allen   Arbeitslohns,  der  Bezug  von  K«mteneinkommen 
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im  Ganzen  ist,  je  mehr  der  Darchschnittsbetrag  des  Ronteneinkommens  der  Einzelnen 
nnd  der  Familien  den  Werthbetrag  des  diesen  letzteren  als  Gonsumenten  nothwendigen 
ünterhaltsbedarfe  abersteigt,  desto  stärker  wird  ceteris  paribns  absolnt  und  relativ, 
d.  h.  im  Verh&ltoiss  zur  Production  von  Massetaconsumptibilien  die  Luznsprodaction 
fttr  die  besser  sitnirten  Classen  sein,  —  nm  so  mehr,  wenn  diese  wenig  sparsam  nnd 
zu  rein  persönlichem  Luxus  (Tafel-,  Kleidungs-,  Wohnnngslnzns  u.  r.  w.)  geneigt 
sind.  Daraus  folgt .  dann  aber  mit  Nothwendigkeit  der  Schluss ,  dass  das  Miüdmum 
der  Vermehrbarkeit  des  Nationalkapitals  bei  einer  solchen  Sachlage  kleiner  ist,  als  bei 
einer  gleich  massigeren  Vertheilnng  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  und  bei 
sreringerem  oder  fehlendem  Renteneinkommen  einer  Gesellschaftsciasse:  denn  unter 
allen  Umständen  wird  hier,  selbst  bei  einfacherer  Lebensweise  der  Wohlhabenden 
und  Reichen,  immer  ein  ansehnlicher  Theil  des  yolkswirthschaftlichen  Productions- 
ortrags  in  im  Inlande  verzehrten  Luxusartikeln  für  jene  Classe  bestehen .  ein  GUter- 
betrag,  welcher  gar  nicht  zu  einer  Vermehrung  des  Nationalkapitals  dienen  kann,  weil 
er  dazu  objectir  nach  seiner  Beschaffenheit  und  technisch  unbrauchbar  ist  Er  mUsste 
erst  zum  Austausch  mit  nothwendigen  Verbrauchsgegenständen  und  concreten  Kapital- 
gütern inhärenter  Kapitaleigenschaft  in  andre  Volkswirthschaften  exportirt  werden, 
was  aber  eben  voraussetzte,  dass  die  inländischen  wohlhabenden  Classen  auf  den 
Consum  jener  Luxusartikel  selbst  verzichteten. 

Es  ist  dies  ein  wichtiger  GesichtspuDCt  zur  Würdigung  der 
Einwirkangen  der  bestehenden  Vertheilnng  des  Volkseinkommens 
und  Vermögens  und  der  Folgen  der  Institutionen  des  Privatkapital, 
besitzes  und  Privatgrnndbesitzes,  besonders  des  Grossbesitzes  beider 
Art,  für  die  Vermehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals.  Gegen 
diese  Vertheilnng  und  diese  Institutionen  wird  durch  diesen  Nach- 
weis des  Zusammenhangs  zwischen  diesen  Verhältnissen  und  der 
Vermehrbarkeit  des  Nationalkapitals  aber  noch  nicht  unbedingt 
etwas  bewiesen,  wie  der  Socialismus  wohl  behauptet.  Denn  immer 
bleibt  der  oben  schon  erwähnte  Einwand  noch  bestehen  (§.  135), 
dass,  trotz  dieser  Luxusprodnction  für  die  höheren  Classen,  auch 
bei  oder  selbst  wegen  der  genannten  Institutionen  und  der  un- 
gleichen Vertheilnng  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  immer 
noch  für  die  unteren  Classen  ein  absolut  grösseres  Einkommen  re- 
sultiren  könnte,  als  bei  einer  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
welcher  diese  Einrichtungen  fehlten.  Aber  dass  die  reine  Luxus- 
prodnction —  immer  den  Fall  des  Absatzes  der  Artikel  in  das 
Ausland  und  der  Einfuhr  von  Arbeiterconsumptibilien  und  Kapital- 
gütern als  Gegenwerth  dafür  ausgenommen  —  und  folgeweise  ihre 
Voraussetzung,  d.  h.  jene  Vertheilnng  und  jene  Institutionen,  den 
Umfang  der  möglichen  Kapitalvermehrnng  beschränken,  unterliegt 
andrerseits  keinem  Zweifel.  Dies  ist  von  der  orthodoxen  yolks- 
wirthschaftlichen Theorie  der  freien  Concurrenz  meistens  übersehen 
worden.  Daran  ist  die  zu  abstracte  Auffassung  des  Kapitals  und 
wiederum  die  Confundirung  von  National-  und  Privatkapital  schuld. 
Es  wird  dabei  vergessen,  dass  das  Nationalkapital  als  Productions- 
mittelfonds  volkswirthschaftlich  aufgefasst  doch  in  naturalen  Pro- 

A.  Watrner,  Gnmdlegnng.    8.  Aufl.   2.  Tbeil.   Volkswirthaehaft  n.  Recht.  20 


306  3.B.  Aa8deho.d.Pri7at6igenthain8.  l.K.  Privatkap.  l.H.A.  2.A.  Naüonalkap.  §.141. 

ducteD  besteht  und  die  Natur  der  Prodncte  der  Dationalen  Arbeit 
darüber  entsebeidet,  ob  nnd  wie  weit  diese  Güter  als  Kapital 
fangiren  können. 

Nicht  minder  zeigt  sich  hier  der  Fehler  der  landläafigen  Polemik  der  deutschen 
Freihandelsschale  und  ihrer  Jonmalistik  gegen  den  Socialismns  and  gegen  die  social- 
politischc  Schale  der  Nationalökonomie  (Kathedersocialismas).  Bei  der  Abweisnng 
selbst  nur  der  Möglichkeit  einer  Lohnsteigerang  auch  ohne  Torausgehende  Steigerong 
des  Kapitals  wird  gleichfalls  verkannt,  dass  —  theoretisch  und  practisch  selbst  nach 
der  Lohntheorie  der  britischen  Oekonomistcn  —  eine  Umwandlang  der  sachlichon 
Bcstandtheile  des  vorhandenen  Kapitals,  bei  gleicher  Höhe  desselben,  die  Mittel  za 
höherer  Lohnzahlung  bieten  kann  und  anderseits  ebenso  wie  die  Vermehrung  des 
Kapitals  die  Voraussetzung  dafar  ist  Eine  solche  Umwandlung  des  Nationalkapitals 
—  mehr  Massenconsumptibilien ,  weniger  Luxusartikel  —  ist  die  nothwendige  Folge 
von  Lohnsteigorangen  und  Gewinnverminderungen.  Siehe  schon  im  Theil  I,  §.  271, 
S.  693  und  Überhaupt  daselbst  im  4.  Buche,  Kapitel  2  die  Erörteningen  über  Bedarf 
und  Regelang  der  Vertheilung.  Dieselben  berühren  sich,  besonders  auch  nach  der 
psychologischen  Seite,  mit  dem  obigen  Problem. 

§.  141  [293J.  —  B.  Einfluss  der  Disposition  über  die 
Verwendung  der  fertigen  Güter  anf  die  Vermehmng  des 
Nationalkapitals. 

Diese  Disposition  ist  für  den  grössten  Theil  dieser  Güter  keine 
freie,  d.  h.  keine  von  freien  Willensaeten  irgend  welcher  Disponenten 
abhängige,  einerlei  welche  Rechtsordnung  in  Bezug  auf  diese  Güter 
besteht.  Die  Gesammtheit  dieser  letzteren  bildet  den  Reinertrag 
der  Volks wirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  (I,  §.  176  ff.).  Aus 
diesem  Volkseinkommen  muss  zunächst  das  ganze  Volk  (nach 
unseren  sittlichen  Anschauungen  und  unserem  Rechte  auch  die 
nicht -arbeitenden  und  die  arbeitsanfähigen  Personen  inbegriffen) 
seinen  laufenden  Unterhalt  nach  einem  bestimmten  Bedürfnissstand, 
mindestens  in  einem  gewissen  nothwendigen  Minimalumfang  er- 
halten. Der  bierfür  aus  dem  Volkseinkommen  verwendete  Betrag 
fungirt,  auch  vom  Standpuncte  der  Volks  wirthschaft  betrachtet 
(I,  §.  129,  172),  bei  den  arbeitenden  Personen  jeder  Art  gleich 
wieder  als  (National-)  Kapital,  das  sie  reproductiv  consumiren,  also 
einerseits  zur  Bedürfnissbefriedigung  verzehren,  anderseits  in  neuen 
Werthformen  wiedererzeugen.  Dieser  Betrag  wird  um  so  grösser 
sein,  je  grösser  der  arbeitende  Theil  der  Bevölkerung  ist  —  darunter 
auch  hier  wieder  nicht  bloss  die  handarbeitende  Classe,  sondern 
alle  irgendwie  nothwendiger  Weise  an  der  Production  direct  und 
indirect  betheiligten  Personen  (also  einschliesslich  der  Staatsdiener, 
Militärs  u.  s.  w.,  welche  nothwendige  Bedingungen  des  Productions- 
betriebs,  Sicherheit  u.  dgl.  schaffen)  verstanden  —  und  je  gleich- 
massiger  das  Volkseinkommen  sich  vertheilt  Dieser  Betrag  stellt 
jedoch  noch  keine  Vermehrung,  sondern  nur  einen  Wiederersatz 
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desjenigen  Kapitals  dar,  mit  welchem  das  Einkommen  und  mithin 
hier  der  laufende  Unterhalt  für  diese  Bevölkerung  gewonnen  wurde. 
Eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  bildet  erst  derjenige  Betrag 
des  Volkseinkommens,  welcher  über  das  zunächst  nur  wiederersetzte 
bisherige  Kapital  hinaus  der  erweiterten,  neuen  Produetion  zuge- 
führt wird. 

Auch  hier  zeigt  sich  wohl  wieder,  dass,  gerade  wenn  man  die  Volkswirthschaft, 
,,rein  ökonomisch*'  betrachtet,  personificirt  nnd  als  ProductionsonternehmunR  auffasst, 
es  richtig,  ja  znr  logischen  Analyse  des  Problems  noth wendig  ist,  die  „Unterhalts- 
mittel der  Prodncenten''  (daher  auch  die  Arbeitslöhne  n.  s.  w.),  welche  während 
der  Prodoction  nothwendig  verzehrt  werden  mtlssen,  also  znm  Zweck  der  Prodnction 
ebenso  wie  Rohstoffe  n.  s.  w.  znr  Verfügung  sein  mUssen,  —  mit  znm  (National-) 
Kapital  za  rechnen.  £n  Best&tignng  der  Aasftthrangen  im  Theil  I ,  besonders  S.  908, 
315.  —  Marx'  bekannte  Erörterungen  über  den  von  den  Arbeitern  zun&chst  zu 
reprodncirenden  Werthbetrag  ihres  nothwendigen  Bedarfe  zor  Erhaltung  ihrer  Arbeits- 
kraft und  tlber  den  ebenso  zu  reprodncirenden  Werthbetrag  des  zugesetzten  („con- 
stanten'O  Kapitals  (Hohstoffe  u.  s.  w.,  Abnutzung  der  Maschinen  u.  s.  w.)  laufen  auf 
dasselbe  hinaus,  was  im  Vorausgehenden  gesagt  wurde. 

Die  auf  einen  solchen  Kapitalzuwachs  hinwirkende  Disposition 
über  das  Volkseinkommen  hängt  nun  ab:  einmal  von  dem  über- 
schüssigen Betrage  dieses  Einkommens,  welcher  nach  Befriedigung 
des  nothwendigen  Bedarfs  der  Bevölkerung  übrig  bleibt;  sodann 
von  den  äusseren  Umständen,  z.  B.  dem  Zwang  oder  den 
inneren  psychologischen  Motiven  und  Impulsen,  welche 
die  laufende  Gonsumtion  der  Bevölkerung  auf  diesen  nothwendigen 
Bedarf  beschränken. 

1.  Jener  überschüssige  Betrag  bildet  nach  der  früheren  Termino- 
logie (I,  §.  174,  177,  Nr.  4)  das  freie  Volkseinkommen,  letzteres 
in  der  Weise  berechnet,  dass  von  dem  gesammten  Volkseinkommen 
der  rein  nach  natürlichen  Verhältnissen  und  nach  den  Gonsnmtions- 
gewohnheiten  der  Masse  des  Volks  veranschlagte  nothwendige 
Unterhaltsbedarf  in  Abzug  gebracht  ist  (I,  §.  174,  Nr.  1).  In  diesem 
freien  Volkseinkommen  liegt  die  Maxi  mal  grenze  für  die  Ver- 
mehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals  innerhalb  einer  bestimmten 
Wirthschaftsperiode. 

Eine  wirkliche  Vermehrung  dieses  Kapitals  aus  diesem 
freien  Volkseinkommen  erfolgt  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  das  ganze  bisherige  Kapital  bereits  im  Productionsprocess 
ersetzt  war. 

Diese  Voraussetzung  wird  nur  zutreffen,  wenn  einmal  der  nothwendige  Unter- 
haltsbedarf der  ganzen  Bevölkerung,  welcher  aus  dem  Volkseinkommen  zun&chst  be- 
stritten wurde,  und  sodann  der  darüber  hinausgehende  Gonsumtionsbetrag,  den  sich 
einzelne  Classen  und  Personen  nach  der  bestehenden  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
gestatten,  in  beiden  Fällen  nebst  allen  zur  Herstellung  dieser  consumirten  Güter 
dienenden ,   ganz  oder  theilweise  verbrauchten  naturalen  Productionsmittel,  von  dem 
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arbeitenden,  d.  h>  prodncirenden  Theilc  der  Bevölkerong  während  der  Consamtion 
?ollst&ndig  wieder  prodncirt  worden  ist  Dies  wird  der  Regel  nach  anzonehmen  sein, 
wenn  nicht  die  Prodncti?it&t  der  Arbeit  sehr  gering  ist  und  nicht  ein  sehr  ongUnstiges 
Verhftltniss  der  arbeitenden  za  der  nicht-arbeitenden  Bevölkerung  besteht:  aoch  hier 
ist  nuthin  wieder  die  Vertheilang  des  YolksyermOgens  and  speciell  des  National- 
kapitals und  nationalen  Bodens  ?on  Einflnss,  welche  jenes  Yerhältniss  nn^^tlnstig  machen 
kann,  weil  die  Zahl  der  Prodacenten  zn  klein,  die  Consnmtion  der  Wohlhabenderen 
zn  gross  ist.  Hat  die  prodncirende  Bevölkening  nicht  das  ganze  Nationalkapital  be- 
reits wieder  in  der  neaen  Prodnctions-  und  Consumtionsperiode  prodncirt,  so  mass 
zunächst  ans  jenem  freien  Einkommen  der  nothwendige  Ersatz  entnommen  werden. 
Erst  was  dann  von  diesem  Einkommen  übrig  bleibt,  iSsst  sich  znr  wirklichen  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  möglicher  Weise  verwenden. 

Die  Marx'schen  Ausftlhningen  im  1.  Bande  seines  „Kapitals"  laufen  im  Er- 
gebniss  auf  das  hier  Gesagte  hinaus.  Aber  Marx  übergeht  regelmässig  die  so  schwer 
erfüllbaren  Bedingungen,  unter  welchen  in  einer  socialistischen  Prodnctions-  und  Ver- 
theilnngsordnung  sich  diese  Vorgänge  vollziehen  müssten,  übersieht  tendenziös,  wie 
der  Privatkapitalismns  trotz  aller  seiner  Mängel  diese  Bedingungen  einer  einmal  uoth- 
wendigen  und  aach  im  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresse  gelegenen  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  doch  richtig  erfüllt  und  kommt  so  zu  seiner  viel  zu 
sehr  generalisirenden  „Ausbeutungstheohe*'  doch  nur  mittelst  einer  Vernachlässigung 
der  volkswirthschaftlich  nützlichen  Function  des  Privatkapitais.  Es  fehlt  auch  bei 
ihm,  wie  bei  den  anderen  Socialisten,  immer  die  klare  Verfolgung  des  Gedankens, 
dass  al}e  solche  Processe  der  Beproduction  des  Kapitals  doch  sich  nicht  von  selber, 
automatisch  vollziehen,  sondern  bewusster  menschlicher  Willensacte,  Handlongen,  Unter- 
lassungen zu  ihrem  Vollzug  überhaupt  und  zu  ihrem  richtigen  Vollzag  zweckmässiger 
solche  Acte  u.  s.  w.  bedürfen  (siehe  §.  133  oben). 

Sieht  man  iDdessen  von  diesem  abnormen  Falle,  dass  die 
producirende  Bevölkerung  durch  ihre  wesentlich  reproducirende  Con- 
sumtion  das  Nationalkapital  in  der  neuen  Periode  noch  nicht  voll- 
ständig wieder  ersetzt  hat,  ab,  so  liegt  die  Grenze  des  mög- 
lichen Zuwachses  zu  diesem  Kapital  in  der  That  in  jenem 
freien  Volkseinkommen. 

Die  absolute  Grösse  dieses  freien  Einkommens  hängt 
nattirlich  zunächst  wieder  von  der  Grösse  des  ganzen  Volks- 
einkommens und  diese  von  den  im  Obigen  (§.  140)  angeführten 
ökonomisch-rechtlichen  und  ökonomisch-technischen  Momenten  ab. 
Insofern  ist  eine  gute  Organisation  und  tüchtige  Technik  der  Pro- 
duction  wieder  eine  der  wesentlichen  Vorbedingungen  einer  raschen 
und  starken  Vermehrung  des  Nationalkapitals.  Und  soweit  jene 
Organisation  und  Technik  privatwirthschaftlicher  Natur  sein  muss 
oder  zweckmässiger  Weise  am  Besten  ist,  hängt  von  dem  Rechts- 
institut des  Privateigenthums  an  Kapitalien  die  quantitativ  stärkste 
und  qualitativ  beste  Vermehrung  des  Nationalkapitals  mit  ab. 

Bei  einer  gegebenen  Grösse  des  ganzen  Volksein- 
kommens wird  das  freie  Einkommen  um  so  grösser,  die  Grenze  für 
die  Vermehrung  des  Nationalkapitals  um  so  weiter  sein,  je  kleiner 
der  nothwendige  Unterhaltsbedarf  der  Bevölkerung  ist.     Darüber 
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entscheidet  einmal  die  Zahl  dieser  Bevölkerung,  sodann  die  Höhe 
des  nothwendigen  Unterhaltsbedarfs  für  den  Einzelnen. 

In  letzterer  Hinsicht  kommt  vor  allem  die  Art  and  der  Umfang  der  nothirendig 
zu  befriedigenden  physischen  Bedürfnisse,  der  EzistenzbedttrfDifise  ersten  Grads 
(I,  §.268,  Kammer  1,  a),  femer  die  von  Sitte  and  Gewohnheit  des  ganzen  Volks  ab- 
&hngige  Art  der  Bedürfoissbefriedigang  oder  die  Beschaffenheit  der  EzistenzbedUrfhissc 
zweiten  Grads  (ebenda  Kammer  1,  b)  in  Betracht.  Hier  lisst  sich  nicht  verkennen, 
dass  z.  B.  in  einem  Lande  milderen  Klimas  and  anderseits  bei  einem  Volke  fragalerer 
GewOhming  die  Vermehrbarkeit  des  Kationalkapitals  ceteris  paribos  leichter  und 
grösser  ist  als  in  L&ndem  and  bei  Völkern  entgegengesetzter  Art. 

§.  142  [294].  —  2.  Darüber,  ob  die  wirkliche  Vermehrung 
des  Nationalkapitals  bis  za  der  nach  dem  Vorausgeschickten 
möglichen  Maximalgrenze  gehen  wird,  entscheiden  schliesslich  die 
äusseren  Umstände  oder  die  inneren  psychologischen 
Motive  und  Impulse,  durch  welche  die  laufende  Consumtion 
der  Bevölkerung  auf  den  nothwendigen  Existenzbedarf  beschränkt 
wird.  Jene  Momente  können  gtlnstig  und  ungtlnstig  auf  die 
Kapitalvermehrung  einwirken. 

Die  äusseren  Umstände  liegen  thatsächlich  in  der  ganzen 
volkswirthschaftlichen  Organisation  und  der  dadurch  mit  bedingten 
Einkommenvertheilung  unter  den  Einzelnen  und  den  Familien.  In 
unserer  privatwirthschaftlichen  Organisation  auf  der  Grund- 
lage von  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital  und  daher  mit 
Renteneinkommen  für  gewisse  Personen  und  Glassen,  mit  knappem 
Arbeitseinkommen  flir  die  Masse  der  Bevölkerung  erfolgt  eine  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  welche  durch  Beschränkung  des 
Gonsums  dieser  Volksmasse  auf  den  nothwendigen  Bedarl'  von 
vornherein  die  Bedingungen  für  die  Bildung  und  Vermehrung  auch 
des  Nationalkapitals  aus  den  den  besitzenden  Glassen  zur  Ver- 
fllgung  stehenden  Mitteln  günstiger  gestaltet.  Die  hier  einmal  ge- 
gebene Einkommenvertheilung  wirkt  so  auf  die  unteren  Glassen, 
vom  Standpunct  der  ganzen  Volkswirthschaft  betrachtet,  zu  Gunsten 
der  Bildung  und  Vermehrung  nicht  nur  des  Privat-,  sondern  auch 
des  Nationalkapitals  wie  ein  Zwang  hierzu.  In  einer  socia- 
listischen  Organisation  der  Volkswirthschaft  müsste  zu  diesem 
Zwecke  daher,  um  die  Production  in  der  Richtung  auf  vermehrte 
Herstellung  von  Kapitalgütern  statt  von  blossen  Genassmitteln  zu 
leiten  und  vorhandene  Güter  nur  der  produetiven  Verwendung  seitens 
arbeitender  Personen  zuzuführen,  entweder  ein  analoger  Zwang, 
wie  er  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation  in  diesen  Um- 
ständen liegt,  direct  von  einer  obersten  Leitung  der  Production 
ausgeübt  werden  oder  die  Bevölkerung  des  „  Socialstaats ''  müsste 
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freiwillig  Prodnction  und  GttterverweDdnDg  in  dieser  Richtung  ge- 
stalten. Ersteres  setzt  grosse  Einsicht,  Unabhängigkeit,  Macht, 
daher  —  Zwangsgewalt  der  obersten  Leitung,  letzteres,  ebenso 
grosse  Einsicht,  Selbstbeherrschung  der  Bevölkerung  voraus:  Beides 
wenig  wahrscheinlich.  Indessen  verdient  es  eine  Erörterung,  wie 
sich  hier  theoretisch  die  Bildung  und  Vermehrung  des  National- 
kapitals wenigstens  gestalten  könnte,  um  ein  Max  im  am  zu  er- 
reichen und  practisch  gestalten  müsste,  um  dies  zu  than  oder 
dem  theoretischen  Maximum  möglichst  nahe  zu  kommen. 

In  der  socialistischen  Prodnctionsordnanfc  würde  die  gesammte  Prodaction  etwa 
durch  eine  oberste  Gentnügewalt,  eine  .«gesellschaftliche  BehOrde'\  geleitet  und  die 
Prodacte  wurden  an  die  Einzelnen  zur  Consnmtion  vertheilt:  so  mOssen  sich  die 
radicalen  Socialisten  in  der  That  folgerichtig  die  Sache  bei  centralistischer  Wirlh- 
schaftsordnang  Torstellen.  Nehme  man  einmal  eine  solche  Einrichtung  als  ökonomi^-ch- 
technisch  möglich  an  —  und  wenn  auch  an  der  Zweckmässigkeit,  an  der  Möglichkeit 
l&S8t  sich  nicht  so  ganz  zweifeln  und  kann  dieselbe  anch  ans  analogen  Einrichtungen 
in  kleinerem  Maassstabe  wohl  abgeleitet  werden^)  — ,  und  mache  man  die  weitere, 
wenn  anch  practisch  -  psychologisch  unwahrscheinliche  Voraussetzung,  dass  bei  einer 
solchen  Organisation  der  Production  und  Goosumtion  die  Centralgewalt  und  das  Volk 
selbst  die  gentlgende  Einsicht  von  der  unbedingten  Nothwendigkeit  der  raschen  und 
starken  Vermehrung  des  noch  als  zu  klein  erkannten  Nationalkapitals  und  die  genügende 
Willenskraft  und  Macht  gegen  die  Widerstrebenden  besitze,  um  nach  dieser  Einsicht 
die  Production  und  Consumtion  zu  leiten.  Alsdann  liesse  sich  immerhin  denken,  dass 
die  Production  darauf  eingerichtet  würde,  mit  Bücksicht  auf  das  erkannte  Bedürfhiss, 
zur  späteren  Ermöglichung  einer  Steigerung  der  allgemeinen  nationalen  Bedürfhiss- 
befriedigung, zunächst  vomemlich  das  Nationalkapital  (besonders  die  Bestandtheile  des- 
selben, welche  unbedingte  Kapitalgüter  darstellen)  zu  vermehren.  Daher  würden  zu- 
nächst nur  die  zum  nothwendigen  Unterhaltsbedarf  der  Bevölkerung  und  zur  Fort- 
setzung der  bezüglichen  Production,  also  zum  Wiedereraatze  des  betreffenden  Kapitals 
dienenden  Güter  hergestellt  und  die  Bevölkerung  genöthigt,  sich  auf  den  Gonsum 
dieser  Güter  zu  bescliränken.  Alle  andere  Arbeit  der  Nation  und  die  übrigen  Kapitalien 
würden  dagegen  in  der  Richtung  auf  die  Herstellung  neuer  Kapitalgüter  verwendet 
und  die  letzteren,  soweit  sie  dazu  geeignet,  der  laufenden  Consumtion  der  bisherigen 
Unterhaltsempfänger  —  wenigstens  solange  dieselben  nur  das  gleiche  Maass  Arbeit 
wie  bisher  leisten  — ,  entzogen,  also  nicht,  wie  es  denkbar  wäre,  als  ein  Zuschlag 
zum  Unterhaltsbedarf  dieser  Personen  oder  als  eine  höhere  Vergütung  für  das  gleiche 
Maass  Arbeit  (als  „höheres  Einkommen**)  vertheilt.  In  diesem  Falle  würde  dieses 
ganze  Plus  des  volkswirthschaftlichen  Reinertrags  oder  des  Volkseinkommens  als 
freies  Einkommen  erscheinen  und  vollständig  zur  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
dienen  können:  die  theoretische  Mazimalgrenze  dieser  Vermehrung  wäre  wirklich 
erreicht 

So  unwahrscheinlich  die  Voraussetzangen  für  eine  solche  Ge- 
staltung der  Dinge  sind,  so  lehrreich  ist  doch  dieses  fingirte  Bei- 
spiel für  die  theoretische  Analyse  der  Momente,  von  welchen  die 
Vermehrung  des  Nationalkapitals  abhängt^  —  und  auch  für  das 
Verständniss  der  Einwendungen  des  wissenschaftlichen  Socialismus 


')  Siehe  unten  §.  154.  Die  Verhältnisse  belagerter  Festungen,  die  Einrichtungen 
im  Militärwesen,  z.  B.  bei  eigentlich  militärischen  Colonieen,  bieten  Analogieen. 
liodbertus,  sociale  Fra^je,  S.  28ff.,  über  eine  „gesellschaftliche  Behörde'*,  womit 
die  Verwahrung  S.  222  nicht  ganz  im  Einklang. 
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gegen  die  auf  Privatkapital  u.  s.  w.  basirte  Volkswirthschal't.  Es 
ist  kein  Zweifel  darüber  möglich,  dass  in  der  letzteren  die  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  niemals  soweit  als  in  diesem  Beispiel 
gehen  wird,  weil  sich  das  Volkseinkommen  bei  jener  Institution 
immer  ungleich  vertheilen  und  ftir  die  wohlhabenderen  und  reicheren, 
die  Rentnerclassen  eine  gewisse  Luxusproduction,  durch  sie  eine 
gewisse  Luxusconsumtion  stattfinden  wird,  welche  vom  freien  Volks- 
einkommen und  damit  von  der  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
immer  erst  abgeht  (§.  141). 

Man  darf  nur,  ja  muss  aber  freilich  dem  radicalen  Socialismus 
erwidern:  seine  Voraussetzungen  für  jene  denkbarer  Weise 
günstigere  Vermehrung  des  Nationalkapitals  werden  sich  schwer- 
lich practisch  verwirklichen  lassen.  Im  Gegentbeil:  es  ist 
wiederum  psychologisch  sehr  wahrscheinlich,  dass  im  ,,Socialstaate'S 
falls  nicht  die  gesellschaftliche  Behörde,  welche  der  Regelung  der 
Production  vorsteht,  eine  ungeheure  Autorität  und  Macht  besitzt, 
der  Egoismus  der  Massen  sich  zu  einer  Regelung  der  Production, 
wie  in  dem  angeführten  Beispiel,  ebenso  widerspänstig  verhalten 
wird,  wie  heute  der  Egoismus  des  Volks  so  oft  den  Nothwendig- 
keiten  der  Erhöhung  der  Besteuerung  für  nothwendige  öffentliche 
Aufgaben  sich  entgegenstemmt,  —  ein  ganz  analoger  Fall. 

Wiederum  würde  sich  das  nur  anders  gestalten  bei  einer  ausserordentlichen 
Steigerung  der  Einsicht  und  der  Selbstbeherrschung  des  Volks,  welche  ja  nach  socia- 
listischer  Versicherung  im  Socialstaate  zu  erwarten  sein  soll.  Die  psychologische 
UnWahrscheinlichkeit  hiervon  haben  wir  im  ersten  TheUe  mehrfach  henrorgohobon 
(vgl.  S.  96,  105,  111,  US,  123  ff.).  Daher  mUsste  man  eben  auch  für  solche  Zwecke 
der  Vermehrung  des  Nationalkapi tals,  ebenso  wie  zur  Deckung  des  Öffentlichen  Be- 
darfs des  Socialstaats,  mittelst  „Vorwegnahme''  desselben  aus  dem  Productionsertrage 
iror  dessen  „Vertheüung*'  —  dem  Analogen  der  heutigen  Besteuerung,  die  technisch 
nur  eben  erst  nach  erfolgter  Vertheilung  eintritt  —  eine  tibermächtige  geseUschafUiche 
Autorität  habet,  mit  ungeheurer  Disciplinar-  und  Strafgewalt  und  Recurs  auf  das 
Leitmotiv  der  Furcht  ?or  Strafe  (I,  §.  37),  aber  mit  der  Folge  einer  grossen  Be- 
schränkung, um  nicht  zu  sagen:  Vernichtung  jeder  indindueUen  Freiheit.  Andern- 
falls stände  es  vermuthlich  auch  mit  der  Bildung,  dem  Ersatz,  voUends  der  Ver- 
mehrung des  Naüonalkapitals  im  Socialstaate  schlechter  als  im  heutigen  „Staate  der 
Ausbeutung"',  wo  das  grössere  Pri?ateinkommen  eben  auch  als  Zwang  zur  Bildung 
und  Vermehrung  des  Nationalkapitals,  wie  bemerkt,  mitwirkt 

Wenn  man  an  die  Verhältnisse  antiker  Demokratieen  denkt,  wo  in  einer  Hinsicht 
mitunter  die  Sachlage  den  obigen  Voraussetzungen  entspricht,  wird  man  vollends 
bkeptisch  in  Bezug  auf  die  Möglichkeit  einer  solchen  Einrichtung.  Die  Vertheilung 
öffentlicher  Mittel  als  Spenden  an  das  Volk,  in  der  Form  des  Schauspielgelds  (Theorikon), 
des  Solds  der  Volksversammlung,  des  Solds  der  Richter  u.  s.  w.  in  Athen  ist  ein 
Analogen  zu  der  Vertheilung  in  einem  rein  socialistisch-communistischen  Gemeinwesen. 
Die  Missbräucbe,  zu  welchen  jenes  System  fUhrte,  die  Verschleuderung  der  öffentlichen 
Gelder  zu  Gunsten  des  Volks,  statt  sie  für  die  Ausrtlstung  der  Flotten  und  Heere  zu 
verwenden  u.  s.  w. ,  die  Verbote  selbst  von  Anträgen  zur  gesetzlichen  Umänderung 
populärer  Verwendungen  von  Geld,  zeigen  die  hier  nothwendig  vorliegende  Gefahr 
und  gestatten  einen  Schluss  darauf,  wie  misslich  es  bei  einem  solchen  System  um  die 


§.142. 


2.  Asiifik  L  $M  iL) 


En    £twMiei'   Ivfterer  Zvaae    bum  nienen    aaeh   in 
iMcrea  TeffciknHn  der  Wirkfiehkeii  tob  fJmiam  axf  dk  Kapitml- 


fyreAMde  Ihiftririni   4bcr  4iM»  TUi  4»  fioA  Fujimmii  ■  \     Ja  icOs  d»  fircie 

iMJVr  B  4em  Zv«rs&  4er  IiImt    nifi  BeaoeK-  vie  der  Sack- 
en MidKi  ZvMMoeflC  msL  ffL  L  §.  2*1  f. . 


VoB  iBBereB  psTehoIopiseheB  MotiTen  ist  z.  B.  die 
fittfiebe  Yerwerfng  oder  die  aas  foriakr  Gew^hmni^  (Schweiz) 
ftammeiide  Bescknüikinig  des  Lnas  bei  den  woUhabcndeii  Classen, 
oder  sDgeaeaier  eine  pnitBBische  LebemasfiEusini^  vnd  eine  dar- 
aas  berrorgebende  frvgak  LebessweiK,  ferner  das  Motir  der 
Fnrebt,  z.  R  in  rerolntionlren  Zeiten  dnreb  anaseren  Lims  Anstoss 
and  Xeid  zn  erregen,  ron  gttnstigeai  FSnflo»  anf  die  grossere 
Annäberang  des  Kapitahawaebaes  an  das  fireie  Volkseinkommen. 

Von  grassier  praetiseber  Bedeotong  sind  in  unserem  beatigen 
Wirtbsebafisleben  endlieb  jene  speeifiseb  Okonomiscben 
Motire,  welebe  bei  der  Zolassang  des  Priratkapitals  ans  dem 
eigenen  wirtbsebafttieben  Interesse  nnd  ans  wircbscbaftlicber  Vor- 
siebt entqiringen.  Diese  MotiTe  fUiren  zn  einer  freiwilligen  Be- 
sebränkong  des  Consoms  seitens  derjenigen  Personen,  welebe  Ober 
dn  ibren  notbwendigen  Bedarf  fibersteigendes  Einkommen  ver- 
fDgen,  ora  f&r  sieb  neaes  Kapital  zn  bilden,  welches  dann  als 
Qkonomiscbes  Kapital  mit  fongiii.  Diese  Motire  sind  Dotorisch  so 
stark  nnd  bewirken  eine  so  grosse  Vermebmng  des  National- 
kapitalsy  dass  gerade  deswegen  ancb  Ton  der  Wissenschaft  der 
Weg,  dieses  Kapital  in  der  Form  des  Privatkspitals  in  bilden  nnd 
zn  vermehren,  wenn  ancfa  nicht  fbr  den  aUein  mögliehcD,  so  doch 
fOr  den  zweckmässigsten  erklärt  zn  werden  pflegt.  TechDisch 
besser,  wirksamer  nach  den  mitspielenden  psychologischen  Impulsen 
erfolgt  so  verrnnthlieh  die  Bildung  nnd  Vermehrung  des  National- 
kapitals in  Form  von  Privatkapital  im  privatwirthschaftlichen ,  als 
direct  mittelst  entsprechender  Disponiracte  der  leitenden  Autoritäten 
im  »ocialistischen  Productionssystem.  Die  Institution  des  Privat- 
eigenthums  an  Kapital  findet  in  dieser  Auffassung  ihre  volks- 
wirthschaftliche  Rechtfertigung. 

VolkBwirthscbaftlich    ood   Id   YerbinduD^   mit   der  Fra^e  der  Vertheiloog   fon 
VfAkbtmkommtn  ond   VoULSTermOgeD    betrachtet  wiiit  die  Vorenthaltaog  ron  Theilen 
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des  Yolkseinkommens  gegenüber  den  unteren  Glassen  mittelst  Uebertragong  derselben 
an  die  besitzenden  und  die  Glassen  grosseren  Privateinkommens,  w^che  mehr  In- 
teresse, mehr  Einsicht  und  grössere,  weil  mit  geringeren  persönlichen  Opfern  ?ei^ 
bnndene  Fähigkeit  zum  Kapitalbilden  haben,  als  die  Massen  im  ,,Social8taar*,  so  in 
der  That  auch  als  aaf  dem  Zwang  dieser  Einkommenvertheilaog  beruhendes  Mittel 
zar  leichteren  Bildung  und  stärkeren  Yermelurung  des  Nationalkapitals. 

Hiermit  gelangen  wir  za  der  Aufgabe,  darttber  zu  entscheiden, 
ob  denn  wohl  nach  den  im  Voraasgehenden  angedeuteten  Gesichts- 
puncten  die  practische  Verwirklicbang  der  Bildung  und  Vermehrung 
des  Nationalkapitals  ohne  Vermittlung  des  Privatkapitals  Aussicht 
auf  Erfolg  biete  oder  ob  diese  Vermittlung,  wenn  auch  nicht  ab- 
solut nothwendig,  so  doch  aus  überwiegenden  Zweckmässigkeits- 
grtlnden  in  Anspruch  genommen  werden  müsse. 

III. —  §.  143  [295].  Nothwendigkeit,  das  National- 
kapital grösstentheils  in  der  Recfatsform  des  Privat- 
kapitals  zu  bilden.  Die  vorausgehende  Frage  ist  aus  zwingen- 
den practischen  Gründen,  nach  psychologischer  Wahrscheinlichkeit 
wegen  der  unvermeidlich  mitspielenden  Motive  des  wirth  schaftlichen 
Handelns  und  nach  alter  Erfahrung  im  Wesentlichen,  im  Grossen 
und  Ganzen  zu  bejahen.  Auch  Interessen  des  technischen  For^ 
Schritts,  das  Bedtirfniss  zu  freierer  Bewegung  für  Experimente 
sprechen  hierfür  mit.  Was  wenigstens  das  gesammte  National- 
kapital anlangt,  so  kann  dies  nicht  zweifelhaft  sein:  ist  auch  die 
Bildung  dieses  Kapitals  ohne  Vermittlung  des  Privateigenthums 
nicht  schlechterdings  undenkbar  nnd  daher  die  socialistische  For- 
derung einer  Abschaffung  des  Privatkapitals  nicht  kurzweg  unlogisch, 
wie  die  Volkswirthe  der  liberal-individualistischen  Schule  behaupten, 
so  ist  jene  Bildung  des  Nationalkapitals  doch  an  Voraussetzungen 
gebunden,  welche  gegenwärtig  in  ihren  ersten  Anfängen  zwar  in 
der  Wirklichkeit  besteben,  nemlich  im  zwangsgemeinschaftlichen 
System  des  Staats  und  der  Gemeinde  ^),  aber  für  unabsehbare  Zeit 
wohl  grösstentheils  fehlen  werden. 

Ja,  ?om  Standpuncte  der  Gegenwart  ans  mnss  es  als  unwahrscheinlich  bezeichnet 
werden,  dass  diese  Voranssetznngen  sich  jemals  in  der  erforderlichen  Weise  and  dem 
nOthigen  Umfang  ?ollst&ndig  erfüllen  kOnnen  und  sogar  dass  eine  solche  Entwicklung 
anbedingt  wttoschenswerth  wäre.  Letzteres  namentlich  wieder  deswegen  nicht,  weil 
eine  gewisse  Ungleichheit  der  Vertheilung  des  Einkommens  im  Gesammtinteresse  liegt 
und  durch  die  Institution  des  Privatkapitals  oft  am  Passendsten  herbeigeführt  wird 
(I,  283  £).  Mag  man  aber  selbst  für  eine  ferne  Zukunft  anders  urthcilen  und  mit  der 
Forderung    einer   Abschaffung   des    Priyatkapitals   und   einer  selbständigen    Bildung 


^)  Hier  sind  wieder  die  Erörterungen  im  5.  und  6.  Buch  des  1.  Theils,  besonder 
§.  301,  325  ff.,  341,  345  ff..  354,  358—370.  387  ff.  heranzuziehen:  es  erweist  sich  die 
Richtigkeit  der  Bemerkung  oben  in  §.  130.  dass  die  Frage  des  Privateigenthums  eng 
mit  derjenigen  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  zusammenhängt 
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Fflr  die  Gegenwmit  nnd  noch  Ar  imabsslibmre  Zeh  wird  das 
Natiaoalkapital  notfawendig  gTOsstentheils  durch  Vermitdiuig  des 
Prirateigentbnnis  md  in  der  Form  des  Priratkapiuls  gebild^ 
werden  mfissen.  Die  Forderung  d&  Abschaffung^'  des  Prirat- 
kapitals  bat  daher  angleich  weniger  Aussicht  auf  Erfolg,  als  selbst 
diejenige  des  privaten  Grundeigenthums  und  des  Erbrechts,  die 
beiden  anderen  practisch  wichtigsten  Postulate  des  Socialismus. 

Der  letztere  betont  ganz  richtig  die  Bedingtheit  der  Wirth- 
schaftsverhäknisse  durch  das  Recht  und  speciell  durch  das  Privat 
recht ,  und  hat  eine  gleichfaUs  richtige  Einsicht  in  die  Wandelbar- 
keit dieses  Rechts  und  die  Abhängigkeit  desselben  von  der  Gresetz- 
gebuDg.  Aber  er  begeht  hier  beim  Kapital  seinen  gewöhnlichen 
Fehler,  die  geschichtliche  Bedingtheit  der  Rechtsbildung, 
einschliesslich  der  Gesetzgebung  zu  verkennen.  Was  der  Socialis- 
mus hier  erstrebt,  kann  möglicher,  obgleich  in  diesem  Umfange 
kaum  wahrscheinlicher  Weise  das  Endergebniss  einer  langen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  sein,  fBr  deren  Beginn  sich  wohl  in  der 
grösseren  Ausdehnung  der  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Thätigkeit 
und  in  den  Verhältnissen  der  modernen  Productionstechnik,  in  den 
ökonomisch-technischen  Vortheilen  des  Grossbetriebs  aof  manchen 
wichtigen  Productionsgebieten  (§.  144)  bemerkeoswerthe  Anzeichen 
finden,  welche  die  Gegner  des  Socialismus  einseitig  verkennen. 
Aber  unmöglich  vermag  auch  die  rficksicbtsloseste  Gresetzgebung 
einen  solchen  geschichtlichen  Entwickluogsprocess.  selbst  wenn  sie 
die  Macht  dazu  hätte,  durch  ihre  Decrete  zu  antieipiren.  Hier 
gilt  wiederum,  was  oben  (§.  121)  von  der  Gesetzgebung  auf  dem 
Eigentbumsgebiete  gesagt  wurde. 

Kodbertah,  Sociale  Fre^e  S.  222.  lehnt  «isdracklich  eine  volkswirthsdutfUichc 
Organisation  ohne  privates  Grund-  ond  Kapitaleigenthom  für  die  Gegenwart 
ab.  —  Ich  weiss  sehr  wohl,  dass  der  Manüsmas  und  seine  Anhänger  meistens  be- 
haupten, sie  verlangten  dergleichen  ebenfalls  nicht  ron  der  Gesetzgeltong,  sie  postulirten 
ü^ierhaupt  nicht,  sondern  sie  stellten  nor  aus  der  Diagnose  des  kapitalistischen  Zcdt- 
alters  und  seiner  besonders  durch  die  Entwicklung  der  Prodactionstechnik  bedingten 
W<;itereotwicklung  Prognosen  für  die  sichere  Gestaltung  der  Zukunft:  das  socialistische 
Productionssystem  und  seine  Grundlage,  das  gesellschaftliche  Eigenthum  an  den  Pro- 
ductionsmitteln  werde  „von  selber'  wie  ^eine  reife  Fruchr'  sich  seinerzeit  einstellen.  Das 
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sind  indessen  Phrasen,  die  mit  dem  Worte  über  die  nothwendige  „revolutionäre 
Dictatar  des  Proletariats*'  (mindestens  znr  Bewirkong  des  Dnrchbmchs)  wie  oben 
schon  einmal  bemerkt,  ohnehin  in  Widersprach  stehen.  Sie  werden  auch  immer  nur 
vorgebracht,  wenn  man  die  Secialisten  zwingen  wiU,  Farbe  zn  bckeunen.  Hier  handelt 
es  sich  natürlich  nicht  om  die  practische  Eocialpolitische  Frage,  sondern  am  die  ans 
beschäftigende  theoretische,  ob  die  nothwendigen,  logischen  Voraassetzangen  der 
directen  BUdang  des  Nationalkapitals,  ohne  Yermittelang  des  Privatkapitals,  erfüllbar 
erscheinen.    Man  kann  nur  sagen:  Nein. 

Der  Bildungs-  und  Vermehrungsprocess  des  gesammten  National- 
kapitals  lässt  sieb  in  der  im  Voransgehenden  dargelegten  Weise 
allerdings  ohne  Vermittlang  des  Privatkapitals  theoretisch  gedanken- 
massig  und  logisch  richtig  entwickeln.  Ffir  das  Verständniss  der 
Function  der  Privatkapitalisten  bei  dem  wirklichen  Bildungsprocess 
des  Nation alkapitals  hat  diese  theoretische  Analyse  der  eigentlich 
maassgebenden  Momente  ihren  Werth,  wie  sich  schon  ans  der 
obigen  Untersuchung  zeigt  nnd  im  Folgenden  noch  mehr  hervor- 
treten wird.  Aber  aas  dieser  Analyse  folgt  auch,  dass  alle  jene 
entscheidenden  Dispositionsacte  in  Betreff  der  Prodnction  nnd  Con- 
snmtion  hier  voraassetzungsweise  —  d.  h.  von  der  Vermittiang  für 
sich  disponirender,  Privatkapital  bildender  Privatpersonen  abge- 
sehen,—  von  nicht  persönlich  interessirten  Personen,  von  den 
leitenden  Vorständen  der  gemeinwirthschaftlichen  Prodnctionsbetriebe 
und  in  letzter  Linie,  als  entscheidende  Instanz,  von  einer  höchsten 
Gentralgewalt  in  der  Volkswirthschaft  ausgehen,  mindestens  von 
dieser  in  der  Beschlussfassung  und  Ausführung  controlirt  werden 
mUssten.  So  namentlich  auch,  wenn  statt  centralistischer  decentra- 
listiscbe  Productionsweise,  mittelst  Productivgenossenschaften  oder 
wie  man  es  sich  sonst  denken  mag,  eingerichtet  würde.  Die 
Forderung,  über  quantitativ  und  qualitativ  hinreichendes  National- 
kapital in  der  Volkswirthschaft  zu  verfügen,  welches  nicht  Privat- 
eigenthum  ist,  nicht  in  dessen  Form  gebildet  und  vermehrt  wurde, 
heisst  eben  nichts  Anderes,  als  den  gesammten  volkswirthschaft- 
liehen  Productionsprocess ,  in  Bezug  auf  alle  Sachgüter  wie  auf 
alle  Dienste,  ausschliesslich  zwangsgemeinwirthschaft- 
lich  organisiren. 

Man  braucht  das  Problem  nur  so  zu  formuliren  —  und  es 
muss  so  formulirt  werden,  wenn  man  sich  der  Voraussetzungen 
und  Consequenzen  der  Abschaffung  des  Privatkapitals  klar  bewusst 
wird  — ,  um  wenigstens  vom  Standpnncte  der  Gegenwart  aus  es 
als  unlösbar  zu  bezeichnen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  seine 
Lösung  auf  die  vorgeschlagene  Weise  wegen  der  Interessen  der 
menschlichen  Freiheit  uns  Heutigen  wenigstens   nicht  wünschens- 
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werth  erscheineD  kann.  Welche  psychologische  Unwahrscheinlich- 
keit  eine  Lösnog  des  Problems  nach  socialistischer  Methode  auch 
für  alle  weitere  Zukunft  hat,  solange  ,,Menschen  Menschen  sind^', 
haben  wir  im  Vorausgehenden  und  besonders  in  den  Erörterungen 
ttber  die  psychologische  Motivation  im  1.  Theile  (Buch  1,  Kap.  1) 
wiederholt  schon  zu  zeigen  gesucht. 

Man  konnte  frQher  etwa  einwenden,  dass  vielfach  in  den  socialistischen  Systemen, 
auch  in  den  deutschen,  z.  B.  Lassalle^s,  der  Prodoctionsbetrieb  darch  selbstftndig  fUr 
sich  and  gegen  einander  stehende  Prodnctivgenossenschaften,  iandwirthschafUiche 
nnd  industrielle,  ins  Auge  gefasst  wird  and  vielleicht  dann  an  Stelle  des  Privat- 
kapitals Genossenschaftskapital  treten  könnte  and  würde.  Das  würde  aber  ent- 
schieden ebenso  wenig  einen  Jaroch  mit  dem  „Privatkapitalismas^'  herbeiführen,  wie 
ihn  etwa  das  Actiengesellschaftswesen  and  das  heatige  freie  Prodnctivgenossenschafts- 
wesen  bewirkt  hat  Die  „socialistischen*'  Prodactivgenossenschaften  würden  eben 
solche  „Bonrgeoisvcreinigangen''  werden  können,  wie  es  z.  B.  die  berühmten  Rochdale 
Pioniers,  nach  der  darin  richtigen  Auffassung  unserer  Socialisten,  geworden  sind. 
Wie  sollten  die  Concurrenzverh&ltuisse  geregelt  werden?  Nein  man  könnte,  wenn  man 
socialistischer  Seits  cousequent  sein  will,  den  Genossenschaften  so  wenig  Eigentham 
an  Kapital,  als  an  Boden  lassen  und  müsste  für  die  Bildung,  Vermehrung  und  Yer^ 
Wendung  des  Nationalkapitals  doch  immer  za  einer  centralistischen  Regelang,  mindestens 
zu  einer  zwangsweise  ein^^reifenden  Controle  von  einer  obersten  CentralsteUe  aas 
schreiten:  das  Kapital  aber  wie  der  Boden  müsste  im  Eigenthum  der  Gesammtheit 
stehen.  Jene  Lassalle'schen  Ideen  sind  denn  auch  l&ngst  vom  fortgeschrittenen  Marxismus 
und  der  ihm  folgenden  Socialdemokratie  fallen  gelassen.  Aber  etwas  klares  Anderes 
ist  nicht  an  die  SteUe  getreten.  Und  wenn  man  eine  Antwort  auf  das  „Wie?**  ver- 
langt, wird  man  nur  noch  mehr  mit  Phrasen  abgespeist  und  erhält  die  bequeme 
Antwort,  das  „Wie*'  werde  sich  seinerzeit  schon  finden.  Vgl.  die  neuen  socialdemo- 
kratischen  Programme,  die  Kritik  des  Gothaer  durch  Marx.  Im  neuesten  Erfurter 
Programm  der  deutschen  Socialdemokratie  (1891)  ist  von  ProductivgenossenschafteB 
nicht  mehr  die  Bede,  sondern  nur  kurzweg  von  „Verwandlung  des  kapitalistischen 
Privateigenthums  an  Productionsmitteln  in  gesellschaftliches  Eigenthum,  und  Um- 
wandlung der  Waarenproduction  in  socialistische,  für  und  durch  die  Gesellschaft  (!!) 
betriebene  Production''.    Vergl.  meine  Rede  über  dies  Programm  1892. 

§.  144  [296].  Die  Lösung  jenes  Problems  der  ausschliesslich 
zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  und  der  directen  Bil- 
dung des  Nationalkapitals  setzte  zunächst  die  Aufstellung  eines 
Plans  voraus,  welcher  die  gesammte  Production  und  Consumtion 
der  Volkswirtbschaft  umfasste,  um  die  „geregelte'',  die  ,,planmässige" 
Production  an  Stelle  der  ^^ungeregelten'',  der  „planlosen"  des  heutigen 
Goncurrenzsystems  treten  zu  lassen. 

Dass  in  dieser  „Planlosigkeit"  der  heutigen  Production  einer 
der  schwersten  Uebelstände  unserer  bestehenden  volkswirthschaft- 
lichen  Organisation  mit  ihrer  fast  ausschliesslichen  Uebertragung 
der  Sachgüterproduction  an  das  privatwirthschaftliche  System  liegt, 
kann  angesichts  der  Excesse  der  Speculation,  der  mancherlei  nach- 
theiligen Folgen  des  Goncurrenzsystems,  des  periodischen  Wechsels 
von  Ueberspeculation ,  Krise,  Flauheit,  der  beherrschenden  Macht 
der  Conjunctur  wohl  nicht  bestritten  werden.    Es  ist  an  früheren 
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Stellen  dieses  Werks  oftmals  zugestanden  worden  (I,  §.  166  ff,  317  ff., 
II,  74  ff.).  Damit  aber  wird  zugestanden ,  dass  die  Fanetion  als 
Leiter  der  nationalen  Prodnction,  welche  die  Institution  des  Privat- 
kapitals den  Privatkapitalisten  überträgt,  wenn  nicht  allgemein,  so 
wenigstens  unter  den  technischen,  ökonomischen  und  socialen  Be- 
dingungen des  modernen  Productionsbetriebs  vom  Privatkapital  viel- 
fach mangelhaft  vollzogen  wird.  Der  socialistische  Einwand  (Marx, 
Engels)  gegen  die  tlblicbe  Rechtfertigung  des  Privatkapitals,  dass 
nemlich  die  Auffassung  des  letzteren  als  einer  socialökonomisch 
wegen  ihrer  emiDcnten  Productivdienste  segensreichen  Rechtsinstitution 
durch  die  erwähnten  Thatsachen  des  modernen  Wirthschaftslebeos 
Lfigen  gestraft  werde,  dass  vielmehr  gerade  diese  Thatsachen  die 
wachsende  Unfähigkeit  des  Privatkapitalismus,  die  Nationalkapitalien 
in  socialökonomisch  heilsamer  Weise  in  Function  zu  setzen,  bewiesen, 
—  dieser  Einwaod  mit  dem  auch  „intellectuellen  Bankerott*'  der 
Bourgeoisie^)  ist  von  allen  practischen,  aus  der  Erfahrung  ent- 
nommenen Einwänden  gegen  die  bestehende  privatkapitalistische 
Wirthschafts-  und  besonders  Productionsordnung  der  relativ  trif- 
tigste und  unwiderleglichste.  Die  Diagnose  des  Uebels  wird  damit 
grösstentbeils  richtig  gestellt.  Zwar  wird  wohl  replicirt,  dass  eine 
Regelung  der  Production  auch  im  privatkapitalistischen  System, 
mittelst  Cartellen  der  Unternehmer,  möglich,  leichter  ausführbar 
und  erfolgreicher  sei,  als  die  socialistische  Regelung  auf  der  Grund- 
lage einer  ganz  modernen  Rechtsordnung  der  Production.  Aber 
die  Duplik,  dass  man  dann  von  dem  Regen  in  die  Traufe,  in  Ab- 
hängigkeit von  rücksichtslosen  Privatmonopolen  komme,  wenn  die 
Sache  irgend  grössere  Bedeutung  erlange,  liegt  auf  der  Hand. 

Jedoch  in  dem  sich  an  jene  Diagnose  anschliessenden  thera- 
peutischen Verfahren  liegt  der  Sprung  im  socialistischen  Ge- 
dankengang. Die  „planvolle  Regelang"  der  Production  wtirde 
wohl  jenen  Uebeln  abhelfen,  aber,  selbst  wenn  sie  nicht  wieder 
grosse  andere  Uebel  herauf beschwörte,  für  die  Freiheit,  die  höhere 
Entwicklung  des  Menschengeschlechts,  oder  wenn  man  sich  über 
alle  solche  Uebel  hinwegsetzen  wollte:  Alles  hängt  doch  von  der 
voraussichtlichen  practischen  ökonomisch -technischen  Möglichkeit 
einer  solchen  planvollen  Regelung  der  Gesammtproduction  ab  und 
in  dieser  Hinsicht  sind  die  practischen  Aussichten  auf  eine  solche 
Entwicklung  nur  beschränkt. 


^)  Vgl.  besonders  Engels,  Dahring*s  Umirilziing,  S.  228 ff.,  284. 
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Man  miiss  wohl  aach  hier  dem  Socialismos  eiuräamen,  dass  eine  solche  Möglich- 
keit gerade  wegen  der  Entwicklang  der  modernen  Prodactionstechnik  und  der  dadardi 
wieder  mit  bedingten  wachsenden  Üntüchtigkeit  vieler  Privatwirthschaften  heute  schon 
auf  gewissen  Gebieten ,  in  gewissen  Fällen  eher  als  frdher  verwirklicht  werden  kann 
und  selbst  allmälig  in  steigendem  Umfang  realisirbar  erscheinen  mag.  Soweit  dies 
nnd  wo  es  der  Fall  und  wo  nicht  trotzdem  andere  (politische,  sociale,  ethische«  auch 
technische  u.  s.  w.)  Rücksichten  dagegen  sprechen,  geht  man  schon  jetzt  nnd  in  nicht 
ferner  Zukonft  vielleicht  immer  mehr  zq  der  „geregelten"'  Prodaction,  zur  gemdn- 
wirthschafÜichen  Organisation  der  Yolkswirthschaft  über.  Aber  auch  hier  hat  man 
es  doch  gerade  ans  technischen  Gründen  höchstens  mit  einer  allmäligen  Ent- 
wicklung zu  thun,  durch  welche  die  Privatwinhschaft  und  folgeweise  das  Privat- 
kapital (und  der  private  Boden)  zu  Gunsten  der  Gemein wirthschaft  und  des  Gemein- 
eigenthums  eingeengt  wird:  aber  nur  eingeengt,  nicht  völlig  ersetzt,  —  von  anderen 
Gründen  abgesehen,  weil  das  die  Oekonomik  und  Technik  in  absehbarer  Zeit  nicht 
zulassen,  und  wie  wir  wenigstens  vom  Standpunct  der  Gegenwart  aus  sagen  mtlBsen, 
schwerlich  je  zulassen  werden. 

Das  therapeatische  Verfahren  des  Socialismus  ist  also  nicht 
darcbans  falsch,  es  wird  fälschlich  nur  zn  sehr  zu  einem  Uni- 
versalheilmittel  erhoben,  während  es  bloss  partiell  anwendbar 
ist  and  anch  da  natürlich  im  concreten  Falle  nur  nach  vorsichtigster 
Untersnchang  aller  einschlagenden  Verhältnisse,  wie  z.  B.  bei  der 
Uebemahme  der  Gommanicationsmittel  nnd  Verkehrsanstalten  auf 
den  Staat  n.  s.  w. 

Aber  schon  die  Anf stellang  eines  ,, Plans''  für  die 
,,Regelang''  der  Gesammtprodaction  erheischte  eine  Summe  von 
Intelligenz  and  Uneigennützigkeit,  damit  einen  Zustand  der  geistigen 
und  sittlichen  Bildung  bei  den  leitenden  Organen,  welcher  für 
Menschen  kaum  als  erreichbar  erscheint.  Die  Ausführung  dieses 
Plans  würde  die  Schwierigkeiten  noch  ausserordentlich  steigern. 
Es  wäre  dazu  in  der  ganzen  Bevölkerung  eine  Summe  von  Un- 
eigennützigkeit,  Pflichtgefühl,  Subordination  erforderlich,  mit  anderen 
Worten  eine  Ausstattung  der  Menseben  mit  Eigenschaften  höchster 
Sittlichkeit,  die  zu  erlangen  als  schwerlich  möglich  erklärt  werdeo 
muss.  Die  Forderungen,  welche  hier  an  die  Menschen  gestellt 
werden,  gehen  wohl  über  dasjenige  Maass  hinaus,  was,  wenn  auch 
als  fernstes  Ziel,  durch  geistige  und  sittliche  Erziehung  des  Menschen, 
geschlechts  erreichbar  scheint:  sie  verlangen,  so  werden  die  Meisten 
urtheilen,  wohl  andere  Wesen,  als  die  Menschen  einmal  sind. 

Auch  hierfür  sei  in  dieser  3.  Auflage  besonders  auf  die  einschlagenden  Aoft- 
führungen  über  Moti?ation  und  ökonomische  Psychologie  im  1.  Buch,  Kapitel  1  des 
1.  Theils  der  Grundlegung  ?erwiesen,  wo  die  hier  angegebenen  Probleme  wiederholt, 
gerade  im  Hinblick  auf  eine  socialistische  Wirthschaftsorganisation ,  berührt  worden 
sind.  Auch  im  dortigen  Buch  5  von  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft,  besonders 
vom  zwangsgemeinwirthschaftlichen  System,  geschieht  das  mehrfach  (u.  a.  §.  300 — 302)l 

Im  privatwirthsehaftliehen  System  wird  doch  selbst  heute  noch 
trotz  der  Grossbetriebstendenz  die  Production  und  Gonsumtion  von 
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MillioDen  kleiner  WirtbsebaftsceDtren  aus  zunächst  nach  den  indi- 
viduellen Bedürfnissen  und  Interessen  geregelt.  Freilich  vielfach 
die  „Bedarfsproduction^^  für  den  eigenen  Bedarf  der  Wirthsohafts- 
angebörigen,  aber  doch  darüber  hinaus  und  vielfach  jetzt  auch  allein 
die  ,,Kundenproduction''  (Bücher)  und  immer  mehr  die  ,,Waaren- 
production"  fUr  den  Absatz  an  beliebige  Dritte,  für  den  Markt. 
Daraus  geht  ohne  Zweifel  leicht  eine  Hinwegsetzung  über  die  Be- 
dürfnisse und  Interessen  anderer  Kreise  und  schliesslich  der  ganzen 
Volkswirtbschaft  uud  eine  schädliche  Planlosigkeit  und  Missleitung 
der  Production  hervor.  Eben  deswegen  bedarf  das  privatwirtb- 
schaftliche  System  einer  doppelten  Ergänzung  und  Be- 
schränkung: einmal  in  der  früher  (Buch  5  und  6  des  1.  Theils) 
begründeten  Weise,  was  seine  äussere  Ausdehnung  anlangt, 
durch  das  gemein-,  besonders  das  zwangsgemein wirthschaftliche 
und  das  caritative  System  an  Stelle  des  privatwirthschaftlicben; 
sodann,  was  seine  Wirksamkeit  betrifft,  durch  eine  gewisse 
Regelung  und  Beschränkung  des  privatwirthsehaftlichen  Systems 
(§.  59,  77,  78),  d.  b.  aber  eben  der  individuellen  Freiheit  und  der 
Verfügung  über  das  Privateigenthum  oder  m.  a.  W.  in  letzterer 
Hinsicht:  der  Inhalt  des  Privateigenthums  darf  nicht  von  der 
Willkühr  des  Eigenthümers  allein  bestimmt  werden  (§.  127). 

Der  richtige  und  ausführbare  Gedanke  in  aller  principiellen 
Polemik  des  Socialismus  gegen  das  privatwirthschaftliche  System 
mit  der  freien  Concurrenz  und  speciell  hier  gegen  das  Privatkapital 
besteht  in  nichts  anderem  als  in  der  Forderung  einer  zweck- 
mässigen Einengung  jenes  Systems  und  einer  Beschränkung 
der  Rechte  des  Privatkapitals,  wie  dies  schon  wiederholt  in  diesem 
Werke  anerkannt  wurde.  Aber  die  völlige  Beseitigung  des 
Privatkapitals  und  damit  des  privatwirthschaftlicben  Systems 
ist  abzuweisen,  weil  sie  die  in  der  Gegenwart  und  jeder  absehbaren 
Zukunft  unerfüllbar  scheinende  Aufgabe  erheischt,  die  Intelligenz 
und  Thatkraft  jener  Millionen  kleiner  Wirthschaftscentren  in  ihren 
individuellen  Wirkungssphären  ausser  Function  zu  setzen,  ohne 
dass  die  Möglichkeit  eines  zweckmässigen  Ersatzes  nachgewiesen 
wird.  Auch  mit  der  „Grossbetriebstendenz*'  ist  hier  nicht  viel  zu 
beweisen,  weil  es  sich  wieder  nur  um  eine  Frage  des  Maasses 
handelt,  welche  bloss  concret,  nicht  principiell  beantwortet  werden 
kann.  Aber  selbst  eine  principielle  Antwort  könnte  keine  generelle 
sein,  weil  eben  mancherlei  andere  als  lediglich  ökonomisch-technische 
Rücksichten  in  Betracht  kommen  (§.  15). 
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Die  obige  Beireisfahrong  mass  sieh  doch  auch  gegen  die  wissenschaftlich  so 
hoch  bedeutsamen  AnsfUhningen  ?on  Rodbertas  richten,  siehe  besonders  seine 
socialen  Briefe  (Ausgabe  von  1875).  S.  24  ff.,  28,  222.  Siehe  oben  Yorbemericong 
§.  132.  —  Bemerkenswerth  bleibt  immer,  wie  die  Stimmfahrer  unseres  deutschen 
Socialismus  mitonter  mit  Beispielen  wie  die  Heeresverwaltung,  das  Postwesen  u.  dgl.  m. 
argnmentiren,  nm  die  Dnrchfuhrbarkeit  und  Zweckmässigkeit  ihrer  Pläne  zur  Arbeits- 
organisation zn  begrlinden.  Es  wird  dabei  nur  tibersehen,  dass  sich  nicht  die  ganze 
Prodoction  in  dieser  Weise  einrichten  lässt  nnd  dass  eine  Yerallgemeinemng  dos 
militärischen  Regiments  schliesslich  die  indi?idüelle  Freiheit  in  anleidlicher  Weise 
beschränken  mUsste:  der  Militärstrafcodex  mtlsste  auch  hier  immer  daneben 
stehen!  —  Weiter  wollen  die  Socialisten  mit  Hilfe  umfassendster  statistischer 
Recherchen  über  die  Gonsumtion  und  den  Nationalbedarf  ermitteln,  was  und  wieviel 
die  Production  beschaffen  müsse  und  danach  eine  geregelte  Production  einrichten. 
Auch  dies  macht  mehr  Schwierigkeiten,  als  sie  denken,  wenn  es  auch  wieder  einen 
richtigen  Gedanken  enthält  und  einen  Uebelstand  der  gegenwärtigen  privatwirthschaft- 
lichen  individualistischen  Productionswcise  aufdeckt.  Es  setzt  die  Annahme  eines 
bestimmten  Normalstands  der  gesammten  Consumtion  voraus.  An  die  bisherige  Ck>n- 
sumtion  könnte  man  sich  doch  nicht  halten,  da  sie  das  Product  der  gegenwärtigen 
Einkommen-  und  VermOgensvertheilung  und  eben  des  privaten  Rentenbezugs  aus  Boden 
und  Kapitalien  ist.  Statistische  Aufnahmen  aus  der  Wirklichkeit  würden  also  nicht 
ausreichen. 

Zu  beachten  ist  endlich  namentlich  noch,  dass  die  Grandeigen- 
thamsfrage  wesentlich  anders  als  die  Kapitaleigentbnmsfrage  liegt, 
weil  bei  jener  auf  Pacht-  nnd  ähnliche  Verhältnisse  mit  Erfolg 
zurückgegriffen  werden  kann.  Privates  Orundeigenthum  ist  des- 
wegen weniger  wesentlich  ökonomisch-technisch  bedingt  als  Privat- 
kapital  (Kapitel  2  unten).  Auch  Pachtbetrieb  u.  dgl.  m.  des  Bodens 
setzt  aber  gerade  das  Vorhandensein  des  Rechtsinstituts  des  privaten 
Kapitaleigenthums  voraus. 


Zweiter    Hauptabschnitt. 

Das  Frivatkapital  und  die  Kritik  desselben.  ^) 

I.  —  §.  145  [297,  298].    Die  Bildung  des  Privatkapitals. 

Die  vorausgehenden  Erörterungen  über  die  Bildung  des  Nationat 
kapitals  haben  zu  einem  Ergebniss  geführt,  welches  in  der  Hanplr 
Sache  für  die  rechtliche  Institution  des  Privatkapitals  günstig 
ist.  Sie  haben  zugleich  die  bedingenden  Momente  jeder,  also  auch 
der  Privatkapitalbildung  und  -Vermehrung  klargelegt  und  dadurch 
einer  richtigen  social -ökonomischen  Würdigung  des  Instituts  des 
Privatkapitals  und  besonders  der  Leistungen  der  Privatkapitalisten 
als  derjenigen  Personen,  welche  das  Kapital  bilden  und  vermehren, 
vielfach  auch  direct  reproductiv  selbst  verwenden,  vorgebaut.    Eis 


')  Siehe  oben  die  Vorbemerkungen  zu  diesem  Kapital,  §.  132 — IIU,  besonders 
Rodbertus,  sociale  Briefe,  Marx  und  Lassalle,  Scbäffle,  auch  Pierstorff 
a.  a.  0.,  ?.  Böhm-Bawerk. 
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lägst  sich  in  Anknüpfung  an  jene  Erörterangen  das  eigentliche 
Wesen  dieser  Leistungen  und  damit  das  ökonomische  Verdienst 
der  Privatkapitalisten  richtiger  und  unbefangener,  als  es  vielfach 
in  der  Volkswirthschaftslehre  geschehen  ist,  erkennen.  Die  sooia- 
listische  Kritik  der  Bildung  des  Privatkapitals  wird  sich  danach 
zwar  zum  Theil  als  richtig  erweisen,  aber  anderseits  lässt  sich 
derselben  auch  eine  berechtigte,  im  Haupttheil  des  Ergebnisses  ab- 
weisende Antikritik  entgegenstellen. 

Das  Privatkapital  einer  Person  bildet  sich  dadurch,  dass  diese 
Person  bei  der  Production  und  Verwendung  der  zu  ihrer  rechtlichen 
Verfügung,  der  Regel  nach  der  in  ihrem  Eigenthnm  stehenden 
Güter  jene  Dispositionsacte  vornimmt,  welche  nach  dem  Früheren 
(§.  138)  fUr  die  Entstehung  und  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
nothwendig  sind.  Entscheidend  ist  daher  für  den  Eapitalbesitz 
einer  Person  in  erster  Linie  das  Recht,  welches  ihr  VerfÜgnngs-, 
bez.  Eigenthumsrechte  an  den  Producten  eines  Productionsbetriebs 
einräumt,  d.  h.  der  Regel  nach,  diese  Producte  das  Einkommen  der 
Person  oder  den  (etwa  nicht  zum  Einkommen  gerechneten)  Erwerb 
(Einnahme)  derselben  (I,  §.  173)  bilden  lässt;  sodann  in  zweiter 
Linie  die  entsprechende  Disposition,  welche  die  Person  theils 
schon  während  der  Production  über  deren  Richtung,  daher  über 
die  Art  der  herzustellenden  Güter  (unbedingte  Kapitalgttter  und 
Güter,  welche  qualitativ  geeignet  sind,  wenn  es  so  bestimmt  wird, 
als  Kapital  zu  fungiren),  theils  nach  Fertigstellung  der  Producte 
über  die  Verwendung  der  letzteren  trifift. 

Gewöhnlich  wird  in  der  Volkswirthschaftslehre  bei  dem  Mangel  einer  Unter- 
scheidung von  Ökonomischem  und  Privatkapital  und  bei  der  Unterschiebung  pri?at- 
wirthschaftlicher  Begriffe  an  die  Stelle  yon  volkswirthschaftlichen  und  umgekehrt,  das 
zweite  Moment,  das  Disponiren,  oder  in  der  üblichen  einseitigen  Ausdrucksweise  das 
Sparen,  als  maassgebend  für  die  Bildung  und  Vermehrung  des  Priratkapitals  statt  nur 
des  ökonomischen  Kapitals  hingestellt,  w&hrend  das  erste  Moment  unbeachtet  bleibt. 
was  wohl  beim  ökonomischen,  aber  gerade  nicht  beim  Privatkapital  erlaubt  ist  Vgl. 
Rodbertus'  Entwurf  einer  wissenschaftlichen  Zergliederung  des  folkswirthschaftlichen 
Organismus  in  den  socialen  Briefen  (zor  Beleuchtung  der  socialen  Frage,  1875, 
S.  26  ff.). 

Es  sind  also  für  die  Bildung  von  Privatkapital,  welches  als 
Nationalkapital  fnngirt,  drei  Momente  entscheidend:  Produciren  in 
Richtung  auf  bestimmte  Güter  (Werthe),  rechtlich  Verfügen-können 
über  Producte  (Werthe),  Disponiren  über  letztere  zu  Zwecken  neuer 
Production.  Nicht  alles  Privatkapital  ist  aber  Nationalkapital 
(I,  §.  131).  Nimmt  man  auf  die  Fälle  mit  Rücksicht,  wo  ohne 
Vermehrung    des   Nationalkapitals   eine   solche,   bzw.   auch   beim 

▲.Wagner,  Oraadlegong.   8.  Avil.  2.  Theil.  ToUnwirthaelian  u.  B«olit  21 
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einzelnen  Privaten  eine  erste  Bildung  von  Privatkapital  stattfindet 
(z.  B.  darch  solche  kapitalisirte  Gewinne  ans  Conjancturen,  Specu- 
lationen,  Dritten  aaferiegte  Leistungen,  welche  nicht  rein  consumtiv 
verzehrt,  sondern  zum  Vermögen  geschlagen  werdeo),  so  kann 
man  die  Formel  aufstellen:  Privatkapitalbesitz  entsteht  für  eine 
Person  y  indem  sie  ihre  Einnahmen  (Erwerb)  irgend  welcher  Art 
selbst  oder  durch  Dritte  reproductiv  verwendet  oder  rentabel  macht. 
Nach  dieser  Darlegung  des  Bildungsprocesses  des  Privatkapitals 
ist  es  unstatthaft,  das  letztere  kurzweg  auf  eigene  ökonomische 
Leistungen,  insbesondere  auf  die  eigene  Arbeit  des  Kapitalisten 
selbst  zurtlckzuführen.  Das  Kapital  einer  Person  stammt  nicht 
nothwendig  und  kaum  in  den  primitivsten  Verhältnissen,  niemals 
aber  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  vollständig  aus  der 
Arbeit  oder  dem  Arbeitsertrag  grade  dieser  Person.  Wohl  aber 
stellt  es  einen  Theil  des  gesammten  nationalen,  eventuell  daher 
von  Dritten  producirten  Arbeitsertrag  dar,  über  den  diese  Person 
rechtlich  als  über  ihr  Eigenthum  verfügt. 

Das  gilt  auch  ?oii  Kapitalisirnngen  yon  Conjanctoren-,  Speculationsgewinnen,  sowie 
7on  Kapitalisirnngen  der  Zius-,  Renten-,  Mieth-,  Pachtsteigerungen,  welche  ein  Eigen- 
thUmer  von  Kapital  (und  Grundstöcken.  Gebäuden)  ohne  entsprechende  Gegenleistungen 
durchzusetzen  vermag.  Können  diese  Steigerungen  als  einigermaassen  dauernd  gelten, 
so  entspricht  ihnen  ein  nach  irgend  einem  Multiplicator  berechneter  Kapitalwerth, 
welcher  den  Charactcr  eines  Privatkapitals  trägt,  aber  doch  nicht  das  Arbeitbproduct 
des  Kapitalisten  als  Rentenbeziehers  sondern  dasjenige  des  Rentenzahlers  ist. 

Der  Productionsprocess,  und  zwar  nach  dem  Vorausgehenden 
vomemlich  der  privatwirthschaftliche,  ist  die  Quelle  des  ökonomischen 
oder  NationalkapitalS;  wie  des  bei  Weitem  grössten  und  wichtigsten 
Theils  des  Privatkapitals.  Die  Bechtsordnung  aber,  welche  auch 
dem  System  der  freien  Concurrenz  die  Rechtsschranken  in  der 
persönlichen  Freiheit  der  Menschen,  im  Eigenthums-,  Vertrags-, 
Erb-  und  Enteignungsrecht  stellt,  ist  der  Begnlator  für  die  Ver- 
theilung  des  Privatkapitals  unter  die  Kapitalisten,  weil  sie  der 
Regulator  für  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  unter  die 
Bevölkerung  ist.  Erst  diese  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
liefert  die  substanzielle  Basis,  welche  jene  Dispositions-  und  Spar- 
acte  voraussetzen  müssen,  um  zur  privaten  Kapitalbildnng  für  die 
Einzelnen  zu  führen. 

Was  Jemand  an  Kapital  beiu  eigen  nennt,  hängt  dann  freilich  von  dieser  seiner 
Disposition  und  Sparsamkeit,  aber  wiederum  in  erster  Linie  von  seinem  Einkommen, 
seinem  gesammten  Erveib  von  Einnahmen  u.  s.  w.  ab,  welches  ihm  in  der  Production 
und  im  Verkehr  zu  erlan^ren  möglich,  und  von  der  Kechtsordnung  zu  erlangen  und 
zu  behalten  erlaubt  war:  der  entscheidende  Punct,  welcher  in  der  üblichen  Lehre 
von  der  Kapitalentstehung  durch  Ersparuug  meist  ganz  übersehen,  stets  gegen   das 
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Sparmoment  nnverbältuissmässig  in  den  Hintergrund  geschoben  worden  ist  (Siehe 
Rodbertns,  sociale  Frage  S.  27  ff.,  über  den  entscheidenden  Ein^uss  des  Bechts. 
Vgl.  auch  Pierstorff,  a.  a.  0.  S.  49  Anmerkung  (über  Sparen).  Lassall e*s 
richtiger  Standponct  gegenüber  Schulze.) 

IL  —  §.  146  [299].  Die  socialistische  Kritik  des 
privaten  Kapitalbesitzes.  Geht  man  nun,  wie  der  Socialis- 
mns,  von  dem  Postulat  aas,  dass  alles  Einkommen  einer  Person 
ihr  eigener  Arbeitsertrag  sein  soll,  was  in  der  Wirklichkeit  nach 
dem  geltenden  Bechte  ja  bei  Weitem  nicht  allgemein  der  Fall  ist, 
so  ergiebt  sich  freilich  eine  berechtigte,  fast  vernichtende  Kritik 
fUr  den  grössten  Theil  des  Kapitalbesitzes  in  nnseren  Volkswirtb- 
schaften oder  m.  a.  W.  fUr  die  Vertheilang  des  Nationalkapitals  an 
die  besitzenden  Classen^),  eine  Kritik,  zu  welcher  die  erwähnte 
falsche  Darstellung  der  Bildung  des  Privatkapitals  seitens  einiger 
Nationalökonomen  allerdings  förmlich  herausfordert. 

Die  Berechtigung  dieser  Kritik  beschränkt  sich  indessen  auf 
einige  allerdings  noch  immer  wichtige  Fälle,  wenn  man  jenes 
Postulat  auf  seinen  richtigen  Kern  zurückführt  Ftlr  die  Auffassung 
und  rechtliche  Behandlung  des  Kapitalbesitzes  sind  daraus  freilich 
immerhin  erhebliche  Consequenzen  abzuleiten  (§.  140  ff.). 

Die  Berechtigung  jener  Kritik  zerfällt  dagegen  vor  einer  noth- 
wendigen  Antikritik,  wenn  man  an  der  nach  dem  Vorausgehenden 
wenigstens  für  uns  anzunehmenden  Unentbehrlichkeit  der  Institution 
des  Privatkapitals  und  vorläufig  auch  des  privaten  Grundeigen- 
thums  (vorbehaltlich  der  übrigens  besonders  für  das  ländliche  Grund- 
eigenthum  im  Ergebniss  hiermit  übereinstimmenden  Untersuchung 
in  dem  nächsten  Kapitel),  sowie  demgemäss  an  der  Unentbehrlich* 
keit  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  des  privaten  Unter- 
nehmungsbetriebs ftlr  einen  grossen  Theil  der  erforderlichen  volks- 
wirthschaftlichen  Production  festhält.  Die  socialistische  Kritik  des 
Privatkapitals  lässt  sich  wissenschaftlich  antikritisch  hier  auf  eine 
blosse  petitio  principii  zurückführen.  Sie  unterschätzt  auch  die 
privaten  Disponir-  und  Sparthätigkeiten  in  ihrer  Bedeutung  und 
ihrem  ökonomischen  Verdienst  für  die  zweckmässige  und  reichliche 
Bildung  des  Nationalkapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals: 
Thätigkeiten ,  welche  nur  entbehrlich  wären,  wenn  sich  nach  den 
früheren  Erörterungen  das  Nationalkapital  ohne  diese  Vermittlung 


*)  Die  Consequenz  von  Rodbertus*  Darstellung,  wenn  er  sie  auch  nicht  ganz 
ziehen  will  (siehe  Vorbemerkungen  §.  132).  Meine  partielle  Zustimmung  zu  und  meine 
jrrösöere  Abweichung  von  ihm.  Lassall o,  Marx  u.  s.  w.  ergiebt  sich  aus  den 
folgenden  §§,  sowie  aus  §.  132  ff. 

21* 
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des  Privateigenthums  bilden  liesse  und  nur  soweit  entbehrlich  sind, 
als  dies  wirklieh  dareh  eine  zweckmässige  Einrichtung  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  u.  dgl.  m.  der  Fall  ist  (§.  150  ff.). 

Vor  dem  Eingehen  auf  die  folgende  Untersuchung  über  die 
Berechtigung  und  die  Unrichtigkeit  der  socialistischen  Eapitalkritik 
ist  indessen  eine  allgemeine  Verwahrung  einzulegen.  Mit  einer 
solchen  Untersuchung  folgt  man  dem  Socialismus  in  einer  Hinsicht 
schon  zu  weit  auf  dessen  Boden:  man  betrachtet  die  Dinge  ausser- 
halb des  geschichtlichen  Verlaufs,  ohne  Rttcksicht  auf 
die  jeweilige  positive  Rechtsordnung,  unter  welcher  sie 
sich  entwickelt  und  durch  welche  sie  die  rechtliche  Sanction  er- 
halten haben,  auch  ohne  Rücksicht  auf  das  Princip  der  Ver- 
jährung, das  —  unvermeidlich  für  menschliche  Verhältnisse  — , 
früher  unrechtmässig  entstandenem  Kapitaleigenthum  zu  Gute  kommt 
Selbst  wenn  daher  das  Ergebniss  einer  Untersuchung,  wie  der 
folgenden,  viel  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  der  Kritik  des  Socia- 
lismus am  vorhandenen  Kapitalbesitz  zusammen  stimmen  wtlrde, 
folgte  daraus  fQr  die  gesetzliche  Aufhebung  des  Privatkapitals 
weder  im  Allgemeinen,  in  Betreff  der  ganzen  Institution,  noch  im 
concreten  Fall,  in  Betreff  des  privaten  Kapitalbesitzes  bestimmter 
Personen,  ohne  Weiteres  die  Richtigkeit  des  socialistischen  Postulats. 
Denn  ausserhalb  dieses  rechtsgeschichtlichen  und  positiv-rechtlichen 
Zusammenhangs  darf  und  kann  der  Gesetzgeber  diese  Fragen  nicht 
entscheiden.  Die  folgende  Untersuchung  soll  daher  einer  solchen 
immer  mit  nach  anderen  Gesichtspuncten  und  Erwägungen  zu- 
treffenden Entscheidung  in  keiner  Weise  vorgreifen.  Die  Frage 
der  Abschaffung  von  Privatkapital  ist  ein  Theil  der  Enteignungch 
frage  (Kap.  3  unten  in  diesem  Buch  3)  und  nicht  sowohl  nach 
der  Entstehung,  als  nach  der  jetzigen  Function  des  Privatkapitals 
zu  entscheiden. 

§.  147  [300].  —  A.  Eine  Berechtigung  in  grösserem  und 
kleinerem  Umfange  und  zum  Theil  eine  völlige  Berechtigung  ist 
der  Kritik  des  privaten  Kapitalbesitzes  gewisser  Personen  oder 
m.  a.  W.  der  Vertheilung  des  Nationalkapitals  unter  diese  letzteren 
in  folgenden  fünf  Kategorieen  von  Fällen  zuzugestehen:  einmal 
in  grösserem,  doch  auch  nicht  allgemeinem  Umfang  bei  Unfreiheit 
der  arbeitenden  Glassen;  sodann  bei  dem  Bezug  von  Privilegien- 
und  Monopol -Gewinnen  bei  fehlender  gentigender  Gegenleistung 
des  Privilegirten  und  Monopolisten;  femer  in  gewissem  Umfange 
auch    bei    dem  Bezug    und  vollends  bei  der  Kapitalisirung  von 
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blossen  Conjunctarengewiniieii ;  weiter  von  (Differential-) Ren ten, 
besonders  Grundrenten  im  teehniseh -nationalökonomischen  Sinne 
des  Worts;  endlich  bei  einer  gegen  die  Billigkeit  verstossenden 
Erhöhung  des  Antheils  des  Productionsertrags  einer  Person  oder 
Classe  zu  Ungunsten  der  übrigen  an  der  Production  betheiligten 
Personen  oder  Classen.  In  allen  diesen  Fällen  sind  theils  das  Ein- 
kommen, bzw.  der  Erwerb  und  beider  Kapitalisirung  überhaupt, 
theils  die  Höhe  dieses  Einkommens  und  Erwerbs,  welche  der 
privaten  Kapitalbildung  als  Quelle  dienen,  so  beschaffen,  dass  die 
Berechtigung  des  Privatkapitals  selbst  allerdings  ganz  oder  theil- 
weise,  allgemein  oder  in  gewissen  Fällen  bestritten  werden  kann. 

1.  Berechtigt  ist  die  Kritik  des  Kapitalbesitzea  also  zunächst 
bei  allen  Verhältnissen  persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter 
oder  bei  gezwungener  Arbeit,  aber  doch  auch  hier  nur,  wenn  und 
soweit  als  der  Ueberschuss  des  Productionsertrags  fiber  den  auf 
ein  Minimum  herabgedrückten  Unterhaltsbedarf  der  Arbeiter  nicht 
oder  nicht  vollständig  auf  ökonomische  Leistungen  des  Herrn,  so 
hinsichtlich  der  Leitung  der  Production  oder  seiner  sonstigen  Für- 
sorge für  die  Arbeiter,  wie  etwa  in  der  Form  von  Schutzgewährung, 
von  Uebernahme  von  Verpflichtungen  der  Verpflegung  arbeits- 
unfähiger, kranker,  alter  Individuen  u.  s.  w.,  zurückzuführen  ist.  ^) 
Das  Einkommen,  welches  in  diesen  Fällen  dem  Herrn  zu  Theil 
wird  und  ihm  zur  Kapitalbildung  dient,  ist  hier  fremder  Arbeits- 
ertrag, welchen  der  Herr  nur  kraft  des  Eigenthumsrechts 
an  den  Unfreien  oder  des  Verfügungsrechts  über  Arbeit  und  Pro- 
ducte  der  Arbeit  anderer  Menschen  bezieht  Der  Dispositions-  und 
Sparact  in  Betreff  der  fertigen  Erzeugnisse  ist  zwar  auch  hier  zur 
wirklichen  Kapitalbildung  nothwendig,  aber  jedenfalls  fär  sich 
allein  kein  genügender  Berechtigungstitel  für  den  Besitz  dieses 
Kapitals  seitens  des  Herrn. 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  in  der  Geschichte  ein  bedeutender 
Theil  des  Nationalkapitals  so  aus  den  Händen  der  eigentlichen 
Producenten  durch  das  Institut  der  Unfreiheit  und  Zwangsarbeit 
in  diejenigen  der  Herren  hinüber  geführt  worden  ist  und  dass 
dies  bis  auf  den  heutigen  Tag  auf  die  Vertheilung  des  Besitzes 
nachwirkt. 

Zur  Zeit  reiner  Natoralwirthschaft  hat  dieses  Einkommen  aas  fremder, 
nicht   bezahlter  Arbeit  —   ein   wirklich   so   zu  nennender  „vorenthaltener  Lohn"  — 


0  Ueber  die  oft  übersehene  practische  Bedeutung  solcher  Verhältnisse  besonders 
bei  der  mittelalterlichen  Unfreiheit  (aber  in  Etwas  auch  bei  der  Sclaverei)  siehe  oben 
§.  28,  Absatz  2,  S.  53,  §.  29,  30. 
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wohl  yornemlich  dem  Herrn  zu  höherem  Lebensgennss  nnd  zur  Entfaltung  be- 
deutenderer Macht  mittelst  Unterhaltung  abhängiger  Leute,  Gesindes  o.  s.  w.  gedient, 
wo  dann  diese  Macht  selbst  wieder  eine  Quelle  neuen  Erwerbs  zu  werden  pflegte*). 
Aber  eine  Anlegung  dieses  Einkommens  in  dauerbarem  Kutzvermögen  (Kleidang, 
Waffen,  Schmuck ,  Geräth,  Wohnungsinrentar),  in  Geb&uden,  in  Geldrorräthen  (Schatz), 
und  selbst  eine  eigentliche  „Kapitalisirung'\  namentlich  eine  Verwendung  zu  Boden- 
Verbesserungen  und  zur  Herstellung  von  Werkzeugen  und  Gewerksvorrichtungen  hat 
nicht  nur  in  der  antiken  Oikenwirthschaft,  sondern  auch  in  der  mittelalterlichen  Frohn- 
hofwirthschaft  nicht  gefehlt,  sondern  in  grossem  Umfang  stattgefunden.  Die  ganze 
Einrichtung  der  grösseren  derartigen  Betriebe  mit  ihrer  durchgeführten  technischen 
Arbeitstheiiung  ging  gerade  darauf  mit  aus,  derartiges  Nutzvermögen  und  ökono- 
misches Kapital  herzustellen. 

Dies  ergiebt  sich  aus  den  Ausfuhrungen  v.  Maurer 's  u.  a.  m.  tlber  die  Ver- 
hältnisse der  älteren  Frohnhofwirthschaft  deutlich.  Es  tritt  in  Lassalle 's  Darstellung 
zu  sehr  zurück.  Was  im  Mittelalter  meist  fehlte,  war  die  Geldkapitalisirung.  aber 
eine  „Natural^'-Kapitalisirung  zu  Gunsten  des  Herrn  fand  in  erheblichem  Maasse  statt 
Soweit  bei  der  Frohnhofs-,  Klosterho&wirthschaft  u.  s.  w.  ein  Absatz  nach  aussen,  eine 
Art  Handel  sich  entwickelte,  konnte  aber  auch  die  Geldkapitalisirung  schon  eintreten. 
Im  Alterthum  fohlte  diese  auch  nicht,  z.  B.  wenn  Sclaven  Geld-  und  Handelsgeschäfte 
tibertragen  wurden.  Vgl.  auch  hier  Eodbertus,  sociale  Frage,  S.  35,  95.  91),  Bücher's 
Entstehung  der  Volks wirthschaft,  Aufsatz  1,  und  die  neueste  wirthschaftsgeschichtliche 
Litteratur  über  antike  und  mittelalterliche  Grosswirthschaften. 

Ein  schwerlich  so  ganz  unbedeutender  Theil  des  Kapitals  der  heutigen  grand- 
und  kapitalbesitzenden  Classen  stammt  nun  wohl  noch  aus  diesem  ehemaligen  Nutz- 
vermögen  und  Kapital,  dem  ursprünglichen  Sclaven-,  Leibeigenen-  und  Fröhner- 
product,  und  ist  direct  mittelst  Erbgangs  oder  mittelst  derivativen  Erwerbs  seitens 
der  anfänglichen  EigenthUmer  und  deren  Erben  an  die  jetzigen  Besitzer  übertragen 
worden.  Diese  Verhältnisse  wirken  also  auch  heute  noch  auf  die  Vertheilung  des  Be- 
sitzes nach. 

Mit  dem  Uebergang  von  der  Katural  wirthschaft  in  die  Geld  wirthschaft,  mit 
der  Entwicklung  grösserer  Arbeitstheiiung  und  selbständigerer  stoffveredelnder  Arbeit 
in  Unternehmungen,  welche  Waaren  für  den  Absatz  im  Verkehr  produciren,  ist  jenes 
Einkommen  aus  fremder  unbezahlter  Arbeit  in  immer  grösserem  Umfange  von  seinem 
Verfüger,  dem  Herrn,  kapitalisirt ,  in  Geldkapital,  Bodenmeliorations-,  Industrie-  nnd 
Mercantilkapital  verwandelt  worden.  Bei  der  jedenfalls  auch  hier  oft  anzunehmenden, 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  dauernden  Reproduction  dieses  Kapitals  bildet  auch 
dieses  noch  heute  einen  Bestandtheil  des  Nationalkapitals  im  Eigcnthum  nicht  seiner 
ursprünglichen  Producenten  und  deren  Erben  und  Bechtsnachfolger,  sondern  im 
Eigenthum  der  Erben  und  Rechtsnachfolger  der  ehemaligen  Herren  der  Unfreien 
und  Fröhner. 

Es  ergiebt  sieh  hieraus,  dass  der  Einwand,  wir  hätten  keine 
Unfreiheit  mehr,  weshalb  unsere  private  Kapitalvertheilung  nicht 
in  dieser  Weise  zu  bemängeln  sei,  das  Ziel  übersebiesst.  Ebenso 
sind  nattlrlicb  die  aus  der  heutigen  privaten  Kapitalbildung  — 
ohnehin  viel  zu  einseitig  —  gezogenen  Gonsequenzen,  dass  z.  B. 
Niemand  über  die  Vertheilung  des  Kapitals  zu  klagen  berechtigt 
sei,  weil  er  oder  seine  Vorfahren  eben  niemals  entsprechend  „ge- 
spart" hätten,   einseitig,  oft  ganz  falsch,  schon  weil  das  Kapital 


^)  Siehe  die  schöne  Ausführung  von  Lassalle.  Kapital  und  Arbeit.  S.  102  bis 
ISO,  von  Maurer,  Frohnhöfe  I,  112  ff.,  236  ff.,  H,  138  ff..  315  ff.,  387  ff.  und 
zahlreiche  andere  Stellen.  —  Ueber  antike  griechische  Sclaverei  siehe  BUchsen- 
scbutz,  S.  183  ff.,  über  römische  Verhältnisse  Bodbertus  passim  in  seinen 
Arbeiten  über  altrömische  Steuer-  und  Agrarverfassung  in  Hildebrand 's  Jahrbüchern, 
Sociale  Frage,  S.  95  ff 
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nicht  nur  aus  der  Zeit  persönlicher  Freiheit  herrührt.^)  Aach  mit 
aus  diesem  Grunde  kann  das  System  der  freien  Concurrenz  und 
des  Laisser  faire,  wie  etwa  im  Lohn  vertrage,  wieder  nicht  fUr 
ohne  Weiteres  richtig  gelten.  Der  Einführung  dieses  Systems  hätte 
sonst  mindestens  eine  Revision  der  bestehenden,  direct  und  in- 
direct  ans  Unfreiheitsverhältnissen  herrührenden  Kapitalvertheilung 
vorangehen  müssen,  um  doch  im  Ausgangspuncte  die  Concurrenten, 
die  jetzigen  besitzenden  Classen  einer-,  die  besitzlosen  Arbeiter 
anderseits  gleich  zu  stellen. 

Um  gerecht  zu  sein,  darf  man  jedoch,  wie  bemerkt,  auf  der 
Gegenseite  Eines  nicht  vergessen  in  Rechnung  zu  bringen:  auch 
bei  der  Unfreiheit  haben  selten  alle  Gegenleistungen  des  Herrn 
gefehlt^  sei  es,  dass  dieser  doch  irgendwie  eine  nothwendige  öko- 
nomische Leitnngsarbeit  oder  namentlich  eine  Schutzgewährung, 
Versorgung  bei  Arbeitsunfähigkeit  u.  dgl.  m.  mit  übernommen  hatte, 
rechtlich  oder  thatsächlich.  Die  Abgaben  und  Leistungen  an  den 
Herrn  fallen  hier,  modern  betrachtet,  mehr  oder  weniger  unter  einen 
Steuergesichtspunct.  Nur  das  Maass  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung ist  es,  welches  meistens  beim  Vergleich  die  Waagschale 
mit  den  Leistungen  des  Herrn  zu  leicht,  und  so  grossentheils  das 
„im  Kapitalbesitz  erübrigte  Arbeitseinkonunen  der  Unfreien^'  als 
von  den  Herren  und  ihren  heutigen  Rechtsnachfolgern  ökonomisch 
nicht  verdient  erscheinen  lässt. 

§.  148  [301].  —  2.  Jedes  Privileg  oder  Monopol  hat  die 
Tendenz,  dem  Inhaber  einen  Gewinn,  d.  h.  einen  Antheil  am  ge- 
sammten  Volkseinkommen  zuzuführen,  dem  keine  oder  keine  an- 
gemessene Gegenleistung  des  Privilegirten  entspricht  Eine  Kapi- 
talisirung  eines  derartigen  Einkommens  fährt  wiederum  zu  einem 
Kapitalbesitz,  welcher  einer  berechtigten  Kritik  unterliegt. 

Auch  auf  diesen  Ursprung  ist  in  unseren  Volkswirthscbaften 
ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  des  Kapitals  der  besitzenden  Classen 
zurückzuführen,  z.  B.  aus  den  früheren  Verhältnissen  privilegirten 
oder  monopolisirten  Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  aus  Zeiten 
des  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystems,  daher  doch  noch  viel- 
fach auch  in  der  Gegenwart.  Hierbei  ist  wiederum  das  Recht  der 
Vertheilangsregulator.  Erbgang  und  abgeleiteter  Erwerb  haben 
auch  dieses  Kapital   oft  in  den  Besitz  anderer  Personen  geführt. 


')  Die  vollkommene  Uuereschichtlichkeit  der  Ansfuhrungen  von  Prince- 
Smith  crgiebt  sich  hier  von  Neuem  (l.  §.  313\ 
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ab  diejenigen  sind,  deren  Vorfnliren  das  bctr^Sende  kapittüaiite 
Einkommen  rceD  prodneirt  imsen. 

Indessen  mn«  aneb  hier  zogestanden  werden^  da«  in  gewissen 
Zeiten  ein  Pririkg  oder  Monopol,  eine  gewerbliche  and  mercantile 
Besehränknng  des  freien  Verkehrs  sieh  Tolkswinhschaftlieh  recht- 
fertigen liess  nnd  lässt,  weil  sie  die  nothwendige  Vitbedingong  für 
einen  nnentbehrüehen  Prodnetionszweig  oder  t&r  eine  Leistnag  sein 
k^nen.  In  diesen  Fällen  ist  die  national^konomisehe  Berechtigong 
des  Kapitalbesitzes  in  den  Händen  derjenigen  Personen,  deren 
Mitwirkong  bei  der  Aasbeatnng  des  Pririlegs  noth wendig  war,  oder 
in  den  Händen  der  Reehtsnaebfolger  dieser  Personen  wenigstes 
wieder  bedingungsweise  znzngebeo. 

Aoeh  der  Fall  factischer  Monopole  bei  sonstiger  Herrschat) 
des  Conenrrenzprineips,  der  erfolgreichen  Preisrerabrednngen^Caitelle, 
Binge  n.  dgL  ul  der  Prodocenten  nnd  Händler  gehört  hierher. 
Hier  werden  fibermässige  Preise  erzielt  und  darin  den  Abnehmern 
eine  Art  Primat  -  Steaer  aoferlegt  Die  dabei  gemachten  Gewinne 
und  die  Kapitalisimng  derselben  unterliegen  der  Beanstandung  als 
▼om  Bezieher  dkouomisch  eben  nicht  verdient.  Gerade  die  neuesten 
Entwicklungen  der  modernen  Volkswirthschatt  liefern  manche  Bei- 
spiele hierfür. 

3.  Ganz  allgemein  ffihrt  nach  der  früheren  Elrörtemng 
/!,§.  166ff.;  die  Conjnnctur  dem  Einzelnen,  insbesondere  bloss  in 
Folge  des  Eigenthnmsrecbts,  Gewinne  oder  ein  Einkommen  zu, 
welches  von  ihm  nicht  oder  nur  theilwelse  ökonomisch  verdient 
Ut  Das  aus  diesem  Einkommen  entspringende,  eventnell  aus  der 
Kapitaiisirung  eines  dauernden  Einkommenabzngs  i  wie  bei  Grund- 
stücken, Gebäuden)  ähnlich  wie  im  folgenden  Falle  unten  herrührende 
Kapital  bildet  gleichfalls  wieder  in  den  Händen  des  ersten  Kapita- 
listen oder  seiner  Rechtsnachfolger  einen  Besitz,  welcher  sich  jeden- 
falls nur  soweit  nationalökonomiscb  rechtfertigen  lässt,  als  der 
Bezug  von  Conjuncturengewinnen  eine  nothwendige  Bedingung  der 
plauzen  volkswirthschaftlichen  Organisation  ist  (§.  152  unter  c). 

4.  Verwandter  Art  ist  der  Fall  der  Renten,  besonders  der 
Grundrenten. 

Dies  sind  Einkommen«  welche  nicht  auf  die  in  gewöhnlicher  Weise  rergflteto 
•:if^ene  ArbeiUlelstan^  und  eigene  Kapitalverwendnug  der  Bezieher  zQrückzo&hreQ 
sind,  sondern  welche  sich  ans  einer  VenM:hiedenhcit  der  (einen  gleich  hohen  Zins 
und  t'nt«2rnehmerfrewinn  schon  rechnungsmäs&ig  mit  enthaltenden^  Productionskobten 
far  die  billiger  Producircnden  bei  solchen  Prodacten  (Lei^tan^en)  ergeben,  die  za 
ein  und  demselben  Preise  abgesetzt  werden.  Dieses  Einkommen  beträgt  in  jedem 
einzelnen  Falle  toTiel   wie   die  Differenz  zwischen  den  Prodnctionskostcn  des  billiser 
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Prodacirenden  und  denjenigen  höchsten  Prodactionskosten,  zu  welchen  der  letzte 
Theil  des  erforderlichen  Bedarfsquantams  eines  bestimmten  Marktgebiets  nor  hergestellt 
werden  kann  nnd  yon  welchen  daher  der  Preis,  za  dem  alle,  auch  die  billiger  erzeugten 
Producto  abgesetzt  werden,  auf  die  Dauer  bestimmt  wird.  („Differential  -  Renten'' 
Ricardo 's,  Thttnen's,  nicht  nor  beim  Boden,  sondern  nach  der  richtigen  Verall- 
gemeinerong  dieser  Rententheorie  durch  Hermann  und  besonders  durch  7.  Mangoldt 
und  Sch&ffle  auch  in  der  Industrie  u.  s.  w.  vorkommend.) 

Ist  nun  die  billigere  Prodnction  hier  nicht  als  ein  persönliches, 
wesentlich  vom  Willen  und  den  Leistungen  des  Prodncenten  ab- 
hängiges Verdienst y  sondern  als  eine  Folge  der  zufälligen  Ver- 
fUgUDg  desselben  tlber  irgend  welche  Productionsvortheile,  insbe- 
sondere ttber  solche,  welche  das  Eigenthnm  an  gewissen  Objecten, 
namentlich  am  Boden  giebt,  anzusehen,  so  kann  das  Rentenein- 
kommen und  demnach  auch  das  ans  ihm  gebildete  Privatkapital 
wiederum  nur  insoweit  als  nationalökonomisch  berechtigt  gelten, 
als  die  „Rentenfunction"  sich  nationalökonomisch  nothwendig  oder 
wenigstens  auch  im  Gesammtinteresse  zweckmässig  erweist.  Der 
practisch  besonders  wichtige,  aber  wie  gesagt  nicht  alleinstehende 
Fall  ist  der  Bezug  der  Grundrente  (einschliesslich  der  Gebäuderente) 
als  eines  solchen  Differenzeinkommens,  nur  kraft  des  Privat- 
eigenthums. 

Das  Nähere  ^ehOrt  in  die  Lehre  7on  Preis,  Productionskosteu  und  Rente  in 
der  theoretischen  Nationalökonomie  (Hauptabtheilung  U  des  Gesammtwerks).  Siebe 
besonders  Berens,  kritische  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  Leipzig  1S6S,  und 
unten  Kapitel  3  dieses  Buchs  passim.  Mein  Festhalten  an  dem  Kern  der  Ricard 0- 
Thünen  sehen  Grundrententheorie  bildet  einen  weiteren  wichtigen  theoretischen 
Dififerenzpunct  zwischen  Rodbertus  und  mir.  Über  welcheu  mich  auch  die  7or- 
zUglicho  Erörterung  dieses  eminenten  Oekonomisten  in  seinen  socialen  Briefen  an 
V.  Kirchmaun  und  (im  Sommer  1875)  rielfache  briefliche  und  mündliche  Ausein- 
andersetzung mit  demselben  nicht  hinwegkommen  liess.  (Siehe  Tubioger  Zeitschrift 
1878,  S.  214,  230,  231.)  Auch  Lassalie  (Briefe  an  Rodbertus,  S.  87  ff.)  h&lt  mit 
Recht  die  Ricardo'sche  Theorie  gegen  Rodbertus  fest 

5.  Es  bleiben  endlich  noch  manche  weitere  Fälle  übrig,  wo 
das  Privatkapital  nicht  oder  nicht  vollständig  berechtigt  im  Besitze 
des  Kapitalisirenden  oder  seiner  Rechtsnachfolger  erscheint.  Alle 
diese  Fälle  lassen  sich  anter  den  einen  Gesichtspunct  zusammen- 
fassen, dass  irgendwie  die  Vertbeilung  des  Productionsertrags  der 
Billigkeit  widerspricht  und  so  das  Einkommen  des  Kapitalisirenden 
auf  Kosten  eines  Anderen  erhöht  wird.  Man  hat  daher  hier  zu- 
gestandener Maassen  nur  ein  vages  Kriterion,  welches  im  einzelnen 
Falle  leicht  im  Stich  lässt.  Aber  in  der  Gesammtheit  der  Fälle 
giebt  es  gleichwohl  nach  den  Anschauungen  einer  Zeit,  eines 
Landes,  nach  der  unbefangenen  Abwägung  der  betheiligten  Leistungen 
und  Interessen,  nicht  zum  Wenigsten  nach  dem  Gewissen  des 
Einzelnen  und  des  Volks  (z.  B.  bei  der  Beurtheilung  des  Wuchers 
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nod  der  Aasbentüng  von  Nothlage,  Unerfahrenheit,  Leicfatsiniiy 
fehleDder  Bildang  und  Kenntniss  des  Einen  dareh  den  AndercBi 
bei  y,6ründergewinnen'',  Agiotage,  Börsenspiel)  genügende  Anhalts- 
pnnete  znr  Entscheidung  an  die  Hand. 

Es  kann  sich  hier  Doch  nm  ältere  unbillige  Bechtsoogleichheiten  und  deren  Ein- 
wirkangen  auf  die  rertragsm&ssige  üestaltung  der  Preise  uod  der  Einkommen  (Lohn, 
Zins.  Miethe,  Pacht  a.  s.  w.)  handeln,  z.  B.  bei  ungleichm&ssiger  Zalassung  oder 
Ansschliessung  der  freien  Goncurrenz  und  ihrer  Conseqnenzen  (Lohn-  und  Zins- 
maximaltazen,  Coalitionsrerbot).  Hier  erweist  sich  irieder  das  Recht  als  mitwirkender 
Vertheilungsregulator.  Die  Fälle  nähern  sich  den  unter  Nummer  2  erwähnten  der 
Pririlegien  oder  gehen  selbst  darein  über.  Es  ist  aber  auch  bei  fOlliger  formaler 
Rechtsgleichheit  und  insbesondere  im  System  der  freien  Concurrenz  sehr  wohl  die 
Möglichkeit  einer  unbilligen  Vertheilang  des  Productionsertrags  zuzugeben.  In  grossem 
Umfange  rerwirklicht  sich  diese  Möglichkeit  öfters,  ja  sie  wird,  nach  den  frUhercn 
Ausführungen  (I,  §.  317  fl'.),  gerade  in  dem  und  durch  das  System  der  freien  Con- 
currenz begünstigt  Wenn  die  Theoretiker  der  Conen rrenzlehre  dies  bestreiten  und 
überhaupt  nur  diejenige  Vertheilung  des  Einkommens,  Gestaltung  der  Preise  u.  s.  w. 
«jrichtig^  und  «.gerecht^'  nennen,  die  sich  bei  voller  freier  Concurrenz  vollzieht,  so 
ist  das  nur  wieder  ihre  alte,  früher  schon  gerügte  petitio  principii. 

Insofern  gegen  jene  Billigkeit  Verstössen  wird,  mnss  ein  mehr 
oder  weniger  erheblicher  Theil  des  Privatkapitals  in  den  Händen 
seiner  Besitzer  als  ungerechtfertigtes  Eigentbum  er- 
scheinen. ^)  Daran  ändert  die  an  der  Kapitalbildang  betbeiligte 
Disposition  über  die  Production  und  Gonsumtion  der  Güter  oder 
die  ^^Sparsamkeit''  der  Kapitalisirenden  nichts  oder  nicht  vieL 
Indem  man  aber  wieder  das  System  der  freien  Concurrenz  selbst 
als  ein  Product  einer  bestimmten  Rechtsbildung  anerkennt,  muss 
man  abermals  die  sich  hier  vollziehende  Vertheilung  des  Kapital- 
besitzes mit  auf  das  Recht  zurückführen,  weil  dieses  die  Ein- 
kommenvertheilung  mit  bestimmt. 

§.  149  [302].  Das  Ergebniss  dieser  Untersuchung  der  Fälle 
von  ganz  oder  theilweise  unberechtigtem  privaten  Kapitalbesitz  ist 
der  wichtige  Schluss:  dass  dieser  Kapitalbesitz,  so  vielfach  ein 
Product  zufälliger  Rechtsverhältnisse  und  notorischer  früherer  oder 
jetziger  Unbilligkeiten  im  Verkehr,  sehr  wobl  einer  richtigen 
Regelung  durch  die  Gesetzgebung  —  so  was  den  Inhalt 
des  Eigenthumsrechts  in  Bezug  auf  Kapital  anlangt  —  und  be- 
sonders durch  das  Besteuerungsrecht  unterzogen  werden  darf,  wenn 
und  soweit  das  ausführbar  und  nicht  wegen  anderweiter  bedenk- 
licher Folgen   unterbleiben   muss,   ohne  dass  der  Staat  aus  Rück- 


I 


Allem 


*)  In  dieser  Hinsicht   schliesse   ich   mich  Rodbertus  an   und   verwerfe  vor 

em   die  Theorie  der  deutschen  Freihändler  (Princc-Smith)  für  die  Vertheilung 

des  Productionsertrags  (siehe  I.  §.  313).  Mit  Becht  leitet  Kodbertus  das  Cebel  aus 
dem  Kapital-  und  Grundei^enthnm  „in  einem  sich  selbst  überlasscnen  Ver- 
kehr" ab.    (Sociale  Frage  S.  46  fi.) 
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sieht  anf  die  ^yökonomischen  Verdienste  der  Sparenden^'  hienron 
abstehen  mtlsste:  das  Privatkapital  ist  in  der  That  direet  and 
indirect  vielfach  ,,den  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn'',  oder  all- 
gemeiner ausgedrückt:  dem  wahren  Erwerber  nnbillig  entzogenes 
Einkommen;  ja  ist  vielfach,  wenn  man  sich  an  den  darch  die 
vorausgehenden  Erörterungen  festgestellten  richtigen  Sinn  des  Aus- 
drucks hält,  mit  Lassalle^s  Wort:  Fremdthum.  Und  wenn  man 
selbst  die  freie  Concurrenz  und  das  (besetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage immer  als  richtigen  Regulator  der  Einkommen  betrachten 
wollte:  die  heutige  Vertheilnng  des  Nationalkapitals  als  Kapital- 
besitz unter  die  Bevölkerung  steht  vielfach  mit  einer  Vertheilung, 
welche  sich  auf  einer  solchen  Basis  der  freien  Concurrenz  voll- 
zogen hätte,  in  Widerspruch. 

Selbst  Prondhon's  „berüchtigtes''  Wort:  ,,EifrenthTim  ist  Diebstahr  enthält 
einen  richtigen  Kern,  wenn  man  es  anf  einige  der  obigen  Fälle  beschränkt.  Mit  der 
These  ist  Ton  Anhängern  und  Gegnern  des  heutigen  Eigenthums  an  Prodactionsmitteln 
wohl  ziemlich  gleichnel  Missbrauch  getrieben  worden,  woran  Proudhon  freilich 
selbst  mit  Schuld  war.  Gleiches  gilt  von  Lassa  11  e*s  Wort  Richtig  verstanden  und 
eben  auf  die  obigen  Fälle  beschränkt  ist  Lassalle 's  Ausdruck  haltbar  und  sogar 
eine  gute  und  präcise  wissenschaftliche  Formulirung  einer  hochwichtigen  ökonomischen 
und  socialen  Thatsache.  Es  soll  damit,  und  ebenso  auch  mit  Proudhon 's  Bezeichnung, 
kein  Makel  auf  den  indinduellen  Kapitalbesitzer  oder  Eigenthttmer  geworfen,  sondern 
nur  constatirt  werden,  dass  nach  unseren  Rechtsinstitutionen  Eigenthutn  ganz  ohne 
oder  ohne  entsprechende  Leistung  des  Ei^irenthtimers  und  damit  unvermeidlich  auf 
Kosten  Andrer,  insbesondere  derjenigen,  welche  die  im  Eigenthum  stehenden  Objecto 
durch  ihre  Arbeit  schufen,  erworben  oder  besessen  werden  kann.  Giebt  es  kein 
Eigenthum  ausserhalb  des  positiven  Rechts,  so  natürlich  auch  keinen  Diebstahl,  und 
insofern  ist  der  Proudhon*sche  Ausdruck  juristisch  falsch.  Aber  wenn  das  Eigen- 
thum auf  Arbeit  begründet  sein  soll,  so  muss  eben  das  Recht  die  erforderlichen  Be- 
stimmungen treffen  und  thut  es  dies  nicht  soweit,  als  es  möglich  und  zweckmässig 
ist  (§.  112),  so  besteht  eine  Eigenthumsordnung,  welche  dem  Vorwurfe  Lassalle  s 
und  Proudhon 's.  beider  Worte  ihrem  Sinne  nach  aufgefasst,  vom  ökonomischen 
Standpuncte  aus  ausgesetzt  ist:  nur  eben  nicht  allgemein,  sondern  bloss  in  bestimmten 
Fällen.  Auch  Rodbertus  geht  hier  zu  weit  (Vgl.  besonders  seine  Sociale  Frage 
S.  119,  siehe  unten  §.  150,  Schäffle,  System,  3.  Auflage,  I,  5S.) 

§.  150  [303].  —  B.  Der  Fehler  der  socialistischen  Kritik 
des  privaten  Eapitalbesitzes  liegt  vor  Allem  in  der  falschen  Ver- 
allgemeinernng  des  obigen  nur  bedingt  richtigen  Satzes,  dass  dieses 
Kapital  seinen  wahren  Erwerbern,  besonders  den  Arbeitern  „vor- 
enthaltenes'^ Einkommen,  dass  es  Fremdthum,  dass  es  vom  Arbeiter 
producirter,  kraft  des  Eigenthnmsrechts  dem  Kapitalisten  zufallen- 
der „Mehrwerth"  sei;  femer  in  zu  einseitiger  Auffassung  der  Folgen 
der  freien  Concurrenz  für  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens 
(§.  151);  endlich  in  den  znweit  gehenden  Schlüssen,  welche  aus 
der  vorausgehenden  an  sich  richtigen  Kritik  des  Kapitalbesitzes 
auf  die  Nothwendigkeit  einer  principiellen  Verwerfung  des  Privat- 
kapitals überhaupt  gezogen  werden  (§.  152). 
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L  F;il$che  AnffassiiDg  des  Priyatkapitals  mit 
Kecktstorm  einer  stets  erfolgenden  Arbeiterans- 
beatas^.  Alle«  Priratkapitaly  auch  dasjenige,  welches  die  Kapi- 
iali$ten  and  Unternehmer  im  heutigen  Wirthschaflssystem  bei  per- 
$C^nIicher  Freiheit  der  Arbeiter  bilden,  wird  nach  der  hier  zn  be- 
trachtenden Ansicht  als  ^^im  Wesentlichen  den  Arbeitern  yorenir 
haltener  Lohn'*  anfgefasst,  weil  diese  Arbeit  die  einzige  Qnelle  des 
ProdnctioDsertrags  oder  letzterer  ganz  ihr  Arbeitsertrag  sei  Folge- 
richtig ist  dieses  private  Eapitaleigenthnm  (wie  anderseits  das 
private  Grondeigenthnm)  hiernach  bloss  eine  rechtliche  Form  der 
Aasbeatong  (,,des  Baabes*').  Diese  Aaffassang  des  Kapitalbesitzes 
bildet  den  Kern  aller  extrem  commnnistisch-socialistischen  prin- 
cipiellen  Kritik  and  Polemik  gegen  das  Kapital,  welcher  sich  ans 
den,  hier  gleichgiltigen,  Varianten  and  Noancen  der  Darstellung 
and  der  dialectischen  and  sonstigen  Begrfindang  anschwer  berans- 
scheiden  lässt  (I,  §.  294). 

Aoch  die  neaesten  und  wisseoschaitlich  bedeutendsten  Anfechtungen  des  Prirat- 
kapitale  durch  £odbertu8  in  seiner  Theorie  der  Vertheilung  des  Prodnctionsertngs 
und  K.  Marx  in  seiner  Mehrwerththeorie  und  seiner  Theoiie  des  BUdnngs-  und 
Accnmnlirongsprocesses  des  Kapitals  kommen  auf  nichts  Andres  hinaus,  liefern  aber 
deswegen  doch  ebensowenig,  wie  irgend  eine  andre  Kritik,  den  Beweis,  um  den  es  ihnen 
zu  than  ist  Siehe  besonders  Marx^  Kapital,  Band  1  und  die  Darstellung  seiner  Lehre 
z.  B.  bei  Jäger,  modemer  Socialismus  S.  6 ff..  S.  33,  und  Rodbertus,  besonden 
2.  und  3.  socialer  Brief,  über  die  Vertheilung  des  Productionsertrags.  Einschneidenderes 
als  die  Rodbertus'sche  Erörterung  in  dem  Beispiel  Sociale  Frage  S.  116  — 119  hat 
weder  ein  englischer  noch  französischer  Socialist,  noch  ein  Engels,  Marx,  L  aas  alle 
gegen  das  heutige  Wirthschaftssystem  mit  Privat -Kapital-  und  Grundcigenthom  vor- 
gebracht.   Siehe  oben  §.  132  ff. 

Die  socialistische  BeweisfUhrang  gegen  das  Privatkapital  läaft 
stets  aaf  den  Satz  hinaus,  dass  dasselbe  ein  solcher  kapitalisirter 
Theil  des  Volkseinkommens  oder  des  volkswirtb^chaftlichen  Pro- 
ductionsertrags sei,  welcher  den  kapitalisirenden  Personen  (den 
Unternehmern,  abgesehen  von  deren  geistigem  Arbeitslohn ,  den 
Kapitalisten  und  Grundeigenthttmem)  ökonomisch  für  ihre  Leistungen 
nicht  gebühre.  Es  werde  diesen  nur  durch  ein  falsches  Recht, 
namentlich  Arbeitsrecht  in  die  Hände  gespielt,  welches  die  „Vertrags- 
massige  LohnabfinduDg'^  der  Arbeiter  gestatte,  das  Eigenthom  an 
den  Producten  und  an  ihrem  Werth  aber  den  Kapitalisten  and 
Unternehmern  vorbehalte.  In  der  Lohnabfindung  erhielten  die  Ar- 
beiter im  Wesentlichen  nur  ihren  nothdürftigen  Unterhaltsbedarf 
und  damit  einen  geringeren  Werth,  als  der  Werth  des  doch  von 
ihnen  erzeugten  Products  betrage:  nur  einen  (kümmerlichen)  An- 
theil  am  Productionsertrage ,  nicht  den  ihnen  gebührenden  vollen 
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Ertrag,  die  Differenz,  der  Ueberschusswerth  (Mehrwerth,  „Sarplus- 
profit'S  Marx)  bleibe  das  EiDkommen  der  „Ansbeater^'  und  sei  die 
Quelle  ihres  Privatkapitals. 

Das  Richtige  in  dieser  Beweisführung  liegt  nur  in  ihrem 
ersten  Theil,  nemlich  in  der  Auffassung  des  Privatkapitals  als 
Kapitalisirung  eines  Theils  des  volkswirthschaftlicben  Prodnctions- 
oder  des  „Arbeitsertrags'^  über  welchen  das  Recht  den  kapitali- 
sirenden  Personen  die  Verfttgnng  zu  ihren  Gunsten  giebt  (§.  145). 
Die  Consequenzen  dieser  Betrachtungsweise  sind  in  der  Volkswirth- 
schaftslehre  nicht  immer  genügend  zur  Geltung  gelangt,  oben  aber 
schon  angedeutet  worden. 

Der  unverkennbare  Fehler  der  Beweisführung  ist  ein  logi- 
scher: sie  kommt  wiederum  nur  auf  eine  petitio  principii  hinaus. 
Denn  die  Voraussetzung  ist  nicht  bewiesen,  dass  nemlich  der  ganze 
Productionsertrag  nur  in  dem  untergelegten  (zu  engen)  Sinne  dieses 
Worts  „Arbeitsertrag"  der  „Arbeiter"  sei,  was  nur  der  Fall  wäre, 
wenn  es  eben  des  Privatkapitals  nicht  bedürfte,  um  Nationalkapital 
zu  schaffen  und  zu  verwenden  und  der  privatwirthschaftlichen 
Untemehmungsformen  nicht,  um  den  ganzen  Güterbedarf  der  Volks- 
wirthschaft  herzustellen.  Liesse  sich  hierin  vollständig  Wandel 
schaffen,  so  wäre  die  Folgerung  gegen  das  Privatkapital  in  der 
That  berechtigt.  Die  Unmöglichkeit,  welche  wenigstens  für  jetzt 
hier  unbedingt  anzuerkennen  ist  (§.  143,  144),  den  gesammten 
Productionsprocess  ohne  Privatkapital  und  ohne  privatwirthschaft- 
liches  System  einzurichten,  ist  das  allein,  aber  auch  das  ausreichend 
triftige  antikritische  Argument  gegen  die  socialistische  Eapitalkritik. 
Entweder  ist  der  Productionsertrag  also  nicht  bloss  „Arbeitsertrag", 
„kosten  die  Producte  nicht  bloss  Arbeit"  oder,  wenn  man  an  dieser 
Formel  festhält,  wie  es  gerechtfertigt  werden  kann  (I,  §.  142,  171  ff.), 
so  umfasst  diese  „Arbeit"  auch  die  nothwendigen  Leistungen  des 
Privatkapitalisten  als  solchen  und  des  Privatunternehmers  mit  in 
sich.  Kapital'  und  Untemehmergewinn  sind  dann  insoweit  ein 
„constitutives  Werthelement"  mit 

Ich  bin  zu  diesem  Ergebniss  in  obiger  Formolining:  gekommen,  bevor  ich 
folgende  Stelle  bei  Sch&ffle  (System,  3.  Auflage,  II,  889)  fand.  Sie  mag  nm  so 
mehr  znr  Bestätigung  dienen:  „Der  rollcswirthschaftliche  ProdoctioDsbcnif,  soweit  er 
für  die  meisten  Qüterarten  wirthschaftlicher  sonst  sich  nicht  organisiren  lässt,  kann 
allein  dem  Institnt  des  Eapitaldgenthoms  nnd  des  Kapitalgewinns  im  Ganzen  eine 
Kechtfertignng  geben.  Von  da  an,  wo  die  Socialisten  den  jetzt  fehlenden  Beweis 
erbringen  würden,  dass  sie  durch  Öffentliche  Gewalt  oder  Brüderlichkeit  eine  für  die 
sittliche  Gemeinschaft  nnd  ^r  die  Producenten  fruchtbarere  Productions-,  Einkommens-, 
Oonsamtions-  nnd  Bevölkerungsbewegung  durchführen  kOnnen,  würde  der  kapitalistische 
Productions-  und  Einkommenprocess  seine  geschichtliche  Berechtigung  eingebüsst  haben. 


334     3.B.  AoädehomigdesPrivateigenthoms.  I.E.  PriTatktpital.  2. H.A.  Kritik.  §.  15^: 

Bis  jetzt  bind  sie  diesen  Beweis  schuldig  geblieben.'^  Siehe  anch  yorbemerknnga 
zu  diesem  Kapitel  §.  132  ff.,  besonders  Rodbertus,  der  in  seiner  Vergleichnng  dei 
Kapitalgewinns  mit  einer  Art  Gehalt  für  eine  gesellschaftlich  and  volkswirthschiUrtlich 
nothwendige  und  nützliche  Function  des  Kapitalisten  meiner  oben  formulizten  Auf- 
fassong  schon  ein  wesentliches  Zagest&ndniss  macht 

Wir  brauchen  Dach  aller  geschichtlichen  Erfahrung  jedenfalls 
noch  für  unabsehbare  Zeit  eine  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft,  in  welcher  das  privatwirthschatUiche  System  einen  breiten 
und  im  Ganzen  wenigstens  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Pro- 
duction  den  grössten  Raum  einnimmt  Dieses  System  verlangt 
Privatkapital  und  Unternehmungsformen,  welche  einen  Gewinnbezng 
lUr  das  durch  Dispositionsacte  von  Privatpersonen  gebildete  und 
verwendete  Kapital  ermöglichen.  Sicherlich  ist  jede  Partikel  des 
Privatkapitals  ein  Theil  des  nationalen  Arbeitsertrags.  Aber  dieser 
Arbeitsertrag  wäre  ohne  jene  privatkapitalistische  Mitwirkung  gar 
nicht  oder  nur  zum  Theil  erzielt  worden.  Das  y^Arbeits^^moment 
ist  nicht  unentbehrlicher ,  als  das  letztere  Moment:  ebendeswegen 
die  Ueberweisung  eines  Theils  des  Volkseinkommens  an  die  Kapi- 
talisten und  Unternehmer  als  ,, Gewinn*'  nicht  ungerechtfeitigter 
als  diejenige  eines  anderen  Theils  an  die  ,, Arbeiter^*  als  ,yLohn'^ 

Soll  aller  Kapitalgewinn  und  das  ganze  Privatkapital  vollständig  undallgemein 
—  partiell  warde  es  oben  zagegeben,  §.  14V  —  nur  den  Arbeitern  mit  Unrecht 
vorenthaltener  Lohn  sein,  so  Hesse  sich  mit  derselben  Einseitigkeit,  aber  mit  deiselben 
logischen  Folgerichtigkeit  repliciren,  alles  Einkommen  der  Arbeiter  sei  mit  Unrecht 
den  Kapitalisten  vorenthaltener  Gewinn:  denn  sowenig  Arbeitsertrag  ohne  Mitwirkang 
des  unvermeidlich  durch  private  Dispositionsacte  gebildeten  (and  verwendeten)  Pro* 
dactionsmittelfonds ,  als  Kapitalertrag  ohne  Mitwirkung  der  Arbeit.  Die  Folgcmngea 
aas  dem  Gemeinplatz  der  B'reihandelsschale:  „Kapital  und  Arbeit  bedilrfen  einander'N 
sind  hier  einmal  gerechtfertigt. 

Im  Ergebuiss  stimmt  diese  Erörterung  ganz  mit  Schäffle  übercin,  siehe  be- 
sonders System,  3.  Auflage,  S.  384  ff.,  378  ff.,  §.  205  ff.  S.  29  ff.  (das  Kapital  als  Orgaa 
der  speculativen  volkswinhschaftlichen  Verbindung).  Er  sagt  z.  B.  S.  3b4:  „auch  das 
Gewinn-,  Zins-  und  Lohneinkommen  findet  und  fand  von  je  seine  winhschaftliche 
Begründung  in  der  gesellschaftlichen  Aufgabe  der  Erwerbsberufe.  Nicht  das  individaeli 
ganz  uumcssbare  Verdienst,  den  Einkommensinhalt  selbst  geschaffen  zu  haben,  aach 
nicht  das  Princip  der  höchsten  Genüsse  für  den  erwcrbtrcibeiiden  Kapitalisten  oder 
Lohnarbeiter,  sondern  Sicherung  des  fruchtbarsten  Productionsdienstes  im  InteresM 
der  Gesellschaft  kann  als  das  maassgebende  volkswirthschaftliche  Princip  des  Kapital- 
profits und  des  Lohnes  angesehen  werden  .  .  .  Der  speculativc  Erwerb,  mit  der 
Consequenz  von  Gewinn  und  Entlohnung  ...  (ist  nur  insoweit  zu  fordern)  als  hierdurch 
die  wirksamste  Gesammtversorguug  mit  den  jetzt  nur  in  universaler  Productionsge- 
meinschaft  zu  erzeugenden  TauschgUtern  verbtlr^rt  wird.  Verlässt  man  diesen  Stand- 
punct.  so  giebt  es  nationalokonomisch  und  recht^piiilosophisch  weder  eine  Kechtfertigimg 
des  Kapitalprofits  gegenüber  der  Lohnarbeit,  noch  einen  Anspruch  der  Lohnarbeit  aof 
Schatz  gegen  rttcksichtslose  Ausbeutung  der  Speculation.''  Vgl.  auch  Seh  äff le. 
Socialer  Körper  IIE,  417 — 549,  mit  der  stärkeren  Hervorhebung  der  Schwächen  der 
privatkapitalistischen  Periode  und  gewisser  Vorzüge  einer  socialistischcn  Organisatioiu 
Aber  die  in  dem  Citat  ausgesprochene  Auffassung  hat  Schäffle  doch  auch  hier  und 
in  der  ..Quintessenz'*  nicht  verlassen.  Es  bandelt  sich  eben  um  historisch  und  örtlich 
relativ  berechtigte,  besonders  vom  Stand  der  Technik  mit  bedingte  Postulate  und 
Gestaltungen  (§.  143,  144\ 
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Was  hinsichtlich  des  Kapital-  und  UDternehmergewinns,  als 
der  Quelle  des  neaen  Privatkapitals,  streitig  sein  kann,  ist  nicht 
der  Bezag  eines  solchen  Gewinns  tiberhaupt,  sondern  einzig  die 
Bildungsart  und  die  Höhe  dieses  Gewinns  oder  m.  a.  W.:  nicht 
die  Vertheilung  des  Productionsertrags  unter  Kapitalisten  und 
Arbeiter  an  und  für  sich,  sondern  der  Modus  und  Maass- 
stab und  die  concrete  Gestaltung  dieser  Vertheilung  kann  anfecht- 
bar sein.  Denn  in  dieser  Beziehung  sind  Ausbeu tu ngs Verhält- 
nisse möglich  und  oft  vorhanden,  freilich  nicht  nur,  wenn  auch 
häufiger  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber,  sondern  auch  umge- 
kehrt (§.  151).  Dagegen  bietet  namentlich  das  Recht  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  keine  genügende  Bürgschaft.  Eine  Reform 
des  Rechts,  besonders  auch  des  Eigenthumsrechts  an  Kapital,  ist 
danach  berechtigt,  soweit  sie  ausführbar  und  nicht  andere  grössere 
Bedenken  hervorruft,  und  zu  erstreben,  aber  eine  Aufhebung  dieses 
Eigenthumsrechts  lässt  sich  aus  den  heutigen  Beziehungen  von 
Kapital  und  Arbeit  in  dieser  Allgemeinheit,  wie  es  socialistischer- 
seits  geschieht,  nicht  begründen.  ^) 

§.  151  [304].  —  2.  Falsche  Zurückführung  des  Privat- 
kapitals auf  stets  zu  niedrige  Löhne  bei  freier  Con- 
currenz. Die  principiellen  Gegner  des  Privatkapitals  schreiben 
gewöhnlich  dem  System  der  freien  Concurrenz  oder  des  „sich  selbst 
überlassenen  Verkehrs''  (Rodbertus)  eine  besondere  Mitschuld 
an  den  von  ihnen  beklagten  Verhältnissen  zu.  Dieses  System  soll 
nothwendig  immer  zu  einer  „Ausbeutung'^  der  besitzlosen  Arbeiter 
durch  die  besitzenden  Classen,  insbesondere  durch  die  Kapitalisten 
führen.  Auch  wenn  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  jeder  Einkommen- 
bezug dieser  Kapitalisten  überhaupt  als  Ausbeutung  der  Arbeiter 
gilt,  findet  nach  dieser  Ansicht  doch  stets  eine  unbillige  Herab- 
drückung  des  Arbeitslohns  und  somit  eine  unbillige  Einkommen- 
übertragung von  den  Arbeitern  auf  die  besitzenden  Classen,  auf 
Unternehmer  und  Kapitalisten  statt.  Die  Arbeiter  bekämen  immer 
nur  ihren  nothwendigen  Lebensunterhalt:  über  den  Betrag  des- 
selben könne  sich  der  Lohn  niemals  dauernd  erbeben  („ehernes 
Lohngesetz"  Lassalle's).  Das  heutige  Arbeitslohnsystem  bei 
„freier"  Arbeit  sei  daher  gegen  die  Sclaverei,  bei  welcher  die 
Arbeiter  auch  eben  erhalten  würden,  kein  wesentlicher  Fortschritt,- 


^^  Rodbertus  macht  hier  das  oben  in  der  Voibemerkung  S.  283  fF.  erwähnte 
richtige  Zu^eständniss  (^Sociale  Frage  S.  146),  geht  aber  anderseits  zu  weit. 
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partiell  unter  Umständen  selbst  ein  Rticksefaritt:  der  ,yfreie''  yA 
der  yyUnfreie'^  Arbeiter  werde  in  der  Haaptsaohe  in  gleicher  Wdse 
ansgebentet.  Das  Privatkapital,  welches  stets  dem  zu  niedrigen 
Arbeitslohn  seine  Existenz,  jedenfalls  seine  Höhe,  wenigstens  tbeil- 
weise  verdanke,  sei  daher  immer  noch  anfechtbar  genüg.  In 
letzter  Consequenz  wird  dann  als  das  einzige  Mittel  zar  Beseitigung 
der  Lohnarbeiterstellang  nnd  des  „ehernen  Lohngesetzes^'  wieder 
die  Aufhebung  des  Instituts  des  Privatkapitals  und  der  privatwirth- 
schaftlichen  Productionsweise  verlangt. 

Siehe  besonders  Bodbertus,  2.  socialer  Brief  nnd  schon  Zur  Erkcnntniss  S.  2S  £ 
Lassalle  im  „ offenen  Antwortschreiben*'  (Zürich  1868)  S.  15  ff.,  Arbeiterlesebnch 
S.  5  ff.  Sch&ffle*s  Auszug  aus  Marx' Lehre,  System  II,  3S5ff.  Diese  socialistische 
Lehre  beruht  auf  einer  falschen  Auffassung  der  Lohntbeorie  von  Ricardo 
(principles,  eh.  5).  Ricardos  Darstellung  enthält  die  ihr  so  oft  imputirten  Einseitigkeiten 
oder  gar  Härten  gegen  die  Arbeiter  nicht,  giebt  nur,  wie  Öfters,  wegen  ihrer  ab- 
stracten  Fassung  zu  Missrerständnissen  Anlass,  verdient  aber  nicht  die  YorwOrfe,  die 
eben  sie  missrerstehend  A.  Held  (Socialismus,  Socialdemokratie  S.  55)  Kegen  sie 
erhoben  hat.  Gute  Berichtigung  dieser  Vorwürfe  und  Vcrtheidigung  von  Ricardo  in 
der  Augsburger  Allgemeine  Zeitung,  Nr.  308,  1878,  Beilage  (7.  Q.  Gohn?).  Jetzt 
Gohn  in  den  „nationalökonomischen  Studien''  (Stuttgart  1886)  S.  650  ff.  Marx 
steht  in  der  Lehre  allerdings  anders,  aber  doch  mehr  formell  als  materiell  abweichend,  in 
der  dialectischen  Begründung,  in  Verbindung  mit  seiner  ganzen  Theorie  vom  Mehrweilh, 
aber  im  Ergebniss  doch  eigentlich  nicht  sachlich  verschieden.  Denn  seine  Darstellong 
(§.  133),  dass  der  Kapitalist  auf  dem  freien  Arbeitsmarkte  regelmässig  nur  den  l^Mlsch- 
wenh  für  die  Waare  Arbeit,  nur  den  Preis  der  Arbeitskraft  bezahle,  aber  dana 
über  den  vollen  Gebrau chswerth  der  Arbeit  verfüge,  der,  im  Werthe  dos  Arbeitt- 
products  hervortretend  und  realisirt,  eben  jenen  Tauschwerth  oder  Marktpreis  der 
Arbeitskraft  übersteige  und  so  dem  Kapitalisten  den  Werth  für  von  ihm  unbezahlte 
Arbeit  zuführe  —  ist  doch  in  der  That  nur  eine  andre  Fassung  der  allgemeines 
socialistischen  Lehre  auf  Grund  eines  anderen  dialectischen  Operirens.  Neuerdings 
hat,  gerade  unter  Manischem  Einfluss,  der  „officielle  Socialismus*'  in  den  Programme! 
u.  s.  w.  der  Socialdemokratie  das  „eherne  Lohngesetz"  fallen  lassen,  Marx  verspottet 
es  und  seinen  Urheber  Lassalle  mit  dem  Vorwurf,  dass  die  Begründung  des  „ehernes 
Lohngesetzes''  nur  die  Malthus'sche  Bevölkerungstheorie  sei ;  sei  diese  aber  richtig,  so 
könne  das  Gesetz  gar  nicht  aufgehoben  werden,  es  beherrsche  dann  nicht  nur  das  Systea 
der  Lohnarbeit,  sondern  jedes  gesellschaftliche  System.  (Marx,  zur  Kritik  der  social- 
demokratischen  Parteiprogramme,  Neue  Zeit,  IX,  Band  1,  S.  570.)  Diese  Anffaisiag 
ist  ja  richtig  und  von  Marx'  Standpunct  aus  auch  sein  Schluss  consequent.  Wer  aber 
am  Kern  der  Malthus'sche»  Lehre  festhält,  der  wird  auch  gerade  umgekehrt  schlieasen: 
einerlei,  wie  man  dialectisch  operirt  und  begründet,  das  eherne  Lohngesetz  enthält 
einen  wahren  Kern,  der  eben  wesentlich  mit  aus  der  Beziehung  von  Arbeitslohn  und 
BevOlkerungsgrOsse  und  Bewegung  folgt  und  der  sich  auch  gegen  Marx  richtet  INe 
Consequenz  unserer  Bevölkerungslehre  im  4.  Buche  des  1.  Theils. 

Eine  endgiltige  Auseinandersetzung  mit  dieser  ganzen  socia- 
listischen Lohnlehre  hat  in  der  speciellen  Lehre  vom  Arbeitslohn 
in  der  Theoretischen  Nationalökonomie  zu  erfolgen.  Dort  ist  das 
bedingt  Richtige  im  ,, ehernen  Lohngesetz''  anzuerkennen ,  abtf 
auch  der  Nachweis  zu  ftthren,  dass  hier  ein  möglicher  und  oft 
genug  tbatsächlich  vorhandener  Specialfall  der  Lohngestaltang  doch 
mit  Unrecht  zu  einem  nothwendig  allgemein  und  ohne  Mitschuld 
der  Arbeiter  eintretenden  ^^volkswirthschaftlichen  Gesetze''  der  Ein- 
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kommenvertheilung  bei  freier  Gonenrrenz  yerallgemeinert  wird.  Auch 
der  znzngebende  Zusammenhang  der  Lohngestaltang,  und  zwar  in 
der  Richtung  des  ,,ehernen  Lohngesetzes^',  mit  dem  ,,Beyölkernng8- 
gesetz^'  nöthigt  nicht  zu  einer  anderen  Auffassung. 

An  dieser  Stelle  genügt  es,  von  einem  anderen  Gesichtspuncte 
aus  den  obigen  Schluss  gegen  das  Privatkapital  zurückzuweisen. 

Eine  schlechtweg  ^^naturgemässe^'  und  insofern  unanfechtbare 
Vertheilung  des  Productionsertrags,  einen  ,,naturgemässen  Arbeits- 
lohn''  und  einen  ^^naturgemässen  Eapitalgewinn''  giebt  es  in  der 
Volkswirthschaft  nicht,  einerlei  ob  im  privatwirthschaftlichen  System 
freie  Goncurrenz  im  grösseren  oder  geringeren  Umfange  zugelassen 
ist  (§.  116).  Sogar  in  einer  ausschliesslich  gemeinwirthschaftlich 
(socialistisch)  organisirten  Volkswirthschaft  würde  eine  ,,natur- 
gemässe''  Vertheilung  fehlen,  man  müsste  sie  denn  in  einem  ab- 
solut gleichen  Antheil  jedes  Arbeiters  am  Ertrage  finden  wollen, 
was  aber  sehr  zweifelhaft  „naturgemäss"  wäre.  Vielmehr  würde 
sieh  hier  das  allein  vorhandene  ,,Lohn''-  oder  ,,Arbeits''einkommen 
nach  verschiedenen  an  und  fUr  sich  vielleicht  richtigen  und  zu  com- 
binirenden  Gesichtspuncten,  wie  nach  der  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  individuellen  Arbeitsleistungen  oder  der  Bedürf- 
nisse oder  nach  noch  anderen  Rücksichten  und  Zwecksetzungen, 
aber  nach  den  Bestimmungen  der  entscheidenden  Autoritäten,  doch 
wieder  mehr  oder  weniger  willkübrlich  abstufen.  Das  Problem 
der  passendsten  Vertheilung  läge  auch  hier  vor,  seine  Lösung  böte 
nur  noch  ihre  besonderen  Schwierigkeiten,  wie  früher  schon  dar- 
gelegt wurde  (s.  Th.  I,  §.  264). 

Eine  ebenfalls  stets  nur  mehr  oder  weniger  willkührliche  Ver- 
theilung des  Productionsertrags  ist  unvermeidlich  freilich  auch  die- 
jenige in  unserer  heutigen  Volkswirthschaft.  Aber  wenn  in  dieser 
einmal  das  privatwirthschaftliche  System  nicht  entbehrt  werden 
kann  und  die  Voraussetzung  für  dasselbe  und  fdr  den  ganzen 
volkswirtbschaftlichen  Productionsprocess  die  Zulassung  von  Privat- 
kapital ist,  um  in  dieser  Form  Nationalkapital  als  Productions- 
mittelfonds  zu  bilden,  so  folgt  aus  diesen  Verhältnissen  auch  un- 
vermeidlich, dass  beide  Theile,  die  Arbeiter  und  die  Kapitalisten, 
einen  an  sich  in  gleicher  Weise  nothwendigen  und  gerechten  An- 
spruch auf  einen  Antheil  am  Productionsertrag  haben.  Welcher 
Antheil,  daher  welche  Lohnhöhe  und  welche  Gewinnhöhe  jeder 
Classe  und  jedem  Einzelnen  in  der  Glasse  „gebührt'',  ist  nur  auch 
hier  wieder  nicht  allgemein  zu  sagen.   Jedenfalls  ist  keiner  dieser 

A.  Wagnor«  ÜrundlegiiDg.  8.  Aufl.  2.  Theil.    Volkswirthacbaft  u.  R««ht.  22 
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Antbeile  etwas  Festes.  Das  Problem,  welches  hier  für  die  Theorie 
im  Allgemeinen  und  für  die  Praxis  in  jedem  einzelnen  Falle  vor- 
liegt, ist  dasselbe,  welches  oben  in  der  Lehre  von  der  Begrfindang 
des  Eigenthums  hinsichtlich  des  Versuchs,  das  letztere  kurzweg 
auf  die  Arbeit  zu   „begrtinden",    schon  berührt  wurde  (§.  116). 

Im  System  der  freien  Concnrrenz  rcguliren  sich  jene  Ertragsautheile  oder  die 
Löhne  und  Gewinne  „nach  der  Concurrenz",  nach  dem  ^.Gesetz  Ton  Angebot  und 
Nachfrage**  mittelst  „freier"'  Verträge  über  die  Preise  der  Producte,  die  Lohne,  die 
Zinsen,  Benten  u.  s.  w.,  principiell,  wenn  auch  deswegen  nicht  immer  practisch  ganz 
einerlei,  ob  wahre  Indi?idaalyerträge  zwisclen  den  Einzelnen  oder  durch  Verb&nde 
der  Individaen  vermittelte,  wie  im  ausgebildeten  System  der  Gewerk-  und  Arbeitgeber- 
vereine,  zwischen  den  Parteien  geschlossen  werden.  Da  der  Antheil,  welcher  einem 
jeden  an  der  Production  Betheiligten  „gebULrt'',  nichts  Festes  ist  und  sich  nicht 
principieli  ableiten  iäs&t,  kann  man,  wenn  es  auf  Worte  ankäme,  den  Anhängern  des 
Systems  der  Concurrenz  (und  wiederum  den  Vertretern  reiner  Individualconcurrenz 
mit  demselben  Rechte  wie  denjenigen  der  Verbandsconcurrenz)  zogeben,  dass  hier 
Niemand  „ungebührlich^'  verktlrzt  oder  begünstigt  werden  könnte.  Die  Vertreter  jenes 
Systems  haben  daraus  auch  den  Scblnss  gezogen,  da^s  die  durch  freie  Concurrenz 
geregelte  Vertheilung  sogar  die  allein  richtige  und  gerechte  sei  (I,  §.  313).  Hält 
man  sich  dagegen  au  die  Wahrnehmungen  im  Leben  und  vergegenwärtigt  man  sich 
die  Einflüsse,  welche  im  Concurrenzsystem  zur  Geltung  gelangen  können,  so  kommt 
man  zu  dem  entgegengesetzten  Schloss,  dass  gerade  in  diesem  System  der  eine  Theil 
vom  anderen  leicht  unbillig  und  insofern  eben  doch  sachlich  „ungebtlhrlich*" 
ausgebeutet  werden  könne.  Auch  das  bleibt  bei  Verbaudsorganisation  ebenso  wie 
ohne  solche,  was  die  theoretischen  Anhänger  der  ersteren  übersehen.  Freilich  lässt 
sich  dies  wiederum  nur  nach  dem  vagen  Kriterien  des  billigen  Ermessens 
(§.  148  N.  5)  feststellen.  Aber  auch  hier  gilt  von  Neuem,  dass  bei  aller  Unsicherheit 
des  Urtheils  im  einzelnen  Falle  doch  überall  ein  richtiges  Urtheil  für  Durchscbnitts- 
verhältnisse  gef&llt  werden  kann,  und  dies  genügt. 

Dies  Urtheil  lautet:  Die  vertragsmässige  Reguliiung  der  Ver- 
theilung zwischen  ^^Arbeit  und  KapitaP^  verbürgt  keine  nach  billigem 
Ermessen  angemessene  Veihältnisse,  gewährt  namentlich  keinen 
Schutz  für  den  und  die  im  Concnrreuzkampf  JSchwächeren  und 
fällt  daher  vollends  bei  Individualvertrag,  aber  auch  bei  organi- 
sirten  Verbänden,  leicht  und  in  der  That  oftmals  für  jdie^e  Schwä- 
cheren unbillig  ungünstig  aus,  daher  namentlich  auch  für  die  besitz- 
losen Arbeiter  gegenüber  dem  Besitz,  dem  Kapital.  Dem  letzteren 
fällt  meistens  zu  viel,  dem  ersteren  zu  wenig  \om  Mehrwertle  zu. 

Die  Ankläger  der  Concurrenz  und  des  Privatkapitals  haben  nur  darin  entschieden 
Unrecht,  dsbs  sie  als  mögliche  und  wirkliche,  ja  öfters  sogar  als  nuthwendige  Folge 
der  freien  Concurrenz  einseitig  eine  uabilligo  (iestaliung  stets  nur  der  Löhne,  eine 
,,  Ausbeutung"  stets  nur  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber  ableiten.  Statt  dessen 
muss  eine  zweiseitige  Ausbeutung,  bald  der  Arbeiter  durch  Arbeitsherren,  bald,  venn 
auch  seltener,  dieser  durch  jene  als  eine  mögliche,  häutig  thatsächliche,  indessen 
niemals  unbedingt  nothwendige  Folge  der  freien  Concurrenz  anerkannt  werden.  Daher 
bald  und  freilich  öfters  unbillig  niedere  Löhne,  mitunter  aber  auch  unbillig  niedrige 
Gewinno  (letztere  /.  B.  bei  kleinen  handwerklichen  Unternehmern  gegenüber  ihren 
(lesellen  gerade  in  der  Neuzeit  keine  Seltenheit),  bald  zu  hohe,  bald  zu  niedrige  Preise 
der  Producle. 
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Hierin  liegt  der  wahre  Nachtheil  des  Coneurrenzsystems.  Er 
lägst  sich  einfach  darauf  zarUckfübren,  dass  in  dem  letzteren  keine 
Ordnung,  worin  die  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit  auch 
mit  nach  BilligkeitsrUcksichten  geregelt  werden ,  keine  gesunde 
Organisation y  sondern  umgekehrt  nur  eine  Desorganisation  jener 
Beziehungen  erkannt  werden  muss.  Da  entscheiden  denn  roh 
mechanisch  die  Macbtfactoren,  welche  in  Angebot  und  Nachfrage 
von  und  nach  Arbeitskraft  und  von  und  nach  GütervorrStben  zur 
Beschäftigung  von  Arbeitern  oder  m.  a.  W.  von  und  nach  Kapitalien 
für  die  Bestimmung  der  Lohn-  und  Gewinnhöhe  zur  Wirksamkeit 
gelangen.  Aus  diesen  Verbältnissen  lässt  sich  wohl  ein  Schluss 
gegen  die  Zweckmässigkeit  des  Coneurrenzsystems ,  nicht  aber 
gegen  das  ganze  Arbeitslohnsystem  und  gegen  das  Privatkapital 
ableiten,  wenn  letzteres  einmal  als  die  im  Wesentlichen  unentbehr- 
liche Rechtsform  für  die  Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung 
von  Nationalkapital  (§.  143)  angesehen  werden  muss. 

Aach  hier  stimme  ich  Kodbertas  bei  in  dem,  was  er  über  die  M&ngel  des 
sich  selbst  übcrlassenen  Verkehrs  sagt,  wo  die  ,, natürlichen ''  Gesetze  statt  „TernUnf- 
tiger  gesellschaftlicher  Gesetze*'  den  Prodactionsertrag  ?ertheilen,  Sociale  Frage  S.  46. 
—  Natürlich  ist  es  nur  dieselbe  willkuhrliche  Behauptung  wie  seitens  der  „indin- 
dualistischen"'  Anhänger  der  freien  Concurrenz  (§.  SIS),  wenn  die  Theoretiker  der 
Gewerksvereinsorganisation  ohne  Weiteres  annehmen,  diejenige  Lohnregelung,  welche 
aus  dem  Pactircn  der  Aibeitgeber  mit  den  zu  Geweik?ereinen  organisirten  Arbeitern 
hervorgehe,  sei  schlechtweg  die  richtigste  und  gerechteste.  Es  zeigt  sich  hier,  z.  B. 
in  der  von  Brentano  u.  A.  m.  Tertretenen  theoretischen  Richtung,  in  solchen  Fragen 
schlechterdings  nur  eine  Erneuerung  der  alten  individualistisch -liberalen  Doctrin,  bloss 
mit  dem  Unterschied,  dass  sich  die  Ix)hiik&mpfe  zwischen  rerbandsmässig  organisirten 
Arbeitern  und  Arbeitgebern,  die  bereit  sind  „raugirte  Schlachten'*  zu  schlagen,  (Gneist) 
vollziehen.  Practisch  immer  ein  Unterschied  gegen  die  frühere  individualistische  Doctrin, 
wenn  auch  lange  nicht  und  besonders  auch  nicht  allein  von  der  günstigen  Bedeutung 
für  das  Arbeiter-  und  allgemeine  Interesse,  wie  die  Betreffenden  annehmen,  principieU 
gar  kein  Unterschied.  Und  dass  man  damit  nicht  „zum  socialen  Frieden''  kommt, 
zeigt  uns  trotz  des  hübschen  Buchs  von  v.  Schulze-GäFernitz  eben  das  Vaterland 
dieser  Bewegung  —  England. 

§.  152  [305].  —  3.  Andere  Einwände  gegen  die  socia- 
listische Kapitalkritik.  Endlich  begehen  die  Gegner  des 
Privatkapitals  den  Fehler,  aus  der  richtigen  Kritik  des  letzteren 
zuweit  gehende  Schlüsse  gegen  die  ganze  Institution  zu  ziehen 
(§.  150).  Es  genügt,  dies  in  einem  Hauptfalle,  bei  dem  Bezug  von 
Conj  uncturengewinnen  und  Renten  (d.  h.  Einkommen  bei 
Productionskostendifferenzen  §.  146  unter  4)  nachzuweisen. 

Hier  wird  in  der  Tbat,  wie  früher  dargelegt,  von  einer  Person, 
z.  B.  rein  in  Folge  eines  Privateigenthnmsrechts  am  Boden  oder 
an  einem  anderen  Productionsmittel,  ein  Einkommen  kraft  der 
„gesellschaftlichen   Zusammenhänge"   bezogen,  welches  nicht  auf 
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individaelle  ökonomische  Leistung  des  Beziehers  (Arbeiten,  Sparen) 
zurückzuführen  ist.  Dient,  wie  oftmals,  dieses  Einkommen  zur 
Kapitalbildung,  wird  eine  Rentensteigerang  z.  B.  sofort  kapitalisirt, 
bei  Veräusserung  des  Objects,  der  Quelle  dafür,  dies  Kapital 
realisirt,  so  hat  dieses  Privatkapital  bei  seinem  Besitzer  allerdings 
einen  im  Allgemeinen  recht  wohl  zu  bemängelnden  Ursprung. 

Allein  eine  wenigstens  relative  Rechtfertigung  solchen  Ge- 
winnbezugs und  solchen  Kapitalbesitzes  folgt  einmal  aus  der  That- 
Sache,  dass  die  einzelnen  Empfänger  jener  ökonomisch  unverdienten 
Einkommen  im  heutigen  Wirthschaftssystem  auch  die  Träger  der 
aus  den  Gonjuncturen  hervorgebenden  ökonomisch  unverschuldeten 
Verluste  sind. 

Ein  praktisch  oft  nicht  unwichtiger  Fall,  z.  B.  bei  Grand-,  Hans-,  Eisenbahn-, 
Maschinen  -  Eigenthnm .  direct  oder  durch  Vermittlung  des  Werthpapiers  (Actie). 
üebrigens  nnr  eine  relative  Rechtfertigung:  denn,  wie  die  Socialisten  richtig 
eingewendet  haben,  verliert  die  Kapitalistenclasse,  als  Ganzes  aufgofasst,  wenig  oder 
nichts,  sondern  nnr  zwischen  den  einzelnen  Kapitalisten  findet  bei  Verlusten  eine 
Eapitalübertragnng statt.  So argumentirt auch Rodbertus mehrfach, ähnlich P i e r s t o r f f . 

Sodann  rechtfertigt  es  sich,  ja  es  ist  principiell  zu  verlangen, 
besonders  in  den  häufigen  Fällen,  wo  nicht  dieselben  Personen 
Gewinn  und  Verlust  aus  der  Conjunctur  traf,  z.  B.  bei  rechtzeitiger 
Veräusserung  im  Preise  gestiegenen  Grundeigenthums,  für  die  Ge- 
sellschaft, welche  diesen  Gewinn  durch  ihre  Entwicklung  und 
Thätigkeit  direct  und  indirect  schuf,  durch  Staatsmaassregeln, 
besonders  durch  Steuern  den  erlangten  Gewinn  in  billigem  Umfang 
ftlr  sich  in  Anspruch  und  so  daran  Theil  zu  nehmen. 

Hiernach  ist  eine  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  (Grandjente!)  als  solcher 
principiell  statthaft  und  nothwendig:  ein  Postulat,  das  in  der  Praxis  zwar  manchen 
Schwierigkeiten  bei  seiner  Ycrwiriilichung  begegnet,  indessen  nicht  unerfüllbar  ist, 
wenigstens  innerhalb  der  Grenzen,  welche  in  der  voRswirthschaftlichen ,  finanziellen 
nnd  Socialgesetzgebung  überhaupt  für  die  Durchführung  einer  theoretisch  richtigen 
Forderung  anerkannt  werden  müssen.  Siehe  Grandlegung  I,  §.  1S6,  besonders  S.  3^8. 
Näheres  darüber,  besonders  über  diestenertechnische  Seite  der  Frage,  im  2.  Theile 
meiner  Finanzwissenschaft,  2.  Auflage  §.  236  ff.  Siehe  auch  meine  Gommunalstener- 
frage,  Leipzig  1878,  S.  40  und  den  dort  erwähnten  Versuch  in  Bremen,  der,  wdl 
unrichtig  angefangen,  rückgängig  gemacht  worden  mnsste,  aber  ein  an  sich  richtiges 
Princip  enthielt.  Darüber  mein  Votum  zu  Hanssen 's  Votum  in  der  Bremer  Steuer- 
angelegenheit ,  Bremen  1877. 

Man  kann  endlich  selbst  noch  weiter  in  der  Antikritik  der 
socialistischen  Kapitalkritik  gehen  und  dabei  dann  trotz  der  im 
Vorausgehenden  angedeuteten  bedenklichen  Consequenzen  des 
Privatkapitals  zu  einer  wenigstens  practischen,  damit  freilich  nur 
relativen,  aber  doch  entscheidenden  Rechtfertigung  desselben  kommen. 

Angenommen,  es  erfolge  die  eben  erwähnte  Correctur  der  Ein- 
kommenvertheilung  nicht,  —  also  in  der  Hauptsache  der  Fall  der 
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Gegenwart,  —  oder  sie  erweise  sieh  unausführbar  oder  unznreiehend: 
selbst  hier  würde  einzuwenden  sein,  man  mttsse  die  ^^unverdienten'' 
Gewinne  und  Kapitalien  den  Beziehern  lassen,  weil  dieser  Zustand 
voraussetzungsweise  alsdann  als  ein  mit  dem  ganzen  privatwirth- 
sebaftlichen  System  untrennbar  verbundener  erseheinen  würde. 
Dieses  System  kann  mau  aber,  nach  allem  Vorausgeschickten,  zwar 
einengen,  aber  nicht  beseitigen.  Man  braucht  es  insbesondere, 
was  für  unsere  jetzige  Erörterung  das  entscheidende  Moment  ist, 
als  wenigstens  für  jetzt  unentbehrliches  Mittel  zur  Bildung  des 
Nationalkapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals.  Hier  erfüllt  es 
somit  höchste  Interessen  der  Gesammtheit,  der  Volkswirthschaft, 
nicht  nur  der  Privatwirtbschaften,  und  schlimmsten  Falles  mtlssten 
deswegen  jene  Unzuträglichkeiten,  jene  partiell  „unverdiente''  Ver- 
theilang  des  Volkseinkommens  und  des  Kapitalbesitzes  mit  in  den 
Kauf  genommen  werden. 

§.  153  [306].  —  4.  Das  Sparmoment  bei  der  Bildung 
des  Privatkapitals.  Zum  Schluss  ist  auch  noch  gegen  die 
socialistische  Kapiialkritik  einzuwenden,  dass  der  förmliche  Spott, 
mit  welchem  mitunter  das  Sparmoment  in  dem  Process  der  privaten 
Kapitalbildung  behandelt  worden  ist,  unbegründet  erscheint,  wenn 
er  auch  durch  die  falsche  panegyrische  Lobpreisung  des  Sparens 
in  der  britischen  Nationalökonomie  und  vollends  in  dem  deutschen 
Ableger  derselben  hervorgerufen  wurde. 

Vgl.  die  von  Lassalle,  Kapital  nod  Arbeit,  S.  109,  mit  Rocht  persifllrte  Dar- 
legang  des  Verhältnisses  durch  J.  Fan  eher,  wo  es  heisst:  „wer  Kapital  ansammelt, 
hat  sich  Entbehrungen  auferlegt.  .  .  .  DafUr,  dass  er  seinen  Vorrath,  die  Fruchte 
seiner  Enthaltsamkeit  hergiebt,  mass  er  belohnt  werden  und  das  geschieht  durch 
Zahlung  7on  Zinsen,  denn  diese  Entbehrung  ist  soviel  und  oft  noch  mehr 
werth  als  die  Arbeit  selbst.  Es  ist  daher  nicht  möglich  (?I),  dass  der  Ar- 
beitslohn auf  Kosten  des  Entbehruugslohns  sich  erhöht.*"  Es  ist  nicht  leicht 
möglich,  eine  gute  Sache  durch  solche,  selbst  7om  Staodpnncte  des  Goncnrrenzsystems 
aus  durchaus  unrichtige  Beweisführung  schwerer  zu  schädigen,  als  es  hier  Ton  einem 
der  bedeutendsten  Vertreter  der  deutschen  Freihandelsschule  geschieht  Die  leitende 
Idee  (abstinence-Thcorie)  stammt  von  Senior  her,  political  economy,  p.  58  ff.  VgL 
V.  Böhm,  I,  315—341. 

Es  ist  oben  dargelegt  worden,  dass  das  Sparmoment  einseitig 
betont  wurde  und  dass  der  ganze  Ausdruck  ,,Sparen^^  für  diejenigen 
über  die  Production  und  Consumtion  der  Gttter  disponirenden 
Thätigkeiten,  durch  welche  das  Kapital  entsteht,  leicht  irre  leitet. 
Aber  ersetzt  man  das  Wort  durch  das  richtige  oder  legt  man  ihm 
die  Bedeutung  bei,  welche  Diejenigen  im  Grunde  im  Sinne  haben 
müssen,  die  das  Kapital  durch  „Sparen^'  entstehen  lassen,  so  fällt 
der  Grund   der  Polemik  weg.    Man  muss  es  auch  gerade  immer 
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wieder  als  die  ökonomische  Function  —  in  einem  höheren,  aber 
nicht  unrichtigen  Sinn:  als  das  ,,Amt^'  —  der  Wohlhabenden,  der 
Unternehmer  und  der  bisherigen  Kapital-  und  GrundeigenthOmer 
bezeichnen,  die  noth wendigen  Dispositions-  und  Sparacte,  durch 
welche  allein  Nationalkapital  entstehen  kann,  wie  Beauftragte  der 
Volks wirthschaft  vorzunehmen,  — :  im  Interesse  der  letzteren,  weil 
eben  nach  dem  Dargelegten  die  Bildung  des  Nationalkapitals  nicht 
allgemein,  und  bisher  nur  in  geringem  Umfange,  direct  durch  die 
Gemeinschaft  selbst  erfolgen  kann.  Dasselbe  gilt  von  der  Ver- 
wendung dieses  Kapitals.  Die  kapitalisirenden  Personen  nehmen 
jene  Acte  allerdings  im  eigenen  Interesse  vor,  aber  sie  erfüllen 
damit  das  auf  keij^e  andere  Weise  zu  befriedigende  Gemeinschafts- 
interesse. Gerade  darin  liegt  der  innere  Grund,  dessentwegen 
die  Rechtsordnung  Privatkapital  als  Eigenthumsart  und  einen  Ge- 
winn als  Antheil  des  Kapitalisten  am  Productionsertrag  zulassen  mass. 

Aach  hier  stimmt  die  Beweisführung  Schäffle's  wieder  ganz  mit  der  moinigen 
Uberein.  Vergl.  oben  S.  333  und  334,  auch  Pierstorf f,  Unicruchmorgcwinn, 
S.  225  (über  Schäfflc,  in  richtiger  Beistimmang)  und  den  ganzen  Scblussabschnitt 
S.  lOS  ff. 

Auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  liegt  dann,  wie 
übrigens  selbst  die  Theorie  in  der  Smith'sehen  National?1konomie 
meistens  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  eine  höchst  mögliche  Kapita- 
lisirung  des  Einkommens  gerade  der  Wohlhabenden,  der  Zins-  und 
Rentenbezieher  oder  m.  a.  W.  eine  möglichst  grosse  Sparsamkeit, 
eine  möglichst  geringe  Luxuscousumtion  derselben. 

A  Smith,  wealth  of  nations,  b.  II,  eh.  2  (Ashcrl,  331  ff.),  Mill,  politische 
Ockonomie,  Band  I,  Kapitel  5,  §.  5,  v.  Hermann,  Untursuchungon ,  Abbandlang  X, 
besonders  Abschnitt  3  —  5.  Die  entgegengesetzte  Ansicht,  dass  ein  gewisser  Loxos 
der  Wohlhabendon  im  Interesse  der  arbeitenden  Classen  liege  und  daher  die  Sparsam- 
keit  der  ersteren  zu  weit  gehen  könne,  wird  z.  Th.  von  Sismondi  vertreten.  Sehr 
weit  geht  darin  v.  Kirchmann,  siehe  die  Ausztige  in  Kodbertus'  zur  Beleochtung 
der  socialen  Frage,  S.  13  ff. 

Und  in  der  Vermeidung  oder  Beschränkung  dos  Luxus  seitens 
der  Besitzer  eines  grösseren  Einkommens,  denen  rechtlich  die  be- 
liebige Verwendung  desselben  gestattet  ist,  kann  auch  wieder  ein 
gewisses  persönliches  ökonomisches  und  selbst  moralisches  Ver- 
dienst liegen. 

Man  darf  nur  die  Thatsache  nicht  in  der  Weise  übertreiben  und  dio  Beweis- 
führung der  Spartheorie  nicht  dadurch  lächerlich  machen,  dass  man  hier  kurzweg 
von  ,.EMtbchreu'*,  von  „Darben"  spricht,  als  ob  es  sich  nur  um  das  Sparen  bei  kleinen 
Leuten,  Arbeitern,  Beamten,  kleinen  Unternehmern  handle.  Gerade  in  den  Flllcn 
der  grösseren  Kapitalbildung  passt  eine  solche  Bezeichnung  gewöhnlich  gar  nicht 
Denn  höchstens  liegt  hier  eine  massige  Luxusbeschränkung  vor,  welche  oft  genug 
um  so  weniger  ein  „Verdienst"  ist,  w^eil  eine  noch  grössere  Luxuscousumtion  für  die 
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Betrefi'endon   einfach  aufhört,   ein  Genuss  zu  sein,   unter  ümbtändcn  selbst  ein  Opfer 
oder  sogar  thatsächlich  unmöglich  wird. 

III.  —  §.  154  f307J.  Das  Schlusscrgebniss  der  Unter- 
suchungen über  das  Kapital,  seine  Entstehung  und  Ver- 
mehrung ist  ein  für  das  Privatkapital  günstiges.  Das 
letztere  muss  wenigstens  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  und  för 
unabsehbare  Zeit  aus  den  schwerwiegendsten  Gründen  des  volks- 
wirthschaftlichen  Interesses  vom  Rechte  zugelassen  werden ,  als 
unentbehrliche,  auch  vom  Gesammtinteresse  geforderte,  zwar  nicht 
absolut  und  unbedingt,  wohl  aber  relativ  zweckmässigste  Rechts- 
i'orui  für  die  richtige  Bildung  und  Vermehrung  des  National- 
kapitals  in  der  erforderlichen  Menge  und  Beschaffenheit  und  für 
die  geeignetste  Verwendung  desselben. 

Für  die  Eigenthumslehre  und  Politik  ist  daher  die  Frage 
nach  der  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  welche  zu  den 
vorausgehenden  Erörterungen  über  das  Kapital  führte  (§.  135), 
dahin  zu  beantworten,  dass  sich  die  Privateigenthumsinstitution 
auf  das  Kapital  mit  ausdehnen  muss. 

Aus  der  vorausgehenden  Untersuchung  sind  indessen  für  die 
Rechtsordnung  des  Kapitaleigenthums  zwei  weitere  wichtige  Schlüsse 
abzuleiten,  welche  zugleich  auch  für  unsere  Gegenwart  schon  ein 
Zugeständuiss  an  die  Gegner  dieser  Institution  enthalten. 

1.  Der  erste  Schluss  betriflft  die  Ausdehnung  des  privaten 
Kapitaleigenthums  und  die  thatsächliche  und  eventuell  auch  die 
rechtliche  Beschränkung  dieser  Ausdehnung.  Es  giebt  nemlich 
allerdings  schon  heate  im  grossen  Umfange  Kapitaleigenthum  in 
dem  Besitze  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  vor  Allem  des  Staats 
und  der  Gemeinde,  und  zwar  auch  für  Zwecke  materieller  Pro- 
duction,  und  hierin  erfolgt  gerade  neuerdings  öfters  eine  starke 
Ausdehnung.  Die  Entwicklung  der  Technik  ermöglicht  das  mehr. 
Das  Bedürfniss  des  Grossbetriebs  drängt  öfters  in  dieselbe  Richtung. 
Auch  wird  es  häufig  Wünschenswerther,  weil  das  Privatkapital, 
namentlich  auch  in  der  Form  der  Kapitalassoeiation  (Actiengesell- 
schaft!)  mangelhafter  die  Function  des  „Leiters"  der  Production 
ausübt  und  andere  wirthschaftliche,  sociale,  ethische  Uebel  dabei 
schroflFer  hervortreten  (Börsentreiben,  Grtinderei).  In  seiner  Function 
als  Rentenfonds  endlich  zeigt  das  Privatkapital  bei  Ueberhand- 
nehmen  der  Credit wirthschaft,  Beschäftigung  des  Kapitals  nicht 
durch  den  Eigenthümer,  sondern  den  Entlehner,  bei  Ausdehnung- 
müssigen  reichen  Rentnerthnms,   welches  nichts  für  die  Gemein- 
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Schaft  leistet,  auch  nicht  in  freien  Diensten  der  Liebesthätigkeit, 
des  öffentlichen  Lebens,  bei  Verbreitung  übermässigen,  hässlichen, 
persönlichen  Luxus',  vielerlei  Bedenken,  welche  in  die  Richtung 
zum  öffentlichen  Kapital  und  zur  Gemeinwirtbschaft  mit  hindrängen. 

Die  mancherlei  wichtigen  Zweige  privatwirthschaftlicbcu  Erwerbs  Ton  Staat  ddcI 
Gemeinde,  ferner  viele  Zweige  gebtthrenartigen  Einkommens/  besonders  im  Gebiete 
der  Cultor-  nnd  Woblfahrtsförderang,  die  grossen  Ofi'entJicbcn  Verkehrsanstalten  (Eisen- 
bahnen, Post,  Telegraphie)  n.  s.  w.  sind  bekannte  Beispiele.  Oeftors  waltet  hier 
staatliches  und  communales  Grundeigenthum  vor,  wie  bei  Feldgutem,  Forsten,  Berg- 
werken, aber  damit  ist  gewöhnlich  anch  ein  mehr  oder  weniger  beträchtliches  ^apitid- 
eigenthum  verbanden  (Inventar  der  Güter,  Gebäude,  Meliorationen  u.  s.  w.).  Mitunter 
steht  letzteres  auch  selbständig  da,  z.  B.  im  Wagenpark  von  Verkehrsanstalten.  Die 
städtischen  Beleachtnngs-,  Wasser-,  Markt-,  Verkehrsanlagcn  u.  dgl.  sind  weitere  Bei- 
spiele, zum  Theil  anch  solche,  welche  den  Einflnss  der  Technik  auf  solche  Deber- 
tragong  von  Wirthschaftsanst  alten  auf  Ofl'entliche  Körper  besonders  deutlich  zeigen. 
Neben  dem  privaten  existirt  also  in  der  That  ein  bedeutendes  öffentliches 
Material  kapital.  Dasselbe  bildet  und  vermehrt  sich  auch  nicht  bloss  durch  Ver- 
mittlung von  Privatkapital  oder  aus  Steuern,  sondern  vielfach  direct  durch  die  er- 
forderlichen Dispositionsacte ,  welche  die  betreffenden  Verwaltungen  hinsichtlich  der 
Prodnction  und  der  Verwendung  der  fertigen  Güter  treffen:  wenn  z.  B.  eine  Forst- 
behörde Wegebauten,  eine  Eisenbahnverwaltung  Wagenbaufabriken  n.  dgl.  m.  leitet, 
oder  wenn  aus  dem  Einkommen  des  Verwaltungszweigs  ein  Betrag  zur  Melioration 
oder  auch  zur  ersten  Begründung  einer  Betriebsanlage  (Forst-,  Domänen-,  Eisenbahn- 
wesen) verwendet  wird.  Aehnliche  Fälle  sind  in  der  Militär-  und  Marineverwaltung 
zahlreich.  Hier  wird  also  thatsächlich  das  Problem  einer  Bildong,  Vermehrung 
und  Verwendung  von  Nationalkapital  ohne  Vermittlung  von  Privatkapital  gelöst 
Jede  neue  Ausdehnung  der  zwangsgemeiuwirthschaftlichen  Thätigkeit  vermehrt  das 
Nationalkapital  in  der  Form  des  öffentlichen  statt  bloss  in  derjenigen  des  Privat- 
kapitals. 

Eine  principielle  Grenze  für  diese  Entwicklung  lässt  sich  nicht 
angeben:  sie  wird  thatsächlich  immer  wesentlich  vom  Stande  der 
Productionstechnik  und  von  der  Bewährung  des  privatwirthschailt- 
liehen  Systems  abhängen  müssen.  Unsere  Zeit  nähert  sich  daher 
dem  socialistischen  Ziele  ohne  Zweifel  in  Bezug  auf  die  Heraus- 
nahme der  sachlichen  Productionsmittel ,  auch  des  Kapitals,  aas 
dem  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  etwas.  Der  Ueber- 
gang  jedes  neuen  Productions-  oder  Leistungszweigs  an  den  Staat, 
z.  B.  im  Verkehrswesen,  ist  eine  Etappe  nach  diesem  Ziele.  Bloss 
die  Unklarheit  der  Gegner  der  Socialisten,  welche  Leidenschaft 
blind  macht,  kann  das  verkennen. 

Der  Irrthum  des  Socialismus  liegt  nur  wieder  darin,  statt  einer 
langsamen  geschichtlichen  Entwicklung  eine  plötzliebe  allgemeine  Um- 
gestaltung durch  Staats-  und  Rechtszwang  zu  verlangen  oder  zu  er- 
warten —  auch  der  Marxismus,  der  alles  von  der  natürlichen  „Evo- 
lution" erwartet,  scheut  doch,  wie  oben  schon  öfters  hervorgehoben, 
nicht  vor  der  „revolutionären  Dictatur  des  Proletariats^'  zurück,  was 
-doch,  aus  der  Phrase  ins  Verständliche  tibersetzt,  nur  Anwendung 
von  Staats-  und  Rechtszwang  bedeuten  kann  — ;  und  der  weitere 
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Irrthnm  des  Socialismus  ist,  statt  einer  eventnelleD;  vielleicht  auch 
fortschreitenden  Einengung  des  privatwirthschaftlicben  Systems  und 
des  Privatkapitals  eine  völlige  Beseitigung  beider  durch  ^^öffentliche 
Wirthschaft^'  und  „öffentliches  EapitaP'  herbeiführen  zu  wollen, 
—  was  nach  dem  Früheren  für  nngemessene  Zeiten  als  unerreichbar 
und  unerwünscht  erscheint.  Im  Uebrigen  ist  das  Problem  der  Be- 
schränkung der  Ausdehnung  des  Privatkapitals  in  der  Eigenthums- 
ordnuDg  dasselbe  wie  dasjenige  der  Beschränkung  des  privatwirth- 
schaftlicben Systems  in  der  Ordnung  oder  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft 

Soweit  aber  mangelhafte  Leistung  des  Privatkapitals  in  den 
beiden  Functionen,  des  Leiters  der  Produetion  und  des  Renten- 
fonds, die  angedeutete  Entwicklung  zu  öffentlichem  Kapital  und  zu 
Gemeinwirthschaft  hin  begünstigen,  kann  man  wieder,  wie  in  ähn- 
lichem Falle  beim  Privatgrundeigenthum  (zumal  dem  ländlichen 
Grossgrundbesitz)  sagen:  das  Privatkapital,  der  Stand  der  Privat- 
kapitalisten hat  sein  Schicksal  selbst  mit  in  Händen.  „An  ihren 
Früchten  sollt  Ihr  sie  erkennen^'  heisst  es  auch  von  ihm.  Fungirt 
er  als  Productionsleiter  und  Rentenbezieher  auch  im  gesammten 
volkswirthschaftlicben  und  socialen  Interesse  befriedigend,  so  wird 
seine  Stellung  auch  auf  die  Daner  nicht  ernstlich  bedroht  sein. 
Andernfalls  mag  man  ihn  zwar  wohl  als  unvermeidlich  immer  noch 
behalten  müssen,  aber  —  als  ein  nothwendiges  Uebel  und  soweit 
als  möglich  wird  man  ihn  verdrängen,  an  die  Stelle  privaten  wird 
öffentliches  Kapital,  an  die  Stelle  des  privatwirthschaftlicben  wird 
das  gemeinwirthschaftliche  System  in  immer  weiterer  Ausdehnung 
in  der  Volkswirthschaft  treten. 

Siehe  Tbeil  I,  Buch  5  und  6.  Im  Gewerbe  zeigt  die  Gegenwart  eiue  Tiel 
weitere  Aosdehnung  des  Privatkapitals  aU  ia  frtlberon  Zeiten,  z.  B.  in  der  mittel- 
alterlichen Wirthschaftsordnnng,  im  älteren  Zunftwesen  n.  s.  w.  Gewisse  Einrichtongen 
aligemeinerer  Art  und  Benutzung,  z.  B.  Walkmühlen,  Lagerhäuser,  Kaufhäuser,  Plätze 
für  die  Vornahme  technischer  Operationen  (bei  der  Weberei,  Färberei  u.  d.  w.), 
Bacitöfen,  u.  v.  A.  m.  waren  vielfach  „Ofientlichcs**  Eigenthum  der  Stadt,  der  Zunft, 
oder  Eigenthum  des  Grundherrn,  nicht  des  einzelnen  Gewerbetreibenden,  wie  jetzt 
meistens.  (Vgl.  n.  A.  Lamprecht,  französisches  Wirthschaftsleben ,  S.  104, 
Seh  moller,  Strassburger  Tucherzunft  passim,  Thun,  Industrie  am  Niederrhein, 
passim.)  Also  nicht  nur  beschränkterer  Inhalt  des  Eigenthumsrechts,  sondern  auch 
geringere  Ausdehnung  des  Prifatkapitals.  Vielleicht  fuhrt  die  moderne  Technik 
(Dampfkraft  zur  Benutzung  für  kleine  Gewerbetreibende)  auch  wieder  zu  solchen 
Arten  „Oßentlichen''  Eigenthums. 

2.  Der  zweite  Schluss  betrifft  den  Inhalt  des  Eigenthums- 
rechts in  Bezug  auf  Privatkapital.  Gerade  bei  der  Beachtung  der 
für  die  Bildung  des  letzteren  maassgebenden  Momente  wird  man 
bei  allem  Festhalten  an  diesem  Priirateigenthnm ,  als  dem  haupt- 
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Sächlichen  Mittel  der  Bildung  von  Nationalkapital,  dem  Staate  und 
der  Gesetzgebung  das  Recht  einräumen  müssen,  nicht  nur  nach 
dem  Individualinteresse  des  Kapitalisirenden  und  seiner  Rechts- 
nachfolger, sondern  zugleich  nach  dem  Gemeinschaftsinteresse  der 
ganzen  Volkswirthschaft  den  Inhalt  dieses  Eigenthums  festzustellen, 
daher  eventuell  auch  die  Verfügungsrreiheit  des  Kigenthtimers  nach 
diesem  Gesichtspuncte  zu  beschränken,  und  demselben  veeitere  Ver- 
pflichtungen aufzulegen.  Der  absolute  Inhalt  des  Eigenthumsrecbts 
ist  in  Bezug  auf  Privatkapital  nicht  nur  noch  mehr  als  bei  dem 
meisten  anderen  Eigenthum  und  kaum  weniger  als  bei  Grundeigen- 
thum  unzulässig  wegen  der  Verwendung  des  Kapitals,  sondern 
auch  unnöthig  nach  der  Entstehungsart  desselben.  Denn  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  wesentlich  das  Recht  die  Vertheilnng 
des  Nationalkapitals  als  Privateigenthum  an  die  einzelnen  Besitzer 
bestimmt  (§.  145),  und  dass  es  nur  Gründe  des  Gesammtinteresses 
sind,  aus  welchen  Privatkapital  vom  Rechte  zugelassen  wird;  wenn 
man  erwägt,  dass  die  Privatkapitalisten  eben  nur  Functionäre  der 
Volkswirthschaft  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  National- 
kapitals sind,  so  wird  man  dem  Staate  nicht  nur  das  Recht,  son- 
dern auch  die  Pflicht  zuschreiben,  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  welchen  die  Kapitalisten  ihr  Eigenthum  besitzen,  „ihres  Amts 
warten^'  sollen  in  ihrer  Doppelfunction  als  Bildner  des  National- 
kapitals, Leiter  der  Production  und  Bezieher  der  Kapitalrente. 

Wie  Kodbertus  sagt:  sind  die  Kapitalgcwinno  wenigstens  eine  Art  Gehälter 
fUr  Dienste  im  öfientlichen  Interesse:   Gebälter  regulirt  inan  (siehe  oben  S.  2S4). 

£s  ist  nicht  unzulässig,  in  allen  Fragen  des  Pri^atkapitals  au  das  schöne  Bibcl- 
wort  von  der  Pflicht  des  „Wucherns  mit  dem  anvertrauten  Pfunde"  zu  erinnern. 
Die  Gonscquenz  dieses  Worts  ist  aber  nicht,  dass  die  Entscheidung  über  die  Verfügung 
allein  dem  sittlichen  Willen  des  EigenthUmers  anheimfalle,  nur  in  das  Gebiet  der  Moral, 
nicht  des  Rechts  gehöre. 

Von  einem  „principiellen  Widerspruch"  von  Zinsgeset/en,  Pacht- und  Mieth- 
gesetzen,  Fabrikgesetzen,  Verpflichtungen  zu  Beiträgen  für  Arbeiterversichcrung  u.  s.  w. 
mit  dem  Privateigenthum  kann  also  keine  Kede  sein.  Die  freihändlerische  Polemik 
darf  sich  nicht,  wie  sie  es  thut,  gegen  solche  Gesetze  an  und  fdr  sich,  sondern 
nur  gegen  dieselben  wenden,  weil  sie  im  concreten  Falle  ungerecht  oder  unzweck- 
mässig sind. 

Die  richtige  Consequenz  der  Rod her tus 'sehen  Lehren!  Auch  hier  nicht 
principiclle  Verwerfung  des  Privatkapitals  und  Kapitalgcwinns,  sondern  nur  Regelung 
derselben  durch  ein  „verntlnftiges  Gesetz"  statt  des  freien  Gohcnlassens  im  heutigen 
Verkehr.  Vgl.  Rodbertus,  Sociale  Frage,  S.  146,  222  und  ob  n  Vorbemerkungen 
S.  281  W.  tlber  seine  sonst  anzugreifenden  Folgerungen. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  private  Grundeigenthum. 

§.  155  [S.  ^AH — 6461.  V  erbe  merk  an  gen  und  Littcratur.  Die  priucipielle 
Bocialökonomischc  Frage  beim  G  r  n  n  d  eigenthum  ist  hier  in  der  „Grundlegung*': 
ob  überhaupt  und  an  welchen,  nach  den  Zwecken  oder  Benutzungsarten 
(§.99)  unterschiedenen  Bodenkategorieen  ein  Privatoigonthum  von  der  Rechts- 
ordnung zugelassen  werden  soll.  Auch  diese  Frage  ist  in  der  eigentlich  volkswirth- 
schaftlichen  Litteratur  früher  nicht  viel  mehr  als  die  meisten  principiellen  Fragen  des 
wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  erörtert  worden.  Gewöhnlich  ist  auch  das  private 
Grundeigcnthum,  wie  alles  Privatcigenthum,  als  die  selbstverständliche  Voraussetzung 
sowohl  des  practischen  Wirthschaftslebcns  als  der  theoretiächon  Untcrsuchang  desselben 
angesehen.  Es  gilt  daher  doch  im  Ganzen  auch  für  dies  Eigenthum  dasjenige,  was 
in  den  Vorbemerkungen  oben ,  §.  1  ff.  und  §.  90  ff.  als  ein  Mangel  der  wissenschaft- 
lichen Behandlung  hervorgehoben  wurde,  welcher  beseitigt  werden  muss.  Dieser 
Mangel  ist  nur  um  so  auffälliger,  da  gerade  die  Bechtsgeschichte  des  Grundeigcnthums, 
besonders  die  deutsche,  ein  mit  Vorliebe  und  richtigem  Verständniss  behandelter 
Gegenstand  auch  für  die  Nationalökonomen  war.  Die  Bechtsgeschichte  belehrte  über 
die  von  den  heutigen  ganz  abweichenden  ,.  Formen  des  menschlichen  Herrschafts- 
Verhältnisses  in  Bezug  auf  den  Boden"  (§.  174),  welche  früher  auch  bei  uns  und 
anderswo  bestanden  haben.  Die  Nationalökonomie  hat  auch  in  trefflichi^n  agrar- 
politi^chcn  Untersuchungen  (Röscher)  die  bedingenden  ökonomisch- technischen  Ur- 
sachen der  Entwicklung  und  Aenderung  der  Formen  jenes  Herrschaftsverhälfnisses 
dargelegt.  Neuere  culturhistorische  und  ethnographisch -anthropologibche  Forschungen 
haben  dann  ausserhalb  des  Kreises  der  meistens  in  solchen  Dingen  allein  betrachteten 
europäischen  Völker  die  älteren  und  die  noch  bestehenden  Grundeigenthums- 
Verhältnisse  der  asiatibchen  und  anderer  Völker  kennen  gelehrt  (De  Lavöleye, 
Maine  u.  a.  m.).  Aber  zu  einer  aligemeinen  principiellen  Erörterung  über  das 
ganze  Rechtsinstitut  des  privaten  Grundeigenthums  ist  es  dennoch  nicht  gekommen. 
Bemerkenswerth  bleibt  jedoch,  dass,  soweit  eine  nationalökonomische  Beschäftigung 
mit  der  principiellen  Bechtäfrage  des  Privateijijrenthums  überhaupt  stattfand,  diese  sich 
fast  ganz  auf  das  Grundeigenthum  beschränkt  (und  sonst  nur  etwa  das  geistige  Eigen- 
thum in  die  Discussion  gezogen  hat).  Für  das  folgende  Kapitel  sind  daher  auch  hier 
die  Litteraturangaben  in  §.  92  oben  mit  zu  benutzen. 

Mit  dem  privaten  Grundeigenthum  hat  sich  schon  die  ältere  Volkswirthschafts- 
lehr-j  sonst  vomemlich  in  Bezug  auf  drei  Puncto  beschäftigt:  einmal  die  theo- 
retische Nationalökonomie  in  Bezug  auf  die  Lehre  von  der  Grundrente;  dann  die 
prac tische  Nationalökonomie,  besonders  die  Agrarpolitik  in  Bezug  auf  die  frühere 
und  jetzige  Rechtsordnung,  daher  auch  auf  die  Geschichte  des  Grundeigenthum'?, 
namentlich  des  ländlichen  und  auf  die  heute  bei  unseren  Culturvölkern  passende  Ge- 
staltung des  gesammten  bezüglichen  Rechts;  endlich  hat  die  Finanz  Wissenschaft  die 
nach  der  concreten  Sachlage  in  unseren  Staaten  besonders  practische  Frage  über  die 
finanzielle  Zweckmä.*(sigkeit  von  Staatsgrundeigenthum  (Domänenwesen ,  auch  Forst-, 
Berg-,  Eisenbahnwesen),  welcbes  als  Finanzvermögen  dient,  erörtert.  Diese  drei 
Puncte  stehen  auch  gegenwärtig  in  der  wissenschaftlichen  Discussion  und  der  zweite, 
theilweise  auch  der  dritte  in  der  legislativen  Behandlung.  Dach  haben  sich  die  Auf- 
fassungen dabei  mehrfach  verändert.  Besonders  hat  man  die  mancherlei  bedenklichen 
Folgen  der  Freiheit  des  (ländlichen)  „Grundeigenthums"  unter  der  Herrschaft  der 
liberalen  Agrarpolitik  mehr  erkannt  und  steht  dieser  Freiheit  daher  jetzt  skeptischer, 
mindestens  nicht  mehr  so  optimistirch  und  so  selbstgenügsam,  als  ob  mit  ihrer  Gowähr 
alles  Erforderliche  geschehen  wäre,  gegenüber,  so  in  der  Frage  der  Theilung,  des  Be- 
sitzwechsels, der  Verschuldung,  des  Erbrechts  bei  ländlichem  Grundbesitz;  überschätzt 
auch  nicht  mehr  so  den  Werth  der  älteren  agrarpolitLschen  Reformen  (Grundentlastung, 
Zusammenlegung  der  Grundstücke,  GemeinheitstheilungV  In  der  Frage  des  öffentlichen 
(Staats-,  Gemeinde-)Besitzes  von  Grundeigenthum  erkennt  man  unbefangener  die  finan- 
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ziülloD,  socialpolitischen  Yortheile  gewisser  Eategorieen  solchen  Besitzes  an,  aber  ver- 
kennt auch  nicht  die  technischen,  socialen,  politischen  Bedenken  einer  zu  weitgehenden 
Yerallgemeinerang  des  öiTentlichen  Bodenbesitzes  und  legt  in  der  wichtigsten  Frage, 
derjenigen  des  ländlichen  Privatgrundeigenthums,  auf  die  sociale  Function  des 
letzteren  das  entscheidende  (lewicht  für  die  Beibehaltung  desselben,  allen  FordemngeD 
radicalor  Politikern  gegenüber. 

Die  Grundrenton  frage  berührt  sich  mit  der  allgemeinen  principiellen  Frage, 
ob  CS  überhaupt  Pri?ateigcnthum  am  Boden  geben  soll,  sehr  nahe,  jedoch  gebt 
letztere  Frage  nicht,  wie  vielfach  angenommen  wird,  ganz  in  die  erstero  auf,  d.  h. 
mit  der  Ansicht  über  die  Grundrente  ist  diejenige  über  das  private  Gniudoigenthnm 
noch  nicht  ohne  Weiteres  entschieden.  Ein  HauptangriH'  ist  gegen  die  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums  regelmässig  mit  dem  Hinweis  darauf  geführt  worden ,  daas 
der  EigenthUmer  als  solcher  nur  kraft  seines  Eigenthumsrechts  in  der  Grundrente 
ein  Einkommen  beziehe,  welches  er  nicht  persönlich  ökonomisch  verdient  habe,  dass 
das  Gnindeigenthnm  also  als  Monopol  wirke.  So  vielfach  britische  NationalOkonomcn, 
wie  Senior,  political  economy,  p.  105  it.,  auch  J.  St.  Mi  11,  selbst  noch  jetzt 
H.  Spencer  trotz  seines  sonst  individualistisch-ökonomischen  Standpuncts,  und  über- 
haupt englische,  sonst  liberale  Oekonomisten ,  wobei  freilich  in  Betracht  kommt,  daas 
dieselben  die  Agrarverhältnisse  ihres  Landes,  vorwaltenden  grösseren,  meist  verpachteten 
Grundbesitz ,  bei  fast  fehlendem  selbslwirthschaftenden  Bauernstand,  vor  Augen  haben. 
Aehnlich  der  gesammte  Socialismus  und  die  neueren  ausserhalb  des  letzteren  stehenden 
theoretischen  und  agitatorischen  „Bodenreformer'*.  Diesen  Angriflf  auf  das  Grand- 
cigentbum  als  ein  „Mouopor'  suchten  Andere  dadurch  abzuschlagen,  dass  sie  das 
Vorhandensein  einer  solchen  Grundrente  und  damit  diesen  aus  ihr  abgeleiteten 
Monopolcharacter  leugneten  (Bastiat  und  seine  Schule,  besonders  auch  die  deutschen 
Freihändler).  Indessen  ist  dieser  Gegenbeweis  entschieden  missglückt.  Von  anderer 
Seite  ist  der  Bezug  einer  Grundrente  durch  den  Nachweis  der  vortheilhaften  Function 
dieser  Einrichtung  („Prämienfunction''  der  Beute,  SchäfUe)  und  durch  eine 
Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  ausserhalb  der  Grundeigenthums-  und 
Bodenproductionsvcrhältnisse  (v.  Maugoldt,  Schäffle)  zu  rechtfertigen  gesucht 
worden.  Der  Tragweite  dieser  Beweisführung  für  die  Privateigeuthumsfrage  vermag 
ich  mich  nur  zum  Theil  anzuschliessen.  Schäffle  selbst  hat  auch  im  Socialen 
Körper  (III,  390)  die  Tragweite  seiner  eigenen  früheren  Ausführung  beschränkt.  Die 
ganze  Renten-  und  speciell  Grundrentenlehre  gehört  indessen  in  die  zweite  Uaupt- 
abtheilung  dieses  Gesammtwcrks,  die  Theoretische  Volkswirthschaftslehre.  FQr  die 
priucipielle  Seite  der  Frage  vom  privaten  Grundcigenthum  hat  sie  eine  grosse,  aber 
nicht  die  allein  entscheidende  Bedeutung.  Für  das  Weitere  beziehe  ich  mich  auf 
den  Text  im  Folgenden.  Ich  bemerke  hier  vorläufig  nur,  wie  schon  mehrfach,  dass 
ich  (auch  Kodbcrtus  gegenüber)  am  Kern  der  Ricardo -Thünen'schen  Grundrenten- 
theorie festhalte,  die  Grundrente  also  als  ein  aus  Productionskostendifi'erenzen  sich  er- 
gebendes, nur  kraft  des  Eigenthums  bezo<^enes  „Differenz-Einkommen*'  auffasse  (§.  148 
sub  4,  §.  101).  sie  nicht  als  die  einzige,  aber  als  die  weitaus  practisch  und  theoretisch 
wichtigste  und  andauerndste  Rente  ansehe  und  in  ihrem  Privatbezug  eine  vielfach 
bedenkliche  Einwirkung  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  zu  Gunsten  der 
GrundeigenthUmer  (grossstädtisches  Grundeigenthum!)  erkenne.  Eine  Einwirkung,  welche 
in  gewissen  Fällen  in  der  That  einen  wichtigen  ökonomischen  Beweisgrund  gegen 
privates  Grundeigenthum  bildet,  wieder  freilich  am  Wenigsten  bei  ländlichem,  zumal 
kleinerem  und  mittlerem,  selbstbewirthschaftctem ,  bäuerlichem  (siehe  auch  Buchen- 
bcrger  I,  S.  244  IT.,  wo  mir  nur  auf  S.  249  die  Sätze  etwas  zu  unbedingt  gcfasst 
erscheinen).  Siehe  unten  §.161  nebst  litterarischen  Noten.  Für  die  ganze  Streitfrage 
besonders:  Berens,  kritische  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  Leipzig  186S. 
Einen  entscheidenden  Grund  gegen  Privatgruudeigenthum  liefert  die  Thatsache.  die 
mir  mit  den  meisten  Nationalökonomen  der  Ricardo*schen  Schule  und  den  Socialisten 
unbestreitbar  erscheint,  dass  nemlich  der  private  Bezug  der  Grundrente  dem  Eigen- 
thümer  öfters  ein  von  ihm  „persönlich  ökonomisch  unverdientes''  Einkommen  zufuhrt, 
gleichwohl  nicht:  und  zwar  aus  demselben  Grunde  nicht,  aus  welchem  überhaupt  die 
negativ  kritische,  vielfach  durchaus  richtige  Beweiäfahrung  gegen  das  private  Grand- 
eigenthum  (aus  dessen  volkswirthschaftlich  bedenklicher  Function  im  Vertbeilungsprocess 
heraus)  ohne  gleichzeitige  gelungene  positive  Beweisführung,  ob  und  welche  bessere 
Einrichtung  an  die  Stelle  treten  soll,  ob  und  und  wie  weit  also  sonst  das  volkswirth- 
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schaftliche  Prodactionsintcresse  richtig  gewahrt  werden  kann,  nicht  fUr  sich  die  ganze 
principielle  Frage  entscheidet    Siehe  darüber  nnten  §.  150. 

Bei  der  hervorragenden  Stellung,  welche,  früher  freilich  noch  ungleich  mehr 
als  jetzt,  das  l&nd liehe  Orundeigenthum  unter  allem  Grundeigenthum  einnimmt,  ist 
die  agrarpolitische  Seite  der  l&ndlichen  Eigenthumsordnnng  von  allgemeiner  Wichtig- 
keit hinsichtlich  der  ganzen  Frage  des  privaten  Grundeigeuthums.  Diese  Seite  wie 
der  verwandte  Gegenstand,  die  geschichtliche  Entwicklung  des  ländlichen  Grundeigeu- 
thums, sind  hier  in  der  Grundlegung  nicht  näher  bis  ins  Einzelne  zu  bebandeln. 
Das  ist  die  Aufgabe  theils  der  Wirthschafisgeschichte,  theils  der  Agrarpolitik  als  eines 
Haupttheils  der  Practischeu  Nationalökonomie.  In  letzterer  Hinsicht  kann  ich  jetzt 
hier  auf  die  bezüglichen  Ausfuhrungen  in  dem  Buchen  berger 'sehen  Werk  ver- 
weisen, besonders  Band  I,  namentlich  Kapitel  2,  Abschnitt  2,  S.  240  ff.  über  Privat- 
lind  Gollectiveigenthum ,  Ausführungen,  mit  welchen  ich  im  Ganzen  durchaus  über- 
einstimme, wenn  auch  mit  einzelnen  Abweichungen  in  Nebenpnncten  und  in  Betreff 
von  Einzelheiten  in  der  Beweisführung.  Ich  glaube  unter  Hinweis  auf  Büchenbergcr*s 
Werk  einige  weitere  Ausführungen  der  geschichtlichen  Partieen  und  über  die 
Principien frage.  Privat-  und  Gemeineigenthum,  woran  ich  für  diese  8.  Auflage  wegen 
neuerer  historischen  Arbeiten  (besonders  Lamprecht,  v.  Inama-Sternegg), 
Schriften  über  russische  Verhältnisse  (v.  Käussl  er)  und  wegen  der  Ausdehnung 
der  Bodenreformbewegung  (George,  Flürscheim)  gedacht  habe,  unterlassen 
zu  können.  Es  genügt,  für  die  Lösung  der  in  die  Grundlegung  allein  gel^grigen 
principiellen  Aufgabe  auf  einige  Ergebnisse,  welche  in  der  Geschichte,  Statistik 
und  Politik  des  Ackerbaus  und  des  ländlichen  Grundeigeuthums  genauer  ausgeführt 
werden  und  überhaupt  daselbst  erst  eigentlich  zu  begründen  sind,  hier  bloss  Bezug 
zu  nehmen,  und  nur  mitunter  einzelne  landwirthschaftlich-technische,  privatökonomische 
und  geschichtliche  Verhältnisse  etwas  näher  zu  verfolgen.  Doch  ist  auch  hierbei 
der  leitende  Gesichtspunct  ein  andrer  als  in  der  Theoretischen  und  Practischen  National- 
ökonomie: in  den  folgenden  Abschnitten  kommen  die  technischen  und  geschichtlichen 
Details  nur  in  Bezug  auf  die  grosso  Principienfrage  „ob  Privateigcnthum  am  Boden 
oder  nicht''  in  Betracht.  Die  Beschränkung,  welche  sich  hieraus  ergiebt,  ist  in  den 
Hauptabschnitten  2  und  3  so  weit  als  möglich  inne  gehalten  worden.  Speciallitteratur 
siehe  daselbst. 

Mehrfach  bin  ich  im  Texte  ziemlich  genau  meiner  kleinen  Schrift  „die  Ab- 
schaffung des  privaten  Grundeigeuthums'',  Leipzig  1870  (ge^en  die  Beschlüsse  des 
Baseler  Internationalen  Arbcitercougrcsses  gerichtet)  gefolgt ,  doch  ist  die  Begründung 
eingehender  und  mein  Standpunct  im  Folgenden  auch  hier  der  Forderung  der  Socia- 
listen  gegenüber  weniger  absolut- gegnerisch,  als  historisch-  und  örtlich-relativ- 
gegnerisch. Die  Bezugnahme  auf  das  sog.  Grund-  und  Bodengesetz  („Gesetz 
der  Production  auf  Land",  dass  nemlich  ceteris  paribus,  d.  h.  vor  allem  bei  gleich- 
bleibender Technik  —  eine  Bedingung,  die  auch  Kodbertus  in  seiner  Socialen 
Frage,  S.  180  ff.,  tibersieht  —  die  Verdoppelung  von  Arbeit  und  Kapital  nicht  den 
Ertrag  verdoppelt,  —  am  Besten  dargelegt  von  Senior  und  Mi  11,  politische  Oekonomio, 
Band  1 ,  Kapitel  12,  siehe  schon  Grundlegung  I,  S.  654)  habe  ich  im  Texte  nicht  in 
dem  Maasse  wie  in  jener  Schrift  S.  25  ff.  für  nöthig  gefunden.  Denn  es  lässt  sich 
der  Proccss  der  Entwicklung  des  privaten  Grundeigeuthums  auch  ohne  specielles  Ein- 
gehen auf  jenes  Gesetz,  dessen  Darlegung  und  Untersuchung  in  die  Theoretische 
Nationalökonomie  gehört,  sofort  an  die  Entwicklung  der  intensiven  Landwirtb- 
scbaft  anknüpfen,  welche  freilich  wieder  mit  jenem  Gesetz  zusammenhängt.  Vgl. 
besonders  §.  169. 

Für  unsere  frühere,  durch  die  Einseitigkeit  des  Smitbianismus  und  der  ganzen 
britischen  Nationalökonomie  in  den  Principienpuncten  noch  stark  beherrschte,  daher 
mehr  formell  als  materiell  selbständige  deutsche  Finanzwissenschaft  ist  die 
Abneigung  gegen  Grundcigenthum,  welches  dem  Staate  einen  Reinertrag  als  Finanz- 
vermögen geben,  also  eine  privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  sein  soll,  sehr  be- 
zeichnend: die  Gonsequenz  der  rein  privatwirthschaftlichen  Auffassung  der  Volks- 
wirthschaft  und  der  als  selbstverständlich  geltenden  Annahme,  dass  der  Grund  und 
Boden  auch  im  volkswirthschaftlichcn  Interesse  möglichst  in  Privathänden  sein  müsse. 
Die  gegen  das  private  Grundcigenthum  polemische  Richtung  begegnet  sich  daher 
mehrfach  mit  der  älteren  („cameralistischen")  Richtung  in  der  Praxis  und  Theorie 
unseres  Finanzwesens,  dass  der  Staat  ein  ausgedehntes,  vornemlich  aus  Grundeigen- 
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tlium  bestehendes  Domanium  zweckmässiger  Weise  besitzen  solle.  PUr  die  Fnge,  ob 
gewisse  Bodenkatcgorieen  lieber  in  dem  dnrch  den  Staat  rertretenen  QemeioeigeDthum 
oder  im  Privateigenthnm  der  Primaten  stehen  sollen,  kann  eben  deshalb  nolfftch  an 
die  bisherigen  Erörterungen  hierüber  in  der  Finanzwissenschaft  angeknüpft  werden. 
Vgl.  für  das  folgende  Kapitel  daher  meine  eingehenderen  Erörterungen  der  Frage 
?om  öUcntlichen  (Staats-)Besitz  ron  Domänen,  Forsten,  Bergwerken.  Wegen,  Eisen- 
bahnen im  ].  Bande  der  Finanzwissenschaft,  besonders  in  der  3.  Auflage. 

Rau  erörtert  seinem  Standpuncto  gemäss  die  principielle  Frage  des  prifaten 
(jrundeigentbums  als  solche  nicht,  berührt  sie  indessen  mehrfach  in  Verbindung  mit 
anderen  Punctcn.  So  I,  §.  376  tf.  und  besonders  in  der  Volkswirthschaftspolitik  bei 
der  Darstellung  der  rechtlichen  Verhältnisse  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes, 
§.  46  —  96,  besonders  §.  76  ff.,  dann  in  der  Finanzwisseuschaft.  —  Röscher  I,  1, 
Kapitel  5,  §.87,  SS  ^ebt  die  abweichende  Stellung  und  die  besondere  geschichtliche 
Entwicklung  des  Grundcigenthums  auch  fUr  die  allgemeine  theoretische  National- 
ökonomie hervor.  Doch  zeigt  sich  gerade  hier,  wie  die  Erörterung  Ober  Freiheit 
und  Eigeiithum  im  Abschnitt  von  der  Production  und  daher  aus  dem  Gesichtsponcte 
der  Production  ohne  gleichzeitige  Berücksichtigung  des  Gesichtspuncts  der  Vertheilung 
niclit  ausreicht  (siehe  oben  S.  6).  Das  private  Grundeigenthum  wird  wegen  seiner 
Wirkung  auf  die  Vertheilung  angegriffen  und  kann  daher  nicht  ausschliesslich 
mit  seiner  allerdings  vielfach  günstigen  Wirkung  auf  die  Production  (^Haupt- 
abschnitt 3  unten)  vertheidigt  werden.  Von  Röscher 's  Meisterwerke,  der  National- 
ökonomik des  Ackerbaus,  gehören  viele  Theile  hierher,  besonders  Band  2,  Kapitel  2, 
4 — 8,  11,  worauf  für  die  Details  der  Hauptabschnitte  2  und  3  besonders  zu  verwulson 
ist.  Siehe  sonst,  ausser  der  §.  92  genannten  nationalökouomischon  Littoratar  über 
das  Eigcnthum  im  Allgemeinen  noch:  Knies,  politische  Oekonomie,  2.  Auflage  passim, 
besonders  S.  215  tf.  (über  A.  Smith 's  Auffassung  des  Monopolcharacters  des  Grund- 
cigcnthumä).  Ferner  Schäffle.  System,  3.  Auflage,  H,  522  IT.,  539  ff.  und  passim 
(umfassende  piiucipielle  Erörterung  fehlt  auch  bei  ihm;  besonders  Bezugnahme  in 
der  Grundrentenlehre).  Auch  im  Socialen  Körper  fohlt  eine  zusammenhängende  Er- 
örterung des  Grundeigenthumsproblems.  Neuere  systematische  theoretische  Werke 
der  deutschen  Litteratur,  wie  v.  Mangoldt,  G.  Cohn,  v.  Philippovich,  Schön- 
berg's  Handbuch  gehen  auch  nicht  weiter  darauf  ein.  Siehe  jedoch  in  letzterem 
Mithoff 's  Abhandlung  Vertheilung,  besonders  in  dem  Abschnitt  „Einwendungen 
»regen  die  Grundrente''  (3.  Auflage,  I,  603  ff.,  namentlich  die  Note  26,  S.  604).  Im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  habe  ich  die  Quintessenz  meiner  folgenden 
längeren  Ausführungen,  doch  mit  einigen  jetzt  in  dieser  3.  Auflage  hier  wieder  be- 
nutzten Zuthaten,  in  der  Abhandlung  Grundbesitz,  „die  Principienfrage  der  Rechts- 
ordnung'' gegeben  (LH,  S.  112 — 139).  Dazu  Lamprecht,  ebenda,  Geschichte  des 
Grundbesitzes,  S.  139  — 165,  Wirminghaus,  Statistik  desselben,  S.  165  ff. 
Siehe  ferner  Rösler  Verwaltungsrecht  I,  §.  124  ff.;  Lindwurm,  Eigenthumsrecht, 
Kapitel  V;  Lange,  Arbeiterfrage,  Kapitel  6:  0.  Effertz,  Arbeit  und  Boden,  2.  Auf- 
lage, 3  Bände  (Berlin  1890),  übrigens  mehr  ein  allgemeines  theoretisches  national- 
ökonomisches Werk,  vgl.  darüber  Lezis  in  Schmoller's  Jahrbuch  1891,  S.  1303  ff. 

A.  Smith  behandelt,  ohne  die  Monopolnatur  des  Grundcigenthums  zu  verkennen 
(so  1,  63),  die  principielle  Frage  nicht  näher,  die  Rentenfrage  schief,  die  einzelnen, 
mit  der  landwirthschaftlichen  Benutzung  in  Verbindung  stehenden  Fragen  rein  privat- 
wirthbchaftlich ;  natUilich  befürwortet  er  den  Uebergang  der  Domänen  ins  Privateigen- 
thum ,  mit  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Rentabilit^ltsgesicht^pnnct  (b.  V, 
eh.  2  am  Schluss\  Ricardo's  (wie  v.  ThUnen's)  Grundrentenlehre  beruht  ganz  auf 
der  Annahme  privaten  Grundcigenthums,  dessen  volle,  schroffe  Consequenzen  gerade 
in  dem  Bezug  der  Grundrente  hervortreten,  ohne  dass  deswegen  das  aus  anderen 
Gründen  für  nothweudig  gehaltene  Grundeigenthum  verworfen  wird.  Nur  in  Betreff 
der  „Wegsteuerung"  der  Grundreute,  als  eines  bloss  dem  Eigen thumsprincip  zo  ver- 
dankenden, von  aligemeinen  Entwicklungen  abhängigen,  daher  mehr  der  Volksgemein- 
schaft und  ihrem  Repräsentanten,  dem  Staate  gebührenden  Einkommens  finden  sich 
wie  schon  bei  A.  Smith,  so  bei  Ricardo  und  seiner  Schule  Gesichtspuncte ,  die  dann 
in  der  Folge  nur  schärfer  verfolgt  werden.  Gern  wird  sonst  auch  in  der  englischen 
theoretischen  politischen  Oekonomie  die  Frage  der  Agrarrcchtsrefornien  (Bauerscbaflo- 
bigrUndung)  behandelt.  Vgl.  besonders  J.  bt.  Mi  11,  principles,  Buch  4,  Kapitel  2, 
§.  5,  G  („(iründe    für  Grundeigenthum,  verschieden  von  denen  für  Eigenthum  an  be- 
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weglichen  GfiterD'\  Grundeigenthum  ?on  gewissen  Bedingungen  abhängig,  die  aber 
nicht  erfüllt  werden'')-  Dann  Kapitel  6  ff.  von  bäuerlichen  Eigenthümem.  Auch 
neueste  englische  Theoretiker,  wie  Mars  hall,  bandeln  doch  meibt  nur  vom  Grund- 
eigenthum in  Verbindung  mit  ihren,  oft  sehr  eingehenden  Erörterungen  über  die 
Grundrente.  —  In  der  französischen  Litteratur  sind  immer  noch  als  sehr  werthvoUe 
Untersuchungen  tiber  die  nationalökonomische  und  sociale  Seite  des  ländlichen  Grund- 
cigenthums,  der  Landwirthscbaft,  der  Rcchtbveihältnisse  der  Bodeneigeuthttmer  und 
Bebauer  u.  s.  w.,  auch  vielfach  von  Bedeutung  für  die  principielle  Frage  des  Grund- 
eigenthums,  Sismondi 's  Erörterungen  hervorzuheben:  nouveauz  principes  d'cconomio 
politiqne  I,  1.  3,  (de  la  richesso  teiritoriale)  u.  6tudes  I  u.  II,  Sect.  1  (über  dasselbe 
Thema).  Femer  das  ganze  Werk  von  De  Lav6leye.  Gide,  im  Journal  des  Eco- 
nomistes,  1883,  t.  22,  p.  175  ff. 

In  der  italienischen  Litteratur  sind  für  Fragen  dieses  Kapitels  die  freilich 
viel  weiter  ausgreifenden  wichtigen  Schriften  von  A.  Loria  hervorzuheben  (siehe 
schon  oben  S.  189  und  S.  292):  seine  rendita  fondiaria  e  la  sua  elisione  naturale, 
Milano  1880,  la  legge  di  popolazionc  ed  il  sistema  sociale,  Siena  18S2,  la  teoria 
economica  delia  constituzioue  politica,  Torino  1S86,  französisch  von  A.  Bouchard, 
les  bases  6couomi(ines  de  la  Constitution  sociale,  2.  6d.,  Paris  1893,  besonders  aber 
das  grosse  Werk  analisi  della  proprietä  capitalista,  2  vol.,  Torino  1S90,  la  terra  e  il 
sistema  sociale,  Padova  1892.  Ucber  Loria  siehe  Cossa,  introduzione,  3.  ed.  p.  527,  Lezis 
in  Schmoller's  Jahrbuch  1894  S.  293  —  302)  (besonders  über  die  analisi).  Der  Grund- 
gedanke ist:  „die  entscheidende  Bedeutung  des  Vorhandenseins  oder  Nichtvorhanden- 
seins von  freiem  Lande  für  die  Gestaltung  der  Wirthschaftsformen''  (Lezis  a.  a.  0.). 
Siehe  ferner  auch  hier  F.  Lampertico's  proprietä  (Milano  1876),  besonders 
cap.  1 — 3. 

§.  156.  Fortsetzung.  Besonders  Socialismus  und  Bodenbesitz- 
reform-Bewegnng  und  ihre  Litteratur.  In  der  kritischen,  das  ganze 
privateGrundeigenthumprincipiell  angreif  enden  und  es  verwerfenden  Litteratur 
ist  die  eigentlich  socialistische  und  die  neuere  Bodenbesitzreform-Litteratur 
zu  unterscheiden.  Die  crstere  wendet  sich  überall  gegen  das  Privateigenthum  am 
Boden  in  der  Consequenz  der  ganzen  socialistischen  Doctrin,  weil  der  Grund  und  Boden 
das  hauptsächliche  sachliche  Productionsmittel  ist.  Dies  Privateigenthum  wird  daher 
auch  wohl  besonders  scharf  angegriffen,  aber  doch  priucipiell  nicht  anders  als  das 
Privateigenthum  am  Kapital.  Weil  man  es  beim  Boden  mit  einem  reinen  Naturfactor 
zu  thun  hat,  erbcheint  freilich  dem  Socialismus  dies  Privateigenthum  noch  unbegründeter 
und  weil  die  Rechtsgeschichte  desäelben  so  manche  schwarze  Seiten  bietet,  ferner 
wegen  des  Hervortretens  der  Grundrente  auch  seine  Entstehung  und  seine  Folgen  noch 
bedenklicher.  Mit  besonderem  Eifer  wird  gern  aus  der  Geschichte  einzelner  Länder 
^^Unterdrückung  der  freien  Bauorschaft,  Bildung  der  Grnndherrschaft ,  späteres 
Bauerlegen,  Usurpation  der  Gemeinheiten,  wie  Grossbritannien,  einzelne  Theile  des 
Oontinents)  alles  Schlimme  zusammengesucht,  was  sich  ethisch,  politisch,  ökonomisch 
und  technisch  gegen  das  Privatgrundeigentbum  verwerthon  lä^t,  so  in  der  wissen- 
schaftlichen Litteratur  (März),  so  vollends  in  der  agitatorischen. 

Leichter  als  gegen  das  Privatkapital  ist  die  socialistische  Beweisführung  auch 
immerhin,  selbst  in  Betreff  der  letzten  practischen  Consequenz,  der  „Abschaffung'' 
des  privaten  Grundeigenthums  und  der  Hinüberführung  desselben  in  „gesellschaftliches 
Gemeineigen th um '\  Manche  üble  Folgen  des  privaten  Grundeigenthums  sind  offen- 
kundiger, für  die  Möglichkeit  des  Gemein  eigenthums  kann  man  sich  auf  ältere  historische 
Kechtbbildungen  und  Lie  und  da  auf  noch  vorhandene  beziehen,  die  gedanken massige 
Ausbildung  einer  Gemeineigenthums-  statt  einer  Privateigeuthumsordnung  am  Boden 
ist  weniger  schwierig  als  eine  solche  Betreffs  des  Kapitals,  auch  practisch  sieht  man 
bei  jener  leichter  das  „Wie  und  Wo''  und  kann  manche  sich  bietende  Einwendungen 
mit  geringerer  Mühe  abweisen.  Aber  Haupfehler  enthält  doch  die  socialistische 
Kritik  und  die  C!onsequenz  daraus  auch  in  der  Frage  des  Grundeigenthums.  Die 
historische  Bedingtheit  des  Privateigenthums  wird  nicht  gebührend  gewürdigt;  die 
verschiedenen  Zwcckkategorieen  des  Bodens,  bei  welchen  die  Frage  ökonomisch,  technisch, 
ethisch,  social,  politisch,  finanziell  ganz  verschieden  liegt,  werden  nicht,  oder  nicht 
ausreichend  unterschieden;  die  kritische  Polemik  generalisirt  viel  zu  sehr;  die  öko- 
nomisch-technische Ueberlegenheit  des  landwirthschaftlichen  Grossbetriebs  wird  in 
falscher  Analogie  mit  der  Industrie  übertrieben,   zum  Theil  ohne  Grund  behauptet. 
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da  gerade  der  Kleinbetrieb  in  der  Landwirtbscbaft  specifiscbo  VorzUge  hat,  welche  seine 
Mängel  öfters  mehr  als  aufwiegen;  die  sociale  h'nnction  insbesondere  des  ländlichen 
privaten  Grnndeigenthums  wird  übersehen  oder  für  nichts  geachtet  oder  veiworfen; 
und  endlich  die  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Ersatzes  des  Privateigenthniis 
durch  das  Gemeineigenthum  wird  doch  nel  zu  leicht  genommen,  die  psychologtechea, 
ökonomisch -technischen,  politischen  Schwierigkeiten  und  Bedenken  werden  auch  hier 
nicht  irgend  genügend  berücksichtigt.  Deshalb  kann  man  wissenschaftlich  und  fftr  eine 
besonnene  legislative  und  administrative  Reformarbeit  doch  nur  Einiges  aus  den 
kritischen  und  polemischen  Gosichtspuniiten  und  Beweisgründen  des  Socialismns  in 
der  Grundeigentliumsfrago  benutzen,  aber  die  Beweisführung  in  dem  wichtigsten  Falle, 
beim  ländlichen  und  theilweise  auch  beim  städtischen  Grundeigenthom ,  nicht  für 
ausschlaggebend  crlilären.  Auch  die  verbleibenden  Einwendungen  gegen  Gemein- 
eigenthum am  Boden  vom  Productionsstandpunctc  aus  worden  vom  Socialisnins  nicht 
hinlänglich  berücksicLtigt.  Folgerichtiger  verfährt  der  Socialismus  übrigens  im  Vei^ 
gleich  mit  den  „Bodenreformern^'  insofern,  als  er  mit  Recht  daran  festhält,  dass  die 
Beseitigung  des  Privateigen thu ms  am  Boden  ohne  diejenige  des  Privatojgenthains  am 
Kapital  etwas  Halbes  sein  und  für  sich  allein  nicht  für  Prodnction  und  Vertheilong 
das  auch  manchen  Bodenreformern  vorschwebende  Ziel  zu  erreichen  ermOglichon  würde. 

Die  ganze  socialistische  Litteratur  gehört  mit  hierher,  braucht  daher  hier  nicht 
wieder  besonders  gcnannnt  zu  werden.  Vgl.  u.  A.  Marx,  Kapital  I,  Kap.  24  über 
die  sog.  urspsrüngliche  Accumulation,  besonders  über  die  englischen  ländlichen 
Verhältnisse  (4.  Auflage  S.  682  il'.).  Liebknecht,  Grund-  und  Bodenfrage, 
Zürich  (mehrere  Auflagen). 

Nicht  auf  socialistischer  Grundlage  steht  eine  andere  kritisch- polemische  und  die 
Beseitigung  des  Privateigenthums  am  Boden  ebenfalls  vertretende  Litteratur,  welche 
neuerdings  auch  agitatorisch  geworden  ist:  die  Litteratur  der  „Bodenbesitzreform" 
(Nationalisirung  von  Land,  englisch).  Hierher  gehören  neuere  deutsche,  amen- 
canische,  englische  Schriften,  deren  Verfasser  von  ähnlichen  Anschauungen  und 
Beobachtungen  von  Missständen,  besonders  in  Betreff  des  speculativen  Besitzwechsels 
von  Grund  und  Boden  ausgehen,  an  die  misslicho  Seite  des  Prifatbezngs 
der  Grundrente  und  des  Bezugs  von  Conjuncturengewinuen  an  Grundstücken 
anknüpfen  und  dann  ihre  Kritik  wie  ihre  positive  These  theils  in  umfassender, 
wissenschaftlicher  und  principieller  Weise,  theils  auch  nur  unter  besonderer  Hervor- 
hebung einzelner  Missstände,  in  beiden  Fällen  freilich  vielfach  recht  dilettantisch  zu 
begründen  suchen.  Mit  zu  erwähnen  ist  hier  Gossen  in  seiner  eigenthümlichen 
Schrift  Entwicklung  der  Gesetze  des  mciischlichen  Verkehrs  (1854\  worin  im  Interesse 
bester  Bodenarbeit  der  üebergang  des  Bodens  an  die  Gcsammtheit  und  die  Ueber- 
lassung  desselben  pachtweise  an  den,  welcher  die  höchste  Rente  zu  zahlen  geneigt 
i:>t,  erwogen  wird  (Ausgabe  von  1889  S.  250  ii'.).  —  Zu  den  besten  bezüglichen 
Schriften  möchten  immerhin  Samte r^s  Arbeiten  über  die  Eigenthumsfrage  gehören 
(siehe  oben  S.  187).  Er  ist  in  Betrefi  des  Grund  und  Bodens  dem  ,.geselU»chaftlichen** 
Eigenthum  daran  tiberwiegend  günstig,  aber  hält  dabei  mehr  Maass  und  ist  in  der 
Beweibfuhrung  vorsichtiger  und  unbefangener,  als  die  neusten  deutschen  Bodenreformem 
(vgl.  besonders  Samter's  gesellschaftliches  und  Privateigenthum  und  das  grössere  Weik 
über  Eigenthum,  u.  A.  S.  453  ff.,  4S9  ff).  Weit  dilettantischer  und  sofort  wesentlich 
agitatorisch  wird  die  Grondeigcnthumsfrage  von  der  sonstigen  deutschen  „Bodenreform-**, 
„Freilund^^- Litteratur  behandelt.  Siehe  über  dieselbe  die  kritischen  Revuen  von 
Conrad  und  K.  Diehl,  in  des  ersteren  Jahrbüchern  (Conrad,  neuste  deutsche 
Litteratur  über  Verstaatlichung  des  Bodens)  Band  50,  N.  F.  15,  1889,  S.  150  ff., 
übrigens  die  doch  wesentlich  anders  stehenden  Schriften  von  L.  v.  Stein,  Schäffle, 
Ruhland  hier  mit  einziehend  und  wohl  den  Ausgangspunct  der  Polemik,  die  Mängel 
der  bestehenden  Rechtsordnung,  etwas  zu  wenig  gelten  lassend.  Ferner  in  derselben 
Zeitschrift  K.  Diehl,  Band  58,  3.  Folge,  Band  3,  1892,  S.  510  ff.  Dazu  die 
kritische  Litteraturübersicht  von  Buchen  berger  in  seiner  Agrarpolitik  Band  I, 
S.  230  ff.  Die  deutsche  bezügliche  Litteratur  ist  zwar  von  H.  George  und  den 
americanischen  und  englischen  Bewegungen  beeinflusst  worden ,  aber  doch  auch  ihre 
eigenen  Wege  gegangen,  freilich  mit  wesentlichen  Mängeln  behaftet.  Völlig  nnge- 
niessbar,  gleichwohl  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  sind  die  Schriften  von  Stamm, 
Erlösung  der  darbenden  Menschheit,  „Belehrungen  über  die  Eigenthumsanmaassnngen 
u.  s.  w.*\  3.  Auflage,  Stuttgart  1SS4,  und  derselbe,  die  socialpolitische  BedeutODg 
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der  Bodenreform,  Minden  18S6.  Am  wichtigsten  sind  die  Schriften  von  FlUrscheim, 
Staatsmonopol  des  Gmndpfand rechts  u.  s.  w.,  Minden  1885,  derselbe  Deutschland  in 
100  Jahren  n.  s.  w.  ein  sociales  Märchen,  Dresden  und  Leipzig  (1890);  derselbe,  aaf 
friedlichem  Wege,  2  Auflage,  Baden-Baden  1884;  derselbe,  der  einzige  Rettungsweg, 
Dresden  und  Leipzig  (1890).  Schriften,  sicherlich  vielfach  dilettantisch,  mitunter  bis 
zur  Naivetät  und  in  der  Beweisführung  unzulänglich,  auch  in  der  Form  angreifbar 
genug,  dennoch  m.  E.  nicht  so  mangelhaft  wie  sie  Diehl,  Conrad  beurtheilen,  auch 
Buchenberger's  sachlich  mir  zutreffend  erscheinendes  Urtheil  würde  ich  persönlich 
doch  etwas  mildern.  Ucber  die  vOlIig  unhaltbare  Krisentheorie  und  Theorie  der 
Begründung  des  Zinses  (nemlich  die  directe  und  indirecte  ZurOckführung  des  letzteren 
nur  auf  das  Privateigenthum  gerade  am  Boden)  siehe  Diehl  und  Buchenberger 
a.  a.  0.  Flürscheim  beruft  sich  in  seiner  letzten  Hauptschrift  mehrfach  auf  meine 
Ausführungen  in  der  Grundlegung  und  hat  längere  Auszüge  daraus  gegeben  (S.  263 
bis  275),  besonders  aus  meinen  Erörterungen  über  das  städtische  Grundeigenthum. 
Er  bedauert  nur  zum  Scbluss,  dass  ich  aus  meinen  Auffassungen  nicht  die  Gonsequez 
zOge  energisch  für  die  Abschaffung  des  (städtischen)  Privatgrundeigenthums  zu  agitiren 
(S.  275).  Von  anderen  Gründen  abgesehen  handelt  es  sich  Indessen  in  einem  Werke 
wie  dem  meinen  in  der  That  nicht  um  agitatorische,  sondern  um  wissenschaftliche, 
das  Erkennen  betreffende  Aufgaben.  Und  was  mich  von  Flürscheim  und  seiner 
Agitation  wie  seiner  Theorie  trennt,  ist,  dass  auch  er  mir  viel  zu  sehr  generalisirt 
und  die  Bedenken  und  Schwierigkeiten  einer  Hinüberführung  des  Privat-  in  Gemein- 
eigenthum  am  Boden  auch  beim  städtischen,  vollends  beim  ländlichen  Boden  gewaltig 
unterschätzt,  sociale  Functionen  gerade  des  Privateigenthnms,  welche  bei  letzterem 
in  Betracht  kommen,  ebenso  wenig  als  der  Socialismus  richtig  würdigt  Wesentlich 
an  die  Flürscheim'schen  Schriften  und  die  von  ihm  ins  Leben  gerufene  Agitation 
hat  sich  eine  weitere,  meist  agitatorische  Broschüren-  und  Aufsatzlitteratur  angeknüpft 
Näheres  darüber  bei  Conrad,  Diehl  (auch  sonstige  Keccnsionen  in  Conrads  Jahrbüchern 
letzte  Jahrgänge),  bei  Buchenberger,  einige  Schriften  stehen  auch  selbständiger.  Siehe 
U.A.  V.  Hclldorf-Banmorsrode,  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  Berlin  1885, 
Harmening,  Losung  der  socialen  Frage  durch  Bodenbesitzreform,  Berlin  1891, 
„Jemand'',  das  Maschinenzeitalter,  Zürich  1891  (S.  276  ff.),  Weh  borg,  humanistischer 
Socialismus,  Berlin  1891,  Fuld,  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  Hamburg  1892 
(kritisch,  ähnlich  wie  ich).  Femer  zur  Kritik  Buhland,  Agitation  zur  Verstaatlichung 
von  Gmnü  und  Boden  in  Deutschland,  Tübinger  Zeitschrift  1887,  Band  43,  S.  291  ff., 
H.  P  reu  SS,  die  Bodenbesitzreform  als  sociales  Heilmittel,  Berlin  1892  (einseitige 
scharfe,  aber  doch  in  manchen  Ausführungen  zutreffende  Kritik),  Conrad  Schmidt 
sociale  Frage  und  Bodenverstaatlichung  (aus  der  Schippel'schen  Berliner  Arbeiter- 
bibliothek, Berlin  1890),  Kautsky  in  der  Neuen  Zeit  1890,  S.  393  ff.,  beide  vom 
socialdemokratischen  Standpunkt  gegen  Flürscheim.  Plätterin  den  „deutschen  Worten*^ 
1891,  Heft  8  und  9,  S.  249,  Ethik  des  Landbesitzes;  derselbe  die  Bodenverstaatlichung 
der  Freiländer,  ebenda  1892,  Heft  4,  S.  209.  Dazu  Replik  Flürscheims  ebenda  1892, 
Heft  8  und  9,  S.  469.  Im  Allgemeinen  siehe  die  von  dem  Flürscheim'scheu  deutschen 
Agitationsverein  herausgegebene  Zeitschrift  „Frei  Land",  Organ  des  deutschen  Bundes 
für  Boden besitzreform  (jetzt  als  Halbmonatsschrift),  mit  manchen  kritischen  und 
Positives  bietenden  Aufsätzen. 

Gegner  von  Flürscheim  ist  trotz  in  einiger  Beziehung  verwandter  Tendenzen  auch 
Th.  Hertzka,  dessen  neuere  ,,libcral-socialistische'^  Schriften  auch  dem  Privateigenthum 
am  Boden  gegnerisch  sind.  Siehe  seine  Gesetze  der  socialen  Entwicklung,  Leipzig 
1886  (besonders  Kapitel  7  über  Grundrente,  „ein  dem  Besitzer  des  Bodenmonopols  für 
die  Benutzung  der  Naturkräfte  zu  entrichtender  Tribut*',  und  Kapitel  1 1 ,  „die  üebcr- 
windnng  des  Naturmonopols":  ,,sobald  die  Massen  die  Fähigkeit  selbständiger  Production 
erworben  haben,  wird  das  Grundeigenthum  zu  einem  Cnlturhlndemiss  und  verliert 
seine  Existenzberechtigung.  Die  Grundbesitzer  müssen  voll  entschädigt  werden  .... 
Der  solcher  Art  emanicipirte  Boden  ist  Eigenthum  der  Gesellschaft,  sein  Ertrag  jedoch 
gehört  voll  und  ganz  dem  jeweiligen  Bebauer.  Jedermann  hat  das  Recht,  Niemand 
die  Pflicht,  Boden  zu  bebauen  und  Niemand  ist  in  der  Wahl  des  zu  bebauenden 
Bodens  wie  überhaupt  in  der  Wahl  des  ihm  beliebenden  Prodactionsbctriebs  Be- 
schränkungen unterworfen  (!!)**.  Aus  der  Inhaltsanalyse  Hertzka 's  selbst  S.  XIII,  XV). 
Siehe  über  dieses  Buch  den  trefflichen  kleinen  Essai  Sc  hm  oll  er 's,  dem  ich  fast 
durchaus  beistimme,  aus  seiner  Zeitschrift  in  seiner  Schrift  „Zur  Litteraturgeschichte 
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u.  8.  w/',  S.  260  (,,FreihäDdIeriscbcr  SocialiMnos'').  ,,Ist  es  gleich  Wahnsitin,  bat  eB 
doch  Methode''.  Dazu  die  neuere  Schrift  Hertzka's  (io  einer  grösseren  und  kleineren 
Aasgabe)  „Freiland*'  ein  sociales  Zukunftsbild,  Leipzig  1890,  eine  Utopie  oder  ein 
,,Staatsroman/'  Auch  an  Hertzka's  Schriften  und  Thätigkeit  hat  sich  eine  Agitation  und 
eigene  Zeitschrift  angeschlossen,  auch  sogar  ein  Verein  zur  practischen  Yonrirklichnng 
der  Ideen  mittelst  einer  eigenen  Colonie  auf  —  africanischem  Boden. 

Aelter  als  diese  eben  besprochene  deutsche  Bodenreform-  Litteratur,  auch  letztere 
mit  beeinflussend,  zugleich  von  grosserem  Erfolg  wenigstens  in  Bezug  auf  die  Er- 
langung einer  gewissen  Anerkennung  in  der  Theorie  ist  die  nordamerikanische 
Bewegung,  welche  vornemlich  von  Henry  George  ausgegangen  und  noch  jetzt 
vornemlich  ?on  ihm  getragen  ist.  Auch  die  englische  ähnliche  Bewegung,  wenn 
auch  nicht  von  George  hervorgerufen,  ist  doch  von  ihm  verstärkt  und  unter  dem 
Eiaduss  seiner  Schriften  erweitert  worden.  George  hat  auch,  wohl  Dank  seiner  leb- 
haften und  anregenden  Schreibweise  und  seiner  ganzen  Persönlichkeit,  die  als  die 
eines  seif  made  man  anzieht,  in  weiteren  Kreisen,  selbst  in  der  wissenschaftlichen 
Nationalökonomie  und  bei  Kritikern,  welche  seine  Theorie  ablehnen,  eine  gewisse 
Anerkennung  gefunden.  Diehl  (a.  a.  0.  S.  529)  wie  Buchenberger  (S.  233) 
stellen  „ihn  weit  hoher  als  FlUrscheim".  Ich  kann  George  eine  besonders  hohe 
wissenschaftliche  Stellung  nicht  einräumen  und  halte  nicht  nur  seine  Theorieen, 
sondern  auch  seine  Behandlungsweise,  so  schon  in  seiner  Hauptschrift  progrcss  and 
poverty  (Fortsehnt  tuud  Armuth,  Deutsch  von  Gütschow,  Berlin  18S1,  5.  Auflage  1892) 
für  sehr  angreifbar,  auch  seine  leitenden  Ideen,  wenngleich  er  selbst  und  allein 
darauf  gekommen  sein  wird,  für  nichts  weniger  als  objcctiv  originelL  Siehe  darüber 
schon  meine  Besprechung  obigen  Buchs  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1881,  Band  37, 
S.  619  ff.  Ausser  jener  Schrift  siehe  noch  seine  social  problems,  deutsch  von  StOpel, 
3.  Auflage,  Berlin  1890,  und  „zur  Erlösung  aus  socialer  Noth'',  offener  Brief  an  Papst 
Leo  XIIL,  deutsch  von  Eulenstein,  Berlin  1893.  Characteristisch  ist,  dass  ein 
Nordamericaner  bereits  so  scharf  das  private  Grundeigenthum  angreift  und  zwar  ab 
Gegenstand  der  Laudspeculation  und  Grundrentenfonds.  Er  will  diese  Grundrente 
„wegsteuem",  wie  ähnlich  schon  so  manche  ältere  Kationalökonomen  und  Agitatoren, 
während  dann  der  Boden  in  Privatbesitz  bleiben  kann  und  soll:  also  keine  sonstige 
Aufhebung  des  Privatgrundeigentliums.  Auf  George  fuhrt  sich  daher  auch  eine 
eigenthUmliche  steuerpolitischc  Bewegung  zurück,  äusserlich  mit  der  alten  physio- 
kratischon  (impöt  unique)  verwandt,  sachlich  ganz  anders  begründet:  das  Streben 
nach  einer  „einzigen  Steuer*'  (siugle  tax),  eben  einer  wahren  Gruudrentenstener, 
möglichst  zum  Ersatz  aller  anderen  Steuern,  —  freilich  auch  eine  Utopie,  von  der 
technischen  Schwierigkeit  der  Verwirklichung  und  der  zu  vermuthenden  finanziellen 
Unzureichendheit  abgesehen  auch  allein  für  sich  eine  nichts  weniger  als  den  An- 
forderungen gerechter  Steuerverth eilung  entsprechende  Steuer.  Vgl.  über  America 
Wallace,  land  lessons  from  America,  1887. 

Sind  es  in  der  Neuen  Welt  (auch  Australien)  die  Uebel  der  wilden  extravaganten 
Boden  vertheuemden  Land-  und  Grundstückspeculation,  so  in  Grossbritaunien  die 
eigenthumlichen  Grundeigenthumsverhältnisse,  welche  hier  die  Idee  der  „Nationaliaimng 
des  Bodens"  erweckt  haben.  Die  extremen  Entwicklungen  des  Privateigenthoms  an 
Boden  und  zwar  nicht  nur  am  ländlichen,  sondern  selbst  am  städtischen,  das  Vor- 
walten des  fest  gebundenen  Grossgruudbesitzes,  die  ungeheuren  Rentenbezüge  des- 
selben gerade  in  Industrie-  und  Stadtbezirken  in  der  heutigen  volkswirthschafüicheo 
und  Verkehrsentwicklnng  bei  dem  System  der  Bodenleihe  zum  Hausbau  von  Eigen- 
thümer  au  Kapitalisten  und  Hausbesitzer  haben  hier  die  Opposition  gegen  die 
„uneamed  increments"  hervorgerufen,  wo  immer  geerntet  wird,  ohne  dass  man  gesät 
hat.  Selbst,  wie  bemerkt,  bei  den  classischen  liberal -individualistischen  briti^en 
Oekonomisten  begegnet  man  daher  einer  sonst  verwunderlichen  Skepsis  an  der  un- 
bedingten Nothwcndigkcit ,  Zweckmässigkeit  und  Unersetzbarkeit  des  privaten  Grand- 
eigenthums.  Kein  Wunder,  dass  dann  die  neueren  rapiden  und  riesigen  Entwicklangen 
des  städtischen,  des  Bergwerks-,  des  zu  industriellen  Zwecken  dienenden  Bodens  solchen 
Ansichten  Vorschub  leisteten.  Gerade  die  grosse  Verbreitung  des  Pacht  und  Bodcn- 
leih-Systems  in  Land  und  Stadt  in  Grossbritannien  macht  das  wohl  begreiflicher,  da 
hier  die  Ausführbarkeit  einer  Beseitigung  des  Privateigenthums  in  der  That  nicht  so 
schwierig  erscheinen  kann :  statt  des  privaten  Landlords  wird  die  „Nation",  der  Staat, 
die  Krone  Grundherr  und  bezieht  die  steigenden  Grundrenten.    Die  neuere  agrmrische 
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Krisis,  die  Folge  der  Überseeischen  landwirthscliaftlichen  Concorrenz,  das  Herabgehen 
der  l&ndlicheu  Pachtrente  konnte  sogar  wenigstens  den  ländlichen  Grundbesitzern  eine 
^.Bodenverstaatlichnng''  gegen  angemessene  Entschädigung  plausibel  erscheinen  lassen, 
um  aas  den  Schwierigkeiten  herauszukommen,  ein  auch  auf  dem  Continent  hie  und 
da  etwas  mitspielender  Gcsichtspunct.  Die  britischen  Verhältnisse  bieten  aber  so 
specifisch  Eigenthümlichcs ,  dass  für  die  allgemeine  Grundeigenthumsfrage ,  welche 
uns  hier  beschäftigt,  sonst  nicht  soviel  aus  der  dortigen  Bewegung  zu  entnehmen  ist 
Bcachtenswerth  sind  nur  die  historischen  und  statistischen,  verhältnissmässig  zahl- 
reichen Thatsacheu  über  die  Entwicklung  der  ländlichen  und  städtischen  Grundrente, 
dcmgemäss  des  Bodenwerths  und  der  ungeheuren  „unverdienten  Gewinne*',  welche  so 
das  Privateigenthumsprincip  gerade  in  einem  Lande  dieser  grossartigsten  modernen 
Entwicklung  den  EigenthUmern  zufuhrt.  Vielerlei  bezügliche  Daten,  auch  aus  den 
Materialien  einer  Gommission  zur  Untersuchung  der  „Town  holdings''  und  überhaupt 
gute  Behandlung  der  ganzen  Bodenfrage  nach  dieser  Seite,  unter  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  andrer  Länder,  auch  Deutschlands,  und  der  deutschen  Litteratur  in 
der  Schrift  von  W.  H.  Dawson,  the  uneamed  increment  or  reaping  without  sowing, 
London  1890.  Siehe  ferner  Wallace,  laud  nationalization,  öftere  Auflagen.  Wichtig 
sind  die  englischen  (und  zum  Tbeil  nordamericanischen)  Verhältnisse  als  Beispiele 
für  die  juristisch- technische  Einrichtung  von  Bodenleihen  behufe  Besetzung  mit  Ge- 
bäuden (Wohn-,  selbst  Fabrik-  und  dgl.  Gebäuden)  und  als  Belege,  wie  sich  das 
immerhin  machen  lässt,  woran  man  auf  dem  Continent  nicht  selten  ZweifeL  äussern 
hört.  Auch  unsere  Boden besitzreform er  beziehen  sich  daher  auf  diese  Verhältnisse 
und  widerlegen  so  wenigstens  einige  Einwände  (vgl.  z.  B.  Flürscheim,  Bettungs- 
weg,  S.  439  ff.,  532  ff.). 

Im  Ganzen  wendet  sich  die  Bodenbesitzreform  auch  einstweilen  vomemlich  gegen 
das  private  (grosse)  städtische  Grundeigenthum,  wo  die  Uebel  auch  am  augenfälligsten 
sind.  Unterschätzt  werden  nur  die  mancherlei  erheblichen  Schwierigkeiten  einer  recht- 
lichen Begelung  des  Bau-  und  Wohnungswesens  bei  „Gemeineigenthum"  am  städtischen 
Boden.  In  der  anderen,  fast  noch  wichtigeren  Frage,  derjenigen  des  ländlichen  Grund- 
eigenthums,  übersehen  oder  missachten  die  Bodenbesitzreformer  die  Gründe  für 
Privateigenthum  und  gegen  „Verstaatlichung**  fast  ebenso  wie  die  Socialisten,  ver- 
kennen die  sociale  Function  eines  ländlichen  Eigenthümerstandes  und  unterschätzen 
auch  sie  die  ungeheuren  Schwierigkeiten  einer  anderen  Bechtsordnung ,  auch  die- 
jenigen sowie  die  hierbei  so  stark  auftauchenden  Bedenkon  der  Durcliführang  eines 
allgemeinen  Pachtsjstems. 

Dem  Socialismus  gegenüber  kommt  der  Bodenbesitzreform  zu  Gute,  dass  dabei 
die  Grundlage  des  privatwirthscbaftlicheu  Systems  nicht  umgestossen  wird,  wenn 
auch  Flürscheim  aus  der  Verwirklichung  seiner  Ideen  das  Verschwinden  des  Zinses 
glaubt  ableiten  zu  dürfen,  wovon  sicher  nicht  die  Rede  wäre.  Die  Socialisten  ver- 
werfen daher  von  Ihrem  Standpunct  consequent  die  blosse  Bodenbesitzreform,  die 
dafür,  wenn  auch  als  zu  weitgehend,  bei  den  Anhängern  des  Bestehenden  immer 
noch  eher  als  discutabel  gilt. 

Ich  habe  sachlich  an  den  folgenden  Ausftlhningen  der  früheren  Auflagen  auch 
den  Anregungen  durch  die  hier  besprochene  Litteratur  gegenüber  nichts  Wesentliches 
zu  ändern  für  nothwendig  gefunden.  Auch  formell  sind  nicht  viele  Aenderungen 
eingetreten.  Weitere  Ausführungen  dieser  Abschnitte  hätten  zu  sehr  in  agrar- 
politische  und  sonstige  Fragen  der  practischen  Nationalökonomie  hinein  geführt  und 
sind  absichtlich  unterblieben,  indem  ich  mich  für  Vieles  auf  Buchenberger's 
Werk  beziehe. 


Erster   Hauptabschnitt. 

Einleitende  Betrachtung  der  Orundeigenthumsfrage. 

I.  —  §.157  [308].     Aufgabe  der  Untersuchung.    Das 

private  Grundeigenthum  nimmt  unter    allem  Eigentfaum    eine   so 
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bedeutsame  SonderstelluDg  ein,  dass  dieselbe  nach  dem  Ausweis 
aller  Rechtsgescbicbte  auch  im  Privatrecbt  niemals  unberücksichtigt 
bleiben  konnte.  Die  üblichen  recbtspbilosopbischen  ^^Begründungen'' 
des  Privateigenthums  (§.  102)  erscheinen  schon  ihren  eigenen  Ver- 
tretern beim  6 r u n d eigenthum  selbst  nicht  mehr  als  genügend.^) 
Sie  lassen  sich  jedenfalls  nur  sehr  gezwungen  auf  dasselbe  an- 
wenden, so  dass  ihre  Widerlegung  noch  leichter  wird,  als  bei  den 
andren  Eigenthumskategorieen.  Die  Zurückfübrung  des  privaten 
Grundeigenthums  auf  blosse  Zweckmässigkeitsgründe  ist  nicht 
mehr  ungewöhnlich,  wenn  sie  auch  im  Uebrigen  verworfen  wird. 
Ebenso  wird  das  Zugeständniss ,  dass  das  Grundeigenthum  eine 
blosse  Schöpfung  des  positiven  Rechts  sei,  hier  wenigstens  oft 
auch  von  sonstigen  Gegnern  dieser  Ansicht  gemacht.  ^)  Die  Be- 
denken gegen  das  private  Grundeigenthum  sind  auch  ausserhalb 
des  Kreises  der  eigentlichen  Socialisten  bereits  mehrfach  so  hoch 
angeschlagen  worden,  dass  die  Frage  der  „Abschaffung''  des- 
selben doch  mitunter  schon  gestellt  und  nicht  ohne  Weiteres  ab- 
gewiesen worden  ist,  ja  neuerdings  in  verschiedenen  Ländern  schon 
ernstlicher  discutirt  zu  werden  begonnen  hat  (§.  156).  Inmitten  der 
Schwierigkeiten,  welche  sich  namentlich  bei  vorwaltendem  Gross- 
grundbesitz, zumal  bei  fideicommissarisch  gebundenem,  ergeben 
haben  (Grossbritannien!),  ist  jene  Frage  sogar  von  Nationalöko- 
nomen und  Socialpolitikern  sonst  gemässigter  Anschauungen  wenig- 
stens bedingungsweise  bejaht  worden,  freilich  bisweilen  wie  aus 
Verzweiflung,  weil  man  keinen  anderen  Ausweg  aus  den  Wirmissen 
der  Gegenwart  sah.  ^)  Und  die  neuesten,  auch,  zum  Theil  besonders, 
auf  dem  Continent  hervortretenden  Schwierigkeiten  in  der  Lage  des 
ländlichen  Grundbesitzes  und  der  Landwirthschaft,  namentlich  in 
Folge  der  Bodenverschuldung  und  des  Preisdrucks  für  die  Boden- 
erzeugnisse durch  die  auswärtige  Goncurrenz,   haben  mehrfach  zu 

^)  Vgl.  z.  B.  Mill,  politische  Ockonomie,  Band  II,  Kapitel  2,  §.  5  und  & 
Cairnos  in  seinen  essays,  Abh.  land,  p.  190.     Siehe  auch  Koscher,  I,  §.  87,  88. 

*)  Mill  a.  a.  0.,  besonders  §.6,  z.  B.:  ,,die  Aneignung  des  Bodens  ist  eine 
Frage  des  allgemeinen  Nutzens.  Hat  das  Privateigenthuni  beim  Laude  diesen 
Nutzen  nicht,  so  ist  es  ungerecht.'* 

^  Ganz  allgemein  befttrurortet  aus  einem  verschiedenen  Gesichtspuncte ,  nemlich 
um  aus  allgemeinen  socialök  onomischen  Gründen  im  Boden  eigenthum  als  „gesell- 
schaftliches'' Eigenthum  ein  Gegengewicht  gegen  das  sonstige  Pri?atcigenthum  zu 
haben,  A.  Samter,  die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums,  in  seiner  ge- 
nannten Schrift.  —  Besonders  bemerkenswerth  sind  aber  auch  neuere  englische 
Strömungen  in  dieser  Richtung,  noch  vor  der  jüngsten  dortigen  „Land-Nationalisations"- 
Bewegung  (§.  156).  so  schliesslich  bei  J.  St.  Mill,  bei  Tbornton.  Vgl.  Koscher 
in  der  3.  Auflage  der  Ansichten,  I,  239  ff.,  27G,  über  neuere  «uiglische  Ansichten  vom 
Wertli  des  Bauerstands. 
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ähnlichen  Gedanken  geführt,  sogar  im  Kreise  der  ländlichen  Be- 
sitzer selbst  schon.  Die  Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte  liefert 
endlich  selbst  den  Beweis,  dass  das  private  Grundeigenthum,  wie 
es  scheint  ganz  allgemein^),  jedenfalls  bei  den  meisten  Völkern 
wirklich  eine  ,, historische  Kategorie^'  ist,  da  dasselbe  wenigstens 
an  vielen  Arten  von  Grundstücken  früher  nicht  bestanden  hat  und 
auch  in  manchen  Ländern  noch  heute  nicht  besteht.}^) 

Vollends  die  socialistische  Polemik  hat  sich  daher  be- 
greiflicher Weise  vornemlich  gegen  das  private  Grundeigenthum 
gewandt.  Ihre  Beweisführung  ist  hier  ungleich  schärfer  und 
zwingender  als  in  anderen  Fällen,  besonders  als  in  demjenigen  des 
Kapitaleigenthums.  Die  Forderung  einer  grundsätzlichen  Ab- 
schaffung des  privaten  Grundeigen thums  ist  so  schon  oftmals  ge- 
stellt worden.  Sie  erscheint  auch  von  vornherein  theoretisch  und 
practisch  weniger  unausführbar,  weniger  bedenklich  und  schwierig, 
als  z.  B.  die  Abschaffung  des  Kapitaleigenthums  und  selbst  als 
diejenige  des  Erbrechts.^)  Denn  solche  völlige  Umgestaltung  der 
Organisation  der  Volkswirthschaft,  auch  der  individuellen  Vermögens- 
verhältnisse wie  die  Verwirklichung  dieser  beiden  Forderungen 
würde  sie  auch  nicht  voraussetzen  und  nicht  bewirken. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  eine  unbefangene  Untersuchung  der 
Streitfrage  besonders  nothwendig,  aber  auch  besonders  schwierig. 
Dieselbe  hat  hauptsächlich  drei  Aufgaben:  einmal  muss  sie  sich 
auf  die  Kritik  des  bestehenden  Privateigenthums  am  Bodens  (§.  162  ff.), 
sodann  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  desselben  (§.  172  ff.) 
und  endlich  auf  die  Benrtheilnng  des  heutigen  socialökonomischen 
W^erths  des  privaten  Grundeigenthums  erstrecken  (§.  187  ff.). 


')  Vgl.  besonders  Laveleye,  propri6t6,  der  darch  seine  Dorchrnnsterung  der 
älteren  und  neueren,  europäischen  und  z.  Th.  auch  asiatischen  (besonders  Java,  Indien, 
Cliina)  und  africanischen  (Aegypten)  Grundeigenthumsverh&lUiisse  dies  wahrscheinlich 
macht.  Neuere  Forscliungen  haben  das  bestätigt,  wenn  auch  fUr  einzelne  Länder 
Mangels  sicherer  Kunde  über  älteste  Zeiten  Zweifel  geblieben  sind. 

')  So  in  der  russischen  Landgemeinde,  in  Java,  siehe  Laveleye,  p.  9  ff., 
40  ff.,  in  Indien.    Siehe  unten  Hauptabschitt  3. 

")  Diese  drei  Forderungen  bilden  auch  die  principiellen  Hauptpuncte  des  prac- 
tischen  Programms  der  internationalen  Socialdemokratie.  Vgl.  tlber  den  bezüglichen 
Beschluss  des  Baseler  internationalen  Gong^esses  von  1869  meine  Abschaffung  des 
privaten  Grundeigenthums,  Abschnitt  I.  Näheres  in  Nummer  5  und  6  der  „Verhand- 
lungen des  4.  Congreäses  des  internationalen  Arbeiterbunds  in  Basel*^  (11.  und 
12.  September  1869).  Siehe  auch  R.  Meyer.  Emancipationskampf  des  4.  Stands  ^ 
121,  Jäger,  moderner  Socialismus,  S.  34,  76,  Testtlt,  Internationale,  Leipzig  18V 
S.  177,  432  ü.  Vgl.  Schäffle,  Kapitolismus,  716  ff.,  System  II,  538  ff.  Gegen 
Abschaffung  des  Erbrechts  derselbe,  Quintessenz,  7.  Auflage,  S.  68. 
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Die  erste  dieser  Aufgaben  wird  in  diesem  und  in  dem  folgenden  2.  Haapt- 
abschnitt,  die  zweite  im  3.,  die  dritte  im  4.  Hauptabschnitt  behandelt,  doch  mit  der 
Abweichung,  dass  die  Kritik,  welche  sich  gegen  bestimmte  einzelne  Boden- 
kategoriccn,  besonders  gegen  das  st&dtische  Grandeigenthnm  (Boden  als  Standort 
far  Wohnungen  u.  s.  w.,  §.99)  wendet,  im  Zusammenhang  mit  der  letzten  Frage 
nach  der  praktischen  Durchführbarkeit  der  Abschaffung  des  Privateigenthums  erst  im 
Hauptabschnitt  4  geprüft  wird.  Die  Betrachtung  der  geschichtlichen  EntwicUong 
des  (irnndeigenthums  beschränkt  sich  ferner  vornemlich  auf  das  ländliche-blaer- 
liche.  Im  Uebrigon  liegt  überhaupt  der  Schwerpunct  der  principiellen  Streitfrage 
im  ländlichen,  in  zweiter  Linie  im  städtischen  Grand  eigen  tham.  Aof  diese 
beiden  Kategorieen  ist  daher  hier  in  der  Grundlegung  allein  etwas  näher  einzagehen. 
Die  Übrigen  Boden-  and  Grundeigenthamskategorien  kOnnen  nur  nebenbei  l^rührt 
werden.  Für  Wald-,  Wegeeigenthum  ist  die  Entscheidung  za  Gunsten  des  Gemein- 
eigenthums  auch  kaum  mehr  strittig.  Darüber  wie  tlber  die  Frage  in  Betreff  der 
Bergwerke  und  Gewässer  sowie  für  die  Detailponcte  der  Frage  des  ländlichen  Grand- 
eigenthums  ist  auf  die  Piactischc  Volkswirthschaftslehre  (3.  Hauptabtheilung  dieses 
Gesammtwerks)  zu  verweisen. 

Vor  dem  Eintritt  iu  diese  Untersuchung  möge  gleich  hier  vor 
folgenden  drei  häufig  vorkommenden  Fehlern  in  der  Erörterung 
gewarnt  werden. 

1.  Der  allgemeine  Fehler  der  Gegner  wie  der  Vertheidiger  der 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  ist  wiederum  auch  hier, 
dass  die  verschiedenen  Kategorieen,  in  welche  das  Grnnd- 
eigenthum  nach  den  ökonomischen  Zwecken  des  Bodens 
zerfällt  (§.  99),  nicht  unterschieden  werden.  Danach  ist  auch  die 
principielle  Bechtsfrage  (Privat-,  Gemeineigenthum  §.  93)  verschieden 
zu  entscheiden. 

In  Folkswirthschaftlicher  und  socialpolitischcr  Hinsicht  ergeben  sich  sehr  fer- 
schiedene  Vorzüge  und  Nachtheilo  des  Grundeigenthums,  je  nachdem  da&selbe  za  der 
einen  oder  anderen  Gattung  gehört.  Namentlich  steht  das  gewöhnliche  ländUche 
(agrarische)  Gmndeigenthum  im  Ganzen  anders  da,  als  die  Übrigen  Arten  desselben, 
indem  bei  ihm  mehr  als  bei  einer  der  anderen  Kategorieen  für  PriyatoigenthuBi 
spricht  und  die  Beseitigung  desselben  auch  mehr  ökonomisch-technische  Schwierig- 
keiten als  bei  den  anderen  haben  würde.  Angriff  und  Vertheidigung  gestalten  siä 
nothwendig  danach  verschieden.  Insbesondere  das  kleine  und  mittlere  ländliche  Gmnd- 
eigenthum hat  z.  B.  ökonomisch  und  socialpolitiscli  viele  Vorzüge  und  wenige  Be- 
denken, was  von  den  meisten  anderen  Arten,  z.  ß.  dem  städtischen  Wohnnngsboden* 
und  dem  Wegeeigenthum,  z.  Th.  auch  von  dem  ländlichen  Grossgrundbesitz  nicht  in 
gleicher  Weise  zu  behaupten  ist.    (Vgl.  unten  Hauptabschnitt  4.) 

2.  Ein  zweiter,  gleichfalls  beiden  Parteien  gemeinsamer  Fehler 
ist  die  VerkennuDg  der  durchaus  historischeu  Relativität 
der  Gründe  f(1r  und  wider  das  private  Grundeigenthum  und  seine 
einzelnen  Arten  und  tblgeweise  die  zu  apodictisch  allgemeine 
Rechtfertigung  oder  Verwerfung  der  Institution,  ohne  Rücksicht  auf 
Zeit  und  Ort  und  Umstände. 

Dieser  Fehler  hätte  auf  beiden  Seiten  leicht  vermieden  werden  kOnnen.  Denn 
die  recht&gcschichtlich  genügend  unterrichteten  Anhänger  des  Bestehenden  konnten 
unmöglich  übersehen,  dass  gerade  aus  der  geschichtlichen  Auffassung  des  Recbb 
und  speciell  eines  so  eminent  historisch  wandelbaren  Rechts  wie  dasjenige  des  Gnmd- 
eigcnthums,  die  Consequenz  weiterer  Fort-  und  Umbildung  dieses  Rechts  und  eTcntnoli 


Polemik  gegen  das  private  Gnindeigenthum.  351) 

einer  Wiederbeseitignng  des  Pri?atbesitze8  wenigstens  möglicher  Weise  erfolgen  kann. 
Und  die  Gegner  der  Institotion,  welche  sich  anf  frühere  Zustände  ohne  pri?ates  Grund- 
eigenthnm  beziehen,  mussten  absichtlich  die  historische  Bedingtheit  einer  Rcchts- 
bildnng  auf  diesem  Gebiete  ?erkennen,  wenn  sie  aus  dem  Vorhandensein  dieses  Eigen- 
thums  jetzt  oder  bei  uns  und  ihrem  Fehlen  früher  oder  anderswo  den  Schluss  ableiten, 
dass  man  beliebig  bloss  durch  Veränderung  des  Gesetzes  und  Staatszwang  das  Grund- 
eigenthum  abschaffen  könne.    (Vgl.  Hauptabschnitt  3.) 

3.  Für  die  Untersnchong  ist  endlich  auch  noch  die  Institution 
des  privaten Grnndeigenthums  als  solche  und  die  V er th eilung  des 
Grundbesitzes  zu  unterscheiden.  Auch  eine  bedenkliche  Vertheilung 
beweist  noch  nichts  Entscheidendes  gegen  die  Institution  als  solche. 

Es  kann  sich  gerade  bei  dieser  Eigenthumskategorie  und  bei  einer  Hauptart 
derselben,  wie  bei  dem  sog.  ländlichen  (agrarischen)  Grundeigenthum ,  der 
Privatbesitz  Ökonomisch  rechtfertigen  lassen,  während  die  Vertheilung  dieses  Be- 
sitzes nach  ihrer  geschichtlichen  BegrtUidung  und  Entwicklung  und  nach  ihrer  jetzigen 
ökonomischen  und  socialen  Function  mehr  oder  weniger,  vielleicht  in  hohem  Maasse 
(Grossbritannien,  romanisches  Südeuropa)  der  ablehnenden  Kritik  preisgegeben  werden 
muss.  Dies  daiif  die  Nationalökonomie  nicht  übersehen,  wie  umgekehrt  der  Socialismus 
nicht,  dass  die  Verwerfung  dieser  Vertheilung  nicht  nothwendig  diejenige  der  Institution 
selbst  in  sich  schliesst    (Vgl.  Hauptabschnitt  2.) 

IL  —  §.  158  [309].  Die  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  unterscheidet  sich  von  derjenigen  gegen 
andere  Recbtsinstitute  und  Wirthschaftseinrichtungen ,  namentlich 
von  der  sonst  ähnlichen  Polemik  gegen  das  private  Kapitaleigen- 
thum^  von  vornherein  günstig  in  einem  wesentlichen  Puncte:  sie 
stützt  ihren  Angriff  nicht  nur  auf  sogenannte  principielle,  aus  mehr 
oder  weniger  strittigen  Axiomen  abgeleitete  Gründe  und  auf  eben- 
falls controverse  Behauptungen  über  die  nachtheiligen  Folgen  der 
angegriffenen  Einrichtung,  sondern  zugleich  anf  historische 
Gründe. 

A.  Im  Wesentlichen  führt  die  Kritik  den  Beweis  gegen  das 
private  Grundeigenthum  folgendermaassen. 

Ich  halte  mich  bei  dieser  Darlegung  vomcmlich  an  die  Beweisführung  der  inter- 
nationalen und  nationalen  Socialdemokratie  in  ihren  Partei-Organen  und  seitens  ihrer 
geistigen  Führer. 

1.  Die  üblichen  ^^Begründungen''  des  Eigenthums,  welche  sich 
ohnehin  nach  unserer  früheren  Kritik  als  unzureichend  erweisen 
(Buch  2,  Kap.  2),  gelten  hier  vollends  als  unzulänglich. 

Unmöglich  kann  man,  so  heisst  es,  das  Grundeigenthum  unmittelbar  aus  der 
menschlichen  Natur,  nach  der  ersten  oben  geprüften  Eigenthumstheorie,  ableiten 
wollen:  Ton  allen  anderen  Gegengründen  abgesehen,  welche  sämmüich  hier  noch 
mehr  als  bei  anderem  Privateigenthum  zutreffen,  schon  deshalb  nicht,  weil  dies 
mit  den  unbestreitbarsten  Thatsachen  in  Widerspruch  stände.  Eine  nothwendigo 
Consc([ueuz  der  wir  th  Schaft  liehen  Natur  des  Menschen  kann  man  im  pri?aten 
Grundeigenthum  auch  nicht  sehen,  weil  sonst  die  Institution  allgemein  bestehen 
müsste,  was  die  Geschichte  widerlegt  Die  erste  Besitzergreifung  (Occu- 
pation)    vermag    ebensowenig    ein    für   aUemal   ein    Privateigenthum    an    einem  nur 
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in  beschränkter  Men^e  rorhaodenen  Natnrfactor,  wie  der  Gnmd  und  Bodea, 
welcher  far  die  menschliche  Existenz  so  unentbehrlich  ist,  zu  bogranden,  wean 
nicht  in  der  Conseqnenz  dieser  Begründung  die  vitalsten  IntereEsen  der  Sp&ter- 
kommenden  preisgegeben  werden  sollen.  Ohnehin  mttsste  erst  das  Erbrecht  Bit 
einem  Eigen thumsrecht  der  ersten  Occnpanten  in  Verbindong  getreten  sein«  wenn  die 
Occupation  den  Nachkommen  jener  ein  Eigenthumsrecht  am  Boden  verleihen  sollte. 
Die  Begründung  des  Eigenthums  auf  Arbeit  trifil  jedenfalls  bei  einem  NatorEactor, 
wie  der  Boden,  nicht  zu,  den  die  Arbeit  nicht  schafil,  sondern  höchstens  durch 
Rodung  u.  dgl  urbar  und  prodnctiver  macht  and  durch  fortgesetzte  Bebauung  so 
erhält.     (Siehe  §.  160  ff.) 

2.  Sollte  aber  selbst  das  GruDdeigenthum  durch  die  Occnpations- 
tbeorie  oder  die  Arbeitstheorie  für  „begründet"  erachtet  werden, 
so  ist  ja  der  meiste  Boden  gar  nicht  im  Eigenthum  der  ersten  Occn- 
panten oder  der  Besteller  oder  deren  Erben  und  Bechtsnachfolger, 
sondern  im  Eigenthum  ganz  anderer  Personen,  grossentheils  solcher, 
welche  selbst  oder  deren  Vorfahren  und  Rechtsvorgänger  ihn  den 
ersten  oder  früheren  Besitzern  mit  rechtswidrigen,  oft  mit  gewalt- 
thätigen  Mitteln  entzogen  haben.  Unter  dem  Einfluss  des  heutigen 
Wirthschaftsrechts  gebt  dieser  „Enteignungs-  und  Enterbungsprocess" 
der  ursprünglichen  Besitzer  aber  auch  jetzt  noch,  zwar  in  formell 
rechtlicher,  iosofern  nicht  anzugreifender  Weise  weiter,  aber  doch 
mit  dem  gleichen  Erfolge  hinsichtlich  der  Unanwendbarkeit  der 
Occupations-  und  Arbeitstheorie,  als  wenn  er  sich  gewaltsam  voll- 
zöge. Hier  wird  also  aus  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes 
ein  Grund  gegen  die  Institution  genommen.    (S.  Hauptabschnitt  2.) 

3.  Wenn  sich  auch  Privateigenthum  an  beweglichen  Gütern 
und  darunter  auch  an  solchen,  welche  als  Roh-,  Hilfsstoff,  Werk- 
zeug, Unterhaltsmittel  u.  dgl.  m.  zum  Kapital  im  ökonomischen 
Sinne  gehören,  allgemein  und  von  jeher  fast  ausschliesslich  findet, 
und  hier  kaum  förmliches  Familien-,  Geschlechts-,  Stammeseigen- 
thum  auch  an  diesen  Objecten  allgemein  vorangegangen  ist,  und 
insofern  die  Forderung  einer  Abschaffung  des  Privateigenthums 
begründeten  Einwänden  begegnen  mag,  weil  sie  gegen  alle  Ge- 
schichte verstösst,  so  ist  das  private  Grundeigentbum  geschichtlich 
nachweisbar  fast  überall  erst  an  die  Stelle  von  anderen  Eigen- 
thumsordnungen  getreten.  Daher  ist  es  eben  nicht  unbedingt  noth- 
wendig,  keine  rein -ökonomische,  absolute,  sondern  nur  eine  histo- 
risch-rechtliche Kategorie  des  Wirthschaftslebens. 

Insbesondere  ist  es  aus  einem  Gesammt-  oder  G e m e i n eigenthum  von  Ge- 
meinschaften, wie  dem  Volke,  dem  Stamm,  dem  Geschlecht,  der  Dorfschaft,  der 
Siedelungsgemciude  hervorgegangen,  wo  regelmässig  ur^>prünglich  blosse  Nutzangs- 
rcchtc  der  Einzelnen  oder  der  Familien  an  gewissen  Theilen  des  ßodens  bestanden 
und  auch  diese  Benutzung  sclbbt  öfters  eine  gemeinsame  war.  Statt  des  reinen 
ludividualcigünthums  hat  auch  gerade  hier  mehrfach  eine  Art  Familieneigentham 
bestanden.    Angesichts  dieser  Thatsachen   kann  also  nicht  von  der  Unmöglichkeit 
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und  nicht  einmal,  wenigstens  nicht  wohl  allgemein,  Fon  der  Dnzweckmässigkeit 
einer  Abschaffong  des  Privateigeutbnms  am  Boden  die  Rede  sein,  was  gegen  die 
gleiche  Forderung  hinsichtlich  des  Kapitals  geltend  gemacht  zu  werden  pflegt  (Siehe 
unten  Hauptabschnitt  3.) 

4.  Das  Pi'odnctioDsinteresse  fordert,  wie  die  vielfache 
geschichtliche  Trennung  von  Eigenthum  und  Bewirthschaftnng,  wie 
alle  Arten  von  Pacht  zeigen,  das  Privateigeothum  an  Boden  durch- 
aus nicht  unbedingt.  Wohl  aber  wird  es  vielfach  durch  die  be- 
stehende Vertbeilung  des  Grundbesitzes  geschädigt. 

Bald  zu  grosse,  bald  zu  kleine  Besitzeinheiten,  nicht  entsprechend  der  richtigen 
Grösse  der  Betriebseinheiten;  schlechte  Arrondirung  (Streobositz) ;  ungünstige  Lage 
des  Wirthschaftshofs  zu  den  Feldern.  Mangel  an  Intelligenz,  Fachkenntniss ,  Kapital 
des  EigenthUmers  zur  richtigen  Bewirthschaftung  u.  dgl.  m. 

5.  Als  nach  geschichtlicher  Erfahrung  möglich  und  jedenfalls 
unter  Umständen  ökonomisch  zweckmässig  zugegeben,  auch  durch 
das  Productionsinteresse,  hierin  vielleicht  abweichend  von  der 
analogen  Frage  beim  Kapital,  wenigstens  nicht  unbedingt  aus- 
geschlossen, muss  die  Abschaffung  des  privaten  Orundeigenthums 
aber  auch  principiell  wegen  seines  Ursprungs  und  seiner  Folgen 
für  die  Vertbeilung  des  nationalen  Productionsertrags,  daher  in 
socialer  Hinsicht  gefordert  werden. 

Denn  dies  Eigenthum  ist  eine  ungerechtfertigte  Usurpation,  wenigstens  in  den 
meisten  und  praktisch  wichtigsten  Fällen,  d.  h.  in  allen  denjenigen,  wo  es  sich  nicht 
um  das  kleine  bäuerliche  Grundeigenthum  handelt,  das  die  Besitzer  oder  deren  Bechts- 
vorgänger  und  Vorfahren  selbst  urbar  gemacht  haben  und  noch  bebauen.  Dieses 
private  Grondeigenthnm  fungirt  in  jenen  die  Begel  bildenden  Fällen  ferner  volks- 
wirthschaftlich  und  socialpolitisch  überwiegend  ungdnstig.  Es  entzieht  den  Nicht- 
besitzern  eine  indispensable  Productionsbedingung,  ja  eine  wahre  Existenzbedingung, 
wenn  man  sich  die  letzten  Conscquenzen  einer  vollständigon  privaten  Aneignung  des 
Bodens  und  der  Cobstituirung  eines  absoluten  Eigen thumsrechts  an  demselben 
(Wohnungs-,  Arbeitsraum-Boden I)  vergegenwärtigt^)  Es  dient,  auch  wenn  man  so  weit 
nicht  geht,  als  ein  Mittel  der  socialen  Uebermacht  und  dadurch  oft  und  leicht  der 
ökonomischen  Ausbeutung  allen  Denjenigen  gegenüber,  welche  Boden  für  ihre 
Productionszwecke,  für  die  Austlbnng  ihrer  Arbeit  oder  selbst  nur  fUr  ihren  Aufent- 
halt (Wohnung)  bedürfen.  Es  ist  in  bevorzugtem  Maasse  die  Quelle  von  Benten- 
cinkommcn  (Grundrenten)  und  das  Mittel  zum  Bezug  von  blossen  Conjuncturen- 
gewinnen,  also   in  beiden  Fällen  von  ökonomisch  persönlich  nicht  verdientem  Ein- 


^)  Gefahren  dieser  Art  sind  wenigstens  als  Möglichkeit  nicht  ganz  zu  läugnen. 
Man  denke  an  die  Wohnungs-  oder  Mieth Verhältnisse  unserer  meisten  Grossstädte, 
Verhältnisse,  welche  mit  dem  privaten  Grundeigenthum  und  seiner  eigenthümlichuii 
Wirkung  in  den  Städten  enge  zusammenhängen.  Hier  wird  die  erste  Existenz- 
bedingung für  den  Menschen,  das  Innehaben  eines  Stand-  oder  Aufenthaltsorts  für 
seine  Person  selbst,  unterbunden.  Es  ist  schon  die  Idee  aufgetaucht  —  in  Wien 
soll  1872  ein  Versuch  zu  ihrer  Verwirklichung  vorgekommen  sein — ,  Mieth wohnuugen 
durch  eine  Art  Vormiethgeschäft  zur  Verfügung  einer  Hand  zu  bringen  und  sie  dann 
ans  dem  Markte  zu  halten,  um  höhere  Preise  zu  erzielen.  Eine  Verallgemeinerung 
einer  solchen  Speculation  könnte  es  sehr  drastisch  zum  Bewusstsein  bringen,  dass  in 
der  That  förmlich  die  Existenz  des  Einzelnen  durch  das  private  Grundeigenthum  ge- 
fährdet werden  kann. 
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kommen,  d.  h.  einem  solchen,  wolchcä  weder  auf  eine  Arbeit  noch  auf  eine  Spar- 
(hätigkeit  dos  EigenthUmers,  sondern  auf  das  blosse  Eigenthamsrccht,  deu  bloflsen 
Besitz  als  solchen  zurück  zu  führen  ist  (§.  161).  Es  widerstreitet  hierdorch  jener  national- 
ökonomischen  Forderung  der  Schule  des  ökonomischen  Liberalismus  selbst  direct, 
dass  das  Einkommen  eines  Jeden  durch  seine  individuelle  Th&tigkeit  ,,?erdieiit*^  sein 
soll.  Gerade  in  rasch  fortschreitenden  Yolkswirthschafton  und  einzehieii  Gemeinwesen 
(Städte!)  wird  so  durch  Steigerung  der  Grundrente  den  Grand besitzcm  eine  wechselnd 
grössere  Quote  des  absolut  selbst  immer  steigenden  Volkseinkommens  und  VolksTeimögens 
in  die  Hände  gespielt.  Auch  wird  der  Pri?atkapitalismu8  erst  durch  Verbindong  mit 
Privatgrandeigcnthnm ,  in  welchem  er  seine  Specalations-^  Gonjuncturengewinne  und 
sonstigen  Einkünfte  anlegt  und  so  einigermaassen  dauernd  sichert,  so  übennächtig. 
Durch  ihn  wird  so  die  Gestaltung  der  Grundbesitzverhältnisse  dann  wieder  onrer- 
meidlich  nachtheilig  beeinflnsst.  selbst  wenn  sie  noch  günstiger  gewesen  ist  (Land- 
ankauf mit  städtischem,  mercantilem,  industriellem  Kapital,  Latifundien wesen ,  Tag- 
löhner-  und  Kleinpächterproletariat,  Verschuldung  des  städtischen  und  l&ndlicbea 
Grundbesitzes).  Das  private  Grundeigcnthnm  wird  somit  einer  der  mächtigsten 
Factoren  bedenklicher,  in  keiner  Weise  in  diesem  Umfange  gebotener  Ungleichheit 
des  individuellen  Einkommens  und  dadurch  socialer  Ungleichheit.  Insofern  ist  es  als 
eine  der  wichtigsten  Ursachen  der  ökonomischen  und  socialen  Nothstände  nnserer 
Staaten  zu  bezeichnen.    (Siehe  Hauptabschnitt  4.) 

Aas  allen  diesen  Gründen  muss  das  private  GrundeigeDthnm 
beseitigt,  und  dart*  entweder  nur  ein  Gemeineigentbum  der  Staats- 
gesellscbaft  mit  Gemeingenuss  (Gemeinbenutzung)  oder  höchstens 
mit  privaten  Nutzungsrechten  (§.  174)  oder  doch  nur  ein  Gemein- 
eigentbum der  Gemeinden  und  ähnlicher  Körper  zugelassen  werden. 

§.  159  [310].  —  B.  Generelle  Beurtbeilung  dieser  Kritik. 
Diese  Kritik  des  Grundeigentbums  ist  in  vielen  Puncten  gerecht- 
fertigt und  unwiderleglich.  Aber  sie  ist  es  durchaus  nicht  in  allen 
Puncten  und  im  Einzelnen  auch  wieder  nicht  für  alles  Grundeigen- 
thum,  sondern  höchstens  für  bestimmte  Kategorieen  desselben; 
ferner  auch  nicht  iUr  alle  Zeiten  und  überall,  sondern  höchstens 
unter  bestimmten  geschichtlichen  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft 
und  des  gesammten  Volkslebens.  M.  a.  W.:  die  Kritik  generali- 
sirt  in  ihren  Deductionen  und  Schlüssen,  wie  so  oft,  viel  zu  sehr. 

Wenn  die  Kritik  aber  selbst  noch  in  umfassenderem  Maasse 
zutreffen  würde,  als  es  zugegeben  werden  kann,  so  würde  doch 
das  praktische  Postulat,  welches  von  ihr  gezogen  wird,  die  grund- 
sätzliche Beseitigung  des  Privateigenthums  am  Boden,  noch  nicht 
als  richtig  anzuerkennen  sein.  Dies  setzte  wiederum  den  bedenk- 
lichsten Bruch  mit  aller  historischen  Entwicklung  und  mit  der 
durch  ihren  langen  Bestand  sanctionirten  geltenden  Rechtsordnung 
voraus. 

Namentlich  ist  von  vornherein,  ebenso  wie  bei  der  gleichen  Frage  in  Betreff 
dos  Kapitals  (§.  146),  gegen  die  Tragweite  der  Schlüsse  aus  der  Entstehung  dos 
privaten  Grundeigentbums  Verwahrung  einzulegen  und  einzuwenden,  dass,  selbst  wenn 
diese  Entstehung  noch  viel  allgemeiner  der  Kritik  preiszugeben  wäre,  als  zugestanden 
werden  kann,  daraus  noch  wenig  für  die  Forderung  der  heutigen  AbschaSying  des 
privaten  Grundeigentbums  folgen  würde.    Denn  auch  hier   kann  und  darf  sich  dar 
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(icsotzgeboT  nicht  ausserhalb  dos  geschichtlichen  Zasammenhangs  stellen.  Auch  die 
folgende  Beartheilnng  der  Kritik  der  Entstehung  des  Grundbesitzes  soll  daher  der 
Entscheidung  der  Frage  in  Betreff  einer  Wiederabschaffung  des  Grandeigenthnms  nicht 
pr&judiciren. 

In  der  hier  erörterten  Frage  ergiebt  sich  aber  ausserdem  aus 
der  vorgefhhrten  Kritik  nur  dann  erst  eine  praktische  Consequenz, 
wenn  zuvor  der  Beweis  der  allgemeinen  Durchführbar- 
keit dieser  Forderung  geführt  wäre.  Es  müsste  erst  ge- 
zeigt werden y  dass  auch  ohne  jene  Institution  die  Interessen  der 
Gemeinschaft,  der  ganzen  Volkswirthschaft  an  einer  richtigen  Ver- 
wendung des  Grund  und  Bodens  zu  allen  den  verschiedenen  Zwecken 
des  Wirthschaftslebens,  welchen  er  dient,  oder  m.  a.  W.  dass  das 
volkswirthschaftliche  Productionsinteresse  allseitig  genügend  ge- 
wahrt werden  könnte.  In  diesem  Puncte  erweist  sich  nun  bisher 
die  Polemik  gegen  das  Grundeigenthum  ebenso  wie  die  übrige 
socialistbche  Polemik  und  diejenige  der  Bodenbesitzreformer  zu 
einseitig  kritisch  und  negativ.  Ihre  praktische  Forderung  hinsicht- 
lich des  Verkehrsrechts  ist  eben  deshalb,  wenigstens  in  dieser  All- 
gemeinheit, von  vornherein  zu  beanstanden. 

Auch  die  vielleicht  sehr  zutreffende  Kritik  einzelner  Arten 
des  Grundeigentbums,  —  so  des  städtischen,  besonders  gross- 
städtischen, des  ländlichen,  nicht  selbst  vom  Eigenthümer  bewirth- 
schafteten  Grossgrundbesitzes,  gewissen  Bergwerksbodens,  wie  der 
Kohlenlager,  des  V^aldbodens,  des  Wegebodens  (Eisenbahnen),  — 
berechtigt  immer  erst  zu  der  Forderung  einer  Abschaffung  des 
Privateigenthums  an  einer  solchen  specieUen  Bodenart,  wenn  und 
soweit  der  Beweis  geführt  worden  ist,  dass  das  volkswirthschaft- 
liche Productionsinteresse  wenigstens  in  diesem  Falle  auch  ohne 
das  Privateigentlium  am  Boden  ausreichend  befriedigt  werden  kann. 

Hinsichtlich  solcher  positiver  Nachweise  hat  sich  die 
Polemik  gegen  das  Grundeigenthum  die  Aufgabe  gewöhnlich  viel 
zu  leicht  gemacht,  so  z.  B.  auch  auf  den  internationalen  Arbeiter- 
congressen  (Basel,  1869).  Es  muss  erst  zuvor  untersucht  werden, 
ob  und  wie  ohne  Vermittlung  von  privaten  Eigenthümern  der  Boden 
seine  volkswirthschaftliche  Function  erfüllen  kann,  ähnlich  wie  im 
vorigen  Kapitel  geprüft  werden  musste,  ob  und  wie  ohne  Vermitt- 
lung von  Privatkapitalisten  das  Nationalkapital  gebildet  und  ver- 
wendet zu  werden  vermag. 

In  der  Tbat  ist  nun  nachzuweisen,  dass  sich  wenigstens  bei 
einigen  Bodenkategorieen  und  für  bestimmte  geschicht- 
liche Phasen   der  Volkswirthschaft  und  der  technischen  Ent- 
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wicklong  ein  solcher  positiver  Beweis  zur  Ergänzung  des  kritisch 
negativen  gegen  das  private  Grundeigentfaum  führen  lässt,  z.  B.  im 
Falle  des  Wald-  und  Wegeeigenthums.  Dann  ist  das  Verdict 
gegen  diese  Institution  in  den  bestimmten  concreten  Fällen  als 
wissenschaftlich  begründet  zu  erachten,  aber  freilich  zunächst  niir 
in  diesen. 

Die  Nationalökonomie  hat  z.  B.  auf  Grand  vorliegender  Erfahrangen  schon  lange 
das  Staatsforsteigenthnm  and  selbst  die  eigene  staaüiche  Forstverwaltnng  nidit 
nur  wegen  der  Mängel  des  privaten  und  zum  Theil  anch  des  sonstigen  corporati?en 
Waldbesitzes  und  der  privaten  Forstwirthschaft  in  unseren  heutigen  Galtnrstmaten 
empfohlen,  sondern  sogar  wesentliche  Ökonomisch-technische  Vorzüge  fQr  die 
erstero  Gestaltung  des  Eigenthums  und  der  Bcwirthschaftung  nachgewiesen.  Darin 
muss  ein  vollgiltiges  Verdict  gegen  den  Privatwald  wenigstens  als  Regel  gefanden 
werden.  Aber  so  liegt  die  Sache  nicht  bei  allen  anderen  Bodenkategoiieen  and 
jedenfalls  ist  die  Frage  fUr  dieselben  noch  nicht  genügend  nntersncht  worden  und 
daher  noch  nicht  spruchreif. 

Die  unbefangene  Würdigung  der  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  fordert  nur  das  Zugeständnisse  dass  schon  die 
bisherige  Geschichte  und  die  heutige  Praxis  und  die  aus  ihnen 
abstrahirende  nationalökonomische  Wissenschaft  der  häufig  so  ein- 
seitig verurtheilten  Forderung  des  Socialismus  gerade  hinsichtlich 
des  Grund  und  Bodens  auf  halbem  Wege  entgegenkommen.  Nicht 
das  Ob,  sondern  nur  das  Wie  weit  und  das  Wann,  Wo  und 
Wie  ist  in  Bezug  auf  diese  Forderung  noch  strittig:  es  ist  eine 
Streitfrage  wiederum  nur  in  Betreff  des  Maasses  (I,  §.  295). 

Bei  der  Prüfung  der  Kritik  des  Grundeigenthums  ist  daher  be- 
sonders zu  beachten,  ob  und  wie  weit  bereits  ein  positiver  Nach- 
weis für  die  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthums  am  Boden  ge- 
führt werden  kann. 

§.  160  [311].  —  C.  Am  Meisteu  berechtigt  erscheint  diese 
Kritik  in  dem  ersten  Puncte  (§.  158,  Nr.  1),  in  der  Abweisung 
der  üblichen  „B egrttndungen^'  des  Privateigenthums 
bei  dem  Specialfall  des  Grundeigenthums,  jedoch  auch  dies  nur 
mit  zwei  Einschränkungen:  Einmal  ist  die  Zurückftthrung 
auch  des  Grundeigenthums  auf  die  Arbeit  nicht  so  einfach  nnd 
unbedingt  mit  der  Anerkennung  des  Bodens  als  eines  Natnr- 
factors  widerlegt;  sodann  wird  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
privaten  Grundeigenthums,  wie  schon  bei  der  generellen  Kritik  der 
Arbeitstheorie  hervorgehoben  wurde  (§.  110),  nachweisbar  mit  von 
dem  Princip  beherrscht,  gerade  durch  Gewährung  von  Privateigen- 
thumsrechten  am  Boden  das  wirthschaftlicbe  Selbstinteresse  des 
Bebauers  zu  befriedigen,  um  für  die  Gemeinschaft,  für  die  Volks- 
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wirtbschaft  eine  möglichst  yolIkoiDmeDe  Bodenbestellung  zn  er- 
reichen (§.  173  fif.).  Insofern  kann  man  Gesichtspuncte  der  Arbeits- 
theorie and  der  natürlich-ökonomischen  Theorie  gerade  in  demjenigen 
Rechte,  welches  Privateigenthum  am  Boden  gewährt,  anerkannt 
finden.  So  wird  denn  auch  umgekehrt  wohl,  und  in  der  That  mit 
gewissem  Rechte,  das  private  Grundeigentbum  als  ein  Beleg  für 
die  Richtigkeit  dieser  beiden  Theorieen  zur  Begrtindang  des  Privat- 
eigentbums  betrachtet.  Die  Kritik  des  privaten  Grandeigentbums 
lässt. gleich  hier  vielfach  den  positiven  Nachweis  zn  sehr  vermissen, 
ob  ohne  Privateigenthum  eine  für  die  volkswirthschaftlichen  Bedürf- 
nisse genügende  Bodenbebauung  möglich  oder  nur  wahrscheinlich 
sei,  wenn  der  Sporn  des  eigenen  Interesses  des  Eigenthümers  fehlt 
und  die  erforderliche  Arbeit  durch  Fremde  erfolgt. 

Ein  reiner  KatDifactor  ist  der  wirthschaftlich  benutzte  Boden  selbst  in  primitiven 
Verhältnissen  des  Wirthschaf ts -  and  Volkslebens  und  roUends  schon  aof  den  ersten 
Stnfen  des  Ackerbaus  nicht.  Denn  nur  in  Verbindung  mit  Arbeit  und  Kapital  vermag 
er  einen  Ertrag  oder  Nutzungen  zu  gewähren.  Selbst  der  Boden,  welcher  zur  blossen 
Aneignung  trennbarer  Naturstoffe  dient,  giebt  diese  Stoffe  nur  her  gegen  die  Arbeit 
des  Sammeins  der  Früchte,  des  Jagens,  Fischens,  des  beaufsichtigten  Vichweidens 
u.  s.  w.  und  z.  Th.  muss  dieser  und  ähnlicher  Boden,  wie  der  Bergwerksboden,  selbst 
der  bloss  als  Standort  dienende  Boden  mit  künstlichen  Einrichtungen  versehen  werden, 
d.  h.  Kapital  und  Arbeit  zugewendet  erhalten,  um  erstmalig  die  Stoffe  und  Nutzungen 
gewinnen  zu  können  (erste  Urbarmachung  des  argrarischen  Bodens,  Rodungsarbeit  im 
Walde).  Noch  mehr  gilt  dies  fortgesetzt  von  allem  argrarischen  Boden,  auch  bei  den 
einfachsten,  extensivsten  Wirthschaftssystemen,  so  in  Betreff  der  regelmässigen  Feld- 
bestellung, des  Pfiügens,  Hackens,  Düngens,  Säens  und  aller  weiteren  Arbeit  bis  zur 
Einertung  der  Früchte  und  dem  Transport  und  der  Aufbewahrung  derselben.  Und 
ähnlich  in  allen  andren  Fällen.  Je  mehr  Ertrag  dann  vom  Boden  verlangt  wird,  je 
technisch  vollendetere  höhere  Leistungen  gewisse  Bodenarten,  z.  B.  der  agrarische 
Boden  für  grossere  und  bessere  Boherträge,  der  Wegeboden  für  leichteren  Transport, 
der  als  Standort  dienende  Boden  für  die  Bereitstellung  von  mehr  Wohnungsraum, 
gewähren  sollen,  desto  mehr  Arbeit  und  Kapital  muss  sich  mit  dem  Boden  technisch 
zweckmässig,  ökonomisch  richtig  verbinden,  oder,  mit  einem  landwirthschaftlich- 
technischen  Ausdrucke  bezeichnet,  der  sich  jedoch  auf  alle  Bodenarten  oder  Arten 
der  Bodenbenutzung  anwenden  lässt  und  somit  ein  allgemeines  Princip  der 
Boden bebauung  formulirt'):  desto  intensiver  muss  der  Boden  bebaut  werden, 
um  auf  gleicher  Fläche  einen  grösseren  Ertrag,  grössere  und  bessere  Leistungen  und 
Nutzungen  und  diese  womöglich  mit  geringeren  volkswirthschaftlichen  Kosten  zu 
erzielen. 


')  Dies  ist  meistens  unbeachtet  geblieben  und  daher  der  Ausdruck  „exten- 
siver und  intensiver  Bodenbau''  nur  in  Bezug  auf  den  landwirthschaftlich 
benutzten  Boden  üblich.  Indessen  bei  allen  anderen  Bodenbenutzungen,  besonders 
deutlich  beim  Wege-.  Berg-,  Häuserbau,  kommt  dasselbe  Princip  zur  Geltung. 
Um  dies  zu  betonen  und  damit  die  innere  ökonomisch- technische  Verwandtschaft  aller 
nach  der  Benutzung  unterschiedenen  Bodenarten  hervortreten  zu  lassen,  ist  eine  Ver- 
allgemeinerung des  Sinnes  jenes  technischen  Ausdrucks  wichtig.  Eine  Anwendung 
auf  las  Eisenbahnwesen  machte  ich  schon  in  Bau-Wagner,  Finanzwissenschaft 
T,  §.  246  (S.  562  der  genannten  Ausgabe):  Relativität  der  extensiven  und  intensiven 
Eisen bahnbausysteme,  wie  der  Ackerbausysteme.  Später  eingehender  in  meiner 
2.  Auflage  §.  253  ff.  und  S.  Auflage  §.  280.  Auch  Sax,  Verkehrsmittel,  v.  Weber, 
Individualisirong  der  Eisenbahnen. 
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Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  Yom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte,  insbesondere  von  demjenigen  des  Prodactions- 
interesses  aus  eine  solche  Rechtsordnung  für  den  Boden  and 
seine  Benutzung  verlangt  werden  muss,  welche  die  den  jeweiligen 
Verhältnissen  und  den  Zwecken  des  Bodens  entsprechende  richtige 
Hineinwendung  von  Arbeit  und  Kapital  in  den  Boden  oder  die 
richtige  Inteusivität  der  Bodenbebauang  am  Besten  verbürgt,  damit 
die  verschiedenartigen  Bedürfnisse  der  Volkswirthschaft,  bei  deren 
Befriedigung  der  Boden  mitwirken  muss,  wirklich  befriedigt  werden. 

Die  Anhänger  des  privaten  Grundeigenthums  behaupten  nun, 
dass  diese  beste  Bürgschaft  in  dieser  Institution  liege,  wenn 
nicht  überhaupt,  so  doch  bei  unseren  heutigen  Culturvölkem.  Das 
wird  im  Ganzen  mindestens  theilweise  erfahrungsmässig  besonders 
für  das  ländliche  bäuerliche  Grundcigenthnm,  theilweise  auch  für 
das  grössere  ländliche  und  für  das  städtische,  wohl  erwiesen 
(§.  172  fif.),  indessen  damit  noch  nicht  allseitig  genügend  begründet 
(§.  187  ff.).  Die  Gegner  des  Privateigenthnms  haben  aber  den 
Gegenbeweis  gerade  bei  den  genannten  Kategorieen,  den  im  Ganzen 
doch  wichtigsten  und  in  Betreff  der  Frage  strittigsten,  bisher  auch 
nicht  geliefert.  Die  Untersuchung  muss  sich  also  auf  diesen  Pnnct 
erstrecken. 

Zorn  Theil  Itann  dabei  zu  Gunsten  des  Privateigenthnms  schon  mit  der  bekannten 
allgemeinen  Wirksamkeit  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  das  bei  dem  Prirat- 
eigenthttmer  am  Meisten  zur  Geltung  kommt,  (,,dcdnctiv'')  argumentirt  werden. 
Vornemlich  muss  aber  die  Erfahrung  mittelst  geschichtlicher  und  statistischer  Be- 
obachtung zu  Rathe  gezogen  („inducirt")  werden,  wobei  dann  namentlich  wieder 
die  einzelnen  Bodenkategorieen  auseinander  zu  halten  sind. 

Es  ergiebt  sich  aus  einer  solchen  Untersuchung  dann  jedenfalls 
auch  die  volkswirthschaftliche  (nicht  bloss  privatwirthschaitliche) 
ZweckmUssigkeit  gewisser  Arten  des  privaten  Grundeigenthums, 
zumal  des  ländlichen,  namentlich  des  selbstbewirthschafteten  Klein- 
und  Mittelgrandbesitzes  unter  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
des  Volks-,  Staats-  und  Wirthschaftslebens  und  der  Productions- 
tecbnik.  Daraus  folgt  eine  relative  Rechtfertigung  der  Reehtsin- 
stitution  des  privaten  Grundeigenthums  und  somit  wenigstens  eine 
theilweise  Widerlegung  der  socialistischen  und  sonstigen  gegnerischen 
Kritik.    (Vgl.  Hauptabschnitt  3.) 

§.  161  [312].  —  D.  Zur  Stützung  des  privaten  Grundeigen- 
thums und  zur  Widerlegung  der  Angriffe  auf  dasselbe  haben 
seine  Anhänger  auch  den  Versuch  einer  speciell  national- 
ökonomischen Beweisführung  für  die  Institution  gemacht.    Sie 
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behaupten  nemlich,  dass  der  Boden  als  blosser  Natur factor 
gar  keinen  wirthschaftlichen  Werth  habe  und  bloss  als 
solcher  seinem  Eigenthttmer  kein  Einkommen  gebe. 
Er  verdanke  seinen  Werth  nur  der  Arbeit  und  dem  Kapital, 
welches  in  ihn  gesteckt  sei.  Der  Ertrag  (Reinertrag  hier  oder 
,,Rente^O  des  Bodens  sei  nicht  ein  Einkommen,  das  der  Boden, 
sondern  nur  ein  solches,  das  die  ihm  zugefUhrte  Arbeit  und  das 
verwendete  Kapital  gebe.  Niemand  könne  eben  deswegen  das 
G r u n d eigenthum  als  solches  angreifen. 

Vgl.  besonders  Bastiat,  harmonies  ^conomiques ,  eh.  9  und  13.  Caroy, 
Handbuch,  Kapitel  35.  M.  Wirth,  National -Oekonomic,  4.  Auflage  I,  284—323, 
besonders  am  Schluss.  Darüber,  bez.  dagegen  Berens,  Dogmengeschichte  der 
Grundrente,  8.  275  ff. 

Diese  Doctrin  ist  in  der  Theoretischen  Yolkswirthschaftslehre  (Hauptabthcilang  11 
dieses  Werkes)  und  zwar  in  der  Grundrentenlehre,  mit  der  sie  nahe  zusammen- 
hängt, genauer  zu  untersuchen  (Siehe  besonders  das  Buch  ?ou  Berens, 
Ricardo,  princ, eh.  2.  nnd  dazu  Baumstarkes Erl&uteningeu  Kapitel,  6;  ?.  Thttnen, 
isolirter  Staat,  I,  (3.  Auflage,  Berlin  1875);  Bau  I,  §.  206  ff.;  Röscher  I,  §.  149  ff.). 
Hier  genügen  wenige  Bemerkungen  über  die  ?orliegenden  Streitfragen. 

Das  Grundrentenproblem,  in  der  Gestalt ,  welche  es  seit  der 
Epoche  machenden  Lehre  von  Ricardo  und  v.  Thünen  definitiv 
in  der  Wissenschaft  erlangt  hat,  ist  kein  Productionsproblem, 
wie  bei  den  Physiokraten  und  selbst  im  Ganzen  noch  bei  A.  Smith, 
sondern  es  ist  ein  Vertheilungsproblem.  Unsere  deutschen 
Freibandeistheoretiker  der  Bastiat'schen  Schule  verwechseln  das 
bis  heute  meistentheils.  Von  einer  besonderen  (,,  Extra-'*)  Leistuog 
der  Natur,  des  Bodens  in  der  Production  verglichen  mit  anderen 
Prodnctionen,  bei  welchen  der  Boden  nicht  unmittelbar  mitwirkt, 
ist  keine  Rede.  Man  könnte  selbst  zugeben,  dass  „auch  die  Boden- 
producte  Arbeit  nnd  nur  Arbeit  kosten'',  in  demselben  Sinn,  wie 
dies  von  allen  anderen  Producten  gilt  (I,  §.  142, 171,  oben  §.  132), 
dass  daher  auch  der  Reinertrag  des  Bodens,  die  Grundrente,  nur 
und  voll  „Arbeitsertrag'',  nur  auf  Arbeits-  und  Kapitalverwendung 
zurtlckzuftlbren  sei.  Mit  einem  solchen  Zugeständniss  ist  in  der 
Frage  des  privaten  Grundeigentbums  aber  nichts  bewiesen.  Denn 
diejenigen,  welche  das  Privateigenthum  an  Boden,  nach  dem  Sinn 
der  Arbeitstheorie,  auf  die  Thatsache  der  Zurtlckführung  der  Boden- 
rente auf  Arbeits-  und  Kapitalverwendung  „begründen"  wollen, 
müssten  dann  erst  beweisen,  dass  es  die  eigene  persönliche  Arbeits- 
oder Kapitalverwendung  des  Privateigenthtimers  oder  seiner  Rechts- 
vorgänger sei,  auf  welche  die  Rente,  bez.  der  Boden  werth  sich 
zurückführen  lasse.  Dieser  Beweis  fehlt  und  kann  gegenüber  der 
richtigen  Deduction  und  den  damit  übereinstimmenden  Thatsachen 
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der  Erfahrung  nicht  geliefert  werden.  Das  private  Ornndeigentbum  1 
als  solches  liefert  seinem  Eigenthümer  vielfach  und  in  bevorzagtem  j 
Grade,  verglichen  mit  allem  anderen,  besonders  dem  Kapitaleigen-  ' 
tham,  Renten  (Grandrenten)  und  Gonjuncturengewinne,  welche 
jedenfalls  er,  der  Eigenthümer,  durch  keine  von  ihm  speciell  aus- 
gehende Thätigkeit  ökonomisch  verdient  hat,  wenngleich  es  sich 
nm  Prodncte  (bez.  Werthe)  der  nationalen  Arbeit  handelt  Die 
Grundeigenthurosinstitution  als  solche  greift  also  hiebst  eigenthfim- 
lich  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  ein:  das  ist  das  ent- 
scheidende Moment. 

Zam  Beweis  reicht  hier  eine  karze  Ausfuhrung  aus: 

1.  Dasjenige  Grandeigenthum,  dessen  Producte,  Leistungen  und  Notzongen  n 
einem  gegebenen  (bezw.  als  gcschlossim  gedachten)  Prodnctionskreis  und  Absatzmarkt 
für  die  Befriedigung  des  Gcsaoiuitbcdarfs  nothwendig  sind,  und  welches  ?or  anderes 
Grundstücken  desselben  Ökonomischen  Zwecks  natürliche  VorzUore  —  der  Frucht- 
barkeit, des  Keichthuus  an  Mineralstoü'en ,  der  Zugänglichkeit  fur  die  Bebauung,  der 
Geeignetheit  fnr  den  bestimmten  Zweck,  dem  es  dienen  soll  u.  dgl.  m.  —  oder  Vor- 
züge der  Lage  besitzt  —  für  den  Absatz  der  hier  gewonnenen  Prodncte,  für  dea 
Bezug  von  Stoffen  fUr  die  Productiou,  für  die  Wohuungsverh&ltnisse  der  Menschen 
u.  s.  w.  —  gewährt  seinem  Eigenthümer  nur  kraft  des  Eigenthumsrecht  im 
freien  Verkehr  regelmässig  ein  Einkommen,  eben  die  Grundrente  (die  eigentliche 
oder  Diffurcntial-Grundreute  Kicardo-Thünen's,  §.  148  Nr.  4).  Diesem  kapi- 
talisirten  Einkommen  entspricht  ein  Wcrth  des  Bodens,  über  denjenigen  Werthbetrag 
hinaus,  welcher  auf  die  von  dem  Eigenthümer  oder  seinem  Kechtsvorg&nger  in  dem 
Boden  fixirte  Arbeit  und  sein  Kapital  anzurechnen  ist.')  Damit  wird  der  Grund- 
eigenthumskritik  Hecht  gegeben,  wenn  dieselbe  die  „Arbeitstheorie''  für  die  Begrtlndunf 
des  privaten  Grundeigenthums  noch  mehr  als  in  anderen  Fällen  für  unzureichend 
erklärt 

2.  Zu  demselben  Schluss  gelangt  man  bei  einer  Untersuchung  des  vcrth- 
steigernden  Einflusses,  welchen  bei  fortschreitenden  Völkern  die  Conjunctor 
im  Grossen  und  Ganzen  dauernd,  wenn  auch  mit  periodischen  Schwankungen,  wie 
z.  B.  heute  in  Westeuropa  beim  ländlichen  Boden,  gerade  auf  das  private  Grund- 
eigenthum  ausübt  (I,  §.  168).  Die  vermehrte  Nachfrage  nach  Producten  und 
Nutzungen  des  Bodens  ist  zunächst  die  Folge  allgemeiner  gesellschaftlicher  Ursachen: 
hier  grösserer,  reicherer,  mehr  städtisch  concentrirter  Bevölkerung  u.  dgl  m.  Diese 
Nachfrage  steigert  den  Werth  jener  Producte  und  Nutzungen  und  damit  indirect,  durch 
Vermittlung  der  Grundrente,  oft  schon  direct,  den  Bodenwerth  dauernd  unter  zw« 
Voraussetzungen:  wenn  nemlich  entweder  der  vermehrte  Bedarf  an  Producten  und 
Nutzungen  nicht  in  Folge  einer  entsprechenden  Entwicklung  der  Prodactionstechnik 
an  Ort  und  Stelle  auf  den  gleichen  Grundstücken  zu  denselben  relativen  Kosten  wie 
bisher  der  kleinere  Bedarf  gewonnen;  oder  aber  wenn  er  in  Folge  einer  gleichzeitiges 
ebenmässigen  Verbesserung  der  Communicationsmittel  nicht  durch  Beznr  ans  der 
Ferne  zu  dem  bisherigen  Kostensatze  (oder  selbst  billiger,  wo  dann  ein  Sinken  der 
localen  Kente  und  des  Bodenwerths  eintritt)  gedeckt  werden  kann. 

^)  Mittelst  eines  seltsamen  Missverständnisses  wird  wohl  diese  Bowcisfbhmng 
mit  „Thatsachcn  der  Erfahrung'',  nemlich  mit  dem  „normalen'",  selbst  ,, niedrigen*" 
Zinsfussc,  zu  dem  sich  ein  beim  Ankauf  eines  Grundstücks  (Hauses)  yerwendetes 
Kapital  verzinse,  zu  widerlegen  gesucht.  Solche  Thatsachen  kommen  oft  vor,  besondezs 
bei  Ueberzahlung  eines  Grundstücks  und  alsdann  herabgehender  Gonjunctnr,  beweisen 
aber  durchaus  nicht  das,  was  sie  sollen.  Hier  hat  eben  der  Vorgänger  die  Differential* 
rentc  im  Kaufpreise  kapitalisirt  und  bezieht  im  (jrunde  in  seinem  Ziusc  für  das  erlöste 
Kauf  kapital  zu  einem  gewissen  Betrage  Grundrente. 
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Die  erste  Yoraussetzoog  kann  sich  besonders  bei  Agrarboden  erf allen,  thnt  dies 
thatsäcblich  hier  oftmals  bei  Fortschritten  der  landinrtbschaftlichcn  Technik,  aber 
vermag  es  bei  quantitativ  und  qualitativ  stark  gesteigertem  Prodnctenbedarf  nicht 
leicht  beständig  zn  than.  Bei  Boden,  welcher  als  Standort,  als  städtischer 
Wohnnngsplatz  dient,  kann  sie  aber  aus  technischen,  ökonomischen  and  socialen 
Granden  nur  in  sehr  engem  Umfange  zutreffen. 

Die  zweite  Voraussetzung  hat  eine  grosse  praktische  Bedeutung  gegenüber  dem 
Grund  und  Boden,  welcher  schwere,  voIuminOse.  rerhältnissmässig  weniff  werthvolle 
Producte  liefert  (Artikel  von  „geringem  specifischen  Werthe",  I,  §.  140),  daher  fttr 
Agrar-,  Forst-,  Bergwerksboden  u.  s.  w.,  aber  doch  auch  hier  innerhalb  der 
sehr  bestimmten  Grenzen,  welche  gerade  dem  Erfindungsgeiste  im  Communications-  und 
Transportwesen  durch  die  Natur  der  Dinge  oder  durch  rein  physikalische  Grtlnde,  —  wie 
dies  vortrefflich  entwickelt:  Engel,  preussische  sutistische  Zeitschrift  1864.  S.  113  ff. 
—  selbst  gezogen  und  welche  praktisch  nach  der  Natur  des  Landes  und  nach  den 
ökonomischen  Verhältnissen,  wie  z.  B.  der  Grösse  und  Verftlgbarkeit  des  National- 
kapitals, noch  viel  enger  sind.  Gegenüber  Boden,  dessen  Producte  (z.  B.  Wasser I) 
und  namentlich  dessen  Nutzungen,  besonders  zu  städtischen  Wohnungszwecken,  in 
der  Hauptsache  an  Ort  und  Stelle  consumirt  werden  müssen,  hat  auch  die  grossartigste 
Verbesserung  der  Communicationsmittcl  angesichts  der  nicht  nur  wegen  der  Kosten, 
sondern  wegen  des  Zeitrerlusts  und  der  Beschwerde  so  schwierigen  Transportirbarkeit 
des  Menschen  selbst  (§.  205  (f.)  doch  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung.  Eben 
deshalb,  wenn  auch  zeidich,  örtlich  und  nach  ökonomischen  Bodenkategorieen  sehr 
ungleich,  im  Grossen  und  Ganzen  ein  steigender  Werth  der  Bodenproducte  und 
Nutzungen  und  des  Bodens  selbst,  zumeist  wohl  des  städtischen  Bodens,  unter  dem 
Einflnss  der  Conjunctur,  vermehrter  und  reicherer  Bevölkerung,  also  auch  grösserer 
<jcsammtprodnction.  Und  eben  deshalb  die  Unanwendbarkeit  der  Arbeitstheorie  auf 
das  private  Grandcigenthum,  worin  der  Kritik  des  letzteren  Recht  zu  geben  ist. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 
Kritik  der  Vertheiliing  des  Grundbesitzes. 

Bcbonders  für  diesen  Abschnitt  ist  auf  die  nähere  Ausführung  in  der  Agrar- 
politik zu  verweisen,  namentlich  in  Retrcfi'  der  einzelnen  historischen  und  statistischen 
Belege,  welche  hier  nicht  gebracht  werden,  sowie  auch  für  die  Speciallittcratur. 
Siehe  Buchenberger,  I,  namentlich  Kapitel  4  (Besitzvertheilung  u.  s.  w. ,  innere 
Oolonisation):  daselbst  S.  422 — 430  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Besitzvertheilung 
verschiedener  Länder.  Wirminghaus  im  Artikel  Grundbesitz  Statistik  im  Hand- 
wörterbuch der  Siaatswissenschaften  IV,  166—176,  v.  Miaskowski's  Werk  Erbrecht 
und  Grnudeigentbumsvertheilung.  Conrad 's  mehrfache  agrarpolitische  Arbeiten, 
l)Osonders  über  Preusscn,  sowie  slatibtischc  Daten  über  die  Verhältnisse  anderer 
Länder  (Grossbritannien)  in  seinen  Jahrbüchern.  Littoratur  der  Grundbesitzstatistik 
(die  freilich  mit  der  Statistik  der  Betriebe  nicht  identisch)  bei  Wirminghaus 
a.  a.  0.  S.  178  — 176.  Ueber  Preussen  statistisches  Material  über  Grundbosit^ver- 
thcilung  im  Statistischen  Jahrbuch,  älteres  bei  Meitzen,  Boden  Preussens  u.  s.  w. 
IV,  305  ff.,  477  If.  (Tabellen),  I,  Sllff.,  3t)  1  ff.  (Darstellung,  Gesetzgebung).  Ccber 
Deutschland,  Statistisches  Jahrbuch. 

L  —  §.  162  [313].  Polemik  gegen  die  Vertheilung  des 
Grundbesitzes  wegen  deren  Entstehung.  Hiermit  ge- 
langen wir  zum  zweiten  Punct  der  Kritik  des  privaten  Gruiid- 
eigenthums  (§.  158,  Nr.  2).  Besonders  wird  hier  die  Vertheilnng 
des  ländlichen  Grundbesitzes  angegriffen.  Aus  der  geschichtliehen 
Entwicklung,    der    gegenwärtigen  Fortdauer    und  der  Weiterent- 

A.   Waffiier,  Grundleguntr.    8.  Aufl.    2.  Theil.  Volkswlrtbicliafl  u.  Kocht.  24 
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wickluDg  einer  nngttnstigen  und  ungerechten  Vertheilong  des  Grund- 
besitzes wird  dann  ein  Grund  zur  Verwerfung  der  ganzen  Institution 
abgeleitet.  Dieser  Punct  spielt  eine  grosse  Rolle  in  der  Beweis- 
fQhrung  unserer  deutschen  Socialisten  und  bei  der  Agitation  unserer 
europäischen  Socialdemokratie  gegen  die  Institution. 

A.  Die  Argumentation  ist  etwa  die  folgende. 

1.  Unter  dem  Hinweis  auf  die  Bildungs-  und  Entwicklnngs- 
gesebiebte  besonders  des  ländlichen  Grossgrundbesitzes  wird  zu- 
nächst ein  grosser  Theil  des  heutigen  privaten  Grundeigentbnms 
gerade  wegen  seiner  (wirklichen  oder  vermeiotlichen)  „unrecht- 
mässigen'^ geschichtlichen  Entstehung  angegriffen  und  für  die  Ge- 
sammtbeit,  das  Volk,  oder  gar  die  Menschheit,  deren  ^^UDveräusser- 
liches  Gemeingut^'  der  Boden  sei,  zurückgefordert. 

,,Keio  Raabgat  wird  durch  Yerjährang  ,,„ rechtmässiges''''  Eigenthum  uud  kaao 
ebensowenig  darch  Schenkung  oder  Veriiauf  (oder,  wie  man  folgerichtig^  hinzufugea 
mnss:  Vererbung)  rechtmässiges  Eigenthum  eines  Anderen  werden"^).  Besonden 
berufen  bicli  die  Gegner  des  privaten  Grundeigen thoms  hier  auf  die  geschichtlichen 
Vorgänge  seit  dem  Sturze  der  römischen  Weltherrschaft,  das  Mittelalter  hindurch  bis 
in  die  Neuzeit  hinein.  Namentlich  die  Entstehung  der  Grundherrscbaft,  znm 
Theil  mittelst  directer  Unterdrückung  der  bäuerlichen  Freiheit,  im  früheren  Mittel- 
alter, später  die  Verdrängung  der  bäuerlichen  NutzeigenthUmer  durch 
den  Grundherrn  als  Obereigen thUmer  und  die  Einziehung  der  Bauernhöfe 
(„Bauernlegen''),  zum  Zweck  der  VergröäSerung  des  selbstbewirthschafteten  Hofguts 
als  einer  grösseren  landwirthschaftlichcn  Betriebseinheit  (Deutschland,  16.  Jahr- 
hundert u.  tf.,  England),  zum  Theil  mittelst  directer  Kechtswidrigkeiten ,  zum  Theil 
mittelst  falscher  Auslegung  des  formellen  Bechts,  und  ähnliche  Vorgänge  werden  an- 
geführt'). Aus  der  neueren  Zeit,  mit  besondrer  Vorliebe  die  Grundb^itzrcrhältnisse 
in  Grossbritannien  und  Irland,  welche  als  schlagende  Belege  einer  höchst  be- 
denklichen Entwicklung  gelten").     (§   164— 1(>6.) 

*)  „Manifest  an  die  landwirthschaftliche  Bevölkerung",  dat.  (jcnf,  1869,  Central- 
comitc  der  Sectionsgruppe  deutscher  Sprache  der  Internationale.  Siehe  meine  Ab- 
schaffung dos  Grundeigonthums,  S.  T,  14. 

'')  Vgl.  Koscher  II,  Buch  2,  Kapitels  (Grundeigenthum  und  Stände),  besonders 
§.  103  in  den  Anmerkungen  über  Bauernlegen.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik,  §.  47a, 
§.70  (f,  Buchenberger  I,  §.  IG— IS,  §.  6S  If.  —  Im  Allgemeinen  namentlich 
V.  Maurer's  Schriften,  besonders  seine  Dorfverfassung,  so  II,  191  ff.  und  seine  Frohn- 
höfe.  Jetzt  für  die  Karolin^erzeit  v.  Inama-Sternegg,  die  Ausbildung  der  grossen 
Grandherrschaft  in  Deutschland,  besonders  Abschnitt  III,  S.  43  ff.,  mit  reichem,  T0^ 
trefflich  l'ür  die  nationalökonouiische  und  socialpulitischc  Untersuchung  gruppirtem 
Quellenmaterial.  Derselbe,  Deutsche  Wirthschaftsjfcschichte  I,  Abschnitt  3,  IL 
Abschnitte.  3,  Lainprecht,  Deutsches  "Wirtlischaftsleben  II,  6G7  ff.,  991  ff.,  der- 
selbe, (ieschichte  des  (irundbesitzes  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft. 

■')  Siehe  Marx'  Kapital,  I.A.  S.  701  ff..  4.  Aufl.  S.  GS2  11".  Vgl.  L.  de  Lavergnc. 
es>ai  sur  reconomic  rurale  de  l'Anjfleterre  (3  ed.,  Paris  ISöS\  eh.  7;  Röscher  II. 
§.103.  Derselbe  in  den  „Ansichten",  3.  Auflage,  I,  252  ff.  Buchenberger  1, 
j^.  27,  Nasse,  aü^rarische  Zustände  in  England,  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik,  Band  27.  S.  130  ff.,  Dawson,  increment  a.  a.  0.,  p.  52  ff. 
Ferraris,  questione  agraria  in  Iiijrhilterra,  Nuova  Antologia,  Sett.  1874  —  Ueber 
Schottland:  Conrad  in  Iliidebrand's  Jahrbüchern  1S70,  XXVI,  50  tf. ,  mit  Be- 
nutzung des  Blaubachs:  Scotland.  Owiiers  of  lands  and  heritas:es  1S72 — 73.  —  Ueber 
die  Grundeigcnthumsverhältnisse  Englands   ein  neues  „Domesdaybook**:   Rotnms  ot 
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2.  Auch  heute  aber  geht  Dach  dieser  AnffassuDg  der  ,,Proce8s 
der  EnteignuDg  uud  EnterbuDg'*  der  Erben  der  ursprÜDglichen  Be- 
sitzer und  Bebauer,  welche  letzteren  doch  wenigstens  durch  die 
erste  Occnpation  und  durch  Verwendung  ihrer  Arbeit  auf  den  Boden 
noch  eher  eine  Art  Rechtsanspruch  auf  dessen  Besitz  hätten,  gerade 
unter  dem  Einfluss  moderner  Betriebstechnik  nnd  Oekonomik  und 
modernen  Rechts  immer  weiter  vorwärts. 

OekoDomisch  und  technisch  ?erm0^e  dieser  oräprUng^liche,  noch  halbwegs  legitime 
Kleingrundbesitz  die  Concurrenz  mit  dem  intelligenter  yerwalteten,  kapitalreicheren 
Grossgrond besitz  nicht  anszuhalten.  Aach  hier  siege  der  Grossbetrieb.  Das  mächtige 
Privatkapital,  das  doch  selbst  nor  unrechtmässig  den  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn 
sei  (§.  150),  setze  mit  allen  Mitteln  des  kapitalistischen  Prodactions-  und  Yerkehrs- 
systems,  welche  das  moderne  Wirthschaftsrecht  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
gestatte,  das  Werk  fort^),  das  einst  die  Grossen  und  Mächtigen,  die  Grund-  und 
Frohnherren  dem  Kleingrundbesitz,  den  Bauern  und  ihren  Dorfmarken  gegentlber  mit 
so  grossem  Erfolg  begonnen  und  schon  weit  genug  durchgeführt  hätten.  Wo  also 
hie  und  da  selbst  nicht  frühere  Gewalt  und  Bechtswidrigkeit  der  Ursprung  des  jetzigen 
privaten,  besonders  des  grosseren  ländlichen  (und  forstlichen)  Grundeigenthums  sei, 
da  sei  dasselbe  schon  gegenwärtig  und  werde  es  immer  mehr  aus  denselben  Gründen 
verwerflich,  aus  welchen  das  Privatkapital  dies  sei.  Ja  selbst  noch  in  höherem  Grade 
als  dieses:  denn  vielfach  gelange  das  Privatkapital  dank  dem  heutigen  Wirthschafts- 
recht nur  noch  durch  eine  Keihe  neuer  unlauterer,  wenn  auch  vielleicht  (nnd  oft 
genug!)  nach  dem  formellen  Becht  erlaubter,  selbst  begünstigter  Praktiken  in  den 
Besitz  des  Grundeigenthums,  wie  z.  B.  durch  wucherliche  Ausbeutung  der  Nothlage 
der  bisherigen  Besitzer,  durch  ein  falsches  und  der  Natur  des  Grandeigenthums  un- 
angemessenes Yerschuldungssyatem  u.  dgl.  m.  (§.  1G7  il'.). 

3.  Diese  durch  und  durch  ungesunde  und  rechtswidrige  sociale 
und  ökonomische  Gestaltung  des  privaten  Grundeigenthums,  welche 

ownerö  ofLand  in  England  and  Wales,  excl.  of  tlie  Metropolis,  2  Vol.  1S75.  Darüber 
Conrad,  in  den  Jahrbüchern  1876,  Band  26.  S.  37611*.  Auch  diese  statistischen 
Arbeiten  bieten  nach  der  Art  der  Aufnahme  des  Materials  u.  s.  w.  noch  viele 
Schwierigkeit  selbst  nur  für  die  Feststellung  der  Thatsachen  der  wirklichen  Ver- 
theilung  des  Grundbesitzes,  geschweige  für  die  Schlussziehung  in  Betreff  der  Ent- 
wicklungstendenz und  der  Ursachen  derselben.  Siehe  darüber  besonders  Conrad 
a.  a.  0.  Die  colossale  Concentrirung  riesiger  Grundstückscompleze  und  Grundrenten- 
bezüge in  wenigen  Händen  lässt  sich  aber  bestimmt  nachweisen.  In  England  nnd 
Wales  hatten  damals  z.  B.  290  Besitzer,  0.03%  der  Zahl  der  Besitzer,  Besitzungen 
von  je  über  10,000  Acreü.  zusammen  12,57o  ^®^  betreffenden  Ländereien,  5.47©  des 
Ertrags,  4917  Besitzer  (0.5  der  Gesammtzahl)  hatten  Besitzungen  von  1000 — 10,000  Acres, 
42. 3^0  des  Lands,  21,^7o  des  Ertrags.  Von  einem  Gesammtareal  von  England  und 
Wales  (ohne  London)  von  37.24  Millionen  Acres  besass  ein  Eigenthümer  186,397, 
12  Personen  1,038,8^3,  66  Personen  1,917,076,  100  Personen  3,917,641.  2b0  Personen 
5,425,764,  523  Personen  V5.  710  Personen  y^,  4500  Personen  Va»  10,207  Personen  "/g 
des  ganzen  Landes  eigen;  in  Schottland  mit  18.95  Millionen  Acres  besass  1  Person 
sogar  1,376,000,  11  Personen  4,339,722,  24  hatten  Vi-  170  Va^  330  Vg,  1700  7,0 
von  ganz  Schottland  eigen;  in  Iriand  hatten  vom  Gesammtareal  von  20.16  Millionen 
Acres  1  Person  170,119,  12  Personen  1,297,888,  292  Personen  6,458,170,  744  Personen 
9  612,768,  1942  besasscn  */a  des  Landes. 

*)  Röscher,  Ansichten,  3.  Auflage,  I,  250.  Nachweis,  wie  in  England 
(mehr  in  andrer  Weise  in  Schottland  und  Irland)  seit  dem  grossen  Aufschwung  der 
rationellen  Landwirthschaft  und  maschinellen  Fabrikindustrie  „die  Zusammenziehung 
des  Grandeigenthums  in  wenige  grosse  Hände  reissend  fortgeschritten,  hauptsächlich 
auf  dem  Wege  der  Verkehrsfreiheit  selber^*.    Nasse  a.  a.  0. 

24» 
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in  ihren  sich  unverkenubar  steigernden  schlimmen  Wirkungen  immer 
anerträglicher  werde,  sei  durch  gar  keine  Beformen  des  Rechts  und 
der  Wirthchaft  zu  beseitigen.  Denn  sie  sei  die  noth wendige 
Consequenz  des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  und 
seines  maassgebenden  Rechtsprincips,  des  Privateigenthumi 
an  Productionsmitteln,  eines  Princips,  das  vollends  auf  den 
Naturfactor  Grund  und  Boden  angewandt  recht  eigentlich  y^fort- 
zeugend  neues  Uebel  muss  gebären'^ 

§.  163  [313].  —  B.  Generelle  Beurtheilung  dieser  Kritik. 
In  dieser  Beweisführung  läuft  Wahres  und  Falsches  in  ungewöhn- 
lichem Grade  durch  einander,  auch  wenn  man  von  dem  principiellen 
Fehler  absehen  wollte,  die  ganze  frühere  Geschichte  und  die  Ent- 
wiciilang  des  Rechts  nach  an  sich  selbst  sogar  noch  bestreitbaren 
Gesichtspuncten  und  Rechtsanschauungen  der  Gegenwart  zq  be- 
urtheilen,  was  natürlich  nicht  zulässig  ist  Aber  auch  sonst  sind 
die  Hauptfehler  dieser  Polemik  unverkennbar;  es  sind  die  oben 
(§.  151)  schon  hervorgehobenen:  die  gewiss  in  einzelnen  Ländern 
theilweise  zutreffende  Kritik  der  heutigen  Vertbeilung  besonders 
des  agrarischen  und  des  Forstbodeus,  in  Grossbritannien  anch  zum 
Theil  des  städtischen  Bodens,  wird  ohne  Weiteres  auf  das  gesammte 
private  Grundeigenthum  ausgedehnt;  die  ungünstige  concrete  Sach- 
lage des  einen  Landes  in  Bezug  auf  die  Bodenvertheilnng  (Gross- 
britannieu !)  wird  nicht  nach  ihren  specifischen  geschichtlichen  Ur- 
sachen und  mitwirkenden  Rechtsverhältnissen  (Fideicommisse!)  in 
diesem  Lande  untersucht,  sondern  kurzweg  auf  die  Einrichtung  des 
Privateigenthums  an  Productionsmitteln  zurückgeführt  und  deshalb 
für  jedes  andre  Land  unserer  Cultur  und  unseres  Rechtes  als  min- 
destens in  Zukunft  notbwendig  eintretend  prophezeit;  die  ökono- 
misch-technische Ueberlegenheit  des  landwirthschaftlichen  Gross- 
betriebes, als  einer  Mitvoraussetzung  und  Mitfolge  des  Grossbesitzes, 
wird  zu  allgemein,  mehrfach  überhaupt  unrichtig  angenommen;  und 
aus  der  (wirklich  oder  vermeintlich)  ungünstigen  Gestaltung  und 
der  behaupteten  ungünstigen  Gestaltungstendenz  der  Grundbesitz- 
Verhältnisse  wird  ein  Verdict  gegen  die  ganze  Institution  des  Privat- 
eigenthums am  Boden  abgeleitet. 

Namentlich  dieser  letztere  Schluss  ist  für  unsere  Untersnchnng 
wichtig.  Er  würde  aber  offenbar  nur  dann  richtig  sein,  wenn  einmal 
die  allgemeine  Erfahrung  für  jene  ungünstige  Gestaltung  der 
Vertheilung  spräche  und  diese  wirklich  als  die  nothwendige  Wirkung 
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der  PrivateigeDthamsiDstitutioDy  Dicht  nur  als  die  Wirkung  anderer 
freilich  öfters  eintretender  geschichtlicher  Umstände  und  der  Ge- 
staltung des  Grundeigenthumsrechts  in  seinen  doch  der  Abänderung 
fähigen  Einzelnormen  (z.  B.  in  Betreff  der  Verschuldungsform  des 
Grundbesitzes  oder  des  Erbrechts  in  Bezug  auf  denselben,  der  fidei- 
commissarischen  Bindung  u.  dgl.  m.)  anzusehen  wäre.  Sodann 
aber  und  mehr  noch,  wenn  eben  nicht  die  ursprüngliche  Entwick- 
lung von  Privateigenthum  am  Boden  sich  wenigstens  in  grossem 
Umfang,  obschon  nicht  ausschliesslich,  so  doch  mit  als  gesetz- 
mässige,  aus  der  Natur  der  Landwirthschaft  hervorgehende  Folge 
bestimmter,  an  die  Bodenbebauung  zu  stellender  ökonomisch-tech- 
nischer Anforderungen  nachweisen  lassen  sollte.  Ist  Letzteres  der 
Fall,  so  beweist  doch  alles,  was  gegen  die  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes und  gegen  die  Mittel  und  Wege  vorgebracht  werden  kann, 
durch  welche  sich  dieselbe  geschichtlich  vollzogen  hat  und  noch 
vollzieht,  nx)ch  nicht  die  Verwerflichkeit  der  ganzen  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums,  sondern  nur  die  Reformbedtirftigkeit  des 
Grundeigenthumsrechts  und  etwa  auch  anderer  Theile  des  Wirth- 
schaftsrechts  und  höchstens  die  Rechtmässigkeit  der  Forderung 
einer  neuen  Regulirung  des  geschichtlich  tiberkommenen  Grund- 
besitzes. 

So  liegt  die  Sache  in  diesem  zweiten  Punct  der  Kritik  des 
Grundeigenthums,  und  zwar  in  Betreff  beider  Theile  der  bezüg- 
lichen Beweisführung  (§.  162),  hinsichtlich  der  Kritik  der  geschicht- 
lich überkommenen  Vertheilung  und  der  Kritik  der  gegenwärtig 
obwaltenden  Tendenz  in  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes  (§.  167  ff.). 

II. —  §.  164  [315],  Die  geschichtlich  überkommene 
Vertheilung  des  Grundbesitzes.  A.  Allgemeiner  Gang 
der  Entwicklung.  Kein  Zweifel,  dass  die  heutige  Vertheilung 
des  Grundbesitzes,  besonders  des  agrarischen  und  forstlichen,  in 
unseren  Culturstaaten  in  grossem  Umfange  ein  geschichtliches 
Product  der  Rechtswidrigkeit  und  Gewalt  ist,  fortgeerbt  auf  heute. 

Geschichtlich  entstanden  ist  sie  zu  einer  Zeit,  da  es  an  einem  genügenden  staat- 
lichen Rechtsschutz  für  den  bäuerlichen  Kleingrundbesitz  und  ftlr  die  ehemalige  freie 
Dorfu)ark?erfassung  fehlte  und  die  Ausbeutung  der  Kleinen  durch  die  Grossen  sich  in 
den  mannigfachsten  Formen  vollzog.  Dieser  Process  wurde  selbst  noch  fortgesetzt  bis  in 
unsere  neuere  Zeit  hinein,  wo  zum  Theil  auch  mangelhafte  Auslegung  der  bezüglichen 
Kechts?crhältnibse  zwischen  dem  Grundherrn  und  seinen  Bauern,  unrichtige  Beilegung 
eines  vollen  Privateigenthums  rOmibch- rechtlicher  Art  für  den  Grundherrn  an  dem 
Boden  seiner  Bauern  und  an  den  „Gemeinheiten'*,  der  unvertheilten ,  gemeinsam  be- 
nutzten Weide,  die  Handhabe  zur  Vertreibung  der  Bauern  oder  zur  Herabdrückong 
derselben  in   die  Stellung  von  Zeitpächtern   oder  Tagelöhnern  und  zur  Ausdehnung 


374     3.B.  Ausdehn.  d.  Prirateigenth.  2.  K.  Grandeigenthom.  2.  HJL  YertheilaDg.  §.  164. 

der  Gatshöfe  und  des  Grossgrandbesitzes  gab  (englisches  ,,Clearing  of  tha  estates", 
deatäches  ,,Baaernlegen''). 

Vielfach  ist  hier  in  unseren  west-  und  mitteleuropäischen 
Staaten,  wohl  nirgends  ärger  als  im  y,freien'^  England,  aber  doch 
auch  auf  deutschem  Boden  besonders  im  Nordosten,  unverant- 
wortlich gegen  den  bäuerlichen  Grundbesitz  verfahren  und  bis  in  ver- 
hältnissmässig  späte  Zeit,  in  Deutschland  bis  weit  in  das  achtzehnte 
und  selbst  noch  in  das  neunzehnte  Jahrhundert,  in  Grossbritannien 
eigentlich  bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart  hinein,  der  länd- 
liche Kleinbesitzerstand  von  der  Staatsgewalt  den  grossen  Grnnd- 
herren  preisgegeben  worden.  ^) 

Die  ursprunglich  freien  Dorfgemeinden  waren  ^rossentheils  nnter  die  (irond- 
berrlichkeit  gerathen.  Wo  in  ,, gemischten**  Gemeinden  freie  and  unfreie  Bauern 
neben  einander  sassen,  sind  die  ersteren  mit  der  Zeit  meistens  ihrer  Freiheit  beraubt, 
ihr  Grundbesitz  mit  Diensten  und  Lasten  belegt  worden.  Die  Lage  aller  Bauern  und 
Dörfer  wurde  derjenigen  der  schon  ursprünglich  abhängigen  und  hörigen,  auf  Herren- 
grund angesiedelten  immer  ähnlicher.  Wo  selbst  die  grundherrlichen  Bauern  eigentlich 
rechtlich  nur  zu  bestimmten  Diensten  und  zur  Lieferung  von  Naturalien,  einem  Antheil 
ihres  Bodenertrags,  dem  Herrn  oder  dem  Herrenhofe  verpflichtet  waren,  nicht  aber 
bei  ErfuUang  ihrer  Verpflichtungen  willkuhrlich  ,,lhrer  Stelle  entsetzt**  werden  durften 
und  ihr  Haus  und  Land  wenn  auch  nicht  zu  vollem  Eigentham,  so  doch  zn  Nutz- 
eigenthum  oder  zu  einem  erblichen  Nutzungsrechte  besassen,  da  sind  sie  dennoch 
vielfach  von  ihrem  Herrn,  als  dem  „Obereigenthümer*%  von  Haus  und  Hof  vertrieben 
worden.  Und  das  volle  Eigenthum  an  den  Gemeinheiten  hat  sich  der  Herr  zu  ver- 
schaffen  gesucht  Die  Staatsgewalt  aber  sah  zu  oder  die  landesherrlichen  Gerichte 
entschieden  im  Streitfalle  selbst  gegen  den  Bauern,  nicht  aus  Parteilichkeit,  aber  in 
falscher  Auslegung  des  geschichtlich  überkommenen  Rechts,  etwa  mittelst  Einzwftugung 
germanischer  Rechtsinstitute  unter  ganz  fremde  römisch -rechtliche  Begriffe.*)  Nicht 
anders  geschah  es  mitunter  mit  ursprünglich  persönlich  und  in  Hinsicht  des  Grund- 
besitzes freien  Bauern  und  Dörfern,  oft  auch  mit  solchen,  welche  früher  „freiwillig** 
sich  einem  Grundherrn,  besonders  des  Kirche  übergeben  hatten  (§.  2$). 

Hier  kann  mit  Fug  und  Recht  von  einer  „Enteignung"  und 
„Enterbung"  der  Erben  der  ursprünglichen  Besitzer  und  Bebauer 
gesprochen  werden.  Die  Formen ,  in  welchen  diese  Vertreibung 
und  die  Zusammenlegung  des  Grossgrundbesitzes  erfolgte,  und  die 


^)  Für  die  carolinRische  Zeit  siehe  v.  Inama,  ürundhcrrschaft,  wo  u.  A.  freilich 
auch  nachgewiesen  wird,  wie  die  Entstehung  der  grossen  Grundherrschaften  enp  mit 
wichtigen  und  heilsamen  organisatorischen  Zwecken  des  Königthums  zusammenhing 
(S.  71)  und  wie  die  Grundherrschaften  eine  bedeutende  socialpolitische  und  wirth- 
schaftliche  Wirksamkeit,  u.  A.  durch  Einrichtung  der  Colonenwirthschaft,  Durchführung 
der  Arbeitsthoilung  und  besseren  Technik  in  der  Frohnhofswirthschaft  u.  s.  w.,  aus- 
übten. Ebenda  besonders  Abschnitt  IV.  Für  die  Masse  von  Gewaltthat  und  Kechts- 
widrigkeit,  für  den  Missbrauch  der  Heerbanngewalt  zur  GefUgigmachnng  der  kleinen 
Leute  u.  s.  w.  ebenda  viele  Beispiele  im  2.  Abschnitt.  Siehe  auch  oben  von  der 
Unfreiheit  besonders  §.  27,  28,  85  ff.  —  v.  Maurer,  Geschichte  der  Dorfverfassong 
passim,  besonders  II,  191,  195  ff.  —  Bau,  Röscher.  Buchenberger,  Marx 
an  den  in  Note  2  und  3  auf  S.  870  genannten  Stellen.     Knapp 's  Arbeiten. 

*)  Vgl.  V.  Maurer,  Dorfverfassung  II,  218  If. ;  Marx  a.  a.  0.  —  Röscher, 
Ansichten  I,  251,  über  die  Verwechslung  der  schottischen  Clan^enossen  mit  blossen 
Pächtern,  nach  englischer  Anschauung  in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 
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Beweggründe,  welche  za  diesen  Maassregeln  führten,  sind  leider 
mitunter  geeignet,  den  Vorgang  noch  hässlicher  nnd  gehässiger 
erscheinen  zu  lassen.  Zwar  ist  der  hauptsächlichste  Beweggrund 
nicht  nur  ein  rein  egoistischer,  lediglich  privatwirthschaMcher, 
sondern  zugleich  ein  volkawirthschaftlicher  und  insofern  gemein- 
nütziger gewesen:  das  Bedürfniss  und  die  Zweckmässigkeit  eines 
veränderten  landwirthschafüichen  Betriebs,  bei  veränderten  Bedürf- 
nissen nach  Bodenproducten ,  anderen  Absatzverhältnissen,  Beides 
die  Folge  anderer  Bevölkerungsverhältnisse,  anderen  Volks  Wohl- 
stands, neuer  Communications-  und  Transportmittel  und  neuer 
Technik.  Aber  was  geschah  und  wie  es  geschah,  wird  auch  da- 
durch keineswegs  allgemein  entschuldigt,  geschweige  gerechtfertigt. 

Auch  sehr  egoistische  Ausbeatong  einer  solchen  neuen  wirthschftftlicheu  Gon- 
juiictur.  unter  Hinwegsetzung  über  die  Interessen,  oft  über  die  Rechte  der  bäuerlichen 
Bevölkerung,  —  z.  B.  im  Falle  der  Einziehung  der  bäuerlichen  Ländereien  zu  Weiden 
für  die  Vlehheerden  des  Herrn,  —  selbst  ganz  frivole  Zwecke  des  persönlichen  Ver- 
gnügens und  des  Luxus  oder  das  speculative  gewinnsüchtige  Streben,  die  Vergnügungs- 
sucht anderer  reicher  Müssiggänger  auszunutzen  —  z.  B.  im  Falle  der  Einrichtung 
von  Jagdgiündcn  zur  eigenen  Benutzung  des  Grossgrundbesitzers  oder  zur  Verpachtung 
dieser  Ländereien  für  diesen  Zweck,  wie  in  Grossbritannien!  —  sind  vorgekommen. 
Kein  Wunder,  dass  solche  Verhältnisse  dann  den  socialistischen  Kritikern  willkommene 
Belege  für  ihre  Angriffe  und  Forderungen  gegeben  haben.  Einzelne  crasse  Vorgänge 
haben  sie  mit  Recht  mit  zündenden  Worten  gebrandmarkt  (Vgl  Marx  I,  1.  Aufl., 
S.  714  ff.,  das  berüchtigte  Beispiel  der  Gräfin  von  Sutherlauds.) 

Nur  in  gewissen  grossen  Grundztigen,  wie  sie  im 
Vorausgehenden  entworfen  wurden,  stimmt  indessen  die  Entwick- 
lungsgeschichte des  ländlichen  Grundeigenthums  (wobei  das  forst- 
liche hier  meistens  einznbegreifen  ist),  und  speciell  die  Bildungs- 
geschichte des  Grossgrnndbesitzes  in  den  west-  und  mitteleuropäi- 
schen Staaten  tiberein.  Würde  sie  tiberall  genau  im  Einzelnen, 
Dorfschaft  für  Dorfschaft,  Gutshof  für  Gutshof  vom  früheren  Mittel- 
alter an  bis  auf  den  heutigen  Tag  verfolgt,  so  möchte  vielleicht 
das  Bild  noch  ungünstiger  nnd  nach  Ländern  und  Zeitaltern  noch 
gleichartiger  ausfallen.  Für  unsere  principielle  Frage  des  privaten 
Grundeigenthums  muss  man  sich  jedoch  vor  einer  zu  weit 
gehenden  Generali sirung  der  Schlüsse,  welche  aus  den 
skizzirten  Verbältnissen  abzuleiten  sind,  htiten  und  zwar  in  doppelter 
Weise:  einmal,  was  die  Entstehung  allen  privaten  Grossgrnnd- 
besitzes in  unseren  Staaten  anlangt  und  sodann  in  Betreff  der  Ge- 
staltung des  Grundbesitzes  in  den  verschiedenen  Ländern. 

§.165  [316J. —  B.  Verschiedene  Entstehungsgrtinde 
des  Grossgrundbesitzes.  Ein  erheblicher  Theil  des  Gross- 
grundbesitzes unserer  Staaten  ist,  wenn  auch  meistens  nicht  erst 
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entstanden,  so  doch  vergrOssert  worden  durch  mehr  oder  weniger 
rechtswidrige  nnd  gewaltsame  Einziehung  von  Banerstellen  ^  hie 
und  da  von  ganzen  Dorfschaften.  Indessen  ist  dies  keineswegs 
die  einzige  und  thatsächlich  in  vielen  Ländern  nicht  einmal  immer 
die  hauptsächlichste  Erklärung  der  ungleichen  Vertheilung  des 
Grundbesitzes. 

1.  Ein  Theil  des  Grossgrundbesitzes  früherer  und  selbst  noch 
heutiger  Zeit  ist  uralt,  ohne  dass  seiner  ersten  Entstehung  ein 
solcher  Makel  anklebt. 

Schon  bei  der  ursprünglichen  Besitznahme  des  Landes  darch  die  cinwandeznden 
Volker,  z.  B.  die  gormanischen,  ist  die  Ycrtheilnng  dos  Grand  nnd  Bodens  gewöhnlich 
keine  gleichmässige  gewesen.  Die  Führer,  die  Grossen,  die  Edlen,  welche  wir  unter 
verschiedenen  Namen  nnd  in  etwas  verschiedener  Stellang  bei  den  meisten  Völkern 
finden,  worden  bevorzugt  Aoch  hierbei  etwa  wieder  von  Raab  and  Gewalt  za 
sprechen,  ist  anzalässig,  wenn  eben  nicht  die  ganze  frühere  Geschichte  der  Volker 
mit  allen  ihren  socialen  and  wirthschaftlichen  Wirkungen  vom  Standpunct  der  Gegen- 
wart aas  rtlckblickend  soll  verortheilt  und  rückgängig  gemacht  werden.  Ohno  Zweifel 
haben  den  grosseren  Landzutheilungen  an  Einzelne  und  Familien  auch  h&ufig  jirOsscre 
Leistungen  der  letzteren  für  das  Volk  oder  den  Stamm,  z.  B.  im  Kriege,  entsprochen, 
ebenso  wie  später  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  dem  Grossgrundbesitz  manche  besondere 
Öffentliche  Verpflichtungen  auferlegt  waren. 

Vgl.  G.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  2.  Auflage,  I,  104,  113,  114, 
217.  Tacitus,  Germania  c.  26:  quos  (sc.  agros)  moz  inter  se  secundum  dignationem 
partiuntur.  Siehe  in  der  Abhandlung  von  Ina ma 's  besonders  Abschnitt  IL  Statistisches 
über  die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  in  Deutschland,  besonders  im  S.  und  9.  Jahr- 
hundert: „.  .  .  .  dass  die  Vertheilung  überall  und  namhaft  ungleich  (schon  vor  dem 
genannten  Zeitraum)  war,  kann  nicht  wohl  mehr  bezweifelt  werden.  Wie  die  Deutschen 
schon  zu  Tacitus'  Zeiten  secundum  dignationen  theilten,  so  haben  sie  sicherlich  auch 
bei  den  späteren  Landtbeilungen  den  Unterschieden  der  Macht  und  des  Ansehens, 
des  Gcburtsadels  und  des  Reichthums  immer  Rechnung  getragen'',  S.  25. 

2.  Man  könnte  von  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer  und 
Benrbarer  des  Lands  reden  und  daraus  wieder  einen  Einwand 
erheben  wollen,  welcher  aber  wiederum  nicht  allgemein  zutriflft. 

An  solcher  Gewalt  hat  es  nicht  gefehlt,  so  wenig  bei  den  Kleruchieen  der 
Athener,  den  altrOmischen  Landassignationen  im  Feindesland,  als  bei  den  Land- 
vertheilungen  der  Germanen  in  den  römischen  Provinzen  und  in  Italien.  Aber  all- 
gemein ist  auch  dies  der  Gang  der  Dingo  nicht.  Denn  vielfach  haben  die  einwandernden 
Stämme  und  Volker,  z.  B.  in  Mitteleuropa,  in  Germanien,  Gallien,  Britannien  ein 
wirklich  noch  nicht  occupirtes,  jedenfalls  in  grossen  Strecken  noch  nicht  irgendwie 
angebautes  Land  in  Besitz  genommen  und  unter  die  Angehörigen  verthcilt,  —  haben 
erst  diese  es  mit  ihrem  Schweissc  gedüngt  und  gcurbart.  Namentlich  hat  die 
Grundherrschaft,  insbesondere  auch  die  Kirche,  die  Stifter,  Klöster,  schon  vor,  während 
und  noch  lange  nach  der  Carolingerzeit.  z.  B.  im  Osten  Deutschlands,  ganz  uncultivirten 
Boden  im  grossen  Umfang  in  Besitz  genommen  und  ihn  unter  ihrer  Leitung  von  ihren 
Frolinhöfen  aus  und  durch  die  angesiedelten  Colonen  mittelst  „Rodung"  urbar 
machen  lassen:  ein  grosses  volkswirthschaftliches  Verdienst  filr  jene  Zeit.  (Vgl. 
namentlich  v.  Inama  a.  a.  0.,  besonders  Abschnitt  III,  auch  S.  46(1'.,  derselbe, 
Wirthschaftsgeschichte  II,  Abschnitt  1.  Lamprecht,  Wirthschaftsleben ,  Band  II, 
derselbe,  deutsche  Geschichte  II,  S3  f!'.,  derselbe  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
Wissenschaften  IV,  J44  IF.) 
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3.  Wiederam  ein  anderer  Theil  unseres  Grossginndbesitzes 
stammt  auch  aus  der  sorgsamen  Zusammenhaltung  und  allmäligen 
Vergrösserung  des  ursprünglichen  ^^gleichen  Landlooses'S  aus  der 
Vereinigung  alter  Banerhufen,  aus  zugelassenen  Rodungen  Einzelner 
in  der  gemeinen  Mark  u.  dgl.  m. 

Neben  dem  freilich  maassgebenden  Factor  des  ««GlttckV*  sind  es  gerade  in  diesen 
F&llen  ökonomische  und  sittliche  Momente,  welche  hier  eingewirkt  haben  und 
bis  auf  die  heutige  Zeit  nachwirken:  wirthschaftliche  Thatkraft,  Umsicht,  Intelligenz, 
Fleiss,  Sparsamkeit,  sittliche  Tüchtigkeit,  Massigkeit,  Selbstbeherrschung,  gute  Familien- 
zucbt,  kurz  alle  jene  Eigenschaften,  welche  gewiss  durchaus  nicht  der  einzige,  in 
ganzen  Zeitaltern  neileicht  nicht  der  hauptsächliche,  aber  stets  im  Wirthschaf&eben 
doch  ein  wichtiger  Factor  fUr  das  wirthschaftliche  Gedeihen  oder  Zurückgehen  einer 
Familie  und  damit  far  die  ungleiche  Yertheilung  wie  alles  Vermögens,  so  auch  des 
Grundbesitzes  bind.  Da  wurden  denn  die  Mittel  wirthschaftlich  erworben,  um  die 
verarmten  ehemaligen  Genossen  „auszukaufen'*  und  abermals  den  Eigen-  oder  Familien- 
besitz zu  rergrössern.  Und  wie  bei  den  Käufern  neben  dem  Glttck  doch  auch  sittliches 
und  ökonomisches  Verdienst  oft  anzuerkennen  war,  so  nicht  minder  bei  den  Verkäufern, 
den  „Enterbten'*  neben  dem  „Unglück**  auch  häufig  genug  bittliche  und  ökonomische 
Schuld.  Wie  sehr  dergleichen  nach  allgemeiner  Ueberzeugung  mitwirkt,  zeigt  z.  B. 
die  Befürchtung,  welche  man  so  vielfach  in  Russland  hinsichtlich  der  Beseitigung  des 
ländlichen  Gemeineigenthums  hegt.  (Siehe  meine  Abschatfung  S.  3  und  die  Citate 
aus  den  Schriften  Fon  v,  Haxthausou,  Schedo-Fcrroti  u.  A.  m.) 

4.  Endlich  haben  in  allen  diesen  Fällen  neben  den  Zufällig- 
keiten des  Erbgangs  freilich  auch  die  Verhältnisse  des  Erb- 
rechts und  wo  solches  die  reale  Erbtheilung  des  Bodens  und  die 
gleiche  Erbtheilung  unter  allen  oder  die  stärkere  Erbabfindung 
einzelner  Kinder  gestattete  oder  bedingungsweise  verlangte ,  da 
haben  die  Volks-  und  Familieusitten  hinsichlich  der  Vererbung 
auf  die  thatsäehliche  Vertheilung  des  Grundbesitzes,  auf  dessen 
grössere  Zersplitterung  unter  viele  Eigenthümer  oder  auf  die  stärkere 
Zusammenhaltung  zu  bedeutenderen  Eigenthumscomplexen  mit  ein- 
gewirkt. 

Das  Institut  des  Familien-Fidcicommisses  zeigt  sich  hier  von  Bedeutung 
namentlich  beim  Grossgrundbesitz,  zumal  in  einigen  Ländern,  wie  z.  B.  in  Gross- 
britannien mit  seinen  eigenthümlichcn  Einrichtungen  des  Erbgangs  im  Grundeigenthum 
(entails,  mit  zeitlicher  Beschränkung  der  Rechtswirksamkeit  der  Bindung  im  Erbgang). 
(Vgl.  Koscher,  Ansichten,  3.  Auflage,  I,  272.)  Unter  den  englischen  Natioual- 
ökonomen  nimmt  die  Opposition  gegen  die  Fideicommisse  zu,  Cliffe  Leslic  verlangt 
ihre  Abschaffung.  Ueber  die  ganze  Frage  des  Familien  -  Fideicommisses  siehe 
V.  Miaskowski,  Hildebrand's  Jahrbücher,  Band  21,  129.  Das  Resultat  der  Arbeit 
ist,  dass  wenigstens  auf  hoher  Wirthschaftsstufo  die  volkswirthschaftlich  schädlichen 
Wirkungen  die  nützlichen  überwiegen,  dass  Reformen  des  Instituts  das  nicht  ändern 
können  und  dass  die  englischen  Fideicommisse  mit  an  der  dortigen  ungünstigen  Ver- 
theilung des  Bodens  schuld  sind  (S.  22t>)-  (Buchenberger  I,  §.78  über  Familien- 
Fideicommissc  (Littcratur  daselbst  S.  456)  und  §.  71)  über  die  englischen  entails  und 
Settlements.  Artikel  Fideicommisse  von  Gierke  und  Conrad  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  HI,  413.) 

§.166  [317]. —  C.  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
in  einzelnen  Ländern.   Allerdings  ist  die  Geschichte  der  Ent- 
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stehang  und  Entwicklung  des  ländlichen  Grossgrnndbesitzes  in 
Mittel-  und  West-  und  zum  Theil  auch  noch  in  Osteuropa  während 
des  Mittelalters  und  von  da  an  bis  zur  Gegenwart  im  Grossen  und 
Ganzen  eine  gleichartige.  Wir  finden  fast  überall  unter  mangelo- 
dem  staatlichen  Rechtsschutz  den  Verfall  der  bäuerlichen  Freiheit, 
,,die  Grundherrlichkeit  wird  das  Grab  der  dorfgenossenschaftlichen 
Freiheit^'  (y.  Maurer)  bei  uns  und  anderswo  und  das  Feudalsystem 
äussert  ziemlich  gleichmässige  Wirkungen.  Offene  Gewalt^  falsche 
Auslegung  des  Rechts^  Verschuldung  dient  allenthalben  dazu,  den 
Kleingrundbesitz  zu  zerstören,  ihn  in  dem  grossen  aufgehen  zu 
lassen,  wie  in  Grossbritannien  und  zum  Theil  im  nördlichen,  be- 
sonders nordöstlichen  Deutschland,  oder  ihn  vom  städtischen  Kapital 
direct  (in  der  Form  des  Eigenthumstibergangs  und  der  Wieder- 
verpachtung, wie  in  Italieo)  oder  indirect  (in  der  Form  der  Ver- 
schuldung an  den  städtischen  Kapitalisten,  wie  bei  uns)  abhängig 
zu  machen. 

Indessen  wirken  auf  die  Enteignung  und  Enterbung  der  Bauern 
und  die  Concentration  des  ländlichen  und  forstlichen  Grundeigen- 
thunis  in  wenigen  Händen  doch  immer  neben  diesen  allgemeinen 
andere  specielle  Ursachen  der  Zeit  und  des  Landes  ein.  Oder, 
was  vielleicht  noch  häufiger  ist,  jene  allgemeinen  Ursachen  äussern 
nach  den  specifischen  Zeit-  und  Landesverhliltnissen  hier  einen 
stärkeren,  dort  einen  schwächeren  Einfluss.  Gerade  hier  verall- 
gemeinert die  socialistische  Polemik  viel  zu  sehr. 

Schon  im  Altcrtlium,  wo  diobclbe  Tendenz  und  Erscheinung  der  Concentration 
der  Gnindbeäitzes  mit  ähnlichen  ökonomischen  und  socialen  Wirkungen,  wie  in  cinzeinen 
inoderneu  Liindern  (Eng^land,  Schottland,  Irland,  Theile  ?on  Italien,  Spanien,  Böhmen). 
wahrgenommen  wird  —  latifundia  perdidero  Romam,  wie  Plinius  sagt  —  sind 
doch  in  Griechenland  wie  in  Kom  und  Italien  wieder  mancherlei  aparte,  in  den 
concreten  geschiclitlichen  (ökonomischen,  politischen  u.  s.  w.)  Verhältnissen  liegende 
Ursachen  wirksam,  zum  Theil  wesentlich  verschieden  von  den  modernen  Gebtaltungen. 
Vgl.  im  Allgemeinen  Kodbertus'  Arbeiten  aus  der  altrömischen  Wirthschafts- 
geschichtc  in  Hildebrands  Jahrbüchern  und  Br.  Hildebrand  selb^t  in  dem  Aufsatz 
„die  sociale  Frage  der  Yertheilung  des  Grundeiicenthums  im  classischen  Altcrtkum**, 
(ebenda  XII,  1S69,  S.  1  ff.  über  Sparta  und  Athen),  S.  139  ii.  über  Rom),  biete 
das  Schlussergebniss  (S.  153  11'.'»,  wo  Hildebrand  besonders  auf  einen  w^esentlichen 
Unterschied  antiker  und  moderner  Volkswirthschafr  hinweist,  welcher  für  die  Frage 
der  Concentration  des  Grundeigcuthums  in  wenigen  Händen  wichtig  ist:  im  Altertbam 
gab  es  zur  zinsbaren  Anlage  von  Vermögen  neben  hypoihekarischen  Darlehen  vor- 
uemlich  nur  zwei  Wege,  Ankauf  von  Grund  und  Hoden  und  Ankauf  von  Sclaven. 
In  unserer  Zeit  tritt  die  Kapitalanlage  in  Werthpapieren  hinzu.  Dadurch  wird  das 
Hindrängen  auf  (irundcigenthumserwerb  und  auf  (irossgrundbesitz  schwächer.  Im 
Alterthum  war  Kapital-  und  Grundaristokratie  identisch,  bei  uns  ist  sie  getrennt  and 
beide  sind  oft  im  Kampfe  mit  einander,  woraus  eine  Zerstückelung  und  Mobilisimng 
des  Bodens  hervorgeht.  —  (iewiss  eine  ganz  richtige  Ausfuhrung.  Indessen  lässt  sich 
einwenden,  dass  gerade  der  (irosbkapitalbesitz  wieder  durch  das  Geld-  und  Werth- 
papiergeschüft   begünstigt   wird    und   seinen   Erwerb    wenigstens  zum  Theil   gern   in 
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Grundbesitz  anlegt,  um  ihn  zn  sichern:  eine  bekannte  Thatsache  auch  in  Botreff 
unserer  .^goldenen  Internationale''.  Da  entsteht  denn  leicht  eine  wahrhaft  colossale 
Anh&afnng  Ton  Grandbesitz  in  ganz  wenigen  Händen,  ein  Verhältniss,  in  welches  der 
Stronssberg'sche  Concors  einmal  einen  Einblick  gewährt  hat  Nicht  Immer  ist  die 
Zersplitterung  eines  solchen  Vermögens  so  rasch  als  hier.  Ausserdem  aber  bewirkt 
die  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  dass  der  Eigenthflmer  nicht  viel  mehr  als 
nomineller  Besitzer  seines  Bodens  wird,  öfters  fast  in  schlimmerer  Lage,  als  wenn 
er  auch  nominell  ganz  enteignet  und  Pächter  oder  Gutsarbeiter  wird. 

Dasselbe  Mitspielen  concreter  Ursachen  gilt  7on  unseren  heutigen  Staaten.  Nament- 
lich die  britischen  Zustände  haben  sich  manchfach  eigenartig  so  ungünstig  entwickelt, 
wie  sie  jetzt  zu  liegen  scheinen.  Die  hohen  Bedenken  der  britischen  Verhältnisse  er- 
kennt auch  ein  so  äusserst  vorsichtig  reservirt  nrtheilender  Gelehrter  wie  Röscher  an. 
Er  nennt  es  „eine  Thatsache  von  ungeheurem  Ernst",  wenn  ein  Mann  wie  Gliffe 
Leslie  bereits  so  überaus  bedenklich  urtheilt  (Ansichten  S.  275),  Marx  schildert  hier 
wie  überall  Grau  in  Grau,  aber  nicht  unwahr.  Der  beliebte  Schlass,  dass  unseren  Bauern 
auf  dem  Gontinente  dasselbe  Schicksal  bevorstände,  wie  ihren  einstigen  englischen 
Standesgenossen,  die  stets  wiederholte  Behauptung  unserer  Socialdemokratie  und  ihrer 
geistigen  Führer,  trifil  bei  der  Verschiedenheit  der  maassgcbcnden  Umstände  nicht  zu. 

Soweit  aber  gewisse  Tendenzen  einer  ähnlichen  Gestaltung 
sich  kundgeben,  mnss  freilich  gerade  mit  Rücksicht  auf  vorliegende 
schlimme  Erfahrungen  anderer  Länder  rechtzeitig  mit  Bewusstsein 
und  Erfolg  durch  die  Gesetzgebung  und  die  Staatsverwaltung  vor- 
gebeugt werden.  Dies  ist  seit  lange  z.  B.  hinsichtlich  des  ,,Bauer- 
legens^'  in  Deutschland,  namentlich  in  Prenssen  geschehen  und 
erscheint  als  Pflicht  der  Staatsgewalt,  zumal  in  unserer  Zeit,  wo 
durch  besondere  Umstände  (Verschuldung,  Aenderung  der  Technik, 
auswärtige  Concurrenz  wohlfeiler  Agrarproducte  u.  s.  w.)  die  Lage 
der  ländlichen  grösseren  wie  kleineren  Grundbesitzer  und  Land- 
wirthe  wieder  so  precär  wird  (Aufgaben  der  Landesculturpolitik, 
des  Agrarschutzes  im  internationalen  Handel  n.  s.  w.).  ^) 

So  beweist  in  der  That  die  bei  uns  geschichtlich  über- 
kommene Vertheiluug  des  Grundbesitzes,  die  Anhäufung  des- 
selben bei  einzelnen  Eigenthümern  und  überhaupt  das  doch  nur 
partiell  vorhandene  Vorwalten  des  Grossgrundbesitzes  nicht  so  viel 
gegen  die  Institution  des  privaten  Grundeigenthums,  als  die  Gegner 
behaupten,  anch  wenn  sie  die  Thatsachen  selbst  nicht  übertreiben. 
Die  Darstellung  der  Geschichte  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes 
bildet  fflr  jedes  Land  eine  wichtige  und  interessante  Aufgabe  der 
Geschichtswissenschaft.  Aber  die  ihr  beigelegte  priocipielle  Be- 
deutung für  die  Frage  der  Grundeigenthumsinstitution  im  Sinne 
einer  allgemeinen  Verwerflichkeit  der  letzteren  hat  diese  Geschichte 
nicht. 

IIL  —  §.  167  [318].  Die  Gestaltungstendenz  der  Ver- 
theilung  des   Grundbesitzes.     In  Bezug  auf  ländlichen  Grund- 


*)  Siehe  Buchenbergcr  I,  Kapitel  3,  4;  II,  Kapitel  6,  11. 
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besitz  hat  sich  mit  dieser  Frage  seit  lange  die  Nationalökonomie 
und  Agrarstatistik  mit  Vorliebe  beschäftigt,  bevor  die  socialistischen 
Angriffe  anl'  das  Gmndeigentham  dem  Gegenstand  noch  eine  andere 
BedentUDg  gaben. 

Aach  darüber  Näheres  und  besoDders  Geschichtliches  ond  Sutistisches  in  der 
PractischcD  NatioaalOkonomie  (Ag^rarpolitik  .  Siehe  Bucheober^er  I.  §.  6S  —  74, 
aach  §.  75  ff.  (zugleich  für  weitere  Litterator-. 

Namendich  zvei  Fragen,  welche  mit  der  Frage  im  Texte  enge  zosammen- 
hingen,  sind  in  der  Fachlitteratur  sehr  eingehend  behandelt  worden:  einmal  die 
Frage  nach  den  Vorzügen  oder  Xachtheilcn  der  kleinen,  mittleren  und 
grossen  Landguter  als  Betriebt»-  and  als  Besitzeinheiten,  sodann  diejenige  nach 
dem  Einfluss  der  ..Freiheit  des  Grondeigenthama**,  d.  h.  hier  speciell  der 
freien  Veräossemng,  Vererbung  and  Theilbarkeit  auf  die  Gestaltung  der  Ver- 
t heilang  des  ländlichen  Grandbe&itzes.  Beide  Fragen  stehen  anter  sich  in  eng'er 
Beziehang.  Die  erste  ist  eine  land virthschaftlich-technische,  die  zweite 
eine  rolksvirthschaftspolitische  oder  wie  Raa  sagt  (I,  §.  36S,  Anm.  a): 
„die  Landwirthschaftslehre  antersacht,  welche  Grösse  eines  Landgats  für  einen 
einzelnen  Landwirth  anter  gegebenen  Umständen  die  fortheilhafteste  sei.  .  .  Die 
Volkswirthschafblebre  hat  die  Wirkungen  der  Guter  Ferschiedener  Grösse  ron  ihrer 
gemeinnUtzifJTcn  oder  gemeinscbädlicben  Seite  zu  erforschen,  woraus  dann  die  Volks* 
wirthschaftspolitik  die  Lehren  für  das  Verhalten  der  Kegierung  in  Bezug  auf  Verbot 
oder  Freigebuni;  der  Zertheilungen  ableitet".  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  ^ich 
zunächst  um  die  Höhe  des  einzelwirthschaftlichen  Beinertrags,  der  bei  einer 
bestimmten  Guts-  oder  WirthschaiW^össc  dem  Besitzer  oder  Bewirthschafter  als  Ein- 
kommen zuflickst;  sodann  um  die  Höhe  desjenigen  volkswirthschaftlichen  Reinertrags, 
welcher  nach  Abzug  der  bloss  volkswinhschaftlichen  Prodnctionskosten  (also  nicht 
der  Löhne,  Zinsen  u.  k  w.,  welche  ein  Winh  bei  seinem  Betrieb  an  andre  Personen 
zahlen  muss.  I.  ^.171),  Übrig  bleibt.  Viel  Verwirrung  i>t  auch  in  dieser  Frage  durch 
die  ungenügende  oder  ganz  fehlende  Unterscheidung  dieses  einzel-  und  Tolkswirth- 
hchaftlichen  Standpuncts  in  Bezug  auf  Ertrag  und  Kosten  entatanden  ^s.  I,  §.  171  ii;\ 
Ebenso  hat  oft  die  Verwechslung  der  Eiirenthumseinheiten  mit  den  Bewirthschaftungs- 
einheilen  nachtheilig  eini^ewirkt:  beide  Einheiten  Miid  nicht  identisch  und  gehen  bei 
Zertheilun^  von  Grossem nd besitz  in  kleine  Pachten  und  umgekehrt  bei  Zubammeu- 
pachtung  vön  Kleini^rinidhe&itz  oft  bedeutend  aus  einander.  —  Vgl.  für  die  Frage  der 
passenden  (irösse  der  Landgüter  das  Hauptwerk  von  v.  Bemhardi,  Versuch  einer 
Kritik  der  Grunde,  welche  fdr  grosses  und  kleines  GrundeigentLum  angefahrt  werden, 
Petersburj?  1S4S;  Kau  I,  i$.  3GS  — 375  mit  der  äliern  Speciallitteratur  in  §.  36^ 
Anmerkung  a;  ferner  Koscher  11,  Buch  2,  Kapitel  4  über  grosse,  mittlere  und  kleine 
LandjrUter  j$.  47  tf.  Buchen  berger  I,  §.  OUti.,  70,  73.  —  Die  zweite  Frage  in 
Bezug  auf  die  Freiheit  de^  (irundeigenthums  steht  mit  der  im  Texte  behandelten 
Frajre  nach  der  (ie!»taltungstendenz  der  Vertheilung  des  (irundbe>itzes  noch  unmittel- 
barer in  Zusammenhang?.  Zum  Theil  ^ehen  diese  beiden  Fragen  in  einander  über. 
Vgl.  darüber  Kau,  Volkswirthschaftspolitik,  Absolmitt  „gesetzliche  Bestimmungen, 
welche  die  Veräusserung  und  Erwerbuni:  «ler  Ländereien  betreilen*',  §.  7<>  (ältere 
Speciallitteratur  hier  in  Anmerkung  b)  bis  §.  b'S,  5.  Auflage.  S.  152 —  ls4;  Koscher 
zum  Theil  Kapitel  4  in  II ,  2.  Kapitel  S  ebenda.  Grundeiirenthum  und  Stünde  §.  lU2ir. 
und  besonders  Kapitel  11,  Missbrauch  der  Mobili^i^ung  und  Mittel  dagegen  §.  139  ff. 
(in  diesem  §.  in  der  Anmerkunt;  auch  Speciallitteratur).  Buchenberger  I,  Kapitel  4, 
Abschnitt  3,  §.  75  tl".  i^daselbst  und  S.  373  Litteratur).  Den  Einfluss  der  V er- 
sehn Idungsform  in  der  ganzen  Frage,  in^be&ondc^e  die  beztigliche  Lehre  von 
Kodbertus  würdijjt  auch  Koscher  m.  E.  doch  nicht  gebührend  (ü,  §.  13S,  be- 
sonders die  Anmerkunjren).  Eine  Widerlejrung  der  Tendenzen  des  heutigen  Ver- 
^chuldungsrechls  des  Grundeigenthums  —  und  nur  um  diese  Tendenzen  handelt  es 
sich,  denn  natürlich  können  im  concrcten  Fall  zeit-  und  ortsweise  Gegenwirkungen 
dunh  andre  rr-achen  eintreten  —  kann  ich  in  Koscher's  und  auch  in  Conrad  *s 
Auhfuhrungen  in  Hildebrands  Jahrbuchern  XIV  (1{>7Ü-  S.  149  11.  nicht  linden.  Die 
Frage   d«T  l)un;hführbarkeit   der  practischen  Keformvorschläge  von  Kodbertus  ist  ?ün 
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der  Frage,  ob  jene  Tendenzen  der  heutigen  Yerschaldangsform  ankleben,  natttrlich 
wieder  verschieden.  Siehe  jetzt  anch  hierüber  Buchenberger  II,  $$.  107  — 113, 
117  ff.  —  Mehrfach  folge  ich  im  Texte  wie  im  folgenden  eng  hierher  gehörigen 
Hauptabschnitte  meiner  kürzeren  Darstellnng  in  der  Abschaffung  des  privaten  Grond- 
eigenthoms.  Yerändernngcn  nnd  Erweiterungen  der  Darstellung  habe  ich  anch  hier 
mit  Rücksicht  auf  die  nun  vorliegende  eingehende  Behandlung  aller  dieser  Punkte 
in  dem  Werke  von  Buchenberger  unterlassen.  Wenn  auch  vielleicht  nicht  in  jeder 
Einzelheit  und  in  Betreff  jedes  Arguments,  so  doch  in  allem  Wesentlichen  besteht 
zwischen  seiner  und  meiner  Auffassung  üebereinstimmung.  Ich  sehe  nur  vielleicht 
etwas  pessimistischer  als  er.  Andere  Verschiedenheiten  ergeben  sich  durch  die 
Verschiedenheit  der  Aufgabe  in  der  Behandlung  dieser  Fragen  hier  in  der  Grund- 
legung und  dort  in  der  practischen  Agrarpolitik.  Besonders  mochte  ich  auf  die  Aus- 
führungen Buchenbergers  über  die  ökonomisch -technischen  Selten  in  der  Frage  der 
Gross-  und  Kleingüter  u.  s.  w.  hinweisen.  Selten,  auf  welche  ich  hier  nicht  genauer 
einzugehen  habe,  die  aber  auch  dem  Socialismus  gegenüber  sehr  mit  in  Betracht 
kommen. 

Die  Beweisftthrnng  der  Gegner  der  Institntioo  des  PrivateigeD- 
thums  am  ländlichen  Boden  gipfelt  darin,  dass  aus  den  gleichen 
allgemeinen  ökonomischen  und  technischen  Gründen  wie  in  der 
Industrie  und  im  Fabrikbesitz  (I,  §.  321  ff.)  auch  im  Ackerbau 
und  Grundbesitz  die  Tendenz  des  Grossbetriebs  und  Grosseigen- 
tbums  obsiege;  dass  diese  Tendenz  auch  hier  noch  speciell  durch 
das  neuere  liberale  Wirthschaftsrecht  und  durch  eine  falsche  Be- 
handlung des  Grundeigenthums  im  Privatrecht  begünstigt  werde;  aber 
auch  aus  ökonomischen  und  technischen  Gründen,  um  an  Kosten  — 
natürlichen  oder  volkswirthschaftlichen  Productionskosten  (I,  §.  172) 
—  zu  sparen  und  die  Landwirtbschaft  intelligenter  betrieben  zu 
sehen,  die  Verwirklichung  dieser  Tendenz  erwünscht  sei;  freilich 
in  diesem  Falle  dann,  so  lange  Privateigenthum  an  Productions- 
mitteln,  an  Boden  und  Kapital  vom  Rechte  zugelassen  werde,  nur 
das  Privatkapital  und  insbesondere  das  Grosskapital  den  Vortheil 
aus  der  Aufsaugung  des  Kleingruudbesitzes  ziehe.  Damit  würde 
dann  abermals  die  Ungleichheit  der  ökonomischen  und  socialen 
Lage  der  Bevölkerungsclassen  vergrössert  und  der  Grossbetrieb 
statt  zu  einer  Wohlthat  ein  Fluch  für  die  Massen.  Der  Gross- 
betrieb als  solcher  wird  also  von  den  Gegnern  des  Prlvateigen- 
thums  (dem  Socialismus)  hier  in  der  Landwirthschaft  ebensowenig 
als  in  der  Industrie  angegriffen,  sondern  vielmehr  als  Fortschritt 
und  Segen  und  als  nothwendig  technisch  -  ökonomisch  bedingt  an- 
gesehen. Erst  bei  ihm  könne  allen  Errungenschaften  der  Pro- 
ductionstechnik  Rechnung  getragen,  insofern  wohlfeiler  mittelst 
Ersparung  an  rein  volkswirthschaftlichen  Kosten  producirt  und 
Art  und  Maass  der  Arbeiten  angemessen  verändert,  bzw.  vermindert 
werden,  während  solche  Vortheile  jetzt  bei  Privateigenthum  nicht 
(im  bäuerlichen  Kleinbetrieb)  oder  nur  zu  Gunsten  des  Eigenthümers 
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(im  Grossbetrieb)  erreicht  würden.  Die  Zukunft  gehöre  daher  und 
gebühre  dem  Grossbetrieb  auch  in  der  Landwirthschaft,  aber  nicht 
dem  auf  Privatgrundeigenthum  beruhenden  priyatwirthschattlichen, 
sondern  dem  auf  gesellschaftlichem  Gemeingrundeigentbam  be- 
ruhenden gemeinwirthschaftlichen :  wobei  eben  nur  die  ökonomweh- 
technischen  Vorzüge  des  landwirthschaftlichem  Grossbetriebs  über-, 
die  des  auf  Priyateigenthum  beruhenden  und  die  Schwierigkeiten 
des  gemeinwirthschaftlichen  Betriebs  unterschätzt  werden. 

Hinsichtlich  eines  Punctes  der  polemischen  Beweisführung 
braucht  hier  bloss  auf  Früheres  verwiesen  zu  werden.  Lässt  sich 
nemlich  nicht  in  die  unbedingte  Verwerfung  des  Privatkapitals 
einstimmen,  weil  dasselbe  wenigstens  für  jetzt  und  unabsehbare 
Zeit  zur  Bildung  (und  Verwendung)  des  Nationalkapitals  nn- 
entbehrlich  ist  (§.  143 ff.),  so  kann  auch  die  Verwerflichkeit  des 
durch  das  Privatkapital  erworbenen  Grundeigen thums,  selbst  des 
Grossgrundbesitzes,  nicht  aus  der  blossen  Entstehungsart 
dieses  kaufenden  oder  „verschlingenden'^  Kapitals  abgeleitet  werden. 
Die  Investirung  des  Privatkapitals  im  Grundeigenthum  ist  nur 
wegen  der  Wirkungen  des  letzteren  oder  der  Wirkungen 
einer  bestimmten  Besitzgestaltung  desselben  (wie  der 
starken  Concentration  in  wenigen  Händen)  anzugreifen,  nicht  wegen 
der  Natur  und  Bildung  dieses  Kapitals  selbst. 

Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  bleiben  dann  wesent- 
lich nur  zwei  Puncte  aus  der  obigen  polemischen  Beweisführung 
gegen  das  ländliche  private  Grundeigenthum  zur  Betrachtung  übrig: 
einmal,  ob  wirklich  auch  hier  aus  ökonomischen,  tech- 
nischen und  aus  Ursachen,  welche  im  allgemeinen  Wirth- 
schaftsrecht  des  Systems  der  freien  Concurrenz  liegen,  der  Gross- 
betrieb siege,  wie  es  allerdings  sonst  manchfach  die  thatsächliche 
Tendenz  dieses  Systems  mit  sich  bringt  (I,  §.  321  ff.);  sodann, 
ob  diese  Entwicklung  noch  durch  die  specielle  Gestaltung  des 
Grundeigcnthumsrechts  und  durch  die  concreto  wirthschaftliche  Lage 
der  kleinen  Grundbesitzer  in  unseren  heutigen  Staaten  unterstützt 
werde. 

Beide  Punctu  sind  Specialfragen  des  Agrarwesens  und  der  Agrarpolitik, 
der  zweite  berührt  ausserdem  auch  noch  näher  das  Creditwcsen  und  die  Gredit- 
politik.  £s  ist  für  die  nähere  Behandlung  dieser  Puncte  daher  vornemlich  auf 
andre  Theile  dieses  gesammten  Werks,  insbesondere  auf  die  Agrarpolitik  Buchen- 
berger's  zu  verweisen.  Hier  muss  es  genügen,  die  Hauptergebnisse  einer 
solchen  Untersuchung,  soweit  sie  für  die  Beurtheilung  der  principiellen  Seite  der 
iirundeigenthumbfrage  wichtig  sind,  kurz  zusammen  zufassen,  ohne  den  Beweis  fur  die 
Richtigkeit  dieser  Ergebnisse  an  dieser  Stelle  in  alle  in  Betracht  kommenden  Einzel- 
heiten hinein  zu  führen. 
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§.  168  [319].  —  A.  Was  zuerst  die  Grossbetriebs-  und, 
vermeintlicb  in  Folge  deren,  hier  die  Orosseigenthumstendenz 
anlangt,  so  machen  sich  ohne  Zweifel  auch  im  Ackerbau  die  all- 
gemeinen Vortheile  des  Orossbetriebs  geltend:  nemlich  die  tech- 
nischen und  ökonomischen  Vortheile,  wie  rationellere  Leitung, 
stärkere  Verwendung  von  Maschinen,  d.  h.  Herbeiziehung  der 
Natarkräfte,  leichterer  und  wohlfeilerer  Credit  (auch  für  Meliora- 
tionen, welche  das  Kapital  länger  fixiren),  bessere  Gelegenheit, 
die  gtlnstigen  Conjuncturen  auszunutzen,  sich  den  Wirkungen  der 
schlechten  zu  entziehen  u.  dgl.  m.  Indessen  ist  doch  die  Sach- 
lage im  Ackerbau  mehrfach  anders  als  in  der  mit  ihm  zunächst 
zu  vergleichenden  Industrie.  Die  Vortheile  des  Grossbetriebs  sind 
nicht  so  gross,  als  in  letzterer.  Die  Gebundenheit  im  Wirthschafts- 
betrieb  ist  aus  natürlichen  (Klima,  Jahreszeiten,  Wachsthnms- 
perioden  und  -Dauer  von  Pflanzen  und  Thieren)  und  wirthschaft- 
liehen  Gründen  im  Ackerbau  grösser  als  in  der  Industrie,  worüber 
auch  der  Grossbetrieb  nicht  hinweg  hilft.  Die  Vortheile  werden 
durch  specifische  Nachtheile  desselben  und  specifische  Vorzüge 
des  Kleinbetriebs  im  Ackerbau  mehr  als  in  der  Industrie  ausge- 
glichen. Soweit  endlich  ein  landwirthschaftlicher  Gross-  oder  Klein- 
betrieb  erwünscht  ist,  ist  es  wegen  der  Möglichkeit  der  Zu- 
sammenpachtung von  kleinem  Grundbesitz  und  der  Pachtzertheilung 
von  Grossgrundbesitz  nicht  unbedingt  noth wendig,  dass  der  Ge- 
staltung der  Betriebsgrössen  diejenige  der  Besitzgrössen  genau  ent- 
spricht und  immer  folgt. 

1.  Zwei  hauptsächliche  Vortheile  des  Grosbbetriebs,  die  grössere  Arbeitsthcilung 
zwischen  den  Gehilfen  (den  Arbeitern  i.  e.  S.)  und  die  Anwendung  von  Maschinen^ 
—  Beides  gewöhnlich  in  Wechselwirkung  mit  einander  stehend  —  machen  sich  im 
Ackerbau  nicht  in  demselben  Umfange  geltend,  wie  in  der  Industrie,  weil  die  durch 
Handarbeit  und  meistens  auch  die  durch  Maschinen  zu  leistenden  Operationen  an 
den  Wechsel  der  Jahreszeiten  gebunden  sind,  daher  auf  einander  folgen,  nicht  gleich- 
zeitig vorgenommen  werden. 

Deshalb  4ie  zeitlich  beschränktere  Benutzbarkeit  vieler  Maschinen,  z.  6.  der 
Dampfpfluge,  Säemaschinen  n.  a.  m.  Doch  giebt  es  Ausnahmen,  wie  z.  B.  die 
Dreschmaschinen. 

2.  Wegen  der  unvermeidlich  längeren  Dauer  der  Productiouspcrioden  lässt  sich 
der  Credit  auch  beim  Ackerbau  nicht  so  leicht  verwerthen,  die  Conjunctur  nicht  so 
leicht  ausnutzen,  als  bei  der  Industrie.  Mit  deswegen  ist  der  Credit  beim  Ackerbau 
auch  nicht  so  willfährig,  als  bei  Industrie  und  Handel.  Zum  Theil  allerdings,  weil 
es  vielfach  an  passender  Creditorganisation ,  nnmentlich  an  bankmässiger  Gestaltung 
des  landwirthschaftlichen  Personal-  und  Betriebscredits  noch  fehlt  und  mehr  fehlt, 
als  bei  den  beiden  anderen  genannten  Zweigen  der  materiellen  Proüuction.  Indessen 
hat  dies  wenigstens  zum  Theil  auch  seine  inneren ,  in  der  wirthschaftlichen  Natur 
der  Landwirthschaft  (und  des  ländlichen  Grundbesitzes)  liegenden  (iründe.  Wenn 
sich  der  Grossgrundbesifzer  auch  den  veränderten  Conjuncturen  des  Absatzmarkts  der 
landwirthschaftlichen  Producte,  den  dauernden  Veränderungen  der  Preise  und  Pro- 
ductionskoäten   der  Agrarproducte  und  der  Richtung  dieser  Veränderungen  —  regel- 


i^*4      !.i.  Ai-.i^tiu.  i-?r-'ir:fL;r*a-x  1  x.  ;n^::^ia-iixiL  i. n. A. V t^di-tilaar-  9. l^iv 


^      '•-•■"        -    ■•■"'■1    '■    ~         -  i-T    "IT!    i_"  !*.-■•-■    *•  ■■—T-'r  -Ti     r  ifl    •  A"    4"  •  n  jw*w~  "•  ^  ^"  ?•  «•• 


ü  .*;:.-»: -.-'.r". .-j:  ;::  Ari»:.:-«*: '»:'■'.  n:::.i-   ;..;?•■:  :'.Lsr  1;:  lü  r;-::3z-:3-:i  l.;!i2.ir'.Ti:-sn 

.    '.• , ^  » ' .  z    A..1.  _  ^1..'.. . :.    ^  •..  . ..      ....     ..*i.  •  :_    ^■.«.    _  .  —  Z^ '*-    ^■. '..      •  :•    .J»^'..  « ..  .^s  .m^x^  -._a*. 

r-     "-•         ■"     i-.-     "*■•     »■■'-      'i'^i     — ;  "t--^  -■     J-     -.— r-'*     ■!      -'    ■•     *.-  -      ■•  *-    '  i"/**   P-  -   -■       ^-  * 
r  :  .  .1'...  ' ,:.  ;  1    ?".4     1 ;       -.".  —  zZ^^  '.      '•  .Z    '^' ..  ■'  '     .1  iJ  l'T  -■!  I  IT   .  _:*     t'  J»  rl'.    f  'zZ'.Z    1—   Et^TTi '^t 

I  m,    '  '         .    '.    '  '■".-'-         ■•■•'."    '■''  T-  ■-''  _■*  ••"I.-  'J'L  1«"'C     .     ».I.     "  «  "         ■■   '     ""3" 

V  .'..iT'    1.J    .11    .".'.'. -^ '■;  .    "1      ^,.T..'"ll;    I.  *!'... '.:!...  tI".  tTTiT  •    1-12.    I  »T    1-^    S^nl^'    I^TcL 

•  K.  .:z..z-...-^  A. -:;•.»  i . . :..    i-::^  ::■:-  :ii  i-:i-::::.  ril-r  li  l'ir.j  Fro-i-: -tioriikviteii 
.   -■■;.■ :,:  \   : : ...  ..  —.-.-;.■..     H.-.:  .-:    ..:  ...  I .  j:    1'«   :*:.-. !:f:c  V i • -i 7=  :!.■*:: -as 

»  -  "  w  -  •  ■  - 

^  ■  ^ 

I       •  ^ "   ^-  "y^  ■■  l^^*   f-i   ■  .-■'p."   T'*"  i      *-      V -    •'  -         ■  ■      .---■■""•   X  -•  *-■       t»  •   "i  ■•  y"-!-}^^  Ti ri 
1*  :..  ..-:.■--    '^  .  .*    'i4.    ■..._•;*  1  ...:;-.    'j  :—.-.■...     •*■.-...     ...a_«      it.i--     -.■?    A.w-r...    ■--;?    IV.^l.i- 

l:   •.:.'„•.   ...i'  ;.. .:   ;. .  k.".::. . ..: .:   -:. ;    ;.:  a..:;.  ..?::i  -rl-t:  .'.-tz  ii-  'jrojsiultcr  a&i 
.    .  'i.- .-1  ..-..•/    -i.!    ..  ;• :    .-. .-:     :!,.  »:..:.   :. :  "i:..-?w::-_; .Ii.-.::  iuL  i.  .lel  K'ruerbia 

-...-:: •.     4-  ..     .-jZ. ,;::.-:    .:.      ::.z-.,:.::.    L:  "i.::*  :;.2:. -i    Cl.tt;:c:i     Blcmen'. 
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t:«:liOi;d':ij  au.s  der  \'f;r;:IricLiiii^'  Jci"  aU  <ar.sislmoiiient  auf  die  Ge- 
-f.'iltunjr  (ier  Oruijiibe.'^iL/.v«:rLälii.i.'?^e  »vinwirkccilen  Natur  des  länd- 
!i'h':ri  Oro.>.s-  und  Kleinljf.-triclj.'i  abgeleitet  \vi:rile.  Wo  nicht  ganz 
^\tf:(:i\i<<'hf:  L'r.-acljeu  jiolitischer  und  reebtlieLer  Art  mitspielen, 
kaun  luiij'i^-tcn.s  xi'mh^  von  cir.cr  allj:enieiuen  ♦"•knnömisch-technischen 
\'*:\)i:rUr^(:i,\n:ii  <\f'>  Oios-^ibetrieJ-s  i;ber  den  Kieicl»etrieb  die  Rede 
sfin.  l)(:r  Sohlus-.  dass  letzterer  und  dass  der  Kleinbesitz  uoth- 
wcini']'^  vom  (iro>?>;:rundbe.sit/.  l-ci  ireit-ni  Xeikelir  im  Grundeigen- 
tljiinj  verflriiij^'t  werden  müs^c,  i^t  d;iher  ebenr^oweni^  ricLtig,  als 
"<r   andere,   dass   an  und  lUr  sich,   des  Ijesseren  lietriebs  wegen, 
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eine  solche  GestaltuDg  im  Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft, 
insbesondere  der  landwirtbschaftlichen  Produetion  und  der  daran 
betbeiligten  Arbeitskräfte  durchaus  wttnscbenswertb  sei. 

Manche  bedeutende  Nationalökonomen  und  Politiker  haben  sogar  aus  der  sogen. 
Freiheit  des  ländlichen  (besonders  bäuerlichen,  zum  Theil  auch  des  sogen, 
ritterschaftlichen)  Qrundeigenthums,  d.  h.  aus  der  rechtlich  zulässigen  freien 
Vcräusserung,  Vererbung,  Verpfändung  und  realen  Theilung  desselben  bei  Ver- 
äasserung  und  Vererbung,  vielfach  gerade  die  entgegengesetzte  Gefahr,  nemlich  eine 
zu.  weit  gehende  Bodentheilnng  (sowohl  in  zu  kleine  Raumeinheiten,  sog.  Parcellen, 
als  namentlich  auch  in  zu  kleine  Eigenthums-  und  Betriebseinheiten)  in  Aussicht 
gesteUt  und  durch  die  Erfahrung  erhärten  wollen,  eine  noch  beute  in  Ländern  weit- 
gebender Bodenmobilisirung  nicht  seltene  Befürchtung  (Frankreich,  Südwest-  und 
Westdeutschland).  Zu  weit  gehende  Bodentheilnng  (in  dem  zweiten  Sinne)  heisst  aber 
nichts  Andres,  als  Verdrängung  des  Gross-  und  Mittelbesitzcs  und  des  entsprechenden 
Betriebs  durch  Kleinbesitz  und  Kleinbetrieb. 

Jedenfalls  sind  die  Vorzüge  und  Nachtheile  der  kleinen  und 
grossen  Landgüter,  die  Güter  zugleich  als  Betriebseinheiten  be- 
trachtety  in  eminentem  Maasse  relative,  d.  h.  von  den  allgemeinen 
so  verschiedenartigen  natürlichen  und  wirthschaftlichen,  historischen 
und  localen  Bedingungen  der  Landwirthschaft  abhängig. 

Klima,  Bodengestaltung  und  BodenbeschafFenheit ,  Volksdichtigkeit,  städtische 
Concentration  der  Bevölkerung,  Entwicklung  von  Industrie  und  Handel,  Bedarf  an 
diesen  oder  jenen  Producten,  Communicationen ,  allgemeine  Absatzverhältnisse  der 
einen,  allgemeine  Bezugsverhältnisse  der  anderen  Producte  u.  s.  w.  u.  s.  w.  sind  die 
stets  selbst  wieder  variablen  Elemente,  nach  denen  sich  die  Wahl  des  jeweilig 
und  je  örtlich  relativ  besten  landwirthscbaftlichen  Systems,  der  Bau  der  einen  oder 
andern  Producte  richten  und  wechseln  muss.  Deshalb  lässt  sich  fur  kein  Land  ein 
for  allemal  angeben,  welche  Betriebs-  und  Besitzgrösse  die  beste  sei,  die  eben  dann 
muthmasslich  bei  freiem  Verkehr  zur  Geltung  käme. 

Am  Wenigsten  kann  man  aber  allgemein  dem  Kleinbetrieb; 
und  Kleingrundbesitz  hier  ein  so  ungünstiges  Prognosticon  stellen, 
wie  es  insbesondere  der  Socialismus  beute  thut.  Eber  umgekehrt, 
mit  Rflcksicbt  auf  das  Gesetz  der  Entwicklung  der  intensiveren 
Landwirthschaft  mit  steigender,  reicher  werdender  Bevölkerung, 
grosserem  Städtewesen ,  erweitertem  Absatz  der  landwirtbschaft- 
lichen Producte! 

Die  wachsende  Intensivität  der  Landwirthschaft  hat  die  Tendenz,  die  Büdcnlläche 
der  Betriebseinheiten  zu  verkleinem,  um  die  Fläche  besser  bearbeiten  und  ihr  melir 
Anlage-  und  Betriebskapital  zuwenden  zu  können.  Wo  nicht  rechtliche  oder  der 
Volks-  and  Familiensitte  entspringende  Hindernisse  in  Betreu'  der  Theilung  der  Land- 
güter bei  der  Vcräusserung  und  Vererbung  entgeg^enstehen  und  wo  nicht  das  Vorwalten 
des  Pacbtbetriebs  Ausnahmen  bedingt,  da  fubrt  jene  Tendenz  bei  überwiegendem 
Selbstbetrieb  der  Landwirthschaft  durch  die  Eigenthümer  zugleich  zu  einer  Ver- 
kleinerang  der  ländlichen  Eigenthums-  und  Betriebseinheiten.  Die 
£rfabTiiDg .  bestätigt  dies  auch  im  Grossen  und  (ian/.en  in  den  Daten  der  Statistik  des 
ländlichen  Grnndeigenthums  über  die  (iröbse  der  (bäuerlichen  und  adligen)  Landgüter 
oder  ober  die  Zerstückelung  des  Grundbesitzes  nach  Eigentbumseinheiten:  sie  wurde 
es  wohl  seihst  im  Einzelnen  noch  genauer  bestätigen,  wenn  rein  ökonomisch- technische 
FaotofeD   einwiritten   und    nicht   in  Kecht  und  Sitte   sehr  häufig  Hindernisse  für  die 

▲.  Wag Btr,  Onoidlegang.   8.  Aufl.   2.  Theil.  Volk8wiTth^chaft  u.  Keoht  25 
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Verwirklichung  jener  Tendenz  bestanden  b&tten ,  zum  Theil  bis  heute  bestehen ,  oder 
jedenfalls  erst  seit  Kurzem,  was  das  Recht  anlangt,  beseitigt  sind.  Andere  znfUlige 
geschichtliche  Umstände  bedingen  ebenfalls,  dass  eine  solche  Tendenz  sich  in  der 
Praxis  niemids  so  rein  rerwirldicht,  als  man  in  der  Theorie,  anter  alleiniger  BerQck- 
sichtignng  eines  Gausalfactors ,  wie  des  Ökonomisch -technischen  (Privat-)  Vortheils 
ableitet.  Wenn  wir  aber  sehen,  dass  in  den  lAndestheilen  mit  st&rkerer  Volksdichtig- 
keit, entwickelterer  Industrie  und  St&dtewesen,  mit  hinter  andern  Cnltnren  zorttck- 
tretender  Getreideprodnction  und  Viehzucht  (besonders  weniger  Schafzucht  zum  TheiL, 
aber  nicht  allgemein,  auch  weniger  Pferdezucht)  die  Zahl  der  kleinen  l&ndlichen 
Grundbesitzungen  und  Betriebe  grösser,  dagegen  ihre  Eigenthums-  und  Botriebfifl&che, 
dann  die  Zahl  der  Grossgrundbesitzungen  und  Grossbetriebe  und  wieder  deren  GrCVsse 
kleiner  ist  und  somit  ein  grösserer  Theil  der  gesammten  Fl&che  des  ländlichen  Grond- 
eigenthums  sich  in  Händen  der  Kleinbesitzer  und  des  Kleinbetriebs  allenfalls  ein- 
schliesslich des  kleineren  Mittelbesitzes  und  -Betriebes  befindet,  als  in  den  anderen 
Landestheilen ,  so  ist  es  augenscheinlich,  dass  die  zunehmende  Intensintät  des  land- 
wirthschaftlichen  Betriebs  dem  Kleingrundbesitz  und  dem  Kleinbetrieb  eher  günstig 
als  ungünstig  ist.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  in  Preussen  deutlich  beim  Vergleich 
zwischen  Westen  und  Osten,  zum  Theil  tlberhaopt  in  Deutschland  beim  Vergleich  zwischen 
Nordosten  und  Südwesten.  Natürlich  dass  aber  hier,  wie  tiberall,  die  iranze  ge- 
schichtliche Entwicklung  7on  Alters  her  und  dauernd  bis  in  die  Gegenwart  hinein  be- 
stimmend in  die  Gestaltung  dieser  Dinge  mit  eingreift  So  die  Besiediangsart, 
die  ursprüngliche  oder  wenigstens  uralte  Verschiedenheit  des  Stammessitte  und  des 
Stammesrechts  (Niedersachsen,  Westfalen,  anderseits  Franken,  Thüringer,  Alemannen) 
in  Bezug  auf  Zusammenhalten  oder  Theilung  des  Bodens  beim  Erbgang,  auf  Gebunden- 
heit und  Theilbarkeit,  Veräusserung  u.  s.  w.,  die  allmälige  und  so  eigenartige  Golo- 
nisation  der  östlich  der  Eibe  gelegenen  Länder  durch  die  Deutschen  dort  im  Unter- 
schied zu  den  alten  urdeutschen  Verhältnissen  im  Westen.  Und  nicht  minder  natürlich, 
dass  die  gegebenen  Naturbedingungen,  besonders  Flachland,  Gebirge,  Klima,  Boden- 
beschaffenheit  einen  dauernden  Einfluss  mit  ausüben.  (Siehe  die  agrarpolitische 
Litteratur,  besonders  Koscher,  Meitzen,  Buchenberger  a.  a.  0.  Letzterer 
stimmt  meinen  Ausführungen  hier  und  im  Folgenden,  auch  unten  in  §.  200  ff.  ganz  bei, 
I,  390.  Siehe  ?on  Meitzen  auch  den  Artikel  Ansiedelung  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften,  Band  L  Aus  der  deutschen  Agrarstatistik  die  pronncielle  Ver- 
theilung der  Besitz-  und  Betriebsgrössen  kategorieenweisc.  Daten  daraus  bei  Buchen- 
berger I,  423  ff.) 

Nimmt  man  dazu  die  ganz  unersetzbaren  socialen  und  poli- 
tischen Vorzüge  eines  tüchtigen  Bauernstands  und  Kleingrnnd- 
besitzerstands  überhaupt,  so  kann  man  vollends  auch  die  vom 
Socialismus  verlangte  Ersetzung  des  Klein-  durch  den  Grossbetrieb 
in  der  Landwirthschaft  nicht  für  allgemein  erwünscht  erklären. 
£in  Kleinpächterthum  auf  dem  im  Gemeineigen  stehenden  ländlichen 
Boden  —  eine  und  noch  dazu  vermuthlich  die  relativ  beste  der 
Lösungen  des  Betriebsproblems  bei  „Verstaatlichung"  dieses  Bodens 
—  würde  gerade  in  dieser  Beziehung  bei  Weitem  nicht  ebensogut 
die  sociale  Function  eines  Bauernstands  auf  eigener  Scholle  aus- 
üben, in  ökonomisch-technischer  Beziehung  auch  schwerlich  ebenso 
tüchtig  wie  letzterer  dem  Productionsinteresse  dienen  (§.  200). 

§.  170  [321,  322J.  —  B.  Allerdings  ist  eine  Gefahr  mit 
dieser  weiteren  Verkleinerung  der  ländlichen  Grundbesitznngen 
verbunden,  welche  schliesslich  auch  der  Aufsaugung  des  kleinen 
Besitzes   durch   den   grösseren,   selbst  der  förmlichen  Latifundien- 
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bilduDg  Vorschub  leisten  kann:  die  Verkleinernng  kann  zu  weit 
gehen,  zur  ,,Zwergwirtbschaft'S  dadurch  zu  proletarischen  Zuständen 
der  Besitzer,  schliesslich  zu  ihrer  Enteignung  mittelst  des  Schuld- 
rechts und  zum  Uebergang  des  Eigenthums  an  Grossgrundbesitzer 
und  städtische  Kapitalisten  ftihren.  Diese  Gefahr  liegt  um  so  näher, 
wenn  nicht  die  kleinen  Eigenthumseinheiten  wenigstens  durch  ein 
richtiges  Pachtsystem  zu  hinlänglich  grossen  Betriebseinheiten  ver- 
bunden werden  können. 

Hiermit  wird  aber  schon  die  Frage  der  speciellen  Gestaltung 
des  Rechts  des  Grundeigenthums,  besonders  des  ländlichen  kleinen, 
berührt.  Dieses  Recht  ist  in  der  modernen  Zeit  mehr  und  mehr 
nach  der  Theorie  des  absoluten  Eigenthums  und  auch  sonst  nach 
römisch -rechtlicher  Schablone  gestaltet  worden.  Die  Forderungen 
der  Theorie  der  freien  Concurrenz  kamen  schon  dabei  und  später 
dann  noch  apart  davon  in  der  „Freiheit  des  Grundeigenthums^'  zur 
Geltung.  Die  älteren,  deutschrechtlichen  und  die  der  grundherr- 
lichen und  polizeistaatlichen  Periode  entsprungenen  Beschränkungen 
der  freien  Verfügung  des  Eigenthttmers  in  Bezug  auf  die  Ver- 
pfändung, Veräusserung,  Vererbung  und  auf  die  reale  Theilung 
des  Grnndeigenthums  in  beiden  letzteren  Fällen  sind  vollständig 
zum  Tbeil  erst  auf  das  Verlangen  der  liberal -individualistischen 
Nationalökonomie  in  neuerer  Zeit  beseitigt  worden.  Dadurch  ist 
ein  nachtheiliger  Einflass  eines  falschen  Grundeigenthums- 
rechts  und  ein  Missbrauch  der  Freiheit  möglich  geworden,  die 
für  die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  unter  Umständen  kritisch 
werden  können. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspoüük,  §.  76  fl.;  Koscher  0,  2,  Kapitel  11  (und  8), 
besonders  §.  99, 148.  Buchenberger  L  §.  75,  87.  Röscher,  Meitzen  wie  Fiele 
Andre  meinen,  dass  ans  der  Statistik  des  Grandeigenthnms  in  Frankreich  wie 
in  Prenssen  mehr  der  richtige  Gebrauch,  ab  der  Missbranch  der  Freiheit  des 
Grundeigenthams  belegt  werden  könne.  Ich  wage  das  nicht  so  sicher  zu  behaupten, 
ohne  das  Gegentheil  auzunehmcn.  Dass  die  Möglichkeit  des  Missbranchs  schon  ihre 
Bedenken  hat,  ist  gleichwohl  nicht  zu  bestreiten. 

Welche  Gefahren  hier  vorliegen,  mag  an  einem  Beispiel, 
welches  gerade  auch  fUr  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  des 
Einflusses  der  leitenden  Principien  der  Rechtsordnnng  auf  diese 
Verhältnisse  besonders  beachtenswerth  ist,  an  dem  wichtigen  Bei- 
spiel der  heutigen  Verschuldungsform  des  ländlichen 
Grnndeigenthums,  etwas  näher,  unter  Benutzung  der  classischen 
Untersuchungen  von  Rodbertus,   nachgewiesen  werden. 

Rodbertus,  über  die  heutige  Creditnoth  des  Grundbesitzes,  besonders  I,  dann 
II,  1  —20.    Dazu  jetzt  Buchenberger  H,  §.  117  £    Daselbst  S.  97  Litteratur  der 
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Streitfrage.  Ich  stehe  in  dieser  etvas  abweichend  fon  Bochenber^r,  habe  aber  aa 
dieser  Stelle  nicht  näher  auf  das  Für  and  Wider  der  Bodbertns'schen  Theorie  nnd 
auf  die  practische  Frage  der  Rentenrerschaldung  einzugehen. 

Die  Verschnldangsform  des  Grnndeigenthams  nach  dem 
(römischen)  Princip  der  Kapitalverscholdnng,  statt  des  (deatseben) 
Prineips  der  Rentenverscbnldang,  bat  sich  seit  der  Reception  des 
römischen  Rechts  immer  allgemeiner  verbreitet-,  so  dass  sie  jetzt 
fast  die  aasscbliesslicbe  geworden  ist.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
der  keineswegs  unbedingt  verwerflichen  Erbpacht  (oder  ähnlicher 
Verbältnisse)  hat  ibr  noch  Vorschub  geleistet.  Sie  ist  aber  erst 
mit  der  gänzlicb  freien  Veräusserung  und  Vererbung  für  das  kleine 
und  grosse  ländliche  Grundeigenthum  zu  ihrer  vollen  practischen 
Bedeutung  gelangt  und  damit  verbängnissvoll  fUr  den  Grundbesitz 
geworden. 

Nach  dem  somit  jetzt  herrschenden  Princip  der  Kapitalrerscholdang  werdeü 
Dicht  etwa  nur  znr  Melioration  aufgenommene  Kapitalien«  ein  Fall,  welcher  überhaupt 
unter  den  heutigen  Verschuldungsursachen  des  Grundbesitzes  wenigstens  bei  uns  im 
Ganzen  eine  untergeordnete,  jedenCalls  nicht  die  Uauptrolle  zu  spielen  scheint,  sondern 
auch  Restkaufgeldcr,  Kapitalien,  welche  zum  Zweck  der  Bezahlung  des 
Kaufschillings  bei  Dritten  aufgenommen  wurden,  und  sogar  schuldig  ge- 
bliebene Erbantheile  nach  festen  Kapitalbeträgen  als  Hypotheken  auf  den 
Grundbesitz  eingetragen.  Diese  Kapitalien  ^ind  dabei  gewöhnlich  auf  kurze  Termine 
ktlndbar  seitens  des  Gläubigers.  Der  GrandeigenthUmer  ist  jedoch  nach  der  Natur 
seines  Betriebs  und  des  daraus  fliessendeu  Einkommens  nicht  in  der  Lage,  beliebig 
eine  verlangte  KapitalrUckzahlung  zu  leisten,  weil  eben  sein  Grundeigenthum  nicht 
Kapital  ist.  Er  kann  nur  eine  Rentenzahlung,  höchstens  zuschl&glich  einer  massigen 
Amortisationsrate,  in  regelmässigen  Terminen  oder  doch  erst  nach  geraumer  Zeit. 
wenn  er  aus  seinem  Einkommen  genug  kapitalisirt  hat,  eine  Kapitalzahlung  aus 
eigenen  Mitteln  leisten.  Bei  der  jetzigen  Verschuldungsform  geräth  er  daher  im  Fall 
unerwarteter  Kündigung  des  Kapitals,  das  ihm  ja  meistens  gar  nicht  geliehen  worden 
ist,  sondern  welches  er  als  Schuld  für  einen  nicht  real  ausgeschiedenen  Bodenantheil 
nach  dem  bestehenden  Hechte  anerkennen  musste.  unvermeidlich  in  Abhängigkeit  Ton 
dem  Credit  anderer  Kapitalisten,  den  er  beanspruchen  muss,  um  seineu  Verbindlich- 
keiten nachzukommen.  Bei  entwickelter  bankmääsigcr  Organisation  des  ländlichen 
Kealcredits  wird  diese  Abhängigkeit  geringer  (Pfandbriefinstitute,  Hypothekenbanken). 
Aber  sie  wird  auch  dadurch  nicht  genügend  beseitigt.  Fehlt  diese  Organisation,  wie 
grossentheils  wenigstens  bis  ror  Kurzem  ziemlich  allgemein  für  den  Kleingrund  besitz, 
so  geräth  der  Besitzer  in  Noth,  fällt  dem  Wucher  anheim  und  wird  in  der  That  dann 
nur  zu  leicht  „enteignet  und  enterbt". 

Diese  Gefahren  und  üebelstände  steigern  sich  noch  durch  die  „Freiheit  des 
Grundeigenthums*'  und  das  gleiche  Erbrecht  der  Kinder  des  Grundeigen- 
thümers.  Denn  jene  macht  die  Veräusserung  leicht,  führt  aber  auch  zum  Ankauf 
von  Boden  mit  wenig  eigenem  Kapital  und  bomit  zur  Belastung  desselben  mit  hohen 
Kapitalschulden  für  entlehnte  Kaufgelder  oder  für  Kestkaufgclder.  Und  das  gleiche 
Erbrecht  nöthigt.  wenn  nicht  reale  Bodentheilung  eintritt,  die  nicht  immer  möglich 
und  noch  weniger  immer  erwünscht  ist,  ebenfalls  zu  hoher  Belastung  des  Grund- 
besitzes seitiMis  des  übernehmenden  Erben  mit  Erbantheilen ,  welche  in  der  Form 
kündbarer  Kapitalschulden  hypothecirt  werden.  Die  Verschuldung  unseres  Grund- 
besitzes scheint,  wenn  nicht  überwiegend,  so  in  starkem  Maasso  aus  solchen  Ursachen 
herzurühren.  (Kodbertus  a.  a.  0.  1,  17.)  In  wie  weit  diese  Ansicht  von  Rodbertus 
allgemein,  auch  z.B.  nur  in  Deutschland,  richtig  ist,  darüber  zu  entscheiden  fehlte 
es  lange  an  genügender  Statistik.  Eine  einzelne  Notiz  '.wie  bei  Koscher  II,  §.  l.SS, 
Anmerkung  \i)^  beweist  natürlich  auch  zu  wenig.     Neuerdings  ist  mehr  und  besseres 
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amtliches  statistisches  Material  aus  ferschiedenen  Lfindern  vorhanden,  aber  nach  Um- 
fang, Zeiten,  auf  welche  es  sich  bezieht,  Art  der  Aufnahme  lässt  es  immer  noch 
Manches  za  wünschen  übrig,  so  dass  auch  jetzt  noch  die  Rodbertns'sche  Ansicht 
sich  nicht  yOllig  sicher  und  zifTerm&ssig  genau  bestätigen  oder  widerlegen  Ifisst 
Doch  ergiebt  sich  jedenfalls,  dass  die  Yerschaldnngsursache  aus  Erbantheilen  und 
Kanfschillingsresten  (sogen.  Besitzcredit)  überall  eine  hanptsächiiche  ist.  Nach  der 
gesammten  Agranrerfassung  und  der  Lage  der  Grandbesitzer  imd  Landwirthe  der 
Länder  and  lAndestheile  sind  Verschiedenheiten  in  dieser  Hinsicht  freilich  von  vorn- 
herein zu  vermuthen  and  werden  aach  darch  die  Thatsachen  bestätigt.  Siehe 
Bachenberger,  §.  108,  besonders  S.  29  ff. 

In  Verbindung  mit  der  heutigen  Eapitalverschuldungsform  macht 
das  Princip  der  freien  Veräusserung  aber  aus  dem  Grundbesitz 
vollends  leicht  ein  Object  für  den  bloss  specnlativen  Besitz- 
wechsel; wie  dies  Rodbertus  meisterhaft  als  Tendenz  des 
modernen  Grundschuldrechts  entwickelt  hat.  Die  hier  mitspielen- 
den Factoren  sind  die  Bewegung  des  landestlblichen  Zinsfusses 
und  der  Grundrente. 

Bei  sinkendem  Zinsfasse  and  steigender  Rente  hat  der  Eapitalwerth  des  Bodens 
die  Tendenz  zn  steigen.  Dies  lockt  za  Güterankäafen,  aach  mit  Hilfe  fremden  Credits, 
stehen  bleibender  starker  Restkaafgelder.  Geht  die  Conjanctar  in  der  voraosgesetzten 
Eichtang  weiter,  so  wird  darch  Weiterverkaaf  za  gestiegenem  Preise  eine  Gewina- 
realisirang  veisacht  and  meistens  mit  Hilfe  abermals  grösserer  Eapitalveischaldan^ 
des  Grandeigenthams  darchgeführt.  Der  willfährige  and  wohlfeile  Credit,  welchen 
die  bankmässige  Organisation  in  solchen  Zeiten  bietet,  lockt  za  solchen  Operationen 
nur  noch  mehr  an.  Aber  die  Conjanctar  wechselt,  eine  Periode  steigenden  Zins- 
fosses  and  —  etwa  verursacht  darch  die  neuen,  billige  landwirthschaftliche  Prodacte 
extensiver  oder  sehr  fruchtbarer  LandwirtLschaftsgebiete  herbeiführenden  Communi- 
cationsmittel  —  sinkender  Grundrente,  daher  auch  sinkender  Tendenz  des  Bodenwerths 
tritt  ein.  Der  letztere  deckt  die  hohen  Schuldsummen  nach  Kapitalwerth ,  mit  denen 
der  Boden  aus  Kaufgeldem,  Erbantheilen  belastet  ist.  nicht  mehr.  Eine  ländliche 
Creditkrisis  bricht  aas,  vollends  bei  kündbaren  Hypotheken,  der  Grundbesitz  kommt 
unter  den  Hammer  und  wiederum  profitirt  das  Geldkapital,  wenn  nicht  der  Geldwucher. 
(Siehe  Daten  über  Werthsch wankungen  der  Landgüter  bei  Conrad  in  Hildebrand's 
Jahrbüchern  XIV,  154,  177.) 

Mancher  alte  Grundbesitz  bäuerlicher  und  adliger  Familien  ist 
so  seinen  früheren  Besitzern  unter  dem  Einfluss  einer  falschen  Ver- 
schuldungsform fUr  das  Grundeigenthum  enteignet  worden.  Eine 
ungünstigere  Vertheilung  des  Grundbesitzes  kann  daraus  leicht 
hervorgehen, 

IV.  —  §.  171  [323].  Ergebniss  für  die  Frage  des 
privaten  Grundeigenthums.  Das  vorausgehende  Beispiel  ist 
von  typischer  Bedeutung  für  den  nachtheiligen  Einfluss  unrich- 
tiger Gestaltung  des  Grundeigenthumsrechts  auf  die  Lage  des 
Grundbesitzes. 

Folgt  aber  aus  ihm  und  aus  den  oben  erwähnten  anderen  Ge- 
fahren, welche  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  mit  sich  führen 
kann,  folgt  selbst  aus  der  in  solchen  Fällen  vielleicht  nachweis- 
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baren  Tendenz  zur  allgemeineren  ,,Enteignung  und  Enterbung^'  des 
Eleingrandbesitz  durch  den  Orossgrnndbesitzes  nnd  das  städtische 
Kapital  oder  aus  der  hier  etwa  sogar  vorliegenden  Tendenz  zur 
Latifnndienbildung  Etwas  gegen  die  Institution  des  privaten 
Grundeigenthnms  als  solche?  Mit  Nichten:  Es  lässt  sich  daraus 
eventuell  nur  eine  Reform  des  Orundeigenthumsrechts, 
des  Creditrechts,  des  Erbrechts  begründen,  d.h.  die  Forde- 
rungen der  Theorie  der  freien  Concurrenz  müssen  modificirt  oder 
aufgegeben  und  unpassende  Privatrechtsnormen  müssen  durch  solche, 
welche  der  ökonomischen  und  technischen  Natur  des  Grundbesitzes 
entsprechen,  eventuell  z.  B.  das  Princip  der  Kapitalverschuldung 
durch  dasjenige  der  Rentenverschuldung  ersetzt,  die  Institution 
des  Rentenguts  eingeflihrt  werden  u.  dgl.  m. 

Im  concreten  Fall  ist  über  solche  Reformen  des  Rechts  natür- 
lich nach  genauer  Prüfung  der  Thatsachen  zu  entscheiden.  An 
dieser  Stelle  ist  nur  zu  betonen,  dass  die  „Freiheit  des  Grund- 
eigenthums^'  die  angedeuteten  Gefahren  zwar  nicht  nothwendig  mit 
sich  bringen  muss  und  nicht  immer  mit  sich  bringt,  aber  sie  wohl 
mit  sich  bringen  kann  und  gelegentlich  auch  mit  sich  gebracht  hat. 
Wo  sich  dies  zeigt  und  in  Folge  dessen,  unterstützt  durch  ein 
falsches  Grundeigenthumsrecht,  wie  in  dem  Beispiel  der  Ver- 
schuldungsform, der  alte  Grundbesitzerstand  zum  socialen  Schaden 
für  die  Gesellschaft  enteignet  und  enterbt  wird,  da  bewahrheitet 
sich  also  die  These  der  socialistischen  Ejritiker  des  Grundeigen- 
thnms. Dann  muss  auch  durch  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
des  Staats  mit  richtigen  Reformen  und  zweckmässigen  Aenderungen 
des  geltenden  Privatrechts  eingeschritten  werden. 

Unter  Umständen  selbst  mit  rückgreifenden  Maassregeln, 
d.  h.  mit  einer  Gesetzgebung,  welche  die  Besitzverhältnisse  wieder 
auf  den  früheren  Stand  zurückzuführen  oder  demselben  wenigstens 
wieder  anzunähern  sucht.  Auch  dies  ist  ein  Postulat  richtiger 
socialrechtlicber  Auffassung  des  Grundeigenthums,  das  weder 
durch  den  Hinweis  auf  die  Axiome  des  Systems  des  ökonomischen 
Individualismus  und  Liberalismus  und  der  Freiheit  des  Grundeigen- 
thums noch  durch  den  Hinweis  auf  das  bestehende  immer  einer 
Reform  zugängliche  Recht  abgewiesen  werden  kann.  Für  eine 
solche  tiefergreifende  gesetzliche  Reform  der  Grundbesitzverhältnisse 
liegen  Präcedenzfälle  vor. 

So  in  der  modernen  Gesetzgebung  über  Ablösung  der  Grnndlasten  in  Mittel- 
europa und  in  der  russischen  Gesetzgebung  über  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
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und  die  Ausstattung  der  Dorfgemeinden  mit  Land  (Bnchenberger  I,  §.  20  ff.,  §.  25). 
In  beiden  Fällen  wurde  in  die  geschichtlich  überkommenen,  za  Recht  bestehenden 
Grundbesitzrerhiltnisse  zwangsweise  tief  eingegriffen,  um  allgemeine  Fordernngeu  der 
Yolkäwirthschaft,  des  Bechtsgeftthls  nnd  der  Civilisation  zn  erfüllen  nnd  dabei  auch 
viel  privatrechtlich  veij&hrtes,  aber  darum  nicht  gesühntes  geschichtliches  Unrecht 
wieder  gnt  za  machen.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  endlich  begonnenen  Reform 
des  irischen  Pachtrechts  (Bachenberger  I,  S.  152,  198  ff.). 

Das  ist  der  richtige  Weg,  um  der  Polemik  gegen  die  Institution 
des  privaten  y  besonders  grösseren  ländlichen  Grundbesitzes  auch 
da,  wo  sie  mehr  oder  weniger  zutrifft,  die  Gründe  zu  entziehen, 
welche  sie  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  und  Entwicklung 
dieses  Eigenthums  entnommen  hat.  Auf  demselben  Wege  kann 
auch  diejenige  BeiÜe  von  Gründen  widerlegt  werden,  welche  aus 
dem  gegenwärtigen  Entwicklungsprocess  der  Vertheilung  jenes 
Grundbesitzes  gegen  die  ganze  Institution  hergeleitet  werden 
möchten. 


Dritter   Hauptabschnitt. 

Principien    in    der    geschichtlichen    Entstehung 
des   privaten    ländlichen,    insbesondere    bäuerlichen 

Orundeigenthums. 

§.  172  [S.  684— 687].  Vorbemerkungen  und  Litteratur.  Die  national- 
ökonomische, specieli  die  agrarpolitische,  nnd  besonders  die  rechtsgeschlcht- 
liehe  Litteratur  tiber  diesen  Gegenstand  ist  reichhaltig.  Wohl  auf  keinem  Gebiete 
hat  sich  die  neuere  deutsche  historisch  -  nationalökonomische  Richtung  so  bewährt 
und  dadurch,  verglichen  mit  der  älteren,  in  der  fremden  Litteratur  noch  heute  vor- 
waltenden abstracten  und  rationalistischen  Behandlung,  so  berechtigt  gezeigt,  als  in 
den  Agrarverhältnissen.  Unter  den  zusammenfassenden,  das  geschichtliche  Material 
für  die  Nationalökonomie  verwerthenden  Arbeiten  steht  Bosch  er 's  vortreffliche 
„Nationalökonomik  des  Ackerbaus",  Band  2  seines  Systems,  obenan.  Auch  für  diesen 
Abschnitt  und  fur  aUe  Detailpuncte  und  die  Speciallitteratur  ist  auf  dieses  Werk  vor- 
nemlich  zu  verweisen,  besonders  auf  das  specieli  hierher  gehörige  Kapitel  0  des  2.  Buchs 
(Grundeigenthum  und  Gemeinden).  Hau  steht  auch  in  den  letzten  Ausgaben  des 
theoretischen  und  practischen  Theils  seines  Lehrbuchs  noch  nicht  auf  diesem  histo- 
rischen Standpuncte,  wenn  er  auch  auf  einzelne  Puncto  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Grundcigenthums  in  den  Noten  öfters  verweist,  vgl.  besonders  I,  §.  382  ff., 
II,  §.  76  ff.,  §.  97  ff.  passim.  Ich  nehme  jetzt  auch  für  diesen  Abschnitt  wieder  be- 
sonders Bezug  auf  Buchenberger's  Agrarpolitik,  zugleich  mit  für  die  Special- 
litteratur, die  mehr  dorthin  als  hierher  gehört  Siehe  namentlicli  daselbst  I,  Kapitel  8, 
Abschnitt  1  und  2,  auch  Kapitel  2,  §.  39  und  Abschnitt  %,  sowie  Einiges  aus 
Kapitel  1,  Abschnitt  1.  Im  Schön berg 'sehen  Handbuch  die  Abhandlung  von 
Meitzen  Landwirthschaft ,  Theil  II,  in  Band  II  (3.  A.  S.  127),  besonders  Ab- 
schnitt I  (S.  129),  sowie  die  historischen  Abschnitte  in  Meitzen's  Boden  Prcussens 
nnd  einzelne  Aufsätze  desselben  (siehe  Buchenberger  I,  S.  268),  namentlich  auch  im 
Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften,  Band  I,  (Ansiedlung,  Feldgemeinschaft  u.  A.). 
In  diesem  Werke  auch  andere  Artikel  zur  Agrargeschichte ,  Bauernstand  u.  s.  w.  von 
verschiedenen  Autoren  (Lamprecht,  Knapp,  Bücher,  Grossmann  u.  A.  m.).  Auf  die 
regelmässig  diesen  Artikeln  beigefügten  reichen  Litteraturübersichteu  sei  noch  besonders 
hingewiesen.    Eine  Uebersicht  der  Grundzüge  der  Entwicklung  des  ländlichen  Grund- 
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eigcnthams  vom   nationalokonomischen  Gesichtspancte   in   meiner  Abschaffang  des 
privaten  Grnodeigenthnms  Abschnitt  U. 

Von  besonderem  Werthe  sind  vergleichend -historische  nnd  statistische  Unter- 
snchnngen  über  die  Grandeigenthumsverh&ltnisse  verschiedener  Länder,  weil  sie  das 
Typische  der  Gestaltungen  und  Entwicklangen  und  die  Einwirkung  der  rein- 
natürlichen  und  rein-menschlichen  Verhältnisse,  neben  den  specifisch-natio- 
nsden  und  Ortlichen,  hervortreten  lassen.  Hierhin  gehört  vor  allen:  De  Laveleye's 
de  la  propri6t6  et  de  ses  formes  primitives,  1.  Auflage,  Paris  1874  (deutsch  von  Bacher 
„das  Ureigenthum'',  Leipzig  1879,  mit  werthvollen  Zusätzen),  das  sich  vomemlich  mit 
dem  Gegenstande  dieses  Abschnitts  beschäftigt  und  eine  Reihe  der  wichtigsten  euro- 
päischen und  asiatischen  Länder,  sowie  antike,  mittelalterliche  und  moderne  Zeiten 
vergleicht  Siehe  daselbst  auch  weitere,  besonders  fremde  Speciallitteratur  über  die 
einzelnen  Länder.  Der  Verfasser  gehört  zu  den  wenigen  westeuropäischen  (fran- 
zösischen und  englischen)  Nationalökonomen,  welche  die  hier,  wie  in  so  manchen 
anderen  volkswlrthschaftlichen  Gebieten,  die  ausländische  an  Beicbthum  bedeutend 
übertreffende  deutsche  historische  und  nationalökonomische  Litteratur  kennen  und 
benutzen.  Vgl.  femer  die  Serie  von  essays  „Systems  of  land  tenure  in  various 
countries'*,  published  nnder  the  sanction  of  the  Cobden  Club,  London  1870  (u.  A.  von 
Campbell  über  Indien).  Auch  die  reiche  neuere  englische  Litteratur  über  die  soge- 
nannte Irish  land  question  (z.  B.  Cliffe  Leslie,  land  Systems  and  industrial  economy 
of  Irland,  England  and  contiuental  countries,  die  Schriften  von  O'Connor,  Morris, 
Macaulay,  Lavelle,  Murphy,  Godkin,  IbTO  —  73  erschienen)  gehören  zum 
Theil  hierher,  zum  Theil  zu  den  Hauptabschnitten  2  und  4. 

Ueber  die  antiken  Agrarverhältnisse  siehe  auch  hier  Hildebrand  in  seinen 
Jahrbüchern  XII,  5  ff.,  139  ff..  De  Laveleye  a.  a.  0.  S.  144—195.  Kodbertus  in 
den  Abbandlangen  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  Band  2,  4,  5,  8,  20.  M.  Weber, 
römische  Agrargeschichte.  Ob,  in  welcher  Benutzungsform  und  wie  lange  bei  den 
Alten  Gemeineigenthum  am  ländlichen  Boden  bestanden  hat,  ibt  strittig.  Dass  dasselbe 
Insbesondere  auch  in  Rom  (Italien)  :dem  späteren  Privateigenthum  vorangegangen, 
ist  aus  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Gründen  und  Analogieschlüssen  wahrschein- 
iich,  wird  durch  Spuren  der  Institution  bestätigt  und  von  einigen  Bechtshistorikern 
auch  allgemeiner  für  die  ältere  Zeit  angenommen,  so  von  Puchta,  Institutionen  I, 
§.  40,  S.  ISO  ff.  (4.  Auflage),  Mommsen,  römische  Geschichte  I,  124.  Andere  be- 
streiten es,  so  besonders  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts  I  (3.  Auflage),  S.  198 
(mich  nicht  überzeugend)  und  im  Ganzen  ist  die  Ansicht  der  modernen  römischen 
Rechtslehrer  wohl  auf  dieser  Seite.  Für  die  ältere  Zeit  fehlen  jedenfalls  die  sicheren 
Nachrichten.  Es  wird  indessen  zu  bedenken  sein,  dass  unsere  geschichtliche  Kenntniss 
von  den  alten  Völkern,  speciell  Italiens,  eben  erst  mit  einer  viel  späteren  Wirthschafts- 
und  Culturperiode  beginnt,  als  diejenige  von  den  Germanen.  Die  Gemeineigenthums- 
und  Gemeinnutzungsperiode,  welche  wir  bei  den  letzteren  und  später  bei  anderen 
Völkern,  so  noch  heute  bei  den  Grossrussen  finden,  hatten  die  Alten  in  der  Zeit,  wo 
wir  ihre  ländlichen  Verhältnisse  kennen  lernen,  schon  hinter  sich.  Siehe  auch  Kösler, 
Vcrwaltangsrecht  I,  §.  124,  Anmerkung  4. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses  Abschnitts  ist  jedoch  die 
reiche  Litteratur  über  das  ältere  germanische  ländÜche  Gruudcigenthum  und  seine 
Entwicklung  und  über  den  russischen  ländlichen  Gemeindebesitz.  Eine 
Vergleichung  der  germanischen  und  russischen  Verhältnisse  ist  lehrreich,  weil  sie 
manche  Aufklärung  über  zweifelhafte  Puncto  der  längst  vergangenen  Zustände  in 
Deutschland,  Scaudinavien ,  England  gewährt  und  zugleich  die  Ausschlag  gebende 
Macht  der  allgemeinen,  durch  die  äussere  Natur  und  die  menschliche  Natur  dar- 
gestellten Factoren  für  die  Gestaltung  und  die  Entwicklung  des  Grundeigcnthums  offenbart 

Vgl.  für  die  älteren  germanischen  Verhältnisse  ausser  Röscher  a.  a.  0. 
(besonders  II,  §.  71,  72  nebst  Anmerkungen)  und  Buchcnberger  I,  S.  270ffl,  auch 
schon  die  Angaben  oben  in  diesem  Tbeile  II  der  Grundlegung  S.  17.  Namentlich: 
G.  Hansscn,  Ansichten  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit,  in  Falkos  Neuem  staats- 
bürgerlichen Magazin  III  (im  Anschluss  an  dänische  Arbeiten,  von  Olufsen), 
ebenda  VI  ;  derselbe  die  Gehöferschaften  (Erbgenossenschaften)  im  R.-B.  Trier 
(Abhandlung  der  Berliner  Akademie),  Berlin  1863,  besonders  S.  3  fi'.;  derselbe, 
zur  (jeschichte  der  Feldsysteme  in  Deutschland,  Tübinper  Zeitschrift,  besonders  XXI, 
55 — 62  und  passim,  auch  Band  22,  24,  26.  ."i2;  derselbe,  agrarhistorische  Fragmente 
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zur  EikcDotniss  der  deutschen  Keldmarkverfassung,  Tübinger  Zeitschrift  1S7S,  Band  34, 
S.  617.  Jetzt  liegen  diese  Abhandlunj^^cn  ^enrollständigt  tot  in  den  2  Bänden  „agrar- 
historische  Abhandlungen '\  Leipzig  1S80,  1S84.  Ueber  Haussen 's  Stellnng  zu  den 
Fragen  im  Texte  siehe  unten  §.  1T7.  —  G.  Waitz,  Deutsche  Verfassongs-üeschichte  I. 
(2.  Auflage),  besonders  Kapitel  4  (Grundbesitz  und  Dörfer),  S.  93  ff.,  auch  passim 
Kapitel  2,  3,  5  (S.  164),  dann  II  (2.  Auflage),  Kapitel  4,  S.  305  ff.;  Y.  Kapitel  4; 
derselbe,  ttber  die  altdeutsche  Hufe,  GOttingen  1^54.  —  G.  L.  v.  Maurer,  alle  die 
oben  S.  47  genannten  Werke,  besonders  die  Geschichte  der  Dorfrerfassong,  nament- 
lich I,  dann  II,  Kapitel  9,  die  Geschichte  der  Frohnhöfe  u.  s.  w.  passim,  I,  314  ff., 
besonders  333  ff.,  III.  105  ff.,  193  ff.  Gicrko,  Deutsches  Genossenschaftsrecht  I, 
§.  7 — 9,  S.  53  ff.,  dann  passim  §.  21,  24,  52,  53,  55.  —  Röscher,  Ansichten  der 
Yolks^rthschaft  Abhandlung  2  (über  die  Landwirthschaft  der  ältesten  Deutschen). 
—  T.  Hazthausen,  über  die  Agrarrerfassunfir  in  Norddeutschland  I,  1,  Berlin  1829. 
Landau,  die  Territorien,  Hamburg  und  Gotha  1854.  Thudichum,  Gau-  und 
MarkveT&ssung  in  Deutschland,  Giessen  1860.  StUre,  Wesen  und  Verfassung  der 
Landgemeinden  in  Niedersachsen  und  Westfalen,  Jena  1851,  besonders  §.  7. 
Achenbach,  die  Haubergsgenossenschaften  des  Siegerlandes,  Bonn  1863.  Hostmann , 
ttber  altgermanische  Landwirthschaft  (Dissertation),  GOttingon  1875.  Meitzen,  Boden 
u.  s.  w,  des  Preassischen  Staats,  Berlin  1868,  I.  344  ff.  (mit  interessanten  Flurkarten 
ron  Dörfern);  derselbe  im  Schön berg'schen  Handbuch  a.  a.  0.;  derselbe,  Aus- 
breitung der  Deutschen,  Hildebrand- Conrad 's  Jahrbücher  Band  32  (1879),  derselbe, 
Yolkshufe  und  Königshufc.  in  Festschrift  für  G.  Haussen;  derselbe  in  den  genannten 
Artikeln  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften;  derselbe  in  dem  demnächst 
zu  erwartenden  grossen  agrarhistorischer  Werke.  7.  In ama-Stern egg,  Untersuchung 
über  das  Hofsystem  im  Mittelalter,  Innsbruck  1 872,  d  e  r s  e  1  b  c ,  die  genannte  Abhandlung 
die  Ausbildung  der  Grundherrschaft ;  d  erselb  e,  deutsche  Wirthschaftsgeschichto,  Band  I, 
Buch  I.  Abschnitt  2  und  3,  Buch  2,  Abschnitt  1—4,  Band  II,  Buch  3,  Abschnitt 
1 — 4.  Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftslcben,  besonders  Band  I,  Abschnitt  3,  4,  5, 
Band  II,  Abschnitt  6,  7;  derselbe  deutsche  Geschichte,  Band  I,  Buch  2  passim, 
besonders  S.  136  ff..  Band  II,  S.  83  ff.;  derselbe,  Artikel  Geschichte  des  Grund- 
besitzes im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften  II,  S.  139  — 165,  daselbst  S.  164 
Litteraturübersicht.  A.  v.  Miaskowski,  schweizerische  Allmende,  Leipziff  1879; 
derselbe,  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  u.  s.  w.  Wirthschaft  in  der  Schweiz, 
Basel  1878.  K.  Bücher,  Artikel  Allmenden  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften Band  I. 

Geber  die  verwandten  englischen  Verhältnisse  giebt  wichtige  neue  Aufschlüsse: 
£.  Nasse,  über  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die  Einhegungen  des 
16.  Jahrhunderts  in  England,  Bonn  1869  (weitere  englische  Litteratur  und  parlamen- 
tarische Keports  siehe  daselbst).  Darüber  die  ausführliche  Anzeige  dieser  Schrift  von 
G.  Haussen,  Göttinger  Gelehrten  Anzeigen  1870,  S.  1321 — 1356,  jetzt  in  den  agrar- 
historischen  Abhandlungen  I,  4S4.  —  Die  weiteren  Noten  zum  Text  enthalten  die 
bezüglichen  einzelnen  Stellen  aus  den  vorgenannten  Schriften,  mit  möglichster  Be- 
schränkung auf  das  Nothwendigste,  daher  namentlich  aus  Waitz,  Maurer,  Gierke, 
V.  Inama,  Lamprecht.  Die  mannigfachen  Zweifel  über  die  Einzelheiten  der 
altgermanischen  Verbältnisse  hat  auch  die  neueste  Forschung  nicht  gelöst  und  die 
Autoren  sind  daher  oft  verschiedener  Ansicht.  Zu  vergleichen  sind  namentlich  mit 
einander  die  neuesten  Darstellungen  der  fünf  letztgenannten  Autoren.  Vgl.  auch 
H.  R Osler,  sociales  Verwaltungrsrecht  I,  §.  121  ff.  Im  üebrigen  ist  auch  auf  die 
Lehrbücher  der  deutschen  Kechtsgeschichte  und,  soweit  die  älteren  Ver- 
hältnisse in  die  Gegenwart  noch  hineinragen,  des  deutschen  Privatrechts  zu 
verweisen.  Siehe  z.  B.  Zöpfl,  Rechtsgeschichte  III,  §.  72,  besonders  103;  H.  Brunn  er, 
Kechtsgeschichte  I,  §.  10  —  13,  25,  26,  II,  §.  93.  Gerber,  Privatrecht  g.  51; 
Beseler  desgleichen  §.84.    Duncker,  Gesammteigenthum,  1843. 

Eine  weitere  Verfolgung  der  Einwirkung  des  bäuerlichen  (irundcigenthums  und 
der  Verhältnisse  des  Bauernstands  das  Mittelalter  hindurch  und  in  die  neuere  und 
neuste  Zeit  hinein  ist  nicht  die  Aufgabe  im  Folgendem.  Denn  für  uns  handelt  es 
sich  hier  wesentlich  nur  um  die  Principienfrage  der  Entstehung  ländlichen, 
kleineren  (in  diesem  Sinne  bäuerlichen)  Privateigenthums  am  Boden,  nicht  um  die 
wandelvollcn  Schickr>ale  der  Bauernschaft,  ihrer  persönlichen  socialen  Lage,  ihres 
Bodens.     Vgl.  darüber  u.  A.  Lamprecht's  Artikel  Grundbesitz  und  die  Artikel  über 
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Bauern,  Baaernbefreiang,  Bauerngiit  im  Handwörterboch  der  Staatswissenschaften,  aack 
für  bezuglicbe  Litteratar,  sowie  Bnchenberger  I,  Kapitel  1. 

Ueber  die  rnssischeu  Agrarrerb&Itnisse  erfolgt  bier  zoDädist  eine  aus  meiiier 
Schrift  tlber  die  Abscbafiang  des  privaten  Grondeigentbums  genommene  Uebenicht 
der  Litterator  (S.  79 — SO):  Hauptwerk  immer  nocb  das  Beisewerk  v.  Haxth aasen« 
Studien  ilber  die  inneren  Zustände,  das  Volksleben  und  insbesondere  die  llndlicbea 
Einrichtungen  Kusslands,  3  B&nde,  Hannorer  1847 — 52,  besonders  I,  119«  124 — ISS. 
154.  15G,  lU,  3,  7,  115  if.,  125,  141,  151,  152,  157.  Einschlagende  Einzelheiten 
u.  A.  I,  240,  2S4  if.,  303,  402,  443  (russisches  Landsystcm  bei  den  Tscheremissen, 
aber  gemeinsame  Feld-  und  Emtearbeit  und  Theilnng  der  Ernte,  nicht  der  Felder 
vielfach),  491  (russisches  System  bei  Tataren  bei  Kasan);  II,  10,  11,  31,  34,  3H, 
:i9,  42  ^russisches  System  in  den  deutschen  Wolgacolonieen  bei  Saratow),  69,  70, 
74  (desgl.  bei  Tataren),  96,  115,  130,  190,  2S2,  429,  472  (Höfe,  kein  Gemeineigeo- 
thnm  in  Podolicn).  485,  493:  derselbe,  de  labolition  par  Toie  l^gislatire  da 
partage  6gal  et  temporaire  des  terres  dans  la  communes  russes,  Paris  1858  ^Votom 
gejren  den  zur  Zeit  der  Vorbereitung  der  Emancipation  in  Russland  gehe^en  Plan, 
gesetzlich  gleichzeitig  die  periodischen  Landtheiluugen  aufzuheben);  derselbe, 
ländliche  Verfassung  Busslands,  Leipzig  1806,  Darlegung  der  Emancipationsgesetz- 
gebung  von  1861,  besonders  Einleitung  und  S.  371  IT.,  dann  Über  die  masische 
Gemeinde  S.  410  fi.  —  Tschitscherin,  Artikel  Leibeigenschaft  in  Russland,  im 
StaabwOrterbuch  VI,  393  ff.,  über  Gemeindeeigeuthum  396,  411  E,  der  HauptTertreter 
der  Ansicht,  dass  die  Einrichtung  des  Gemeindebesitzes  in  Russland  keine  althistorische, 
sondern  eine  neue,  seit  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  Verbindung  mit  Leibeigenschaft 
und  Kopfdteoer  entstandene  sei,  s.  u.  —  r.  Bistram,  rechtliche  Natdr  der  Stadt-  und 
Landgemeinde,  Petersburg  1S66,  besonders  S.  60  ff.  die  historische  Entwicklunir  nach 
Tschitscherin 's  Arbeiten.  Kawelin,  Einiges  über  die  russische  Dorfgemeinde, 
Tübinger  Zeitschrift  XX,  1,  mit  Zusatz  ron  Helferich;  Kawelin  ist  maassroller 
Anhänger  des  russischen  Princips.  Schedo-Ferroti  (Baron  Firks),  «Guides  snr 
l'avenir  de  la  Kussio,  K.  10,  Ic  patrimoine  du  peuple.  Berlin  1868  (geschichtliche 
Entwicklung,  besonnene  Kritik,  auch  beachtenswerthe  Reformrorschlfige ,  mit  Beibe- 
haltung gewisser  Grundsätze  der  bisherigen  Gemeinde-  und  Agrar?orfassung,  ygl. 
darüber  meine  Schrift  über  Privateigenthum  S.  65  ff.).  J.  Eckardt,  baltische  and 
russische  Gulturstudien,  Leipzig  1  b69,  Abhandlung  über  den  russischen  Gemeindebesitz, 
S.  4S0  ii.  (namentlich  über  den  Zusammenhang  der  Agrari'rage  mit  den  allgemeinen 
politischen  und  socialen  Ideen  im  heutijuren  Russland,  S.  4S2  ff,  beachtenswerth  für 
die  socialistischc  im  Texte  behandelte  Forderunti^  einer  grundbätzlichen  Abschaffung 
des  privaten  Grundeigenthumä).  Derselbe,  Husslands  ländliche  Zustände,  Leipzig  1S7U 
(einleitend  über  die  Institution  des  russischen  Gemeindebesitzes  und  die  Emancipations- 
gesetzgebung  und  drei  russische  Urtheilo  über  die  trostlose  damalige  Lage  der 
ländlichen  Verhältnisse),  v.  Buschen,  die  Freibauern  Rus^Iands,  Tübinger  Zeitschrift 
XV,  221  ff.;  derselbe,  üebersicht  der  Entstehung  u.  s.  w.  der  Leibeigenschaft, 
t:benda  XVII,  510  ff.  C.  W'alckcr,  Selbstverwaltung  und  russische  Steuerreform, 
Berlin  1*>69,  besonders  §.  41,  S.  2b."J.  v.  Bock,  deutsch-russischer  Gonflict  an  der 
Ostsee,  Leipzig  1S69,  S.  t)5  fl'.  (livländi>chc  Landgemeinde  im  Lichte  der  rassischen 
vice  versa):  derselbe,  Livlandische  Beiträge  11,  5S3  ff.  —  Femer  meine  genannte 
Schrift  über  die  Abbchaffung  des  Privateigenthums.  Abschnitt  3. 

Die  meisten  genannten  Arbeiten  rühren  von  Deutsch-Rus^en  und  National-Russen 
her  und  nehmen  auf  die  russische  Litteratur  (in  russischer  Sprache)  Bezog.  In 
Russland  selb>t  wird  über  den  Gemeindebesitz,  seine  geschichtliche  Entwicklung  and 
heutige  Zweckmässigkeit  lebhaft  debattirt.  Von  neuesten  Schriften  (nach  meiner 
genannten  Schrift  erschienen)  siehe  MichelTs  Heport  in  d(«n  Bluc  books  1S70  ^rep. 
respect.  the  tenure  of  land  in  the  several  countries  of  Europe).  J.  Fauch  er  in  den 
oben  genannten  Cobden  Club  essays.  1870,  p.  353.  DeLavcleye,  proprietö  eh.  2. 
C.  Walcker,  die  russische  AurariVag-e  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Agrar- 
en(]Urte  von  1S73,  Berlin  1S74,  werthvoll  nur  durch  ihre  Auszüge  aus  dem  original- 
ru>sischen  Quelleiimateri:il,  siehe  namentlich  Kapitel  2,  Ilauptredultatc  der  Agrar- 
en'iucte,  vorin  über  die  territoriale  Verbreitung,  die  Einrichtung,  die  Folgen  des  Ge- 
meindebesitzes manche  spezielle  Angaben ,  auch  Urtheile  russischer  Stimmen.  Der 
Verfas>er  ist  ein  eifriger  Gegner  des  (iemeindebesitzes.  Die  genannte  Enquete  ist  dem 
letzteren  ungünstig,   besonders  in  Bezug  auf  die  Wirkungen    desselben   auf  die  Pro- 
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dnction.  Engelmann,  die  Leibeigenschaft  in  Bnssland,  Leipzig  lb84.  Ueber  neuste 
agrarische  Zustände:  Thun,  Landwirthschaft  u.  s.  w.  in  Mittelmssland,  Leipzig  1880; 
von  Samson-Himmelstjerna  (nach  den  russischen  Autoren  Uspensky  und 
Terpigoriew),  Yerlumpung  der  Bauern  und  des  Adels  in  Rassland,  Leipzig  1892.  — 
Die  weitaus  um&ssendste  und  bedeutendste  neuste  deutsche  wissenschaftliche 
Leistung  auf  diesem  Gebiete  sind  die  sehr  fleissigen  und  rerständigen  Arbeiten 
7on  J.  Kenssler  ««zur  Geschichte  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes''  in  der  Baltischen 
Monatsschrift,  N.  F.  B.  VI,  3.  Doppelheft  (1876),  S.  187  —  246;  derselbe  über 
den  nemlichen  Gegenstand,  (Gemeindebesitz  und  Aufhebung  der  Leibeigenschaft), 
aber  mehr  Ton  agrarpolitischem  Standpuncte  aus,  in  der  Russischen  Reyue  1876, 
Band  YIII,  und  dann  zu  der  selbständigen  Schrift  erweitert:  „Zur  Geschichte  und 
Kritik  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  in  Russiand''  1.  Theil,  Riga,  Moskau,  Odessa 
1876.  Darin  mehrfach  eingehende  kritische  Besprechung  der  bezüglichen  Litteratur 
(so  I,  115  fL,  263  ff.).  Eine  Fortsetzung  (Theil  II,  1.  Hälfte)  erschien  zu  Petersburg 
1882  und  (Buch  TL,  2.  Hälfte)  1883,  ein  3.  Schlussband  („zur  Losung  des  Problems'*) 
ebenda  1887.  Dazu  der  Artikel  ron  Keussler's  Bauernbefreiung  in  Russland  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  II,  226  —  247.  AUe  diese  gediegenen,  die 
Walcker'schen  an  Gründlichkeit  weit  übertreffenden  Kens  sie  r*schen  Arbeiten  sind 
namentlich  für  den  der  russischen  Sprache  nicht  Mächtigen  besonders  werth^oU  durch  ihre 
eingehende  Berücksichtigung  der  russischen  Litteratur  und  des  litterarischen  Streits  über 
die  geschichtliche  Entstehung  des  russischen  Gemeindebesitzes.  Hier  ist  die  oben  er- 
wähnte, in  Deutschland  besonders  bekannt  gewordene,  auch  ?on  mir  a.  a.  0.  S.  49  ff. 
angenommene  Ansicht  Tschitscherin*s  über  den  modernen  Ursprung  des  Ge- 
meindebesitzes —  ein  für  die  principielle  Grundeigenthumsfirage  nicht  unwichtiger 
Punct,  siehe  meine  genannte  Schrift  —  besonders  von  eifrigen  Slawophilen  und 
anderen  Historikern  angegriffen  worden,  so  ?on  Beläjew.  Derselbe  vertritt  den 
gerade  entgegengesetzten  Standpunct  hinsichtlich  der  Entstehung  des  Gemeinde- 
besitzes. Eine  vermittelnde  Ansicht  hat  der  bedeutendste  rassische  Historiker  S  s  o  1  o  w  j  e  w 
aufgestellt,  wonach  zwar  ein  historischer  Zusammenhang  zwischen  dem  alten  slawischen 
und  dem  neuen  grossrussischen  Gemeindebesitz  bestehe,  aber  der  letztere  in  seiner 
eigenthümlichen  Verfassung  sich  doch  erst  durch  die  neuere  Gesetzgebung  ausgebildet 
habe.  (S.  Keussler's  1.  Aufsatz  S.  198—200,  in  der  selbständigen  Schrift  S.  8—16.) 
Röscher  (U,  §.  71  Anmerkung  12,  7.  Auflage)  bezweifelt  die  Richtigkeit  der 
Tschitscherin'schen  Meinung.  Ebenso  nimmt  Helferich  (Tübinger  Zeitschrift 
XX,  40  ff.)  die  jetzige  Form  des  Gemeindebesitzes  als  die  alte  an.  Keussler 
schliesst  sich  an  Ssolowjew  an,  gegen  Tschitscherin,  und  bezeichnet  die  Ansicht, 
dass  der  Gemeindebesitz  auch  im  alten  Rassland  bestanden  hat,  jetzt  als  allgemein 
anerkannt  in  der  neueren  rassischen  Litteratur  (Zur  Geschichte  I,  S.  16).  Darnach 
ist  auch  mein  früherer  Anschluss  an  Tschitscherin  unrichtig  gewesen. 

Eine  allgemeinere  Bedeutung  hat  die  Frage  des  russischen  Gemeindebesitzes 
neuerdings  immer  mehr  in  der  slawophilen  und  panslawistischen  politischen  Partei 
in  Russland  erhalten.  Dieselbe  hat  in  diesem  Besitz  nunmehr  vollends  und  im  be- 
wussten  Gegensatz  gegen  „Europa"  (Westeuropa)  die  Panacee  gegen  sociale  Nöthon 
gefunden.  Mit  dem  Princip  dieses  Besitzes  soll  die  „Culturmission"  des  „heiligen 
Rassland"  dem  „verfaulten  Westen"  gegenüber  nach  der  wirthschaftlichcn  Seite  be- 
wiesen werden.  Phantastische  Träumereien,  die  um  so  komischer  wirken,  wenn  man 
an  die  Ökonomischen  und  sittlichen  Zustände  des  russischen  Volks  (und  zwar  nicht 
nur  der  „von  westlichen  Ideen  inficirten"  höheren  Gesellschaft,  des  Beamtenthums  in 
Petersburg  u.  s.  w.),  sondern  auch  des  eigentlichen  Volks,  des  Bauern,  des  „Mujik'' 
und  der  orthodoxen  Geistlichkeit,  an  die  maasslose  Verbreitung  der  Trunksucht  denkt 
und  wenn  man  sich  ausserdem  noch  erinnert,  dass  erst  ein  „verhasster  Deutscher", 
wenn  auch  ein  ultraconservaüver  „westeuropäischer  Feudaler",  der  Baron  von  Haxt- 
hausen  dem  biOden  russischen  Auge  die  sociale  Culturbedeutung  des  Gemeindebesitzes 
enthüllen  musste.  Siehe  über  die  Rolle,  welche  diese  Ideen  in  der  panslawistischen 
Partei  spielen,  die  Aufsätze  von  v.  Schulze-Gävernitz,  „der  Nationalismus  in 
Russland  und  seine  wirthschaftlichen  Träger",  in  den  Preussischen  JahrbUcheri.  1 894, 
Januar,  Februar,  März.  Auch  dazu  Keussler  a.  a.  0.,  besonders  I,  113 — 134 
und  V.  Samson  a.  a.  0.,  S.  39  ff. 

Im  Folgenden  sind  m.  E.  gewisse  Generalisirungen  und  wirthschafts- 
geschichtsphilosophische  Abstractionen  geboten,   wie   es  eben  die  hierher 
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gehörige  zweite  nnd  dritte  der  ?on  uns  in  der  Methodologie  (I,  §.  57  £f.)  unter- 
schiedenen theoretischen  Aufgaben  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  mit 
sich  bringt:  die  Ermittlung  des  Typischen  in  den  Erscheinungen  und  die  Er- 
klärung des  conditionollen  und  Gausalzusammenhangs  darin,  nach  der 
ersten  theoretischen  Aufgabe,  der  Feststellung  des  Thatsächlichen  der  einelnen  Er- 
scheinungen. Mit  dieser  ersten  Aufgabe  hat  es  hier  speciell  die  Wirthschaftsgeschichte 
als  Wissenschaft  zu  tbun,  deren  Daten  dann  für  die  zweite  und  dritte  Aufgabe 
mittelst  der  vergleichend  -  historischen  Methode  zu  verwerthen  sind  (I,  §.  84).  i^ 
solches  Vorgehen  bringt,  wie  dem  Geschichtsforscher  zugegeben  werden  darf,  Gefahrea 
mit  sich:  unrichtig  oder  zu  weit  zu  generalisircn ,  auf  Analogieen  zu  viel  Werth  a 
legen,  den  thatsächlichen  Einflnss  der  übrigen  geschichtlichen  Factoren  zu  übersehen 
oder  zu  unterschätzen  u.  dgl.  m.  Warnungen,  wie  sie  ein  Meister  wie  Georg  Waiti 
ausspricht,  welcher  einer  gerade  entgegengesetzten,  der  Generalisirung  und  Boachtoof 
der  Analogieen  in  hohem  Grade  abholden  historischen  Richtung  angehört  (Verfassung»- 
gcschichto  I,  52,  99),  sind  daher  begreiflich  und  in  gewissen  Grenzen  berechtigt 
Nationalökonomen  einer  ähnlichen  Richtung  und  Forschungsmethode,  wie  G.  Uanssen, 
schliessen  sich  auch  für  die  rolkswirthschaftlichen  Untersuchungen  dem  an,  z.  B.  in  den 
Bemerkungen  in  der  Tübinger  Zeitschrift  XXI ,  62,  §.  177  (Siehe  unten  S.  406).  Aber 
gleichwohl  ist  das  generalisirende  Verfahren  selbst  berechtigt  und  das  einzige,  welches 
eine  wirkliche  Förderung  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  durch  historische  (und 
statistische)  Forschungen  in  Bezug  auf  die  beiden  genannten  Aufgaben  bringt.  Die 
angedeuteten  Gefahren  müssen  freilich  vermieden  werden.  Bei  einer  solchen  Ab- 
straction  aus  dem  concreten  Detail,  in  welchem  sonst  die  Forschung  stecken  bleibt, 
wird  mittelst  zeitlicher  und  örtlicher  Vergleichungen  das  bestimmende  Allgemein- 
Menschliche  herauszufinden  gesucht,  das  schliesslich  wie  eine  Hauptursache  den 
Gang  der  geschichtlichen  Entwicklung  beherrscht,  welche  sonstigen  geschichtlichen 
Ursachen  theils  in  derselben  Richtung,  theils  dagegen  wirkend  mitspielen  mögen. 
Gerade  an  einem  Beispiel,  wie  dem  im  Texte  behandelten,  der  yolkswirthschafüich 
und  gesellschaftlich  nothwendigen,  mindestens  höchst  zweckmässigen  Entwicklung  des 
ländlichen  privaten  Grundeigenthums ,  tritt  dies  einmal  schlagend  hervor.  Die  räum- 
liche und  zeitliche  Ver^lcichung  belehrt  hier  ungleich  mehr,  als  die  blosse  historische 
und  statistische  Specialforschnng,  die  sich  auf  die  erste  theoretische  Aufgabe  be- 
schränkt. Das  hat  auf  dem  Gebiete  der  Agrarverhältnisse  wohl  Röscher  in  seinem 
2.  Bande  bewiesen,  einem  Muster  richtiger  und  vorsichtiger  Generalisirung  und  Ab- 
leitung leitender  Principien  der  Entwicklung  aus  dem  concreten  Detail.  Aehnlich 
zeigt  es  von  Neuem  in  der  Grundeigenthunisfrage  De  Laveleye.  Selbst  Waiti 
knüpft  indessen  mitunter  an  Analogieen  an  (z.  B.  L  51,  101).  —  Besonders  lehrreich 
ist  daher  ein  Verä:Ieich  zwischen  altgermanischen  und  neurussischen  Zu- 
ständen   auch   in   methodologischer  Hinsicht.     Siehe  den  Schlnss  des  nächsten  §.  173. 

1.—  §.  173  [324,  325].  Die  geschichtliche  Beweis- 
führung in  der  Grundeigenthumsfrage.  Die  Kritik  des 
privaten  Grundeigenthums  hat  eine  dritte  Reihe  von  Gründen  aus 
der  Geschichte  desselben ^  namentlich  auch  aus  der  ger- 
manischen Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte,  zum  Beweis  für 
die  Richtigkeit  und  Berechtigung  der  Forderung,  diese  Institution 
zu  beseitigen,  entnommen  (§.  158,  Nr.  3).  Die  Bedeutung  dieses 
Verfahrens  wurde  oben  schon  anerkannt:  die  Beweisführung  be- 
dient sich  historischer  Argumente,  nicht  nur  axiomatischer  Be- 
hauptungen von  zweifelhaftem,  jedenfalls  nicht  unbestrittenem  Werth, 
für  die  Begründung  der  Forderung.  Was  in  anderen  Fällen,  wie 
besonders  beim  Kapitaleigenthum,  erst  durch  genauere  theoretische 
Erörterung  zu   beweisen,  ja  selbst  erst  mühsam  gedankenmässig 
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verständlich  zu  machen  ist  (§.  136  ff.),  das  ist  hiernach  beim  privaten 
Grondeigenthum  von  vornherein  nicht  anzuzweifeln:  dass  dasselbe 
nemlich  keine  unbedingt  nothwendige,  rein-ökonomische, 
sondern  nur  eine  historische  Kategorie  des  Wirthschaftslebens  ist. 
Eine  Einrichtung  von  vielleicht  eminenter  Zweckmässigkeit  auch 
für  die  gauze  Volkswirthschaft,  aber  jedenfalls  eine  solche^  welche 
nicht  immer  bestanden  hat,  noch  heute  nicht  überall  besteht,  und 
insofern  auch  einer  Discussion  über  ihre  absolute  oder  relative  Ent- 
behrlichkeit für  die  Gegenwart  nicht  wohl  entzogen  werden  kann. 

Dieser  Standpunct  und  die  daraus  abgeleitete  Auffassung  des 
privaten  Grundeigenthnms  als  historische  Erscheinung  ist  an  und 
für  sich  durchaus  berechtigt.  Die  Gegner  der  Institution,  welche 
sich  dieses  rechtsgescbichtlichen  Arguments  sogar  bereits  in  ihrer 
practischen  Agitation  bedient  haben^  —  so  auf  dem  internationalen 
Arbeitercongress  in  Basel,  wo  man  sich  dafür  auf  v.  Savigny's 
Autorität  berief,  freilich  ohne  genügenden  Grund  in  diesem  Fall 
(§.  174)  —  geben  dadurch  wenigstens  eine  Grundlage  der  Ver- 
ständigung. Ihr  Fehler  liegt  anderswo,  nemlich  in  dem  Absehen 
von  der  historischen  Bedingtheit  einer  solchen  Institution, 
welche  doch  gerade  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  und  Ent- 
wicklung der  letzteren  abzuleiten  ist.  Je  weniger  man,  nach  den 
Auseinandersetzungen  des  vorigen  Abschnitts,  die  Entstehung  allen 
privaten  ländlichen  Grundeigenthuras  —  das  auch  hier,  wie  die 
Kritiker  meistens  gleichfalls  übersehen,  von  allem  Grundeigenthuoi 
zunächst  allein  in  Frage  steht  —  allgemein  auf  Gewalt  und 
Rechtswidrigkeit  zurückführen  kann,  desto  mehr  fordert  die  wenig- 
stens bei  den  Gultui*völkern  und  darüber  hinaus  fast  allgemein  zu 
findende  geschichtliche  Entstehung  desselben  und  seine  Entwicklung 
aus  dem  Gemeineigenthum  am  Boden,  welches  der  Privatbesitz 
schliesslich  überall  grossentheils  verdrängt,  zu  einer  Erforschung 
der  inneren,  daher  auch  psychologischen  Ursachen  auf, 
welche  diesem  merkwürdigen  gleichmässigen  geschichtlichen  Vor- 
gang zu  Grunde  liegen  müssen. 

In  dieser  Beziehung  bildet  nun  das  recbtsgeschichtliche  Argu- 
ment gegen  das  private  Gruodeigenthum  vielleicht  von  allen  Be- 
weisgründen den  stärksten  für  diese  Institution:  wenigstens  für 
ländliches  (namentlich  kleineres  und  mittleres,  sog.  bäuerliches) 
Privatgrundeigenthum.  Denn,  wie  früher  schon  zugegeben  ward 
(§.  110),  die  Entwicklung  des  letzteren  aus  dem  Gemeineigenthum 
steht    unverkennbar    mit    unter    der  Herrschaft   eines   bestimmten 


398     2t. B.  Ao8dehn.d.Pri7ateigeiith.  2.K.  Gruaddgenthiim.  3.  H.A.  Geschichte.  §.173. 

ökonomischen  Princips:  nicht  nnr  in  seiDem  eigenen,  sondern  auch 
im  GesammtiDteresse  oder  im  volkswirthschaftlicben  Interesse  wird 
dem  Bebauer  des  Lands  in  immer  grösserem  Umfang  nnd  mit  immer 
reicherem  Herrschaftsgebalt  ein  Privateigenthnm  an  dem  bebaaten 
Boden  gewährt,  nm  sein  Selbstinteresse,  sein  einzeiwirthschaftlicbes 
Interesse  zn  möglichst  tttchtiger  Bebauung  anznspomen. 

Die  Behauptung,  dass  das  private  Gmudeigenthom  wieder 
abgeschafft  werden  müsse,  würde  daher  erst  begründet  sein,  wenn 
dreierlei  allgemein  nachgewiesen  wäre,  nemlich  einmal,  dass  seine 
geschichtliche  Entwicklung  durchaus  rechtswidrig,  unnöthig  nnd 
nnzweckmässig,  oder  zweitens,  dass  die  früher  darauf  richtig  hin- 
drängenden Factoren  gegenwärtig  nicht  mehr  oder  nicht  mehr 
richtig  noch  heilsam  einwirkten,  oder  endlich  drittens,  dass  sie  sieh 
durch  andere  passend  und  genügend  erfolgreich  ersetzen  liessen, 
das  Oemeineigenthum  also  ökonomisch  nicht  mehr  im  Nachtheil 
gegen  das  Privateigenthnm  am  Boden  sei.  Nur  den  ersten  Nach- 
weis hat  die  polemische  Kritik  zu  ftihren  gesucht,  aber  nach  den 
Ergebnissen  der  Untersuchung  im  vorigen  Abschnitt  nicht  genügend 
geführt.  Hinsichtlich  der  beiden  anderen  nachzuweisenden  Pnncte 
beschränkt  sich  die  Kritik  auf  wenige  nichtssagende  Behauptungen, 
wie  auf  jenem  Congress  der  Internationale  1869  in  Basel.  E^  ist 
ihr  daher  auch  hier  wieder  der  Vorwurf  zu  machen,  dass  sie  den 
positiven  Nachweis  für  eine  den  gesellschaftlichen  und  volkswirth- 
schaftlicben Interessen  entsprechende  anderweite  Organisation  der 
Bodenbenutznng  ohne  die  Einrichtung  des  Privateigenthnms  am 
Boden  nicht  geliefert  hat. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  des  privaten  ländlichen  Gmnd- 
eigenthums  ist  hier  nun  bloss  in  ihren  grossen  typischen  Grnnd- 
Zügen,  ohne  specielleres  Eingehen  auf  die  concrete  Gestalt,  welche 
sie  bei  den  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Völkern  annimmt, 
in  der  Kürze  darzulegen.  Nur  auf  diese  Grundzüge  kommt  es 
hier  in  der  Grundlegung  bei  der  Verwerthung  der  geschichtlichen 
Thatsachen  für  die  Würdigung  des  Grundeigenthums  und  lllr  die 
Beantwoitung  der  sich  an  dasselbe  anknüpfenden  principiellen 
Streitfrage  an. 

Eben  dabei  muss,  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen,  z.  B.  in  dem  maachfach 
analogen,  oben  behandelten  der  allmäligen  Um&oderang  der  Unfreiheit  und  des  Deber- 
gangs  zur  persönlichen  Freiheit  (§.  37  If.),  den  Bemerkungen  oben  in  §.  172  gemäss 
unvermeidlich  eine  gewisse  Generalisirung  der  aus  den  f^eschichtlichen  Thatsachen 
abzuleitenden  Schlüsse  oder  m.  a.  \V.  eine  gewisse  wirthschaftsgeschichts-philosophische 
Abstraction  erfolgen.  (Siehe  unten  im  Anfang  von  §.  177  die  Kechtfertigujig  dieses 
Verfahrens  in  einer  agrarischen  Specialfrago.) 
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Jene  typischen  GrnndzUge  der  Entwicklung  können  am  Besten  und  Sichersten 
aas  den  älteren  germanischen  agrarischen  Verhältnissen  absreleitet  werden. 
Manches  Licht  auf  die  Zustände,  ans  den  sich  bei  unseren  Altvordern  das  prirate 
ländliche,  besonders  bäaerliche  Gnindeigenthnm  herausbildete,  werfen  die  ähnlichen 
Verhältnisse,  welche  früher  bei  anderen  Völkern  bestanden  haben  und  zum  Theil 
noch  jetzt  bestehen.  Namentlich  sind  in  dieser  Beziehung  die  modernen  russischen 
(gross russischen)  Zustände  des  ländlichen  Besitzes  ?on  Wichtigkeit  (siehe  §.  172). 

An  eine  Ueb ertragung  ?on  wirthschaftlichen  Einrichtungen  und  Kechts- 
Terhältnissen  ?on  einem  Land  und  Volk  auf  das  andere  ist  dabei  in  der  Regel  nicht 
zu  denken,  selbst  nicht  bei  solchen  Einzelheiten,  welche  man  geneigt  wäre,  fUr  einem 
Volk  oder  einer  Zeit  specifisch  eigenthtlmlich  zu  halten.  Mitunter  kann  wohl  eine 
solche  Einrichtung  schon  vorhanden  gewesen  sein,  bevor  in  vorhistorischer  Zeit  bereits 
Ackerbau  treibende  Volker,  bei  welchen  sie  sich  findet,  sich  getrennt  und  die  Theile 
sich  zu  besonderen  Nationen  ausgebildet  haben,  oder  bevor  in  historischer  Zeit  ein 
Stamm  ausgewandert  ist  und  die  Verhältnisse  des  Mutterlands  in  der  neuen  Heimatli 
eingeführt  hat.  In  der  Regel  wird  aber  gerade  in  diesen  so  ausserordentlich  wichtigen 
Grund  Verhältnissen  des  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlichen  Lebens,  welche  den 
Bodenbesitz  und  die  Landwirthscbaft  betreffen,  ähnlich  wie  in  den  Verhältnissen  der 
Unfreiheit,  eine  analoge,  selbst  im  Einzelnen  gleichmässige  Entwicklung 
als  eine  selbständige,  autochthone,  wie  man  wom  sagen  darf,  anzusehen  sein: 
sie  ist  das  Product  der  unbewusst  wirkenden  natürlichen  Ursachen  in  der  Ge- 
staltung des  Wirthschafts-  und  Rechtslebens,  der  im  Wesentlichen  unter  allen  historischen 
Verhältnissen  gleichbleibenden  menschlichen  Natur  mit  ihrem  starken  Selbst- 
intoresse  und  der  noch  mehr  als  etwas  fest  Gegebenes  wirkenden  „äusseren 
Natur*'  —  was  trotz  der  wechselnden  menschlichen  Kenntniss  und  Beherrschung  der 
Natnrkräfte  doch  in  der  Hauptsache  gelten  bleibt  —  des  Mikrokosmos  und  des 
Makrokosmos,  ihres  Zusammenwirkens  und  ihrer  Wechselwirkung.  Die  grosse 
Aehnlichkeit  der  Gestaltungen  oft  in  kleinen,  an  sich  unbedeutenden  Einzelheiten  ist 
dafür  ein  besonders  interessanter  Beleg.  Vgl.  z.  B.  über  das  Mitnehmen  der  Haus- 
pfosten, die  Eigenthumsverhältnisse  in  Betreff  des  Hauses  Waitz  I,  101  (nebst 
Litteratur  in  Anmerkung  1),  118;  Bistram  a.  a.  0.,  S.  63,  für  Deutschland  und 
Rassland. 

IL  —  §.  174  [326].  Drei  geschichtliche  Formen  de» 
menschlichen  Herrschaftsverhältnisses  über  „Ver- 
mögen" (im  rein -ökonomischen  Sinne,  I,  §.  124)  und  speciell 
über  den  Grand  und  Boden  lassen  sich,  um  mit  geringer 
Modification  in  der  Terminologie  einer  Schablone  Savigny's  zu 
folgen,  unterscheiden:  Gemeingut,  Gemeinnutzung  and 
Gemeingenuss,  sodann  Gemeingut,  Privatnutzung  und 
Privatgenuss,  endlich  Privatgut,  Privatnutzung  und 
Privatgenus s  Das  Gemeinsamkeitsmoment  lässt  sich  durch 
beliebige  menschliche  Gemeinschaften,  Familie,  Geschlecht, 
Volk,  örtliche  Gemeinschaft  der  Zusammenwohner  („Gemeinde" 
i.  e.  S.,  Dorfschaft),  Genossenschaft  dargestellt  denken.  Es  ist 
geschichtlich  bei  allen  diesen  Gemeinschaften  in  grösserem  oder 
geringerem  Umfange  vorgekommen  und  kommt  zum  Theil  noch  so 
vor.  Beim  ländlichen  Grundeigenthum  ist  die  bäuerliche  Ansiedlungs- 
gemeinde,  welche  häufig  aus  dem  Geschlecht  hervorgegangen  ist, 
die  Dorfschaft,  gewöhnlich  die  in  Betracht  zu  ziehende  Gemein- 
schaft. 
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Siebe  v.  Sairigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts,  I,  §.  56,  besonders 
S.  d6S,  369.  Er  handelt  hier  nicht  von  der  geschichtlichen  EntwicUnng  des  Hen^ 
schaftsrerhältnisses  des  Menschen  über  den  Boden,  sondern  ron  bestimmten  Ycrmögens- 
arten  nach  bestimmten  positiven  Rechtssystemen.  ,,Privatgat  and  Privatgenass''  nennt 
er  ausdrücklich  „die  überall  vorherrschende,  die  einzige  Yermögensform,  mit  welcher 
wir  im  Priratrecht  zu  thon  haben^^  Die  Modification  seiner  Schablone  in  meinem 
Artikel  Grundbesitz  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  IV,  S.  134  ff.,  wo 
einige  Ausführungen  über  die  technischen,  ökonomischen,  socialen  und  besonders  auch 
psychologischen  Bedingungen  jeder  der  Rechtsformen  jenes  Herrscbaftävorhältnisses 
über  den  Boden:  Puncte,  welche  gerade  auch  für  die  Frage  der  Verwirklichung  des 
Postulats  einer  Wiedereinrichtuug  von  Gemcineigentbum  am  ländlichen  Boden  von 
Wichtigkeit  sind,  wenn  auch,  wie  gewöbnlicli,  Socialisten  und  radicale  Bodcnreformer 
über  solche  Puncte  ohne  Weiteres  hinweggehen. 

Ueber  die  zweifelhafte  Frage,  ob  es  bei  den  alten  Deutschen  ein  Gcsammteigen- 
thum  der  Familie  gegeben,  siehe  Waitz  I,  60  (mit  Litteratur). 

Vgl.  zum  Folgenden  besonders  Waitz  I,  51,  112.  Bei  den  Deutschen:  „die 
in  näherer  Gemeinschaft  verbunden  waren  —  durch  Verwandtschaft  oder  andere  Um- 
stände —  nahmen  einen  grösseren  oder  kleinereu  Landstrich  in  Besitz.  An  einer 
Stelle  bauten  sie  die  Wohnungen  u.  s.  w.'^  Nähere  Ausführung  bei  Gierke,  Ge- 
nossenschaftsrecht  I,  60  ff.  v.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  6  ff.,  derselbe,  Wirth- 
schaftsgeschichte  I,  Buch  1,  Abschnitt  2,  3,  Buch  2,  Abschnitt  1  —  3,  Hanssen. 
Abhandlungen  I,  S.  1  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit  und  S.  77  Wechsel  der 
Wohnsitze  und  Feldmarken  in  germanischer  Vorzeit,  Meitzen,  Lamprecht  an  den 
oben  schon  genannten  Stellen. 

Das  Herrschaftsvcrhältniss  in  BetreflF  des  Bodens,  welches  in 
unseren  Culturstaaten  das  jetzt  allgemein,  wenngleich  auch  heute 
noch  nicht  ausschliesslich  verbreitete  ist,  ist  das  dritte,  gewöhnlich, 
und  so  bei  uns,  die  jüngste  der  drei  Formen:  Privatgut,  Privat- 
nutzung und  Privatgenus s.  Geschichtlich  in  grossem  Um- 
fange nachweisbar  als  Vorgängerinnen  dieser  dritten  Form  sind 
bei   dem   ländlichen  Grundeigenthum   die  beiden  anderen  Formen. 

Dieselben  sind  wieder  jede  für  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  einer  ver- 
schiedenen Einrichtung  ged an kcn massig  fähig  und  haben  in  den  geschichtlichen  Bei- 
spielen auch  solche  in  Wirklichkeit  gehabt,  zum  Theil  noch  in  der  Gegenwart.  Der 
schliessliche  eigentliche  „Geuuss"  muss  ja  freilich  in  einer  Hinsicht ,  namentlich  bei 
Gegenständen  des  unmittelbaren  Verbrauchs  (VerbrauchbveruiOgen,  Nahrungsmittel!) 
und  l)ei  manchen  Gegenständen  der  persönlichen  Nutzung  (Nutzvermögen,  Kleidung!' 
immer  ein  individueller,  insofern  privater  sein.  Dagegen  kann  andres  bewegliches 
Nutzvermögen.  Ilausrath,  Betten,  Wallen,  Schmuck,  obgleich  auch  an  solchen  Objecteu 
früh  ein  peraönliches  Eigenthum  oder  Gebrauchsrecht,  insofern  wieder  „Privatgcnuss" 
vorkommt,  und  vollends  Productionszwecken  dienendes  Vermögen  (Werkzeuge!  Vieh^ 
möglicher  Weise  in  Gemeiugenuss,  bezw.  (iemeinnutzung  von  Gemeinschaften,  z,  B. 
Geschlechtsverbändeu ,  stehen,  wie  das  ebenfalls  thatsächlich  vorgekommen  ist  und 
noch  vorkommt. 

Beim  Boden  wird  unter  der  ersten  Herrsohaftsform  am  Passendsten  ein  Zu- 
stand verstanden  werden,  wo  der  Boden  in  Gemeineij^^inthum  einer  Gemeinschaft 
(„Gemeingut")  steht,  unter  einheitlicher  Leitung  und  Aufsicht  von  Autoritäten  (Organen) 
in  der  Gemeinschaft  durch  die>e  letztere  selbst,  bezw.  durch  die  arbeitsfähigen  Ele- 
mente derselben  in  gemeinsamer  Feldarbeit  bebaut  (..Gemeinnutzung**)  und  der  Ertrag 
wieder  gemeinsam  gewonnen,  dann  aber  etwa  nach  bestimmten  Normen  oder  nach 
freier  Bestimmung  der  Gemeinschaftsautoritüti'n  den  Einzelnen  i.Familien,  Angehörigen'^ 
zugetheilt  wird  (^„Gcmeinjienuss'*  in  diesem  Sinne,  der  dann  zum  Privatjj:enuss  hinführt). 
Die  Bezeichnung  dieser  ersten  Ilerrschaftsform  mit  „Gemein -Eigenthum,  -Nutzung. 
-(ienuss'*  trillt  das  Typische  dieser  Form  wohl  ha^scr  als  nur  die  Ausdrucksweise 
.«ienieingut.   Gemeingenuss*'.     Bei   der   zweiten  Herrschaft&form  hat  man  es  dag-cgen 
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mit  einem  Zastaud  zu  thnn,  wo  der  Boden  zwar  noch  rollständig  im  Gemeineigenthum 
der  Gemeinschaft  selbst  steht  („Gemeing:ut'') »  vie  hei  der  ersten  Form,  aber  Theile 
daron  den  Gliedern  der  Gemeinschaft  (,,Privaten''  in  diesem  Sinne)  zu  getrennter 
Benutzung  oder  Bebauung  bloss  far  die  Zwecke  dieses  Glieds  (,^ür  dessen  Rechnung"', 
modern  ausgedrückt)  auf  Zeit  überlassen  werden  (,,Pn7atbenatzung''  oder  „Privat- 
genuss''  in  diesem  Sinne)  und  der  Ertrag  daher  gleich  in  den  Genuss  dieses  Glieds 
unmittelbar  übergeht  (,,Privatgenuss'*  im  eigentlichen  Sinne).  Diese  zweite  Form  wird 
daher  wieder  mit  den  Worten :  „Gemeingut,  Privatnutzung,  Privatgenuss''  passend  und 
besser  als  nur  mit  „Gemeingut,  Priratgenuss''  bezeichnet.  Bei  der  dritten  Form 
endlich  ist  auch  der  Boden  selbst  dauernd  an  Einzelne  (Familien,  „Private"),  daher 
nicht  mehr  bloss  zur  Nutzung,  sondern  zu  (Pri7at-)£igeuthum  übergegangen  (,J'ri?at- 
gut'')  und  folgeweise  sind  die  Benutzung  (Bebauung)  und  der  Anfall  des  Ertrags 
„private"  („Privatnutzung".  „ Privatgen uss").  Auch  dies  Verhältniss  wird  durch  die 
Worte:  „Privatgut,  Privatnutzung,  Privatgenuss"  deutlicher  als  durch  das  erste  und 
dritte  Wort  allein  bezeichnet. 

In  dieser  Weise  verstanden  sind  die  erste  and  zweite  Form 
verbreitete  geschichtliche  Thatsachen.  Die  erste  geht  nicht  noth- 
wendig  der  zweiten  voraus,  so  dass  diese  sich  ans  ihr  und  die 
dritte  Form  dann  wieder  aus  der  zweiten  entwickelt ,  sondern  sie 
geht  öfters  neben  der  zweiten  her,  dauert  geschichtlich  länger  als 
diese  und  aus  beiden  erfolgt  dann  der  Uebergang  zur  dritten  Form. 

So  aufgefasst  lässt  sich  die  Schablone  durch  folgende  typische 
Beispiele  aus  der  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse  erläutern. 

A.  ErsteForm:  Gemeingut,  Gemeinnutzung  und  Ge- 
roeingenuss. 

1.  Gemeingut  liegt  vor,  wenn  die  Feldmark  oder  gewisse 
Theile  derselben  nicht  im  Privateigenthum  der  Mitglieder  der  Dorf- 
schaft stehen,  sondern  der  Gesammtheit  gehören.  Zu  diesen  Theilen 
haben  die  A  eck  er  und  Wiesen  wohl  ursprünglich  allgemein  auch 
bei  den  Germanen^)  gehört  und  gehören  sie  noch  heute  bei  den 
Grossiussen,  wo  die  Dorfschaft  das  Eigenthum  oder,  was  für  diese 
Frage   einerlei  ist,   das  beständige  Nutzniessungsrecht  daran  hat, 


^)  Auch  dies  ist  mehr  nach  der  Analogie  der  Entwicklung  primitiver  agrarischer 
Verhältnisse  zu  schUessen,  als  streng  historisch  und  aus  den  Quellen  sicher  zu  er- 
weisen. Haussen  (in  Falck's  Staatsbtlrger- Magazin  VI,  S.  8  ii'.,  Gehöferschaften 
S.  4,  Tübinger  Zeitschrift  XXI,  60),  v.  Maurer,  Einleitung  S.  6,  71  If.,  93  ff.,  Dorf- 
verfassung I,  35,  Lange thal  (nach  dem  Citat  bei  Waitz  I,  116),  Röscher,  An- 
sichten, 3.  Auflage,  I,  213  nehmen  es  so  an.  Die  Nachrichten  von  Tacitus  und 
Cäsar  sind  vieldeutig  und  auch  durch  die  neueren  Erklärer  (vgl.  Waitz  I,  91  ff., 
116  ff.)  nicht  gleichmässig  ausgelegt.  Siehe  auch  Gierkc  I,  55  —  60,  Hostmann, 
alrgermanische  Landwirthschaft,  S.  13  ff.  Haussen  hält  gegen  Waitz  auch  in  einer 
neueren  Arbeit  (Tübinger  Zeitschrift  1878,  S.  61S)  an  der  besonderen  Glaubwürdigkeit 
von  Cäsar  fest  und  nimmt  eigentliches  Gesammteigenthum  bei  den  Germanen  damals 
an.  Waitz  giebt  wenigstens  eine  „Art  Gesammteigenthum''  zu,  wodurch  aber  ein 
Verfügungsrecht  über  den  Boden,  der  Begriff  des  Eigenthums  nicht  ausgeschlossen 
werde  U,  117,  118).  —  Nur  au  der  Hofstätte  scheint  nach  ihm  stets  ein  Privat- 
eigenthum vorhanden  gewesen  zu  sein  (S.  118).  Ob  von  Anfang  an,  wenigstens  was 
den  Boden  anlangt,  auf  dem  die  Hofstätte  liegt,  möchte  zweifelhaft  sein.  In  Buss- 
land ist  der  Boden  der  Dorfgebäude  Gemeindeland  (Bistram,  S.  63). 
A.  Wagner,  GrandlegtiDg.    3.  Aufl.    2.  Theil.    Volkffwirthachaft  u.  Recht.  26 
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wenn  etwa  das  Eigenthum  dem  Volke,  bez.  dem  Staate  zage- 
schrieben  wird.  Noch  allgemeiner  und  geschichtlich  bei  unsereo 
Völkern,  weiche  seit  lange  Privateigenthnm  an  Aeckern  und  Wiesen 
haben,  vielfach  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  besteht  Gemeineigen- 
thum  an  der  „gemeinen  Mark'^,  an  Weide,  Wald,  Wasser- 
stücken, anprodactivem  Land,  Moorgründen  u.  dgl.  m. 

2.  Zum  Gemeingut  gesellt  sich  nun,  nach  der  obigen  Auf- 
fassung, Gemeinnutzung,  wenn  durch  gemeinsame  Feldarbeit  der 
Dorfgenossen  die  Aecker  und,  wie  es  noch  später  vorkommt,  die 
Wiesen  gemeinsam  bewirthschaftet,  z.  B.  das  Gras  gemäht  wird. 
Die  zunächst  gemeinsame  Ernte  (Gras-,  Heumenge)  erscheint 
als  Form  des  Gemeingenusses.  Wenn  sie  aber  dann  an  die 
Einzelnen  (Familienhäupter)  vertheilt  wird^  entsteht  so  nachträglich 
auch  hier  die  Form  „Privatgen uss*'. 

Es  Itommen  hier  übrigens  auch  sonst  bereits  Modificationen  der  Schablonen- 
formen  ?or.  sobald  einmal  getrennte  Huos-  und  in  gewissem  Maasse  auch  Prodac- 
tionswirthscbaften .  bestehen ,  wie  diejenigen  der  einzelnen  Baaern  (Markgenossen)  ia 
der  Dorfschaft  So  stellt  die  Gemeinweide  noch  Gemeingut  nnd  sie  sowie  die  Bracb- 
und  Stoppelweide  auf  den  ?erthoilten  nnd  selbst  auf  den  schon  Pri?ateigenthnm  ge- 
wordenen Aeckern,  wohin  die  berechtigten  Dorfgeuossen  ihr  Vieh  unter  einem  ge- 
meinsamen Dorfbirten  schicken  dürfen ,  in  einer  Hinsicht  selbst  noch  Gemein- 
nutzung,  aber  in  andrer,  nach  dem  Privateigenthum  am  Vieh  und  der  getrennten 
sonstigen  Wirthschaft,  bereits  Pri^atnutzung  dar.  Aehnlich  liegt  das  Yerhältniss  beim 
Gemeinwald,  solange  ein  Jeder  (wenn  auch  schon  nach  bestimmten  Normen)  seinen 
eigenen  Holzbedarf  (d.  h.  nur  den  für  eigenen  persönlichen  und  Hanswirthschafts- 
gebrauch)  aus  dem  Wald  beziehen  darf  (§.  183).  Die  nach  manchen  Zwischenbildungen 
in  Betreff  des  Nutzniessungsrechts  mitunter  eingetretene  Einrichtung,  dass  der  Gcmein- 
wald  ?on  der  Gemeinde  verwaltet  und  jedem  Berechtigten  ein  Holzdepotat  oder 
erentuell  ein  Geldbetrag  aus  dem  Hol/.erlös  überantwortet  wird,  bildet  wieder  eine 
Modiücation  der  Schablonen. 

B.  Zweite  Form:  Gemeingut,  Privatnutzung  und 
Privatgenus 8.  Sie  besteht  dann,  wenn  zwar  hinsichtlich  des 
Eigenthums  keine  Veränderung  eingetreten,  also  noch  Gemein- 
eigenthum  vorhanden,  aber  der  Boden  selbst  auf  Zeit  zur  Benutzung 
(Bebauung)  an  die  einzelnen  Dorlgenossen  (Hufenbesitzer)  vertheilt 
(möglichen  Falls  auch  verzeitpachtet)  wird. 

Hierhin  gehört  der  geschichtlich  nicht  seltene  Fall  einer  periodisch  sich  wieder- 
holenden Yertheilung  von  Acker-  und  Wiesenparcellen  an  die  Dorfgenossen ,  ein 
Fall ,  welcher  bei  diesem  Bestandtheil  der  Feldmark  regelmässig  das  Cebergangs- 
stadium  zum  Privateigenthum  bildet.  Er  besteht  heute  noch  in  der  gross- 
russischen Landgemeinde,  wie  vor  Zeiten  bei  den  Germanen.  Periodische,  wenn 
auch  nicht  unbedinjrt  jährliche  Yertheilung  der  Aecker  ist  ursprünglich  (nach  Ein- 
nahme fester  Sitze)  bei  diesen  im  Zusammenhang  mit  dem  Grundeigentham  am 
Ackerland  anzunehmen. 

C.  Dritte  Form:  Privatgut,  Privatnutzung  und  Privat- 
gen uss.     Sic  liegt  vor,   wenn   mit  der  einzelnen  Bauerstelle  ein 
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für  allemal  individaell  bestimmte  Bodenparcellen  zur  ganz  oder 
wenigstens  theilweise^)  getrennten  Benützung  des  Inhabers  dieser 
Stelle  verbunden  sind.  Gewöhnlich  ist  dann  zuerst  ein  Privat- 
eigenthum  an  der  im  Dorfe  selbst  gelegenen  Hofstätte  (Haus, 
Hof  i.  e.  S.y  Garten)  entstanden;  darauf  an  den  zu  ihr  gehörigen 
Aecker-  und  Wiesen parcellen,  nachdem  die  ehemalige  periodische 
Tbeilung  eine  endgiltige  geworden ;  schliesslich  auch  nach  erfolgter 
Auftheilung  der  gemeinen  Mark  an  den  zu  jedem  Hof  geschlagenen 
Bestand theilen  derselben,  den  Parcellen  Weide-,  Waldland  n.  s.  w. 
Die  Entwicklung  geht  dann  in  der  Weise  weiter,  dass  das  ursprüng- 
lich gewöhnlich  noch  durch  Rechte  der  Gemeinschaft  oder  der 
anderen  Dorfgenossen  beschränkte  Privateigenthum  sich  immer 
absoluter  ausbildet  (§.  177  ff.). 

III.  —  §.  175  [327].  Geschichtlich  ist  der  Entwicklungs- 
gang von  den  früheren  Formen  der  Herrschaft  über  den  Boden 
bis  zu  der  letzten  Form  in  den  typischen  grossen  Grundzügen 
etwa  in  folgender  Weise  darzulegen. 

Die  germanischen  Verhältnisse  bieten  nns  ein  gutes  Beispiel  dafür,  wenn  sich 
auch  nicht  jeder  Zog  des  hier  entworfenen  Bildes  genau  so  bei  unseren  Vor- 
fahren findet  nnd  einzelne  ihnen  ganz  fehlen.  Siehe  im  Allgemeinen  die  gnte 
Darstellung  der  altgermanischen  Landwirthschaft  von  Host  mann  a.  a.  0.,  reich 
an  Detail,  quellenmftssig  gearbeitet,  wenn  aoch  nicht  in  jedem  Puncte  richtig 
nnd  unzweifelhaft.  Dann  besonders  Gierke  I,  58  ff.,  auch  Lamprecht  a.  a.  0., 
aach  die  einzelnen  neueren  Historiker,  die  genannten,  Waitz,  Haussen,  y.  Inama- 
Stern  egg,  Meitzen  und  Andere  weichen  in  einigen  Puncten  noch  immer 
von  einander  ab.  Bei  dem  Mangel  an  Quellen  oder  der  Zweideutigkeit  der- 
selben (C&sar,  Tacitus)  wird  manches  Einzelne  immer  unsicher  bleiben.  Auch 
das  macht  den  Analogieschluss  und  —  die  Deduction  „aus  dem  Wesen  der  Ver- 
hältnisse'*, daher  natürlich  auch  aus  den  anzunehmenden  Motiven  der  wirthschaften- 
den  Menschen  und  Gruppen  auf  solchen  Gebieten  immer  wieder  nothwendig.  Yg\. 
z.  B.  die  wesentlich  deductive  Entwicklung  Lamprecht 's  in  der  deutschen  Geschichte 
I,  S.  139  ff.  (siehe  unten  §.  179  seine  Skizze):  in  meinem  Munde  kein  Tadel,  wohl 
aber  eine  Bestätigung  meines  methodologischen  Standpuncts.  Auf  die  Differenzen  in 
den  Ansichten  der  einzelnen  Autoren  ist  hier  nicht  einzugehen.  Ich  habe  daher  im 
Folgenden,  wo  es  sich  eben  nur  um  die  typischen  Grundzüge  handelt,  auch  nicht 
auf  die  in  der  neuesten  Litteratur  über  Einzelnes  wieder  entstandenen  Gontroversen 
Rücksicht  genommen.  —  Ueber  die  Uebereinstimmung  der  russischen  mit  der  germa- 
nischen Ansiedlung  (nach  Leschkow)  siehe  Keussler,  Balt.  Mouüchr. ,  S.  203. 
Zur  Geschichte  S.  44 — 66  (Vergleich  der  altrussischen  Mark  mit  derjenigen  andrer 
Völker,  besonders  germanischen,  dann  S.  82  ff.  mit  dem  neurussischen  Gemeindebesitz 
und  dem  andrer  slavischer  Völker). 

A.  Der  erste  Uebergang  zum  Ackerbau  ist  nicht  nothwendig 
sofort  mit  der  Anlegung  fester  Wohnsitze,  welche  die  Bevölkerung 
(die  Gemeinschaft,   das  Geschlecht,   die  Sippe)  nicht  wieder  ver- 


^)  So  liegt  die  Sache,  so  lange  gemeinsame  Weiderechte  der  Dorfgenossen  auf 
den  privaten  Aeckem  und  Wiesen  (sogen.  Koppelweide,  Brach-  und  Stoppelweide, 
Weide  auf  der  Wiese  im  Frühjahr  und  Herbst)  bestehen.    Siehe  §.182. 

26* 
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lassen  will,  verbanden  und  damit  anch  nach  gesehichtliehen  Zeug- 
nissen nicht  immer  verbunden  gewesen.  Der  Ackerbaa  wird  viel- 
mehr zuerst  einfach  so  betrieben,  dass  ein  StOck  Land  nothdttrftig, 
z.  B.  dnrch  Vorbereitung  des  Bodens  mittelst  Verbrennens  des 
Holzes  und  Grases,  fUr  die  primitivste  Feldbestellung  und  die  Auf- 
nahme der  Saat  geurbart  wird.  ^)  Die  Gremeinschaft  siedelt  sich 
bei  diesem  Boden  vorläufig  an.  Tragen  die  Felder  nicht  mehr  ge- 
nügend, so  werden  andere  daneben  genommen  und  in  derselben 
Weise  behandelt,  die  früheren  wieder  zur  natttrlicben  Berasnng 
und  Bewaldung  liegen  gelassen.  Ist  in  der  Nähe  kein  branchbarer 
Boden  da,  so  nimmt  man  entfernteren  und  überträgt  den  Wohnsitz 
selbst  dahin.  Später  kehrt  man  vielleicht  zur  Benutzung  der  ur- 
sprünglichen Felder  zurück  und  der  Wohnsitz  wird  abermals  ver- 
legt. Die  Voraussetzungen  für  diese  „wilden"  Bewirthschaftangs- 
systeme  („wilde  Feldgraswirthschaft",  „Brennwirthschaff *)  *)  sind: 
dünne  heimische  Bevölkerung,  viel  ungefähr  gleich  brauchbarer 
Boden,  auf  dem  sich  die  verschiedenen  Siedelungsgemeinschaften 
eines  Stammes  oder  Volks  weder  unter  einander,  noch  mit  fremden, 
feindlichen  Stämmen  ins  Gehege  kommen.  Die  Grundeigenthums- 
institntion  ist  hier  eine  ganz  unentwickelte.  Privates  Grundeigen- 
thum  besteht  wohl  noch  gar  nicht,  nicht  einmal  an  dem  Boden, 
auf  welchem  die  Dori'hütten  eine  Zeit  lang,  wenn  anch  vielleicht 
schon  für  einige  Jahre,  aufgeschlagen  sind.  Die  Gemeinschaft 
selbst  nimmt  an  diesem  und  an  dem  Acker-  und  Weideboden  anch 
noch  nicht  immer  ein  definitives  Eigenthnmsrecht^  sondern  etwa 
nur  ein  Besitzrecht  während  der  Dauer  der  Ansiedelung  und  Be- 
bauung an  dieser  Stelle  in  Anspruch.  Zieht  sie  weiter,  so  giebt 
sie  ihr  Anrecht  auf. 

B.  Anders,  wenn  der  zweite  Schritt  aus  dem  Jäger-,  Hirten- 
und  Nomadenleben  gemacht  und  definitive  Wohnsitze  gewählt 
werden,  von  denen  aus  nun  bleibend  der  Ackerbau  betrieben  wird. 
Dazu  nöthigt  am  Frühesten  die  grösser  und  dichter  werdende  Be- 

*)  Siehe  Röscher  II,  §.  24;  Rau  I,  §.  a64a  vgl.  mit  §.  3S2.  Haussen,  rar 
Geschichte  der  Fcldsysteme,  TUbinger  Zeitschrift  XXI,  55  ff.  Ueber  die  Streitfrage, 
ob  die  alten  Deutschen  zur  Zeit  des  Tacitus  schon  Dreifelderwirthschaft  getrieben, 
siehe  Röscher  nnd  Hanssen  a.  a.  0.,  auch  Röscher  in  den  Ansichten  der 
Volkswirthschaft,  S.  47  ff.,  3.  Auflage.  I,  207  ff.  Beide  verneinen  es  wohl  mit  Recht. 
Hanssen  nimmt  eine  wilde  Feldgraswirthschaft  an.  Waitz,  Verfassungsgeschichte  I, 
106  lässt  es  unentschieden.  Die  Stelle  des  Tacitus  (Germania  c.  26)  gestattet 
jedenfalls  keine  sichere  Auslegung.  Andere,  wie  Eichhorn,  Hostmann  S.  13, 
Landau  (Territorien  S.  61)  nehmen  Dreifelderwirthschaft  an.  Siehe  über  dio  weitere 
Littcratur  der  Streitfrage  Röscher,  Hanssen  und  Waitz  a.  a.  0. 

*)  Siehe  Buchenberger  I,  §.6. 
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völkerung  selbst.  Die  Völkerschaft,  der  Stamm  nimmt  einen  grösseren 
Landstrich  dauernd  in  Beschlag.  Die  kleineren,  anf  Verwandt- 
schaft oder  anderen  Umständen  beruhenden  Gemeinschaften,  wie 
die  Geschlechter,  die  Sippen,  vertheilen  sich  über  dieses  Gebiet 
und  erhalten  zu  ihrer  Ansiedlung,  zum  Anbau,  zur  Weide  ihres 
Viehs,  zur  Versorgung  ihres  Holzbedarfs  kleinere  Theile  dieses  Land- 
strichs angewiesen  oder  wählen  oder  nehmen  sich  selbst  das  dazu 
erforderliche  Land. ^)  Dieses  steht  dann  in  dem  Gemein-  oder 
Gesammteigenthum  der  grösseren  Gemeinschaft  und  in  dem 
bleibenden  Nutzniessungsrecht  der  kleineren,  der  Dorfschaft  oder, 
wohl  die  Kegel,  im  Gemeineigenthum  dieser  letzteren  selbst.  Die 
erste  Urbarmachung  (Rodung)  des  erforderlichen  Bodens,  insbe- 
sondere für  die  Aecker,  wird  wohl  noch  ganz  in  gemeinsamer 
Arbeit  der  Glieder  der  Gemeinschaft  vorgenommen. 

§.  176  [328].  —  C.  Dorf-  und  Hofsystem.  Die  Ansiedlung 
in  eigentlichen,  auf  dem  Princip  des  räumlich  nahen  Zu- 
sammenliegens  der  Wohnungen  beruhenden  Dörfern  — 
das  sogen.  „Dorfsystem''  —  ist  bei  den  Germanen  durchaus 
die  Regel  gewesen,  worüber  jetzt  die  Geschichtsforscher  einig  sind, 
und  die  Regel  geblieben.')  Auch  bei  den  anderen  indogermani- 
schen Völkern  und,  soweit  es  sich  übersehen  lässt,  auch  bei  anderen 
Völkerfamilien,  selbst  bei  ganz  anderen  Racen  und  in  anderen 
Erdtheilen,  verhält  es  sich  meistens  ebenso.  Der  Gegensatz  zu 
dieser  dörflichen  Ansiedlungs weise,  das  sogen.  „Einzelhof- 
System'%  findet  sich  ursprünglich  immer  nur  ausnahmsweise,  aus 
besonderen  localen  Gründen  der  Bodenbescbaffenheit,  des  Klimas 
u.  dgl.  m.,  z.  B.  in  Gebirgsgegenden  (zu  wenig  brauchbarer 
agrarischer  Boden  nahe  beisammen,  unzureichend  selbst  für  ein 
kleines  Dorf)  oder  hat  sich  erst  in  historischer,  zum  Theil  in 
neuerer  Zeit  aus  rationell  ökonomischen  Gründen  entwickelt.  Das 
Dorfsystem  wird  anfänglich  und  im  Ganzen  auch  noch  heute  selbst 
bei  den  cultivirtesten  Nationen  durch  mancherlei  sociale,  ökono- 
mische Gründe,  durch  Sicherheitsrücksichten  u.  s.  w.  bedingt.    Es 


')  Waitz  I,  112  ff.  Siebe  oben  S.  400  Gierke  I,  58.  Lamprecbt,  Deutsche 
Gescbicbto  I,  136  ff. 

*)  Roseber  II,  §.74,  75;  Waitz  I,  108  ff.,  113;  ?.  Maurer,  Einleitung 
S.  2ff.,  10  ff.,  Dorf?erfassung  S.  28  ff ;  Gierke  I,  61  ff.;  Meitzen,  Artikel  An- 
siedlung im  Handwörterbucb  der  Staatswissonscbaften  I,  298  ff.  Die  Meinung  ?on  dem 
aJlgemeinen  Vorwalten  des  Uofsystems  bei  den  alten  Deutschen ,  äbnlicb  wie  jetzt  in 
Westfalen,  ist  auf  die  falsche  Auslegung  der  Beschreibung  der  Wohnverhältnisse  in 
Tacitus,  Germania  c.  IT»,  zurückzuführen. 
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irenlUt  an  öieMrr  Stelle,  e^  zUtiL  al«  Ausi^anc^pinMi  ftr  die  Ent- 
witkiixt^  itr  Gn:cdeiz«:Tith!:mfTeriä}n-x«T«  k«  Äwst  um  faseen.  Bei 
decL  .*^jsteco  der  Ei&zelLvfe  ns-dei  sieh  iriker  ud  Tf>Ilffindign 
eij^ectlifrbe«  private«  Grncdeieectbimi.  Elme  Verbindm^  der  B^ 
«itzer  der  Einzeifar«fe  zc  Gemeinsehanen  lehb  indessen  seiion  nr* 
sprüL^lich  trotz  der  weiteren  «T-rtüchec  Trennimp  der  Wohnsitze 
H^ie.'  QLd  der  dann  gew^hnlieh  cm  diese  benun  üefenden  Aeeker 
and  Wiesen  io  dtr  Kegel  acch  hier  keine^we^  An  dem  Bodeo 
der  Weiden,  Waldangen,  mitunter  aneh  der  imgctbeQten  Wiesen 
hat  die  Gemein^haf:  da.«  EigeLtLnm.  der  Einzelne  nnr  ein  Xntz- 
nieß-aog^recht.  Die  Gemeiasi'Laft.  nieht  der  Einzelne  hat  ebea 
anch  bei  diesem  !ir«prfing!icheD  Einzelh^f^vsTem  das  Land  in  Besitz  | 
gekommen  und  es  vertbeilt.  Der  Name  ..Dorfschaft''  kann  aif 
solcbe  Gemeinf^cbaften  von  Einzelb^tfen  mit  angewandt  werden.'; 
Im  Folgenden  wird  davon  abgesehen  and  anter  .,Dorf*-  die  mit 
aof  räomüch  nahem  Zasammenwohnen  berahecde  GemeinscbiA 
verfttanden. 

§.  177  '329'.  —  D.  Die  Entwicklang  der  Grandeigen- 
tbamg-  and  Bodenbenutzungsverhältnisse  im  Dorfe 
steht  nan  mit  den  ökonomisch-technischen  Bedfirfnissen 
der  Laadwirthschaft  and  deren  Wechsel  in  enger  Be- 
ziehung. 

Koscher  I.  $.  *?7.  ^S.  Derselbe  über  die  Entwicklnnz  der  Feldsystem«. 
II.  B.  2,  Kaip.  2  KZifsLsUKT  ddI  i:.tf:iisi7cr  Ackerbia.  ULd  K&p.  6  GrandeieeiithaK 
oüd  ij(iui>:iü'l-:).  Hku  l.  $.  3^2.  -^^-i  -b-^r  die  FcM^ysiemc  Bachenbereer  I. 
§-  fi  ff..  5  44  ff.  HansieL.  zur  «je^o hielte  der  Feldsysteme  io  Dearächland.  Tubiiurer 
ZeitaoKrif!  BaLd  21.  22,  24.  2*k  H2.  j'.ut  iL  dcXi  a^rarhbtoriächen  Abbandliuigen  L  123 
}f'i->  .'iS's,  aooL  II,  17'j  ::.  'Ackerfur  d'.r  Durf'.r».  C'-ber  die  HufeDrerfkssong:  und  die 
r«:r>chi«:deberj  An*:ri  der  Hafen  be=<'Dders  Meitzen's  Arbeiten.  ZnäAmmciifaasanr 
btiihrr  Aij-.icLten  im  bchOnberi^'^hca  H&ndbuch  II  (3.  A.,*.  134  ff..  Anikel  Ansiedliiiif 
im  U&ri'JvrOrterbij^b  d.;r  .Suat-sTi^äenschaften  I  cnd  Aniktl  Feldgemeinschaft  ebenda  III 

'iepiJ«;  bei  HaIls^en.  •.•iriem  der  «-Tsten  histüriiohcii  und  thooretidchen  Specia* 
Ii3t42ii  d'.r  Aarane rbältnian:  und  Ai^rarpolitik  überhaupt,  der  Geschichte  der  FeldsysteBc 
iiibt^esondero.  findet  sich  frcili'L,  toÜ  in  Zusammenhang  mit  ^»einer  Vorliebe  für  das 
Concrct-i  und  beiner  Abn>jizunt;  jrreen  Abstractionen  daraos  und  Geneialisiningen  de*- 
M^iben.  eine  Anüicht  cvttreten.  die,  wenn  &ie  richticr  wäre  und  ron  ihm  selbä  conse- 
quent  durchn^efuhrt  wurde,  mit  der  Beweiäfuhninjr  im  Texte  in  principiellem  Wider- 
bpru«:h  Mände.  Hansa en  sagt  CTubiuper  Zeitschrift  XXI,  C2^  am  Schloss  einer 
polemischen  Krörterung  über  einen  einzelnen  Punct  mit  Koscher  (dem  er  sonst  bei- 
btimmt;  in  Bezug  auf  aJtK«:rmani>che  Landwirthachaft :  „überhaupt  steht  weder  das 
Ge>:ammteigenthum  noch  das  Sonderei<:*.-nthum  an  AecLern  und  Wiesen  in  einem  noth- 

')  r.    Maurer    spricht    von   Dorfschaften    ohne    und    mit    Feldgemeinschaft 
eriten;  die  nach  dem  „Hof System",  letztere  die  nacli  dem  „Dorfsystem"  organisirten 
Kinleitung  S.  5  tf.,  Dorf  Verfassung  I,  29  H.,  31  .  42.     Gierke  I,  69   nennt  die  ^Ge- 
nossiinschafren".   welche  sich  in  Einzelhöfen  ansiedelten,   im  Gegensatz  zu  den  Dorf- 
b'ihaften ,  „Bauerschaften". 
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wendigen  Zusammenhange  sei  es  mit  der  Feldgraswirthschaft  oder  mit  der  Dreifelder- 
wirthschaft  oder  irgend  einem  sonstigen  Systeme''.  Da  nun  die  Entwicklung  ron  der 
extensiiren  zur  intensiven  Landwirthschaft  nicht  nur  in  steigender  Intensität  bei  dem- 
selben Fcldsystem,  sondern  in  einem  Fortschritte  ron  den  im  Ganzen  extensiveren 
zu  den  im  Ganzen  intensiveren  Systemen  vor  sich  geht  nnd  fUr  diese  Entwicklung 
nach  der  Darlegung  im  Texte  die  Entstehung  nnd  sodann  die  schärfere  Ansbildung 
von  Privateigenthnm  an  Aeckem  und  Wiesen  (wie  schliesslich  am  Boden  der  ehe- 
maligen ewigen  Gemeinweiden)  die  Voraussetzung  und  anderseits  die  Folge  dieser 
steigenden  Intensität  der  Landwirthschaft  ist,  so  wUrde  obiger  Satz  von  Haussen 
dieser  Auffassung  des  Cansalnexus  widersprechen.  Indessen  sagt  Haussen  selbst 
wenige  Seiten  darauf  (S.  83):  die  Bestimmungen  der  Lex  Salica  u.  a.  m.  über  die 
privaten  Ackergrenzen,  tlber  den  Schutz  der  auf  den  Feldern  aufgepflanzten  Obstbäume 
u.  s.  w.  zeigten,  „wie  früh  das  Sondereigenthum  an  Aeckem  im  südlichen  und  west- 
lichen Deutschland  entstanden  ist,  womit  auch  die  wilde  Feldgraswirthschaft  aufgehört 
haben  muss.  Denn  so  lange  letztere  dauerte,  ist  es  sicher  nicht  zu 
einem  Sondereigenthum  der  Aecker  gekommen.''  Hiermit  ist  in  diesem 
speciellen  Fall  der  in  der  oben  angeführten  Stelle  allgemein  bestrittene  Zusammenhang 
zwischen  Feldsystem  und  Eigenthumsordnung  zugegeben.  M.  E.  ist  der  ganze  Satz 
S.  63  (dem  sich  auch  Waitz  L  115  Anmerkung  3  hinsichtlich  einer  ähnlichen  Aus- 
führung Hanssen's  in  Falck's  St.  Mag.  VI,  25  ff.  auschlicsst)  nicht  haltbar. 
Wenn  ein  neues,  intensiveres  Feldsystem  mit  genossenschaftlichem  Weiderecht  auf  Brach- 
und  Stoppelfeld  und  mit  ewiger  Gemeinweide  nicht  vereinbar  ist,  sondern  dort  das 
Weiderecht  beseitigt,  hier  die  Gemeinweide  vertheilt  sein  muss,  um  jenes  Feldsystem 
durchzufuhren,  so  steht  in  der  That  das  Gesammt-  und  das  Sondereigenthum  in  noth- 
wendigem  Zusammenhang  mit  dem  Wirthschaftssystem. 

lieber  den  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  intensiven  Landwirthschaft  mit 
dem  sogenannten  „Gesetz  der  Bodenproduction"  (Production  auf  Land)  siehe  meine 
Abschaffung  des  Grundeigenthums  S.  25  ff.  und  schon  Grundlegung  I,  S.  654.  Ueber 
dieses  Gesetz:  Senior,  political  economy  pag.  26,  81  ff.,  eine  seiner  4  elementary 
propositions  of  the  science  of  political  economy,  nemlich:  „that,  agricnltural  skiU 
remaining  the  same,  additional  Labour  employed  on  the  land  within  a  given  district 
produces  in  general  a  less  proportionate  return,  or  in  other  words,  that,  tiough, 
with  every  increase  of  the  labour  bestowed,  the  aggregate  retum  is  increased, 
the  increase  of  the  return  is  not  in  proportion  of  the  increase  of  labour".  Was 
Senior  dann  in  der  Weise  weiter  ausführt,  dass  die  hinzukommende  Arbeit  in  der 
Industrie  mehr,  im  Ackerbau  weniger  als  verhältnissmässigo  Steigerung  des 
Ertrags  bewirke.  Siehe  ferner  besonders  Mill,  politische  Oekonomie  B.  1,  Kap.  12, 
Röscher  I,  §.  34  (in  Uebereinstimmong  mit  dieser  Lehre),  §.  35.  Wie  sich  die 
Sache  mit  dem  Wechsel  der  Feld-  oder  Wirthschaftssystem e  gestaltet,  bez.  modificirt, 
siehe  besonders  bei  v.  Thünen,  isolirter  Staat,  Theil  1  und  in  Hermann 's  staats- 
wirthschaftlichen  Untersuchungen  S.  507  ff.  (Zusammenhang  mit  der  Lehre  von  der 
Grundrente  und  der  Bewegung  der  Höhe  der  letzteren).  Gleich  anderen  Socialisten 
polemisirt  auch  Rodbertus  (Sociale  Frage  S.  180  ff.)  gegen  das  ganze  „Bodengesetz" 
und  sucht  es  sogar  ganz  zu  widerlegen,  jedoch  nicht  in  richtiger  Weise,  weil  erden 
nicht  geläugneten  Ausnahmefall  besonderer  technischer  Fortschritte  der  Landwirthschaft 
als  Beweismittel  benutzt^  (siehe  Mill  1,  Kap.  12,  S.  3).  In  letzter  Linie  darf  man 
daher  die  historische  Entwicklung  des  privaten  Grundeigenthums  in  ursächlichen  Zu- 
sammenhang mit  der  Wirksamkeit  dieses  Bodengesetzes  bringen.  Nähere  Ausfdbrung 
darüber  kann  aber  hier  unterbleiben. 

Die  wirthschaftliche  Grundlage  der  Einzelexistenz  und  der- 
jenigen des  ganzen  Dorfs  beruht  auf  der  Landwirthschaft.  Die 
individuellen  Wünsche  und  Bedürfnisse  des  Einzelnen  nach  freier 
persönlicher  und  wirthschaftlicher  Bewegung,  nach  „freier  Gestaltung 
der  individuellen  Lebensweise",  welche  sich  in  Etwas  doch  auch 
schon  in  früher  Zeit  bei  familienweiser  Hauswirthschaft  geltend 
machen,  zumal  bei  Völkern  vom  Geiste  der  germanischen,  müssen 
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sich  den  AnforderuDgen  unterordDen ,  welche  die  Landwirthschaft 
stellt  und  welche  derentwegen  und  deshalb  ihrer  selbst  wegen  die 
Gemeinschaft  dem  Einzelnen  gegenüber  in  der  Sphäre  der  persön- 
lichen Freiheit  nnd  der  Eigenthumsordnung  dnrchflihrt.  Es  liegt 
darin  eine  Gebundenheit  des  Einzelnen  an  die  Scholle  in 
einem  anderen  als  dem  gewöhnlichen  juristischen  Sinne  des  Aus- 
drucks, welche  für  die  älteren  Agrar-  und  Grundeigenthumsverhält- 
nisse  überall  characteristisch  ist. 

Die  Gestaltung,  welche  unter  ähnlichen  Zuständen  der  Be- 
völkerung (Grösse,  Dichtigkeit,  Cultur  derselben)  und  des  Land- 
wirthschaftsbetriebs  sich  bei  sonst  sehr  verschiedenen  Völkern 
ziemlich  gleichartig  wiederfindet,  besteht  darin,  dass  die  unter  sich 
gleich  berechtigten  Dorfgenossen  ein  Jeder  gewisse  Grundstücke 
zur  getrennten  Benutzung  und  gewisse  Anrechte  znr  Theilnahme 
an  gemeinsamen  Nutzungen  erhalten.  Der  Inbegriff  der  hieraus 
entspringenden  Rechte  des  vollen  Dorfgenossen  in  der  „Feldgemein- 
Schaft^'  und  „Markgenossenschaft^^  pflegt  unter  einem  technischen 
Ausdruck  zusammengefasst  zu  werden,  bei  den  Deutschen  wird  er 
mit  „Hufe",  bei  den  Russen  (im  Norden)  mit  Dwor,  später 
mit  Täglo  bezeichnet. 

Ueber  die  Aasdrücke  Feldg^emeinschaft  nnd  Markgenossenschaft  siehe  Waitz 
I,  119;  Röscher  II,  §.  71,  72;  Bucheuberger  I,  S.  235,  271;  Meitzen  Artikel 
Feldgemeinschaft  in  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  IIL  Beide  Worte  werden 
theils  im  gleichen,  theils  im  ?erschiedenen  Sinn  gobraacht  Unter  Feldgemein- 
schaft im  engeren  oder  eigentlichen  Sinn  versteht  man  die  durch  die  Ge- 
mengelage der  Aeckcr-  nud  Wieseiiparcellen  der  Dorfgenossen  (siehe  §.  ibO),  durch 
gegenseitige  Weiderechte  u.  s.  w.  bedingte  Verbindung  unter  den  Genossen  zu  einer 
gewissen  gleichmässigen  Bewirthschaftungsart  Im  Wesentlichen  gleichbedeutend  mit 
Feldgemeinschaft  ist  hier  Flur  zwang.  Sie  besteht  sowohl  bei  periodischer,  als 
noch  spät  nach  erfolgter  definitiver  Yerthoilung  der  Aecker  und  Wiesen.  Mark- 
genossenschaft bezeichnet  die  Gemeinschaft  in  Bezug  auf  die  gemeine  Mark,  wie 
sie  auch  im  Hofsystem  vorkommt.  Mitunter  wird  wohl  jene  Feldgemeinschaft  auch 
Markgenossenschaft  oder  diese  letztere  sogenannte  Markgenossenschaft  auch  Feld- 
gemeinschaft genannt.  Beides  steht  geschichtlich  wenigstens  beim  Dorfsystem  in  engem 
Zusammenhang.  Endlich  braucht  man  hie  und  da  auch  wohl  jeden  der  beiden  Aus- 
drücke allein  für  sich  zur  Bezeichnung  der  im  Texte  geschilderten  älteren  agrarischen 
Verhältnisse  im  Ganzen.  Besser  wird  hier  der  Doppelausdruck  ,.Fcldgemeinschaft  und 
Markgenossenschaft*'  angewandt.     (Vgl.  auch  Gierkc  I,  62 — 60.^ 

Waitz  I,  119  (zweifelhafte  Ableitung  des  Worts  Hufe,  andere  Namen  daselbst), 
nach  Mullenhoff  bei  Meitzen,  Ausbreitung  der  Deutschen  (Scparatabdruck  aus 
Conrad's  Jahrbüchern,  Band  32),  S.  14  bedeutete  Hufe:  „was  die  Familie  haben  soll, 
Besitz,  was  Jemand  zukommt,  Antheil."  —  Uebcr  die  russischen  Verhältnisse 
Keussler,  Baltische  Monatsschrift  S.  215  ff.  Mancherlei  verschiedene  Ausdrücke  in 
den  einzelnen  Gegenden  auch  hier,  desgl.  zeitlicher  Wechsel  der  gebräuchlichen 
Namen.  Vgl.  übrigens  Keussler 's  Darlegung  der  Abweichungen  zwischen  den 
russischen  und  deutschen  Verhältnissen,  ebenda  S.  219  ff.  (grössere  Abgeschlossenheit 
der  germanischen  Dorfschaft  gegen  Aufnahme  neuer  Genossen,  kleinere  und  immer 
bald  neue  Dorfanlagen  in  Russland,  Einfluss  der  grösseren  Gleichartigkeit  der  Boden- 
configuration  und  Fruchtbarkeit  in  den  russischen  Verhältnissen);  derselbe.  Zur 
Geschichte  S.  39. 
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Ueberall  enthält  diese  Hufe  drei  hauptsächliche  Bestandtheile: 
die  sogenannte  Hof  statte,  die  zur  getrennten  Benutzung  aus- 
geschiedenen Aecker  und  gewöhnlich  auch  Wiesen  und  das 
Nutzungsrecht  in  der  gemeinen  Mark,  d.h.  besonders  an 
der  Gemeinweide  und  dem  Gemeinwald. 

Koscher  II,  §.  71,  72;  Maurer,  DorfFerfassang  I,  28—68;  Waitz  I,  118 
bis  120;  Gierke  I,  62;  Reüssier,  Baltische  Monatsschrift  S.  217;  fiuchenberger 
I,  §.  44  ff.  Hierauf  sei  hier  für  die  folgende  Aosfuhrang  über  die  3  Bestandtheile 
der  Hofe  ein   für  allemal  verwiesen.     Im  Einzelnen  bin  ich  besonders  Waitz  gefolgt. 

§.  178  [330].—  1.  Die  Hof  statte,  welche  in  Deutschlaüd 
manche  provinziell  abweichende  Namen  geführt  hat  und  noch  führt  ^), 
umfasst  die  Grundstücke  innerhalb  des  Dorfs  selbst  (des  Dorf- 
zaunes, im  „Orts-Etter"). *)  Auf  ihnen  befindet  sich  das  Wohn- 
haus, die  Scheunen  und  Stallungen  —  beide  letztere  vielfach  im 
Wohnhaus  mit  enthalten  — ,  daran  und  darum  die  Haushöfe  und 
Hausg'^rten,  mitunter,  wie  bei  den  Germanen,  das  Ganze  von  einem 
Zaune  umschlossen.  Der  Inbegriff  dieser  Grundstücke  und  der 
Gebäude  führt  den  Namen  Hofstätte.  Die  Bebauung  eines  Grund- 
stücks mit  Wohugebäuden  repräsentirt  stets  die  relativ  intensivste 
„Bewirthschaftung"  des  Bodens,  selbst  in  den  primitivsten  dörf- 
lichen Verhältnissen.    Die  zunächst  intensivste  ist  der  Gartenbau. 

Die  Hofstätten  und  namentlich  die  dazu  gehörigen  Gebäude  sind  ursprünglich 
in  Anlage.  Grösse.  Beschaffenheit,  die  Gebäude  in  der  Construction  in  jedem  Dorfe 
und  gewöhnlich  in  jedem  Landstrich,  ja  bei  ganzen  Völkerschaften  sehr  gleichmässig 
beschaffen  unter  deutlichem  Einfluss  der  Stammessitte.  Das  hat  sich  zum  Theil  bis 
in  die  Gegenwart  hinein  bei  den  fiaucrn  auf  dem  Lande  so  erhalten,  selbst  in  Betreff 
dos  Wohnhauses.^)  Aber  eine  gewisse  individuelle  Gestaltung  der  Hofstätte  ist  doch 
ein  natürliches,  früh  entstehendes  BcdUrfniss,  auf  welches  bei  den  Germanen  schon 
der  übliche  Dorfplan  oder  richtiger  die  Planlosigkeit  der  Dorfanlage,  nemlich  das 
ziemlich  kunterbunte  Durchcinandorliegen  der  Hofstätten  hinweist.^)  Hier  konnto 
sich  der  Trieb  individueller  Gestaltung  in  der  Anlage  des  Hauses,  der  Vertheilung 
des  Platzes,  auf  dem  es  stand,  des  Hofs,  des  Gartens  schon  geltend  macheu.  Auf 
die  Ausbildung  jenes  BedUrfni^ses  hat  auch  die  nie  ganz  fehlende,  durch  Glück  und 
Unglück,  technisches  Geschick  und  Ungeschick,  sittliche  und  wirthschaftliche  Tüchtig- 
und  Untüchtigkeit  des  Wirths  bedingte,  wenn  auch  nur  massige  Yermögensunglcichheit 
hingewirkt.  Dies  Bedürfuiss  lässt  sich  ohne  Nachtheil  für  die  Gemeinschaft  befriedigen. 
Auch  die  eigene  persönliche  Arbeit  des  Wirths  und  seiner  Familie  kommt,  auch  bei 
Beihilfe  der  Dorfgenossen,  im  Bau,  in  der  Au.*-schmückung,  der  Erhaltung  des  Wohn- 
hauses, in  der  Aiilage  und  Bestellung  des  Gartens  u.  s.  w.  am  Unmittelbarsten  zum 
Ausdruck. 


^)  Hofraithe,    Hof,    in    Norddeutschland     später    Wurth,    in    Scandinavien 
Toft  (Waitz  I,  113);  v.  Maurer,  Dorf  Verfassung  I.  30,  Frohnhöfe  HI,  193. 

*)  V.  Maurer,  Dorfverfassung  I,  32. 

^)  Siehe  Abbildungen  bei  Meitzen,  Boden  Preussens  II,  132  iL 

*)  Vgl.    auch   Meitzen,    ebenda  I,  344   ff.    (Flur-    und  Dorfplätze   daselbst), 
H,  123  fl". 
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Das  wirthschailfcliche  Selbstinteresse,  als  allgemein  menschliches 
Motiv,  fordert  hier  am  Frühsten  und  Stärksten  seine  Berück- 
sichtigung: 80  drängt  alles  daraufhin,  an  der  Hofstätte  zuerst 
ein  Privateigenthum  zu  gewähren. 

Dieses  Privateigenthum  bezieht  sich  namentlich  auf  das  Hans 
selbst,  und  hier  bildet  es  sich  auch  am  Ersten  vollständiger  (abso- 
luter) aus. 

Das  Hans  ist  rielfach  bei  der  primitiven  Technik  und  bei  der  aas  der  Nomaden- 
und  Halbnomadenzeit  herstammenden  Bauart  noch  nicht  so  fest  mit  dem  fioden  rer- 
bundeu,  wie  später.  Vornemlich  aus  Holz  gezimmert,  lässt  es  sich  ohne  zu  grosse 
Mtthe  und  Schaden  auseinandernehmen,  seine  Pfosten  und  Balken  anders  wohin  bringen. 
Es  trägt  als  Ganzes,  wie  besonders  in  seinen  einzelnen  Bestandtheilen  daher  oft 
lange«  nachdem  schon  endgiltige  Wohnsitze  eingenommen  sind,  in  rechtlicher  Be- 
ziehung mehr  den  Character  von  beweglichem  als  von  Grundeigen thum,  —  wesentlich 
verschieden  von  modernen  Verhältnissen,  wo  von  den  Gebäuden  immer  mehr  das  Um- 
gekehrte gilt.  Das  Privateigenthum  am  Hause  ist  insofern  anfangs  eine  Consequeuz 
des  Privatoigenthnms  au  den  beweglichen  Gutem,  der  „fahrenden  Habe''.  ^) 

Das  Grundstück ,  auf  welchem  das  Hans  steht,  befindet  sich 
dagegen  wohl  wenigstens  anfangs  nicht  immer  im  Privateigenthum, 
worauf  mancherlei,  wieder  bei  verschiedenen  Völkern  ähnlich  vor- 
kommende Rechtssätze  hindeuten,  welche  sich  zum  Theil  länger 
erhalten. 

Dahin  gehören  Bestimmungen,  wie  die,  dass  der  HauscigenthUmer  nur  so  lange 
er  Dorfgenosse  ist,  —  was  er  ursprünglich  häufig  nur  sein  kann,  so  lange  er  im  Dorfe 
wohnt  und  wirthschaftet ,  —  seinen  Hof  behalten'),  dass  er  ibn  nicht  beliebig  an 
Jeden,  sondern  nur  an  Dorfgenossen  verkaufen  darf,  ein  Fremder  also  z.  B.  erst  in 
die  Gemeinschaft  aufgenommen  sein  muss,  um  wirklich  auch  privatrechtlichcr  Rechts- 
nachfolger seines  Verkäufers  zu  werden.  Oder  die  Dorfgenos-ten  haben  ein  Vor- 
kaufsrecht vor  Fremden  oder  ein  Retractrccht,  wenn  der  Verkauf  des  Hofs  an 
einen  Fremden  schon  stattgefunden  hat  (sogen.  Marklosung\  Wohl  aber  kann  der 
bisherige  Besitzer  sein  Haus  zerstören,  die  Materialien  mit  sich  wegnehmen,  rer^ 
kaufen  u.  s.  w. 

Erst  später  entwickelt  sich  dann  ein  Privateigenthum,  welches 
zugleich  immer  vollständiger  wird,  an  der  ganzen  Hofstätte  mit 
den  sie  bildenden  Grundstücken^)  im  Dorfe  selbst:  also  ein  erstes 
eigentliches  privates  Grundeigenthum.  Das  kann  freilich  auch 
noch  lange  durch  manche  Rechte  der  Dorfgenossen  beschränkt  sein 
und   war  so   beschränkt.     Aher  das   Bcdürfniss   individueller   Ge- 


^)  Vgl.  Waitz  I.  101;  Gierke  I,  02;  Meitzen  I,  847.  Ueber  die  Heilung 
der  Verhältnisse  des  Gehöfts  (üsabda)  in  Kosslaud  bei  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft Keassler,  zur  Geschichte,  I,  S.  218  if. 

*)  Vgl.  über  russische  Verhältnisse  v.  Bistram  S.  63. 

^)  Die  Grundstucke,  welche  die  Hofstättc  bildeten,  umfassten  oft  das  Land  fur 
alle  jene  Calturen  mit,  welche  die  Feldgcmciiischaft  auf  den  Aeckern  nicht  gestattete, 
für  Gemüse,  Obst  ^selbst  Weinberge)  Flachs  u.  s.  w. ,  für  apart  zu  haltendes  Vieh, 
siehe  Haussen.  Göttinger  Gelehrte  Anzeigen  1870,  S.  1329:  auch  ein  Beleg  föir 
die  Auffassung  im  Texte,  —  individuelle,  intensivere  Culturen. 
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staltUDg  und  das  RechtsgeftihI,  welches  die  geleistete  individuelle 
Arbeit  und  allmälig  auch  sonst  freiere  persönliche  Bewegung  des 
Einzelnen  im  Bechte  zur  Anerkennung  bringt,  führen  zum  Privat- 
eigenthum  in  absoluterer  Gestalt.  Und  das  Gemeinschaftsinteresse 
wird  dadurch  nicht  mehr  so  stark  berührt,  als  da  noch  das  Gefühl 
der  Znsammengehörigkeit  der  Dorfgenossen  and  der  Abtrennung 
von  anderen  stärker  war.  So  vollzieht  sich  denn  mit  der  ersten 
Bildung  von  Privatgrundeigenthum  die  erste  Loslösung  von  Grund- 
stücken aus  dem  Gemeineigenthnm  am  Boden. 

§.  179  [331].  2.  Alles  Land  der  Dorfgemeinschaft  ausserhalb 
des  eigentlichen  Dorfs  in  der  Dorfflur  oder  Dorfgemarkung^) 
hat  wohl  die  Gemeinschaft  noch  durch  gemeinsame  Arbeit  geurbart, 
gerodet.  Dabei  wird  es  von  ihr  selbst  noch  regelmässig  von  Anfang 
an  in  zwei  grosse  Glassen  eingetbeilt,  in  die  Aecker  und 
gewöhnlich  auch  die  Wiesen  einer-  und  die  Weide,  den  Wald, 
die  Wasserstücke,  unproductives  oder  wenigstens  unge- 
urbartes  Land  u.  s.  w.  oder  die  im  engeren  Sinne  sogenannte 
„gemeine  Mark"  andrerseits.^) 

Diese  Theilung  des  Lands  ist  eine  eigentlich  technisch- 
ökonomische. 

Sie  wird  darch  die  herrschenden  extensiven  Landwirthschaftssysteme  mit  sogen, 
ewiger  Weide  bedingt,  bedingt  dann  aber  umgekehrt  auch  wieder  diese  Systeme  oder 
deren  Beibehaltung  und  nur  geringe  Modificationen ,  wo  sie  besteht.')  Diese  wie 
aUe  Landwirthschs^ts-  oder  ..Feldsystcme"  sind  wieder  abhängig  von  den  allgemeinen 
BevOlkerungs-  und  GalturFerhältnissen ,  den  Communicationen ,  den  Ab-  und  Zufahr- 
verhältnissen, der  absoluten  GrOsse,  der  Dichtigkeit  und  der  dörflichen  oder  städtischen 
Wohnungsweise  der  Bevölkerung,  dem  Wohlstand  und  der  Vertheilung  des  Wohlstands 
des  Volks,  ?on  dem  Ucbcrfluss  oder  Mangel  an  Areal,  welches  nach  den  obwaltenden 
technischen  und  Wirthschaftsverhältnissen  als  culturfahig  für  landwirthschaftliche 
Zwecke  betrachtet  werden  kann,  im  ganzen  Lande,  von  dem  BedUrfniss  nach  mannig- 
faltigen und  qualitativ  Terschiedenen  Bodenprodncten. 

Jene  beiden  technischen  Betrieb sclassen  des  Bodens  — 
denn  das  sind  sie  und  es  ist  auch  für  die  Grundeigentbumsrragen 
wichtig,  dies  festzuhalten  —  haben  sich  Jahrhunderte,  ja  Jahr- 
tausende lang  und  selbst  bei  unseren  höchst  cultivirten  Nationen, 
den  west-  und  mitteleuropäischen  vielfach  bis  in  die  Gegenwart 
hinein  erhalten. 


*)  Im  Gegensatz  zum  bewohnten  Dorf  hiess  dieses  Land  auch  kurzweg  „Mark", 
„Dorfmark**,  „Feldmark**.     Weitere  Namen  bei  Maurer,  Dorfverfassuug  I,  43. 

*)  Sielie  die  zahlreichen  provinciellen  Namen  der  gemeinen  Mark,  die  übrigens 
fast  alle  dasselbe  Grundwort  enthalten,  bei  Maurer  ebenda  S.  44 — 46.  Im  Gegensatz 
zur  gemeinen  Mark  heisst  das  getheilte  Land  oft  kurzweg  das  Feld  und  jene  dann 
die  „Mark**,  Keussler,  zur  Geschichte  S.  41. 

■)  Koscher  II,  §.  25  11.;  Kau  I,  §.  3S2;  Buchenbergcr  I,  S.  271. 
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Die  Umgestaltung  des  VorhältDisses  dieser  Classeu  za  einander,  Damentllch  der 
Uobergang  ?on  Theilen  der  gemeinen  Mark,  besonders  ?on  Weideland  in  die  Classe 
des  Acker-  und  Wiesenlands,  zum  Theil  auch  die  Veränderungen  innerhalb  jeder 
Glasse,  Verwandlung  Fon  Aeckern  in  Wiesen  und  umgekehrt,  ?on  Wald  in  Weide,  in 
Ackerland,  ist  im  Grossen  und  Ganzen  die  nothwcndigo  ökonomisch  -  technische  Folge 
der  steigenden  Intensität  der  Landwirths  chaft  und  der  Anforderangen  de» 
bestimmten  einzelnen  neuen  Feldsystems,  in  letzter  Linie  daher  die  Folge  der  ?er- 
mehrten  und  veränderten  Leistungen,  welche  die  grössere,  reichere,  mehr  städtisch 
concentrirte,  mehr  Gewerbe  und  Handel  treibende,  cultivirtere  Bevölkerung  in  Bezug 
auf  Menge,  Güte  und  Art  der  Bodenproducte  vom  landwinhschaftlich  benutzten  Boden 
verlangt. 

Die  anfängliche  Gestaltung  und  die  weitere  Entwicklung  der 
Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  und  die  Benutzung 
des  Bodens  der  Feldmark  ausserhalb  des  eigentlichen  Dorfes,  daher 
namentlich  das  Verhältniss  von  Gemein-  und  Privateigenthura, 
Gemein-  und  Privatbenutzung  (Genuss)  an  diesem  Boden  steht  nun 
deutlich  in  Verbindung  mit  und  selbst  in  Abhängigkeit  von  der 
Gestaltung,  Weiterentwicklung  und  Umänderung  dieser  ökonomisch- 
technischen  Bodeneintheilung  (siehe  §.  177  im  Anfang).  Die  Privat- 
benutzung und  dann  auch  das  Privateigenthum  treten  ein  und  ent- 
wickeln sich  immer  mehr  nach  Umfang  und  Inhalt,  d.  h.  sie  um- 
fassen immer  mehr  Grundstücke  zunächst  der  ersten,  dann  auch 
der  zweiten  Classe,  das  Nutzungsrecht  dauert  länger,  Privateigen- 
thum entsteht  und  erlangt  einen  immer  reicheren  Inhalt  an  Rechten 
in  Bezug  auf  diese  Grundstücke,  je  noth wendiger  die  Intensität 
der  Landwirthschaft  ans  den  angedeuteten  Gründen:  je  mehr  Ar- 
beit und  Kapital,  je  sorgfältigere  Bestellung  dem  Boden  zu  Theil 
werden  muss. 

liier  zeigt  sich  eben,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  in 
der  Entstehung  und  Ausbildung  des  Privatcigenthums  am  länd- 
lichen Boden  jenes  ökonomische  Princip  von  Einfluss,  welches  oben 
bei  der  Erörterung  der  natürlich- ökonomischen  und  der  Arbeit«- 
theorie  als  das  in  der  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  zum 
Theil  in  niaassgebender  Weise  mitspielende  anerkannt  wurde  (§.  110): 
um  im  allgemeinen,  im  Gemeinschafts-,  im  volkswirthschaftlichen 
Interesse  zur  tüchtigen  Bodenbestellung  anzuspornen  und  um 
gerechtermaassen  die  individuelle  Leistung  zu  belohnen,  nicht  nur 
im  einseitigen  Privatinteresse,  gewährt  die  Rechtsbildung  ein  Privat- 
eigenthum am  Boden.  Letzteres  erhält  also  durch  diese  Sachlage, 
d.  h.  schliesslich  durch  die  wirklichen  Naturgesetze  der  Landwirth- 
schaft, insbesondere  durch  die  naturgesetzliche  Mitwirkung  des 
Bodens  dabei,  eine  innere  Rechtfertigung.  —  Mit  andern  Worten 
die  Naturgesetze   des  P^eldbaus   nöthigen   zwingend  zu  einer  Ver- 
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mehrung  und  Verbesserung  der  Arbeit  und  Kapitalverwenduug  auf 
den  Boden,  welche  am  Zweckmässigsten  im  Gesammtinteresse 
durch  Statuirung  von  weitgehenden  privaten  Nutzungsrechten  und 
schliesslich  von  privatem  Eigenthum  am  Boden  herbeigeführt  wird. 
Da  nun  diese  Nöthigung  zu  intensiverer  Wirthschaft  selbst  von 
den  Bedürfnissen  vergrösserter  und  cultivirterer  Bevölkerung  nach 
mehr  und  besseren,  feineren  und  mannigfaltigeren  Boden producten 
ausgeht  y  so  darf  man  in  der  That  die  Entstehung  und  schärfere 
Ausbildung  des  privaten  ländlichen  Grundeigenthums  in  der  Ge- 
schichte in  letzter  Linie  auf  diese  Vermehrung  und  auf  die  höhere 
Cultur  der  Bevölkerung  als  ihre  wesentliche  Ursache  mit  zurück- 
führen. 

Insofern  ist  es  wohl  zulässig,  von  einer  wirthschaftsge- 
setzlichen  Nothwendigkeit  und  gesellschaftlichen  Be- 
rechtigung dieser  Institution  des  Rechts  zu  sprechen,  —  wenigstens 
in  Bezug  auf  das  hier  überhaupt  allein  in  Rede  stehende  bäuer- 
liche selbstbewirthschaftete  oder  kleine  und  mittlere 
ländliche  Grundeigenthum.  Zu  den  hohen  socialpolitischen  Vor- 
zügen, die  dasselbe  besitzt,  weil  es  einen  tüchtigen  Kernstamm 
unabhängiger  conservativer  Bevölkerung  schafft,  die  beste  politische 
Basis  für  einen  gesunden,  kräftigen  Staat,  kommt  hier  der  grosse 
volkswirthschaftliche  Nutzen,  dass  dieses  Grundeigenthum  die  öko- 
nomischen Bedingungen  für  eine  wachsende  Intensität  der  Land- 
wirthschaft  und  damit  für  die  Vermehrung  der  Zahl  und  die  Steigerung 
der  Culturstufe  des  Volks  erfüllen  kann,  jedenfalls  früher  lange 
Jahrhunderte  hindurch  erfüllt  hat  (vgl.  §.  201  ff.). 

Auch  neuste  Historiker,  wie  Lamprecht,  schildern  die  Entwicklangp  des 
ländlichen  Privateigenthums  im  Wesentlichen  ebenso  und  führen  sie  auf  dieselben 
Factoren  zurück,  wie  es  von  mir  hier  und  im  Folgenden  geschieht  Lamprecht 
(Deutsche  Geschichte  I,  136  ff.)  giebt  folgende  Skizze,  deren  einzelne  Züge  und 
Phasen  der  Entwicklung  übrigens  nicht  unbeanstandet  sind.  Bei  den  Germanen, 
inäbesondere  den  Westgcrmanen ,  ursprünglich  nur  Eigenthum  des  Einzelnen  an 
der  Fahrhabe  gekannt  (Ueerdenthiere,  Geräth,  Hausrath,  Schmuck,  Wafi'en).  Die 
Weideplätze  für  die  Heerdeu  schwerlich  jemals  persönliches  Eigenthum  eines  Volks- 
genossen, sondern  gemeinsam  benutzt,  nur  ?ielleicht  Volk  gegen  Volk,  Hundertschaft 
gegen  Hundertschaft  abgegrenzt.  Ein  bei  den  Westgermanen  wenigstens  aber  schon 
vor  Cäsars  Zeit  vergangener  Zustand.  Hier  hatte  bereits  primitiver  Ackerbau  wegen 
des  enger  gewordenen,  durch  die  Nomaden  wirthschaft  nicht  mehr  ausreichend  ge- 
deckten Nahrungsspielraums  begonnen.  Man  theilte  das  kriegerisch  gewonnene  Land 
nun  auch  nach  der  militärischen  Gliederung  des  Volks,  nach  Hundertschaften.  Auch 
diese  erhielten  das  Land  noch  nicht  zu  Eigenthum,  sondern  zu  Nutzung  und  wechselten 
dasselbe  jährlich  (?).  Innerhalb  der  Hundertschaften  erfolgte  aher  noch  keine 
weitere  Landvcrtheilung,  sondern  (so  bei  den  Sueben)  man  bebaute  das  Land  gemein- 
sam und  vertheilte  die  Ernte  unter  die  genossenschaftlichen  Uanshalte  („Gemeingut, 
Gemeinnutznng,  Gcmcingenuss'*)-  Zu  Tacitus'  Zeiten  sasscn  die  Hundertschaften  bereits 
fest  auf    demselben    Boden    bleibend.     Innerhalb    ihrer    Gebiete    hatten   sich    die 
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einzelnen  Familienhaushalte,  meist  sippenweise,  gesondert  und  zu  engeren  Wirth- 
schaftsgemeiuscbaften  zusammen  gethan,  die  wieder  gemeinsam  das  Land  bebauten, 
aber  noch  die  Wohn-  und  Wirthschaftsplätze  wechselten  (?).  In  den  folgenden  Jahr- 
hunderten hört  dies  allmälig  auf.  die  alte  Sippe  sitzt  fest  auf  derselben  heimathlichen 
Flur,  wird,  eine  oder  mehrere  Ansiedlangen  oder  Dörfer  umfassend,  zur  Wirthschafts- 
gomeinde,  aus  deren  mehreren,  räumlich  getrennten  dann  die  Hundertschaft 
besteht.  Der  gemeinsame  Bodenanbau  der  Sippe  hört  aber  auf,  die  einzelne 
Familienhaushaltung  bekommt  ein  festes  Besitzrecht,  ein  Eigenthum  am  Wirthschaftshofl 
„Zum  Hofe  kam  aber  bald  das  bestimmte  Eigenthum  an  einem  Ackerioos.^*  Gemeinsam 
hatten  noch  alle  Haushaltungen  das  Dorf-,  das  Flurland  rings  um  die  HOfe  gerodet, 
gemeinsam  hatten  sie  es  wohl  anfangs  bebaut,  als  man  indess  erst  so  viele  Stücke 
fruchtbaren  Ackerlands  völlig  urbar  gemacht  ....  (wie  erforderlich),  da  begann 
sich  gar  bald  das  wirthschaftliche  Einzelinteresse  der  yerschiedenen 
Hofhaltungen  zu  regen  (sie!  wohl  eine  richtige  Deduction,  siehe  oben  S.  403). 
Wtlrde  man  mit  gesondertem  Anbau  nicht  weiter  gelangen?  Sollte  man  fiir 
solche  Höfe  mit  arbeiten,  auf  welchen  ?iel  stärkere  Familien  sassen,  aldo  yiei  mehr 
Magen  zu  sättigen  waren?  Da  war  es  das  Einfachste,  jedem  Haushalt  auf  jedem 
grösseren  Flurstück  von  gleicher  Güte  ein  gleich  grosses  Stück  anzuweisen,  zur  Er- 
füllung aller  Gerechtigkeit  aber  die  einzelnen  Haushalte  in  der  Bebauung  dieser  Stücke 
wechseln  zu  lassen.  So  geschah  es**  (a.  a.  0.  S.  139,  140).  Das  war  der  wichtigste 
Schritt  zur  Vorbereitung  des  Privateigens  an  Grund  und  Boden.  Dieser  Hufenbesitz 
(in  der  Gewannenverfassung)  war  aber  in  dieser  Zeit  (3.,  4.  Jahrhundert)  noch  nicht 
voller  Eigenbesitz,  denn  nur  ein  Anrecht  auf  gleich  viele  und  gleich  gute  Acker- 
stücke, nicht  auf  bestimmte  Stücke  hatte  jeder  Hof.  Die  Nutzung  der  Ackerstücke 
wechselte  noch  unter  den  Höfen  (also  immer  noch:  „Gemeingut.  Privatben utznng ^). 
Erst  mit  dem  Aufhören  des  Wechsels  und  der  dauernden  Verbindung  bestimmter 
Ackerstücke  mit  dem  einzelnen  bestimmten  Hofe  (Ende  des  6.  Jahrhunderts)  war  der 
Ackerbesitz  des  Hufenbauem  im  wirthschaftlichen  Sinne  sein  Privateigen thum ,  im 
rechtlichen  Sinne  wurde  er  es  erst  an  400  Jahr  später  mit  erlangter  Verfügungs- 
und Vererbungsfreiheit. 

§.  180  [332,  333J.  Im  Einzelnen  gestaltet  sich  die  Entwicklang 
der  Bewirthschaftungsart  und  damit  zusammenhängend  der  recht- 
lichen ßegelang  der  Nutzungs-  und  Eigentfaumsverhältnisse  in  der 
Gemarkung  bei  der  dörflichen  Ansiedlangsweise  regelmässig  etwa 
in  folgender  Weise. 

Das  Acker-  und  meist  auch,  wenngleich  oft  erst  später,  das 
Wiesenland  wird  unter  die  berechtigten  Dorfgenossen  vertheilt,  zu- 
nächst zu  privater  Benutzung:  Gemeingut  und  Privatnutznng; 
später  zu  privatem  Eigenthum:  Privatgut  und  Privatnutzung.  Das 
übrige  Land,  die  gemeine  Mark,  also  namentlich  Weide  und  Wald, 
bleibt  ungetheilt  in  gemeinsamer  Benutzung:  Gemeingut  und  Ge- 
meinnutzung. 

Die  Accker  und  Wiesen  lic'rcn  zum  Zweck  bequemerer  Bewirthscbaftung 
gewöhnlich  zunächst  dem  Dürfe,  also  auch  den  ilofotätten.  Ueberall  waltet  das  Be- 
streben ob.  den  einzelnen  Dorfgenosseu  einen  gleich  grossen  Antheil  am  Felde  zu 
geben,  weil  alle  gleichberechtigt  sind.  Nur  einzelne  Hervorragende  erlangen  wohl 
schon  bei  der  ersten  Vertheilung  einen  grösseren  oder  mehrere  Antheile.')  Da  nun 
der  Boden  in  der  Flur  nach  seiner  natürlichen  Güte,  nach  der  Lage,  der  Entfernung 
vom  Hofe  von  verschiedener  Ertragsl'ähigkeit  oder  Leichtigkeit  und  Schwierigkeit  der 
Bewirthschaftung  ist,  so  kann  man  die  Landantheile  nicht  ohne  Weiteres  gleich  g^ross 

*)  Waitz  I,  114.    Vgl,  V.  Inama,  Grundherrschaft.  Abschnitt  I  und  II. 
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in  der  Fläche  machen.  Beim  Hofsystem  ?ereinfacht  sich  die  Sache,  indem  wesentlich 
nur  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Bodens  za  berücksichtigen  ist.  Man  kann  einem 
Jeden  wenigstens  die  Aecker  gewöhnlich  zo  seiner  grösseren  Bequemlichkeit  um  seinen 
Hof  herum  anweisen,  nur  mehr  oder  weniger  Land  nach  der  Bodengüte  geben.  Bei 
den  Wiesen,  deren  Ortliche  Lage  durch  die  allgemeine  Bodenbeschaflenheit.  z.  B.  den 
Lauf  der  Gewässer,  gebundener  als  diejenige  der  Aecker  ist,  entstehen  auch  im  Hof- 
system für  die  Yertheilung  der  Grundstücke  schon  grössere  Schwierigkeiten:  wohl 
öfters  einer  der  mitwirkenden  Gründe  für  längere  Beibehaltung  ?on  Gemeinnutzung 
bei  Wiesen,  als  Aeckern. 

Am  meisten  Schwierigkeiten  bieten  sich  aber  bei  dem  üblichen  Dorfsystem. 
Hier  müssen  namenrlich  die  ?erschiedenen  Entfernungen  des  Lands  vom  Hofe 
und  die  grösseren  Unterschiede  in  Bodenart  und  Bodengüte,  wovon  das  Bearbeitungs- 
maass  und  die  Ertragsfähigkeit  mit  abhängen,  berücksichtigt  werden.  Man  stellt  nun 
gewöhnlich  die  Gleichheit  der  zu  jeder  Hufe  oder  vollen  Banerstelio  gehörigen  Land- 
antheile  in  der  Art  her,  dass  man  die  ganze  Flur  nach  Lage  und  Entfernung,  Boden- 
art und  Güte  u.  s.  w.  in  Abtheilaugen,  sogen.  Kämpe  (Gewanne)  bringt,  also 
nach  der  wirthschaftlichen  Brauchbarkeit  classificirt.  Diese  Kämpe  werden 
durch  Wege  mit  dem  Dorfe  verbunden  oder,  wo  sich  dies,  wie  vielfach,  nicht  durch- 
führen lässt,  werden  über  einen  Kamp  zn  einem  anderen  von  vornherein  Ucberfuhr- 
rechte  (Wegeservituten)  eingerichtet.  Die  Kämpe  selbst  werden  dann  in  kleinere  Theile 
nach  der  Zahl  der  Hufen,  meist  in  lange,  schmale,  möglichst  vom  Wege  auslaufende 
Streifen  Landes  zerlegt.  Darauf  erfolgt,  häufig  nach  dem  Loose,  eine  Zutheilung 
dieser  Streifen  iu  den  Kämpen  an  die  Hufenbesitzer,  woher  der  Landantheil  der  Hufe 
oft  „Loos'',  Landloos  genannt  wird.^) 

Diese  Yertheilung  bewirkt  nun  ein  Durcheinanderliegen  oder  eine  technisch 
sogen.  Gemengelage  der  den  Einzelnen  zugefallenen  Bodenparcellen.  Bei  dem 
wichtigsten  der  älteren  extensiven  Landwirthschaftssysteme ,  der  Dreifelderwirth- 
schaft,  welche  sich  z.  B.  in  Deutschland  wohl  schon  vor  den  Garolingern  tindet, 
vielleicht  wenigstens  in  einzelnen  Theilen  (Westen,  früher  römischer  Boden),  noch 
bedeutend  älter  ist,  wenn  auch  schwerlich  schon  zur  Zeit  von  Tacitus  oder  gar  Cäsar 
bereits  unter  den  Germanen  vorhanden  war,^)  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in 
dem  grössten  Theile  Europas  bestanden  hat  und  vielfach  noch  besteht ,  wurde  die 
Landverthcilung  noch  complicirter,  weil  das  ganze  Ackerland  zunächst  in  drd  Theile 
zerlegt  wird,  die  sogen.  „Felder"  in  diesem  Sinne  (Zeigen),  eines  für  Winterkorn, 
eines  für  Sommerkorn,  eines  als  Brachland  ruhend.^  Zum  Thei!  nöthigte  dann 
schon  die  Gemengelage  zu  einem  gleichen  Bewirthnchaftungssystem, 
welches  wir  überall  finden,  insbesondere  eben  bei  der  gewöhnlichen  Dreifelderwirth- 
schaft.  Hier  besteht  in  Folge  der  Gemengelage  auch  nach  Vertheiluug  der  Acker- 
und  Wiesenstreifen  der  sopen.  Flurzwang  oder  die  „Feldgemeinschaft"  in 
diesem  Sinne:  die  Fruchtfolge  ist  die  gleiche,  das  Brachland  darf  von  Keinem  be- 
baut werden,  weil  es  mit  zur  gemeinschaftlichen  Weide  dient,  die  Feldarbeiten  müssen 
gleichzeitig  oder  in  vorgeschriebener  Reihenfolge  vorgenommen  werden,  damit  Keiner 
den  Anderen  stört,  weil  unvermeidliche  Ueberfuhrrechte  und  wiederum  meistens  ge- 
meiLsame   Weiderechte   auf  den   Stoppelfeldern   und  etwa  auf  den    W^iesen   vor  und 


^)  In  Russland  ähnlich:  Sberebi,  neben  ütschastok,  üdel  (Keussler  zur  Ge- 
schichte S.  3S).  In  der  geschilderten  Weise  geschah  es  in  der  verbreiteten  und  für 
unsere  Frage  besonders  wichtigen  sogenannten  Gewannenverfassung  der  deutschen 
Dorfhufen  (ebenso  in  Rubsland).  Das  war  aber  nicht  die  einzige,  wenn  auch  ge- 
wöhnlich die  ursprüngliche.  Ausserdem  kommen  andre  Hufeuverfassungen  mit  ab- 
weichender Ackereintheilung  und  Ackergestalt  vor,  wie  bei  grundherrlichen  Ansied- 
lungen ,  in  den  deutschen  Colonisationen  im  slavischen  Osten ,  in  Gebirgen ,  an  den 
Mündungsgebieten  der  Ströme  (Königs-.  Hagen-,  Wald-,  Marschhufen).  Siehe  darüber 
besonders  Meitzon,  Artikel  Ansiedlung  und  im  Schönber^'schcn  Handbuch  II,  S.  145 ff. 

*)  üeber  die  berühmte  Streitfrage  siehe  oben  S.  404  Note  1,  besonders  Haussen  's 
und  Röscher 's  wohl  richtige  Meinung,  dass  zur  Zeit  des  Tacitus  bei  den  Germanen 
Drcifelderwirthschaft  noch  nicht  bestanden  hat.  Eingehende  Erörterungen  in  Hanssen's 
Abhandlungen. 

')  Röscher  II,  §.  25;  Rau  I,  §.  3S2;  Buchenbergor  I,  §.  7. 
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nach  dem  Sommer  vorhanden  sind.  Eine  strenge  Gebundenheit  aller  dieser 
Verhältnisse  ist  ökonomisch -technisch  durch  das  ganze  Wirthschaftssystem  bedingt: 
man  braucht  einen  gewissen  Viehbestand  zar  Gewinnung  des  Düngers  für  das  Feld, 
baut  für  das  Vieh  keine  Futtergewächse  und  hat  nicht  bleibende  Stallfatteruns  wie 
bei  den  späteren  intensiven  Wirthschaftssystemen,  sondern  gewinnt  das  Futter  durch 
die  Weide  und  auf  den  Wiesen,  kämpft  dabei  mit  der  Schwierigkeit  der  Ueber- 
Winterung  des  Viehs.  So  muss  eine  feste  Eintheiluug  der  ganzen  Flur  in  die  beiden 
grossen  Abtheilnngen  der  Aecker  und  Wiesen  einer-  und  der  Gemeinweide  anderseits, 
des  Ackerlands  in  die  Zeigen  festgehalten  werden,  auch  das  Verhältniss  seiner  Aecker 
zu  den  Wiesen  darf  der  Einzelne  nicht  beliebig  verändern.  Denn  jede  in  die  grosse 
Fcldeinthcilung  eingreifende  Aenderung  seitens  des  Einzelnen  wtlrde  Rechte  und 
Interessen  der  anderen  Dorfgenossen  schädigen  können. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  begreiflich,  dass  auch  in  Betreff  der  Aecker 
und  Wiesen  noch  die  Rechtsform:  Gemeingut  und  Privatnutzung  beibehalten 
wird.  Jene  Landvertheilung  ist  nemlich  häufig,  vielleicht  ursprünglich  allgemein,  eine 
periodische  Maassregel,  welche  sich,  wie  noch  heute  rechtlich,  in  der  Regel  tbat- 
sächlich  in  Kussland,  in  bestimmten  Terminen  oder  auch  auf  einen  desfallsigen,  stets 
möglichen  Beschluss  der  Dorfgenossen  wiederholt.  Der  Einzelne  bekommt  also 
nur  die  Parcellen  zur  Benutzung  und  hat  bei  der  neuen  Vertheilnng  keinen  An- 
spruch darauf,   die  alten  wieder  zu  erbalten.    Die  Loosung  entscheidet  von  Neuem.  ^ 

Sind  nun  die  Landloose,  welche  zur  Hufe  gehören,  wirklich  ziemlich 
gleich,  so  hat  diese  periodische  Erneuerung  der  Vertheilnng  wenig  privat-  und 
volkswirthschaftliche  Bedenken,  so  lange  eine  sorgfältigere  Behandlung  des  Lands  zum 
Zweck  der  Erzielung  höherer  Erträge  nicht  geboten  ist.  Denn  dann  schadet  es  nicht 
viel,  wenn  der  einzelne  Benutzer  seinen  Boden  nicht  schont,  nicht  verbessert,  selbst 
in  der  Düngung  nachlässig  ist,  was  freilich  wenigstens  bei  häufiger  Erneuerung  der 
Vcrthoilung  leicht  eintreten  wird. 

Das  erste  Bedürfniss  nach  besserer  Behandlung  des  Felds  lässt  sich  dann  wohl 
noch  durch  die  Einrichtung  längerer  Vertheilungsperioden  befriedigen,  was  den 
Uebergang  zur  Vertheilnng  zu  Privateigenthum  bilden  kann  und  wohl  öfters  gebildet 
hat.  Ein  solches  Bedtlrfniss  tritt  früher  bei  Aeckern  als  bei  Wiesen  ein.  Bei  letzteren 
bleibt  oft  spät  noch  eine  jährliche  Vertheilung,  wie  in  Uussland  nicht  selten,  während 
sie  bei  Aeckern  schon  in  grösseren  Perioden  stattfindet. 

Allmälig  reicht  aber  auch  die  Sicherheit,  längere  Zeit  dieselben  Feldstücke  zu 
privater  Benutzung  zu  haben,  nicht  mehr  aus,  um  diejenige  sorgfältige  Bestellung, 
diejenige  Hineinwendung  privater  Arbeit  und  privaten  Kapitals  in  den  Acker  im  einzel- 
und  volkswirthschaftlicbeu  Interesse  stattfinden  zu  lassen,  welche  sich  während  der 
Vcrthcilungspcriodo  für  den  Bcbaucr  nicht  mehr  genügend  bezahlt  macht,  welche 
jedoch  den  wünschenswerthcn  Grad  der  Intensität  der  Landwirthschaft  darstellt  In 
diesem  Stadium  scheint  man  sich  in  manchen  Thcilen  Russlands,  wo  das  Gemein- 
eigenthum  der  Dorfgemeinde  an  Aeckern  und  Wiesen  und  die  periodische  Vertheilung 
zur  Nutzung  an  die  Dorfgenossen  noch  besteht,  gegenwärtig  zu  befinden.  Dies  er^ 
gicbt  sich  auch  aus  der  genannten  russischen  Agrareuqu6te  (Keussler.  zur  Geschichte 
I,  S.  140). 

Man  steht  dann  vor  der  Alternative,  entweder  die  periodische  Vertheilung 
einzustellen,  m.  a.  W.  sie  zur  endgiltigen  zu  machen  und  somit,  um  den  privaten 
Fleiss  des  einzelnen  Bebauers  zugleich  anzuspornen  und  zu  belohnen,  ein  (wenn  auch 
noch  nicht  noth wendig  vollständiges,  absolutes")  Privateigenthum  an  dem  Boden 
zu  gewähren,  —  oder,  statt  so  auf  das  individuelle  wirthschaftliche  Selbstinteresse 
auch  im  Gesammtinteresse  zu  recurriren,  andere  Potenzen,  welche  auf  einen  ver- 
besserten Feldbau  hinwirken,  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 


*)  Ueber  die  Periode  der  russischen  Landtheilungen  siehe  meine  Schrift  über 
Privateigenthum  S.  55  und  Walcker,  Agrarfrage  in  den  Auszügen  aus  der  Agrar- 
enqucte.  —  Gierke  I,  04:  ..Ackerland  und  Wiesen  gehörten  der  Gcsammtheit  und 
der  einzelne  Genosse  hatte  kein  dingliches  Recht  an  einem  bestimmten  Stück  Land, 
sondern  nur  sein  persönliches  Genossenrecht,  vermöge  dessen  er  die  Zutheilung  eines 
der  Antheile  bei  der  wiederkehrenden  Verloosung  zur  Soudernutzung  verlangen  konnte.'* 
La mp recht  in  der  oben  nach  ihm  gegebenen  Skizze. 
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Solche  können  liegen  und  haben  geschichtlich  gelegen  in  einem  ?on  Aussen 
oder  ?on  Oben  ans  geübten  Zwang  za  diesem  Zwecke:  ?on  Aussen  seitens  des 
bean&ichtigenden ,  Abgaben  fordernden  Grandherrn,  oder  der  (direct  vom  Einzelnen 
oder  ?on  der  Gemeinde  als  Gesammtheit)  Steuern  fordernden  Staatsgewalt:  Fon 
Oben  aus  entweder  unmittelbar  von  diesen  beiden  Instanzen,  Grundherr  und  Staats- 
gewalt, oder  wie  in  älteren  Verhältnissen  von  dem  Vorstand  der  Gemeinschaft,  dem 
Häuptling,  dem  Geschlcchtsoberhaupt,  der  als  Leiter  fungirenden  Autorität  in  der 
Gemeinde.  Bis  zur  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  war  besonders  der  Grundherr  in 
Bussland  diese  direct  und  indirect  einen  Zwang  ausübende  Potenz,  seitdem  ist  es  mit 
notorisch  erheblich  geringerem  Erfolge  der  Gemeindevorstand  allein.  (Vgl.  tlber  die 
russischen  Verhältnisse  meine  Abschaffung  des  Privateigenthums  S.  57 — 63. 
Eckardt,  ländliche  Zustande  Russlands,  S.  106  (nach  P.  v.  Lilienfeld),  S.  VII, 
S.  243,  206  —  217,  92,  209.  —  Walcker,  Agrarirage  passim;  Keussler  zur  Ge- 
schichte S.  113  ff.). 

Findet  aber  weder  ein  Debergang  zum  Privateigenthum ,  noch  eine  wirksame 
Regelung  und  Nöthigung  zu  gutem  Anbau  (ordentlicher  Düngung  u.  dgl.  m.)  von 
Aussen  oder  von  Oben  her  statt,  so  wird  das  Ergebniss  leicht  eine  einzelwirth- 
schaftlich  —  für  die  betreffenden  Bebauor  und  die  Dorfgemeinde  —  und  volks- 
wirthschaftlich  —  für  das  ganze  Gemeinwesen  und  den  Staat  —  bedenkliche  Ver- 
nachlässi)?ung  des  Ackerbaus  sein:  wenn  nicht  ein  entschiedenes  Zurückgehen, 
so  mindestens  ein  Stillstand  auf  der  erreichten  Betriebsstufe,  keine  weitere  Steigerung 
der  Intensität  Vielfache  Wahrnehmungen,  welche  man  mit  dem  ländlichen  Gemein- 
eigenthum  in  der  russischen  Landgemeinde  seit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
gemacht  hat,  liefern  den  erfahrungsmässigen  Beweis  für  diese  Deduction. 

Wahrscheinlich  gemacht  habe  ich  dies  schon  für  die  60er  Jahre  in  meiner 
Kussischeu  Valuta,  Riga  1868,  S.  157  ff.,  164,  mittelst  einer  statistischen  Untersuchung 
über  den  russischen  Export.  Siehe  auch  meine  Schrift  über  Privateigenthum,  S.  68. 
Walcker,  Agrarfrage,  S.  16  ff.,  19.  Später  hat  v.  Thielemann  in  seiner  Ab- 
handlung über  den  russischen  Handel  in  der  Tübinger  Zeitschrift  XXIX,  besonders 
S.  333  ff.,  vom  Standpanct  des  russischen  Productions-  und  Exportinteresses  aus  den 
Gemeindebesitz  angegriffen.  Eine  sehr  besonnen  die  Vor-  und  Nachtheile  abwägende 
Darstellung  giebt  Keussler,  zur  Geschichte,  S.  113  ff.  (Behandlung  der  Frage  in  der 
Litteratur),  S.  181  ff.  (der  Gemeindebesitz  in  den  Vorberathungen  zur  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft).  Meine  eigene  Ansicht  in  der  „Abschaffung'*  war  dem  russischen 
System  zu  ungünstig.  Manches  darin  ist  nach  Keussler 's  Arbeit  zu  modiiiciren  und 
zu  beschränken.  V>?1.  zur  Geschichte  I,  S.  263  ff.,  HI,  S.  210  ff.,  283  ff.,  sowie  hier 
Vorschläge  für  die  Lösung  des  Problems  in  vermittelnder  Richtung.  Auch  v.  Schulze- 
Gävernitz  a.  a.  0. 

Was  sieb  so  historisch  früher  in  der  germanischen,  wie  noch 
in  der  russischen  Welt  gegenwärtig  im  Einzelnen  genau  an  den 
Thatsaehen  verfolgen  lässt,  das  Hindrängen  der  Entwicklung 
auf  Gewährung  von  Privateigenthum  an  den  Aeckern, 
um  dadurch  dem  privaten  wirthschaftlichen  Interesse  den  noth- 
wendigen  und  erwünschten  Spielraum  und  zugleich  Ansporn  im 
Gesammtinteresse  zu  gewähren,  wenn  das  geschilderte  Stadium  des 
land wirthschaftlichen  Betriebs  eingetreten  ist:  das  lässt  sich  ohne 
Bedenken  allgemein  auch  als  das  bewegende  Moment  in  der  Bil- 
dung von  Privateigenthum  am  Boden  in  anderen  Ländern  und 
Zeiten  anerkennen. 

Es  mag  immer  daran  erinnert  werden,  wenn  man  eine  socialistische  Eigen- 
thums-  und  Betriebsordnung  für  den  ländlichen  Boden  und  seinen  Anbau  einrichten 
will,  ohne  Verbleiben  privater  Benutzung,  wie  etwa  in  einem  Pachtsystem,  das  aber 
den  socialistischen  Wirthschaftsprincipien  widersprechen  würde,  so  steht  man  hier  vor 

A.  Wagner,  Ornndlegung.   3.  Aufl.  2.  Theil.   Volkswirthschaft  u.  Reeht.  27 


418      S'B.  Ansdehn.  d.  Pmateigenth.  2.  E.  GrondeigentliQiD.  S.  H.A.  Geschichte.  §.  181. 

ähnlichen  Aufgaben,  wie  in  der  alten  Agrairerfassong  nach  den  Principien  „Gemein- 
gut nnd  Gemeinnutzung"*  (und  Gemeingenuss)  oder  doch  von  Gemeingut  mit  nnter 
kleineren  Gemeinschaften  wechselnder  Nutzung  derselben  Grundstücke.  Daher  wieder 
hier  dieselben  ökonomischen,  technischen  und  psychologischen  Schwierigkeiten  auf- 
tauchen, wie  sie  hier  angedeutet  werden.  Es  ist  klar,  dass  das,  was  in  einfachen 
Verhältnissen  eine  patriarchalische,  eine  Stammes-,  Geschlechtsautorität  leistet,  unter 
modernen  Verhältnissen  sehr  schwer  ?on  einer  „socialistischen"'  Leitung  geleistet 
werden  könnte.  Es  bleibt  unwahrscheinlich,  dass  unter  den  „Genossen**  freiwillig 
aus  Ehr-,  Pflichtgefühl,  Gemeinsinn,  Arbeitsfreude  die  genügende  Unterordnung  und 
Disciplin  den  „gewählten**  oder  „ernannten**  Autoritäten  gegenüber  bestehen  würde. 
Dann  bliebe  wieder  nichts  Andres  übrig,  als  auf  das  Motiv  der  Furcht,  auf  Zwang 
und  Strafe  zurückzugreifen:  der  richtige  Einwand  gegen  den  Socialismus,  zumal  den 
agrarischen.  Siehe  Grundlegung  I,  S.  96,  meinen  Artikel  Grundbesitz  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  IV,  135  sowie  unten  S.  462. 


§.  181  [334]-  Ein  stricter  Beweis  für  die  Nothwendig- 
keit  oder  auch  nur  für  die  unbedingte  Zweckmässigkeit 
dieses  Privateigenthums ,  so  dass  man  danach  die  principielle 
Gontroverse  über  diese  Institution  auch  nur  in  Betreff  der  Aecker 
itir  entschieden  ansehen  könnte,  ist  allerdings  mit  den  voraus- 
gehenden historischen  Ausführungen  noch  nicht  geführt.  Denn 
man  kann  einwenden ,  dass  eine  anderweite  passende  Ordnung 
und  Regelung  des  Ackerbaus  von  Oben  aus  sich  doch  unter  Um- 
ständen mit  Erfolg  durchführen  Hesse,  in  unserer  Gegenwart 
z.  B.  vor  dem  bäuerlichen  Betrieb  Vortheile  der  intelligenteren 
Leitung,  des  Grossbetriebs,  der  besseren  Flureintheilnng,  Feldgrösse 
und  Feldform  u.  s.  w.  gewährte,  welche  die  etwaigen  Kachtheile 
dieser  Regelung  und  die  sonstigen  Vortheile  des  Betriebs  durch 
den  Eigenthtimer  aufwöge  u.  dgl.  m.  In  dieser  Weise  ist  wohl  von 
den  principieiien  Gegnern  des  Privateigenthums  am  Boden  auch 
hier  argumentirt  oder  replicirt  worden. 

Indessen  kann  man  die  Tragweite  solcher  Replik  doch  an- 
zweifeln, u.  A.  schon  mit  den  Ausführungen  im  vorigen  Abschnitt 
über  den  Vergleich  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  (§.  168,  169). 
Und  jedenfalls  ist  durch  die  obige  Darlegung  der  Umstände, 
welche  auf  die  Bildung  privaten  Grundeigenthums  einwirken ,  er- 
härtet, dass  es  wirklich  oft  zwingende  geschichtliche 
Zweckmässigkeitsgründe  waren,  keineswegs  nur  Gewalt, 
welche  im  Eiinzel-  und  Gesammtinteressc  zur  Entstehung  von 
Privateigenthum  am  Boden,  hier  besonders  an  Aeckeni,  führten. 
Mindestens  für  gewisse  geschichtliche  Phasen  des  Landbaus  und 
des  durch  ihn  bedingten  und  ihn  selbst  wieder  bedingenden  wirth- 
schaftlichen  und  Culturzustands  einer  Nation  hat  sich  dann  diese 
Institution    des    privaten   Grundeigenthums   auch   als  zweckmässig 
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bewährt.    Man  darf  sie  danach  eine  oftmals  wohlberechtigte  histo- 
rische Kategorie  des  Wirtbschaftslebens  nennen. 

Sie  ist  als  solche  nicht  gefeit  für  alle  Ewigkeit  gegen  eine 
mehr  oder  weniger  tief  greifende  Umgestaltung  und  selbst  gegen 
eine  vollständige  Beseitigung.  Aber  die  Beweislast  hinsichtlich  der 
Zweckmässigkeit  eines  solchen  Vorgehens  hat  derjenige  zu  tragen, 
der  dasselbe  fordert  Diese  Beweislast  ist  nicht  leicht.  Wer  sie 
übernimmt,  muss  vor  allen  Dingen  wiederum  nicht  nur  negativ  den 
Beweis  gegen  privates  Grundeigenthum  mit  den  volkswirthschaft- 
liehen  und  socialpolitischen  Nachtheilen  dieser  Institution,  sondern 
zugleich  positiv  den  Beweis  führen,  dass  eine  andere  Form  des 
menschlichen  Herrscfaaftsverhältnisses  in  Betreff  des  Bodens,  hier 
speciell  der  Äecker,  ebenso  volkswirthschaftlich  productiv  und  dass 
dieselbe  und  wie  sie  praktisch  durchführbar  sei.  Hier  zeigt  sich 
bisher  der  grosse  Mangel  aller  Kritiker  der  Institution,  auch  der 
socialistischen,  der  Bodenbesitzreformer,  welcher  oben  schon  hervor- 
gehoben wurde:  es  fehlt  der  positive  Nachweis  für  die  Entbehr- 
lichkeit des  Prirateigethums  an  Aeckem,  insbesondere  an  bäuer- 
lichen Aeckem  ohne  Gefährdung  des  ersten  Produetionsinteresses 
der  Volkswirthschaft  (§.  159).  Es  fehlt  in  der  Kritik  selbst  nur  ein 
darchdachter  Plan,  von  der  Austlifarung  ganz  abgesehen,  wie  denn 
die  nahe  liegenden  ökonomischen,  technischen  und  vor  Allem  wieder 
psychologischen  Schwierigkeiteo  einer  Gemeineigenthums-  und 
Betriebsordnung  für  den  ländlichen  Boden  und  die  Landwirthschaft 
gelöst  werden  sollen.  Hier  gelten  die  am  Schluss  des  vorigen 
§.  180  erhobenen  Bedenken.  Dies  ist  derselbe  Mangel  in  der 
Beweisführung,  welcher  gegen  die  Forderung  einer  principiellen 
Abschaffung  des  Privatkapitals  geltend  zu  machen  war  (§.  143). 
Gemeineigenthum  in  VerbinduDg  mit  Zeitpacht  hat  andere  Be- 
denken (§.  201),  es  würde  für  allgemeineren  Klein-  und  selbst 
Mittelbetrieb  sehr  schwer  ordentlich  durchführbar  sein  und  miss- 
lichste Abhängigkeitsverhältnisse  der  Pächter  schaffen.  Es  würde 
aber  auch  nur  etwa  in  dem  Puncte,  dass  der  Grundrentenzuwachs 
mehr  der  Gemeinschaft  zufiele,  den  Wünschen  der  Gegner  des 
Privateigenthums  entsprechen,  im  Uebrigen  nicht.  Namentlich  bliebe 
es  immer  ein  Bestandtheil  eines  privatwirthschaftlichen  agrarischen 
Productionssystems ,  welches  der  Socialismus  ja  verwirft. 

§.  182  [335].  Das  so  in  der  That  dem  wirthschaftlichen  Be- 
dürfniss  entsprungene  Privateigenthum    an  Aeckem    und 
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Wiesen  war  regelmässig  fürerst  noch  ein  manchfach  be- 
schränktes, was  die  eigenen  Verfügungsreebte  und  Äos- 
schliessungsrechte  des  Eigenthümers  den  anderen  Dorfgenossen 
gegenüber  anlangt.  Diese  Beschränkungen  sind  zunächst  selbst 
wieder  eine  Folge  der  obwaltenden  Wirthschaftsbedtlrfnisse  der 
Gesammtheit,  welche  sich  aus  dem  allgemein  herrschenden  land- 
wirthschaftlichen  Betriebssystem  ergeben.  Sie  ändern  und  im 
Grossen  und  Ganzen  sie  vermindern  sich,  bis  schliesslich  ein  ziem- 
lich unbeschränktes  Privateigenthum  hervortritt,  theils  in  Folge  der 
Veränderungen  des  Betriebs^  theils  denselben  vorausgehend,  indem 
die  Beschränkungen  selbständig  beseitigt  werden,  um  jene  Ver- 
änderungen erst  zu  ermöglichen.  Es  zeigt  sich  hier  derselbe  Ein- 
fluss  des  Uebergangs  von  extensiver  zu  intensiver  Landwirthschaft 
auch  weiterhin  maassgebend,  welcher  auf  die  Vertheilung  der  Äecker 
zur  privaten  Nutzung  und  dann  zu  Privateigenthum  einwirkte:  im 
Interesse  sorgfältigerer  Bodenbestellung  wird  dem  einzelnen  Eigen- 
tbümer  in  seinem  Betrieb  grössere  Freiheit  in  der  Wahl  des  Wirth- 
schaftssystems  und  ein  Ansporn  zur  Verwendung  vermehrter  privater 
Arbeit  und  Kapitals  gegeben  und  zwar  in  der  Form  eines  unbe- 
schränkteren Privateigenthums  an  den  Aeckern. 

In  rechtlicher  Beziehung  ist  die  Entwicklang  in  der  Hauptsache  die  folgende: 
Beschränkung  und  Beseitigung  des  Flurzwangs,  der  gemeinsamen  Weiderechte  auf  dem 
Brach-  und  Stoppelfeld,  auf  den  Wiesen  im  Frtlhjahr  nnd  Herbst  Daran  schliesst 
sich  häa£g  zugleich  die  Vertheilung  der  Gemeinweide  zu  PriFateigenthum  (§.  1S3). 
Diese  ganze  rechtliche  Entwicklung  steht  in  Verbindung  mit  den  gleichzeitigen  land- 
wirthschaftlich-technischen  Reformen,  wie  der  Verminderung  und  dem  Aufgeben  der 
Brache,  dem  Bau  von  Futtergewächsen  für  das  Vieh,  dem  Uebergang  zur  Stallfatterung 
desselben,  der  Einführung  anderer  Wirthschaftssystemc  ohne  ewige  Weide,  der  Ver- 
wandlung der  Weide  in  Aecker  und  Wiesen,  etwa  auch  der  Neuvertheilung  der 
ganzen  Flur  („Zusammenlegung  der  Felder*'.  „Flurbereinigung",  „Verkoppelung", 
„Arrondirung**)  zum  Zweck  der  möglichsten  Beseitigung  der  alten  Zeigen,  Kämpe  und 
Streifen  und  ihrer  Folge,  der  Gemengelage  der  dem  Einzelnen  zugehörigen  Ländereien. 
Die  Aufhebung  anderweiter  Beschränkungen,  wie  der  Vorkauf-  und  Retractrechte  und 
derjenigen  bei  Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  der  Ländercicn  bildet  den  Abschluss 
der  Entwicklung  der  „Freiheit  des  Grundeigenthums*',  —  eine  Gestaltung,  welche  sich 
sonach  in  der  That  wesentlich  mit  auf  die  Natur  des  Laudwirthschaftsbetriebs  und 
seiner  nothwendigen  Fortbildung  zurückführen  lässt.  (Näheres  über  diese  Entwicklung 
und  die  Reform  der  alten  Agrarverfassung  Rau,  I,  §.  382,  :3S2a,  II,  §.72  ff.,  76  ff.. 
97  ff.;  Röscher,  II,  §.  77,  78,  85  ff.,  §.  25a  ff.     Buchenberger,  I,  §.  46—56.) 

Auch  hier  gilt  wieder  dasselbe  wie  hinsichtlich  der  Gewährung 
von  Privateigenthum  statt  periodisch  wechselnden  Nutzungsrechts: 
es  soll  dem  Interesse  des  Einzelnen  zu  tüchtiger  Bewirthschaftung 
Spielraum  und  Ansporn,  sich  zu  bethätigen,  gegeben  werden.  Gerade 
der  wirthschaftlich  tüchtige  und  vorwärtsstrebende  Landmann  wird 
durch  jene  Beschränkungen ,  durch  den  Flurzwang,  die  fremden 
Weiderechte  u.  s.  w.  in  seiner  freien  Bewegung  und  der  von  dieser 
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abhängigen  Verbesserung  des  Feldbaus  gehemmt.  Der  Boden 
giebt  grösseren  ßoherti-ag  und  dadurch  die  Mittel  zur  Versorgung 
städtischer  Bevölkerung  mit  Agrarproducten ,  indem  er  so  in  ein 
vollständigeres  Privateigenthum  übergeht.  Die  Institution  des  letz- 
teren erweist  sich  dadurch  im  Interesse  der  Gesellschaft  begründet 
und  als  eine  Voraussetzung  grösserer  Bevölkerung  und  höherer 
Cultur. 

§.  183  [336J.  Einen  weiteren  Beleg  für  diesen  Satz  liefert  die 
Entwicklang  des  Herrschaftsverhältnisses  über  das  Gemeinweide- 
land, den  einen  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  welcher 
zuerst  lange  ungetheilt  zu  gemeinsamer  Benutzung  der  Dorfgenossen 
bleibt  (§.  180).  ^) 

Das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  der  gemeinen  Mark,  die 
alte  Were  oder  das  Echtwort,  der  dritte  Bestandtheil  der  alten 
Bauerhufe  in  der  Feldgemeinschaft  oder  Markgenossenschaft^), 
bildet  ein  nothwendiges  Glied  in  der  Wirthschaft  des  Landwirths 
bei  den  Feldsystemen  mit  ewiger  Weide  und  bei  vorherrschender 
Naturalwirthschaft. 

Der  Yiehstand,  welcher  der  DUngerproduction  wegen  wieder  eine  der  Vor- 
bedingnngen  geordneten  Ackerbans  ist,  bedarf  bei  fehlendem  Fnttergew&chsban  nnd 
fehlender  StallfUttemng  neben  den  Wiesen  der  Weide  zur  Emährnng.  Die  Gemein- 
weide sichert  diese  Emähmng  wenigstens  zunächst  am  Besten  und  zugleich  ist  der 
gemeinsame  Viehbetrieb  unter  einem  Dorfhirten  fUr  alle  am  Zweckmässigsten.  So 
bleibt  es  Jahrhunderte,  selbst  Jahrtausende  lang,  wenn  die  extensiven  Feldsysteme 
mit  ewiger  Weide  dem  Bedürfniss  fortdauernd  entsprechen. 

Aber  schliesslich  zeigt  es  sich  doch,  dass  der  als  Weide  be- 
nutzte Boden  zur  Deckung  des  gestiegenen  Bedarfs  an  Nahrungs- 
mitteln und  Rohstoffen  nicht  so  viel  beiträgt,  als  es  nunmehr  noth- 
wendig,  aber  auch  jetzt  erst  möglich  ist.  Die  Gemeinweiden  werden 
schlecht  gehalten,  geben  dem  Vieh  ungenügende  Nahrung,  führen 
zur  Vertragung,  also  zur  Vergeudung  des  Düngers.  So  werden  sie, 
vielfach  erst  in  unserer  Zeit,  am  Ende  auch  lieber  unter  die  bis- 
herigen gemeinsamen  Nutzniesser  vertheilt  und  zwar  regelmässig 
gleich  zu  Eigenthum. 

Sie  werden  von  den  neuen  Eigenthttmcm  gerodet  und  geurbart«  in  den  neuen, 
nach  der  Beseitigung  des  Flurzwangs,  der  genossenschaftlichen  Weiderechte  und  der 
vollen  Brache  einzurichtenden  Wirthschaftsplan  des  Eigenthtlmers  einbezogen.  Und 
selbst  bei  der  gewöhnlich  weiteren  Entfernung  der  Gemeinweide  vom  Dorfe  und  Ihrer 


*)  NÄheres  bei  Kau  II,  §.  85  fif.;  Koscher  II,  §.  79  ff.  Buchenberger  I, 
§.  45  ff. 

•)  Waitz  I,  119;  v.  Maurer,  Dorfverfassung,  I,  54  ff.  (die  mancherlei  Namen 
des  Bechts  ebenda  S.  57—01),  244  ff.;  Gierke,  I,  66;  Nasse,  Feldgemeinschaft  in 
England  S.  20;  Keussler,  zur  Geschichte,  I,  S.  42. 
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oftmals  schlechteren  Bodenbeschaffenheit  lohnt  die  Verwandlung  der  Weide  in  Aecker 
und  Wiesen  die  Kosten,  auch  ohne  den  häaüg  möglichen  and  zweckmässigen  und 
mitnnter  wirklich  erfolgenden  „  Ausbau '*,  d.  h.  ohne  die  Verlegung  der  Uofstätte 
selbst  auf  die  Dorfflur  und  ohne  den  Uebergang  zum  Einzelhof dystem.  Denn  die 
Productenpreise  sind  hoch  genug,  um  Ersatz  zu  bieten  und  andere  ökonomische  Vor- 
theile  stellen  sich  ein.  Die  Einbeziehung  der  Gemeinweiden  in  das  Prirateigcnthum 
ermöglicht  aber  erst  die  yollständige  Durchführung  desjenigen  ?eränderten  oder  inten- 
siveren Wirthschaftssystems,  welches  die  Gesammtlage  der  Volkswirthschaft  bedingt 

Der  Wechsel  der  beiden  Herrschaftsformen:  Ge- 
meingut und  Gemeinnutzung  mit  Privatgut  und  Privat- 
nutz  ung  liegt  also  in  der  That  wiederum  im  Interesse  der  Ge- 
sammtheit. 

Wenn  nun  auch  in  einzelnen  Ländern  die  Gemein  weide,  wie 
andere  Theile  des  alten  Gemeineigenthums,  durch  Usurpation  in 
das  Privateigenthum  von  Grandherren  u.  s.  w.  übergegangen  ist,  so 
bildet  doch  die  eben  geschilderte  Entwicklung  die  Regel.  Dieser 
Umstand  erlaubt  es,  auch  hier  eine  berechtigte  Bildung  von 
Privateigenthum  anzuerkennen. 

§.  184  [337].  Anders  als  bei  der  Gemeinweide  war  im  Allge- 
meinen die  Entwicklung  des  Herrschaftsverhältnisses  in  Bezug  auf 
den  zweiten  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  den  Wald.  ^) 
Die  vorhandenen  Forsten  sind  in  unseren  Ländern  vielfach  früh- 
zeitig und  in  grossem  Umfange  in  den  Besitz  der  Grundherren, 
auch  der  Landesherren  übergegangen,  häufig  unter  dem  Einfluss 
der  Jagdliebhaberei  der  Grossen,  öfters  durch  Usurpation.  Auch 
mit  solchen  Wäldern,  welche  ursprünglich  zur  gemeinen  Mark  der 
Dorfschaften  gehörten,  ist  dies  in  Folge  des  Untergangs  der  bäuer- 
lichen Freiheit  und  des  Siegs  der  Grundherrlichkeit  theilweise  so 
geschehen. 

In  den  im  Gcmeineigenthum  der  Dorfschaft  verbliebenen  Forsten 
bestand  anfangs  das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  demjenigen 
Umfang,  welchen  sein  persönliches  Holzbedtirfniss,  an  Brenn-,  Bau- 
und  Nutzholz,  erheischte,  unterlag  aber  früh  gewissen  Regeln  des 
markgenossenschaftlichen  Verbands.  Entnahme  von  Holz  zu  anderen 
Zwecken,  z.  B.  für  den  Verkauf,  war  dem  Einzelnen  nicht  gestattet. 
Bei  durchaus  vorwaltender  Naturalwirthschaft  (im  Sinne  der  Eigen- 
gewinnung  der  Guter,  I,  §.  188)  ist  die  Befriedigung  dieses  Holz- 


*)  Vgl.  Boscher  II,  §.  72,  191  und  besonders  Maurer.  Dorfverfassung  I, 
231  £f.,  dem  ich  im  Texte  mehrfach  folge,  v.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  66  und 
passim,  deutsche  Wirthschaftsgeschichte  I,  107,  2S2.  Lamprecht,  deutsche  Ge- 
schichte III,  51  ffl  Endres,  Artikel  Forsten  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften III,  5<J0.  Bernhardt,  Geschichte  des  Waldeigenthums  u.  s.  w.  in  Deutsch- 
land, Berlin  1S72  ff. 
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bedarfs  aus  solchen  GemeinwälderD  für  den  Einzelnen  wie  ftir  die 
Gemeinschaft  wieder  zweckmässig.^)  So  lange  die  Wälder  gross, 
die  Bevölkerung  und  daher  der  Gesammtbedarf  klein  ist,  geht  aus 
einem  solchen  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  für  den  Wald  selbst 
kein  erheblicher  Nachtheil  hervor. 

Dies  ändert  sich  mit  der  Lichtung  der  Wälder  durch  förmliche 
Ausrodung  —  zum  Zweck  der  Anlage  neuer  Dörfer  oder  Höfe  oder 
der  Ausdehnung  des  Ackerlands  der  vorhandenen^)  —  und  mit 
der  Steigerung  des  Holzbedarfs.  Es  wird  daher  in  den  Gemein- 
wäldern allmälig  das  dem  Einzelnen  gestattete  Holzquantum  fixirt 
und  beschränkt,  eine  Gontrole,  eine  Forstpolizei  eingeführt,  das 
beliebige  Hauen  und  Fortholen  des  Holzes  untersagt,  gemein- 
samer Holzhieb  eingerichtet  und  dabei  dann  einem  Jeden  sein 
Holz  angewiesen,  auch  werden  für  das  Holen  des  Holzes  aus  dem 
Walde,  um  Missbrauch  zu  verhüten,  bestimmte  Tage  angeordnet. 
Im  Ganzen  mithin:  Gemeineigenthum  bleibt,  aber  die  anfangs  un- 
geregelte oder  wenig  geregelte  Privatbenutzung  wird  später  an 
feste  Regeln  gebunden. 

Eine  Vertheilung  der  Forsten  selbst  an  die  Einzelnen, 
wenn  auch  nur  zur  getrennten  privaten  Nutzung,  verbot  sich  durch 
die  Natur  des  Waldes  und  eine  tt)rmliche  Theilung  zu  Privateigen- 
thum  nur  um  so  mehr  und  ist  daher  auch  nicht  allgemein  er- 
folgt. Der  Gemeinwald  ist  vielfach  im  Gemeineigenthum  der  Dorf- 
schaft geblieben.  Seine  Benutzung  hat  besonders  bei  grossen 
Waldungen,  deren  Ertrag  den  üblichen  Bedarf  der  Genossen  tiber- 
stieg, nur  etwa  die  Veränderung  erfahren,  dass  Holz  zum  Verkauf, 
auch  nach  ausserhalb,  kam  und  der  Erlös  den  einzelnen  Nutzungs- 
berechtigten zufloss.  Dies  ist  mitunter  bis  in  die  Gegenwart  so 
geblieben,  wenn  nicht  der  Forstertrag  in  Geld  eine  finanzielle  Be- 
stimmung für  die  Gemeindeausgaben  erhielt,  wie  öfters  bei  steigendem 
communalen  Finanzbedari*. 

Im  Ganzen  ist  so  glücklicher  Weise  ein  bedeutender  Theil  der 
Forsten,  besonders  in  Deutschland,  im  Gemeineigenthum  geblieben: 
der    Gemeinden,    vor    Allem     des    Staats,    als    des    Rechtsnach- 

^)  Dies  zeigt  sich  in  Russland  seit  der  Emancipations^esetzgebung ,  wo  den 
Dorfgemeinden  anrichtiger  Weise  meist  kein  Waldland  bei  der  Auseinandersetzung  mit 
dem  Grandherrn  überwiesen  wurde.  Dadarch  sind  die  Baaem  in  Abhängigkeit  und 
Nüth  hinsichtlich  der  Versorgung  ihres  Holzbedarfs  gerathen.  S.  Walcker,  Agrar- 
frage S.  18. 

^)  V.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  15,  45  ff.;  derselbe,  Wirthschaftsgeschichtc 

I.  122  fl.,  207  ff.,  280  ff.,  II,  20  ff.,  120,  145.    Lamprecht,  deutsche  Geschichte, 

II,  S3  ff,  III,  51  ff 
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folgers  von  Grand-  und  LandesherreD,   dann  der  Gorporationen 
(Kirche)  u.  s.  w.^) 

Mit  der  Entfaltung  der  Geldwirthschaft,  der  Umbildung  der  alten  Dor&chaft  in 
eine  Ortsgemeinde  (Corporation)')  und  mit  der  Ausbildung  einer  rationelleren  Forst- 
wirthschaft  bat  die  Privatnutzung,  auch  in  Betreff  der  kleineren  freien  sogen.  Xeben- 
nutzungen  (Weide,  Grasschnitt,  Streusammeln  u.  dgl.)  meistens  Beschränkungen  er- 
fahren oder  ist  auch  in  der  obigen  regulirten  Form  wie  die  Holznutzung  b^eitigt 
worden.  Die  Bewirthschaftung  der  „öffentlichen  Waldungen''  erfolgte  nach  den 
gewöhnlichen  priratwirthschaftllchen  Verkehrsgrundsätzen,  indem  das  Holz  u.  s.  w. 
auf  Rechnung  des  Eigenthümers  gewonnen  und  rerkauft  wurde  und  der  Reinertrag 
in  Geld  in  die  Kasse  desselben  floss,  und  hier  eventuell  als  Finanzeinnahme  behandelt 
wurde.  Aber  der  rein  privatwirthschaftlichc  oder  Rentabilitätsgesichtspnnct  ist  in  der 
Forstwinhschaft  des  Staats  und  der  Gemeinden  mit  Recht  meist  nur  soweit  zur 
Geltung  gelangt,  als  andere  Rücksichten  auf  die  allgemeine  Function  der  Wälder  in 
der  Yolkswirthschaft  es  gestatten,  und  darin  zeigt  sich  ein  grosser  volkswirthschaft- 
licher  Yortheil  solchen  „Gemeineigenthums''  auch  heute  noch  oder  gerade  heute.  ^) 

Der  Wald  stellt  also  eine  wichtige  Ausnahme  von  der 
Regel  des  Uebergangs  des  Grund  und  Bodens  in  das 
Privateigenthum  bei  unseren  Culturvölkern  dar;  hier  ist  im 
grossen  Umfange,  mitunter  überwiegend  Gemeineigenthum  und  irgend 
eine  Form  der  Gemeinnutzung  und  des  Gemeingenusses  geblieben. 
Denn  auch  das  Eigenthum  des  Staats  und  der  Ortsgemeinde,  als 
einer  an  die  Stelle  der  alten  Dorfgenossenschaft  getretenen  Cor- 
poration,  und  die  Staats-  und  Gemeindeforstwirthschaft  als  ein 
privatwirthschaftliches  Unternehmen,  dessen  Reinertrag  dem  Fiscus 
und  der  Eämmerei  der  Gemeinde  zufliesst,  ist  noch  unter  diese 
Herrschaftsfonn  zu  reiben.  Diese  im  Allgemeinen  nur  gtinstige 
Gestaltung  ist  aber  wiederum  durch  die  wirthschaftlich-technische 
Natur  des  Forstbodens  und  der  Forstwirthschaft,  wie  die  entgegen- 
gesetzte Gestaltung,  der  Uebergang  des  landwirthschaftlichen  Bodens 
in  das  Privateigenthum,  durch  die  ökonomisch -technische  Natur 
der  Landwirthschaft  bedingt  worden.  Beide  Erscheinungen  sind 
bedeutsam  für  die  principielle  Seite  der  Gruudeigenthiimsfrage. 

§.  185  [338].  Die  geschilderte  Entwicklung  des  Privateigen- 
thums  am  Boden  in  der  Gemarkung  der  alten  Dr)rfer  ist  die  bei 
den  Germanen  typische.  Es  ist  nur  noch  zweierlei  zur  Ergänzung 
des  Gesagten  hinzuzufügen. 

1.  Die  ursprünglich  auch  bei  uns  meistens  kleinen  Dörfer 
sind  mitunter  im  Laufe  der  Zeit  bei  steigender  Bevölkerung  (Familien- 
zahl) in  der  Weise  vergrössert  worden,   dass  neue  Hufen  gebildet 


')  Siehe  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  3.  Auflage  §,  235  ff. 
*)  Vgl.  V.  Maurer,  Dorf?erfassnng  I,  S3  fF.,  besonders  II,  21S  ff. 
h  Wairncr,  Fiiianzwisserischaft  I,  3.  Auflage  §.  23S,  241  IF. 
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oder  selbst  ganz  neue  Dörfer,  Töehterdörfer,  vom  Mutterdorfe  aus 
gegründet  wurden.^) 

Den  Boden  für  beide  Zwecke  nahm  man  gewöhnlich  ans  der  gemeinen  Mark, 
von  welcher  daher  ein  Theil  gerodet  und  genrbart  ward.  Die  Entwicklung  des 
Herrschaftsyerhältnisses  über  den  Boden  ging  hierbei  sonst  ganz  in  der  dargelegten 
Weise  vor  sich.  Das  alte  nnd  das  neue  Dorf  —  mitunter  wohl  schon  mehrere  Dörfer 
bei  der  ursprtlnglichen  Besitznahme  und  Ansiedlung  —  behielten  dann  etwa  wieder 
eine  ,,  gemeine  Mark",  Gemein  weide,  besonders  Gemeinwald  u.  s.  w.,  unter  sich, 
wodurch  Markgenossenschaften  entstanden,  welche  mehrere  Dorfscbaften  umfassten. 
Verhältnisse  der  Art  haben  sich  auch  in  Deutschland  hie  und  da  bis  in  die  Gegenwart 
erhalten.  Dem  Ucbergang  der  Gemein  weide  in  Privateigenthum  der  Dorfgenossen 
musste  dann  nur  eine  Auseinandersetzung  zwischen  den  verschiedenen  Dörfern  voran- 
gehen. Auch  zwischen  Dörfern  und  Einzelhöfen,  besonders  solchen,  welche  durch 
Ausbau  aus  dem  Dorf  („Yereinödung'*)  entstanden  waren,  kommen  solche  Mark- 
genossenschaften vor. 

Die  Entwicklung  des  ländlichen  Privateigenthunis  erscheint 
hier  stets  unter  den  oben  dargelegten  Gesichtspnncten  als  hervor- 
gerufen  durch   und  insofern  berechtigt  auch  im  Gesamnitinteresse. 

2.  Neben  dieser  normalen  Gestaltung  giebt  es  auch  Fälle,  wo 
Einzelne  von  sich  aus,  unter  ausdrücklicher  Erlaubniss  oder  doch 
mit  Nachsehen  der  Dorfscbaft,  auf  der  gemeinen  Mark  gerodet 
und  geurbart,  Äecker  und  Wiesen  angelegt,  selbst  ihre  Hofstätte 
(Einzelhof)  hier  errichtet  haben.  Hieran  reihen  sich  jene  Fälle, 
wo  Jemand  auf  wirklich  herrenlosem  Boden,  oder  doch  auf 
solchem,  welcher  thatsächlich  für  die  Zwecke  der  Dorföchaft  nicht 
in  Betracht  kam,  z.  B.  mitten  im  Walde,  sich  ansiedelte  und  rodete. 
Hier  ist  dann  gewöhnlich  Privateigenthum  entstanden,  mitunter  in 
solchen  Fällen  von  vornherein  durch  die  Rechtsbildung  anerkannt, 
namentlich  dort,  wo  die  Bevölkerung  sehr  dünn,  der  Boden  sehr 
reichlich  vorhanden  war  und  jede  Cultivirung  desselben  gern  ge- 
sehen wurde.  ^)  Es  lässt  sich  darin  eine  unter  diesen  Umständen 
richtige  Anerkennung  der  Gesichtspuncte  sehen,  welche  durch  die 
Occupations-  und  Arbeitstheorie  und  die  natürlich -ökonomische 
Eigenthumstheorie  vertreten  werden. 

IV.  —  §.  186  [339].  Das  Ergebniss  der  Untersuchung 
über  die  Principien   der  geschichtlichen  Entstehung 


0  Waitz  I,  123  ff.;  Maurer,  Dorfverfassung  I,  22  ff.  üeber  Russland 
Keussler,  Baltische  Monatsschrift  S.  219,  223.  üeber  die  Entwicklung  der  Be- 
siedelung,  Anlegung  von  Frohnhöfen,  Dörfern  u.  s.  w.  unter  dem  Einfluss  der  Grund- 
herrscbaft  und  in  systematischer  Colonisation  siehe  die  Arbeiten  von  Meitzen, 
V.  Inama-Sternegg,  Lamprecht  a.  a.  0. 

^  So  z.  B.  in  Eusslaud,  siehe  Keussler,  Baltische  Monatsschrift  S.  231, 
232.  Aehnlich  in  früher  Zeit  in  Deutschland  v.  Inama,  Grundherrschaft  S.  15. 
Rodungen  der  Grundherren,  besonders  der  Kirche  in  unwirthbaren  Gegenden  ebenda 
S.  46,  49. 
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unseres    privaten    ländlichen    Grundeigen  thums    lässt    sich    somit 
folgendermaassen  zusammenfassen. 

Wenn  auch  in  vielen  Fällen  Privateigenthum  am  Boden ,  be- 
sonders grosses  Grundeigenthum,  gewaltthätig  und  rechtswidrig  ent- 
standen ist,  so  ist  dies  doch  keineswegs  der  Ursprung  unseres 
gesammten  ländlichen  Grundeigenthums.  Dieser  liegt  vielmehr  bei 
einem  grossen  Theile  des  letzteren,  dem  bäuerlichen  oder  dem  mitt- 
leren und  Kleingrundbesitz,  in  der  Natur  des  Landwirthschafts- 
betriebs.  Die  steigenden  Anforderungen  an  den  Boden,  der  mehr 
und  bessere  Producte  liefern  sollte,  liessen  es  als  zweckmässig 
erscheinen,  durch  die  Gewährung  von  Privateigenthum  am  Boden 
das  Interesse  des  Bebauers  zu  sorgfältigerer  Bodenbestellung  anzu- 
spornen, Spielraum  für  freie  Bewegung  und  Verfügung  über  den 
Boden  zu  gewähren  und  so  den  persönlichen  Fleiss  zu  belohnen. 
Für  grosse  geschichtliche  Zeiträume  erscheint  dieses  ländliche 
Privateigenthum  so  im  Gesammtinteresse  gerechtfertigt.  Denn  die 
Aufgaben,  welche  dem  Menschen  in  Bezug  auf  die  Feldbestellung 
zur  Befriedigung  des  Bedarfs  des  Volks  an  Bodenproducten  ob- 
liegen, sind  unter  der  Herrschaft  dieser  Institution,  welche  auch 
sonst  günstige  sociale  und  culturliche  Folgen  hatte,  befriedigend 
gelöst  worden. 

Die  Zweckmässigkeit  einer  Beseitigung  dieses  bäuerlichen 
Grundeigenthums  lässt  sich  vom  volkswirthschaftlichen  Pro  du  c- 
t i 0 n s interesse  aus  betrachtet  .auch  heute  bezAveifeln  (§.  200), 
so  lange  nicht  der  positive  Beweis  für  die  Durchführbarkeit 
einer  anderen  Gestaltung  des  Ilerrschaftsverhältnisses  über  diesen 
Boden  nachgewiesen  ist:  eine  Gestaltung,  welche  die  Mängel  der 
bisherigen  Einrichtung  vermeidet  und  zugleich  deren  Vorzüge,  wo- 
möglich in  noch  höherem  Grade,  besitzt.  Zu  bedauern  ist  nur, 
dass  ein  grosser  Theil  dieses  bäuerlichen  Grundeigenthums  im  Laufe 
der  Zeit,  vielfach  durch  bedenkliche  Mittel,  vom  Grossgrundbesitz 
aufgesogen  worden  ist  und  noch  gegenwärtig  hie  und  da  seinen 
ursprünglichen  Besitzern  und  deren  Nachkommen  „enteignet"  wird, 
vorncmlich  vom  Privatkapital  (s.  §.  162  ff.).  ^)  Darin  liegt  ein 
Hauptgrund  der  mehr  oder  weniger  bedenklichen  Vertheilung 
des  ländlichen  Grundbesitzes.  Um  so  mehr  ist  Vorsorge  zu  treffen, 
dass  dieser  Enteignuugs-  und  Enterbungsprocess  nicht  noch  immer 


*)  So  auch  Haussen  in  den  Güttinj|i:cr  Gelehrten  Anzeigen  1S70,  S.  1355 
(über  Nasse).  Koscher,  in  den  Ansichten  3.  Auflage  I,  250;  über  Grossbritannien 
siehe  oben  S.  371. 
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weiter  gehe  (§.  171).  Aber  die  gesellschaftliche  und  volkswirth- 
schaftliche  Rechtfertigung  des  Privateigenthums  am  ländlichen 
Boden  überhaupt  wird  auch  durch  solche  Uebelstände  nicht  widerlegt. 
Freilich  darf  diese  Rechtfertigung  nicht  ohne  Weiteres  verall- 
gemeinert und  z.  B.  auch  nur  auf  den  ländlichen  Grossgrund- 
besitz oder  vollends  auf  andre  Kategorieen  des  Grundeigenthums, 
wie  besonders  das  städtische,  zumal  grossstädtische  sofort 
übertragen  werden.  Hier  liegt  die  Sache  manchfach  anders  und 
darf  man  daher  auch  für  die  Gegenwart  theilweise  zu  etwas  anderen 
Schlüssen  kommen,  wie  dies  im  folgenden  Hauptabschnitt  näher 
dargelegt  wird.  Es  ist  jedoch  immerhin  schon  für  die  principielle 
Seite  der  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  bedeutsam  genug, 
wenn  für  einen  stets  so  wichtigen  Theil  des  Bodens,  wie  der 
bäuerliche,  selbstbewirthschaftete  Grundbesitz,  die  geschichtliche 
Beweisführung  mit  einem  günstigen  Urtheil  abschliesst.  Ein  unbe- 
dingter Schlnss  zu  Gunsten  vollständiger  sogen.  Freiheit  des 
ländlichen  Grundeigenthums  oder  m.  a.  W.  zu  Gunsten  absoluten 
Privateigenthums  an  diesem  Boden,  besonders  an  dem  bäuerlichen 
Grundbesitz,  folgt  übrigens  auch  aus  dieser  Beweisführung  nicht, 
namentlich  was  die  freie  Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  und 
Verschuldung  anlangt.  Denn  diese  volle  Freiheit  wird  von  dem 
in  der  Grundeigenthumsfrage  so  wesentlich  mitspielenden  volks- 
wirthschaftlichen  Pro  du  ction  sinteresse  nicht  durchaus  gefordert 
und  kann  aus  dem  Gesichtspuncte  des  volkswirthschaftlichen  Ver- 
theilungsinteresses  Bedenken  bieten,  wenn  und  soweit  eben 
diese  Freiheit  zur  „Enteignung"  der  alten  Besitzer  in  legaler  Form 
führt.  Hier  gewährt  das  Gemeineigenthum,  wie  noch  jetzt  in  Russ- 
land, VortheilC;  welche  nicht  übersehen  werden  dürfen.  Dieser 
Punct  betriflft  aber  nicht  die  principielle  Frage,  ob  Privateigen- 
thum  oder  nicht,  sondern  die  Frage,  welchen  Inhalt  dasselbe  in 
diesem  Falle  haben  soll.  Das  Nähere  hierüber  gehört  in  die 
Agrarpolitik. 

Siehe  daher  hierfür  das  ganze  Werk  ?od  Buchenborger,  der  gerade  dieser 
Seite  der  Frage  überall  seine  Aufmerksamkeit  zuwendet. 

Gemässigte  Gegner  des  russischen  Gemeindebesitzes,  wie  Schedd-Ferroti 
(a.  a,  0.  S.  52  ff.,  65  ff.,  74  ff.,  122  ff.),  anch  Kawelin  (a.  a.  0.  S.  21  ff.,  27  ff.,  30) 
legen  mit  den  enthusiastischen  Anhängern  jener  Institution,  einem  v.  Hazthauscn 
und  den  Slawophilen  und  Panslawisten,  besonderes  Gewicht  darauf,  dass  das  Gemein- 
eigenthum vor  Proletariat  und  vor  Herrschaft  des  Kapitalismus  sichere.  Denn  jeder 
erwachsene  Arbeiter  bekomme  seinen  Antheil  aus  dem  Gemeindeland  und  der  kapita- 
listische Enteignungs-  und  Enterbungsprocess  der  Bauern  durch  das  sie  auskaufende 
städtische  Pmatkapital  sei  bei  Gemeineigenthum  nicht  möglich.  Schedo-Ferroti 
(S.  58  ff.,  78  ff.)  macht  daher  bei  seiner  Reform  auch  den  Vorschlag,  die  Gemeinde 
als  Eigenthümerin  des  Bodens  zu   belassen  und  den  Bauern  einzeln  nur  ein  be- 
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ständiges    erbliches    Natzniessangsrecht   au    ihrem    ein   für   allemal   aus- 
geschiedenen Landantheil  zu  geben.    Ueber  dieses  Recht  soll  der  Bauer  frei  verfügen, 
aber  Niemand  in  einer  und  derselben  Gemeinde  tlber  ein  massig  gegriffenes  Maximum 
von  Landlocsen   (z.  B.  3  —  5)   in    einer  Hand   vereinigen   können.     Beacbtenswerthe 
Vorschläge.    (Siehe  auch   meine  genannte  Schrift  S.  70 — 74.)    Ich  habe   übrigens 
in  dieser  Schrift  früher  das  Prodnctionsinteresse  wohl  noch  zu  stark  in  den  Vorder- 
grund   gestellt.      Das    Vertheilungsinteresse    wird    durch    Schedo-Ferroti    wabi^ 
genommen.     Indessen  läuft  dies  Alles  doch   nur  darauf  hinaus,   nicht   im    unbe- 
schränkten  vollen  Privatcigenthum  allein  das  Heil  zu  sehen.    Die  Berechtigung 
eines    beschränkten   Privateigenthums,   wie   es   solch   ein   Nutzniessuigsrecht    im 
Grunde  wäre,  wird  durch  das  Bedenken  nicht  alterirt.     Walcker  (Agrarfrage,  S.  93) 
behandelt  das  letztere  viel  zu   oberflächlich.    In  Rnssland   wird   man  bei  der  seit 
länger  beabsichtigten  Reform  des  ländlichen  Grundbeäitzes  und  bei  der  richtigen  Auf- 
hebung der  periodischen  Theilungen  doch  mit  Recht  nicht  ohne  grOsste  Vorsicht  ver- 
fahren  und   die  westeuropäische  Schablone  des  privaten  Grundeigenthums   nicht   un- 
bedingt   zum  Muster   nehmen   dürfen.    Für   die   gegensätzlichen  Ansichten  in  dieser 
Frage  in  Rubsland  siehe  jetzt  namentlich  Keussler,  zur  Geschichte  I,  namentlich  Ab- 
schnitt 2  und  3,   und  besonders  Buch  3,   worin  über  alles  Einschlagende  vortruflflich 
orientirt  und  überall  in  besonnenster  Weise  geurtheilt,  sowie  die  Möglichkeit  und  der 
Weg  der  Eeform  unbefangen  erörtert  wird.    £s  ist  hier  aber  nicht  möglich  und  würde 
vom  Gegenstand  dieses  Werks  zu  weit  abfuhren,  auf  die  concreto  russische  Frage  und 
Keussler 's  Ideen   darüber  näher  einzugehen.    Mit  wenigen  Worten  lässt  sich   zu  der 
Frage  nichts  Genügendes  sagen.    Siehe  auch  Buchcnbergerl,  S.  265  ff.,  v.  Schul ze- 
Gävernitz  a.  a.  0. 


Vierter    Hauptabschnitt. 

Socialökonomische  Prüfung 
des  privaten  Grundeigenthums  für  die  Gegenwart. 

§.  187  [S.  719,  720].  Vorbemerkungen.  In  dieser  principiellen  Allgemein- 
heit und  mit  der  genügenden  Unterscheidung  der  einzelnen  Bodenarten  ist  diese  Frage, 
auch  bei  einer  Beschränkung  auf  die  gegenwärtiiren  Verhältnisse  unserer  Gulturstaaten 
kaum  noch  behandeh  worden.  Vornemlich  kann  daher  hier  nur  auf  die  oben  8.  3U1  ff. 
genannte  Litteratur  über  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Grundeigenthums 
verwiesen  werden.  Ausserdem  vgl.  auch  die  fin  an  z  wissen  schaftlichen  Erörte- 
rungen über  die  Fragen,  ob  der  Staat  Domänen,  Forsten,  Bergwerke  u.  s.  w.  besitzen, 
bez.  behalten,  selbstvcrwalten  oder  verpachten  solle.  Meine  Finanz  Wissenschaft  I, 
;i.  Auflage,  Buch  3.  Siehe  oben  die  litterarische  Note  S.  347,  besonders  S.  34'J.  Aus 
den  agrarischen  Fragen  i^t  auch  auf  die  Vürhältnisse  zwischen  Grundeigenthümcr 
und  Pächter  zu  verweisen,  vgl.  Koscher  II,  2,  Kapitel  5,  Buchenberger  I,  Kapitel  2, 
Abschnitt  1. 

Die  frühere  liberal-individualistische,  besonders  britische  Nationalökonomie  ver- 
tritt, soweit  sie  überhaupt  auf  eine  „Frage"  des  privaten  Grundeigenthums  eingeht, 
zu  einseitig  den  Standpunct  des  volkswirthschaftlichen  Produciionsinteresses,  sieht 
letzteres  zu  unbedingt  an  die  Privateigenthumsinstitution  geknüpft,  und  verallgemeinert 
die  SchlUs>e.  welche  zu  Gunsten  dieser  Institution  nach  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung des  ländlichen  bäuerlichen  Grundeigenthums  sprechen ,  zu  sehr  für  alle  Zeiten 
und  vollends  für  alle  Bodenarten  —  schon  beim  ländlichen  Grossgrundbesitz  liegt  die 
Sache,  selbst  vom  Productionsstandpuncte  betrachtet,  anders  (§.  202).  Der  Umschwung 
der  Ansichten  Iiat  aber  auch  schon  länger  in  England  begonnen  (siehe  Rösche r's 
Aufsatz  in  den  Ansichten,  3.  Autlage,  I.  239  mit  den  litterarischen  Ausfahrungen). 
Die  Einwirkung  des  Privateigenthums  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wurde 
bei  jener  frflhciun  Behandlung  wenig  oder  ß:ar  nicht  beachtet.  Freilich  ging  es  auch 
in  Deutschland  kaum  anders.  Theils  fehlte  es  —  was  mit  dem  Hen'ortreten  der 
inductiven   3Iethode   und    der   geschichtlichen    und   statistischen   Forschung    ror   der 
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logisch-deductireu  Methode,  in  der  neueren  deutschen  Wissenschaft  etwas  zusammen- 
hangen mag  —  an  der  Neigung,  sich  zu  der  erforderlichen  Abstraction  aus  dem 
concreten  Detail  emporzuheben,  was  doch  unbedingt  für  Anhänger  und  Gegner  unseres 
Wirthschaftsrechts  geboten  ist,  um  die  Ökonomischen  und  socialen  Gonsequonzen  des 
letzteren  wissenschaftlich  zu  verstehen.  Hier  möchte  auf  die  Ricardo,  Hermann 
und  Andere,  von  v.  Thünen  ganz  zu  schweigen,  als  auf  wahre  Muster  der  Abstraction 
hingewiesen  werden,  in  dem  Gegenstand  des  Tezts  besonders  auch  auf  Bodbertus. 
Tbeils  hat  man  sich  anderseits  auch  hier  gewöhnlich  zu  sehr  damit  begnügt,  die 
Wirkungen  des  privaten  Grundeigenthums  auf  die  Vertheilung  als  etwas  ebenso  Un- 
discutirbares  und  Selbstverständliches  anzusehen,  wie  die  ganze  Institution  selbst: 
im  Ganzen  noch  heute  der  Standpunct  der  britischen  Nationalökonomie.  Aber  auch 
bei  allem  Festhalten  am  Grundeigenthum  muss  man  diese  Wirkungen  unbefangen 
kritisiren.  (Vgl.  auch  Rau,  Vorrede  S.  X  zur  S.Auflage  von  I,  1.)  —  Siehe  jetzt 
namentlich  Schaf fle.  Socialer  Körper  III,  384  ff.,  wesentlich  in  Uebereinstimmung 
mit  mir  (so  S.  390).  Samter,  gesellschaftliches  und  Privateigenthum«  hat  zwar  manche 
übliche  Gründe  für  Privateigonthum  am  Boden  widerlegt  und  manche  richtige  Gründe 
für  seine  allgemeine  Forderung  der  Abschaffung  desselben  beigebracht,  aber  er 
unterschätzt  m.  £.  die  ausschlaggebenden  Gründe  für  die  Institution,  die  social- 
politische  Function  des  selbständigen  Bauer-  und  auch  Grossgrundbesitzerstandes  u.  s.  w. 
Ich  weiche  daher  hier  wesentlich  von  ihm  ab,  erkenne  aber  der  Schrift  deshalb  doch 
gern  ihren  Werth  zu  (vgl.  meine  Recension,  Jenaer  Litteratur-Zeitnng  1877,  Nr.  13). 
Aehnliches  gilt  von  seinen  anderen  Schriften  über  Eigen thum  (a.  a.  0.  S.  187).  Der 
Socialismus  und  die  neue  Bodenbesitzreformbeweguug  begehen  weit  grössere  Fehler 
und  Einseitigkeiten  (§.  156).  Auch  in  der  Litteratur  der  letzteren  findet  sich  nicht 
nur  eine  zu  einseitig  polemische  Tendenz  unter  Verkennung  der  productionsökono- 
mischen  und  technischen  Leistungen  und  der  socialen  Function  des  Privateigenthums 
am  Boden,  besonders  am  ländlichen,  es  werden  auch  Argumente,  welche  in  Gross- 
städten, Industrie-  und  Bergbaugegenden  gegen  städtisches  Privatgrundeigenthum 
sprechen,  zu  sehr  verallgemeinert  auf  andre  Ge>renden,  Orte  und  Bodenkategorieen 
ohne  Weiteres  angewandt  und  die  ökonomisch-technischen,  auch  juristisch-technischen 
Schwierigkeiten  der  richtigen  Regelung  und  Durchführung  einer  Gemeineigenthums- 
ordnung,  selbst  am  städtischen  Boden,  werden  unterschätzt  und  meistens  gar  nicht 
näher  erörtert. 

Die  socialistische  Polemik  vollends  sieht  auch  hier  nur  auf  das  Verthcilungs- 
interesse  und  die  von  der  Vertheilung  abhängige  sociale  Machtstellung  und  betrachtet 
das  Productionsinteresse  zu  wenig.  In  ihren  positiven  Vorschlägen  (landwirthschaftliclje 
Productivgenossenschaftcn  u.  dgl.  m.)  tritt  dies  deutlich  hervor.  In  meiner  Schrift 
über  die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  war  im  Wesentlichen  noch  zu 
einseitig  der  Standpunct  der  Schule  vertreten,  Productionsinteresse  und  bäuerliches 
Grundeigenthum  zu  sehr  vorangestellt.  Im  Texte  wird  jetzt  durchweg  zwischen  Pro- 
dactions-  und  Vertheilungsstandpunct  und  zwischen  den  Hauptgrundbesitzarten  unter- 
schieden, auch  die  socialpolitische  Seite  der  Frage,  welche  mit  der  Vertheüungsart 
des  aus  der  Bodenproductiou  herrührenden  Volkseinkommens  und  mit  der  Bevölkernngs- 
frage  zusammenhängt,  gebührend  in  die  Discussion  hineingezogen.  Besondere  Be- 
achtung hat  das  städtische  Grundeigenthum  gefunden,  welches  früher  so  wenig  unter- 
sucht worden  ist,  siehe  Abschnitt  3  unten.  —  Eine  kurze  Zusammenfassung  meiner 
Ansichten,  mit  Ausführungen  über  einige  Puncto,  enthält  mein  Artikel  Grundbesitz  im 
Handwörterbucli  der  Staatswissenschaften,  Band  IV. 


1.   Abschnitt. 
Einleitende  allgemeine  Betrachtung. 

I.  —  §.  188  [340].  Fragestellung  und  Art  der  Be- 
antwortung. Die  vorausgehenden  Untersuchungen  über  die  In- 
stitution   des  privaten   Grundeigenthums  führen   zu    dem  Schlnss, 
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dass  die  Frage  nach  der  gesellschaftlichen  und  yolkswirthscbaft- 
lichen   Nothwendigkeit  and  Entbehrlichkeit  dieser  Institution   nur 
eine  relative  Beantwortung  zulässt:  es  muss  dabei  von   vorn- 
herein nach  Bodenkategorieen,  alsdann  weiter  bei  einer  jeden 
nach  den  zeitlichen  oder  geschichtlichen  und  den  örtlichen 
Verhältnissen,  und  ferner  nach  den  allgemeinen  Zuständen 
der  Volks wirthschaft,  der  Zahl,  Dichtigkeit  und  Gnitnr  des 
Volks,  dem  Stande  der  Productionstechnik  und  Oekonomik  unter- 
schieden  werden.     Dieser  Schluss  bildet  den  Ausgangspunct   flir 
die  Erörterung  der  mit  der  obigen  connexen  Frage  nach  der  Zu- 
lässigkeit,    Zweckmässigkeit   und  Nothwendigkeit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums.     Auch 
auf  diese  Frage  lässt  sich  keine  absolute,  allgemeine  Antwort  geben, 
weil  die  Vortheile  und  Nachtheile  des  Privateigenthums  am  Boden 
nach  den  Benutzungskategorien  (§.  99)  und  bei  diesen  wieder  nach 
Zeit  und  Ort  und  technischen  wie  anderen  Umständen  wechseln. 
Auch  die  demgemäss  specialisirende  Antwort,  welche  die  Zweck- 
mässigkeit   der   Beseitigung    des   Privateigenthums   etwa   bejahen 
sollte,   enthält  jedoch  erst  dann  ein  endgiltiges  Verdict  gegen  das 
private  Grundeigenthum,  wenn  in  dem  betreffenden  Falle  die  öko- 
nomisch-technische   Durchführbarkeit    der   Maassregel 
nachgewiesen,  d.  h.  der  Beweis  gefuhrt  worden  ist,  dass  und  wie 
hier  „der  Boden  ohne  Vermittlung  von  Privateigenthtimern   seine 
volkswirtbschaftliche  Function   erfüllen   kann"  (§.  159).    Eine  ge- 
lungene Beweisführung  dieser  Art  setzt  voraus,  dass  zugleich  die- 
jenige Rechtsform   für  das  menschliche  Herrschaftsverhältniss  über 
den   Boden  —   z.  B.   Gemeineigentbum    der    staatlichen   Zwangs- 
genieinwirthscbaft  an   allem  Boden  mit  communalen  oder  privaten 
Nutzungsrechten  oder  mit  Bewirthschaftung  durch  den  Staat  selbst 
oder   durch  Privatpächter  u.  s.  w.  —  ermittelt  ist,  welche  die   bis- 
herigen Nachtheile  der  Privateigenthunisinstitution,    besonders   für 
die  Vertheilung  des  Productionsertrags,   vermeidet,   ohne  dass  die 
Vortheile   dieser  Einrichtung,   besonders   für  die  Bewirthschaftung 
des  Bodens,   für  die  Gewinnung   des  Productionsertrags   und   der 
Nutzungen,     gleichzeitig    verloren    gehen.      Ja    womöglich    muss 
sich    zeigen    lassen,    dass    diese    Vortheile    zugleich    gesteigert 
werden. 

Die  hauptsächlichen  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  und 
socialpolitischen  Gründe,  welche  itir  die  These  der  Beseitigung  des 
privaten  Grundeigenthums  in  unseren  heutigen  Culturstaaten  ausser 
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den  in  den  vorigen  Abschnitten  schon  erörterten  geltend  gemacht 
werden  y  sind  bereits  oben  in  §.  158  unter  Nr.  4  kurz  zusammen- 
gestellt worden.  Das  Gewicht  dieser  Gründe  ist  wiederum  bei 
den  einzelnen  Bodenarten  und  nach  den  Zeit-,  Orts-  und  all- 
gemeinen technischen,  volkswirthschaftlichen  und  socialen  Verhält- 
nissen ein  sehr  verschiedenes.  Deshalb  ist  auch  hier  wieder  eine 
Specialisirung  der  Fragen  nothwendig  und  jede  absolute  Be- 
antwortung abermals  unzulässig. 

Die  Grundrenten,  die  Conjancturengewinne  und  demgemäss  die  günstigen  nnd 
ungünstigen  Chancen  für  die  Eigenthümer  fallen  z.  B.  bei  den  verschiedenen  Boden- 
arten sehr  verschieden  aus.  Die  Höhe  des  in  Aussicht  stehenden  Gewinns,  die 
Laschheit  des  Bezugs  desselben,  die  Leichtigkeit  seiner  Realisirung  durch  Verkanf 
oder  Verpfändung  und  Creditbenntzung  ist  bei  städtischem,  ländlichem,  Bergwerks-, 
Wege-,  Waldboden  n.  s.  w.  ganz  ungleich  und  wechselt  in  verschiedener  Weise.  Und 
ebenso  ist  einerseits  die  günstige  sociale  Function,  andrerseits  die  sociale  Uebermacht 
und  die  Fähigkeit  des  Eigenthümers ,  seinen  privaten  Boden  zur  Ökonomischen  Aus- 
beutung Andrer  auszunutzen,  nach  jenen  Bodenkategorieen  nnd  nach  Zeit-  und  Orts- 
verhältnissen wieder  höchst  verschieden.  Lauter  Gründe,  welche  gegen  die  genereUe 
Entscheidung  der  Grundeigenthumsfrage,  sei  es  für  oder  wider  das  Privateigenthum, 
sprechen,  was  von  den  Anhängern  und  den  Gegnern  dieser  Institution  gleichmässig 
übersehen  zu  werden  pflegt. 

Die  folgende  Untersuchung  kann  nun  nicht  auf  alle  Specialfälle  der  Grundeigen- 
thumsfrage eingehen,  was  für  die  hier  in  der  Grundlegung  zu  lösende  Aufgabe  auch 
nicht  nothwendig  ist.  Es  genügt,  die  Frage  der  Abschaffung  des  privaten  Besitzes 
fUr  die  beiden  Hauptkategorleen  des  Bodens,  den  ländlichen  oder  agrarischen 
und  den  städtischen  oder  den  Wohngebäude-Boden,  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen der  west-  und  mitteleuropäischen  Gulturstaaten  etwas  näher  zu  prtlfen 
(siehe  unten  Abschnitt  2  und  8)  und  auf  die  anderen  Bodenarten  und  anderen  Zeit- 
und  Ortsverhältnisse  bloss  einen  kurzen  Blick  zu  werfen  (siehe  unten  Abschnitt  4, 
womit  zu  vergleichen  oben  §.  130,  157).  Auch  in  Betreff  der  ländlichen  Grundeigen- 
thumsfrage und  ebenso  in  Betreff  dieser  anderen  Bodenkategorieen  ist  für  alles  Weitere 
auf  die  Practische  Nationalökonomie,  besonders  auf  die  Agrarpolitik  (Buchenberger 
I,  S.  229  ff.  und  manche  andere  Abschnitte  seines  Werks)  zu  verweisen. 

Für  die  folgenden  Erörterungen  vergesse  man  übrigens  vollends  nicht,  dass  jede 
Beantwortung  jener  Frage  in  den  einzelnen  Specialf allen  zunächst  nur  für  die 
Theorie  gilt  und  auf  die  Praxis  nur  insoweit  übertragen  werden  darf,  als  die  in 
der  theoretischen  Untersuchung  angenommenen  Voraussetzungen  hier  wirklich  zutreffen : 
m.  a.  W.:  die  Antwort  muss  hier  noch  mehr  specialisiren,  noch  relativer  ausfaUen,  je 
nach  den  concreten  Verhältnissen. 

Für  die  unbefangene  Untersuchung  der  Frage  der  Abschaffung 
des  privaten  Grundeigenthums  ist  es  nothwendig,  sich  zunächst 
die  Wirkungen  zu  vergegenwärtigen,  welche  die  Durchführung 
dieses  Postulats  in  ökonomischer  und  socialer  Hinsicht  mit  sich 
bringen  würde. 

Diese  Wirkungen  zerfallen  in  solche,  welche  die  volkswirth- 
schaftliche  Production  und  solche,  welche  die  volkswirthschaft- 
liche  Vertheilung  des  Einkommens  betreffen.  Wir  wollen 
letztere,  als  die  in  der  Beweisführung  zu  Gunsten  des  Gemein- 
eigenthums  am  Boden  meist  voranstehenden,  zuerst  betrachten. 
Mit  ihnen  hängen  dann  wieder  socialpolitische  enge  zusammen. 
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IL  —  §.  189  [341].  Wirkungen  einer  Beseitigang 
des  privaten  Grundeigenthums  auf  die  Vertheilnng 
des  Volkseinkommens.  Nimmt  man  zum  Zweck  der  Festr 
Stellung  dieser  Wirkungen  einmal  an,  dass  sieh  die  Forderung 
wirklich  allgemein  ohne  wesentliche  Nachtheile  ifir  die  Bodenpro- 
duction  durchillhren  Hesse,  was  freilich  der  strittigste  und  wie  sich 
unten  zeigen  wird,  nur  theilweise  zu  bejahende  Punct  in  der  Frage 
ist  (§.  191),  so  tritt  allerdings  vor  Allem  ein  aasserordcDtlich 
mächtiger  Einfluss  der  Maassregel  auf  die  Vertheilnng  des 
Volkseinkommens  hervor.  Denn  alles  dasjenige  Privateinkoaimen, 
welches  jetzt  als  Grundrente  den  Grundbesitzern  nur  kraft  ihres 
Eigenthumsrcchts  zufliesst  und  einen  mehr  oder  weniger  erheblichen, 
im  Ganzen  bei  fortschreitenden  Golturvölkem  einen  immer  grösseren 
Theil  (Quote)  des  Volkseinkommens  oder  des  Reinertrags  der 
Volkswirthscbaft  (§.  172,  176  ff.)  bildet,  wird  jetzt  verfügbar  für 
die  eine  Gemeinschaft,  den  Staat  oder  die  mehreren  Gemeinschaften, 
z.  B.  die  Gemeinden,  welche  man  sich  als  Eigenthttmer  des  Ge- 
meinbodens (so  etwa  in  den  Städten)  denken  mag.  Das  würde 
die  Wirkung  wenigstens  da  sein,  wo  bei  Privateigenthum  eine 
stärkere  Steigerung  der  Grundrente  bei  dichter,  wohlhabender 
werdender  Bevölkerung  anzunehmen  ist:  daher  unbedingt  in  einem 
geschlossenen  Wirthschaftsgebiete,  bedingt,  aber  doch  in  wichtigen 
Fällen  thatsächlich  auch  in  einem  nicht -geschlossenen,  der  Welt- 
marktconcurrenz  stark  unterliegenden  Gebiete  (städtischer  Wohnungs- 
boden, Wege-,  Bergwerks-,  auch  doch  im  Ganzen  Forstboden, 
weniger  allgemein  und  stark,  wenngleich  ebenfalls  mehrfach  mit 
bei  agrarischem  Boden).  Diese  Wirkung  führt,  wenn  auch  nicht 
immer  nothwcndig  direct,  so  durch  verschiedene  Mittelglieder 
schliesslich  zu  einer  viel  gleichmässigeren  Vertheilung  des 
unter  der  obigen  Voraussetzung  in  BetreflF  der  Bodenproduetion 
mindestens  nicht  absolut  kleiner  gewordenen  Volkseinkommens  in 
der  Bevölkerung,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  die  Gemeinschaft  ihren 
Fiuanzbedarf  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  aus  diesem  Kenten- 
bezug  deckt,  einer  Lundcrtprocentigen  Grundsteuer  (von  allem  wie 
immer  benutzten  Boden,  der  überhaupt  eine  Rente  giebt)  ver- 
gleichbar. 

Man  kann  zur  Verdeutlichung  auch  den  Vergleich  mit  unserem  Dom&Den- 
wescu  machen.  Eine  ähnliche  Einnahme  wie  die  Zeitpachtrente  der  Domänen 
würden  Staat  und  bez.  Gemeinde  als  Pacht-  und  Miethrente  von  allem  prodocÜTen 
Boden  beziehen  und  diese  würde  sich  steigern,  wie  sich  in  unserer  Zeit  die  Staats- 
cinnahme  aub  den  steigenden  Domänenreuten  erhöht.  Der  mittlere  j&hrliche  Pachtzins 
pr.   Morgen    der   verpachteten  Staatsdomänen    war   z.  B.   in   Preusscn   1849   1.19, 
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1864  1.89,  1867  2.11  Thaler.  (Siehe  Meitzen  III,  40$.  Specielleres  bei  A.  Frantz, 
Preüssische  Staatsdomanialgüter,  2.  Auflage,  Jena  1868.)  Trotz  neuerer  Rückschläge 
in  einzelnen  Pronnzen  nnd  bei  einzelnen  Domänen  In  Folge  der  rückweichenden 
Gonjunctnr,  der  sinkenden  Preise  der  Agrarprodacte  nnd  der  steigenden  (namentlich 
einzelwirthschafUichen)  Prodnctionskosten  (Lohne  n.  s.  w.)  ist  doch  im  Ganzen  immer 
noch  die  Domänenpachtrente  im  Steigen  begriffen.  Sie  betrug  in  den  alten  preassischen 
(vor-66er)  Pronnzen  für  den  ha.  1S49,  69,  79,  90/91:  13.9,  26.11,  35.63,  38.95 
Mark,  in  Ostprenssen  7.63,  14.58,  18.57,  20.12,  in  Provinz  Sachsen  26.71,  44.34, 
70.15,  83.34  (Rübengegenden),  in  Hannover  in  den  drei  letzten  Terminen  36.51, 
52.15,  56.59  Mark  (siehe  Conrad's  Jahrbücher  1891,  I,  509).  —  Die  George'sche 
„Single  taz'*-Bewegnng  in  America  hat  solche  „Wegstenernng**  des  Grandrentenzu- 
wachses im  Sinne. 

Diese  gleichmässigere  Vertheilnng  ist,  wie  immer ,  mit  einer 
gleichzeitigen  grösseren  Ausgleichnng  der  socialen  Machtverhält- 
nisse und  des  Bildnngsstands  der  Volksangehörigen  nothwendig 
yerbnnden.  Jene  sociale  nnd  politische  Uebermacht,  welche  der 
ländliche  private  Grossgrandbesitz,  jene  gleiche  Uebermacht  nnd 
jene  Fähigkeit  zn  ökonomischer  Ausbentang ,  welche  vollends  das 
grossstädtische  Grund-  und  Hauseigenthum  öfters  verleiht,  fällt  bei 
der  Constituirnng  von  Gemeineigenthum  am  Boden  fort;  freilich 
die  etwa  erwünschte  und  segensreiche  sociale  Function  einer 
tüchtigen  Grnndaristokratie  ebenfalls. 

Selbst  wenn  die  Maassregel,  wie  hier  anzunehmen  ist,  mit  aller 
derjenigen  Schonung  erworbener  Rechte  durchgeführt  wird,  welche 
das  Rechtsbewusstsein  bei  unseren  Culturvölkern  verlangt,  wenn 
daher  z.  B.  eine  Ablösung  des  Grundeigenthums  nach  den  Grund- 
sätzen der  Expropriation  gegen  volle  Entschädigung  nach  Maass- 
gabe der  bisherigen  Rente  oder  wenigstens  nach  ähnlichen  Prin- 
cipien  wie  in  dem  nahe  verwandten  Falle  der  Zehntablösung 
erfolgte,  so  würden  die  Wirkungen  für  die  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  für  die  socialen  Machtverhältnisse  doch  wichtig 
sein  und  in  Zukunft  immer  wichtiger  werden. 

Denn  wenn  auch  hier  zunächst  in  der  Yertheilang  des  Volkseinkonunens  nor 
die  formelle  VeräDderong  einträte,  dass  die  bisherigen  Gmndeigenthtimer,  anter 
Voraussetzung  einer  wirklich  voUen  Entschädigung,  ein  gleich  hohes  Prirateinkommen 
als  Ablösungsrente  statt  als  Grundrente  bezögen,  so  ist  doch  schon  diese  Aenderung 
in  ökonomischer  und  socialer  Beziehung  nicht  bedeutungslos.  Jeder  weitere  Zuwachs 
der  Bodenrente  käme  aber  von  nun  an  der  Gemeinschaft,  nicht  den  ehemaligen 
Privateigenthttmem  zu  Gate.  Bei  Verzeitpactung  bezögen  die  Pächter  (oder  Mietiber 
von  Gebäuden)  nur  während  der  Pachtzeit  den  Bentenzuwachs ,  hinterher  Staat  oder 
Gemeinde.  Daraus  ginge  eine  sich  steigernde  Ausgleichung  der  Privateinkommen 
hervor.  M.  a.  W.  die  Grundbesitzer  erlitten  zwar  nicht  damnum  emergens,  aber  in 
Zukunft  immer  mehr  lucrum  cessans.  In  mehr  als  einer  Beziehung  ergiebt  sich  hier, 
dass  eine  allgemeine  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  an  und  für  sich  und 
in  ihren  ökonomischen  und  socialen  Wirkungen  für  die  Berechtigten  eine  YeraU- 
gemeinerung  des  heutigen  Ezpropriationswesens  (i.  e.  S.,  s.  unten  Kapitel  3).  und  der 
erfolgten  Ablösung  bäuerlicher  Lasten  wäre:  die  Wirkungen,  im  Principe  gleich, 
wären  nur  dem  Grade  nach  stärker. 

A.  Wagner,  Chnindlegimg.  8.  AniL  2.  Tb«IL   Volkswiithsohaft  n.  B«cht.  23 
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Ueber  die  etwaigen  Rückwirkungen  einer  Beseitigung  prirater  Renten  u.  s.  w. 
auf  die  Yertheilnng  des  gesammten  Volkseinkommens  in  der  Richtong  einer  Erhöhung 
des  Durchschnittseinkommens  der  bisher  ?on  diesem  Rentenbezug  im  Wesentlichen 
ausgeschlossenen  unteren  Volksklassen  und  tlber  die  Weiterwirkung  dieser  reränderten 
Yertheilung  auf  die  BeFölkerun^bewef^ung  ist  im  1.  Theile  im  4.  Buch  mehrfach 
gehandelt  worden  (so  §.  199,  248  ü\,  278). 

Das  ausgesprochene  Ziel  der  AnhäDger  des  Postulats  von  der 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthuuis,  wie  der  Sociaiisten, 
ist  eine  solche  Veränderung  der  Yertheilung  des  VolkseinkommeDs, 
wie  die  aus  einer  Beseitigung  des  privaten  Rentenbezugs  hervor- 
gehende mit  allen  den  ökonomischen,  socialen,  politischen  and  die 
Volkscultur  berührenden  Weiterwirkungen,  welche  diese  Veränderung 
mit  sich  brächte.  Und  umgekehrt  müssen  die  folgerichtigen  An- 
hänger der  bestehenden  Einrichtungen  diese  Veränderung  und  deren 
Wirkungen  verwerfen  und  die  Wirkungen  des  jetzigen  privaten 
Grundeigenthums  auf  die  Vertheiinng  des  Volkseinkommens  und 
auf  die  socialen,  politischen  und  Bildungsverhältnisse  des  Volks 
entweder  unmittelbar  an  und  für  sieh  billigen,  weil  sie  diese 
Wirkungen  für  erwünscht  halten,  oder  wenigstens  als  unvermeid- 
liche und  in  der  Hauptsache  nicht  abzuändernde  hegleitende  Folge 
der  Institution  des  privaten  Grundeigenthums  mit  hinnehmen,  weil 
sie  in  letzterer  eine  nothwendige  Voraussetzung  für  die  erforder- 
liche volkswirthschaftliche  Function  des  Bodens  im  Productions- 
interesse  sehen. 

§.  190  [342].  Das  Endurtheil  über  jene  Wirkungen  und  ander- 
seits über  die  Wirkungen  einer  Abschaffung  des  Privateigenthums 
auf  die  Vertheiinng  des  Volkseinkommens  ist  von  dem  Urtbeil  ab- 
hängig, welches  vom  Standpuncte  des  wahren  und  dauernden 
nationalen  Gcsammtinteresses  über  die  in  einem  Volke  und  Zeit- 
alter wünschenswerthe  Gestaltung  der  individuellen  Vertheiinng  des 
Volkseinkommens  gefällt  wird;  daher  auch  unter  gleichzeitiger 
Würdigung  der  Bedürfnisse  der  Production  und  der  Rückwirkung 
der  Vertheiinng  auf  die  socialen  Verhältnisse,  die  Cultur,  die  Be- 
völkerungsbewegung des  ganzen  Volks. 

Es  ist  daher  hier  besonders  za  verweisen  auf  den  5.  Ilauptabschuiit  (§.  94 — 109e) 
des  2.  Kapitels  der  1.  Abtheilun;^  (vgl.  auch  daselbst  §.  204)  in  der  2.  Anflagrc  dieses 
Werks,  namentlich  aber  auf  die  erweiterten  und  etwas  veränderten  Ausführungen  im 
1.  Theil  dieser  H.  Auflage,  Buch  4.  Kapitel  2  (S.  OGG— 760),  „der  Bedarf  und  das 
Vertheilunj^sproblem''  oder  die  „Einküuimenlehre  vom  Vertheilungsstandpuncte  be- 
trachtet" ;  zugleich  auch  auf  die  durt  in  dieser  li.  Auflage  erst  gegebene  BcvOUfenings- 
lehre  (Buch  4  Kapitel  1.  S.  445 — ()66),  besonders  auf  den  2.  Hauptabschnitt  „rolis- 
wirthschaftliche  Folgerungen''  in  Betrcll'  des  nationalOkonomi^chcn  Bevölkerungsproblems 
iS.  632 — 66(>V  Der  enge  Zusammenhang  dieser  Verhältnisse  und  die  Entscheidung 
der  hier    erörterten  Kechtsfragcu    mit  nach  jenen   im   1.  Theil  dargelegten  nnd  be- 
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gründeten  Gesichtspnncten  ist  hier  auf  das  Entschiedenste  zu  betonen.    Die  Gegner 
des  Phvateigeuthams  haben  anch  das  wieder  wenig  oder  gar  nicht  beachtet. 

Man  kann  hiernach  folgende  Antwort  auf  die  Frage  nach  der 
Zweckmässigkeit  der  Abschaffung  des  privaten  Gmndeigenthums 
im  Allgemeinen  geben,  wenn  diese  Frage  lediglich  so  allgemein 
aus  dem  Gesichtspuncte  der  Vertheilung  betrachtet  und  die 
Bedingung  einer  genügenden  volkswirthschaftlichen  Function  des 
Bodens  im  Productionsprocess  auch  bei  einer  anderen  Regelung 
des  Herrschaftsverhältuisses  über  den  Boden  statt  mittelst  der  Privat- 
eigenthumsinstitution  als  erfüllt  angenommen  wird:  die  Beseitigung 
des  privaten  Grundeigenthums  wird  wegen  ihrer  unvermeidlichen 
directen  und  indirecten  Wirkungen  auf  die  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  wegen  der  ökonomischen,  socialen  und  cultur- 
lichen  Weiterwirkungen  dieser  veränderten  Vertheilung  unbedenk- 
licher und  selbst  erwünscht  und  immer  erwünschter,  je  grösser  das 
gesammte  Volkseinkommen,  je  weniger  daher,  nach  den  früheren 
Erörterungen,  die  Ungleichheit  der  Vertheilung  eine  nothwendige 
Voraussetzung  der  Gulturentwicklnng  der  Nation  ist.  Das  private 
Grundeigenthum  ist  deshalb  in  früheren  Perioden  der  Volks- 
wirthschaft  gerade  im  Vertbeilungsinteresse  nothwendiger,  wo 
es  im  Pro  du  ction  sinteresse  eher  entbehrlich  wäre,  auch,  wie 
gezeigt  wurde,  geschichtlich  vielfach  fehlte,  —  und  umgekehrt  auf 
höheren  Stufen  in  erster  Beziehung  bedenklicher,  in  zweiter 
jedoch  oft  nothwendiger.  Lässt  sich  aber  bei  entsprechenden  öko- 
nomisch-technischen Veränderungen  der  Bodenproduction,  daher 
namentlich  bei  einzelnen  Bodenkategorieen,  eine  genügende  Boden- 
besteilung oder,  allgemein  ausgedrückt,  eine  genügende  Function 
des  Bodens  für  diejenigen  Zwecke,  denen  er  dient,  ohne  Ver- 
mittelung  von  Privateigentbümern  erzielen,  wie  dies  wenigstens 
theilweise  der  Fall  ist,  so  fallt  auf  höheren  Wirthschaftsstufen 
dieser  Einwand  gegen  die  Beseitigung  des  Privateigenthums  am 
Hoden  fort. 

Diese  generelle  Antwort  auf  das  Postulat  im  Allgemeinen  ist 
dann  aber  wieder  zu  specialisiren  nach  den  einzelnen 
Bodenarten,  je  nachdem  diese  eine  andere  Benutzung  als  durch 
Privateigenthttmer  leichter  oder  schwerer  gestatten  und  je  nachdem 
sie  durch  die  specifische  Einwirkung  der  privaten  Verfügung 
über  sie  und  des  privaten  Rentenbezugs  von  ihnen  in  mehr  oder 
weniger  erwünschter  Weise  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
die  sociale  und  politische  Lage  der  Bevölkerungsclassen  beeinflussen 
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Hiernach  wird,  um  übersichtlich  eine  vorlänfige  Entscheidung 
der  Frage  zn  geben,  Wald-  and  Wegeboden  vom  Standpuncte 
der  volkswirthschaftlichen  Production  und  Vertheilnng  ans  betrachtet 
bei    nns    ziemlich   allgemein   dem   Privateigenthum   zu   entziehen, 
mindestens    der    Staats-    und    Gemeindewald,    welcher    mehrfach 
noch  in  grossem  Umfang  sich  erhalten  hat,  so  zn  erhalten  sein. 
Für  die  Erhaltung  des  kleinen  und  mittleren  ländlichen 
Privateigenthums  (des  bäuerlichen  Grundbesitzes)  sprechen 
dagegen    wichtige    ökonomische,    mit  dem   Vertheilangs- 
interesse  zusammenhängende  und  socialpolitische  Gründe  zu- 
gleich mit  Gründen,  welche  dem  Pro  du  ctionsinteresse  entnommen 
sind  (§.  200,  201).    Bei  dem  ländlichen  Grossgrundbesitz 
sind  letztere  Gründe  schon  allgemeiner  durch  Thatsachen  wider- 
legt, wo  dieser  Besitz,  wie  in  England,  meist  von  Pächtern  tüchtig 
bewirthschaftet  wird.    Aehnliches  gilt,  wo  sich  wenigstens  in  wich- 
tigen Beispielen,   wie  vielfach  bei  uns  durch  die  Zeitpacbten  der 
Staatsdomänen,  nachweisen  lässt,  dass  eine  genügend  prodnctive 
Bewirthschaftung  von  Grossgütem  ebenso  gut,  mitunter  aus  ökono- 
mischen  Gründen  wegen  des  Wirthschaftens  mit  grösserem   Be- 
triebskapital selbst  besser  durch  Pächter  als  darch  Eigenthttmer 
stattfinden  kann,  wenn  nur  der  Pachtcontract  zweckmässig  ein- 
gerichtet wird  (§.  202).    Ob  wegen  des  Einflusses  des  Grossgrund- 
besitzes  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  eine   Be- 
seitigung desselben  zu  erstreben  ist,  wird  dagegen  wieder  von  dem 
Urtheil  über  die  thatsäcblicbe  sociale,    politische  und  cnltorliche 
Function  der  Grundaristokratie  einer-  und  die  im  Gesammtinteresse 
wUnschenswerthe    anderseits    abhängen    müssen   (§.  203).      Dabei 
bildet  auch  die  Stellung  dieser  Aristokratie  schon  als  eines  noth- 
wendigen  Gegengewichts  gegenüber  der  Kapital-  oder  Geldaristo- 
kratie, einer  wohl  zu  beschränkenden,  aber  nicht  zu  beseitigenden 
Folge  der  nach  dem  Früheren  gebotenen  Beibehaltung  der  Institution 
des  Privatkapitals,   ein  Moment,   das   bei   der  Entscheidung    der 
Frage  mit  in  Betracht  kommt.    Bei  dem  städtischen  Grnnd- 
(und  Hans-)Eigenthum  sind  wohl  zunächst,   wenigstens  nach 
der  gegenwärtigen  Sachlage,  Städtekategorieen   zu  unterscheiden. 
Bei  Grossstädten  moderner  Art  sprechen  weniger  Gründe  als 
bei  dem  meisten  übrigen  Boden  für  Privateigenthum  aus  dem  6e- 
sichtspunct  des  Productionsinteresses  und  ebenso  mehr  und  stärkere 
Gründe  als  in  irgend  einem  anderen  Falle  ftlr  die  Beseitigung  des 
Privateigenthums  wegen  seines  vielfach  nachtheiligen  ökonomischen 
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und  socialen  Einflnsses  auf  die  VertheiluDg  des  Einkommens  and 
auf  die  individuellen  Machtverhältnisse,  sowie  wegen  der  Specu- 
lationsexcesse  und  Krisen ,  zu  welchen  gerade  das  Privateigen- 
thum  am  Boden  hier  besonders  leicht  führt  (§.  204  ff.).  Für  den 
Bergwerksboden  möchte  sich  am  Schwersten  ein  auch  nur 
etwas  allgemeineres  Postulat  aufstellen  lassen.  Staats-  und 
Privatbergbau  neben  einander,  zum  Theil  unterschieden  nach 
den  Arten  der  zu  gewinnenden  Stoffe,  ist  wohl  für  unsere  Zeit 
das  Richtige.  Aehnliches  gilt  für  die  Gewässer,  wo  in  erheb- 
lichem Umfang  öffentliches,  staatliches  Eigenthum  bei  wichtigeren 
natürlichen  Gewässern  (Flüssen,  Strömen,  grösseren  Seeen),  dem 
meist  bestehenden  Rechte  gemäss,  angezeigt  sein  möchte. 

III.  —  §.  191  [343].  Die  Beseitigung  des  privaten 
Grundeigenthums  vom  Standpuncte  des  volkswirth- 
schaftlichen  Productionsinteresses  aus  betrachtet 
Die  hauptsächliche  volkswirthschaftliche  Begründung  findet  die 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  gerade  im  Productions- 
interesse.  Namentlich  wird  die  nothwendige  Steigerung  der  Inten- 
sität der  Bodenbebauung,  um  für  eine  grössere  Bevölkerung  mehr 
und  bessere  materielle  Prodocte  und  Nutzungen  aller  Art  dem 
Boden  abzugewinnen,  zu  diesem  Zweck  das  Erfordemiss  grösserer 
Freiheit  der  Bewegung,  wie  sie  das  Privateigenthum  giebt,  bei 
unseren  heutigen  Culturvölkern  zu  Gunsten  jener  Institution  vielfach 
angeführt  (§.  160).  Die  dargelegte  geschichtliche  Entwicklung  des 
ländlichen  Grundeigenthums  dient  gerade  hierfür  als  Beleg:  ein 
grossartiger  historischer  Inductionsbeweis  zur  Bestätigung  der 
Schlüsse,  welche  deductiv  aus  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse 
abgeleitet  werden.  Den  Einwänden  gegenüber,  welche  aus  dem 
Gesichtspuncte  der  Vertheilung  gegen  das  private  Grundeigenthum 
entnommen  werden,  wird  das  Productionsinteresse  hier  wie  in 
anderen  ähnlichen  Fällen  dem  Vertheilungsinteresse  voran  gestellt, 
weil  ohne  genügende  Production  die  Vertheilung  selbst  ihr  Object 
verliere. 

A.  Es  fragt  sich  nun  fürerst,  ob  diese  Auffassung  richtig  und 
ob  insbesondere  aus  der  geschichtlichen  Beweisführung,  welche 
zunächst  in  dieser  Allgemeinheit  nur  für  die  Vergangenheit  zu 
Gunsten  ländlichen  bäuerlichen  Grundeigenthums  spricht,  ein  noth- 
wendiger  aUgemeiner  Schluss,  wenn  nicht  für  immerwährende  Zeit, 
80  doch  für  Privateigenthum  in  der  Gegenwart  and  auf  weitere 
unbegrenzte  Zeit  sowie  an  allem  Boden  folgt 
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Eine  onbefangeDe  Kritik  wird  dies  yemeineii  müssen.  Viel- 
mehr ergiebt  sieh  gerade  aus  der  geschichtlicheD  Beweisfübrong 
die  gescbichtliche  Bedingtheit  der  Institution  des  privaten 
Grundeigenthums  und  ebenso  aus  dieser  Beweisftihrnng  sowie  aus 
der  kritischen  Prüfung  der  Functionen  der  einzelnen  Zweck- 
kategorieen  des  Bodens  die  nur  bedingte  Zweckmässigkeit  des 
Privateigenthums  an  Boden  überhaupt  und  an  bestimmten  Arten 
desselben,  je  nach  Zeit  und  Ort  uud  technischen  wie  sonstigen 
Umständen.  Daraus  aber  folgt  wieder  die  Möglichkeit  und  nnter 
Umständen  die  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  einer  Be- 
seitigung oder  Beschränkung  des  Privateigenthums  mit  veränder- 
ten geschichtlichen  Bedingungen,  selbst  hinsichtlich  des  läudlichen 
bäuerlichen,  um  so  mehr  hinsichtlich  anderer  Kategorieen  des 
Bodens.  Auch  der  unläugbare  Zusammenhang  zwischen  der  Ent- 
wicklung der  Intensivität  des  Bodenbaus  jeder  Art  und  der  Aus- 
bildung des  privaten  Grundeigenthums  rechtfertigt  es  doch  nur, 
eine  Vermuthung  speciell  bei  dem  Ackerbau  und  iu  den 
diesem  analogen  Fällen  des  übrigen  Bodenbaus  für  das  Privat- 
eigenthum  als  die  Regel  anzunehmen. 

Diese  Vermuthung  aber  lässt  stets  die  Eventualität  eines  Gegen- 
beweises oifen.  Ein  solcher  ist  auch  durch  viele  geschichtliche  und 
gegenwärtig  vorhandene  Thatsachen  gegen  das  private  Grundeigen- 
thum  in  wichtigen  Kategorieen  von  Fällen  (Wald-,  Wege-,  Berg- 
werksboden, domaniale  Feldgüter,  städtische  Bodenparcellen  wenig- 
stens in  gewissen  Fällen,  Gewässer)  zu  führen. 

Es  lassen  sich  auch  noch  andere  allgemeine  Gründe  gerade 
in  den  Verhältnissen  des  modernen  Wirthschaftslebens  finden, 
derentwegen  das  private  Grundeigenthum,  selbst  die  Nothwendigkeit 
intensiven  Bodenhaus  vorausgesetzt,  heute  vi^cniger  innerlich  gerecht- 
fertigt erscheint,  als  ehedem.  Je  mehr  bei  der  jetzigen  Verkelirs- 
entwicklung  dem  modernen  Communicationsweseu,  der  hochgradigen 
Arbeitsgliederung  u.  s.  w.  die  Conjuncturen  den  einzelwirth- 
Kchaftlichen  Reinertrag  und  demnach  den  Werth  des  Bodens  be- 
stimmen und  der  Einfluss  der  individuellen  Arbeitsleistung  und 
Kapitalverwendung  in  zweite  Linie  tritt,  desto  weniger  zutreffend 
wird  die  Begründung  des  privaten  Grundeigenthums  mit  den  an 
sich  richtigen  Gesichtspnncton  der  Aibeitstheorie  und  selbst  der 
natnrlich-ökonomischen  Theorie  (§.  102,  103  ff.,  114  ff.) 

Am  Deutlichsten  ergiebt  sieb  dies  beim  stUdti.^chen,  zumal  grossstädtiscben 
(iniudcigeiithum  bei  der  hier  eigentlich  Alles   bestimmenden   Macht  der  Conjanctur 
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(§.  205  (F.).  Aber  auch  bei  anderem  Grondeigentbam,  z.  B.  an  Bergwerks-,  Waldboden, 
und  selbst  bei  ländlichem  Grundeigenthum ,  zumal  Grossgrundbesitz ,  werden  die 
Conjuncturen  immer  entscheidender,  so  z.  B.  hier  namentlich  fOr  die  Preise  der 
leichter  transportfähigen  Artikel  (Getreide,  Vieh,  Butter,  Uandelsgewäcbse  u.  s.  w.), 
welche  sich  unter  dem  Einflnss  der  neueren  Transportmittel  mehr  und  mehr  nach 
den  Weltmarktconjancturen  richten.  Die  steigende  Bodenrente  wird  deswegen  immer 
weniger  ein  individuelles  „Verdienst",  die  „Prämienfanction"  der  Rente  (Schäffle) 
wird  ihatsächlich  unwichtiger,  die  „gesellschaftlichen  Zusammenhänge*'  steigern  die 
Rente:  was  eben  mehr  für  G e m e i n cigenthum  am  Boden,  auch  ?om  Productions- 
standpuncte  ans,  spricht.  Auch  die  Veränderungen  der  Technik  des  Bodenanbaus, 
besonders  bei  Hauptproducten,  wie  Getreide,  sprechen  gegenwärtig  nicht  mehr  so  ent- 
scheidend für  Privateigenthum  am  Boden.  Ja  letzteres  bietet  z.  B.  bei  grosser  Zer- 
stückelung selbst  Schwierigkeiten  fUr  die  Anwendung  besserer  Productionsmethoden 
(americanische  Dampfcultur). 

§.  192  [344]. —  B,  Sogar  die  Frage  der  Beseitigung  des 
privaten  Grundeigenthums  in  ihrer  vollen  principiellen 
Allgemeinheit,  angewendet  auf  allen  Boden,  liegt  auch  nach 
geschichtlicher  Auffassung  und  unter  Berücksichtigung  des  Pro- 
(luctionsinteresses  doch  anders  als  die  analoge  Frage  in 
Betreff  des  Privatkapitals.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
des  letzteren  erweist  sich  nach  dem  Früheren  schon  gedanken- 
mässig  schwer  fassbar,  weil  sie  eine  vollständige  Umgestaltung  der 
uns  erfahrungsmässig  bekannten  Organisation  der  Volkswirthschaft 
voraussetzt,  wovon  sich  auch  nur  eine  theoretische  Vorstellung  zu 
machen  schwierig  genug  ist.  Piaetisch  würde  sie  nothwendig  zu 
einer  Sprengung  und  schliesslichen  Beseitigung  des  ganzen  privat- 
vvirtbschafilichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft  führen :  eine  un- 
^^eheuere  neue  practische  Aufgabe  würde  zu  lösen  sein,  für  welche 
die  Mittel  und  Wege  kaum  auszudenken  sind,  namentlich  nicht 
nur  nach  der  technischen,  sondern  mehr  noch  nach  der  psycho- 
logischen Seite  das  Problem  betrachtet.  Die  ganze  Volkswirth- 
schaft wäre  gemeinwirthscbaftlich  zu  organisiren.  Dabei  ist  eine 
genügende  Wahrnehmung  des  Productionsinteresses  ohne  die  In- 
stitution des  Privatkapitals,  in  welcher  Rechtsform  sich  das  indis- 
pensable Nationalkapital  hauptsächlich  bildet  und  zweckmässiger 
Weise  bilden  muss,  kaum  vorauszusetzen  (§.  143  flf ). 

Anders  liegt  ohne  Zweifei  die  Sache  in  der  Grundeigenthums- 
fiage.  Selbst  eine  vollständige  Abschaffung  allen  privaten  Grund- 
eigenthums ist  weder  so  schwer  gedankenmässig  fassbar  als  die 
gleiche  Maassregel  bei  dem  Kapitaleigenthum,  noch  practisch  so 
schwierig  durchzuführen,  noch  erscheint  sie  nothwendig  von  vorn- 
herein so  verhänguissvoll  für  das  Productionsinteresse,  —  und  zwar 
einfach  deswegen  nicht,  weil  sie  sich  verwirklichen  Hesse  ohne  eine 
so  vollständige  Verrückung  oder  Umgestaltung  der  ganzen  Organi- 
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satioD  der  Volkswirthschaft,  wie  sie  eine  AbschaffuDg  des  Privat- 
kapitals bedingen  würde.  Das  privatwirthschaftliche  System 
könnte  in  der  Hauptsache  bei  der  Beseitigung  des  privaten  Grund- 
eigenthnms  bestehen  bleiben:  Pächterbetrieb  und  Mietber- 
nutzung  träte  nur  an  die  Stelle  des  Eigenbetriebs,  Pacht-  nnd 
Miethrecht  an  die  Stelle  des  Privateigenthamsrechts.  Die  all- 
gemeine Durchführung  einer  solchen  veränderten  Rechtsordnung 
würde  zwar  noch  manche  harte  Nnss  zu  knacken  geben,  weit  mehr 
als  die  hierin  ebenso  oberflächlichen  als  optimistischen  Gegner  des 
privaten  Grnndeigenthums  sich  vorstellen.  Aber  theoretisch  ein- 
facher nnd  practisch  leichter,  jedenfalls  überhaupt  und  wenigstens 
leidlich  befriedigend  lösbar  erscheint  die  Aufgabe  hier  immerbin. 

Die  ErfahniDg  belegt  es,  dass  bei  einer  zweckmässigen  Gestaltung  des  Pacht- 
rechts —  und  zwar  selbst  des  Zeitpachtrechts,  da  man  einwenden  könnte,   dass  das 
Erbpachtsystem  sich  zn  sehr  dem  Privateigenthumssystem  nähere  —  aof  ländlichen 
Klein-  und  Grossgütem  die  Production  sich  schon  dem  Erforderniss  steigender  loten- 
sirität   des  Bodenbaus   einigermaassen   anpassen  kann  (England).     Soweit  Bich   aber, 
wie  bei  Berg-,  Wegebau,  Forstbau,  auch  städtischem  Wohnungsbau  die  Production 
durch  Bodenpächter  schwer  ?erwirklichen  liesse  oder  der  Pachtbetrieb  keine  genügende 
Bürgschaft  fttr  eine  bessere  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Be^ölkeraug  als  unter 
der  Herrschaft  des  privaten  Grundeigenthams  gewährte,  z.  B.  in  dem  Falle  des  We^e- 
und   Wohnungsbaus    (§.  212):    so    wtlrde    eine  Ausdehnung    des    gemein wirthschaft- 
lichen,  zum  Theil  des  freigemein wirthschaftlichen ,  genossenschaftlichen,  wie  hie  und 
da  im   Wohnungsbau,   im  Feldbau,    mehr    noch  des  zwangsgemeiuwirthschaftlichen 
Systems  eine  gewiss  nicht  immer  leichte  und  einfache,  aber  doch  zu  ermöglichende 
und   einigermaassen  ausreichende  Abhilfe  bieten.    Auch  hier  handelte  es  sich  nicht 
um   so   schwierige  Probleme   wie    bei   der  Beseitigung   des  Privatkapitals,    sondern 
überall  liesse  sich  an  geschichtlich  überkommene  und  thatsächlich  schon  bestehende 
Verhältnisse  anknüpfen.     Der  staatliche  und  zum  Theil  der  communale  Forst-,  Wege-, 
Berg-,    Wohnungsbau  u.  s.  w.   wäre  nur  in  grösserem,    der  letztere  freilich   in  viel 
grösserem   Umfange  als   bisher  zu   betreiben  und   das   bezügliche   öffentliche   Grund- 
eigenthum  enbprechend  auszudehnen.    Dies   alles  erscheint  nicht  so  extravagant  und 
phantastisch,   wie   so   manche   socialistisch-communistische  Theoreme,   und   nicht  so 
schwierig,  wenn  überhaupt  möglich,  durchzuführen,  wie  die  Verwandlung  allen  National- 
kapitals aus  Primat-  in  öffentliches  Kapital.    Es  ist  vielmehr  eine  Gestaltung  des  Herr- 
scbafts?erhältnisäes    über   den    Boden,    welche   in    grossem  Umfange   überall    besteht 
und   sich  zum  Theil  gerade  in  moderner  Zeit  erst  mehr  und  mehr  verbreitet,   wie 
der  private  Pachtbetrieb  von  privatem  und  öffentlichem  ländlichen  und  der  Eigenbetrieb 
von   öffentlichem  Grundcigenthum  aller  anderen  Bodenkategorieen   durch   Staat,    Ge- 
meinde u.  8.  w. 

§,  193  [345].  —  C.  Das  private  Grandeigenthom  erscheint  nun 
besonders  zweckmässig  und  noth wendig,  wo  es  sich  im  Interesse 
der  Intensivität  der  Bodenbebauung,  mithin  auch  im  volkswirthschait- 
lichen  Productionsinteresse,  einmal  um  Kapital-  und  Arbeitsver- 
wendungen  in  den  Boden  handelt,  welche  der  Privateigenthtimer 
als  solcher  das  stärkste  Interesse  hat,  in  der  erforderlichen  Weise 
am  Passendsten  vorzunehmen;  wo  sodann  eine  möglichst  indivi- 
dualistische Gestaltung  der  Bewirthscbaftnng  durch  das  Pro- 
ductionsinteresse  gefordert  wird,  um  all  den  variablen  technischen 
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und  ökonomischeD  Momenten  Rechnung  zu  tragen,  die  allen  Boden- 
ban  (nicht  nur  den  Feldbau)  beeinflussen,  —  eine  individualistische 
Gestaltung,  welche  bei  der  freien  Verfttgungsmacht  des  vollen 
Privateigenthttmers  oft  am  Besten  zu  erreichen  ist. 

1.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  ländlichen  Privat- 
eigen  th  ums  aus  dem  Gemeineigenthum  findet,  gerade  aus  dem 
Gesichtspunct  des  Prodoctionsinteresses  kleinerer  und  gr()sserer 
Gemeinschaften,  schliesslich  der  ganzen  Volkswirthschaft  betrachtet, 
ihre  Erklärung  und  ihre  volkswirthschaftliche  und  gesellschaftliche 
Rechtfertigung  darin,  dass  das  Privateigenthum  jene  Kapital-  und 
Arbeitsverwendung  und  jene  individualistische  Ge8taltung  der 
Bewirthschaftang  jedenfalls  sehr  allgemein  in  der  dem  gesell- 
schaftlichen Productionsinteresse  entsprechenden  Weise  gefordert 
hat,  vermuthlich  besser,  als  irgend  eine  andere  Einrichtung,  welche 
nach  den  Verhältnissen  möglich  gewesen  wäre.  Im  ländlichen 
Grundeigenthum  wird  sich  die  Sachlage  wohl  auch  noch  lange, 
für  anabsehbare  Zeit  so  erhalten,  dass  das  Privateigenthum  im 
Productionsinteresse  zu  rechtfertigen  und  beim  Klein-  und 
Mittel-,  besonders  beim  eigentlichen  bäuerlichen  Betrieb  selbst 
zu  fordern  ist,  weil  der  Pacht  betrieb  hier  nicht  dasselbe  leistet 
als  der  Eigenbetrieb  des  Eigenthüraers,  auch  schwierig  passend  zu 
gestalten  ist  und  der  genossenschaftliche  Betrieb  zu  grosse  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  ökonomisch -technischen  Einrichtung  und 
Leitung  macht.  Maassgebend  ist  in  letzter  Linie  hier  die  Natur 
der  Landwirthschaft,  welche  für  grössere  Intensivität  des 
Betriebs  so  eigenthttmliche  Anforderungen  stellt.  Die  sociale  Seite 
der  Frage,  die  sociale  Function  eines  ländlichen  starken  Be- 
völkerungsstands auf  eigener  Scholle,  kommt  ausserdem  für  eine 
Entscheidung  in  gleicher  Richtung  zu  Gunsten  des  Privateigenthum s 
hier  besonders  stark  in  Betracht. 

Aber  sogar  beim  ländlichen  Boden  können  technische  Ver- 
änderungen eintreten  und  sind  zum  Theil  schon  eingetreten,  welche 
den  Betrieb  durch  den  Privateigenthtimer  selbst,  unter  Voraus- 
setzung eines  zweckmässigen  Pachtrechts,  im  Productionsinteresse 
entbehrlicher  machen. 

Vermehrte  satur wissenschaftliche  Erkenntniss  der  Gesetze  des  Pflanzen-  und 
Thierlebens,  der  Witternngserscheinangen ,  grossere  Yerverthung  dieser  Erkenntniss 
in  der  Landwirthschaftslehre,  grössere  Verwendung  des  Maschinenwesens  im  Ackerbau, 
Ansbildang  aller  Arten  des  landwirthschaftlichen  Versichernngswesens  gegen  die 
mancherlei  Wechselfälle,  unter  denen  anch  der  rationellste  Betrieb  nie  aufhört,  mit 
zu  leiden,  und  welche  er  nicht  alle  gut  machen  kann.  Dies  und  Andres  mehr  wirkt 
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allmälig  darauf  bin .  den   Eigenbetricb  darcb   den  PrivateigentbQmer  des  l&ndlichen 
Bodens  weniger  nothwendig  zu  macbeu. 

Damit  fällt  der  hauptsächlichste  volkswirtbschaftliche  Grand, 
welcher  ans  dem  Productionsinteresse  lUr  das  private  ländliche 
Grundeigenthnm  entnommen  wird,  fort. 

Wo  also  tbatsäcblicb  Pacbtbetrieb,  wie  in  England,  schon  rorwaltet  oder  sick. 
wie  bei  unseren  Domänen  im  Vergleicb  mit  dem  diesen  entsprecbenden  prirat'*n 
Grossgrundbesitz,  gut  bewährt^),  da  ist  der  factische  Beweis  der  Entbehrlichkeit  der 
Institution  für  das  Productionsinteresse  alltremein  oder  speciell  bereits  jü^efuhrt. 
Selbst  die  Schwierigkeit  des  Ueberganss  ron  Privat-  zu  Staatseigenthum  an  dem  länd- 
lichen Boden  ist  hier  bei  ausschlieHslichem  oder  stark  vorwaltendem  Grossgrund  besitz  und 
Grossbetrieb,  z.  B.  in  England,  keine  &o  bedeutende.  Denn  es  würde  in  der  land- 
wirthschaftiichen  Productionsweise  keine  Aenderung  eintreten  müssen,  nur  Bezug  und 
Vertheilung  des  ländlichen  Einkommens,  speciell  der  Grundrente  würde  sich  verändern. 
Staatsbehörden  hätten  die  Functionen  der  Agenten  der  biäherigen  Landlords  in  Betretf 
der  Vermittclung  zwischen  dem  EigeiithUiner  und  den  Pächtern  zu  übernehmen. '■ 
Weit  grössere  Schwierigkeiten  wurden  auch  in  diesem  Puncto  bei  Klein-  und  Mittel- 
betrieb und  allgemeinen  Zeitpachtwesen  für  denselben  eintreten,  was  die  Bodenbe&it£- 
reformer  nicht  genügend  beachten  (siehe  schon  oben  S.  41*J). 

Es  ist  wichtig,  sich  über  diese  Verhältnisse  klar  zu  sein,  denn 
es  folgt  für  die  principielle  Frage  des  ländlichen  Grnndeigenthnras, 
seiner  Erhaltung  oder  AbschaflFung  daraus,  dass  dieselbe  doch 
überwiegend  nach  dem  volkswirtlischaftlichen  Vertheilung s-  und 
dem  socialpolitischen,  nicht  n»ch  dem  Productions- 
interesse zu  beurtbeilen  und  zu  entscheiden  ist.  Am  Meisten 
erstens,  immerhin  weniger,  wenngleich  freilich  auch  noch  manch- 
fach,  aber  doch  nicht  so  allgemein,  letzteres,  wird  von  dieser  Ent- 
scheidung berührt.  Anders  liegt  der  Fall  daher  doch  heute  noch 
in  Ländern,  wo  bäuerliclics  Grundeigenthnm  stark  verbreitet 
ist,  weil  hier  eine  eingreifendere  Einwirkung  auf  die  Production 
von  der  Veränderung  dos  Eigenthumsverhältnisses  lange  nicht  so 
unabhängig  ist,  jedenfalls  nicht  so  weit  wie  bei  dem  Gross- 
grundbesitz. 

§.  194  [346J.  —  2.  Jene  beiden  Hedingungen,  welche  vom 
Standpiincte  des  Pr()ductionsi)ro(Csses  aus  hauptsächlich  für  privates 

')  So  urthcÜt  M  eitzen,  Boden  Freossens  III,  41U  über  die  Domänenpachtungen 
in  Preussen,  welche  >chon  seit  der  ersten  Iliilftc  ilo?  vorigen  Jahrhundorts  die  eigene 
Admini>trationt  fast  ganz  verdrängt  haben:  ..sie  haben  eine  wichtige  Rolle  in  der 
Entwicklung  der  vaterländischen  Landwirthschaft  vertreten.  Sie  haben  bis  auf  die 
neuste  Zeit  zu  den  be>ondors  Intelligent  betrieb.Mjen  Wirthschaften  gehört  und 
einem  grossen  Thcile  ihrer  Leiter  bei  ausserordentlich  grossen  Aufwendungen  und 
VerbcsscTuniren  ^floichwohl  in  der  R'igei  erhel)liche  Reichthümer  geschalfen.**  Dies 
günstige  Urthcil  ist  auch  jetzt  noch  das  allgemeine.  Der  Staat,  also  die  (iemoinschafc, 
hat  aber  anderseits  in  der  höheren  Pachtronto  (die  freilich  auch  aus  anderen  um- 
ständen, Kapitalverwenduuffen  u.  s.  w.  mit  gestiegen  ist)  die  höhere  aligemeine 
(irundn;nte  mit  bezogen.     Siehe  oben  S.  43-*». 

-)  Klurscheim,  Rettungsweg,  S.  450  If. 
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Grundeigenthums  sprechen,  erlangen  bei  keiner  der  übrigen  Hoden- 
kategorieen  eine  gleiche  Bedeutung  wie  bei  dem  ländlichen 
Boden.  Vielfach  ist,  unabhängig  von  den  Zeit-  und  Ortsverhält- 
nissen, bloss  nach  der  ökonomisch-technischen  Natur  dieser  anderen 
Bodenarten  und  ihrer  Bewirthschaftung  geurtheilt,  das  Privateigen- 
thura  hier  stets  von  vornherein  entbehrlicher,  und  auch  geschicht- 
lich und  noch  beute  immer  nur  in  geringerem  Urafan<;e  als  an 
dem  ländlichen  Boden  vorhanden  gewesen. 

In  den  wichtigen  Fällen  des  Forstbodens  und  des  Bodens 
bestimmter  Arten  von  Wegen  (Eisenbahnen)  sind  sogar  speci- 
tische  ökonomische  und  technische  Gründe  der  modernen  Zeit 
auch  im  Productionsinteresse  mehr  gegen  als  für  privates  Grund- 
eigenthum  und  selbst  direct  für  öffentliches,  mithin  für 
G  e  m  e  i  n  eigenthum  in  Händen  von  Zwangsgemeinwirthschaften, 
besonders  des  Staats,  anzuführen,  wie  dies  allmälig  immer  allge- 
meiner anerkannt  wird.  Bei  städtischem,  besonders  gross- 
städtischem Wohnungsboden  liegt  die  Sache  doch  in  einiger 
Hinsicht  ähnlich,  so  wenig  diese  Meinung  noch  verbreitet  ist 
(§.  204  ff.).  Bei  Bergwerken  sind  manche  ähnliche  Gründe 
wie  bei  ländlichem  Boden  für  Privateigenthum  und  Betrieb  durch 
die  Eigenthümer  vorhanden,  aber  doch  nicht  in  gleichem  Maasse 
als  bei  den  Aeckern.  Vielfach  bewährt  sich  Staatsbergbau- 
Eigenthum  und  Betrieb  heute  noch  ebenso  wie  früher,  ja  wird  er 
in  einigen  Fällen  in  höherem  Maasse  als  früher  ökonomisch-technisch, 
volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  erwünscht. 

Sicherlich  müssen  für  die  Wahl  des  Privat-  oder  des  öffect- 
lichen  Eigenthums  und  der  Privat-  oder  der  öflFentlichen  Bewirth- 
schaftung bei  allen  diesen  Bodenkategorieen  auch  in  dem  Fall,  dass 
nur  das  Productions-,  nicht  das  Vertheilungsinteresse  entscheiden 
soll,  die  concreten  volks-  und  privatwirthschaftlichen  und  tech- 
nischen Verhältnisse  den  Ausschlag  geben.  Aber  die  allgemeine 
Noth wendigkeit  oder  auch  nur  die  überwiegende  Zweck- 
mässigkeit des  Privateigenthums  für  die  Production  lässt  sich 
dennoch  bestreiten  und  ceteris  paribus  stets  nur  in  oft  viel 
geringerem  Umfange  als  hinsichtlich  des  ländlichen  Grundeigen- 
thums zugeben.  Das  Vertheilungsinteresse  kann  und  darf  daher 
auch  hier  für  die  principielle  Entscheidung  der  Eigeuthnmsfrage 
als  sehr  wesentlich  mitbestimmend  anerkannt  werden,  ohne  dass 
von  vornherein  mit  einer  vermeintlich  apodictischen  Anforderung 
des  volkswirthschaftlichen   Production sinteresses   die  Frage  als 
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ein  für  allemal  zu  Gunsten  des  Privateigentbums  entschieden  gelten 
könnte.^)  Damit  wird  der  wichtigste  Einwand  hinfällig ,  welcher 
selbst  schon  einer  Beschäftigung  mit  der  Frage  der  Nothwendigkeit 
oder  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grundeigenthums  überhaupt  und 
bei  den  verschiedenen  Bodenaiien,  mitbin  einer  Untersuchung,  wie 
derjenigen  in  diesem  Abschnitte,  entgegengestellt  wird.  Für  die 
folgende  Betrachtung  der  einzelnen  Bodenarten  ist  davon  besondere 
Act  zu  nehmen. 

Samter,  Gesellschaftliches  Privateigenthom ,  S.  95  IT.,  plädirt  ftlr  das  Gnmd- 
eigentham  als  gesellschaftliches,  weil  in  ihm  die  Prodoctlvkraft  der  Katar  wirksam 
sei  (was  ich  iu  dieser  Weise  nicht  zugeben  kann),  weil  es  nicht  beliebig  yermehrbar  sei 
und  weil  es  die  Tendenz  habe,  bei  fortschreitender  Gesellschaft  im  Werth  zu  steigen. 
£r  sucht  dann  S.  116  if.  auch  nachzuweisen,  welche  Yortheile  sich  aus  diesem  ge- 
sellschaftlichen Eigenthum  gerade  für  die  ländliche  Be?Olkernng  ergeben  wurden. 
Die  Kachtheile  seines  Postulats  sieht  er  durch  die  Yortheile  aufgewogen  (?)  S.  149  ff., 
und  die  sociale  Function  eines  privaten  ländlichen  Eigenthttmerstands  übersieht  auch  er 
wie  die  meisten  Bodenbesitzreformer;  ähnlich  auch  in  seinen  anderen  Schriften. 


2.  Abschnitt. 

Die  einzelnen  Zweckkategorieen  des  Bodens,   insbesondere 

l&ndllches  Orundelgenthum. 

§.  195.  Vorbemerkungen.  In  diesen  und  in  den  folgenden  zwei  Abschnitten 
handelt  es  sich  um  die  specicllere  Entscheidung  der  Eigenüiumsfrage  bei  den  ein- 
zelnen grossen  Zweckkategorieen  des  Grundeigenthums  (§.  99),  nachdem  die  generelle 
Entscheidung  ?oran(cegangen  ist.  Aber  auch  bei  dieser  specieUeren  Entscheidung  haben 
wir  es  hier  in  der  Grundlegung  nur  mit  der  grossen  Principienfrage  für  die 
Eigeuthumsordnung  zu  thun.  Weiteres  Einzelne  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  die 
Practische  Nationalökonomie  und  in  die  Finauzwissenschaft,  in  Betre£f  des  ländlichen 
Grundeigenthums  in  die  Agrarpolitik  und  in  die  tinanzwissenschaftliche  Domäncnlehre. 
Nur  daselbst  daher  auch  nähere  Ausfuhrungen  und  Spociallitteratur.  Eine  Erweiterung 
gerade  dieses  2.  Abschnitts  hätte  ich  mit  Rücksicht  auf  die  steigende  Bedeutung  der 
agrarpolitischen  Fragen  in  dieser  neuen  Auflage  vielleicht  vorgenommen,  wenn  nicht 
inzwischen  das  Buchenberger'sche  Werk  als  Abtheiluug  dieses  Gesammtwerks  erschienen 
wäre.  Nach  meinem  ganzen  socialpolitischen  Standpunct,  wie  ich  ihn  in  diesem  Buche 
vertrete,  huldige  ich  der  Anschauung,  dass  die  thunlichste  Erhaltung  unseres  länd- 
lichen Besitzerstands,  insbesondere  (wenn  auch  nicht  allein)  unseres  Bauernstands, 
eine  sociale,  wirthschaftliche,  culturliche,  ethische,  politische,  eine  wahrhaft  nationale 
Frage  ersten  Kangs  für  Westeuropa,  vollends  für  Deutscliland  ist.  Ich  theile  in 
dieser  Hinsicht  manchfach  die  Anschauungen  der  „Agrarier'',  ohne  auch  meinerseits 
„einen  Ar  zu  besitzen  oder  einen  Halm  zu  bauen'*  und  die  Auffassung  von  G.  Hansen 
in  seinen  „Bevölkerungstufen*'.  Indessen  das  Buchenberger'sche  Werk,  welches  zu 
meiner  Genugthuung  die  einschlagenden  Fragen  in  wesentlicher  Uebereinstimmung 
mit  mir  behandelt  —  wie  denn  der  Verfasser  sich  wiederholt  gerade  für  die 
principielle  Auffassung  der  agrarischen  Eigenthumsfragen  auf  mich  mit  bezieht  und 
mir  zustimmt  —  enthebt  mich  der  Aufgabe,  entsprechende  Erweiterungen  in  diesem 
Abschnitt  gegen  die  früheren  Auflagen  eintreten  zu  lassen. 


^)  Eben  dies  anzunehmen  war  ein  Fehler  von  mir  in  meiner  Schrift  über  die 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums. 
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Siehe  daher  far  Weiteres  die  agrarpolitische  Litterator.  Ran  I,  §.  376, 
377.  Koscher  II,  §.  56  ff.,  61  ff.  Buchenberger  I,  §.  40  ff.,  68  ff.  (auch  ftir 
fernere  Litteraturangaben).  Conrad,  Meitzen,  Abhandlang  Landwirthschaft  im 
SchOnberg'schen  Handbuch.  Die  einschlagenden  Specialartikel  im  HandwOrterbnch 
der  Staatsirissenschaften,  sodann  die  ErOrterongen  über  Beibehaltung  oder  Veräusserung 
der  Domänen  in  den  finanzvissenschaftlichen  Werken,  so  in  dem  meinigen  I,  3.  Auflage 
§.  219  ff. 

Neu  eingeleitet  wird  dieser  Abschnitt  hier  jetzt  mit  einigen  Ausführungen  Über 
die  nattlrlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  grossen  Zweckkategorieen  des  Bodens, 
welche  auf  die  Technik  und  Oekonomik  des  Betriebs,  der  Benutzung  bestimmend  ein- 
wirken, daher  die  naturgegebenen  Bedingungen  darstellen,  unter  welchen  jede  Kategorie 
sich  mit  Arbeit  und  Kapital  rerbindet.  Diesen  Bedingungen  müssen  sich  nothwendig 
im  Interesse  des  Erfolgs  wieder  die  Bechtsnormen  anpassen,  wenn  jede  Boden- 
kategorie ihrem  Zweck  zugeführt  und  für  denselben  ordentlich  fung^ren  kOnnen  soll. 
Auch  für  die  hier  erörterte  Principienfrage  der  Eigenthumsordnung  ist  eine  derartige 
Betrachtung  wichtig.  Es  zeigt  sich  dabei  die  gegebene  Abhängigkeit  des  Rechts 
von  der  „Natur  der  Dinge'*,  noch  in  etwas  anderer  Weise,  als  das  schon  im  Voraus- 
gehenden verfolgi  worden  ist  Zugleich  ergeben  sich  so  wieder  „naturgemässe'' 
Unterschiede  zwischen  den  verschiedenen  Zweckkategorieen  des  Bodens,  welche  für  die 
Rechtsordnung  einer  jeden  und  insbesondere  auch  für  die  Eigenthumsfrage  in  Bezug 
auf  eine  jede  von  Bedeutung  sind.  Es  wird  dadurch  das  vorausgehende  Ergebniss, 
dass  diese  Frage  eben  bei  den  verschiedenen  Zweckarten  des  Bodens  verschieden 
liegt,  noch  genauer  und  in  andrer  Weise  bestätigt.  Zugleich  wird  dies  dadurch  mit 
erklärt,  dass  die  Arbeit  und  das  Kapital  sich  mit  jeder  der  Zweckarten  des  Bodens 
naturgemäss  in  technisch  verschiedener  Weise  und  unter  verschiedenen  Bedingungen 
verbindet.  Die  bezüglichen  Ausführungen  habe  ich  zuerst  in  dieser  Weise  getreben 
und  für  die  Eigenthumsfrage  verwerthet  in  meinem  Artikel  Grundbesitz  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  IV,  besonders  S.  118  ff.,  130  ff. 

Im  Folgenden  schliesse  ich  mich  hieran  an,  sachlich  genau.  Einzelnes  etwas 
erweiternd.  Anderes  zusammenziehend  oder  nur  kurz  berührend,  wofür  dann  auf 
jenen  Artikel  verwiesen  werden  mag. 

Aach  für  die  Frage  der  Zwangs enteigung  (Kapitel  3  in  diesem  Buch  3) 
sind  die  folgenden  einleitenden  Erörterungen  zu  beachten.  Die  verschiedenen  Zweck- 
bestimmungen des  Bodens  sind  ja  zeitlich  und  örtlich  von  verschiedener  Bedeutung, 
nur  ausnahmsweise  kann  dasselbe  Grundstück  gleichzeitig  oder  in  fester  Periodicität 
verschiedenen  Zwecken  dienen,  weil  es  meistens  für  einen  jeden  besonders  eingerichtet, 
d.  h.  mit  specifischer  Art  Arbeit  und  Kapital  versehen  werden  muss  und  dies  eine  Be- 
nutzung für  einen  anderen  Zweck  ausschliesst  Da  ergiebt  sich  daher  die  Nothwendig- 
keit,  die  Zweckbestimmungen  eines  Grundstücks  wechseln  und  jeweilig  diejenige 
eintreten  zu  lassen,  welche  nach  dem  Gesammtinteresse  („öffentlichem^'  Interesse) 
voransteht.  Die  Privateigen thumsordnung  bietet  hier  nun  Schwierigkeiten,  welche 
bei  einer  Gemeineigenthumsordnung  fehlen  würden,  insofern  bei  jener  nicht  nur,  wie 
allenfalls  auch  bei  dieser,  Interessenconflicte ,  sondern  auch  Willensconfllcte 
vorliegen  können,  welche  zur  Herbeiführung  der  jeweilig  wichtigsten  Zweckbestimmung 
der  Grundstücke  erst  überwunden  werden  müssen.  Da  dies  in  der  Pri?ateigenthums- 
Ordnung  in  vertragsmässiger  Weise  nicht  immer  oder  nur  unter  sehr  grossen  Opfern 
für  den  einen  Theil  bewirkt  werden  kann,  wird  eben  die  Zwangsenteignung  ein  dem 
gesellschaftlichen  Interesse  entspringendes  Rechtsprincip  gerade  in  der  Privateigen- 
thumsordnung  des  Grund  und  Bodens.  Nicht  alle,  aber  die  practisch  wichtigsten  und 
principiell  characteristischsten  Fälle  der  Zwangsenteignung  erklären  sich  so  aus 
gesellschaftlichen,  volkswirthschaftlichen  Bedürfiiissen  nach  einem  Rechtsprincip, 
mittelst  dessen  man  die  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  Anwendung  des  Privateigen- 
thumsprincips  auf  Boden  verschiedener  Zweckbestimmungen  hervorgehen,  zu  überwinden 
vermag.  Es  liegt  darin  wieder  implicite  anerkannt,  dass  der  nationale  Boden  auch 
unter  der  Herrschaft  des  Privateigenthums  doch  nicht  aufhört,  unter  Umständen  wie 
ein  nationales  Gemeingut  aufgefasst  und  behandelt  zu  werden,  und  dass  die 
endgiltige  Zweckbestimmung  eines  Grundstücks  demgemäss  von  der  Gemeinschaft  nach 
ihren  Gesammtinteressen  immer  wieder  bestimmt  wird,  —  auch,  wie  eben  die  Auf- 
nahme der  Zwangsenteignung  in  die  Rechtsordnung  zeigt,  nothwendig  so  muss  be- 
stimmt werden  können.     Für  die    ganze  Eigenthumslehre  „in  volkswirthschafUicher 
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Betrachtang'*  ist  das  beachtenswerth ;  auch  wieder  ein  Beleg  fUr  die  Unmöglichkeit 
eines  „absoluten'*  Privateigenthums  vollends  am  Boden  und  was  auch  die  jeweilige 
thatsächiiche  oder  dem  Willen  des  EigenthUmeis  entsprechende  Zweckbestimmung 
eines  Grundstücks  sei. 


I.  —  §.  196.  Die  Eigenart  der  Zweckkategorieen 
des  Bodens  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Frage  der 
Eigenthumsordnung.  A.  Im  Allgemeinen.  Die  früher 
(§.  99)  unterschiedenen  sechs  Hanptverwendungszwecke  des  Bodens 
—  Standorts-,  bzw.  Wohnungs-,  Bergwerks-,  natürlicher  („wilder") 
Weide-,  Wald-  und  ähnlicher,  Jandwirthschaftlicher  und  (cultur-) 
forstlicher  Wegeboden,  von  Gewässern  eingenommener  Boden  — 
sind  theils  durch  die  Natur  selbst,  die  natürlichen  Bedürfnisse  der 
Menschen,  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Grundstücke  gegeben, 
theils  hängen  sie  von  mehr  oder  weniger  freier,  aber  von  der  Ge- 
sammtentwicklung  eines  Volks  auf  seinem  nationalen  Boden  mit 
bedingter  Zweckbestimmung  ab.  Die  Durchführung  der  letzteren 
setzt  meistens  wieder  eine  bestimmte  Art  der  Zuführung  von 
Arbeit  und  Kapital  voraus,  um  das  betreffende  Grundstück  erst- 
malig für  diesen  seinen  Zweck  geeignet  zu  machen  und  mehr 
oder  weniger  eine  immerwährende  neue  Zuführung  einer  bestimmten 
Art  Arbeit  und  Kapitals,  um  es  seiner  Zweckbestimmung  geeignet 
zu  erhalten  und  jeweilig  den  erstrebten  Zweck  zur  Verwirklichung 
zu  bringen.  Sowohl  nach  der  specifischen  Art  der  erstmaligen,  als 
auch  der  sich  nothwendig  immer  wiederholenden  specifischen  Art 
der  Zuführung  von  Arbeit  und  Kapital,  nicht  minder  nach  dem 
quantitativen  und  qualitativen  Verhältniss  jener  ersten  und  jener 
sich  wiederholenden  Art  zu  einander  unterscheiden  sich  die  Zweck- 
kategorieen  des  Bodens.  Die  Rechtsordnung,  insbesondere  die 
Eigenthumsordnung  muss  nothwendig  diese  Verhältnisse  berück- 
sichtigen. Auch  die  richtige  Entscheidung  der  grossen  Principien- 
frage:  Gemein-  und  Privateigenthum  am  Boden,  hängt  mit  davon 
ab,  welche  dieser  beiden  Eigenthumsformen  sich  den  aus  der 
Zweckbestimmung  eines  Grundstücks  ergebenden,  soeben  ange- 
deuteten Verhältnissen  am  Besten  anpasst.  Wiederum  zeigt  sich 
dabei,  dass  der  ländliche  Boden,  wenigstens  in  allen  etwas 
entwickelteren  Verhähnissen  der  Technik,  Oekonomik  der  Boden- 
arbeit, mehr  als  der  meiste  sonstige  Boden  eine  Privateigenthums- 
ordnung  bedarf  und  die  Durchführung  einer  Gemeineigenthums- 
ordnung,  zumal  auf  höheren  Stufen  der  Gesammtcntwicklung  eines 
Volks,   hier  grösseren,   vielfach  kaum  zu  überwinden  seheinenden 
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Schwierigkeiten    technischer,    ökonomischer,    vor    Allem     psycho- 
logischer Art  begegnen  würde. 

In  gewissen  Fällen  ist  dorch  die  Bescbafienhoit  des  Bodens  selbst  der  Ver- 
wendangszweck  desselben  überhaupt  (Gewässer)  oder  der  an  sieb  passendste  Ver- 
wendungszweck (Bergpfrerksboden ,  Naturwaldboden,  auch  wohl  Weideboden,  Grasland) 
gegeben  oder  angezeigt  In  den  übrigen,  wichtigeren  und  regelmässigen  Fällen  hängt 
die  Bestimmung  vom  Willen  der  Menschen  ab,  die  dabei  freilich  durch  die  Katur 
ihrer  Bedürfnisse  und  durch  die  Erkenutniss  der  geeigneten  Beschaffenheit  des  Boden» 
für  den  erstrebten  Zweck  (Sicherheit,  Zugänglichkeit,  leichte  Ertragsgewiunung  n.  s.  w.) 
geleitet  werden,  so  in  den  Uauptfällen,  demjenigen  des  landwirthschaftlichen  und  det^ 
Wohuungsbodens,  meist  auch  beim  W^egeboden,  theilweise  auch  beim  Furstboden. 

Erst  mit  fester  Ansiedlung  an  bestimmten  Oertlicbkeiten 
als  Wohnplätzen,  mit  der  Einrichtung  des  Ackerbaus  und  der  Vieh- 
zucht von  diesen  Orten  aus  auf  den  nächst  gelegenen  Grundstücken 
werden  regelmässig  bestimmte  Grundstücke  im  Wesentlichen 
dauernd  einem  bestimmten  Zweck,  im  Wesentlichen  aus- 
schliesslich, gewidmet,  für  Ackerbau,  Grasgewinnung  (Wiese,  Weide), 
Waldbau,  iür  die  Wohnungen,  Höfe,  Gärten  und  was  damit 
zusammenhängt,  für  die  (öflFentlichen)  Wege.  Auch  in  diesen  Zweck- 
bestimmungen gehen  immer  wieder,  im  Ganzen  regelmässig,  Ver- 
änderungen vor  sich:  mit  der  Weiterentwicklung  des  Volks,  Ver- 
mehrung desselben,  stärkerer  localer  Concentration  (Ausdehnung 
der  Landwirthschaft  auf  Wald-,  Weidebodeu,  der  Wohnplätze  auf 
bisher  landwirthschaftlichen,  forstlichen  u.  dgl.  Boden);  mit  Ver- 
änderungen der  Technik  in  der  Landwirthscliaft  (Aenderuug  der 
Feldsysteme,  damit  des  Verhältnisses  zwischen  Acker-,  Wiesen-, 
Weideland);  mit  Veränderungen  des  Verkehrs,  seiner  Richtung, 
seiner  Grösse,  und  mit  solchen  der  Technik  im  Communications- 
und  Transportwesen  (Aenderung  des  Wegewesens,  Verwandlung 
andren  Bodens  in  Wegeboden,  Kunststrassen,  Canälc,  Eisenbahnen). 
Aber  die  sechs  grossen  Zweckkategorieen  des  Bodens  sind  doch 
in  der  Hauptsache  durch  die  äussere  Natur  und  die  Bedürfnisse 
des  menschlichen,  namentlich  des  entwickelten  gesellschaftlichen 
Lebens  und  des  Verkehrs,  fest  gegebene  und  in  gegebener  Zeit 
dienen  auch  bestimmte  (individuelle)  Grundstücke  einem 
dieser  Zwecke  in  einem  Volke  im  Ganzen  dauernd  und  aus- 
schliesslich. Namentlich  nach  allgemeiner  Occupation  und 
Besiedlung  des  nationalen  Bodens,  nach  endgiltiger  Wahl  der 
Wohnplätze,  Bestimmung  der  Strassenztige  treten  die  sechs  Ver- 
wendungszwecke als  typische  natürliche  und  ökonomisch-technische 
hervor,  stellen  absolute  Kategorieen  der  Bodenverwendung  dar 
und   die   diesen  Zwecken  dienenden  Grundstücke  sind  ihnen  dann 
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in  der  Hauptsache  dauernd  und  ausschliesslich  gewidmet 
Letzteres  ermöglicht  dann  auch  erst  die  angemessenste  ükonomisch- 
technische  Einrichtung  für  den  betreffenden  Zweck  und  ist  daher 
auch  wieder  die  Voraussetzung  fUr  die  beste  ökonomisch-technische 
Function  des  einem  bestimmten  Verwendungszweck  dienenden 
Grundstücks. 

Auch  noch  sp&ter,  anf  höherer  Stufe  der  Technik,  Oekonomik  und  Galtar  ist 
dabei  allerdings  der  bestimmte  Verwendungszweck  eines  Grundstücks  nicht  immer  un- 
bedingt ein  einziger  und  ausschliesslicher,  wenn  auch  meistens  sofort  der  gewöhnliche 
und  hauptsächliche.  Theils  neben,  theils  und  namentlich  nach  einander,  z.  B.  in 
verschiedenen  Jahreszeiten,  kann  ein  Grundstück  ?erschiedenen  Zwecken,  einem 
Haupt-,  einem  oder  mehreren  Nebenzwecken  dienen  (Wald,  Ackerland  als  Weide, 
Weg,  Jagdgrand  u.  dgl.  m.).  Für  jede  Rechtsordnung,  Gemein-  wie  PriFateigen- 
thumsordnung,  liegen  dann  Aufgaben  vor,  IntoressencoUisionen  auszugleichen,  Normen 
für  die  yerscbiedenen  Benutzungsweisen  zu  treffen.  Diese  Normen  müssen  sich  noth- 
wendig  wieder  (durch  Bestimmungen  über  Schonung,  Vorsichtsmaassregeln,  Reparaturen, 
Entschädigungen  u.  s.  w.)  der  Oekonomik  und  Technik  jeder  Verwendungs-  und  Be- 
nutzungsart eines  Grundstücks  anschliessen ,  dabei  auch  die  relative  Bedeutung  jeder 
verschiedenen  Benutzungsart  berücksichtigen.  Auch  in  einer  Gemeineigenthuins- 
ordnung  liegen  hier  dieselben  Aufgaben  vor,  nur  dass  sie  hier  wohl  wegen  der  Iden- 
tität der  Gesammtinteressen-Sphäre  und  aller  bei  Specialverwendungen  vorkommenden 
Sonderinteressen  leichter  als  bei  einer  Privateigentbumsordnung  auszugleichen  wären. 
Im  Folgenden  beschränken  wir  uns  wesentlich  auf  die  Betrachtung  des  gewöhnlichen 
oder  Hauptverwendungszwecks  eines  Grundstücks. 

§.  197.  —  B.  Natürliche  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Zweckkategorieen.  Die  Bedeutung  des  Ver- 
wendungszwecks für  die  Fragen  der  Rechtsordnung  und  auch  fttr 
die  uns  hier  allein  näher  beschäftigende  Principienfrage,  Gemein- 
oder Privateigen thum,  folgt  nun  daraus,  dass  von  diesem  Zweck 
die  Möglichkeit  der  Function  eines  Grundstücks  ftir  denselben 
überhaupt  oder  wenigstens  die  Möglichkeit  der  besten  Function 
dafUr  abhängt.  Die  Rechts-  und  Eigenthumsordnung  muss  sich 
eben  deswegen  den  ökonomisch -technischen  Bedingungen  dieser 
Function  anpassen.  Diejenige  Ordnung  verdient  danach,  also  zu- 
gleich vom  Standpuncte  des  Productionsinteresses  betrachtet,  den 
Vorzug,  welche  das  am  Besten  thut.  Nach  den  verschiedenen 
typischen  Verwendungszwecken  der  Grundstücke  richten  sich  dann 
aber  auch  wieder  die  mit  denselben  verbundenen,  an,  auf  und  mit 
ihnen  sich  vollziehenden  ökonomischen  Erscheinungen,  daher  nament- 
lich diejenigen  derWerthbildung,  in  BetreflF  der  Erträge,  der 
Grundstücke  selbst,  der  Rentenverhältnisse  u.  s.  w.  Auch  diese 
ökonomischen  Rückwirkungen  des  Verwendungszwecks  eines  Grund- 
stücks sind,  wie  socialökonomisch  ftlr  das  Vertheilungsproblem,  so 
für  die  Fragen  der  Rechts-  und  Eigenthumsordnung  wichtig  zu  be- 
achten. 
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Da,  wo  z.  B.  Dank  seinem  bestimmten  Yerwendangszweck  ein  Grandstück  be- 
sonders leicht  zn  Renten-,  Conjanctorengewinnsbildongen  führt,  wie  besonders  der 
(gross)&täd tische  Wohnnngs-,  Bergwerksboden  (auch  etwa  „SchOne-Aossichts- Boden'' 
in  heutigen  Heiseyerhältnissen) ,  zeigen  sich  eben  die  misslichen  Consequenzen  des 
Privateigcnthumsprincips,  dem  Eigenthümer  als  solchem  nur  Kraft  seines  Priyateigen- 
thumsrechts  ökonomisch  von  ihm  „unverdiente*'  Gewinne  aas  der  gesellschaftlichen 
Werthbildung  zuzuführen,  in  besonderem  Grade.  Das  kann  dann  ein  Moment  werden, 
welches  in  der  Frage  der  Wahl  zwischen  Gemein-  und  Privateigenthum  für  ersteres 
Ins  Gewicht  fällt,  wenngleich  darum  noch  nicht  den  Ausschlag  dafür  giebt,  da  die 
Entscheidung  von  anderen  Erwägungen  nothwendig  mitabhängt. 

Auch  eine  flüchtige  Betrachtung  zeigt  sofort  die  wesentlichen 
ökonomisch  -  technischen  Verschiedenheiten  der  Zweckkategorieen 
des  Bodens,  die  verschiedene  Art  und  Weise,  wie  Arbeit  und 
Kapital  sich  mit  dem  Grundstück  verbinden,  um  es  für  seinen  Ver- 
wendungszweck geeignet  zu  machen,  seine  Erträge,  Nutzungen  zu 
gewinnen,  wie  verschieden  die  durch  den  Zweck  bedingte  Art 
der  Ertragsgewinnung  und  Benutzungsweise  ist  und  in  welch  un- 
gleichem Grade  die  Erscheioungen  der  Werthbildung  und  die  Mög- 
lichkeit und  Thatsächlichkeit  des  Bezugs  von  Conjuncturengewinnen 
u.  dgl,  der  Realisirung  derselben  durch  den  Eigenthümer  bei  den 
Grundstücken  je  nach  ihrem  Verwendungszweck  hervortreten. 

Der  Standorts-  oder  Wohnungs-  und  Wegeboden  verlangen  regelmässig, 
freilich  je  nach  der  Technik  und  nach  Bedürfnissen  und  Ansprüchen  der  Menschen 
in  sehr  verschiedener  Art  und  Grösse,  eines  erstmaligen  bedeutenderen  Arbeits-  und 
Kapitalaufwands  (mehr  „stehendes  Kapital"),  um  sie  ihrem  Zwecke  (Wohngebäude, 
Gebäude  für  Productiouszwecke  zu  tragen,  bezw.  zum  Transport  zu  dienen)  zuzuführen. 
Auch  bedürfen  sie,  wenigstens  in  den  späteren  höheren  Stufen  der  Technik,  eines 
Aufwands  von  besonders  qualiticirter  Arbeit,  Seitens  eigens  für  die  Ausübung  dieser 
Arbeit  („berufsmässig'*)  ausgebildeter  Personen  („Techniker").  Die  spätere  Erhaltungs-, 
Beparaturarbeit  und  der  Kapitalaufwand  dafür  pflegt  relativ  kleiner  zu  sein  (weniger 
„umlaufendes  Kapital"),  auch  öfters  technisch  einfacher.  Nach  dieser  „Productious- 
seite'*  betrachtet  ist  Standorts-  und  Wegebau  geeigneter  (mindestens  weniger  un- 
geeignet) für  demeineigenthum,  bedarf  es  dabei  weniger  nothwendig  dos  Privateigen- 
thums,  als  bei  anderem,  namentlich  agrarischem  Boden.  Diese  Bodenkatcgorieen  werden 
dann  aber  die  Träger  der  Menschen,  ihrer  Einrichtungen,  Thätigkeiteu,  ihres  Ver- 
kehrs, direct  und  unmittelbar.  Dadurch  erlangen  sie  eine  beherrschende  Bedeutung 
für  das  gesellschaftliche  und  wirthschaftliche  Leben,  wird  namentlich  die  Ortliche 
Lage  des  einzelnen  Standort* Grundstücks,  auf  dem  und  von  dem  aus  das  persönliche 
und  wirthschaftliche  Leben  gefiihrt  wird,  die  Lage,  Richtung  des  Weges  so  wichtig, 
zumal  bei  steigender  Volksdichtigkeit  und  stärkerer  localer  Bevölkerungsconcentration 
(Srädteweson\  So  entstehen  bei  diesen  Grundstücken  am  Leichtesten  und  am  Stärksten 
Kentenbilduugen,  Conjuncturen-,  Speculatiunsgewinne  (bei  der  Privateigenthumsordnung'). 
Die  uiisslichen  Folgen  der  Privateigenthumsordnung,  vom  Standpunct  der  Vertheilung 
betrachtet:  demnach  Gründe  gegen  diese  und  für  die  Gemeineigenthumsordnung,  wie 
sie  im  folgenden  Abschnitt  weiter  entwickelt  werden. 

In  den  dem  Bergbau  dienenden  Grundstücken  („Bergwerksboden'')  sind 
diese  die  Behälter  von  Naturstoffen,  die  schon  in  ihrer  Naturform  unmittelbar  Ge- 
brauchswerth  (bezw.  Productionswerth)  haben  und  sich  in  naturgegebenen  Mengen, 
Arten,  Qualitäten  und  Lagerungs-  und  Vertheilungsverhältnissen ,  daher  mit  natur- 
ge;rebenen  Zugänglichkeits-  und  Gewinnungsbedingungen  im  Boden  linden.  Jede  Weg- 
nahme erschf^pft  also  den  Boden  für  ihren  Betrag.  Die  zufällige,  ungleichmässige 
A'crtheilung  der  betrefl'enden  Stoffe  an  sich  und  in  gewinnungsmöglicher  und  -würdiger 
Weise,    über    den     nationalen    Boden    (in    horizontaler    und    verticaler     Richtung) 
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bedingt   schon  eifeuthümliclie  eiste   Arbeiten:  des  Aufsocbens.   Findens  (Schürfens) 
a.   s.  V.,    ein     wichtiger    Panct    für     die    Frage    der    Kechtsordnune  — .    um    so    1 
mehr,  da  man  die  Gewinnung  rorhandeoer  banwürdiger  .,BerxbaoprodDcte**  (Mioeral- 
sab&taozen}  eben  nur  an  bestimmten,  in  der  Xatur  nicht  sehr  rerbreiteten  Lagerungs- 
stellen    romehmen    kann:     was    for    Gemeineigentham,   jedenfalls    gegen    ..reines^ 
anch  nar  dem   agramchcn  Grondeigeuthnm  gleiches  Prirateigentham  am  Bergweiis- 
bodcn  spricht.     Die  Erschliessang  des  Bodens  für  den  Bergbau  selbst  bedingt  wieder 
einen    oft   grossen,   unsicher   sich    lohnenden,   technisch    eigenartigen    Arbeits-    und 
Kapitalaufwand  (ncl  «.stehendes  Kapital"'-,  die  laufende  Gewinnung  der  Bergbau producte 
eine  wiederum  technisch  eigenartige  Arbeit,  oft  besondere  Geiahren  für  die  Arbeiter: 
alles  Pnncte.  welche  rom  Standpnnct  des  Production^interesscs  aus  das  Gcmeiueigen- 
thum   theils  anwendbarer,  wunscbenswerther,  theils  wenigstens  unbedenklicher  macheu 
und  jedenfalls  eine  aparte  Gestaltung  der  Prirateigenthumsordoung  fUr  Bergwerksbodea 
und  Bergwerksaniagen  und  Betriebe  bedingen,  wie  sie  die  Kechtsireschichte  auch  regel- 
mftssig  zeigt  (siehe  ausser  früheren  Bemerkungen  unten  §.  2111  tf.).     Die  Wichtigkeit, 
mitunter  die  Unentbehrlichkeit  der  Bergwerk-^producte ,  die  Nothwendigkeit  ocier  doch 
Wt)nschenswerthi;:keit,  sie  im  heimischen  Boden  zu  gewinnen,  die  steigende  Bcdeutun; 
einzelner   Producte  mit  der  Entwicklung  der  Technik   •  Eisen!   Kohle !>,   die    relatire 
Seltenheit  und  ungleichmä>sige  Verthcilung  der  Producte  im  Boden,   die  Dilfcrenzea 
der  Gewinnungskosten   fuhren   anderseits  wieder  leicht  zu  monopolistischen  Stellungeu 
der  Eigcuthümer   der   betreffenden,    bczw.   der  bevorzugten   Grundstücke,    damit   zur 
Bildung  von  Benteu,  von  Conjnncturen-,  Speculationsgewinnen ,  —  abeimals  Puncte. 
welche  vom  Standpunct  der  Vertheilung  aus  gegen  Privat-,   für  Gemeineigcnthum  an 
jenen  Grundstücken  und  eventuell  weiter  am  Bergbau  selbst  sprechen. 

Der  wie  der  Bergwerksboden  nur  zur  Occnpation  von  Stoffen,  welche  die  Natur 
belbst  schon  in  gebrau chswerthiger  Form  liefert,  dienende  natürliche  oder  wilde 
Weide-.    Heide-,    Wald-    und    ähnlicher   Boden,    der   Boden    der    Jagd- 
grün  de  (ähnlich  die  Gewässer  als  Fischereigründe)  unterscheidet  sich  vom  Berg- 
werksbüden  dadurch,  dass  seine  Producte  (Pflanzen.  Thiere)  sich  unter  gewissen  Be- 
dingungen spontan   reproduciren.     Man   ist  daher  bei  ihm   nicht  wie  beim  Bergbau 
auf   sich    nothwcndig    durcli    die    Gewinnung    erschöpfende  Stotimcngen    angewiesen. 
Aber  die   natürliche  Keproduction   ist  vom  Maasshalten  in  der  Gewinnuuf?  abhängig, 
bedinf^t  also  Seitens  des  Menschen  Schon ungsrücksichten.    Der  mögliche  Umfang  der 
zulässigen  Gewinnung  hängt   von  naturtrogebenen  Factorcn.   Klima,  Fruchtbarkeit  ab. 
Die  technische  Art  der  Gewinnung,  auch  von  Einiluss  auf  die  natürliche  Reproductions- 
fähigkeit    der  Stoil'e    und    dadurch  wieder  auf  die  Dauer  der  Gewinn ungsmöi^lichkeit 
und   auf  die   dauernden  Gewinnungskosten,   richtet  sich  mit  nach  der  Art  des  Stotis. 
n.Hch    den    natürlichen   Produrtionsvcrhältnl^seu   desselben    (Sammeln,    Lesen,    FällcD. 
Jagen.  Fischen,  verschiedene  Arten  namentlich  der  beiden  letzteren  Thätigkeiten  u.  s.  w.u 
aber   kann   sich  hier  verschiedener  Methoden,   mehr  schonender,  mehr  verwüstender, 
ausraubender  bedienen.    Wie  weit  das  dauernde  gesellschaftliche  und  volkswirthschaft- 
lichc  Interesse  hier  Berücksichtigung  ßndet,  hängt  wieder  in  erheblichem  Maasse  von 
der  Hechts-   und   Eigenthumsordnung   ab.     An   diese  sind   deswegen    bestimmte    An- 
forderungen  zu   stellen.     Bei  der  Anwendung  des  Privateigenthums  auf  diesen  Bodeii 
kann    wenigstens    leicht    eine    egoistische  Verfolgung    bloss   der  Gegen wartsinteressen 
drohen ,   weshalb   hier   insbesondere  Schon-   und   Ausnutzungsnormen    nöthig   werde» 
können  (I.  §.  329,  „zeitliche  (jemeinbetlürfnissc").     Diese  sind  auch  bei  Gemeineigen- 
thum  für  diesen  Boden  nothwendig,  aber  auch  wegen  des  Yorwaltens  des  Gemeinschafts- 
interesses leichter  durchführbar,    als   bei    Privateigenthum,    wo    Interesse   und    Wille 
des  Eigenthüuiors  leicht  Conilicte  mit  dem  dauernden  Gemeinschaftsinteressc  bereitet. 
Alltis   wieder   mit   ein  Erklärungsgrund .   dass   bei  diesem  Boden  Gemeineigcnthum  so 
vielfach   verbreitet  ist,    wenn   auch   die  Nutzung   oft  zur  privaten   nach  den  Normen 
und   unter  der  Aufsicht   der  Gemeinschaft  wird    („Gemeingut,   Privatnutzung**,    doch 
mitunter  auch  „Gemeingut.  Gemeinnutzung'*).     Da  es  sich  hier  im  Allgemeinen  nicht 
um    einen    erstmaligen  Arbeits-    und    Kapitalaufwand    handelt,    um    den    betreffenden 
Buden  seiner  Zweckverwendung  zuzuführen,  liegen  die  Dinge  und  davon  abhängig  die 
Eigenthumsfrage   im    Uebritren    hier  anders   als   bei  Standorts-.   Wege-.    Bergwerks- 
boden und  auch  als  bei  agrarischem.     (KiniKc  weitere  Ausführungen  über  den  natür- 
lichen Weide-,    Waldbodcn    u.  s.  w.   in    meinem  Artikel  Grundbesitz  a.  a.  0.,   §.  10. 
S.  12b,  129.) 
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Der  landwirthschaftliche  und  principiell  ebenso,  nur  dem  Grade  nach  von 
ihm  verschieden,  der  (cultur-) forstlich e  Boden  theilt  mit  dem  eben  besprochenen 
wilden  Weide-  u.  s.  w.  Boden  die  Doppcleigenschaft,  Beb  Älter  von  Stoffen  (ins- 
besondere Mineralsubstanzen)  und  Vermittler  der  Umbildung  von  Stoffen  aus  Boden 
und  Luft  zu  neuen,  gebrauchswerthigen  StoffTormen,  zunächst  pflanzlicher,  weiter 
thicrischer  Art  zu  sein.  Aber  diese  Doppelf unction  des  Bodens  kommt  bekanntlich 
bei  dem  „wilden''  Boden  unmittelbar  (spontan)  nur  durch  die  freie  Wirksamkeit  der 
Naturkräfte  selbst,  bei  dem  agraritichen  Boden  u.  s.  w.  dagegen  nur  durch  die  Ver- 
mittlung des  Menschen,  seine  zielbewusste,  passend  erfolgende  Arbeits-  und  Eapital- 
anwendung  zum  Vollzug,  indem  dadurch  die  Bedingungen  für  die  Wirksamkeit  der 
Naturkräfte  an  und  auf  dem  Boden  behufs  Herstellung  der  erwünschten  Stoffformen 
mittelst  Formumbildnog  und  Verbindung  der  Naturstoffe  erfallt  werden.  Aus  dieser 
naturgegebenen,  naturgebundenen  Art  der  landwirthschaftlichen  Arbeit  und 
Kapitalverwendung  in  ökonomisch-technischer  Hinsicht  ergeben  sich  nothwendig 
psychologische  und  practische  Anforderungen  auch  fur  die  Rechtsordnung  aller 
agrarischen  Thätigkeit  auf  dem  diesem  Verwendungszweck  dienenden  Boden,  demnach 
far  die  Eigen thumsordnnng  in  Bezug  auf  diesen  Boden.  Diese  Art  der  landwirth- 
schaftlichen Arbeit  und  Kapitalverwendung  ist  so  auch  naturgemäss  wesentlich  von 
derjenigen  aller  Arbeit  und  Kapitalverwendung  auf  den  den  anderen  genannten  Ver- 
wendungszwecken dienenden  Grundstücken  verschieden :  der  entscheidende  Grund  dafür, 
dass  die  Frage  der  Eigenthumsordnung  beim  agrarischen  Boden  anders  als  bei  den 
übrigen  Kategorien,  und  zwar  endgiltig  anders  liegt  Denn  wenn  gleich  auch  hier 
die  naturwissenschaftlichen  Fortschritte  und  die  Verwerthung  derselben  in  der  agra- 
rischen Technik  und  Oekouomik  die  Bedingungen  der  Agrarproduction  stark  beein- 
flussen, in  mancher  Hinsicht  selbst  mehr  als  in  den  anderen  Zweigen  der  Bodenproduction 
und  Bodenbenutzung  (Pflanzen-,  Thicrphysiologie,  Ernährungslehre,  Düngerlehre  u.  s.  w.): 
das  naturgegebene  Grundverhältniss  zwischen  dem  agrarischen  Boden  und 
der  Art  der  Arbeit  und  Kapital  Verwendung  auf  ihm  wird  doch  nicht  geändert.  Das 
aber  ist  gerade  auch  wieder  von  durchschlagender  Bedeutung  für  die  Frage  der 
Eigenthumsordnung  und  zwar  spricht  es  zu  Gunsten  dur  Privateigenthumsordnung. 
Auch  die  Erscheinungen  der  Werthbildung  der  agrarischen  Bodenproducte  und  des 
Bodens  selbst,  die  Kentenverhältnisse,  die  Momente  der  Speculation  und  der  Gonjunctur 
gestalten  sich  wesentlich  mit  unter  dem  Einfluss  dieser  naturgebundenen  Art  der 
landwirthschaftlichen  Arbeit  und  Kapitalverwendung  anders  als  vielfach  bei  den  übrigen 
Bodenkatcgoriecn  und  dem  ihnen  zugeführten  Arbeits-  und  Kapitalaufwand.  Alles 
wieder  Umstände,  welche  auch  vom  Vertheilungsstandpuncte  aus  das  Pri^ateigenthnm 
am  ländlichen  Boden  theils  allgemein,  theils  unter  Voraussetzung  weiterer,  erfüllbarer 
Bedingungen  (§.  200  ff.)  weniger  bedenklich  als  bei  anderem  Boden  und  selbst  er- 
wünscht auch  im  gesellschaftlichen  Interesse  erscheinen  lassen.  Das  ist  nun  noch 
etwas  näher  hier  in  diesem  Abschnitt  zu  verfolgen. 

II.  —  §.  198.  Die  Eigenart  der  landwirthschaft- 
lichen Arbeit  und  Kapitalverwendung  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  Frage  der  Eigenthumsordnung.  Wir 
betrachten  diese  Verhältnisse  hier  unter  den  Voranssetzungen  end- 
giltiger  fester  Ansiedlung  der  Bevölkerung,  fester  Wahl  bestimmter, 
auch  ländlicher  Wohnplätze  (Dörfer,  Höfe)  auf  deuselben  Grund- 
stücken und  im  Wesentlichen  gleichfalls  endgiltiger  Verwendung 
bestimmter  einzelner  Grundstücke  zum  Ackerbau  (einschliesslich 
Wiese  und  Kunstweide).  Erst  wenn  diese  Voraussetzungen  erfüllt 
sind,  tritt,  wie  sich  gezeigt  hat,  auch  geschichtlich,  die  Frage,  ob 
Gemein-,  ob  Privateigenthum  und  wo  und  wie  weit  das  eine  oder 

andere,  stärker  hervor. 
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Die  agrarische  Arbeit  and  Kapitalverwendaag  zerfällt  in  vier 
technische  Hauptstadien,  welche  sich  zeitlich  folgen,  die  erste  Ur- 
barnng  des  Bodens ,  die  Erhaltang  und  weitere  Verbessemng  der 
Bodenkraft  und  ihrer  Wirksamkeit  überhaupt,  die  Feldbestellung 
für  die  einzelne  Ernte,  die  Einemtung. 

Das  erste  Stadium  der  Crbarong  erheischt  eine  einmalige,  meist  griVäsore 
Arbeits-  und  Eapitalrerwendung  (.stehendes  Kapital''),  wo  der  Boden  uicht  überhaupt 
Ton  vornherein  zum  Wachsthum  der  landirirtbschaftlichen  Pflanzen  ohne  Weiter» 
sich  eignet,  was  mehr  ein  Aubnahmefali.  Oft  sind  erst  grossere  Roduuf^en  ^iu  Wald 
Heide,  Weide)  geboten.  Vielfach  Arbeiten,  die.  zumal  in  primitiveren  Verh&ltnisäeB. 
die  Kräfte  und  Mittel  Einzelner  überschreiten,  daher  sie  denn  auch  gern  von  grösserea 
und  kleineren  Gemeinschaften  in  der  Gemeineigenthumsperlode  vorgenommen  werdeo 
(siehe  oben  S.  413  ii.),  auch  später,  bei  Privateigenthum,  genossenschaftlich  oder  mi: 
nachbarlicher  gegenseitiger  Hilfe.  Die  „einmalige*'  Urbarung  ist  auch  meist  nur  di« 
erbte,  das  WesenUiche  für  die  Ermöglichung  des  Ackerbaus  leistende  und  wird  lange 
Zeit  hindurch  (z.  B.  in  steini)?em.  wurzelreichem,  sumpfigem  Boden)  durch  wiederholtea 
Arbeits-  und  Kapitalaufwand  fortgesetzt,  bezw.  verbessen.  Gerade  das  sind  aber 
Thätigkeiten ,  deren  Muhe  zu  tibernehmen  durch  einen  mächtigen  Ansporn  angelockt 
werden  muss:  und  dafür  bewährt  sich  'ein  mindestens  länger  dauerndes  privates 
Nutzungsrecht,  am  meisten  das  Privateigenthum  selbst,  zumal  in  Verbindung  mit 
Erbrecht  im  Familienverband,  weil  diese  Mühen  und  Kosten  sich  entweder  iiberhaupt 
erst  in  langen  Perioden  oder  in  solchen  am  Reichlichsten  bezahlt  machen. 

D.is  zweite  Stadium  der  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Bodenkraft 
und  ihrer  Wirksamkeit  setzt,  wie  das  erste,  vornemlicb  eine  einmalige  erste  öfters 
ebenfalls  grössere  Arbeits-  und  Kapitalverwcudung  (also  auch:  mehr  „stehendes 
Kapital")  voraus,  soweit  es  sich  um  „dauernde''  Verbcsserungen  des  Bodens  handelt. 
Mühen  und  Kosten,  die  dann  auch  erst  allmälig  in  der  Ertragssteigerung  und  Kosten- 
vermiudcrung,  d.  h.  erst  in  einer  Reihe  von  Ernten  ersetzt  und  vergolten  werden. 
Sowohl  die  Wirksamkeit  dieser  Verbesserungen  als  diejenige  der  ersten  Urbamng  be- 
dingt aber  zu  ihrer  Erhaltung  und  eventuell  gleichzeitig  weiteren  Steigerung  eines,  wenn 
auch  kleineren,  wiederholten,  laufenden  neuen  Arbeits-  und  Kapitalaufwands.  Mühen 
und  Kosten,  von  deren  Ersatz,  Vergeltung  und  Sich-Bezahltmachen  wieder  das  vorhin 
Gesagte  gilt.  Die  Arbeits-  und  Kapitalvcrwendung  muss  dabei  auf  Grund  der  genauen 
erfahrungsmässigen  Kenntuiss  des  betreuenden  Bodens  auch  individualisirend  stattfinden, 
um  richtigen  Erfolg  zu  erzielen.  Alles  das  spricht  wieder  zu  Gunsten  des  Privat- 
eigenthums. 

Erst  nach  diesen  beiden  Stadien  kann  an  das  dritte,  die  Feldbestellunr 
zum  Zweck  der  Gewinnung  dur  Ernten  gegangen  werden.  Die  Häufigkeit  der  letzteren 
in  gegebenen  Zeitabschnitten,  insbesondere  dem  Jahre,  die  Keichlichkeit  (Rohertrag), 
die  Art  und  Qualität  der  Producte,  die  Kosten  der  Gewinnung  richten  sich  einerseits 
nach  naturgegebenen  Verhältni>sen ,  Klima,  örtlicher  Lage,  Bodenbeschaffenheit 
Fruchtbarkeit,  anderseits  nach  allgemeinen  Verhältnissen  des  menschlichen,  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens,  wie  Volksdichtigkeit ,  Absatzverhältnisst ,  Concurrenz,  Preisge- 
staltung, landwirthschaftlicher  Betriebstechnik,  endlich  aber  auch  nach  den  individuellen 
Leistungen  des  Bestellers.  In  allen  diesen  Beziehungen  werden  an  letzteren  wichtige 
Anforderungen  gestellt,  denen,  nach  gerade  hier  reichlich  vorliegender  Erfahrung, 
ohne  starke  Mitwirkung  des  Selbstinteresses  und  der  nahen,  förmlich  persönlichen 
Beziehung  des  Bestellers  zum  Felde  auch  in  diesem  dritten  Stadium  der  agrarischen 
Arbeits-  und  Kapitalverwendung  ebenfalls  schwer,  ähnlich  wie  im  zweiten  Stadium, 
entsprochen  wird:  wiederum  Gründe,  welche  zu  Gunsten  des  Privateigenthums  stark 
mit  ins  (iewicht  fallen.  Durch  die  Eigenart  der  Feld  bestell  ungsarbeit,  wie  aller 
agrarischen,  werden  diese  (iründe,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  noch  verstärkt. 

Auch  im  vierten  Stadium,  Einern  tun g  (und  allem,  was  damit  zusammenhängt 
Besorgung,  Verwahrung,  Verwendung,  Verwerthung  difr  Ernteproducte)  ist  ökonomische 
Sorgfalt  von  besonderer  Bedeutung,  worauf  abermals  eigenes  Interesse  günstig  hinwirkt. 
Vollends  eine  socialistische  Eigenthumsordnung  bietet  hier  wieder  leicht  ersichtlich 
liebondere  Gefahren  und  Schwierigkeiten  der  Privateigenthumsordnung  gegenüber. 
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Vergleicht  man  den  agrarischen  Boden  und  die  auf  ihm  in 
diesen  vier  Stadien  stattfindende  Arbeits-  und  Kapitalverwendnng 
mit  dem  Standorts-  und  WohnuDgsboden,  so  liegt  ein  Hauptunter- 
schied, welcher  für  die  Frage  der  Eigenthumsordnung  in  Betracht 
kommt  y  in  dem  dritten  Stadium.  Dieses  ist  schliesslich  beim 
agrarischen  Boden  das  entscheidende  für  den  Erfolg  und  hat  eine 
viel  grössere  Bedeutung  gegenüber  den  beiden  ersten  Stadien  als 
beim  Wohnungsboden  nach  Herstellung  der  Gebäude,  wo  es  theils 
ganz  fehlt,  theils  sich  auf  weniger  erhebliche  noch  umfangreiche 
Thätigkeiten  und  Kapitalverwendungen  beschränkt.  Auch  im  ersten 
und  zweiten  Stadium,  welchen  beim  Wohnungsboden  die  Herrichtung 
desselben  für  das  Tragen  des  Gebäudes  und  die  Herstellung  des 
letzteren  selbst  entspricht,  liegt  die  Sache  wesentlich  verschieden 
bei  beiden  Kategorieen.  Nur  die  Erhaltungs-  und  Verbesseruugs- 
arbeit  bietet  Aehnlichkeit  in  beiden  Fällen,  gestaltet  sich  aber 
auch  einfacher  beim  Wohnungsboden.  Bei  diesem  kann  jedoch 
sofort  nach  den  beiden  ersten  Stadien  die  Benutzung,  der  Genuss 
der  Leistungen  (durch  Bewohnen  u.  s.  w.)  ohne  neue  Mühe 
und  Kosten  eintreten,  während  beim  agrarischen  Boden  erst 
durch  Hinzutritt  des  dritten  Stadiums  mit  seinem  immer 
neuen,  immer  zu  wiederholenden  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  die 
beiden  ersten  Stadien  überhaupt  zu  nützlichen,  werthvollen  Wirkungen 
gebracht  werden. 

Ein  weiterer  Grundunterschied  von  grosser  Bedeutung  für  die 
Eigenthumsfrage  und  für  alle  damit  zusammenhängenden  Fragen 
wirthschaftlicher  Organisation  ist  zwischen  agrarischem  und  Stand- 
ortsboden, wie  auch  zwischen  agrarischem  und  industriellem  Be- 
trieb die  unvermeidlich  mehr  oder  weniger  erhebliche  weite  und 
grosse  Ausdehnung  der  agrarischen  Boden-  und  Betriebs- 
flächen,  die  zerstreute  Lage  der  Landwirthschaftsbetriebe,  damit 
aber  nothwendig  auch  der  ländlichen  Gehöfte  und  ganzen  Wohn- 
plätze (Dörfer),  sowie  die  relative  Kleinheit  der  letzteren, 
von  denen  aus  die  Bodenfiäcben  bewirthschaftet  werden,  im  Unter- 
schied zu  der,  auch  ökonomisch  und  technisch  vortheilhaften,  zum 
Theil  gebotenen  localen  Concentration  der  Bevölkerung  und  ihrer 
Berufsarbeit,  ihrer  Industrie  u.  s.  w.  in  den  Städten.  Beim  agra- 
rischen Boden  und  in  der  Landwirtbschaft  hängt  das  Eigenthüm- 
liche  wieder  wesentlich  von  Naturfactoren  ab. 

Wegen  der  beschränkten  Tragfähigkeit  des  Bodens  ftlr  Pflanzen,  schon  wegen 
de3  nothwendigen  Baames,  welchen  diese  zum  Stehen,  Wurzeln,  sich  Ern&hien,  sich 
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Eatvickelo  braochen.  da&n  veg^«n  des  ^Bodengeäetzes**.  nacli  velchem  der  Ertncr  nicht 
proportiobad  dem  AilKrit-t-  cr^d  KaipiuUüfr&ad  aaf  demsclbeb  GrondäC^ck  vichst  nad 
maa  gth/jihUn  iät.  &ebea   fxacfa:Wcn   auch  veni^er  fruchtbaren  Boden  gleichzeitig 
mit  denselben  Früchten   zu   bebaueo:  ferner  veiren  des  Bed4rfoiäses  ron  mancherlei 
rer&chiedenen  Arten.  Sonen.  Qualitäten  der  BodeüprodDcte:  veiter  ve^en  der  Lange 
der  Vegetationsperiode  der  landrirthschafdichen  Pflanzen,  velche  Ton  KUma.  Bodenbe- 
schaff e&heit  Witteniog.  anch  ron  der  Natur  der  einzelnen  Pflanze  mit  abhängt,  aber,  zumal 
in  unseren  Lindem,  nacheinander  innerhalb  der  jährlirhen  Vecetationszeit  nicht  oder 
nur  beschränkt  auf  ein  und  demiielben  Grundstück  agrariäche  Producte  zu  geirinnen 
ge&uttet:  anch  vegen  der  Unmöglichkeit  oder  CnthuniicLkeit,  aus  pflanzenphysiologiscben 
Gründen,  auf  denselben  Grundätttcken  Jahraus  Jahrein  dasselbe  Product  zu  bauen  und 
der  daraus  entspringenden  Nothvendigkeit .  mit  den  Frachten  zu  wechseln,  daher  im 
selben  Zeitraum  (Jahr«  grössere  Fcldflächen  mit  verschiedenen  Früchten   zu   bobaaen 
(Bodenmüdigkeit,  Fruchtfolgesysteme    —  auch  vielleicht  Brache  halten  zu  müssen  — 
wegen   aller  dieser  und   ähnlicher  bekannter  Cmstände   muss  nothvendig  der  land- 
winhschaftliche  Bod-^nbau  eine   grosse   räumliche  Ausdehnung  über  weite  Felder  hin 
gewinnen,  müssen  sich  demgemäß  Betriebe.  Wohnplätze  über  das  ganze  culturfähige 
Land  zerstreuen,  die  letzteren  relativ  klein  bleiben,  sobald  einmal  das  Gebiet  allgemein 
besiedelt  ist  und  der  landwirthschaftliche  Boden   eine  grosse  Menge  mannigfaltiger 
agrarischer   Nahrungsmittel   und  Gewerkstofie    fir    eine   grosse   Bevölkerung    hervor- 
bringen muss. 

Im  coDcreten  Falle  ist  freilich  manches  Einzelne  in  diesen 
Verhältnissen  von  der  ganzen  Ansiedlangsweise ,  geschichtlichen 
Grnndbesitzyertheilung,  Wahl  nnd  Änlageart  der  Wobnplätze,  auch 
der  Städte,  Industriesitze  als  Absatzorte  der  Agrarproducte,  von 
den  Strassenzflgen,  dem  ganzen  Communications-  und  Transport- 
wesen, wie  selbst^'erständlich  von  der  natfirlichen  Bodenbeschaffen- 
heit (Flach-,  Gebirgsland,  Fruchtbarkeit,  Wassemähe  u.  dgl.),  dem 
Klima  abhängig.  Treten  in  diesen  Umständen  Veränderungen  ein, 
so  werden  sich  auch  jene  Verhältnisse  der  Ausdehnung  der  Land- 
wirthschaft,  der  örtlichen  Lage  der  Betriebe,  der  Wohnplätze  ändern 
lassen.  Ebenso  kann  der  technische  landwirthschaftliche  Betriebs- 
fortschritt  darin  einige  Aenderungen  herbeiführen.  Aber  in  der 
Hauptsache  bleiben  die  Dinge  doch  so,  wie  sie  sind,  ,, na t ur- 
gebunden": räumliche  Ausdehnung  der  Landwirthschaft  Über 
grosse  Flächen,  Zerstreutheit  der  Betriebe  und  Wohnplätze  (auch 
bei  noch  so  entwickeltem  Conmuinicationswesen  für  den  Personen- 
verkehr und  noch  so  umfassender  Ersetzung  oder  Ergänzung  von 
ortsständigen  durch  Wanderarbeiter),  relative  Kleinheit  ländlicher 
Wohnorte  sind  danach  nothwendige,  absolute,  „rein -ökonomische" 
Kategorieen  in  der  Landwirthschaft  und  auf  agrarischem  Boden, 
welche  sich  wohl  im  Maassc  und  in  Nebenpuncten  örtlich  und 
historisch  etwas  verändern,  —  nur  insofern  „historische"  Kategorieen 
sind  — ,  aber  nicht  von  Grund  aus. 

Das  aber  ist  wieder  für  die  Rechts-,  die  Eigenthumsfragen 
von  entscheidender  Bedeutung.  Wie  in  der  ganzen  tibersehbaren 
früheren  geschichtlichen  und  der  ganzen  aus  verschiedenen  Ländern 
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vergleichbaren  EntwickluDg,  so  auch  in  jeder  möglichen  und  denk- 
baren weiteren,  selbst  in  einer  ,,ganz  socialistischen^'  Wirtbschafts- 
Ordnung  ist  mit  diesen  naturgegebenen,  naturgebundenen 
Verhältnissen  des  Landwirthschaftsbetriebs  und  danach  der  länd- 
lichen Bevölkerungsvertheilung  zu  rechnen. 

Diese  wirklich  doch  sehr  oSenknndig^en ,  leicht  festzustellenden  thatsächlichen 
Vcrhältniäse  und  nicht  zu  widerlegenden  landwirthscliaftlichen  Productionsbedingongen 
übersieht  der  Socialismus  wieder  oder  ergeht  sich  in  phantastischen  Illusionen  über 
den  möglichen  naturnrissenschaftlich  -  technischen  Fortschritt  ^Bebel!).  Alle  möglichen 
und  gewiss  nicht  unwichtigen  Verbesserungen  der  geschichtlich  Überkommenen  be- 
stehenden Besitz-  und  Betriebsverhältnisse,  z.  B.  Herstellung  richtigerer  Betriebseinheits- 
Grössen.  besserer  Arrondirung,  zweckmässigerer  Lage  der  Wirthschaftshöfe  zu  den 
von  ihnen  aus  zu  bewirthschaftenden  Feldern  u.  A.  m.  mögen  sich  in  einem  Gemein- 
ei^enthumssystem  leichter  und  durchgreifender  verwirklichen  lassen,  als  in  einem 
Privateigenthumssystem,  obwohl  Reformen  dieser  Art  in  letzteren  ja  zu  den  wichtigsten 
und  erfolgreichsten  neueren  gehören.  Selbst  die  ländlichen  Wohnplätze  im  Ganzen 
mögen  sich  hie  und  da  passend  dislociren  lassen,  freilich  dann  mit  entsprechendem 
ökonomischen  Verlust  und  neuen  Kosten  an  Gebäudekapital  u.  s.  w.:  „im  Wesent- 
lichen müsstc  man  doch  an  der  weiten  Ausdehnung  der  Acker-  und  Wiesenflächen, 
an  der  zerstreuten  örtlichen  Lage  der  Betriebe,  Wohnorte  und  Wohnungen  der 
ländlichen  Bevölkerung  festhalten.  Denn  das  ist  eben  naturgebunden,  wird  bedingt 
durch  die  Natur  des  agrarischen  Bodens,  die  notbwendig  von  Lage  und  Beschaffenheit 
mit  und  maassgebend  mit  bestimmte  Wahl  der  landwirthschaftlich  benutzten  Grund- 
stacke, sowie  durch  die  Unmöglichkeit,  auch  bei  höchst  intensiver  Wirthschaft  den 
Betrieb  auf  wesentlich  kleinere  Bodenflächen  als  bisher  zu  concentriren''  (aus  meinem 
Artikel  Grundbesitz  a.  a.  0.  S.  131). 

Mit  von  der  geforderten  Eigenart  der  landwiithscbaftlichen 
Arbeit  und  auch  mit  von  den  soeben  erörterten  Verhältnissen, 
namentlich  der  räumlichen  Ausdehnung  des  Betriebs  hängt  dann 
aber  auch  die  Eigenart  der  ländlichen  Arbeiter  und  der  gesaramten 
ländlichen  Bevölkerung  ab,  was  wiederum  für  die  Rechts-  und 
Eigenthumsfrage  wichtige  Folgen  hat. 

III.  —  §.  199.  Die  Eigenart  der  ländlichen  Be- 
völkerung. Die  naturgebundene  Art  landwirthschaftlicher  Arbeit, 
ländlicher  Bevölkcrungsvertheilung  und  die  von  diesen  beiden  Um- 
ständen mit  abhängige  ländliche  Lebensweise  verlangen  und  geben 
der  ländlichen  Bevölkerung  wieder  ihre  speeifische  Eigenart.  Theil- 
weise,  aber  nicht  einmal  immer  am  Meisten  und  Wichtigsten  in 
physischer,  mehr  noch  und  folgenreicher  in  psychischer,  daher 
ethischer  (auch  religiöser),  politischer  und  überhaupt  socialer  Hin- 
sicht. Weniger  in  unseren  modernen  Verhältnissen,  als  früher,  aber 
immer  doch  auch  noch  heute  und  wiederum,  mehr  oder  weniger 
zwar,  aber  im  Ganzen  doch  bleibend,  auch  in  der  weiter  in  Zu- 
kunft zu  erwartenden  Entwicklung. 

Die  landwirthschaftliche  Arbeit  aller  Art,  vor  Allem  die  ausfahrende  (Hand-) 
Arbt'it,  aber  doch  auch  die  Anleitungs-   und  Aufsichts-  und  die  OberleitUDg^sarbeit 
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fibitnf:hfn4tn  %ich  tod  der  ^tidtisch-iAdmtrielleii  in  zöTiäs«Jk  Puicfea  wieder  ein  for 
üittbü,    I/ic  DaT^rmeidlich  gtringtit  Arbeitsthoiianr.  vesentiich  eine  Fol^  des  Ge- 
hüüdth^ih^  der  Kerarischen  Arbeit  an  den  Verlauf  der  Jahreszeiten,  der  riamÜchen 
Aa^ebnaoir  der  Arbeiten,  die  f  erinnere  Erseubarkeit  der  menschlichen  Arbeit  durch 
Maacbinen,    die    Anforderunren    an   die   k&rperliche   LeiatongsDJdfkeit.    Bosti^eit. 
Widerstandsfähigkeit,  das  Arbeiten  im  Freien,  der  ron  Jahreszeit  and  jeveilif er  Arbeits- 
anfif^abe  abbioipfre   Wechsel  im  tic^ichen  Arbeitsmaass   nnd  in  der  Arbeitsart,    die 
rr'VsMren  Aafsicht&schwierigkeiten  bei  der  riomlicheo  AasdehnuDr  ond  Zersplitterung 
der  Arbeiten,  —  das  und  manches  Aehaliche  mehr  sind  Cmstinde.   w^elche  auf  die 
landvirth5»chaftliche  thitii^e  BerölkerunK   (Arbeiter.    AufMher.  Leiter)  ihren   maass- 
f^ebenden    Einfloss   austiben.     Diese   Berölkerunf   moss   den   aus   diesen    Umst&nden 
fol(^enden  practiMhen,  technischen,  physischen,  psychologischen,  ethischen,  socialen 
Bedingnnfen  entsprechen,  irenn  ein  ordentlicher  ökonomisch-technischer  Ersatz  erzielt 
Verden  soll.    Eben  deswegen  moss  sie  auch,   wenigstens  in  ihrer  Mehrzahl,  wirklich 
„auf  dem  I^nde"  und  unter  den  hier  bestehenden  Verhältnissen  und  Einflüssen  reg^el- 
miasig  leben.    Stidtisch-indostrielle  Berölkerang  passt  weder  filr  diese  Acbeitsauf^bcn, 
noch  fnr  diese  Lebensferhältnisse.  bringt  andere  Anschaaungen,  Ansprüche  mit  sich, 
ist  nicht  so  z&h  und  wetterhart,   noch  wieder  so  disciplinirt  und  ron  der  einmal  er- 
forderlichen ethisch  -  socialen  Art  wie  die  ländliche  Bevölkerung. 

Nach  Besitz-  nnd  Betriebsgrössen  und  Verhältnissen  exten- 
siverer, intensiverer  Landwirthsebaft  zeigen  sich  auch  in  der  länd- 
lichen Bevölkerang  natürlich  Unterschiede,  werden  an  diese  aach 
verschiedene  Anforderungen  gestellt.  Und  die  socialen,  aaf  Besitz, 
Nichtbesitz,  BcHitzgrösse ,  Bernfsstellang  beruhenden  Unterschiede 
sind,  anknüpfend  an  Traditionen  und  Sitte,  selbst  auf  dem  Lande 
in  einer  Hinsicht  grösser  als  in  der  Stadt.  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht steht  sich  auch  Alles  persönlich  näher,  fühlt  sich  mehr  als 
Glied  einer  grossen  socialen  und  wirtbschaftlichen  Gemeinschaft 
als  in  der  Stadt.  So  bekommt  und  erhält  die  ländliche  Bevölkerung 
ihren  ausgeprägten  eigenartigen  Typus,  mit  manchen 
ungünstigen,  mit  doch  im  Ganzen  mehr  günstigen,  immer  aber  mit 
besonderen  charakteristischen  physischen,  ethischen,  socialen 
Zügen,  vom  letzten  Knecht  und  Tagelöhner  bis  zum  selbstwirth- 
schaftcnden  oder  doch  auf  dem  Lande  lebenden  Grossgrundbesitzer. 

Auf  dieser  ihrer  Eigenart,  Voraussetzung  und  Folge  von  land- 
wirthschaftliehem  Beruf  und  Landleben,  beruht  aber  die  Wichtigkeit 
der  Landbevölkerung  für  die  gesammte  Bevölkerung,  für  Staat, 
Volkswirthschaft  und  Cultur,  und  zwar  auch  noch,  ja  in  mancher 
Hinsicht  gerade  recht  erst  in  unserer  heutigen  Gulturwelt,  bei  der 
mächtigen  städtisch- industriellen  Entwicklung  und  dem  beginnenden 
Uebcrwiegcn  der  städtischen,  der  gesammten  nicht-landwirthschaft- 
lichen  Bevölkerung.  Diese  ländliche  Bevölkerung  in  allen  ihren 
Bestandtheilen  „bildet  die  grosse  Reserve  menschlicher  Kraft,  den 
Jungbrunnen  zur  Hecrutirung  und  Erneuerung  der  städtisch -indu- 
striellen Bevölkerung,  sie  liefert  ftlr  vielerlei  Zwecke  das  geeignetste 
Mcn>cheiunaterial,   auch  in  der  höheren  wie  niederen  Kriegs-  und 
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Friedensarbeit  der  Nation,  in  der  Leitung  der  Staatsgescbäfte  u.s.w., 
wie  in  der  Kriegsführung ,  vom  ,^ Janker-''  bis  zum  letzten  Acker- 
kneebt  Daber  die  Wiebtigkeit,  die  Bodenreebtsordnung  so  za 
gestalten,  dass  diese  Landbevölkerung  mögliebst  tüchtig  und 
leistungsfäbig  gemacht  und  erhalten,  aber  ihr  auch  ermöglicht  wird, 
eine  solche  weitere  Function  fdr  das  ganze  Volksleben  auszuüben/' 

Aus  meinem  Artikel  Grandbesitz  S.  132.  Achnliche  leitende  Gesichtspuncte  in 
vortrefflicher  AusfQhrung  in  Hansen 's  BevOlkerungsstufen.  (Siehe  auch  Buchen- 
b erger  I,  611).  Die  Yerschiebang  der  Bevölkerung  zwischen  Land  und  Stadt,  die 
inneren  Wanderungen,  wie  sie  im  1.  Theil,  Buch  4,  §.  224,  228  IT.,  237  yerfolgt  werden, 
kommen  auch  hier  wieder  in  Betracht. 

Eine  solche  Bevölkerung  mnss  aber  wenigstens  in  erheblichen 
Theilen  wahrhaft  mit  dem  Boden,  den  sie  bewirthschaftet,  ver- 
wachsen sein,  Glück  und  Unglück  mit  ihm  tbeilcn.  Das  setzt 
Privateigenthum  am  Boden,  nicht  allein,  aber  freilich  zumeist 
kleineres  und  mittleres,  bäuerliches  voraus.  Keine  andere 
Rechtsordnung  des  Bodens  kann  in  dieser,  gerade  für  die  social- 
ökonomische  Auffassung  entscheidenden  Hinsicht  mit  dem  Privat- 
eigenthum concurriren,  weder  ein  allgemeines  Zeitpachtsystem  der 
Bodenbesitzreformer,  noch  ein  wie  immer  eingerichtetes  socialistiscbes 
Gemeineigentbumssystem  (§.  200,  201).  Letzteres  würde  bei  cen- 
tralistiscber  Organisation,  gar  bei  dem  gelegentlich  ventilirten 
periodischen  Wechsel  der  städtisch  ländlichen  Bevölkerung  zwischen 
Land-  und  Stadtarbeit,  auch  practisch,  ökonomisch- technisch,  weil 
psychologisch  den  eigenartigen  Aufgaben  und  Bedingungen 
der  landwirthscbaftlichen  Production  sich  sehr  schwer,  wenn  über- 
haupt, anpassen  können.  Für  die  weitere  Erörterung  der  ländlichen 
Privateigenthumsfrage  werden  die  Besitzartverbältnisse  zu  unter- 
scheiden sein  (§.  200  ff.). 

Allerdings  kommt  bei  der  Entscheidung  der  ländlichen  Eigen- 
thumsfrage  nun  auch  das  Grundrentenproblem  wieder  in 
Betracht.  Wird  die  Grundrente  im  eigentlichen  Sinne  bei  Privat- 
eigenthum an  Boden  nicht  nach  den  Bestrebungen  einzelner  Boden- 
besitzreformer (H.  George)  ganz  weggestenert,  was  steuertechnisch 
jedenfalls  eine  schwierigere  Aufgabe  ist,  als  die  Vertreter  dieses 
Plans  meinen,  und  vollständig  durchgeführt  doch  gerade  mit  der 
socialen  Function  des  ländlichen  Privateigenthums  auch  in  Wider- 
spruch stände  (§.  203),  so  ist  allerdings  nicht  zu  läugnen,  dass  der 
private  Bezug  der  Grundrente  (Differentialrente)  einen  Angriffspunct 
gegen  das  Privateigenthumsprincip  bildet.  Bei  Gemeineigenthum 
entfiele   derselbe.     Auch    die  Steigerung   (oder   das  Hindern   de^ 
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Falens;  der  GniDdreDte  darcb  wirthscha'tspoHdscbe  Maassregeln, 
wie  mitt^bt  des  relativen  Marktabscbln^ses  durch  agrarisebe  Schutz- 
zQlle.  unterliegt  bei  priTatem  ländlichen  Gmndeigenthnm  ähnlichen 
Angriffen.  Immer  bleiben  hier  dem  Privateigenthamer  persönlich 
TOD  ihm  nicht  ökonomisch  Tcrdiente  Gewinne  in  dem  frfiber  mehr- 
fach besproebenen  Sinne.  Ffibren  die  Aussichten  auf  dieselben, 
das  Streben,  sie  gar  kapitalisirt  zu  realisiren,  wie  bei  Besitzwechsel, 
zn  Speculationen,  so  erbQhen  sieb  auch  beim  ländlichen  Boden  die 
Bedenken  gegen  das  Privateigenthumsprincip  r  §.  203  am  Sehlass). 
Aber  dem  Grade  nach  doch  meistens  viel  geringer  als  bei  den 
anderen  in  Vergleich  zu  ziehenden  Bodenkategorieen ,  Standorts-, 
Wege-,  Bergwerksboden  bleiben  sie  gleichwohl. 

Die  Groodrenta  »teigt  nicht  so  rasch,  nicht  so  recelmääsig  bei  ländlichem  mis 
lK;i  dici»ein  anderen  Boden.  Sie  ist  dcrch  ruckgän^ge  Conjanctaren.  gegenwärtig  ror 
AlJem  darch  die  den  rerbe«^senen  rommonicationsmitteln  znzaschreibende  stärkere 
Concorrenz  fremder  irohlf»;ilercr  Prodacte  aas  der  Feme.  leichter  nnd  erheblicher 
K!jrk«irhlä:fen  au<igesetzt,  Sie  selbst  wird  auch  sehen  so  ganz  ohne  persunUche  Leistung 
den  Kif^euth'iineM  wie  bei  anderem  Boden  gewonnen  —  am  Meisten  bei  allgemeinem 
Sinken  des  Zinsffjsnes  ^was  ron  b'^ondurcr  Bedeatnng  bei  der  Kapitalisimng  auch  der 
gleichbleibenden  Orundrent(%  im  Besitz  Wechsel)  nnd  bei  Bentensteigerong  darch  Steieeii 
den  Troductcnpreises  — ;  sie  betzt  regelmässig  doch  eine  wirthschafiliche  Thätigkeit, 
insbe'joiidere  die  in  jenem  dritten  Stadium,  der  Feldbestellung  u.  s.  w.  zu  ihrer  Er- 
ziclung  voraus. 

Die  Bedenken  des  Grnndrentenbezugs  treten  noch  mehr  bei 
lündliehem  Kleio-  nnd  Mittelbesitz  zurfick,  weil  die  Rente  sieh  hier 
auf  zahlreiche  EigenthUmer  vertheilt.  Sie  verschärfen  sich  freilich 
ans  d«rni  gleichen  Grunde  heim  Grossgrandbesitz  durch  die  Con- 
centration  in  wenigen  Händen.  Um  so  mehr,  wie  die  folgenden 
Ausfuhrungen  noch  ergeben  werden,  kann  hier  nur  durch  ander- 
weite  wirthschaftlic'he  und  insbesondere  sociale  Leistungen  des 
Kesitzcrs  der  Grundrentenbezug  gerechtfertigt  werden,  wird  es  aber 
aueh,  in  ähnlicher  Weise  wie  der  Kapitalrentenbezug  und  wie 
höherer  Kinkomnicnbezug  (I,  Buch  4,  Kapitel  2)  überhaupt,  wenn 
diese  Leistungen  vom  Standpunct  des  gesellschaftlichen  Gesammt- 
intcrcsKcs  aus  als  Aequivalent  gelten  können.  Dabei  ist  in  der 
Vcrgicichung  freilich  mit  Imponderabilien  zu  rechnen,  die  aber  in 
der  That  in  solchen  Fragen  in  Betracht  kommen,  auch  wenn  sie 
sich  nicht  zur  Ziffer  und  nicht  auf  einen  bestimmten  Ausdruck  des 
wirtliHclniftlichon,  gar  des  Tausch-  und  Geldwerths  bringen  lassen. 

Auf  materiell -wirthschaftlichem  Gebiet  erheben  sich  aber  hier 
die  Aufgaben  der  „socialen  Steuerpolitik*^,  gerade  derartige 
Kinkoinnicnbezligc  wie  Grundrenten,  zumal  durch  allgemeine  Wirth- 
«chaftsconjuncturen   wachsende  (daher  mitunter  noch   mehr   beim 
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Forstbesitz  als  bei  agrarischem)  und  volIeDds  derartige  Beziige, 
welche  sich  beim  Grossbesitz  in  einer  Hand  stärker  concentriren 
und  beim  speculativen  Besitzvvechsel  gleich  kapitalisirt  werden, 
durch  angemessene  Besteuerung  mit  für  die  Gemeinschaft,  die 
eigentliche  Werthbildnerin,  in  Anspruch  zu  nehmen:  der  richtige 
Gedanke  auch  in  der  „Single-tax-Bewegung",  die  darin  nur  in  der 
Forderung  der  vollen  Wegsteuerung  jeder  Grundrente  und  jedes 
weiteren  Zuwachses  derselben  zu  weit  geht  und  ihr  Ziel  zu  mecha- 
nisch verfolgt. 

Ich  beziehe  mich  für  alles  Weitere  über  die  hier  berührte  Frage  der  „socialen 
Steuerpolitik''  auf  meine  Finanzwissen schaft,  besonders  den  Band  II  in  der  2.  Auflage, 
daselbst  namentlich  auf  die  Abschnitte  über  den  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  in  der 
Besteuerung  (S.  372  ff.)  und  über  die  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  (S.  56»i  ff.), 
ferner  auf  meinen  Aufsatz  über  sociale  Finanz-  und  Steuerpolitik  in  Braun's  Archi? 
Band  4,  1891. 

Bei  ländlichem  Boden  stellt  sich  so  die  Frage  von  der  Noth- 
wendigkeit  und  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grundeigenthums  aber 
je  nach  kleinem  und  mittlerem,  sogenanntem  bäuerlichen 
und  nach  Grossgrundbesitz  mehrfach  verschieden.  Beide 
Besitzarten  fungiren  im  volkswirthschaftlichen  Productions-  und  Ver- 
theilungsprocess  verschieden  und  sind  demnach  in  rein  volkswirth- 
schaftlicher  und  in  socialpolitischer  Hinsicht  verschieden  zu  beur- 
theilen.  Das  soll  hier  jetzt  noch  etwas  weiter  verfolgt  werden,  es 
wird  durch  alles  Vorausgehende  schon  verständlich  geworden  sein. 

IV.—  §.200  [347].  Die  ländliche  Grundeigenthums- 
frage  bei  den  verschiedenen  Besitzkategorieen. 
A.  Bäuerliches  Grundeigenthum.  1.  Productions- 
standpunct.  Die  relativen  VorzUge  und  Mängel  dieses  und  des 
ländlichen  Grossgrandbesitzes  und  des  agrarischen  Klein-  und 
Mittel-  und  des  Grossbetriebs  vom  Standpnncte  der  Production  und 
deren  Interessen  aus  sind  oben  in  der  Kritik  der  Vertheilung  des 
Grundbesitzes  (§.  168  ff.)  schon  dargelegt  worden.  Ein  ganz  ent- 
schiedener allgemeiner  Vorzug  der  einen  Art  vor  der  anderen  liess 
sich  in  dieser  Hinsicht  nicht  behaupten  (§.  169).  Dies  ist  insofern 
auch  für  die  principielle  Frage  der  Ersetzung  des  Privateigenthums 
durch  Gemeineigenthum  von  Bedeutung,  als  daraus  folgt,  dass  diese 
Umgestaltung  des  Eigenthumsverhältnisses  nicht  zur  Herbeiführung 
einer  vermeintlich  allein  richtigen  Bewirthschaftungsform ,  sei  es 
der  Klein-  oder  der  Grosscultur,  unbedingt  geboten  ist.  Diese  un- 
richtige Ansicht  liegt  in  der  (socialistischen)  Motivirung  der  all- 
gemeinen  Beseitigung  des   privaten  litndliehen  Klein-  (und  selbst 
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Mittel- /grar.dbesitzes  iiuplicite  enthalten ,  weil  die  moderne  Volk»- 
wirthsebaft  aas  ökonomisch -technischen,  landwirthschaftlichen 
Gründen  die  Grosscnltnr  allgemein  gebieterisch  verlange.^)  Dies 
ist  nnr  theilweise  der  Fall  and  die  Institution  des  privaten  Grnnd- 
eigentbams,  besonders  hei  ^^Freibeit  des  Gmndeigenthams"  nnd 
richtig  aosgebildetem  Pachtrecht,  bindert  nicht  so  allgemein,  wie 
behauptet  wird,  die  Bodencaltar  dann  dieser  Fordemng  gemäss 
einzurichten.  Theilweise  fungirt  aber  gerade  der  kleine  ländliche 
Privatbesitz  ganz  vorzfJglich,  namentlich  ilQr  die  Zwecke  ge- 
wisser hoch  intensiver  Cultnren  (,.gartenmässiger  Anbau'^  n.  8.  w., 
siehe  §.  168  unter  Nr.  4).  Es  ist  zu  bezweifeln ,  ob  irgend  eine 
andere  Gestaltong  des  Herrschaftsverhältnisses  über  den  Boden 
und  danach  des  Wirthschaftsbetriebs  in  diesem  Puncte  mehr 
leistet:  Gememeigenthum  (des  Staats,  der  Gemeinde)  mit  cen- 
tralistiscbem  oder  mit  genossenschaftlichem  Betriebe,  wie  socia- 
listischer  Seits  projectirt  wird,  schwerlich ;  mit  Betrieb  durch  Privat- 
pächter, wie  in  den  Plänen  der  Bodenbesitzreformer,  kaum.*)  Der 
Eigenthüm erbetrieb  hat  hier  so  productive  Wirkungen,  dass 
diese  uns  wohl  berechtigen,  vom  Standpuncte  der  Production  aus 
in  diesen  Fällen  das  kleinere  ländliche  Privateigenthum  als  im 
Gesammtinteresse  begründet  auzuerkennen. 

Allerdingä  liegt  die  Sache  selbst  in  den  heutigen  west-  nnd 
mitteleuropäischen  Verhältnissen  nicht  entfernt  allgemein  so.  Jene 
Culturen  haben  im  Ganzen  doch  eine  geringere  Bedeutung  für  die 
Versorgung  des  Bedarfs  unserer  Völker  mit  landwirthschaftlichen 
Erzeugnissen.  Für  den  Getreidebau  und  vielfach  auch  für  die  Vieh- 
zucht, besonders  einige  Zweige  derselben  (Schaf-,  zum  Theil  Pferde-, 
Rindviehzucht)  und  die  sich  an  diese  anschliessenden  landwirth- 
schaftlichen Gewerbe  (Milchwirthschaft)  leistet  der  bäuerliche,  zumal 
kleiner  Grundbesitz,  im  Allgemeinen   weniger  als  der  intelligenter 


^)  Siehe  oben  §.  167.  Genfer  Manifest  der  Internationale  7on  1S69.  VgL 
meine  Abschattunf^  des  pmaten  Grundeigenthums  S.S.  Fr.  Engels,  Marx  Ver- 
treter dieser  Ansicht.  Namentlich  kann  sich  die  Klein-  und  Mittelcultnr  durch  f^c- 
wisse  genossenschaftliche  Einnchtungen  wesentlich  concurrenzfähiger  machen: 
Vereine  fur  Beschaffung  von  Saatgut,  für  Benutzung  landwirthschafÜicher  Maschinen 
(Dampfdresch-,  Mähmaschinen  u.  s.  w.),  für  Haltung  Fon  Zuchtstieren,  Hengsten, 
Molkereigenossenschaften  u.  s.  w.  (Siehe  z.  B.  Land wirthschaftliche  Jahrbücher  1S7S, 
S.  845  fr.).     Buche nberg er  II,  Kapitel  10,  besonders  Abschnitt  2. 

')  Der  Vortheil,  dass  durch  einen  intelligenten,  wohlhabenden  Pächterstand  der 
Betrieb  verbessert  und  demselben  besonders  mehr  Kapital  zugeführt  wird  ^Rau  I, 
§.  377,  Koscher  II,  §.  02),  tritt  vornemlich  nur  bei  grösseren  Gütern  hervor.  (Buchen- 
berg er  I,  §.31  ff.) 
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betriebene  Grossbesitz.    Der  ökonomisch -tecbnische  Fortschritt  ist 
bei  jenem  nach  allgemeinster  Erfahrang  langsamer  and  geringer. 

Indessen  kann  auch  dies  noch  nicht  unbedingt  zu  einem  Verdict 
wider  den  bäuerlichen  Grundbesitz  berechtigen. 

Denn  einmal  l&sst  sich  hier,  wenn  die  Frag^  zunächst  auch  nur  vom  Standpuncte 
des  Productionsinteresses  entschieden  werden  sollte,  doch  manche  Abhilfe  schaffen 
<lnrch  Mittel,  deren  Bedeutung  die  Gegenwart  wohl  erkannt  hat:  Hebung  der  tech- 
nischen und  allgemeinen  Bildung  des  Bauern,  Ansporn  durch  das  Beispiel  des  gut 
geleiteten  Grossbesitzes,  welcher  auch  mit  um  dieses  Zwecks  willen,  also  im  Tolks- 
wirthschaftlichen  Productionsinteresse,  neben  dem  Klein  besitz  zu  verlangen  ist,  land- 
wirthschaftliches  Unterrichts-,  Vereins-,  Genossenschaftswesen  u.  dgl.  m. ^).  Es  fragt 
sich  jedenfaUs,  ob  der  „socialistische''  Landwirthschaftsbetrieb ,  auch  wenn  er  als 
Grossbetrieb  mit  allen  Vortheilen  desselben  versehen  wäre,  allgemein  technisch  und 
ökonomisch  einem  tüchtigen  bäuerlichen  Betrieb  überlegen  sein  würde.  Das  ist  bei 
den  augenfälligen  Schwierigkeiten  einer  angemessen  wirksamen  socialistischcn  Orga- 
nisation der  Production  gerade  auf  dem  landwirthschafüichen  Gebiete  mindestens 
nicht  sehr  wahrscheinlich,  vor  allem  wiederum  nicht  wegen  der  hier  mitspielenden 
psychologischen  Factoren  und  wegen  der  oben  geschilderten  „naturgebundenen''  Eigenart 
aller  landwirthschaftlichen  Arbeit  und  Kapitalvorwendung.  Darauf  wird  im  Folgenden 
mit  eingegangen  werden.  Sodann  aber  kann  und  darf  die  Frage  des  privaten  Kloin- 
besitzes  eben  nicht  allein  vom  Standpuncte  der  Production,  sondern  muss  sie  zugleich 
von  demjenigen  der  Yertheilung  und  damit  zugleich  vom  socialpolitischen 
Gesichtspuncte  aus  betrachtet  werden. 

§.201  [348].  —  2.  Vertheilangs-  und  socialpolitischer 
Standpnnct.  Hier  bildet  nun  das  private  kleine  ländliche  Gründ- 
eigenthum eine  durch  keine  andere  Einrichtung  vollständig  zu  er- 
setzende ökonomische  Basis  für  einen  hochwichtigen  Theil  der 
Bevölkerung,  einen  unabhängigen,  selbständigen  Bauernstand,  und 
dessen  eigenthUmliche  sociale  und  politische  Stellung  und  Function. 
Letztere  beruhen  recht  eigentlich  mit  auf  dem  privaten  Eigen- 
thumsrecht  an  dem  selbst  bebauten  Boden. ^)  Nur  etwa  ein  gut 
eingerichtetes  Erbpachtsystem  vermöchte  Aehnliches,  wenn 
auch  nicht  leicht  ganz  Gleiches  zu  leisten,  wäre  aber  hier,  als  dem 
Privateigenthum  zu  nahe  stehend,  doch  ausgeschlossen;  ein  Ge- 
meineigenthum  mit  privaten  Zeitpächtern  wäre  weniger 
leistungsfähig,  productivgenossenschaftlicher  Betrieb  eben- 
falls, socialistischer  „Gemeinbetrieb'*  („Gemeinnutzung"),  in  welcher 
Form  immer,  desgleichen  oder,  richtiger  gesagt,  noch  ungenügender. 

Denn  Zeitpächter  wären  nicht  onabhängig  genug  und  nicht  im  guten  social- 
politischen Sinne  des  Worts  an  die  Scholle  gebunden,  ganz  abgesehen  von  der 
Schwierigkeit,  in  einem  ganzen  Lande  zahllose  Zeitpachten  des  Klein-  und  Mittel- 
betriebs entsprechend  einzurichten.     Namentlich  auch  so,   dass  dabei  die  technischen 


*)  Röscher  II,  §.  53.     Buchenberger  II,  Kapitel  9,  10. 

*)  Um  den  Bauern  freies  und  volles  Privateigenthum  zu  verschaffen,  im  wirth- 
scliaftlichen  und  socialpolitischen  Interesse,  hat  man  in  unseren  Gulturstaatcn  die 
„Grundcntlastung"'  vorgenommen.  Die  heilsamen  Wirkungen  derselben  werden  freilich 
vielfach  durch  die  stärkere  Eapitalverschuldung  (kündbare  Geldschulden),  zu  welcher 
die  freie  Veräusserlichkeit  und  Vererblichkeit  beiträgt,  gestOrt     (Siehe  oben  §.  170.) 
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•j»::.  a-  1  j-:;.  A:if-.r:::r:;L_T:-.  tc.cL:  au.i.  "r.:::  m;i-r:ü-:Ci  ivoialifti^chen  üemeineisTv.'ü- 
th'jr.'i  i;;-  ;;j:.  i.i  .h'::i  lic  :-::.  :::.  i  bri  jviL.ir.^i.-.h-.LaiV.irLviL  B-r trieb  i:-<tellt  werJ^rii 
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Freilich  ^llus^  man  sich  der  Consequcnzi.ii  bewusst  seiu,  welche 
mit  rieni  X'orhtindensein  und  VcrMeiben  eines  D.iuernstands  als 
Ki;ifiiitlilinierTtniids  mehr  oder  weni^'cr  iiothwcndig  für  die  Production 
und  Nertheiiiin;:  des  Volk>einkomn.eus  und  t'ttr  die  socialen  und 
iiulturlichen  Wirkungen  einer  bestiuiuiten  Rühe  und  Art  der  Pro- 
(hwtioii  und  einer  bvstininiten  llichtung  und  Vertbeilung  speciell 
des  lanrlwirthschat'tlichen  PLinkonmiers  verbunden  sind.  Für  die 
priiw  ipiclle  Krage  des  i)rivaten  Grundeigenthums  wie  für  die  StelUing 
zu  dieser  Krage  im  concreten  Falle  sind  die  verschiedenen  CoDse- 
quenzen  rlor  Zulassung,  be/.  der  weiteren  Belassung  privaten 
bäuerlichen  Grundeigenthums  mit  einander  zu  vergleichen  und 
dauarh  ist  die  Entschei<liing  t'lir  oder  wider  die  Institution  zu  treflen. 

Der  Kocialpolitische  Wrrüi  des  Bauernstands  lallt  hier  stark  ins 
Gewicht  gcfrenliber  den  Keidcn  leicht  und  regelmässig  vorhandenen 
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Nachtheilen:  einer  geringeren  Productivität  des  Betriebs,  daher 
einer  entsprechend  geringeren  Höhe  des  Volkseinkommens  und  einer 
ungleichmüssigeren  Vertheilung  des  letzteren,  welche  der  private 
Rentenbezug  hier  wie  immer,  wenn  auch  wegen  seiner  Vertheilung 
auf  zahlreiche  Personen  in  geringerem  Maasse,  wie  oben  schon 
ausgeführt,  mit  sich  bringt. 

Andere  Umstände  können  weiter  in  Betracht  kommen,  z.  B.  gewisse  Cultnr- 
und  auch  sittliche  Mängel  im  Bauernstande,  verschiedene  im  günstig  und  knapp 
situirten.  Im  Vergleich  des  bäuerlichen  Betriebs  mit  dem  landwirthschaftlichcn  Gross- 
betrieb  (hierfür  einerlei,  ob  durch  EigenthUmer  oder  Pächter  geführt)  fragt  sich  auch, 
ob  die  UeberschUssc  an  Erzeugnissen,  welche  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  Dritter, 
also  besonders  industrieller  und  städtischer  Bevölkerung  aus  der  ländlichen  Wirth- 
bchaft  hinausgehen,  bei  dem  einen  oder  anderen  System  grösser  oder  kleiner  sind: 
ein  im  Ganzen  wohl  zu  Gunsten  des  Grossbetriebs  zu  entscheidender  Puuct,  jedoch 
mit  wichtigen  Ausnahmen  nach  den  einzelnen  Producten  (Garten-,  Handelsgewächsc, 
AVein  u.  s.  w.),  —  jedenfalls  aber  ein  nicht  unwichtiger  Punct  für  die  Entscheidung 
der  Eigenthumsfrage  in  deren  Zusammenhang  mit  der  Betriobsfrage  nach  dem  maass- 
gebenden  Culturintoresse  der  gcsammten  Volksgemeinschaft.  Denn  Um- 
fang und  örtliche  Concentration  der  industriellen  und  städtischen  Bevölkerung  i&t 
durch  die  Höhe  jener  nicht  von  den  Landleutcn  selbst  verzehrten  Producte  wesentlich 
mit  bedingt,  soweit  nicht  Zufuhr  aus  dem  Auslande  mitwirkt,  —  heutzutage  freilich 
eine  grobsartige,  aber,  wie  wir  in  der  Bevölkerungslehre  im  1.  Theile  (Buch  4,  §.  252  ff.) 
zeigten,  manchfach  bedenkliche  Hilfe. 

Diese  und  andere  in  Vergleich  zu  ziehende  Momente,  welche 
sieh  als  Consequenzen  einer  bestimmten  Eigenthums-  und  Betriebs- 
ordnung des  ländlichen  Bodens  ergeben,  stellen  zwar  nicht  völlig 
iucommensurable,  aber  immer  schwer  genau  gegen  einander  ab- 
zuschätzende Grössen  dar,  sowohl  im  concreten  Fall,  wie  vollends 
für  die  principielle  Frage,  zumal  da  hier  wieder  Imponderabilien, 
gleichwohl  wichtigster  Art,  mitspielen.  Man  muss  sich  nur  darüber 
klar  sein,  dass  jede  concreto  und  allgemeine  Beantwortung  der  Frage 
in  der  ihrer  Ziele  sich  bewussten  Praxis  und  in  der  Wissenschaft 
eine  vorausgehende  Abwägung  jener  Momente,  welche  ebenso  viel 
Gründe  für  und  wider  kleines  ländliches  Privateigenthum  bilden, 
voraussetzt. 

Im  Allgemeinen  wiegen  aber  nach  einer  solchen  Abwägung 
für  unsere  heutigen  Ciilturstaaten,  welche  noch  einen  tüchtigen 
Bauernstand  besitzen,  die  Grllnde  für  die  Beibehaltung  des  länd- 
lichen Privateigenthums  weit  schwerer,  als  diejenigen  für  seine 
Beseitigung.  Dies  um  so  mehr,  weil  die  etwaigen  Nachtheile  für 
die  Production  sich  doch,  wie  bemerkt,  vermindern  lassen,  die 
Ab?:chwächung  des  Abzugs  der  Bevölkerung  vom  Lande  in  die 
Stadt  (im  Vergleich  mit  dem  Zustande  bei  Grossgüterwesen  und 
Grosscultur)  nicht  unerwünscht  ist  und  anderseits  der  Ersatz  der 
pj'genthünier   durch  Zeitpächter  hier  gerade  vom   Standpunct  der 
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Prodaction  ans  schwieriger  als  bei  den  Grossgfitem  erscheint  Wk 
GrossbritaDnien  UDter  dem  Mangel  eines  selbständigen  Banem- 
stands  leidet  wird  dort  Ton  Einsichtigen  schon  länger  and  immer 
mehr  emptonden.  ^) 

Zunächst  dem  Eigenthfimerverhaltniss  wfirde  ein  Erbpacht- 
verhältniss  stehen,  welches  der  nationalen  Gemeinschaft  die  Theil- 
nahme  an  der  steigenden  Grundrente  gewährte,  wenn  die  perio- 
dische Kegelnng  des  Kanons  gemäss  der  gestiegenen  Rente,  den 
höheren  Prodactenpreisen  o.  s.  w.  vorbehalten  bliebe:  eine  dnrch- 
t\ihrbare  Maassregel ,  durch  welche  die  HaaptTortbeile  der  Eigen- 
thumsinstitation  sich  erhielten,  aber  einem  in  gewissem  Umfang 
berechtigten  Hauptbedecken  gegen  privates  Grandeigenthnm ,  dem 
aus  dem  privaten  Grundrectenbezug,  einigermaassen  Rechnung  ge- 
tragen würde.  Indessen  Erbpacht  hätte  eben  sonst  för  die  Gegner 
des  Privaieigemhums  ähnliche  Bedenken  wie  dieses.  *) 

§.  202  [349].  —  B.  Der  ländliche  Grossgrnndbesitz. 
1.  Standpunct  des  Productionsinteresses. 

Von  diesem  Standpuncte  aus  ist  dieser  Besitz  weniger  unent- 
behrlich als  der  Kleingrnndbesitz.  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil 
ein  ^ut  geregeltes  Zeitpach tverhältniss  hier  im  Durch- 
schnitt ziemlich  dieselbe  Producti>ität  des  Bodens  wie  die  Selbst- 
bewirthschaftung  durch  den  Privateigenthümer  bewirken  kann  und 
bei  diesen  grossen  Gütern  und  Betrieben  nicht  allzuschwer 
ordentlich  durchzuführen  ist. 

Die  EinnoLtuü^  des  Pachtveriragi  und  die  Erhalton^  des  g&nzen  Verp*chtUDgs- 
weseiia  bietet  Lier  nicht  die  eleicbeii  ScbvierisrkeiteD,  mie  es  bei  mittleren  und  kJeineB 
Outern  und  Betrieben,  die  daher  auch  riel  zahlreicher  sein  wurden,  der  Fall  wire. 
Dafür  lietfeh  aeDü^T'.Lde  Belege  aus  der  Erfahrung  For,  besonders  aus  Grossbritannien 
und  aus  den  deutschen  Düinänenpachton.  Es  lassen  sich  sogar  all g:e meine  Grdnde 
a  priori  riiidon.  wel-rbc  für  eine  nicht  nur  prirat-.  sondern  Folkswirtl^chafUich  grossere 
Produrrivität  oJer  m.  a.  W.  nicht  nur  für  eine  crössere  einzelwirthschaftliche  Renta- 
bilität, sonierii  für  die  Gewinnung  eiüe5  grö>sercn  Volkswirt hschaftlichen  Reinertrags 
unter  L'uiatändcn  gerade  beim  Pachtbetrieb  ^prechen.  Auch  dafür  sind  Erfahrangs- 
belege  vorhaiiden'). 

^)  \ii\.  RüScher  in  den  Ansichten.  3.  Autiage.  I,  239  ff.,  mit  besonderer  Rack- 
sicht  der  Schriften  ?on  Thornton  und  Cliffe  Lesiie.  S.  262  ff.,  267  ff.  Siehe 
oben  S.  371.  Auch  die  sonstige  neuere  Litteratur  über  die  englische,  schottische, 
iri-schc  Agrarfrage  vNasse  u.  A.). 

'*)  M  eine  Finanzwissenachaft  2.  Auflage,  I,  ^.  17S— ISl ;  3.  Auflage,  §.  230,  231. 
Nasse  in  den  Landwirthschaftlichen  Jahrbuchern  1S7S.  Buchenberger  I,  §.37. 
Vom  Standpunct  des  Staatsinteresses  wäre  an  der  periodischen  Regelung  des  Kanon 
feht/uhaiten,  der  freilich  das  Erbpächterinteresse  meist  widerstrebt  Für  neue  „innere 
('oIoni^ation'*  empfiehlt  sich  die  Einrichtung  des  Rentenguts.  Siehe  Sering's 
Srhrilt  darüber. 

"j  Siehe  oben  Note  1  S.  442  im  vorigen  Abschnitt. 
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Die  wichtige  Function  des  „Pioniers  des  wirthschaftlichen  und  technischen 
Fortsc]iritts'\  zum  maassgebenden  Beispiel  und  zur  Aneiferung  zur  Nachfolge  far  den 
bäuerlichen  Betrieb,  ist  eine  günstige  Seite  beim  selbstbewirthschafteten  Grossgrnnd-* 
besitz,  aber  sie  kann  auch  tou  Grossp&chtem  (deutsche  Domänenpächter)  ausgeübt 
werden. 

Man  kann  danach  wohl  im  concreten  Falle,  aber  nicht  allge- 
mein principiell  das  Privateigenthum  am  ländlichen  Boden  der 
Grossguter  als  eine  nothwendige  Forderung  des  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  bezeichnen.  Mitanter  liegt  die  Sache 
umgekehrt.  Hiermit  entfällt  aber  eine  Hauptstütze  des  Grossgrund- 
besitzes. 

FUr  die  Praxis  sind  daraus  zwei  nicht  unwichtige  Schlüsse  zu 
ziehen, 

1.  Einmal  ist  der  Uebergang  der  dem  Staate  (auch  den  Ge- 
meinden) etwa  noch  verbliebenen  Domänen  i.  e.  S.  (Gross- 
Feld  gut  er)  durch  Verkauf  in  das  Privateigenthum  von  Gross- 
grundbesitzern nicht  so  allgemein  im  volkswirthschaftlichen  und 
finanziellen  Interesse  geboten,  wie  die  Schule  der  freien  Concurrenz, 
auch  speciell  vielfach  die  deutsche  finanzwissenschaftliche  Schule 
oft  behauptet  hat:  im  Gegentheil,  die  in  dem  Domänenbesitz  factisch 
liegende  Beschränkung  der  Ausdehnung  des  privaten  Grund- 
eigenthums  ist  manchfaeh  erwünscht.*) 

Anders  liegt  die  Sache  nur  bei  einer  Parcellirang  der  Domänen  zur  Herstellung 
?ün  privatum  Klein-  und  Mittelbesitz,  evcntueU  auch  Fon  Erbpachten  dieser  Art. 
Dafür  kann,  neben  dem  socialpolitischen  Literessc,  einen  Bauernstand  zu  schaffen 
oder  zu  kräftigen«  mitunter  auch  ein  Productionsinteresse  sprechen,  z.  B.  in  der 
Nähe  der  Städte,  um  zum  Anbau  von  Garten-  und  Handelsgcwächson  hinüber  zu  leiten. 

2.  Sodann  ist  in  den  Ländern,  wo  ein  grosser  Theil  des  länd- 
lichen Bodens  in  Händen  des  privaten  Grossgrundbesitzes  liegt, 
etwa  vollends  fideicommissarisch  zu  grossen  „Herrschaften"  ver- 
einigt und  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Verkehr  ent- 
zogen ist  und  schon  jetzt  durch  Zeitpächter  bewirthschaftet  wird 
(Grossbritannien!),  eine  grundsätzliche  Beseitigung  dieses 
Privateigenthums,  z.  B.  mittelst  einer  Ablösungsgesetzgebung  wenig- 
stens durch  das  allgemeine  volkswirthschaftliche  und  das  speciell  land- 
wirthschaftliche  Productionsinteresse  nicht  ausgeschlossen  (§.  239). 

Lässt  sich  dabei  etwa  noch  der  geschichtliche  Ursprung  dieses  Grossgrund- 
besitzes wegen  vorgekommener  Bechtswidrigkeiten  bemängeln  (§.  164),  kommt  eine 
nachtheilige  Einwirkung  anderer  mit  diesem  Besitz  in  Verbindung  stehender  Umstände 
auf  die  Production  hinzu,  z.  B.  der  „Absentismns''  der  Grundherron,  welche  ihre 
Kenten  fern  von  ihren  Gütern  verzehren  (§.  89),  so  erscheint  eine  solche  Beseitigung 


')  Siehe  meine  Finanzwissenschaft  I,  2.  Auflage,  §.  161,   162^    3    Auflage, 
§.  219,  202. 

A.  Wftfrner,  Grtmdlegnnff.  8.  A.nfl-  2.  ThelL    Volksivirtliscliaft  a.  B«cht.  30 


; .  2Ü3  i.'O.  o51'  —  i.  Ver:heilnn^5-  und  sot 
poÜTiiolcr  r-tai.-!:' -r.::.  Das  Pr-JEciionsicteresse  1*1 
hier  io  w-t:*;  al>m  E..i3ss_'rr'TLJ  al«  t.i-;ii:j  K'einbesitz.  Viel 
mus:  die  Fra^-e  lsi:  3~oL  Lier  zc^ieJoh  aas  dem  Gesicbt^p 
des  v.jlkawirtii-otaiiiiohen  Venneibcg-inieresses  nod  der  ^esaui 
.socialen  utj'i  p'^iiiscbeD  iLiere^-j^n  der  nationalen  6emeirs< 
welche  :i>;L  a^  lia^  Be^iebes  eioe«  Gross^-rundbe^itzerstaadg  fctitl 
hennheiii  .verdeo.  E<  ist  leiebi  eiczu^ehen,  dass  die  priDoi] 
Fra^'e  der  Ur^s-riti^r^E^-  des  [irivaien  Grandeii;eiit)iuiiis  hier  nnr 
sehr  allfferueiii  jrcLaiteae  Ai.tn-  n  znlässi. .  nur  die:  e«  k< 
we^eutliL'b  a<.it  die  sociale  Fimetion  Jenes  Stands  im  V 
k>>en  an.  Diese  Funciion  kanu  tür  letzteres  so  werthvoll  sein 
iM  ilie^  n'itriri-cb  n.itUDter.  sit.-  iüsst  sich  aach  so  scbnrer  ode 
tiiclit  durtli  ii^end  eiue  audere  vi.ilkswirthscliaf\lit-he  arA  so 
Oj;:aiii.»!iti'in  ersetzen,  dass  1  ui  iLremilieti  die  Einwirkaa^ 
])rivateu  (j^.l^-;:^unlilJesitzes  aul  den  Vertheilungsprocess,  als  1 
weiidJL'e  I!eiliii;:uii^  jeuer  :^iji'iaIeD  Fuijction.  hiu>:etiouiiueu  we 
dail.  iJar.acli  wird  bei  einer  Erörioruii-  Über  das  Ziel, 
wirl'liciii  in  I'cirett'  der  Keclitsordniini.'  für  das  HigeDthum  zu  str 
ist,  unsere  Frage  zu  hojabi-n  oder  zu  verneinen  seio.  Ala  codi 
Frag'-  in  einem  einzelneu  Lande  oder  Zeitalter  ist  die  Knteign 
biz.  AM'iHung  des  (liiuidtij;eiitliunis  der  l^irossgrundbesitzer 
ib'.sbalb  eine  eminent  bistorisi-b-rclati ve. 

.\ a <: b  d i e .s e r  A u l'l'a üsun;;  bat  der  ätand  der  Cru 
Itctilxei'  Hcin  .Scbiekeal  selbst  in  Händen.  Wo  er  t 
<)kiiii<iniifii-b  aul  den  Ik'zng  der  finindicntc  basirte  sociale  Stel 
im  waliren  InteiusKC  der  Oi>animtbeit  benutzt,  im  tlffentli 
bcrnt'KmiiMKigcn  Friedens-  und  Kriegsdienst  der  Nation,  im  politiS' 
Kiircuamlsflitiisf  der  Sclbslregiernifj.  in  der  AusbilduDg  und 
ttK-iili^iing  der  Volksfreihcilen,  wkzu  er  so  besonders  geeigael 
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in  der  Pflege  der  höheren  Culturinteressen  des  Volks,  in  caritaliven 
Leistungen,  auch  als  Bahnbrecher,  Leiter  und  Verbreiter  wirth- 
schai'tlicher  und  technischer  Fortschritte,  z.  B.  speciell  im  Ackerbau ; 
wo  dieser  Stand  mit  andern  Worten  die  guten  Seiten  einer  tüch- 
tigen Aristokratie  zeigt  und  der  wahre  Führer  des  Volks  ist,  seine 
Stellung  wie  ein  Amt,  seinen  vermeintlich  rein  privatrechtlichen 
Rentenbezug  wie  eine  öffentliche  Besoldung  betrachtet,  was  sie  nach 
richtiger  socialrechtlicher  Auffassung  ist,  ein  Amt,  eine  Besoldung, 
welche  in  erster  Linie  sociale  Pflichten  auflegen,  erst  in  zweiter 
Linie  private  Rechte  geben,  wo  das  schöne  Wort  der  Schrift  „mit 
dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern'^  und  das  vornehme  Adelswort 
„noblesse  oblige^'  wirklich  gilt,  —  da  liegt  der  Grossgrundbesitz 
auch  heute  in  einem  vorherrschend  demokratischen  Zeitalter  unserer 
Culturvölker  und  bei  einer  Höhe  des  Volkseinkommens,  welche 
eine  sehr  ungleiche  Vertheilung  des  letzteren  nicht  mehr,  wie  früher 
eher,  zu  einer  Bedingung  der  Culturentwicklung  überhaupt  macht 
(I,  §.  284),  im  nationalen  Interesse :  da  wird  nicht  leicht  auch  nur 
die  Idee  einer  gesetzlichen  Enteignung  selbst  des  grossen  länd- 
lichen privaten  Grundeigenthums  ernstlich  auftauchen,  geschweige 
durchdringen. 

So  lie«^t  wohl  iu  7icler  Hinsicht  die  Sache  heate  noch  in  Grossbritannien,  wo 
der  Grosbgruudbesitz  sonst  so  manche  tiefe  ökonomische  Schattenseite  hinsichtlich 
der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  zeigt  und  das  Productionsinteresse  seine  Be- 
seitigung nicht  verbieten  wtlrde.  (Vgl.  Röscheres  genannten  Aufsatz  in  den  An- 
bichten.) 

Auch  fUr  deutsche  Verhältnisse  und  bei  der  sonst  ja  vielfach  berechtigten  stär- 
keren Ausbildung  des  zwangsgemeiuwirthschaftlichen  auf  Kosten  des  privatwirthschaft- 
liehen  Systems  in  unserer  Zeit  darf  die  politische  und  sociale  Gefahr  des  „Militär-  und 
Beamteustaats'S  der  eben  durch  diese  Richtung  immer  mehr  begtlnstigt  wird,  nicht 
übersehen  werden.  Beamten-  und  Advocatenparlamente  sind  kein  grosser  Segen, 
übertriebenes  ,,Streberthum"  und  Servilismus  in  einem  solchen  Staate  bedenkliche 
Uebelstünde.  Parlamente,  in  denen  die  Di&teufrage,  selbst  fdr  die  Besohl nssfähigkeit, 
eine  ^Tosae  Rolle  spielt,  verrathen  gleichfalls  tiefe  Mängel  des  Staatswesens.  Ein 
unabhängiger  tüchtiger  Grossgrundbesitzerstand ,  wenn  auch  mit  etwas  „Junkertham*' 
versetzt,  liefert  besseres  Holz,  um  Abgeordnete  und  vollends  Staatsmänner  und  Kriegs- 
männer daraus  zu  schnitzen.  Das  hat  der  brandenburg-preussische  Staat  seit  Jahr- 
hunderten bewiesen.  Ohne  den  „preussischen  Junker"  hätten  wir  vielleicht  heute 
diesen  Staat  und  das  aus  ihr  hervorgegangene  neue  Deutsche  Reich  nicht.  Alle 
solche  Rücksichten  kommen  bei  der  Entscheidung  solcher  Grundeigenthumsfragen  mit 
in  Betracht.  Samter,  die  Bodenbesitzreformer,  vollends  nach  ihrer  doctrinären 
Auffassung  die  Socialisten,  beachten  das  Alles  viel  zu  wenig  oder  missachteu  es  ab- 
sichtlich. Auch  die  Nothwendigkeit  eines  grundaristokratischen  Gegengewichts  gegen 
die  mit  dem  Privatkapital  eng  zusammenhängende  Geldaristokratie  und  wahre  Pluto- 
kratie  ist,  wie  schon  oben  (§.  IDO)  bemerkt,  zo  erwägen,  —  wenngleich  die  Gegen- 
sätze durch  Eheverbindungen  und  durch  Anlegung  des  Geldkapitals  in  Grund  und 
Boden  sich  verwischen.  Aber  indem  die  Geldaristokratie  allmälig  zur  Grnndaristokratie 
wird,  schleift  sie  auch  hässliche  Seiten  ihres  Ursprungs  ab,  veredelt  sich  und  erhebt 
sich  nach  und  nach  zur  Erfassung  socialer  Pflichten  und  Functionen.  Buchen- 
berger  (I,  237)  führt  obige  Stellen  über  Bauernstand  und  Grossgrundbesitz  aus 
meiner  2.  Auflage  (S.  741)  wönlich  an  und  pflichtet  ihnen  ganz  bei. 
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Die  gocialökoDomi^che  Kechtfenigrnng  des  Grossgnmdbeshzei 
ist  daher  theoretisch  in  letzter  Linie  ähnlich  wie  diejeDige  dei 
Privatkapitals  za  geben,  anf  den  „socialen  Amtschmrmeter^ 
alles  Gewicht  zn  legen,  anf  die  diesem  gemäss  fibemommencB 
und  befriedigend  im  Gesellschaftsinteresse  ansgefftbrten  sociaka 
Fanctionen,  nicht  anf  das  privatrechtliche  Moment  Toben  §.143. 
144,  154j. 

Fehlen  diefse  tüchtigen  socialen  Fanctionen  des  Grossgrond- 
besitzerstands ,  so  wird  die  privatrechtliche  Begrfindnn^ 
seines  Grondeigenthnms  diesem  «Stande  keine  dauernde  ^^ieherheit 
geben.  »Sie  wird  in  der  That  anch  kein  genügender  Grand  gegen 
einen  r>konomisch-teebni8ch  öfters  wohl  durchtührbaren  Ueber^aog 
(oder  Rückgang)  des  Bodens  in  das  Eigenthnm  des  Staats,  des 
Vertreters  der  nationalen  Gemeinschaft,  sein,  freilieh  aber,  wie 
Buchenberger  mit  Recht  sagt  (I,  238),  nicht  zum  Zweck,  „alle 
Landwirthe  zn  Staatspächtern  za  machen'',  als  vielmehr  das  Gross- 
grundeigenthnm  in  social  besser  wirkendes  bänerliches  Eigenthnm 
hinUberzufUhren.  Um  die  rein  privatrechtlicbe  Begründung  des 
Grossgrnndbesitzes  steht  es  nach  dem  Früheren  (§.  164  ff.)  ohnehin 
vielfach  niisHÜcb  genug.  Ein  Noii  me  tangere  ist  aber  das  Privat- 
cigenthuin  and  vollends  das  private  Grundeigenthnm  nach  der 
richtigen  social  rechtlichen  Aaffassang  überhaupt  nicht:  es  steht 
in  der  Gemeinschaft  und  ist  durch  deren  sonverilne  Rechts- 
bildungaus überwiegenden  Zweckmässigkeitsgründen  immer  zwangs- 
weise zu  beseitigen  und  abzulösen  oder  zu  beschränken,  wenn  es 
das  Girmcinschaftswohl  fordert,  gerade  wie  es  nur  durch  Gründe 
des  letzteren  und  dem  entsprechende  rechtliche  Anschauungen  ge- 
Hchaften  wird  Cg.  120,  121;.    (Vgl.  unten  Kapitel  3,  Enteignung.) 

L'ntcr  den  Umstanden,  welche  gegen  den  Fortbestand  des 
Grossgrundbesitzes  ins  Gewicht  fallen,  sind  schon  die  vorhin  vom 
Productionsstandpuncte  aus  angeführten  Momente  von  Bedeutung 
(§.  203):  allgcnieines,  vicUeiclit  noch,  wie  bisher  in  Irland  für  die 
Pächter  höchst  ungünstiges  Verpachtungssystem  statt  Selbstbewirth- 
schaftung,  Absentisnius  oder  Non-residencc  auf  den  Gütern,  schlech- 
ter eigener  Betrieb  u.  s.  w.  Kommt  dazu  übermässige  Anhtlufung 
in  einer  Hand,  Vinculirung  durch  Fideicommisse,  daher  neben  volks- 
wirthschaftlich  nachtheiliger,  auf  diese  Eigenthumsorduung  mit 
zurückzuführender  geringerer  Productivität  des  Rodens  und  mithin 
geringerer  Höhe  des  ganzen  Volkseinkommens  auch  besonders 
ungünstige  Verthcilung  des  letzteren,   mangelnde  Gelegenheit  zur 
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BeschäftigQDg  der  wachsenden  VolkszabI,  deshalb  Auswanderung 
oder  übermässiger  Zuzug  in  die  Städte,  so  wird  der  Grossgrund- 
besitz schon  bedenklich  genug.  Wahrhaft  verhängnissvoU  für  das 
Volksleben  wird  er  aber,  wenn  der  Stand  seine  sociale  Mission 
verkennt,  nur  seinem  eigenen  Interesse  lebt  und  alle  die  vorhin 
genannten  Aufgaben  vernachlässigt,  etwa  wie  grossentheils  in  Frank- 
reich vor  der  Revolution,  wie  vielfach  in  Mittel-  und  Süditalien, 
Spanien,  Russland,  wie  leider  zu  Zeiten  auch  hie  und  da  in  Deutsch- 
land, Grossbritannien,  zumal  in  Irland  u.  a.  L.  m.  Es  ist  schwer 
zu  sagen,  warum  die  Rechtsbildnng  hier  den  Grundbesitz,  nur 
wegen  seiner  vermeintlichen  privatrecbtiichen  Begründung  und 
wegen  seines  unter  diesen  Voraussetzungen  lediglich  eng  privat- 
wirthschaft liehen  Interesses  für  seine  zeitweiligen  Eigenthümer, 
unangefochten  bestehen  lassen  sollte.  Dafür  ist  dies  Eigenthums- 
object  zu  bedeutsam  im  ganzen  volkswirthschaftlichen  Process 
und  für  das  sociale  Zusammenleben  der  Gemeinschaft.  Es  handelt 
sich  eben  beim  Boden  um  etwas  Andres  als  um  irgend  einen 
gleichgiltigen  Gegenstand  des  Gebrauchsvermögens.  Der  Boden 
ist  einmal  das  unentbehrliche  Bethätigungsgebiet  der  nationalen 
Gemeinschaft,  ein  Naturfactor  von  beschränkter  Menge  und  be- 
schränkter Brauchbarkeit  nach  den  Verhältnissen  der  Lage,  ein 
Werthobject,  dem  vielfach  die  Früchte  des  ökonomischen,  socialen 
und  cnlturlicben  Fortschritts  selbst  ohne  eigenes  Zuthun  der  Eigen- 
thUmer  im  steigenden  Werthe  zufallen:  ein  Object,  mit  dem  kein 
anderes  Gut  in  dieser  Hinsicht  zu  vergleichen  ist  und  für  welches 
daher  auch  eine  andere  Rechtsordnung  immer  bestanden  hat,  immer 
bestehen  muss  und  wird,  —  ein  Object,  das  auch  im  Enteignungs- 
wesen eine  aparte  Stellung  einnimmt  (Kapitel  3). 

Unter  den  einzelnen  characteristischen  Symptomen,  welche  auf  eine  anti- 
nationalökonomische  and  anti- sociale  Function  des  Grossgrundbesitzes  ziemlich  sicher 
hinweisen,  ist  namentlich  der  häufige  speculative  Besitzwechsel  der  Güter, 
nur  um  an  dem  höheren  Gonjuncturenpreis  derselben  zu  gewinnen,  bemerkens- 
werth.  Hier  liegen  gewöhnlich  nicht  ökonomisch  vom  bisherigen  EigenthUmer  ver- 
diente  Gewinne  vor,  welche  auf  die  eigenen  Leistungen,  z.  B.  für  die  Hebung  der 
Bodcncultur  des  Guts,  zurückzufahren  sind:  ein  Faü,  der  wenigstens  wirthschaftlich 
den  Gewiunbezug  aus  der  Yeräusserung  gerechtfertigter  erscheinen  lassen  kann,  wenn- 
gleich auch  hier  die  sociale  Pflicht,  welche  das  Eigenthum  auflegt,  verkannt  wird. 
Meistens  handelt  es  sich  aber  um  die  Ausnutzung  der  zufälligen  Zeitrer- 
hältnisse,  welche  das  Angebot  und  die  Kachfrage  der  Landgüter  mit  bestimmen, 
um  die  Ausbeutung  zufälliger  Nothlagen  frtlherer  Käufer  und  Zwangslagen  jetziger 
Verkäufer  und  besonders  um  die  Erzielung  speculativer  Gewinne,  welche  aus  Yeränderong 
des  allgemeinen  Zinsfusses  und  des  allgemeinen  Gangs  der  Grundreute  der  Producten- 
preise  hervorgehen  (§.  170),  Voränderungen,  welche  wieder  unabhängig  von  der 
Thätigkeit  des  Einzelnen  durch  den  Gesammtgaug  des  volkswirthschaftlichen  Lebens, 
der   Crüditvcrhältnisse,   der  Politik,   der   Technik,   des   (Jommunicationswesens,   der 
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L'bter  «olchen  L'mständeD  entfallen  die  wichtig- 
sten Kecbtfertigangsgrfinde  fGr  den  ländlichen  pri- 
vaten Groesgrnndbesitz  aus  dem  Standpunete  des 
GeftammtinteresAes.  Ja,  das  Privateigenthnm  aai  Boden, 
welches  die  Vorau^setzang  f&r  solche  ökonomisch  nnd  social 
schädlichen,  die  Vcrtheilnng  des  Volkseinkoni  mens  nngtinsti^  beeiD- 
flassenden  Manipolatiocen  ist,  wird  unheilvoll  für  die  Gesellschaft. 
Ks  ist  nicht  nur  ein  cnzweifelbaftes  Hecht ,  sondern  eine  Pflicht 
des  .Staats,  solche  Gc^taltang  zc  verhüten,  wozu  die  gmndsatz- 
liehe  Be^^eitigQD^'  des  grossen  privaten  Grandeigenthnms  das  allein 
abhelfende  Mittel  werden  kann.  Das  m«'>ge  der  Grossgrnndbesitz 
beherzigen  I 

3.  Abschnitt. 
Städtisches  Orund-  nnd  Haasei?enthiuii. 

$i.  2')1  [S.  T-15— 747].  Vorbcmorkun jren  und  Littcrator.  Der  Bo^ien 
all  Stari'Jort  Uh*\  dai  ph.ri;e  ^tidtischr*  GrurideisreothDm  ist  in  der  NatioDal- 
likonoir«]':  l;i-.  vor  Larzem  r.o-rh  *;hr  w«.*riiir  irenaner  untersucht,  meist  nnr  nebenbei  irt 
d<;r  'ir'J  n«Jreiitenlitt«;r  i»ur  unJ  in  d;r  Litt  rratar  üb  *r  die  städtisch-*  Wohnnncs* 
fragt  ^.U'ohnunjrinoth";  Ijjr.hrt  worden.     Di-^s  ist  ein  gTOsser  Mangjl. 

Tür  du:  Orandrcntcntheorio  ist  dieser  Boden  und  das  Prirateig-entham 
daran  wichri^r^r  alü  der  ländlich'^,  der  Ber^erksbodea  a.  s.  w..  weil  sich  an  ihm 
und  an  d<:n  städrischen.  offen  Forlie^cnden  GnindstUrk-,  Haas  und  Miethpreiscn  nnd 
d':r«;n  rji-.':h':r  Vi;ränd»;rijn^  die  Hcnteniheorie  iranz  rorzüfflich,  förmlich  experimentell. 
Tinl  ':ihfaoh«:r  aii  an  Jilkm  andren  Boden,  dcmonstriren  und  die  Ricardo-ThQn  en'schf 
Lehpj  Voll  der  n>iffcrential-yimndr*:nte  in  ihrem  unumstösslich  richtieen  Kern  besonders 
leirht  jT'rjren  alle  Anf«:cht!jniren  erhärt'.-n  lässt.  Diese  Rententheorie  erhält  dnrch  die 
V'irhältnii'-.e  des  ht£dtischeu  Grundeigenthums  eine  treffliche  Bestätigonr. 

Nani'tnflich  tritt  der  maasgebende  Einflii^s  der  Lage  der  Gnindstiicke  auf  Ganf 
und  Höhe  der  Rente  nir^'ends  bo  significant  als  in  den  Städten  und  Qbcrhaopt  bei  der 
Benutzung  df^s  Bodens  aj-)  Standort  für  U'obnungen  herror.  Daher  lassen  besondere 
die  T  h  II  n  e  n 'sehen  t'ntersnchungcn  eine  wichtige  Fortsetzung  auf  die  stldtischeo 
Verhiilrnisse  zu.  Vgl.  passim  Woikoff,  opusciiles  sur  la  reute  fonciere  und  lectnres 
d'^conomie  i/oliti^ue  rationelle,  der  nur  bei  der  Betrachtung  des  Bodens  als  emplacemeot. 
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Standort,  in  der  Ableitung  der  Eente  aus  dem  Standort  zu  weit  geht  und  dies  Moment 
zn  stark  betont,  seine  Bodeatung  zu  sehr  rerallgcmeinert. 

In  der  Wohnungsfrage  ist  früher  meistens  auch  auf  den  engen  Zusammen- 
hang derselben  mit  der  Ökonomischen  und  socialen  Stellung  dos  städtischen  Grund- 
und  Hauseigenthums  viel  zu  wenig  Bezug  genommen  worden,  doch  hat  sich  das  neuer- 
dings geändert.  Mir  schien  schon  lange  die  eigentlich  kritische  Signatur  dieser 
Frage,  ihre  häufige  Zuspitzung  zur  Wohnungsnoth  (§.211,  217),  gerade  in  diesem 
Zusammenhang  des  städtischen  Wohnungswesens  mit  dem  Privat- 
eigenthum  am  Boden  und  Haus  zu  liegen.  Diesen  Standpunct  vertrat  und 
motivirto  ich  bereits  näher  in  der  Eisenacher  Debatte  über  Wohnungsnoth  1872 
(vgl.  Verhandlungen  der  Eisenacher  Versammlung  zur  Besprechung  der  socialen  Frag^, 
Leipzig  1873,  S.  231 — 243).  Im  Texte  schon  der  1.  Auflage  der  Grundlegung  die 
genauere  Ausführung  nach  den  damals  dargelegten  Gesichtspuncten.  Diese  damals  ver- 
haltnissmässig  noch  sehr  allein  stehende  Auffassung,  in  welcher  ich  lange  Zeit  auch  von 
anderen  „Kathedersocialisten**  wenig  Unterstützung  gefunden  habe,  stimmt  in  einigen 
Puncten  überein  mit  derjenigen  auch  schon  damaligen  von  Ratkowsky,  vgl.  besonders 
,.die  zur  Reform  der  Wohnungs-Zustände  in  grossen  Städten  nothweudigen  Maassregeln 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung**  (mit  besonderer  Rücksicht  auf  Wien),  von  ihm, 
Separat- Abdruck  ans  dem  „Oesterreichischen  Oekonomist**,  Wien  1871.  Er  bekämpfte 
namentlich  das  Baustellenmonopol  und  den  Baustellen wucher  (a.  a.  0.  S.  81)  und  das 
österreichische  System  weitgehender  langjähriger  Steuerfreiheiten  für  Neubauten. 
V^l.  daselbst  auch  die  Ausführungen  über  die  Grundrente  (S.  36  ff.  mit  der  richtigen 
Polemik  in  diesem  Puncto  gegen  Schäffle's  Lehre).  Schäffle  (Socialer  KOrper 
IIl,  300)  gestand  übrigens  später  selbst  in  anerkennenswerther  Weise  zu,  dass  er  bei 
der  Rechtfertigung  des  privaten  Grundeigentbums  dnrch  die  Unentbehrlichkeit  der 
privaten  Prämienfunction  der  Grundrente  die  richtige  Grenze  nicht  innegehalten  habe. 
Hemerkenswerth  sind  auch  schon  früher  J.  Faucher 's  Ausführungen  über  städtisches 
Grundeigenthum  und  Baustellen m onopol  mit  Hinweisnng  auf  Expropriation  und  die 
Analogie  der  Sachlage  mit  der  bestehenden  Bergbaufreiheit,  dem  Grundcigenthümer 
gegenüber  (Berliner  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirihschaft  XVI  [1866]  S.  50  11.) ; 
später  freilich  mit  einer  Reserve,  welche  eine  Ausdehnung  des  Expropriationsrechts 
abweist  ..unter  den  heutigen  Zuständen  und  gar  in  einem  politischen  Staate  mit  leiden- 
schaftlich politischen  Parteien"  (Verhandlungen  des  deutschen  volkswirthschaftlichen 
Oongresses  in  Wien,  1873,  Berlin  1873  S.  154),  eine  Reserve,  die  die  praktische 
Bedeutung  einer  tieferen  Reform  des  Grnndeigenthumsrecht  ziemlich  sicher  für  immer 
aufheben  würde.  Neben  allem  Optimismus  der  Freihandelsschule  und  naivem  Erbtauuen, 
dass  die  ,, volkswirthschaftlichen  ewigen  Naturgesetze*'  nicht  lauter  Segen  bringen  und 
oft  nicht  einmal  recht  wirken,  auch  manches  Richtige,  z.  B.  in  Betreff  des  Boden- 
monopols, der  Besteuerung,  bei  dem  im  Oebrigen  äusserst  unklaren  Wiss  (Wohnungs- 
frage in  Deutschland,  Berlin  1872). 

Die  grosse  ältere  und  neuere  Broschürenlitteratur  über  die 
Wohnungsfrage  enthält  sonst,  abgesehen  von  einzelnen  neuesten  bezüglichen  Arbeiten, 
fast  nur  Darlegungen  der  Symptome  der  Wohnungsnoth,  vielfach  mit  zu  ein- 
seitiger oder  selbst  ausschliesslicher  Berücksichtigung  der  Wohnung^sfrage  der  unteren 
Classen,  während  es  für  die  principielle  Beurtheilung  gerade  sehr  wichtig  ist,  die 
Wohnungsnoth  als  einen,  zeitweise  und  Ortlich  wenigstens,  fast  allgemeinen  ökonomischen 
und  socialen  Nothstand  der  ganzen  städtischen  Bevölkerung,  mit  Ausnahme  des  Grund- 
besitzerstands, anzuerkennen,  wofür  dann  aber  in  unvermeidlichen  Rückschlägen  des 
Bausteilenschwindels  und  der  excessiven  Bauwuth  hinterher  die  Grundbesitzer  auch 
inanchfach  in  Noth  gerathen.  Wohnungsnoth  einer-,  Grund-  und  Hausbesitzkrise 
anderseits  stehen  in  enger  Verbindung  unter  sich  wie  mit  der  Institution  des  Privat- 
eigenthums  am  städtischen  Boden,  wenigstens  in  den  grosseren  Städten. 

Weiter  beschäftigt  sich  jene  Litteratur  mit  den  Heilmitteln,  aber  m.  E.  nicht 
tiefgreifend  genug,  weil  der  Causalnexus  zwischen  der  Wohnungsnoth  und  dem  zur 
Ausbeutung  und  Speculation  benutzten  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthum 
nicht  erkannt  wird  oder,  optimistisch,  nicht  erkannt  werden  will  Die  vorgeschlagenen 
!MittoI,  Verbesserung  der  Communicationen ,  genossenschaftliche  Selbsthilfe,  Reformen 
in  der  Bautechnik  und  Baupolizei  u.  s.  w.  sind  nicht  unrichtig,  aber  nicht  wirksam 
gimug.  Dass  auch  die  Freihandelsschule  an  ihren  Principien  in  dieser  Frage  manch- 
fach   irre  zu   werden  beginnt,   bewies  schon  die  Verhandlung  in  Wien   1873.     Das 
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Lang  zwischen  der  Wohnungs-,  auch  der  Wohnungsnothfrage  und  der  Frage  des 
städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  ist  hier  für  uns  zu  beachten. 

Dies  ist  auch  der  Standpunct  in  der  Litteratur  der  Bodenbesitzreform- 
Bewegung.  Die  letztere  hat  begreiflicher  Weise  gerade  die  Missst&nde  dieser 
Kategorieen  privaten  Grundeigenthums  schärfer  aufgedeckt  und  damit  dann  die 
These  ?on  der  Abschaffung  des  Privateigenthums  und  der  Einführung  des  Gemein- 
eigenthums  an  diesem  Buden  zu  stutzen  gesucht.  S.  darüber  besonders  Fl Ur  seh  ei m's 
genannte  Schriften,  die  Berliner  Zeitschrift  „Freiland'*.  H.  Freeso,  Wohnungsnoth 
und  Absatzkrisis  (in  letzterer  Beziehung  unhaltbar)  in  Oourad's  Jahrbüchern  1893, 
Band  61,  S.  641.  Der  schwache  Punct  in  dieser  Litteratur  ist  nur  auch  wieder  die 
Verkennung  der  Schwierigkeiten  und  Bedenken  hinsichtlich  der  Verwirklichung  einer 
Gemeineigenthnmsordnung  am  städtischen  Boden,  wenn  die  ökonomischen,  technischen 
und  socialen  Bau-  und  Wohnungsinteressen  richtig  befriedigt  werden  sollen. 

Wesentlich  den  Standpunct  des  pri?aten  Interessenten  vertreten  Vereine  einmal 
der  städtischen  Grundbesitzer,  dann  der  Miether  und  die  ?on  solchen  Vereinen  aus- 
gehenden Schriften,  auch  Zeitschriften.  So  die  Schriften  des  Centrakerbands  der 
Haus-  und  städtischen  Grundbesitzervereine  Deutschlands,  herausgegeben  von  H.  Strauss 
(seit  1 890),  die  Zeitschrift  von  Berliner  Grund besitzvercinen  „das  Grandeigenthum"  u.  s.  w., 
anderseits  die  Zeitung  der  Vereins  Berliner  Wohnungsmiether  (seit  1890).  Die  Ver- 
gleichuug  der  entgegengesetzten  Intercssenstandpuncte  z.  B.  in  den  Erörterungen  über 
ein  Normal-Miethyertrags-Formular  ist  auch  für  die  allgemeineren  Principienfragen  lehr- 
reich. In  diesen  Zeitschriften  aach  mancherlei  thatsächlichcs  Material.  Vgl.  hierzu 
auch  die  Arbeiten  Eberstadt's  Berliner  Commuualreform ,  Preussische  Jahrbücher 
1892,  Band  70  und  selbstlUidig  (System  und  Princip  der  Berliner  Stadtverwaltung), 
fcnier  Grundsätze  der  städtischen  Bodenpolitik,  Schmoller's  Jahrbuch  1893,  XVII, 
S.  1193.   Schneider,  Wohnungsmiethrecht  und  seine  sociale  Beform,  Leipzig  1893. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  zur  Beurtheilung  der  modernen,  namentlich  der 
continentalen  grossstädtischen  Wo hnungs Verhältnisse  der  Bevölkerung,  ist  die 
werthvolle  neuere  Wohnungsstatistik,  welche  die  Aufnahmen  bei  Gelegenheit  der 
Volkszählungen  geliefert  haben.  Siehe  Litteratur  darüber  schon  in  Grundlegung  I, 
S.  436  und  die  Verarbeitung  eines  Tbeils  des  bezüglichen  Materials  in  der  dort  ge- 
nannten Schrift  von  Michaelis.  Vortreffliche  Bearbeitung  des  Berliner  Materials 
im  2.  Hefte  der  von  E.  Böckh  herausgegebenen  amtlichen  Schrift  „die  Bevölkerungs- 
u.  8.  w.  Aufnahme  vom  1.  December  1875  in  Berlin'*,  Berlin  1878,  und  in  den  ähn- 
lichen Bearbeitungen  der  späteren  Aufnahmen,  so  für  1885,  Heft  2.  Abtheilong  III 
(Berlin  1891).  Femer  im  Berliner  städtischen  statistischen  Jahrbuch,  auch  über 
Werth  der  Grundstücke  (Feuerversicherungswerth,  theilweisc  Kaufpreise),  Miethwcrth, 
Besitz  Wechsel,  freiwilliger  und  durch  Subhastationen,  so  im  Doppcljahrgaug  XVI,  XVII 
(Berlin  1893),  S.  231  ff.,  246  ff.  Aehnliche  Daten  aber  neuerdings  auch  für  andero 
j?rössere  Städte  (so  Leipzig,  Arbeiten  Hasse's),  auch  dann  vergleichend  statistische 
Arbeiten  im  Statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  (von  Ncefe,  Hasse).  Eine 
der  besten  mouograpisch-statistischen  Arbeiten  ist  „die  Wohnungsenqufito  in  der  Stadt 
Basel"  (18b9),  bearbeitet  von  K.  Bücher  (Basel  1891).  Vielerlei  sUtistische  Daten 
in  der  oben  genau uten  Litteratur  der  Wohnungsnoth.  Auf  alle  im  Text  behandelten 
Fragen  werfen  die  Berliner  Verhältnisse  der  Neuzeit  ein  besonders  scharfes  Licht. 
Sic  zeigen  die  (jefahren,  welche  in  den  Wohnungszuständen  liegen,  schlagend.  Natürlich 
sind  diese  Zustände  anderswo  nicht  überall  so  bedenklich,  aber  nur  gradweise,  nicht 
bpecifische  Unterschiede  zeigen  sich. 

Auch  für  die  Fragen  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums 
liefert  die  genannte  Statistik  werthvolle  Beiträge  zur  Beurtheilung.  Doch  sind  dafür 
weitere  statistische  Thatsachen,  welche  nicht  immer  genügend  constatiit  oder  wenigstens 
nicht  zusammengestellt  sind,  mehrfach  noch  wichtiger.  Die  Vertheilung  des  städtischen 
Grund-  und  Hausbesitzes,  der  Wechsel  im  Besitz,  die  Ursachen  dieses  Wechsels  (Erb- 
^ang,  Verkauf,  freiwilliger  und  unfreiwilliger  Besitzwechsel  in  Folge  gerichtlicher 
Zwangsvcräusserung),  der  Wenh,  bez.  Preis  der  Baustellen  und  der  bebauten  Grund- 
stücke, der  Wechsel  dieses  Werths,  die  neue  Kapitalverwendung  für  Bauten,  der 
Miethwerth  und  dessen  Wechsel,  die  Hypotheken -Verschuldung  und  deren  Bewegung, 
Stand .  Beruf,  Onfession  (jüdischer  städtischer  Grundbesitz)  der  Eigenthümer  u.  a.  m. 
bind  hier  von  besonderem  Interesse.  Manches  bezügliche  Material  aus  Grossstädten, 
seltener  aus  kleinen  Städten,  liegt  vor,  aber  ohne  gar  zu  grosse  Schwierigkeiten  müssto 
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dasselbe  aas  den  Grand-  und  HypotheLcnbUchern  und  Stenerkatastern  u.  s.  w.  Ter- 
vollstäodigt  werden  können,  wodurch  erst  umfassendere  Vergleiche  möglich  wttrden. 
Eine  kleine  Tabelle  über  das  Yerbältniss  der  Zahl  der  Hausbesitzer  zu  der  Zahl  der 
Wohnhäuser  und  Haashaltungen  für  verschiedene  deutsche  Städte  nebst  Bern  siehe 
bei  Conrad.  Jahrbücher.  Band  27.  S  3S5.  In  den  Grosstädten  machen  die  Hans- 
bez.  Grundstücksbesitzer  der  hier  zusammengestellten  Städte  ca.  16  —  7  —  8  Proce&t 
in  den  Klein-  und  Mittelstädten  71 — 64  —  49  —  20  Procent  der  Haushaltangen  aus. 
Besonders  werthvolles  Material  in  dem  Statistischen  Jahrbuch  von  Berlin.  Einige 
Daten  daraus  zum  Beleg  des  Textes  unten. 

An  meiner  Darstellung  der  Frage  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums 
in  der  1.  Auflage  habe  ich  in  der  zweiten  nichts  Wesentliches  zu  ändern  gehabt. 
weder  Wichtiges  hinzuzusetzen  noch  irgend  Erhebliches  zurückzunehmen.  Und  ebenso 
urtheile  ich  jet^.t  nach  weiteren  15  Jahren,  weshalb  auch  in  dieser  8.  Auflage  sjichlich 
fast  nichts,  formell  wenig  verändert  worden  ist.  Ich  bemerke  dies  ausdrücklich 
gegenüber  den  vielfachen,  namentlich  von  ,Jiberaler"  Seite  erfolgten  Angritten  gegen 
mich  wegen  dieses  Abschnitts  und  der  darin  entwickelten  und  wie  ich  glaube  ge- 
nügend begründeten  skeptischen  Ansicht  über  jenes  Privateigenthum  —  eine  Ansicht, 
die  nicht  selten  zu  dirccten  Denunciationen  gegen  mich  wegen  meines  „Sociaiismus*' 
geführt  hat  Am  wenigsten  vermag  ich  in  der  spöttischen,  aber  —  er  kennt  sein 
Publicum  1  —  völlig  oberflächlichen  Polemik  von  Männern  der  volkswirthschaftlichen 
liichtung  eines  L.  Bamberg  er  irgend  etwas  sachlich  Zutreffendes  gegen  meine 
Darstellung  zu  entnehmen.  (Vgl.  dessen  ..Deutschland  und  der  Socialismus^^  Leipzig 
1S78,  S.  104,  derselbe  „die  culturgeschichtliche  Bedeutung  des  Socialistengesotzes**. 
Leipzig  187^,  S.  30  ff.).  Hier  wird  die  Polemik  gegen  das  städtische  Grundcigenthum 
lächerlich  gemacht,  weil  sie  von  der  jetzt  (187S)  längst  verschwundenen  Wohnnngs- 
noth  ansgegangen  sei.  der  die  Noth  der  Specnlantcn  und  Hausbesitzer  Platz  gemacht 
habe.  Bamberger  war  hier  wieder  entweder  nicht  ehrlich  genug,  um  anzuführen, 
oder  —  was  ich  bei  ihm  gern  annehme  und  vielfach  bemerkt  habe  —  zu  flüchtig, 
in  der  Leetüre  von  Schriften  eines  dem  meinen  gegensätzlichen  Standpnncts«  um  zu 
bemerken,  dass  ich  schon  vor  dem  heutigen  Zusammenbruch  der  Bau<peculation  Ende 
<]cr  70  er  Jahre  auf  diese  Noth  der  Eigentliümer  als  auf  die  nothwendigc  Consequenz 
hingewiesen  habe.  (Siehe  in  der  1.  Auflage  der  Grundlegung  S.  661  Note,  S.  663 
Note  30,  S.  667  Mitte,  und  bereits  die  Eisenacher  Verhandlungen  1872,  Bericht 
S  2H5).  Die  Quintessenz  meiner  folgenden  Ausführungen,  mit  einigen  neuen  Be- 
merkungen, die  hier  jetzt  wieder  benutzt  werden,  in  meinem  Artikel  Grundbesitz  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenscliaften  IV,  S.  120 — 128. 

I.  —  §.  205  [352].  Fragestellung.  Das  städtische  und 
unter  diesem  wieder  das  grossstädtische  Grundeigenthum  ist 
der  wichtigste  Repräsentant  des  Privateigenthums  an  Boden,  welcher 
für  Gebäude,  besonders  Wohngebäude,  und  fltr  den  Stand- 
ort vieler  Productionszweige  überhaupt  dient  (§.  99).  Dieser  Boden 
hat  eine  von  allem  andren  Boden  sehr  verschiedene  ökonomische 
Stellung:  und  Function  in  der  Volkswirtschaft  und  seine  specifische 
Benutzung,  vornemlich  als  Standort  (Area,  Tenne)  für  Wohnge- 
bäude, Verkaufsiocale  (Läden)  u.  s.  w.  zeigt  gleichfalls  eine  ganz 
andere  technische  Seite  als  die  Benutzung  des  übrigen  Bodens. 
Diese  zwar  leicht  nachweisbaren  und  zum  Theil  selbst  handgreif- 
lichen Unterschiede  sind  indessen  früher  von  der  Nationalökonomie 
wenig  beachtet,  jedenfalls  in  ihrer  grossen  Tragweite  nicht  erkannt 
worden.  Namentlich  gilt  dies  von  den  hochwichtigen  Folgen, 
welche   die  Sonderstellung  des  „Wohnungsbodens*'  in  der   Volks- 
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wirthschaft  für  die  Privateigenthumsfrage  bezüglich  dieses  Bodens 
mit  sich  bringt.  Es  ist  zur  Beurtheilung  und  Prüfung  dieser  Kategorie 
des  privaten  Grnndeigenthams  deshalb  nothwendig,  mehr  als  dies  bei 
den  anderen  Bodenarten  geboten  ist,  deren  wirthscbaftlich-technische 
Seite  grossentheils  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  kann,  auf  die 
Stellung  und  Function  des  Wohnungsbodens  und  die 
Technik  seiner  Benutzung  hier  etwas  einzugehen  und  un- 
mittelbar daran  die  Erörterung  der  prineipiellen  Frage  über  die 
Nothwendigkeit,  Entbehrlichkeit  und  den  etwaigen  Ersatz  des 
Privateigenthums  an  diesem  Boden  anzuknüpfen.  Ausser  dem 
Wohnungsboden  und  dem  Privateigenthum  an  diesem  selbst  muss 
aber  bei  dem  innigen  und  im  Ganzen  sich  mit  der  Entwicklung 
des  Städtewesens  immer  inniger  gestaltenden  ökonomisch-technischen 
Zusammenhange  des  Bodens  mit  dem  Hause  auch  das  private 
Hauseigenthum  mit  in  die  Untersuchung  hineingezogen  werden. 
Die  letztere  betrifft  daher  das  private  Hausboden-  oder  Wohnungs- 
boden- und  Hauseigenthum,  demnach  vornemlich  das  städtische,  be- 
sonders grossstädtische  privnte  Grund-  und  Hauseigenthum. 

Allerdings  tritt  der  Zusammenhang  zwischen  Boden  und  Haus  am  meisten  bei 
dem  starken  „Vertikal wohnen"'  oder  dem  grossstädtischen  Hochbau  hervor,  wie  er. 
thcil weise  im  Gegensatz  zu  England  und  America,  besonders  auf  dem  Gontinente 
herrscht  und  Dank  dem  Baustellenmonopol  bei  ungenügenden,  dem  Interesse  des 
Grundbesitzers  zu  weiten  Spielraum  lassenden  Bauordnungen  zum  „Kasernenbau**  aus- 
artet. Ein  gewisser  Hochbau  oder  Bau  mehrstöckiger  Häuser  empfiehlt  sich  aber 
nicht  nur  bis  zu  einer  gewissen  (vrenze  überhaupt  wegen  des  Kostenpuncts  (umgekehrt: 
über  diese  Grenze  hinaus  vertheuert  sich  der  Hochbau  auch  relativ,  p.  Stockwerk), 
sondern  auch  wegen  der  Ersparung  an  horizontaler  Entfernung.  Faucher  schlägt 
hier  die  Vortbeilo  der  Londoner  und  die  Nachtheile  der  continentalen  Wohnungsweise 
zu  hoch  an  (siehe  Viertcljahrsschrift  XIII ,  121  Ü.)  in  den  Grossstädten,  wogegen  die 
dortigen  Nachtheile  und  hiesigen  Vorzüge  unterschätzt  werden.  Siehe  unten,  üeber- 
haupt  §.  20«. 

Am  Frappantesten  zeigen  sich  die  darzulegenden  Verhältnisse  in  den  Gross- 
stadtcn  nicht  bei  den  eigentlichen  Privatmieth Wohnungen,  sondern  bei  den  ge- 
mietheten  Läden,  besonders  in  den  verkehrsreichen  Strassen.  Der  Ausdruck 
„Wohnungsboden'*,  „Wohnhaus"  begreift  im  Folgenden  diese  Fälle  mit  in  sich. 

H.  —  §.  206  [353].  Die  ökonomisch-technichen  Eigen- 
thümlichkeiten  des  Wohnungsbodens,  welche  für  das 
Privateigenthum  an  letzterem  alle  eine  mehr  oder  weniger  ab- 
weichende Stellung  von  sonstigem  privaten  Grundeigenthum  be- 
gründen, sind  insbesondere:  der  grössere  Einiluss  der  Lage  auf 
Grundrente  und  Grundstücks -Werth;  der  stärkere  Einfluss  der  all- 
gemeinen Conjuncturen  darauf;  der  Einiluss  der  leichteren  Kapi- 
talisirung  steigender  Renten,  besonders  auf  Eigenthumswechsel 
und  Verpfändung  des  Grundstücks  und  Hauses;  die  Function  des 
fertigen  (Mietb-)  Hauses  wesentlich  als  Rentenfonds;   die  leichtere 
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TrennuDg  von  Eigentbnm  nnd  Nutzung  (in  derMiethe);  die  sociale 
Abhängigkeit  der  Miether  von  den  Eigenthümem;  die  eigenthfün- 
lieben  Erscheinungen  der  Wohnungsuoth ;  die  besonderen  Verhält- 
nisse der  Baustellen;  endlich  der  Umstand,  dass  die  Rechtfertigangs- 
gründe,  welche  vom  Standpunct  des  Productionsinteresses  ans 
sonst  für  privates  Grundeigentbum  sprechen,  bei  städtischem 
Wohnungsboden  und  Häusern  aus  bautechnischen  Gründen  theils 
überhaupt  nicht,  theils  nur  in  geringerem  Maasse  zutreffen  and 
eine  wirkliche  Gemeineigenthumsordnung  für  das  Bau-  und  Wohnungs- 
wesen zwar  immer  noch  erhebliche,  aber  doch  geringere  Schwierig- 
keiten als  bei  ländlichem  Boden  bietet. 

A.  Die  Rente,  danach  der  Werth  des  Wohnungsbodens, 
namentlich  der  städtischen  Grundstücke,  ist  in  besonders  hohem 
Maasse  abhängig  von  der  Lage  der  betreffenden  Grundstücke, 
regelmässig  erheblich  mehr  als  Rente  und  Werth  anderen  Bodens» 

Dies  erklärt  sich  zunächst  aas  der  fast  allgemein  unter  den  Menschen  als 
„socialen  Wesen''  verbreiteten  Sitte  des  örtlich  nahen  Zusammenwohnens 
aof  verhältnissmässig  engem  Kanme.  Diese  Sitte  zeigt  sich  schon  in  der 
vorherrschenden  dörflichen  Ansiedlnngsweise  (statt  des  Einzelhofsystems  §.  1 76)  und 
bildet  sich  immer  mehr  im  Städtewesen,  am  Grossartigsten  in  den  Gross-  und  Welt- 
städten aus.  Sie  beruht  auf  wichtigen  Bedurfnissen  des  gegenseitigen  Schutzes  und 
der  üntersttltzuug,  des  bequemeren  Verkehrs,  auf  der  Pflege  vieler  („örtlicher**)  Ge- 
rne iabedOrfnisse  (I,  §.  328),  überhaupt  auf  den  Erfordernissen  des  Cultnrlebens.  Sie 
ist  insofern  eine  Conscquenz  der  menschlichen  Natur  und,  in  gewissen  Grenzen,  noth- 
wendig  und  heilsam,  in  ihrer  Ausbildung  zum  Städtewesen  Ursache  und  W^irining 
eines  wichtigen  Theils  des  Processes  höherer  Cultur.^)  Die  Sitte  erhält  sich  aber 
bodaun ,  trotz  so  mancher  Schwierigkeiten ,  welche  ihr  entgegen  treten ,  in  Folge  der 
geringen  Fähigkeit  des  Menschen,  selbst  bei  sehr  vervollkommneten  und  wohlfeilen 
Gommunicationen ,  einen  Gegenstand  beständigen,  regelmässigen,  z.  B.  täglichen  oder 
mehrmals  täglichen.  Transports  zu  bilden.  Der  Grund  dafUr  liegt  weniger  in  der 
Beschafienheit  der  Communicationen  und  Transportmittel,  welche  einer  ausserordentlichen 
Vervollkommnung  in  Hinsicht  auf  Sicherheit,  Schnelligkeit,  Bequemlichkeit  und  selbst 
Wohlfeilheit  fähig  sind*),  als  in  dem  stets  unvermeidlichen  Zeitaufwand,  —  lime 
is  money  — ,  ein  Aufwand,  welcher  günstigsten  Falles  bei  jeder  grösseren  räumlichen 
Trennung  der  Wohnungen  geopfert  werden  muss,  abgesehen  davon,  dass  bei  einer 
solchen  Wohnungsweiso  dann  die  Wirthschaft  und  Cultur  fördernden  Berührungen 
der  Individuen  vielfach  aufhören.  Kechnet  man  z.  B.  in  Grossstädten  mit  vorwaltend 
horizontaler  Ausdehnung,  dass  täglich  für  die  Geschäfts  weg  e  an  Zeit  —  über 
diejenige  hinaus,  welche  für  Spazierengehen  zur  Erholung  u.  dgl.  erwünscht  sein  mag 
und  insofern  auch  privat-  und  nationalökonomisch  kein  Verlust  ist  —  für  Gehen, 
Fahren,  Warten  (an  den  Bahnhöfen,  Halteplätzen  der  Pferde-  und  Strassen  bahnen  u.  s.  w.) 


*)  Abweichende  Ansicht  bei  neueren  Sociahsten,  wie  Fr.  Engels,  die  grund- 
sätzlich gegen  die  grossen  Städte  eifern,  ihre  Nothwendigkeit  für  industrielle  Zwecke 
u.  s.  w.  bestreiten  und  namentlich  die  Unmöglichkeit  behaupten,  die  erforderlichen 
hygienischen  Verbesserungen  überhaupt  in  den  Grossstädten  herbeizuführen.  Dabei 
bleiben  indessen  alle  anderen  Seiten  der  Frage  unbeachtet.  Vgl.  z.  B.  Engels, 
Dühring's  Umwälzung  passim.  Siehe  über  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  in 
Berlin  die  Bcvölkerungsaufnahme  von  1875,  Heft  1,  S.  80  nebst  Plan. 

*)  Dies  zeigt  vor  Allem  London,  vgl.  darüber  Faucher  auf  dem  Wiener 
volkswirthschaftlichon  Congress  1873,  Verhandlungen  S.  150. 
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^aucli  nur  1  Stunde  verloren  geht,  so  ist  dies,  bei  300  Arbeitstagen  und  lOstUndigem 
l^ormalarbeitstage ,  eben  30  Tage,  10  Procent  der  productiven  Zeit,  bei  b stundigem 
Arbeitstage  (liberale  Professionen)  sogar  Vl^^  Procent  dieser  Zeit.  In  Berlin  kann 
mau  filr  viele  Berufe  schon  heute  diesen  Verlust  so  hoch  anschlagen.  Wie  erst  bei 
1  — 2  stöckigen  statt  4 — 6  stockigen  Häusern  und  selbst  bei  Londoner  Communications- 
und  Transportwesen!  Fauch  er  u.  A.  m.  rechnen  wohl  (mit  Recht)  die  Nachtheile 
heraus,  welche  bei  dem  Etagenbau  durch  die  tägliche  Ueberwindung  der  Steigungen 
(Treppen)  entstehen.  Man  kann  aber  die  Gegenrechnung  machen:  wieviel  Kraft  in 
der  Hauswirthschaft  selbst  erspart  wird  in  der  Etage  mit  horizontaler,  verglichen  mit 
dem  kleinen  Hause  mit  verticaler  Ausdehnung! 

Diese  zunäehst  rein  nattiriiehe,  aus  dem  menschlichen  Woh- 
nungswesen resultirende  Bedeutung  der  Lage  der  Grundstücke 
hat  nun  die  wichtigsten  Folgen  für  das  Privateigenth  um  an 
diesem  Boden. 

1.  Bei  Wohnungsboden,  welcher  Privateigenthum  ist,  tritt 
diese  Bedeutung  für  den  Werth  der  Grundstücke  im  privatwirth- 
schaftlichen  System  in  der  Höhe  der  Grundrente  (und,  nach 
erfolgtem  Hausbau,  der  in  gleicher  Weise  wie  die  Grundrente  sich 
bildenden  Hausrente)  hervor.  Danach  bildet  sich,  unter  Zu- 
grundelegung des  landesüblichen  Zinsfusses  und  unter  Veranschlagung 
der  Sicherheit  des  Rentenbezugs,  sowie  unter  Mitberücksichtigung 
der  Aussichten  auf  Richtung  und  Maass  der  Bewegung  von  Rente 
und  Zinsfuss,  durch  Kapitalisirung  der  Rente  ein  mittlerer  Tausch- 
werth  des  Grundstücks  und  Hauses.  Mit  diesem  fällt  der  je- 
weilige Verkaufspreis  nicht  immer  zusammen,  der  vielmehr 
unter  dem  wechselnden  Einfluss  von  Angebot  und  Nachfrage  und, 
je  mehr  die  städtischen  Grundstücke  bei  der  „Freiheit  des  Grund- 
eigenthums^'  „Waare'*  werden,  nach  dem  Gange  der  Specu- 
lation  mehr  oder  weniger  davon  abweicht. 

2.  Die  geschilderte  menschliche  Wohnungsweise,  besonders  in 
den  Städten,  ruft  namentlich  zahlreiche  Differenzen  in  den  Vor- 
zügen und  Nachtheilen  der  Lage  der  städtischen  Grundstücke 
hervor,  welchen  dann  Differenzen  der  Grund-  und  Hausrente,  des 
mittleren  Tauschwerths  und  des  speculativen  Preises  des  betreften- 
den  privaten  Grundeigenthnms  entsprechen.  Auch  dies  sind  Ver- 
hältnisse, wie  sie  sich  zwar  principiell  ebenso,  aber  dem  Grade 
nach  viel  weniger  bedeutsam  bei  anderem  Boden  finden.  Der  vorzüg- 
lich gelegene  Boden,  welcher  für  die  Wohnung  und  für  die  zahl- 
reichen specifisch  städtischen  gewerblichen,  politischen  und  Cultur- 
zwecke  (Läden!)  deshalb  besonders  geeignet  ist,  erlangt  hierbei 
wegen  seiner  unvermeidlichen  Beschränktheit  in  den  Städten  so 
hervorragende  ökonomische  Bedeutung,  dass  seine  Renten  und 
daher  sein  Werth  für  den  b^igenthümer  ausserordentlich  hoch  steigen 
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--  Tn  Zh^  .  —  \j.  EiLiIi:*!?  itz  Cvü ixxnc xnr ei.-  Die 
l>A':uv.L'i^  iltt  U'ohLCL^>L'..GeL*  iL  den  menschlichen  Wohnorten. 
^■'iH'itruui  \hT  Alierij  in  deii  .SiüuieE.  die  c:rva*ere  •>der  «riniicre 
(ßUUtX  Lfja  l/rji;oii«:  cier  Lage  der  eiczelneL  Ornndsificke  ULd  dem- 
u'A':\i  iü*:  Wi'iht  ULd  der  GaLg  der  Rente  cdJ  des  Werths  dieses 
Grürj'iei;f';ritLürxji»  Lkuj^eii  zwar  nicht  ausschliesslich,  aber  ganz 
U\ßt:r/>ic,:/:jA  \hii  üll'^rintintü  gesellsctaitücLen  und  wirtbschait- 
ii':L<:jj  O^jacheiJ ,  Licht  oder  nur  wenig  von  der  bewnssten  wirth- 
v:h;ittiicli(;n  Kifizeltbätigkeit  des  GrnndeigeDihfiniers  ab. 

l^'j /.*':: ir  yHt  läK'^x  ^Arvisb'd-i  il:vul:-:t  tot.  z.  B.  wcLii  cia  bewerbe-  and  hifidcl- 
'!':;if*:L'l*:r  H*'*v:j/»:;irhv.üj^r  «:T»'4  "5';;l-:;i  Laicl  J'-fch  mtIlt  Tscfatifkei:  und  Be^:«: 
in  A'jff/.hwMi/  ^/rjri;rt  ^:i'J  'J^fi'jrvL  Hn':?  .b-j  Stra£&e  h^OL  Aber  Li^-r  besteht  ebeii 
tiuf  *-AU  /,tii*,:itt:t  7jja^tLu.>::t\.'xh£  zTiv.L*.'.!  M^^^viiZKiiiY^^mti  ond  Lftdeiibe&iuer:  iü 
%*zU\t.r':T .  /ijM.f  i(j  •:;-*':r«;r  Huj::'.}/.  \*k-z\  riiiK  j^riisöLliche  LcbtoD^  roF.  Gezmde  iii 
'h\'\i*'.u  [A'U:u\»:t]iWiM.i'.*:u  z**:/?  sj'.h  vi*:IiL';Lr.  wie  sehr  das  Pnratei^extthum  ix& 
'•:i'j»j  >.li' ij  lJo'J"/j  »jfiij'h  ..Au-.b'.-r.t'jDif"  b*;wirkeii  iaiib.  Eiiic  Loch  weiiiff  frequeote 
'i«;/«;/i'J  «-ui«;;  Sta-J» .  Uü?  fi':u.  ij  Härj-irr;i .  o-J-.-r  bisher  öhoe  öder  olne  eute  Üetxil- 
•/f*^.\i:t\u:  wif'J  /.  Ij,  /ijijk/^h':t  'J^rch  'J:«;  Inhaber  d-ir  Jetztcreü  grehüben.  Die  Fruchte 
'lut.i  oh  vhr  b<:'J<;'ir':i.<J«:ii  j/j(iitifjurii*.-n  Arb'ribamkcit  und  Aclbst  Kapiulverwendoii^ 
J;iJi'  .1  *\t.tti  J,a<li'.ijjfibabi;r  ab'^r  iiur  l'.r  die  erst«-*  Micthpcriode  allein  zu.  UiDterher 
j/iii.-.  «;r  '.iK  ithuA  od<;r  ;<ro.'j*«:fith«:il->  in  drr  leicht  durrhzusctzeudeD  Miethstiri^eruug 
'J<:r/i  iJ:iii>:':i)r'-fiThiiUj(:r  ijb'riiai^en.  j«:deiifalU  feie  mit  diesem  theileu.  Cnd  Fon  nun  au 
.xiht'.iti.t  und  i/iuht  ^i'h  d<:r  L;id<:ii:rihaber  wes»:iitlirh  mit  für  dieseo:  ein  ungleich  un- 
irutt-.tnntut'^  r,lhui,tui-t.Ut'.'  Wrhalrtiia')  als  die  ..mittelalterlich -feodale**  Beinstang  de» 
Uiimtit,  ilr^  ^'olofieij  mit  I>i«:Ii^rfrIl  iiud  Ab}:ab'-*n  an  den  (irandherm.  Denn  dieae 
Lh^.u:u  duilfirii  nicht  beliobi^  U'-MKificTt  und.  wenn  der  Bauer  beine  Pflichten  erfüllte, 
••r  nirlit  vrMM'brn  w<:idi;n.  Jener  piosisslädtische  Laden besitzer  wird  beständig  ge- 
iJrj^iM,  <:v<:ntijrlJ  hoJt^it  V'riri«:ben  und  mu^^  auch  noch  unter  der  oft  so  unreellen 
r'<ih<.ni/en/  di-.r  lJiiuf>pfno.-.'.<n  —  z.  Th.  aurh  wieder  einer  Wirkung  der  Mieth>chraube 
ieid'ii .  AJl«i  M-hiieihÜrh  /ur  V«rpiösserunt?  de»  Einkommens  des  üauäherrn.  An 
dir  .S<.|j«iJie  ^ibunden  if»t  er  aUi-rdin^s  nicht,  er  ist  „persönlich  frei",  d.  h.  er  kann 
bi  im  Abl;iijf  sirjnrr  Mieth/eit  j!elien  und  —  wieder  Fon  vt»rne  anfangen.  In  bolcheu 
l"aliiij,  wMu:  iy|#isr.]i  fiir  Kro.-»«»f>iüdii>^che  Detailgehchäfie  Mnd,  weil  deren  Kundschafi 
vorni:mluh  <-Mie  iocale  i^t,  und  weJche  zu  Hunderten  leicht  coubtatirt  werden,  zeigt 
M<-||,  diiH>  in  dt^r  That  das  private  (irund-  und  Hauseigenthum  zu  einer  Akonomischeu 
Aiihbrijiijiij^  lulm'n  kann,  welrh«-  durch  auhseicn  Zwang,  z.B.  in  der  Unfreiheit  nicht 
«•in  irlii  winl.  Di'nn  eine  holche  Sachla^^e  nothigt  in  den  Formen  des  Eigenthums- 
n-rhin  /u  i'iiHT  perM'udichen  An>tren)5ung,  wie  sie  die  Furcht  und  die  Strenge  dts  Herrn 
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aus  dcu  Unfreien  nicht  hcrauspresst.  Die  ,, sociale  Unabhängigkeit"  der  ,, freien  und 
frleichen  Staatsbürger"  ist  in  solchen  Fällen  natürlich  auch  eine  Fiction.  (Vgl.  auch 
Thun,  Industrie  des  Niederrheins  passim.)  Nicht  ohne  Grund  sind  die  „Hausbesitzer ' 
in  der  modernen  grossstädtischen  Posse  (Wien,  Berlin!)  die  Typen  des  , .Tyrannen'" 
und  des  ..Ausbeuters"'.  Leider  eine  furchtbar  ernste  Sache,  wenn  man  an  die  Pariser 
Commune  denkt,  deren  Zusammenhang  mit  Wohnungs-  und  Mietb^erhältnissen  oft 
her?orgehoben  worden  ist:  ein  Drittel  des  Einkommens  der  ..kleinen  Leute"'  auf  Miethe 
vernrandt !  —  Das  Beispiel  der  Ladeninhaber  liefert  auch  weit  mehr  als  die  gewöhnliche 
Arbeiterstellung  eine  gute  ironische  Illustration  zur  Theorie  der  Begründung  des  Priyat- 
eigenthums  auf  Arbeit  (§.  150.  151).  Auf  ..Arbeit'"  beruht  das  Einkommen  det» 
Hausbesitzers  hier  allerdings,  aber  auf  der  Arbeit  des  Anderen  (sobald  eine  billige 
Kapitakerzinsung  für  das  Haus  in  Abzug  gebracht  wird).  Nicht  das  ..Kapital*", 
sondern  das  ..Grundeigenthum'*  ist  aber  hier  das  Mittel  der  erfolgenden  Uebertragung- 
der  Arbeitsproducte. 

Diese  Sachlage  besteht  abermals  bei  anderem  Boden  und 
Grundeigenthum  kaum  je  in  gleichem  Maasse,  sondern  nur  aus- 
nahmsweise annähernd  ähnlich,  wählend  sie  im  obigen  Falle 
Regel  ist. 

Die  allgemeine  und  besonders  die  locale  Ab-  und  Zunahme  der  Bevölkerung- 
und  die  Verkchisrichtuug.  die  Bewegung  der  Volks wirthschalt.  namentlich  die  Ent- 
wicklung von  Industrie  und  Handel,  Specnlation.  Ueberspeculation .  Krise.  Flauheit, 
ruhiger  Verlauf  des  Wirthschaftslebens .  besonders  des  gewerblichen,  die  Gestaltung" 
der  Communications-,  der  Geld-  und  Creditverhältuisse  und  des  Zinsfusses,  der  Gang 
des  politischen  Lebens,  die  bezügliche  wirthschaftliche  Gesetzgebung,  z.  B.  über  dtiA^ 
Zugrecht,  über  die  Eheschliessung.  Gewerbeordnung,  die  Maassnahmen  der  Zwangs- 
gemeinwirthscbaften ,  Staat,  Gemeinde  in  Commnnalsachcn  u.  s.  w.,  das  sind  die 
grossen  entscheidenden  „Conjunctu  ren**  gerade  für  den  städtischen  Boden  und  da» 
dortige  Grund-  und  Hauseigenthum. 

Die  Consequenzen  dieser  Verhältnisse  für  letzteres  sind  ausser- 
ordentlich wichtig  für  die  principielle  Seite  der  Privateigenthumsfrage. 

1.  Die  Wechselfälle  günstiger  wie  ungtlnstiger  Art,  welche 
aus  dem  Wechsel  jener  Conjuncturen  für  die  Höhe  der  Rente  und 
des  Werths  des  Bodens  und  Hauses  hervorgehen,  treffen  bei  der 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  den  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitzer  kraft  seines  Eigenthumsrechts,  wie  nach  der 
Privateigenthumsordnung  regelmässig.  Die  Wirkung  dieses  Ver- 
hältnisses ist  jedoch  wieder  gewöhnlich  specifisch  verschieden  von 
der  gleichen  Wirkung  bei  beweglichem  Privateigen thum  und  wenig- 
stens dem  Grade  nach  auch  wie  bei  anderem  Grundeigenthum. 

Der  Grund  liegt  einmal  darin,  dass  es  sich  nicht  nur  wie  bei  allem  Boden  um 
ein  PriFateigeuthum  an  einem  nicht  beliebig  vermehrbaren  l^aturfactor.  sondern  um 
das  Eigenthum  an  einem  wegen  des  maassgebenden  Moments  der  Lage  absolut 
stark  beschränkten  Naturfactor  und  um  die  begrenzte  Benutzbarkeit  des- 
selben gerade  nur  für  Gebäude  und  bestimmte  städtische  Zwecke  handelt  (letzteres 
i^t  z.  B.  ein  Nachtheil  für  städtisches  Grundeigenthum  in  stark  herabkommenden  Orten); 
sodann  darin,  dass  die  Conjuncturen  wenigstens  in  ganzen  Zeitaltern,  wenn  auch  mit 
gelegentlichen  kleinen  KücLch lägen,  in  einer  Richtung,  günstig  oder  ungünstig, 
renten-  und  werthsteigernd  oder  mindernd  und  dabei  meistens  yerhältnissmässig  rasch 
und  stark  wirken.    Das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum  ist  daher  ein  typisches 
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Beispiel  fQr  den  werthbestimmcnden  Einfluss  der  Conjnnctar,  unabhängig  7on  dem 
Willen  und  Thun  des  Eigenthümers,  des  „Privatwirths*'.     (I,  §.  166  fl*.) 

Der  nicht  seltene  Einwand  der  Praktiker,  dass  der  Eigenthümer  beweglicher 
Güter  dieselben  günstigen  und  ungünstigen  Chancen  wie  der  Grundbesitzer  Unfe. 
treffen  daher  nicht  zu.  Momentan  kann  freilich  auch  der  Besitzer  beweglicher  Güter 
ausserordentliche  Gonjuncturengewinne  beziehen,  aber  sofort  äussert  sich  dann  die 
OoHCurrenz:  neue  locale  Production  oder  Herbeischaffung  der  Güter  aus  der  Feme. 
Bei  Grund-  und  Hauscigenthum  erfolgt  die  Ausgleichung  viel  langsamer  und  oft  be- 
sonders bei  städtischen  Immobilien  gar  nicht,  weil  die  betreffende  ,Xage'*  jede  Con- 
currenz  unwirksam  macht.  Man  beobachtete  dies  z.  B.  daran,  dass  die  ongdnstigeD 
Conjuncturen  (z.  B.  in  Berlin  1874  ff.)  die  Mietbpreise  in  den  besten  Gegenden 
gar  nicht  oder  nur  wenig,  auch  die  Verkaufspreise  lange  nicht  so  als  in  den  schlechteren 
Stadttheilen  berührten. 

2.  In  Zeiten  des  wirthschaftlichen  Fortschritts,  bei 
steigender  allgemeiner  und  besonders  städtischer  Bevölkerung, 
wachsendem  Volksreichthum,  günstiger  Entwicklung  der  „städti- 
schen Nahrungszweige^*  u.  s.  w.  sind  die  Conjuncturen,  wenn  auch 
mit  zeitweisen  Rückschlägen  nach  Uebertreibungen  der  Baaspeca- 
lation  und  Ueberholen  des  Wohunngsbedarfs,  im  Ganzen  daaernd 
vortheilhaft  für  das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum, 
natürlich  vor  Allem  in  den  von  dieser  Entwicklung  am  Meisten  be- 
troffenen Wohnorten:  den  Sitzen  der  Industrie,  des  Bergbaas,  des 
Handels,  der  grossen  öfTentlichen  Institute  und  Behörden  des  Staats, 
überhaupt  in  den  Grossstädten. 

Siehe  über  Berlin  die  Daten  in  Grundlegung  I,  S.  894.  Hier  stieg  der  Mieth- 
wcrth  der  (irundstUcke  gegen  das  Vorjahr  um  5  Procent  in  1S69,  8  in  1870,  10  in 
1S71,  21  in  1S72,  2.}  in  1873,  14  in  1874,  7  in  1875,  8  Procent  in  1876.  Dazu 
trug  die  Vermehrung  der  Wohnungen  durch  Neu-  und  Umbauten  wesentlich  bei, 
aber  wie  sich  cinigcrmaassen  aus  der  Vermehrung  des  Feuercassenwerths  ergiebt, 
doch  nur  zum  Theil,  denn  dieser  stieg  in  denselben  Jahren  nur  um  bez.  8,  .H,  8,  6, 
16,  18,  11  Procent  und  hierzu  trug  auch  die  unabhängig  von  Neu-  und  Umbau 
erfolgte  Taxerhöhung  —  mit  eine  Folge  der  Conjunctur  —  bei.  Diese  betrug 
1873  — 1 876,  34.5,  15.8,  21.2,  23.7  Millionen  Mark  (Berliner  statistisches  Jahrbuch 
1877,  S.  91).  Neuere  Daten  in  den  jüngsten  Jahrgängen  des  Berliner  Jahrbnchs, 
80  Doppeijahrgang  1(5  und  17  (Statistik  für  1889  und  1890,  Berlin  1893,  S.  232  ff.). 
In  der  neuen  „Anfschwiingperiode"  Mitte  der  1880er  Jahre  stieg  in  Berlin  der 
durchschnittliclie  Versicherungswerth  1S80 — 90  gegen  das  Vorjahr  Procent: 

1.74,     1.66,     1.78.     1.42,     2.20,     1.83,     2.53,     8.17.     8.49,     8.01,     8.47 
und  der  durchschnittliche  Miethwerth  desgleiclien: 

0.38,  1.59,  1.85,  1.22,  3.38,  '6.HU  4.18,  4.90,  5.22,  2.65,  4.84, 
wobei  die  qualitative  Verbesserung  der  Häuser  und  Wohnungen  allerdings  auch  zur 
Werthsteigerung  beigetragen  hat  Nach  speciellen  amtlichen  Untersuchungen  fiir  eine 
Hcihe  von  Häusern  ohne  bauliche  Veränderungen  hat  man  in  Berlin  zwischen  1S6S 
und  1877  Mieth-(Nutzungswerth-) Steigerungen  von  86.52  bis  106.74  Procent,  meist 
zwischen  50  und  70  Procent  constatirt,  in  10  JahrenJI  (Freese,  in  Conrad's  Jahr- 
büchern, Band  61,  S.  652.) 

Demnach  geniesst  der  Privateigenthümer  hier  in  nngewöhn- 
lichem  Grade  einen  Gewinn  in  seinem  Einkommen  aus  der  steigenden 
Rente  des  Grundstücks  und  Hauses  und  in  seinem  Vermögen  aus 
dem   steigenden  Werthe   beider.     Und  zwar  ganz  ohne  oder  ohne 


Einflass  leichter  Kapitalisirung  städtischer  BodenreDten.  481 

entsprechende  eigene  ökonomische  Gegenleistungen,  auf  Kosten 
der  übrigen  Bevölkerung,  welche  in  höheren  Pacht-  oder  Mieth- 
preisen  und  Preisen  der  unter  dem  Einfluss  letzterer  gestiegenen 
Producte  genöthigt  ist,  einen  Theil  ihres  Einkommens  an  den 
Grund-  und  Hausbesitzer  ohne  Entgelt  zu  libertragen. 

Denn  nur  ein  Theil  der  Micthe  u.  s.  w.  charakterisirt  sich  ökonomisch  als 
Entgelt  nach  den  gewöhnlichen  PreisbestimmungsgrUnden  des  freien  Verkehrs,  ein 
anderer  Theil  nur  als  erzwungene  Zahlung  oder  als  Nothpreis  des  Käufers  wegen 
der  mguopolistischen  Stellung  des  Verkäufers,  d.  h.  hier  des  prifaten  Grund-  und 
Hauseigen thUmers.  Sogar  die  bedeutenden  Verwendungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  des  Staats  und  besonders  der  Gemeinde,  —  also  m.  a.  W.  aus  den 
Mitteln  der  gesammten  Bevölkerung  und  bei  der  öfters  bestehenden  Besteuerung  und 
deren  Wirkungen  grossentheils  aus  den  Mitteln  der  nicht-grundbesitzenden  Bevölkerung, 
z.  B.  wo,  wie  in  Berlin,  die  hauptsächlichen  städtischen  Steuern  Mieth-  (vom  Miether 
entrichtete  Wohnungs-)  und  Einkommensteuern  sind,  —  ftlr  Strassen,  Reinlichkeit, 
Gesundheit,  Sicherheit,  Unterrichtswesen  u.  s.  w.  haben  schliesslich  die  Tendenz,  die 
Höhe  der  Renten  und  den  Werth  des  städtischen  Grund-  und  Gebäudeeigenthums  zu 
steigern,  weil  die  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  dadurch  begünstigt  wird. 
In  solchen  Fällen  profitirt  der  städtische  Grundbesitz  doppelt  und  die  nichtgrund- 
besitzende  Bevölkerung  giobt  selbst  in  den  Steuern  das  Geld  zu  den  Ausgaben  her, 
welche  iudircct  zu  einer  neuen  Steigerung  der  Miethe»  für  sie  ftthren,  leidet  also 
doppelt. 

Vgl.  die  hier  ganz  zutreffenden  Ausführungen  Freesc's  a.  a.  0. 

Die  Richtigkeit  der  Forderung,  dass  die  Gemeindebesteuerung,  besonders  in 
städtischen  Gemeinden,  überall  wenn  nicht  vornemlich,  ähnlich  wie  in  England,  so 
doch  stark  mit  in  Grund-  und  Haussteuern  bestehe,  ergiebt  sich  aus  dem  Gesagten. 
Darin  haben  deutsche  freibäudlerische  Nationalökonomen,  wie  Fauchor,  Recht.  Bei 
blosser  Einkommenbesteuerung  müsstc  jedenfalls  die  Rente  des  Grundcigenthümers 
ausgiebigst  angerechnet  und  höher  besteuert  werden.  (Darüber  Näheres  in  meinem 
Ri'ferat  über  die  Communalstcuerfragc  auf  der  Berliner  socialpoUtischeii  Versammlung 
1S77,  Leipzig  1S78,  S.  40  und  Bericht  über  die  Debatte  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik.)  Die  Befürchtung,  dass  diese  Steuern  vom  Eigenthümer  sofort  fort- 
gewälzt würden  auf  den  Miether,  ist  practisch  nicht  sehr  begründet,  denn  die  Mieth- 
preise  sind  so  wie  so  schon  gewöhnlich  Monopolpreise  oder  maximale  Nothpreise  des 
Käufers,  die  ohne  Steigerung  der  Zahlungsfähigkeit  des  letzteren  nicht  weiter  steigen 
können.  (Vgl.  Schönberg  auf  dem  Eisenacher  Congress  1872,  Verbandlungen 
S.  245;  W iss,  Wohnungsfrage  in  Deutschland,  S.  17.)  —  Meine  Finanzwissenschaft  H, 
2.  Auflage,  §.  182.  Die  grosse  preussische  Steuerreform  von  1893,  durch  welche  die 
Ertragsstcuern  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Bergwerkssteuem)  des  Staats  ganz 
den  Gemeinden  überlassen  sind  und  die  Verminderung  der  städtischen  Einkommen- 
aind  Micth-)Stencm  in  Aussicht  steht,  trägt  dieser  Anschauung  in  richtiger  Weise 
Rechnung. 

§.  208  [355].  ~  C.  Einfluss  der  leichten  Kapitali- 
sirung der  städtischen  Bodenrenten.  Der  Conjuncturen- 
gewinn  aus  dem  Steigen  der  städtischen  Grund-  und  Hausrenten 
wird  in  Speculationszeiten  gern  und  leicht  realisirt  durch  den  Ver- 
kauf und  die  Creditaufüahme  gegen  Verpfändung  des  Grundstückes 
und  Hauses.  Der  Verkaufspreis  ist  die  kapitalisirte  Rente,  —  in 
Zeiten  günstiger  Conjunctur  höher  als  der  jetzigen  Rente  und  dem 
allgemeinen  Zinsfuss  entspricht,  weil  ein  Steigen  der  Rente  von 
der  Speculation  anticipirt  wird.  Der  Beleihungsbetrag  im  Hypo- 
thekengeschäft ist  eine  im  Ganzen  einigermaassen   gleiche  Quote 
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dieses  Verkaufspreises.  Verkauf  und  Verpfändung  verschaffen  also 
sofort  für  jede  Rentensteigerung  ein  starkes  Multiplam  an  Gewinn, 
in  Gemässheit  des  zu  Grunde  gelegten  Zinsfusses,  bei  uns  mithin 
oft  das  15 — 20— 25fache  und  mehr  der  einzelnen  Kentensteigerung. 
Die  privaten  fienteneigenthümer  vermehren  somit  ihr  Vermögen 
wiederum  nur  Dank  der  Gonjunctur  in  ausserordentlichem  Maasse 
und  gelangen  durch  Verkauf  oder  Verpfändung  ihres  Besitztbams 
in  das  Eigenthum  eines  entsprechenden  Theils  des  Nationalkapitals, 
welcher  ihr  Privatkapital  wird:  verwandeln  sich  so  ohne*  eine 
eigene  „Sparthätlgkeit"  in  „Kapitalisten"  (§.  148,  149). 

Ebendesshalb  sind  principiell  besondere  Steuern,  welche  diesen  Gewinn  treffen, 
gerechtfertigt  und  geboten,  siebe  I,  §.  ]66  ff.  und  über  die  Bremer  Yerhähnisse  die 
genannten  Voten,  das  meine  ebendaselbst.  Anch  meine  Communalsteuerfrago  S.  39 
and  besonders  die  eingehenderen  Erörterungen  in  meiner  Finanzwissonschafc  über  die 
Besteuerung  der  Oonjuncturengewinne»  II,  2.  Auflage,  §.  232,  236 — 240. 

Die  Berliner  Verhältnisse  liefern  auch  f tkr  diese  speculatire  Werthsteigerang 
einen  guten  Beleg.  BOckh  berechnet  im  Statistischen  Jahrbuch  nach  Maassgabe  der 
gezahlten  Kaufpreise,  welche  die  wirklich  verkaufton  bebauten  Grundsttlcke  im 
Verhältniss  zum  Feuerversichcrungswerth  erzielten,  einen  sonach  allerdings  fiagirtcn 
,,Curswerth'*  aller  bebauten  Grundstücke,  der  aber  hier  recht  wohl  zur  Illustration 
dienen  kann.  (Jahrbuch  1877  S.  S7,  1878  S.  92.)  1870—76  war  der  Feuercasseu- 
werth  bez.  896,  927,  981,  1122,  1296,  1462,  1619  Millionen  Mark,  dieser  Gars- 
werth  aber  war  bez.  1478,  1826,  2402,  3030,  2818,  2442,  2591  Millionen  Mark, 
der  Werth  nach  dem  Miethertrag  berechnet  bez.  1456,  1599,  1934.  2385,  2710. 
2921,  3014  Millionen  Mark.  Oder:  gegen  das  Vorjahr  nahm  der  Versicherungswerth, 
der  auch  schon  nicht  bloss  das  neuForwandte  Kapital  repräsentirt ,  sondern  durch 
neue  Taxen  mit  erhöht  wurde,  von  1870—76  um  bez.  8,  3,  6,  13,  16,  13,  11,  der 
Curswerth  um  4,  24,  32,  25  Procent  (1871—731)  zu,  um  1874  und  75  um  8  und 
13  Procent  zu  fallen,  lb76  wieder  um  6  Procent  zu  steigen.  Die  hypothekarische 
Belastung  des  Grundeigenthums  stieg  von  1870  —  76  von  884  auf  948,  1192, 
1454,  1675,  1847,  1975  Millionen  Mark,  d.  h.  in  den  Speculationsjahrcn  führte  der 
speculative  Bcsitzwechsel ,  dann  die  Noth  zu  dieser  riesig  wachsenden  Verschuldunir. 
—  Neuere  Daten  siehe  in  den  neuesten  Jahrgängen  des  Jahrbuchs,  auch  oben  S.  4^0. 
Von  1880 — 90  stieg  der  Feuerversicherungswerth  der  Berliner  Häuser  von  1969  auf 
2937,  der  Miethsteuerwerth  (berechnet  nach  dem  18  fachen  des  Miethwerths)  von 
3001  auf  4827,  der  nach  angemeldeten  Kaufpreisen  von  einzelnen  Grundstücken  für 
ganz  Berlin  berechnete  Kauf  werth  („Curswerth")  von  2279  auf  5001  Millionen  Mark, 
oder  bezw.  in  10  Jahren  um  49.93,  60.84,  119.46  (!)  Procent.  Die  Erhöhung  der 
3  Werthe  betrug  18S8/89  5.35,  6.24,  14.59  (I)  Procent,  1889/90  6.13,  7.35,  5.97 
Procent  (Jahrbuch,  Band  16,  17,  S.  236).  Durch  übermässiges  Bauen,  auch  von  zu 
grossen  und  zu  tiicurcn  Wohnungen,  in  den  letzten  Jahren  (1892  ff.)  ein  grösserer 
Rückschlag. 

Aus  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  einmal  das  grosse  In- 
teresse der  Eigenthtimer  an  jeder  Miethsteigerung,  —  nicht  nnr 
oder  doch  nicht  in  erster  Linie,  um  dieser  selbst  Willen,  sondern 
um  darin  eine  Grundlage  für  die  Berechnung  eines  höheren  Ver- 
kaufs- und  Beleibungswerths  des  Hauses  zu  erhalten;  sodann  er- 
klärt sich  besonders  in  Speculationszeiten  so  die  Neigung  zum 
beständigen  Besitzwechsel  der  Grundstücke  und  Häuser^ 
um  durch  Kapitalisirung  die  Conjuncturengewinne  zu  realisiren. 
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Dadurch  werden  die  städtischen  Grundstücke  immer  mehr  zur 
,,Waare'%  zum  Specnlationsgegenstand,  das  Immobil  wird  ein 
Handelsobject  wie  ein  Mobil:  der  Grundstück-  und  Hauserwerb 
erfolgt  oftmals  nicht  sowohl  um  der  eigenen  Benutzung  oder  wenig- 
stens um  der  Kapitalanlage  nnd  des  Rentenbezugs  Willen,  sondern 
um  an  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen  —  und  gewöhnliche 
Börsen-  und  Differenzgeschäfte  knüpfen  sich  an  das  städtische 
private  Grundeigenthum  an. 

So  mehrfach  in  Berlin  1871  ff.  Vgl.  EngeTs  genanntos  Eeferat.  Boiliner 
Statibtiächcs  Jahrbach  1879  S.  90,  1878  S.  96.  Von  den  vorhandenen  bebauten 
Grundstücken  wurden  verkauft  (bis  1873  inclusive  der  vererbten,  fUr  die 
Werthangaben  vorliegen):  1869—76  bez.  758,  717,  1369,  3735,  1997,  1227,  1226, 
1497,  oder  in  Procenten  bez.  5.6,  5.2,  10.2,  26.2,  13.5,  7.9,  7.9,  7.6,  8.9.  Dabei 
sind  diese  Zahlen  nicht  einmal  ganz  vollständig.  SämmUiche  GrundstUckskäufe  be- 
trugen 1874  und  75  2261  und  2360,  wogegen  nur  145  und  177  Grundstücke  durch 
Vererbung  ihre  Besitzer  wechselten.  „Dies  zeigt  am  deutlichsten,  wie  wdt  dem 
Berliner  Grundbesitz  der  conservative  Character  verloren  gegangen  ist.'*  (Jahrbuch 
1877,  S.  91.)  —  Aohnliche  Erscheinungen  wieder  in  der  Speculationsära  Ende  der 
1880 er  Jahre:  ein  ungeheurer  speculativer  Besitzwechsel  zu  übertriebensten  Preisen. 
Minimum  der  freiwillig  verkauften  bebauten  Grundstücke  1882,  908,  wovon  892 
mit  angegebenem  Kaufpreis  von  137.9  Millionen  Mark,  d.  i.  70.65  Proceiit  des  Feuer- 
vcrsicherungswerths.     Von  1885  an  dann  folgende  Bewegung: 
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(Jahrbuch  Band  16,  17,  S.  245  if.)  Je  kleiner  die  Zahlen  der  letzten  Colonne,  desto 
mehr  speculative  Preissteigerung.  Die  freiwilligen  und  unfreiwiUigen  Verkäufe  (letztere 
1879—81  637  —  412,  1887—90  nur  71,  90,  98,  103,  auch  beredte  Zahlen H  der  be- 
bauten Grundstucke  betrugen  von  allen  Grundstücken  in  der  Fenercasse  1890  12.82 
Procent,  Anfang  der  80  er  Jahre  nur  6 — 8  Procent. 

Diese  Entwicklung  wird  besonders  durch  drei  Umstände  be- 
günstigt, einmal  dadurch,  dass  es  sich  eben  um  städtische 
Objecte  handelt,  denn  die  Städte  sind  die  Hauptsitze  des  mo- 
bilen Kapitals,  des  Geldkapitals  insbesondere.  Vermehiungen 
des  letzteren,  wieder  vornemlich  in  Folge  von  gewissen  „Conjunc- 
turen",  williger  und  billiger  Credit,  bankmässige  Organisation  des- 
selben, besouders  im  Hypothekenwesen,  sinkender  Zinsfuss  u.  s.  w. 
äussern  daher  ihre  Wirkungen  —  nach  dem  Werthpapierverkehr  — 
zuerst  gewöhnlich  auf  das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum, 
seinen  Umsatz,  seine  Beleihung,  erst  später  und  in  geringerem 
Grade  auf  anderes  Grundeigenthum.  Sodann  ist  die  neuere 
Auifassung    vom    absoluten    Privateigenthum    dadurch 
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günstig  für  diese  Entwicklung  gewesen,  dass  sie  zu  einer  prinei- 
piellen  gesetzliehen  Erleichterung  der  Rechtsformen 
für  Eigenthumswechsel  und  Verpfändung  führte.  End- 
lich ist  der  Mangel  eines  richtigen  socialökonomiscben 
Steuerrechts  von  Bedeutung,  da  die  Aufgabe  einer  Erfassung  der 
Conjuncturengewinne  des  Privateigenthums  durch  die  Besteuerung 
für  die  Gesellschaft  practisch  bisher  noch  so  gut  wie  gar  nicht 
in  unseren  Staaten  gelöst  ist  und  sogar  in  der  Theorie  bisher 
kaum  gestellt  wurde. 

Bei  einein  Ankauf  des  Hauses  zu  einem  hohen  Conjuncturenwerth  wird  der 
Käufer  öfters  zunächst  (und  wenn  die  Conjunctur  bald  einmal  eine  Zeitlang  um- 
schlägt oder  zu  theuer  gekauft  wurde,  auch  länger)  von  dem  Kapital,  welches  ihm 
das  Haus  kostet,  nur  eine  massige  Rente,  z.  B.  3  —  4Vo  beziehen,  weniger  als  fQr 
gute  Hypotheken  und  Werthpapiere.  Eigcnthümlicher  Weise  wird  diese  Thatsache 
von  Praktikern  oft  als  Beweis  gegen  die  ganze  Grundrentoutheorie  und  gegen  die  im 
Texte  gegebene  Lehre  angeführt:  hier  komme  doch  gar  kein  Extragcwinn  vor 
Allerdings  einstweilen  nicht  für  den  Käufer,  aber  der  Zins,  welchen  der  Verkäufer 
aus  dem  Kaufkapital  zieht,  ist,  wie  schon  oben  bemerkt,  ja  zum  Theil  nur  verhüllte 
Grundrente.  Ein  Theil  des  Nationaleinkommens  und  des  Privateinkommens  der  Miether 
wird  an  den  Hauseigenthümer  übertragen.  Dem  früheren  Besitzer  ist  es  nur  gelungen, 
die  Grundreute  zu  kapitalisiren ,  die  ihm  nunmehr  in  der  Form  des  Zinses,  aber 
reell  nach  wie  vor  als  Grundrente  zufliesst. 

Ein  anderer  Einwand  hängt  mit  der  Theorie  zusammen,  welche  Gneist  auf  dem 
voikswirthschaftlichen  Congress  in  Wien  in  der  Wohnungsfrage  vertreten  hat  (siehe 
oben  Vorbemerkung  S.  472)  und  berührt  sich  auch  mit  der  früheren  (zu  weitgehenden) 
Schaf  fleischen  Auffassung  der  Kente  als  eines  wie  eine  Prämie  für  indiyduelle 
Leistung  wirkenden  Einkommens  einer  Person  (Theorie  der  ausschliessenden  Absatz- 
verhältnisse, auch  System  3.  Auflage  U,  76  ff.,  539;  Kapitalismus  S.  715  ff.).  Gorade 
die  Aussicht  auf  den  möglichen  grossen  Extragewinn  aus  günstiger  Conjunctur  des 
städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  gilt  hier  als  die  Potenz,  welche  im  Gesammt- 
interesse  zum  Hausbau  aus  speculativen  Gründen  und  damit  zu  Befriedigung  der 
Wohnungsbedürfnisse  führe:  Beseitigung  oder  wesentliche  Beschränkung  dieser  Aus- 
sicht wirke  also  nachtheilig.  Müsse  man  sich  nur  mit  dem  laufenden  Miethzinse,  der 
oft  zur  massigen  Verzinsung  des  Baukapitals  oder  vollends  des  ganzen  Grund-  und 
Hauspreises  kaum  ausreiche,  begnügen,  so  werde  wenig  Privatkapital  zom  Bau  neuer 
und  zum  Ankauf  fertiger  Häuser  strßmcn,  also  das  Wohnungsbedürfniss  vollends 
unbefriedigt  bleiben.  Erst  durch  Auflösung  des  beim  Hausverkauf  realisirten  Gewinns 
in  einen  Zuschlag  zur  Miethrente  erreiche  letztere  gewöhnlich  eine  genügende  Höhe, 
welche  zum  Bauen  für  eigenen  Besitz  und  für  Vermiethen  oder  zum  Bauen  auf 
Speculation  behufs  Verkaufs  des  Hauses  ansporne.  —  Diese  Beweisführung  entspricht 
ganz  -der  rein  privatwirthschafrlichen  Auffassung  der  Smith 'sehen  Nationalökonomie. 
Es  werden  die  Uebelstände  dieses  Bauens  auf  Gewinn  übersehen,  welche  höchstens 
dann  unbedingt  in  den  Kauf  zu  nehmen  wären,  wenn  die  gemeinwirthschaftliche 
Fürsorge  als  unausführbar  oder  schlechter  wirkend  zuvor  erwiesen  wäre.  Auf  das 
Privateigenthum  an  blossen  Baustellen  bezieht  sich  diese  Rechtfertigung  tlberhanpt 
nicht:  dies  bewirkt  aber  schon  eine  starke  Vertheuerung  des  städtischen  Bauens. 
Das  auf  dieses  Speculationsprincip  basirte  Bauen  selbst  führt  zu  jenen  schlimmen 
Excessen,  welche  alle  unsere  Grossstädte  gesehen  haben,  daher  denn  auch  zu  den 
grossen  KUckschlägen  und  Krisen  im  Baugewerbe  und  Hausbesitz,  zu  der  übertriebenen 
Herbeizieh ung  und  Beschäftigung  der  Arbeiter  zu  momentan  übermässigen  Löhnen 
und  zur  Entlassung  und  Brodlosigkeit  der  Arbeiter  hinterher.  Da  kommen  denn  auch 
jene  traurigen  Fälle  zahlreich  vor,  wo  die  rückständigen  Forderungen  der  Bauhand- 
werker, welche  letzteren  doch  eigentlich  den  Werth  des  Hauses  erst  geschaffen  haben,  bei 
den  Subhastationen  massenhaft  ausfallen,  weil  ihnen  die  sichergestellten  hypothekarischen 
Forderungen   der  früheren  Grundstücksbesitzer  für  rückständige  Kaofgelder   und  der 
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Baugeldgebcr  (^Banken  u.  s.  w.)  nach  unserem  nnbilligen  Yerschalduogsrecht  unbedingt 
vorgeben.  Die  Bauhandwerker  haben  also  das  Nachsehen,  und  nicht  sowohl  auf  Kosten 
der  Eigenthümer  und  Bauherrn  als  auf  ihre  Kosten  und  auf  diejenigen  ?on  Hypo- 
thekengläubigem mit  zu  späten  oder  zu  hohen  Eintragungen  bereichern  sich  neue 
specuIatiFc  Käufer  oder  die  früheren  Grundstücksbesitzer  und  ersten  Hypothekengläubiger, 
welche  das  Haus  nunmehr  billig  tibernehmen.  Wahrhaft  scandalö^e  und  ruinöse 
Vorgänge  und  Bereicherungsmethoden,  ,,Pri?atkapitaIbildungen''  wahrlich  auf  anderem 
Wege,  als  durch  Sparsamkeit.  Siehe  auch  darüber  den  genannten  Aufsatz  Fr  e  es  es 
mit  Daten  über  Berlin,  a.  a.  0.  S.  659  ff.  Derselbe,  das  Vorrecht  der  Bauhand- 
werker, Schmoller's  Jiüirbücher  1892,  S.  921.  Oertmann  desgl.  in  Conrad's  Jahr- 
büchern 1898,  S.  87,  266,  387.  Der  grossstädtische  speculative  Privat-H  a  u  s  bau  hat 
hier  ähnliche  un?ermeidIicho  Nachtheile  wie  der  speculative  Privat- Eisen  bahn  bau. 
Diesen  Ponct  meiner  Beweisführung  hat  Herr  Bamberger  (siehe  oben  Vorbemerkungen 
S.  474)  zu  übersehen  für  gut  befunden. 

§.209  [356].  —  D.  Baustellen -Verhältoisse.  Eine 
weitere  besondere  ökonomiseh  -  technische  Eigenthtlmlichkeit  des 
städtischen  Wohnnngsbodens  zeigt  sich  bei  den  sogenannten  Bau- 
stellen. Dies  sind  noch  unbebaute  Grundstücke,  welche  wegen 
ihrer  Lage  zu  städtischen  Gebäuden  und  Zwecken  geeignet  sind 
und  von  ihrem  Eigenthümer  daher  hierfür  bestimmt  werden,  oft- 
mals indem  sie  ihrer  bisherigen  landwirthschaftlichen,  Garten- 
benutzung u.  s.  w.  sofort  entzogen  werden,  z.  B.  an  der  Peripherie 
der  grossen  Städte,  aber  mitunter  auch  noch  mitten  in  den  bereits 
lange  bebauten  Vierteln,  an  städtischen  Strassen  zwischen  Wohn- 
gebäuden. Hier  besteht  nun  die  Eigenthümlichkeit  darin,  dass 
diese  städtischen  Baustellen  absichtlieh  längere  Zeit  der  Bebauung 
vorenthalten  werden  und  ganz  unbenutzt  liegen,  also  auch  einst- 
weilen keinen  Ertrag  geben,  freilich  auch  keine  oder  ganz  un- 
wesentliche Kosten  machen,  weil  eine  Hineinwendung  von  Arbeit  und 
Kapital  nicht  erfolgt.  Mit  der  Zeit  aber  erzielt  dennoch  der  Eigen- 
thümer, welcher  als  solcher  die  Hände  wörtlich  ganz  in  den  Schooss 
legt  und  vielfach  wie  gesagt  sogar  die  bisherige  anderweite  Be- 
nutzung der  Grundstücke  einstellt,  gleichwohl  einen  oft  bedeutenden 
Gewinn  aus  derjenigen  Werthsteigerung,  welche  den  Bau- 
stellen, oft  in  kurzer  Zeit,  namentlich  in  „Aufschwungperioden" 
günstiger  Conjunctur,  durch  die  allgemeinen  Fortschritte  des 
städtischen  Gemeinwesens  zu  Theil  wird.  Dadurch  entsteht  eine 
grössere  Nachfrage  nach  Baustellen,  während  gleichzeitig  das  An- 
gebot der  letzteren  aus  Speculationsgründen  künstlich  möglichst 
vermindert  wird,  wozu  das  private  Eigenthum  die  rechtliche  Hand- 
habe giebt.  Der  monopolistische  Character  des  städtischen 
Grundeigenthums  tritt  hierbei  besonders  frappant  hervor. 

Vgl.  besonders  Batkowski  a.  a.  0.,  in  Bezug  auf  Wien;  Engel  in  dem 
Eisenacherr  Referat  über  Berlin,  S.  179  ff.  Auch  die  Debatten  auf  den  Eisenacher 
und  Wiener  Congressen.    Besonders  begtlnstigt  wird  das  Preissteigen  der  Baustellen 
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iicch  darch  AuUltDuD^  irrosser  stidtischcr  B^biaanrspline  —  aaf  dem  Papiere. 
ADleipiD^  roo  Stra^äenzu/refi  a.  s.  w.  aof  leeren  Ackerfelden.  «ie  in  Beriin.  rS.  Eopel, 
S.  206'.  Der  freiwillige  Besitzwechsel  nnbebaotcr  GniodstQcke  amfasste  in  Beriin 
ISO'J  —  76  bez.  Grondstücke  ond  KaufpreissummeD :  2SS  und  11.7  MilL  M.,  SOS  and 
]7.S  Mill.  M  ,  443  nod  1C.9  Mill.  M..  1162  and  87.2  ^lüL  M.  (in  1S72!).  960  and 
S6.3  Mill.  M..  71S  und  31.3  MilJ.  M..  924  and  44.1  Mill.  M .  S13  and  47.6  Mill.  M. 
Achnlicb  neuerdings  wieder  1SS5  ü.  fjahrbach  1S93.  S.  24S\  1S79  nor  4U5  an- 
baute Grundtöücke  freiwillip  verkauft,  daron  30S  mit  17.5  Mill.  M.  anireffebenem 
Kaufpreis,  1SS4  bezw,  766.  665  und  36  Mill.  M .  1hS5  912,  57S,  und  37.1  MiU.  M.. 
1SS6  1200,  741  und  54.2  Mill.  M..  1SS7  106S,  S09  und  652  MilL  M..  ISSS  1263, 
ins  und  S6.1  MilL  M.,  1^<9  15399  1251  und  114.3  MilL  M..  1S90  noch  9S3. 
%61  und  S2.3  MilL  M.  Neuerdings  hat  sieb  aber  die  Grundstackspecolation  in  an- 
bauten Stellen  immer  mehr  auf  Land  ausserhalb  der  Berliner  Communal^enzen.,  aof 
die  ,. Vororte"'  aubg-edehnt.  Die  vorausgehenden  Zahlen  würden  sich  danach  noch 
erh<: blich  erhöhen. 

Begünstigt  wird  dieser  Auf kanf  von  Baustellen  zu  Specalations- 
zweeken  durch  dieselben  Umstände,  welche  am  Sehluss  des  Torigen 
Paragraphen  angeführt  wurden.  Die  mangelnde  oder  rein 
nominelle  Besteuerung  (z.  B.  mit  der  alten  agrarischen 
Grundsteuer,  wie  in  Preussen!)  erleichtert  die  Operation  noch.  Da 
es  sich  auch  nur  um  verhältnissmässig  kleine  Grundstücke  im  ein- 
zelnen Falle  bandelt,  ist  für  den  Eigenthtimer  der  entgehende  Ge- 
winn ans  einer  anderen  Benutzung  meist  unbedeutend,  wenn  er 
auch  im  Ganzen  für  das  Gemeinwesen ,  z.  B.  bei  der  Einziehung 
von  Gemüsegärten,  Aeckem,  Wiesen  fühlbar  ist.  Zwischen- 
benutzuDgen,  z.  B.  als  Holz-  und  Kobleuplätze ,  Zimmerplätze  sind 
ohnehin  nicht  ausgeschlossen. 

Die  völlig  übertriebenen  Werthsteigerungen  von  Baustellen 
werden  auch  durch  mangelhafte  Baupolizeiordnungen, 
welche  eine  zu  grosse  Ausdehnung  der  Bebauung  auf  den  Grund- 
stücken und  zu  hohe  Häuser  („Kasernen'^)  gestatten,  noch  besonders 
erleichtert.  Aber  weiteren  Einschränkungen  der  Bauordnungen  in 
dieser  Hinsicht  stemmt  sich  wieder  der  Eigennutz  der  Grundeigen- 
thüiiicr  und  das  Princip  des  „freien'*  Privateigenthunis  entgegen, 
so  sehr  auch  sanitäre  und  sociale  Forderungen  ebenfalls  solche 
Einschränkungen  bedingen. 

Misslichc  V(;rhältnisse  in  Berlin.  Die  Bauordnung  vom  15.  Januar  ISSi»  be- 
Kchr&niitü  die  liebauung  bei  Baustellen  von  ^/^  auf  ^j^  der  Grundfläche.  Noch  zu 
woni^.  Lebhafter  Kampf  in  den  letzten  Jahren  aber  eine  einschränkende  Bauordnung 
in  (l«Mi  Berliner  Vororten  des  Kreises  Teltow,  wogegen  die  Presse  vornemlich  mit  dem 
MPrivateigenthumsprincip**  focht. 

Bei  keiner  anderen  Bodenart  zeigt  sich  etwas  der  Baustellen- 
spcculation  Analoges  in  irgend  nennenswerthem  Umfange,  höchstens 
mit  einer  partiellen  Ausnahme  in  Bezug  auf  Bergwerksland,  zumal 
in  jungen  Colonialländern  und  bei  Gold-  und  Silbergewinnung.    Vor 
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Allem  der  ländliche  Boden  gestattet  nichts  dergleichen.  Denn 
wenn  schon  auch  er  an  dem  ökonomisch  vom  Eigenthümer  nicht 
verdienten  Conjuncturengewinn  Theil  nimmt,  so  ist  die  Werth- 
steigerung  doch  hier  zu  langsam,  am  den  Boden  mittlerweile  ganz 
ruhen  zu  lassen.  Auch  handelt  es  sich  hier  um  grössere  Grund- 
stücke und  daher  bedeutendere  Gewinnengänge  und  der  ländliche 
Boden  muss  auch,  um  sich  nicht  wesentlich  zu  verschlechtern,  in 
regelmässiger  Cultur  erhalten  werden. 

In  EinwanJurungsIändcrn,  wulche  sich  rasch  durch  Colonisation  be?ölkerD  und 
wo  namentlich  die  Städtegrilodung  und  das  Eisenbahnwesen  eine  wichtige  Rolle  spielen, 
wie  besonders  in  den  Yereinigteu  Staaten  von  Nordamerica,  ist  lange  die 
Speculation  in  „western  lands  and  townlots"  in  Schwung  gewesen  uud  bezieht  sich 
hier  wohl  auch  einmal  auf  den  noch  unbebauten  I&ndlicben  Boden  mit.  Jene  Specu- 
lation ging  u.  A.  besonders  vor  der  Krise  ?on  1857  hoch,  aber  auch  später  wieder 
periodenweise  Öfters.  H.  George  hat  mit  nach  solchen  Wahrnehmungen  seine  Theorie 
ausgebildet. 

Die  künstliche  Vertheuerung  der  Baustellen  aber  müssen  schliess- 
lich die  Miether  in  höheren  Miethpreisen,  die  ganze  städtische  Be- 
völkerung im  Uebermaass  des  lästigen  und  ungesunden  Kasernen- 
baus tragen,  welcher  notbwendig  wird,  um  die  Kosten  der  Baustelle 
auf  eine  grössere  Anzahl  Wohnungen  zu  vertheilen. 

Vgl.  die  Daten  uud  Berechnungen  von  Engel  a.  a.  0.  S.  ISO,  203.  Einzelne 
Berliner  Baugesellschaften  haben  damals  einen  Theil  ihres  im  Grossen  erworbenen 
Terrains  in  wenigen  Wochen  um  das  2  —  3  fache  pr.  Quadrat-Ruthe  verkauft,  z.  B. 
sind  Steigerungen  von  140  auf  342,  von  90  auf  252,  von  SS%  auf  264  Thlr.  in 
1S72  vorgekommen.  Der  Sandboden  an  der  westlichen  Seite  von  Berlin,  vor  wenigen 
Jahrzehnten  noch  zu  einigen  100  Thlr.  per  Morgen  zu  haben,  ii»t  in  jenen  Jahren 
ganz  un  der  Peripherie  auf  3 — 400  Thlr.  und  mehr  per  Quadrat-Ruthe  gestiegen,  in 
den  besten  Gegenden  mitten  in  der  Stadt  auf  2  —  3  —  6000  Thlr.  „Jedes  100  Thlr. 
pr.  Quadrat-Kuthe  belastet  dauernd  eine  Familienwohnung  von  c.  10  Quadrat- Ruthen 
in  einstöckigen  Häusern  mindestens  mit  50  —  60,  in  zweistöckigen  mit  25  —  30,  in 
dreistöckigen  mit  17  —  20  Thlr.  jahrlichen  Miethzinses"  (Engel  S.  181).  Freilich 
verspcculirt  sich  die  Speculation  öfters,  die  Miethen  sinken  vorübergehend  und  der 
HauscigenthUmer  muss  den  Verlust  tragen,  aber  der  unreelle,  ökonomisch  unverdiente 
Gewinn  des  ehemaligen  Grund  eigenthUmers  bleibt,  —  von  ausnahmsweise n  Verlusten 
an  Restkaufgeldern  bei  Subhastationen  abgesehen:  kaum  minder  bedenkliche  Verluste 
des  Hausbesitzers  als  Gewinne  des  Grundbesitzers.  Der  auch  in  Berlin  eingetretene 
Ruin  der  Baugesellschaften  und  Bauspeculan ten  gleicht  die  Vor-  uud  Nachtheile  nicht 
aus.  Es  sind  durchaus  nicht  immer  dieselben  Personen,  welche  ehemals  den  Gewinn 
))czogen  und  nachmals  Verluste  erleiden.  —  Statistische  Belege  für  die  Erörterungen 
im  Text  liefert  in  Berlin  u.  A.  die  „Stockwerksstatistik'*  der  bewohnten  Gebäude. 
Es  fi\nden  sich  1SH4  (excl.  322,  wo  die  Angaben  fehlten)  uud  1S75  bez.  19,293  und 
24,102  Gebäude,  also  Zunahme  um  24.9^/o,  davon  nur  mit  Erdgeschoss  1405  und  1354 
(— 0.5»g,  mit  1  Stock  2016  und  3590  (-H23.1»/o),  mit  2  Stock  4813  und  5128 
(-f-6.6%),  mit  3  Stock  0865  und  7456  (+ 8.6°/oV,  mit  4  und  mehr  Stock  2882 
und  «544  oder  Zunahme  1277oI  Mit  Kellerwohnungen  bez.  7580  und  10.977 
oder  44.b°/o  mehr!  In  1890  war  die  Zahl  der  Gebäude  28,7«5,  davon  mit  1  Stock 
(und  bewohntem  Keller)  nur  noch  C52,  mit  2  (und  Keller)  1487,  mit  3  (und  Keller) 
2M30,  mit  4  (und  Keller)  6281,  mit  5  (und  Keller)  13,888,  mit  6  (und  Keller)  3641, 
mit  7  (und  Keller)  485,  mit  8  wenigstens  1 !  Die  Entwicklung  also  in  der  Richtung  auf 
maas?lüse  Grund^tilcksausnutzung  immer  weiter  gegangen  (Jahrbuch  1893,  S.  «229). 
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§.  210  [357].  E.  —  Die  üblichen  sonstigen  Recht- 
fertigungsgründe, welche  vom  Standpuncte  des  volkwirth- 
scbaftlichen  Prodnctionsinteresses  und  zum  Theil  auch  vom  Stand- 
puncte richtiger  Socialpolitik  aus  für  privates  Grundeigenthum 
sprechen  und  zugleich  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Institution 
mit  erklären,  verlieren  für  städtisches  Grund-  und  Hauseigenthum 
wenigstens  in  den  Städten  und  besonders  wieder  in  den  Gross- 
städten nach  den  obwaltenden  Wohnungsverhältnissen  und  dem 
Stande  der  Technik  ihre  Bedeutung  bei  uns  grossentheils,  mehrfach 
so  gut  wie  vollständig. 

1.  Der  in  der  Landwirthschaft  nachweisbare  Zusammenhang 
zwischen  der  Entwicklung  des  privaten  Grundeigentbums  und  des 
intensiven  Bodenanbaus  (§.  177)  legt  zwar  den  Schluss  nahe,  dass 
der  Häuserbau,  zumal  der  grossartige  und  kostspielige  moderne 
grossstädtische ,  aus  gleichen  ökonomisch  -  technischen  Gründen 
vollends  an  die  Voraussetzung  privaten  Grundeigentbums  gebunden 
sei,  als  intentivste  aller  Bodenanbauarten.  Die  geschichtlichen 
Thatsachen  würden  diesen  Schluss  bestätigen,  wenn  man  an  das 
ursprüngliche,  jedenfalls  zuerst  entstandene  Privateigenthum  an  der 
Hofstätte  (§.  178)  denkt,  ferner  an  die  frühzeitigere  Entwicklung 
der  Ablösung  von  Grundlasten  städtischer  Grundstücke  zur  Her- 
stellung freien  und  vollen  Privateigenthums  ^)  in  unseren  mittel- 
alterlichen Städten,  im  Vergleich  mit  derselben  so  viel  späteren 
Maassregel  bei  dem  ländlichen  Grundeigenthum,  wo  die  Lasten- 
befreiung des  letzteren  gleichfalls  mit  im  Interesse  der  Intensivität 
des  Bodenbaus  erfolgt  ist.  Indessen  liegen  die  Verhältnisse  doch 
wesentlich  verschieden  im  Landbau  und  in  unserem  städtischen 
Häuserbau,  und  zwar  so,  dass  sich  wieder  nicht  die  Unentbehrlich- 
keit  privaten  städtischen  Grundeigentbums  zeigt. 

Der  Hausbau  ist  eine  techuischo  Operation,  zu  der  der  Eigenthüiner  als  solcher 
gar  nicht  befähigt  ist«  auch  meist  kein  Interesse  hat,  es  zu  werden,  und  die  er,  im 
Gegensatz  zu  dem  Normalfali  des  sclbswirthschaftenden  oder  ländlichen  Grundbesitzers, 
der  Regel  nach  nicht  selbst  leitet  oder  ausfuhrt.  Der  ökonomisch  -  technische  Grund, 
welcher  für  die  Verbindung  von  Landwirth  und  Grundcigenthümer  und  auch  für 
Privatbetrieb  des  Landbaus  statt  des  Staats-  oder  Gemeindebetriebs,  z.  B.  im  Domänen- 
wesen spricht,  fällt  also  hier  fort.  Bau  und  Erhaltung  von  städtischen  Gebäuden, 
zumal  von  Micthkasernen,  erfolgt  wesentlich  in  gleicher  Weise  durch  Techniker,  mag 
es  sich  um  Privat-    oder  öffentliche  Gebäude  handeln.    Soweit  aber  im  Inneren  des 


^)  Siehe  Arnold,  zur  Geschichte  des  Eigonthums  in  den  deutschen  Städten, 
Basel  1S61,  besonders  Abschnitt  1  und  6.  Characteristisch  ist  auch  schon  die  ganze 
Entstehung  der  „Häuserleihe"  und  deren  Entwicklung.  Siehe  auch  Rosen thal,  zur 
Geschichte  des  Eigenthums  in  Wtlrzburg,  Würzburg  1S78,  besonders  S.  55  ff.  Die 
Erbleihe  als  Mittel,  um  zu  Kapitalverwendungen  zum  Häuserbau  anzuregen. 
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Haases  mehr  die  zur  Erhaltung  nothwcudige  Aufsicht,  Fürsorge  und  Kapitalverwendung 
(für  Reparatur  u.  s.  w.)  in  Betracht  kommt,  welche  durch  Öffentliche  Organe  schwerer 
als  durch  Private  geleibtet  werden,  wird  die  bezügliche  Arbeit  und  Last  wieder  meist 
nicht  vom  Eigenthümer,  sondern  vom  Miether  übernommen,  bez.  in  den  üblichen 
grossstädtischen  Miethverträgen  im  heutigen  „freien  Vertragsrecht"  dem  Miether  auf- 
genAthigt ,  selbst  bis  auf  die  Uebemahme  der  Kosten  von  Fenstern,  welche  Wind  und 
Hagel  ohne  jede  Schuld  des  Miethers  zerschlagen. 

Vgl.  das  Beispiel  eines  Berliner  Mietbformulars  (noch  nicht  das  schlimmste!) 
bei  Eneel  a.  a.  0.  S.  177.  Die  Juristen  sagen:  ««warum  unterschreiben  die  Miether 
solche  Verträge?  Thun  sie  es,  so  ist  es  doch  ihr  freier  Willensact!**  Die  Social- 
politiker  und  Nationalökonomen  antworten:  „freiwillig  thun  sie  es  nicht,  eure  „Ver- 
tragsfreiheit*' ist  den  thatsächlichen  Verhältnissen  gegenüber  hier  eine  Fiction,  wie 
auch  sonst  so  oft.  Unterschreiben  sie  die  Gontracte  nicht,  so  sind  sie  in  gewissen 
Conjuncturen  des  Wohnungswesens  obdachlos  —  und  haben  die  üblichen  polizeilichen, 
socialen  und  wirthschaftlichen  Folgen  zu  gewärtigen." 

Man  kann  sogar  mit  gutem  Grande  sagen,  dass  seblccbtes^ 
bässliches,  ungesundes,  unsolides  Bauen  der  Privaten,  soweit  es 
nicbt  baupolizeilich  zu  hindern  ist,  was  nur  theilweise  der  Fall, 
gerade  durch  das  Privateigentbumsprincip  am  städtischen  Boden 
begünstigt,  indirect  öfters  erzwungen  wird. 

Denn  der  übertrieben  hohe  Grundstückspreis  nöthigt  nun,  an  allen  eigentlichen 
Bauaasgaben  um  so  mehr  zu  sparen,  ebenso  wie  er  zur  maasslosen  Raumausnutzung 
zwingt,  „um  auf  seinen  Zins  zu  kommen".  Schlechtes  Material,  Scheinwesen  aller 
Art,  Lohndrnck  für  die  Arbeiter,  Preisdruck  für  die  Baubandwerkcr  sind  die  Folgen. 
Berlin  bietet  auch  dafür  Belege  genug.  Wenn  dann  in  Zeiten  aufsteigender  Conjunctur 
die  Bauarbeiter  striken,  um  höhere  lohne  zu  erreichen,  sind  sie  in  der  bürgerlichen 
liberalen  Presse  wohl  gewarnt  worden,  e>ie  schädigten  ja  sich  selbst,  da  sie  so  das 
Bauen  und  Wohnen  vertheuorten.  Sie  konnten  freilich  erwidern,  dass  das  weit  mehr 
und  nur  zu  ihrem  Schaden  durch  die  Grundstückspeculation  geschehe,  gegen  die 
dieselbe  Presse  selten  TadeLsworte  hat.  Siebe  auch  für  alles  Derartige  den  Aufsatz 
von  Freese. 

2.  Hierzu  kommt  die  weitere  wesentliche  Verschiedenheit,  dass 
ein  einmal  fertiges  städtisches  Haus  in  der  Hauptsache  ein 
„steinernes  Kapital"  ist,  welches  im  einfachen  Wege  der  Vei- 
miethung  bei  geringer  laufender  Verwaltungsarbeit  und  unbedeuten- 
der neuer  Kapitalverwendung  für  Reparaturen  u.  s.  w.  (welche 
ohnehin,  wie  bemerkt,  im  „System  der  freien  Gontracte"  möglichst 
dem  Miether  zugeschoben  werden,  —  auch  die  oft  nicht  unbe- 
deutenden Kosten  der  Ladeneinrichtung  im  Hause  trägt  der 
Miether  meistens  allein — )wie  ein  Rentenfonds  seine  Zinsen 
mühelos  trägt.  Der  städtische  Hausbesitzer  kann  hier  nicht  mit 
dem  selbstwirtbschaftenden,  sondern  nur  mit  dem  ver- 
pachtenden ländlichen  Grundbesitzer  verglichen  werden.  Wo 
aber  ländlicher  Pachtbetrieb  vorherrscht,  erweist  sich,  wie  oben 
hervorgehoben,  ebenfalls  ein  sonstiger  wichtiger  Grund  für  private» 
Grundeigenthum  hinfällig. 

3.  Vergleicht  man  endlich  die  im  ländlichen  Grundstück,  z.  B. 
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bei  bedeatenderen  Meliorationen  erfolgten  Kapitalfixirungen 
mit  denjenigen,  welche  der  Häuserbau  auf  dem  städtischen  Grund- 
stück darstellt,  so  waltet  ein  weiterer  wesentlicher  Unterschied  ob: 
das  ländliche  Grundstück  und  das  darein  fixirte  Kapital  gewähren 
dem  Eigenthümer  stets  erst  in  fortdauernder  Verbindung  mit  anderen 
immer  erneut  hinein  verwandten  (umlaufenden)  Kapitalien  und 
Arbeitsleistungen  einen  Ertrag.  Zur  möglichst  zweckmässigen  Her- 
stellung dieser  Verbindung  wird  im  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsinteresse  vielfach  Privateigenthum  am  Boden  und  Selbst- 
beti'ieb  der  Landwirthschaft  gerade  durch  den  Eigenthümer,  wie 
wir  sahen,  empfohlen.  Das  städtische  Grundstück  dagegen  mit 
dem  einmal  darauf  befindlichen  Hause  fungirt,  wie  gesagt,  im 
Wesentlichen  wie  ein  Rentenfonds.  Von  einer  eigentlichen  „Be- 
wirthschaftnng'^,  welche  hier  auf  das  Privateigenthumsprineip  hin- 
wiese, ist  keine  Rede.  Eigenthum  und  Nutzung  lassen  sich  hier 
sehr  einfach  trennen.  Die  Vermiethung  ist  auch  in  dieser  Hinsicht 
doch  von  der  Verpachtung  wesentlich  verschieden. 

4.  Und  wie  mit  diesen  ökonomisch-technischen  Seiten  verhält 
es  sich  beim  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthum  im  Vergleich 
mit  dem  ländlichen  auch  mit  den  wichtigen  socialpolitischen 
und  sittlichen  Seiten  der  Privateigenthumsinstitution :  so  schwer 
diese  Seiten  für  ländliches  Privateigenthum,  vornemlich  zwar 
für  bäuerliches,  jedoch  auch  für  Grossgrundbesitz  nach  dem  Früheren 
(§.  201,  203)  ins  Gewicht  fallen,  so  gut  wie  völlig  fehlen  sie,  wenigstens 
unter  den  heutigen  grossstädtischeu  Hauscigenthums-  und  Wohnungs- 
verhältnissen,  bei  dem  städtischen  Grundeigenthum.  Die  auch  iUr 
die  gesammte  Volkswirthschaft  so  werthvolle,  weil  eminent  pro- 
ductive  und  conservativ  im  besten  Wortsinn  wirkende  per- 
sönliche Beziehung  des  ländlichen  Eigenthümers  zu  seinem 
Boden,  —  diese  Beziehung,  welche  auch  in  politischer,  socialer  und 
sittlicher  Hinsicht  so  günstig  wirkt  und  auf  dem  Lande  selbst  bei 
dem  verpachtenden  Grundeigenthümer  selten  ganz  fehlt,  weil  der- 
selbe sein  Gut  sich  und  seiner  Familie  gewöhnlich  dauernd,  jeden- 
falls meistens  länger  erhalten  will,  —  sie  ist  selbst  in  kleinen 
Städten  bei  vorherrschendem  Eigenbewohnen  des  Hauses  nur  viel 
schwächer,  in  grossen  Städten  in  der  Regel  so  gut  wie  gar 
nicht  vorhanden.  Das  Grundstück  und  Haus  dient  besten  Falls 
als  dauernde  Kapitalanlage  und  Mittel  zur  Einkommensteigerang 
durch  die  Micthschraubc,  oft  nur  als  Speculationsobject.  Von  einer 
socialen  Mission   und  Function  dieses  Eigenthums  im  Gesammt- 
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Interesse  der  Gesellschaft  reden  zn  wolleD,  hiesse  allen  Tbatsachen 
Oewalt  anthun. 

III.  —  §.  211  [358].  Die  Folgen  dieser  so  eigenartigen 
ökonomisch-technischen  und  socialen  Stellung  und 
Function  des  privaten  städtischen  Grund-  und  Haus- 
eigenthums  in  der  modernen  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft 
sind  hier  nur  insoweit  hervorzuheben,  als  sie  das  Bild  eben  dieser 
Stellung  und  Function  vervollständigen.  Näher  darauf  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  ^)  Die  Folgen  treten  in  gewissen  Zeiten, 
namentlich  in  denen  der  „aufsteigenden  Gonjunctur^'  am  Schlimmsten 
in  der  sogenannten  Wohnungsnoth  zu  Tage,  welche  in  dem 
städtischen  privaten  Grund-  und  Hauseigenthum  zwar  nicht  ihre 
einzige,  aber  eine  ihrer  vornehmsten  Ursachen  hat.  Diese  Wohnungs- 
noth erstreckt  sich  nicht  nur,  wie  gemeiniglich  angenommen  wird, 
auf  die  unteren  arbeitenden  Classen,  wenn  dieselben  auch  häufig 
am  Meisten  unter  ihr  leiden,  sondern  immer  mehr  auf  die  ge- 
sammte,  zur  Mietbe  wohnende  grossstädtische  und  mehr  und  mehr 
schon  mittelstädtische  Bevölkerung.  Sie  bildet  einen  wichtigen 
Theil  der  Nothstände  der  sogenannten  socialen  Frage,  zeigt  deut- 
lich, dass  die  letztere  nicht  mit  der  (engeren)  sogen.  Arbeiter- 
frage identisch  ist  und  belehrt  die  Mittelclassen  einmal  ad  hominem 
über  die  Wirkungen  ökonomischer  Ausbeutungs-  und  socialer  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse im  modernen  Wirthschaftssystem  der  freien 
Concurrcnz.  Die  Wohnungsnoth  äussert  sich  auch  nicht  nur, 
wie  gleichfalls  oft  fälschlich  angenommen  wird,  im  absoluten 
Wohnungsmangel  und  der  Theuerhcit  der  Wohnungen, 
sondern  zugleich  in  zwei  anderen  nicht  minder  schlimmen  Uebel- 
ständen,  in  der  vielfach  schlechten  und  ungesunden  Be- 
schaffenheit sowie  in  der  beständigen  Unsicherheit  des 
Inncbabens  der  Wohnung  (auch  der  Läden  u.  s.  w.)  und  der  daraus 
hervorgehenden  Abhängigkeit  der  Miether,  d.  h.  des  grössten 
Thcils  der  Bevölkerung  vom  „Haus-"  oder  „Miethherrn*',  der  einen 
Classe  von  Privaten  von  der  anderen,  zumal  bei  dem  üblichen, 
durch  das  Monopol  des  städtischen  Grandeigenthums  besonders  in 
Speculationszeiten  durchgesetzten  System  kurzer  Miethcontracte. 

Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  das  zweitwicbtigste 
materielle  Bedtirfniss  der  consumirenden  Privatbevölkerung  in  unseren 


*)  Engel  a.  a.  0.  S.  164  ff.  („Signatur  der  Wohnungsnoth"),  meine  Aus- 
führungen ebenda  S.  230  If.  Freese  a.  a.  0.  Sieh«^  auch  oben  Vorbemerk uugeu 
§.  204  und  mehrfach  die  vorausgehenden  Ausfabrungon. 
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Städten  im  heatigen  System  hoch  entwickelter  ArbeitBtheilang  Ter- 
mittelst  eines  anderen  Vertrags  als  alle  übrigen  Uanptbedfirfnisse 
im  Verkehr  seiner  Befriedigung  entgegen  gefbbrt  wird:  mittelst 
des  Miethvertrags  statt  des  sonst  allgemein  eintretenden  Kauf- 
vertrags. 

Der  Natur  der  Sache  nach  bedingt  das  Mieihgescbäft  im  Unterschied  vom  Kauf- 
geschäft stets  dauerndere  Verbindung  zwischen  den  Contrahentcn,  welche  wegen 
der  geschilderten  Stellung  und  Function  des  GruDdcigenthtüners  und  wegen  des 
Umstands,  dass  es  sich  hier  im  Unterschied  rom  Einkauf  der  Nahrungsmittel,  Kleidung 
u.  s.  w. ,  um  ein  Gegenüberstehen  einer  kleinen  Zahl  ^Producenten**  (Wohnungs- 
fermiether)  und  grossen  Zahl  ,,Cousumentcn*'  (Wohnungsmiether)  handelt,  in  der 
Kegel  zu  Ungunsten  des  „Publicums*'  ausfällt.  Man  kann  nicht  einwenden,  dass  jedes 
Cräitgeschäft  —  und  ein  solches  ist  in  einer  Hinsicht  auch  das  Mieth-  und  Pacht- 
geschäft immer  —  ähnliche  dauerndere  Verbindungen  bewirke.  Denn  bei  diesem 
Geschäft  handelt  es  sich  meist  um  doch  anders  wirkenden  Productircredit.  Wo  aber 
Consumtircredit  in  Betracht  kommt,  ist  die  Lage  des  Schuldners  (,dem  Analogon  des 
Miethers)  auch  meist  abhängig  genug. 

Schon  dieser  Umstand,  dass  das  WohnungsbedUrfniss  privat- 
rechtlich  durch  einen  andern  Vertrag  als  die  übrigen  materiellen 
Bedürfnisse  befriedigt  wird,  hätte  auf  die  Notbwendigkeit  einer 
anderen  Stellung  des  Staats  zur  Wohnungsfrage  hinweisen  müssen, 
als  die  des  reinen  Laisser  faire  ist  Nahe  zum  Vergleich  liegt  der 
Miethvertrag  zwischen  Herrschaft  und  Dienstboten,  welcher  auch 
meistens  eine  aparte  Behandlung  erhalten  hat. 

Die  periodischen  Rückschläge  der  Bauspeculation, 
die  innerlich  nothwendig  begründete,  aus  den  geschilderten  Ver- 
hältnissen des  städtischen  Wohnungswesens  hervorgehende  Con- 
Sequenz  eines  fehlerhaften  Systems,  drehen  zwar  das  Verhältniss 
mitunter  einmal  um,  machen  aus  dem  Grundeigenthlimer  und  Ver- 
miether, der  sich  verspeculirte,  zu  spät  und  zu  theuer  kautle,  nicht 
rechtzeitig  verkaufte,  das  Opfer,  aber  in  fortschreitenden  Gemein- 
wesen nur  vorübergehend.  Und  ausserdem  liefern  sie  eine  ebenso 
bedenkliche  Ausgleichung  als  die  Krisen  gegenüber  anderen  Specu- 
lationen,  tragen  auch  als  „Reaction"  den  Keim  zu  neuer  „Action" 
in  sich,  wie  sie  selbst  aus  früherer  „Action"  hervorgegangen  sind. 
Es  gehört  schon  die  ganze  Verblendung  und  doctrinäre  Voreinge- 
nommenheit, aber  auch  die  ganze  oberflächliche  Leichtfertigkeit  des 
ökonomischeu  Manches terthums  dazu,  mit  dem  Hinweis  auf  solche 
„ausgleichende"  und  „sühnende"  Rückschläge  im  „naturgesetzlicheu 
Gang  der  Volkswirthschaft"  (will  sagen;  im  Gang  der  schachernden 
Privjitspeculation)  sich  über  alle  die  ökonomischen,  socialen  und 
sittlichen  Bedenken  der  heutigen  Regelung  der  grossstädtischen 
Wohnungsfrage  durch  das  speculative  Privatkapital  hinwegzusetzen. 
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Wie  Bamberger  a.  a.  0.  In  Berlin  wurden  bebaute  Grundstücke  subhastirt 
1867—70  bez.  180,  327.  277,  256;  1870—74  67,  36,  23,  41;  1875  und  76  wieder 
105  und  124  und  seitdem  noch  mehr.  1879—90:  662,  529,  415,  232,  179,  188, 
116,  111,  71,  40,  48, 103.  In  den  letzten  Jahren  wieder  mehr  (Jahrbuch  1893,  S.  249). 
Freese  a.  a.  0.  (S.  661)  giebt  andre  Zahlen  an  (incl.  Vororte?  und  Baustellen?). 
1889—91  Subhastationen  133,  242,  356,  neben  Neubauten:  535,  442,  38^. 

IV.  —  §.  212  [359].  Socialökonomische  Bedenklich- 
keit  und  relative  Entbehrlichkeit  des  privaten  städti- 
schen Grund-  und  Gebäudeeigenthums.  Nach  dem  Voraus- 
gehenden muss  über  letzteres  wenigstens  vom  Interessenstandpuncte 
der  volkswirthschaftlichen  Einkomroenvertheilung  und  vom  social- 
politiscben  Standpuncte  aus  ein  überwiegend  ungünstiges  Urtheil 
gefällt  werden,  ungleich  mehr  als  über  irgend  eine  andere  Art  des 
privaten  Grundeigenthums,  vielleicht  nur  Fälle  des  Bergwerksbodens 
ausgenommen,  vor  Allem  aber  verglichen  mit  dem  ländlichen  Grund- 
eigenthum.  Dieses  Urtheil  wiegt  um  so  schwerer,  weil  auch  vom 
Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  in 
Bezug  auf  die  sichere,  gute  und  billige  Befriedigung  des  Wohnnngs- 
bedürfnisses  das  Urtheil  über  das  städtische  Grnndeigenthnm  jeden- 
falls nur  weniger  gUnstig,  mitunter  auch  direct  ungünstig  lautet: 
Beleg  des  eben  die  ,,Wohnungsnoth''  nach  ihren  hierhergehörigen 
Seiten,  die  mangelhafte  Function  dieses  Privateigenthums  gerade 
bezüglich  des  Hausbaus.  Die  Forderung  einer  Beseitigung  des 
privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  wird  bei  dieser 
Sachlage  wiederum  erklärlicher  und  gerechtfertigter  als  die  gleiche 
Forderung  in  irgend  einem  anderen  Falle  des  Privateigenthums. 

Dies  ergiebt  sich  auch  noch  aus  einigen  weiteren  Erwägungen 
und  Berücksichtigungen  gewisser  thatsächlicber  Verhältnisse  gerade 
bei  dem  hier  besprochenen  „Standortsboden''  und  zumal  wieder 
dem  städtischen,  vollends  grossstädtischen  Wobnungsboden  und  aber- 
mals besonders  in  unserer  modernen  Volkswirthschaft.  Es  lohnt 
für  die  Beurtheilung  der  Eigentbumsfrage,  dies  noch  etwas  näher 
zu  verfolgen. 

lu  den  meisten  Fällen  hat  man  es  wenigstens  in  altbesiedelten, 
schon  ziemlich  bevölkerungsdichten  Culturländern,  wo  aller  Grund 
und  Boden  occupirt  und  grossentbeils  in  Privateigenthum  überge- 
gangen ist,  mit  einmal  festbestimmten  Wohnorten  an  gewissen 
Stellen  des  Landes  zu  tbun.  Innerhalb  derselben  und  an  ihrer 
Peripherie  zur  Verbindung  mit  dem  platten  Lande  und  mit  anderen 
Landestheilen  pflegen  die  städtischen  Strassen  und  Plätze  und  die 
Landstrassen  ebenfalls,   oft  seit  Uralters,   fest  bestimmte  zu  sein. 
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Die  Rente  und  der  Wertb  des  einzelnen  städtischen  Grnndstttckg 
hängt  dann  wieder  wesentlich  von  der  allgemeinen  Bedeatung  eines 
Wohnorts,  in  dem  es  liegt,  und  von  der  speciellen  örtlichen  Lage 
in  demselben  ab.  D.  h.  in  der  Hauptsache  abermals  von  Um- 
ständen, auf  welche  Wille,  Thun  und  Lassen  des  Privateigenthttmers 
wenig,  meist  gar  keinen  Einfluss  ausüben  können. 

Auch  dio  zeitliche  Bewegung,  die  Steigerung  und  YerinindcroDg  foh  Reote 
und  Werth  des  einzelnen  Grundstücks,  ist  fast  ausschliesslich  7on  der  Gesammtent- 
Wicklung  des  Wohnorts,  des  betreffenden  Stadttheils  und  diese  Entwicklung  wieder 
vielfach  nicht  oder  nicht  bloss  oder  nicht  vornemlich  von  localen,  sondern  von  all- 
gemeinen Factoren  der  ganzen  Volkswirthschaft,  der  Bevölkerungsbewegung,  des  Ver- 
kehrswesens, das  Staatsleben  u.  s.  w.  abhängig.  Eine  günstige  allgemeine  nationale 
Entwicklung  von  Staat  und  Land  wirkt  auf  einzelne  Wohnplätze  und  auf  Rente  und 
Werth  der  Grundstücke  darin  wieder  besonders  günstig  ein  (Einfluss  politischer 
Momente,  Hauptstädte!).  Die  PrivateigenthUmer  dieser  Grundstücke  ernten  hier  wieder 
in  besonders  reichem  Maasse,  oft  ganz  ohne  eigene  Saat,  vielleicht  auf  Kosten  der 
localen  unteren  Volksclassen ,  die  den  Aufschwung  von  Staat  und  Land  mit  ihrem 
Gut  und  Blut  herbeigeführt  haben  und  hinterher  in  ihrem  Wohnort  um  so  thenrere 
Miethen  zahlen  mtlssen  (siegreiche,  nationale  Kriege!  Preussen,  Deutschland,  Berlin 
1806  ff.,  1870  —  71  ff.).  Entwickelt  sich  dann,  wie  unter  solchen  Umständen  und  in 
den  dafür  besonders  günstigen  Wohnorten  gewöhnlich,  die  Grundstück-  und  Hans- 
speculation  noch  stark,  so  werden  Gründstück-  und  Hauspreise  und  Miethen  nm  so 
rascher  und  stärker  gesteigert. 

Die  Miether,  welche  höhere  Mieibpreise  zahlen  müssen,  suchen 
sich  natürlich  nach  Möglichkeit  durch  Weiterwälzung  dieser  Lasten 
auf  die  Käufer  ihrer  Arbeitsproducte  und  Leistungen  schadlos  zu 
halten.  Aber  allgemein  und  namentlich  sofort,  im  gleichen  Schritt 
mit  der  Miethsteigerung  lässt  sich  das  nicht  oder  nur  schwierig 
durchführen.  Soweit  es  aber  Erfolg  bat,  wenn  z.  B.  den  öffent- 
lichen und  Privatbeamten,  den  Lohnarbeitern  Gehalt  und  Lohn 
wegen  der  theureren  Wohnungspreise  erhöht  werden  muss  und  wird 
(„Wohnungsgeldzuschüsse"  der  Beamten  u.  s.  w.),  wenn  die  Laden- 
geschäfte, die  Gewerbetreibenden,  die  Handwerker  wegen  der 
höheren  Miethpreise  der  Läden  und  gewerblichen  Localitäten  ihre 
Absatzartikel  vertheuern  müssen  und  können,  ergeben  sich  noch 
weitere  bedenkliche  Folgen:  eine  allgemeine  Vertheuerung  der 
localen  Production,  eine  Erschwerung  der  Concurrenz  mit  anderen 
Orten,  Gegenden  und  Ländern,  für  die  Arbeitgeber,  den  IStaat  voran 
in  Betreff  seiner  Beamten  —  also  hier  wieder  schliesslich  für  die 
ganze  steuerzahlende  Bevölkerung  —  eine  Mehrbelastung.  Da  die 
höhere  Miethe  in  manchen  Fällen  (z.  B.  bei  grossstädtischen  Läden) 
fast  so  wenig  wie  eine  höhere  Steuer  vermieden  werden  kann,  die 
Wohnung  und  Gcschäftslocale  suchenden  Personen  in  einer  fac- 
tischen  Zwangslage  sich  dem  Boden-  und  Hausmonopol  gegenüber, 
wie    die   Steuerpflichtigen    in    einer    rechtlichen   Zwangslage   dem 
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Fiscus  gegenüber  befinden,  so  wird  auch  nothwendig  die  Tendenz^ 
an  allen  anderen  Ausgaben  um  so  mehr  zu  sparen,  verstärkt.  Die 
Privaten  schränken  sich  in  anderen  wichtigen  Bedürfnissbefriedigungen 
ein,  die  Geschäftsleute  suchen  um  so  mehr  die  Löhne,  die  Preise 
der  Leistungen  und  Producte  ihrer  Lieferanten  zu  drücken  und  sie 
sind  dazu  in  der  That  einigermaassen  durch  die  Umstände  ge- 
nöthigt  (Verhältniss  der  Ladengeschäfte  zu  ihrem  Personal,  zu  den 
für  sie  arbeitenden  Hausindustriellen,  Handwerkern). 

In  einem  Falle  also,  wenn  die  Miether  die  erhöhte  Mietbe 
weiterwälzen  können,  eine  Art  directer  und  indirecter  Tributpflichtig- 
keit immer  grösserer  Bevölkerungskreise  an  die  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitzer;  damit  aber  sogar  schliesslich  eine  immer  weitere 
Steigerungsfähigkeit  der  städtischen  Miethen  und  Grundstück-  und 
Hauspreise  nach  Maassgabe  der  grösseren  Mittel  einer  grösseren 
Bevölkerung:  eine  Schraube  ohne  Ende.  Im  anderen  Fall,  weit 
sich  alle  solche  Weiterwälzungen  schwierig  vollziehen,  eine  Ver- 
mehrung des  Drucks  der  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse, 
eine  Steigerung  der  Reibungswiderstände  im  ganzen  volkswirth- 
schaftlichen  Productions-,  Vertheilungs-,  Consumtionsprocess.  Ein 
nicht  unwesentliches  Stück  der  schlimmen  Seiten  der  modernen 
„socialen  Frage''  hängt  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen. 

Die  Lage  ?crscbliinmert  sich  natürlich  noch  fur  die  Wohnungs-  und  Geschäfts- 
local- Bedürftigen  und  gestaltet  sich  für  die  EigenthUmer  noch  günstiger  wenn  dio 
öffentlichen  Ausgaben  des  Staats  und  der  Gemeinden,  welche  direct  und  indirect  dem 
städtischen  Grundeigenthom  zu  Gute  kommen,  seine  Gente,  seinen  Werth  steigern, 
aus  allgemeinen  Steuern  der  Gesammtberölkerung,  nicht  aus  Specialsteuern  der  Grund- 
und  HauseigenthUmer  bestritten  werden  (siehe  oben  S.  4SI). 

In  ganz  besonderem  Maasse  kommen  aber  alle  solche  Ent- 
wicklungen unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  Technik  in 
der  Production  und  im  Verkehrswesen  zur  Geltung. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  in  industriell  -  mercantiler 
Richtung,  die  steigende  locale  Bevölkurungsconcentration  an  gewissen  Puncten,  die 
Folge  dieser  Entwicklung  und  des  wachsenden  Feinabsatzes  der  Fabrikate,  Fern- 
herbezugs der  Bodenproducte,  die  Dampfcommunicatioucn,  die  Freizügigkeit,  die  Ein- 
wanderungsfreiheit, dio  Entwicklung  des  Credit»,  seiner  Organisation,  des  Bankwesens, 
Umänderungen  des  Privat-  und  Handelsrechts,  welche  den  Bcsitzwechsel ,  die  Ver- 
schuldung der  städtischen  Grundstücke  leichter  machen,  kurz  alles  das.  was  die 
moderne  Volkswirthschaft  in  technischer,  ökonomischer,  rechtlicher  Hinsicht  charac- 
tcrisirt  und  zum  Theil  ihren  specifischcn  Unterschied  von  frtlhercn  volkswirthschaftlichen 
Verhältnissen  bildet:  das  trägt  dazu  bei,  dem  städtischen  Grundeigenthum  in  bevor- 
zugten Orten  seine  Monopolstellung  und  damit  seine  Fähigkeit,  stcuerartigo  Tribute 
mittelst  der  Miethschraubo  ohne  jede  entsprechende  Gegenleistung  des  Privateigen- 
thumers  zu  erheben,  noch  zu  verstärken. 

Zum  Theil  liegen  hier  auch  locale  Verschiebungen  der  Grundrente  vor.  Auf 
dem  platten  Lande,  in  kleinen  stagnircnden  Städten,  bei  Abnahme  der  Bevölkerung 
oder  Verminderung  des  Wohlstands  derselben  sinkt  sie,  um  um  so  mehr  in  den  im 
Aufschwung  begriffenen  Orten  zu  steigen. 
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Unter  dem  Miteinfluss  besonderer  Umstände,  Nähe  von 
billigen  Bezugsquellen  wichtiger  Roh-  und  Hilfsstoffe,  mechanischer 
Hetriebskräfte  (Bergbau,  Wasser),  zunächst  noch  wohlfeiler  Arbeits- 
kräfte und  wohlfeilen,  vielleicht  schlechten,  rentelosen  oder  wenig 
Rente  gebenden  agrarischen  Bodens,  neu  eröffneter  Verkehrswege 
u.  s.  w.  kommen  dann  aber  in  unserer  montanistisch -industriellen 
Phase  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  auch  bisher  un- 
bedeutende Wohnplätze  rasch  in  Aufschwung  oder  werden,  wie 
in  Wald-  und  Bergbaugegenden,  in  den  überseeischen  Colonial- 
ländern  ganz  neu  angelegt.  Da  ist  es  denn  wiedernm  die 
städtische  Grundrente  und  der  Werth  der  betreffenden 
Grundstucke  in  günstiger  örtlicher  Lage  (bei  den  Bahnhöfen!), 
welche  rasch  in  colossaler  Weise  steigen. 

GUnstißfo  Bedingungen  fUr  eine  besonders  starke  Entwicklung  der  Grund^tück- 
speculation  bei  „freiem  ßodenrcrkehr'',  wie  unter  solchen  Umst&nden  bei  uns  (auch 
bei  dem  modernen  Kciäc-  und  Badevorkehr,  doch  ebenfalls  wieder  einem  Prodnct 
der  modernen  technischen  Entwicklung,  in  Badeorten,  See-  und  Gebirf?^gcgenden, 
„Aussicbtspuncten'')  und  wie  bekanntlich  noch  weit  mehr  in  der  Neuen  Welt.  Zwar 
kann  ja  hier  in  einzelnen  Fällen  wohl  einmal  ein  „speculati?er  Kopf'\  welcher  einen 
besonders  passenden  Ort  auffindet,  eine  neue  Industrie  einbtlrgert,  in  der  That  dabei 
„Arbeit  leistet''  und  „sein  Vermögen  riskirt'',  geltend  machen,  dass  sein  Gewinn 
(ökonomisch  wirklich  peräOnlich  verdient  sei.  Aber  zwischen  Gewinnhohe  und  eigener 
Ldhtung  besteht  auch  hier  oft  ein  Miäsverhältniss,  welches  doch  nOthigt,  eine  solche 
Auffassung  einzuschränken.  Und  in  der  grossen  Mehr/ahl  der  Fälle,  hinsichtlich  des 
Haupttheils  der  Konten-  und  Werth&teigerungen  sind  es  auch  wiederum  nur  allgemeine, 
von  Willen,  Thun  und  Lassen  des  Einzelnen  im  Wesentlichen  unabhängige  umstände, 
welche  auch  hier  nur  durch  die  Vermittlung  des  Privateigenthumsprincips  dem  Eigen- 
thümer  solche  Gewinne  zufuhren,  z.  B.  bei  Grundbesitz  in  Nähe  neuer  Verkehrswege. 

Wer  alle  diese  Verhältnisse  unbefangen  betrachtet,  wird  in  der 
That  die  socialökonomische  Bedenklichkeit  des  städtischen  Gruud- 
eigenthums  gerade  in  unserer  heutigen  Volkswirthschaft,  mindestens 
für  gewisse  Wohnorte,  wie  Grossstädte,  Industrieplätze  u.  dgl., 
anerkennen  mllssen.  Da,  wie  oben  gezeigt,  auch  vom  Standpunct 
des  Productionsinteresses,  richtigen  Wohnungsbaus  aus,  Privateigen- 
thum  an  diesem  Boden  nicht  so  nothwcndig,  ja  wenigstens  relativ 
entbehrlich  erscheint,  liegt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet  die 
städtische  Grundeigenthumsfrage  anders  als  die  ländliche,  ent- 
schieden weniger  günstig  für  das  Privatcigenthumsprincip.  Denn 
specifische  Mängel  des  Wohnungsbaus  folgen  gerade  aus  dem 
PrivMteigenthumsprincip,  und  die  Ausführung  dieses  Baus  durch 
Organe  der  öflFentlichen  Gewalt,  Staats-,  Communalbehörden,  ist 
wenigstens  ökonomisch-technisch  nicht  so  schwierig,  wie  diejenige 
des  Landbaus.  Zwar  bleiben  auch  hier  noch  sehr  erhebliche 
Schwierigkeiten  zu  tiberwinden,  weit  mehr,  als  die  socialistischen 
und    sonstigen  unbedingten   Befürworter  der  „Vergesellschaftung" 
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des  Bodens  als  des  wichtigsten  sachlichen  Productionsmittels  oder 
der  ,,Verstaatlichang''  des  Bodens  sich  vergegenwärtigen.  Aber 
günstiger,  weil  immerhin  eher  genügend  realisirbar,  ist  die  Forderung 
dennoch  zu  benrtheilen,  als  die  meisten  ähnlichen  Forderungen, 
namentlich  diejenigen  hinsichtlich  der  Beseitigung  des  Privateigen- 
thums  am  ländlichen  Boden  und  am  gesammten  Nationalkapital. 
Dies  ist  um  so  mehr  zuzugeben,  weil  sich  zeigen  lässt,  dass 
alle  sonstigen,  auch  einschneidenden,  die  Kechtsordnung,  das  Ver- 
tragsrecht, das  Baurecht  für  städtische  Grundstücke  und  Häuser 
betreffenden  Reformen  bei  Beibehaltung  des  Privateigen- 
thumsprincips  für  Grundstück  und  Haus  nicht  durchgreifend 
den  geschilderten  Uebelständen  abhelfen  können.  Solche  Reformen 
(einschliesslich  derjenigen  bezüglich  des  Besteuerungswesens  bei 
städtischen  Grundstücken)  vermögen  zwar  wohl,  in  geeigneter  und 
das  Eigentbümerinteresse  nicht  gar  zu  sehr  schonender  Weise  vor- 
genommen, manche  Uebel,  besonders  sanitärer  Art,  zu  beseitigen 
oder  wenigstens  stark  zu  vermindern,  auch  wohl  einige  der  er- 
wähnten socialen  und  ökonomischen  Uebel  etwas  zu  beschränken 
(§.  217).  Aber  wenn  eben  nicht  der  „Inhalt"  des  Privateigenthums- 
rechts  fast  auf  das  Verhältniss,  wie  bei  einer  nuda  proprietas, 
herabgemindert  werden  soll,  was  doch  mit  der  Festhaltung  dieses 
Privateigenthumsprincips  unvereinbar  erscheint,  so  werden  auch 
durch  die  tiefstgreifenden  Reformen  des  städtischen  privaten  Grund- 
und  Hauseigenthumsrechts  jene  besonders  misslichen  socialen  und 
ökonomischen  Folgen  des  die  Mietherbevölkerung  ausbeutenden 
Bodenmonopols  nicht  völlig  zu  beseitigen  sein.  Deswegen  sind  solche 
Reformen  gewiss  nicht  zu  unterlassen,  im  Gegentheil,  wenn  auch 
immer  nur  Palliative,  sind  sie  nicht  genug  zu  empfehlen.  Ge- 
rade eine  socialökonomische  Kritik,  wie  die  vorausgehende,  dient 
mit  dazu,  sie  vollends,  als  das  Mindeste,  was  zu  fordern  ist,  noth- 
wendig  erscheinen  zu  lassen,  sie  aber  auch,  allem  Widerspruch 
der  Interessenten  gegenüber,  zu  rechtfertigen.  Jedoch  die  princi- 
pielle  Bedeutung  und  die  theoretische  Tragweite  solcher  Reformen 
darf  nicht  überschätzt  werden,  wozu  theoretische  wie  practische 
Vertreter  der  letzteren  geneigt  sind. 

V.  —  §.  213.  Die  Frage  der  Durchführung  von  Ge- 
meineigenthum  am  städtischen  Boden.  Zwei  Haupt- 
systeme kämen  hier  in  Betracht,  einmal  die  Verzeitpachtung 
(Bodenleihe  oder  Bodenmiethe  auf  Zeit)  der  im  Gemein- 

▲.  Wagner,  Omndlegnng.    3.  Anfl.   2.  Theil.   Volkswirthschaft  n.  Recht  82 
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eigenthum  stehenden  städtischen  Grundstöcke  an  private  Hansbaner, 
welche  dann  für  ihre  Rechnung  die  Häuser  und  Wohnangen  ver- 
mietheten ;  sodann  die  Uebernahme  des  Bauwesens,  der  Häuser 
durch  den  Gemeineigenthflmer,  den  betrelBfenden  öffentlichen 
Körper,  Staat,  Gemeinde,  selbst  und  die  Vermiethung  der  Gebäude 
und  Wohnungen  direct  durch  diesen,  bzw.  (in  weiterer  Conseqnenz 
des  socialistischen  Gedankens)  die  „Vertheilung^^  der  Wohnungen 
an  die  wohn  bedürftige  Bevölkerung  nach  bestimmten  Nonnen, 
eventuell  gegen  Entgelt  oder  gegen  Anrechnung  auf  andere  Bezüge. 

A.  System  der  Bodenleihe  mit  privatem  Hausbau  und 
Hauseigenthnm.  Dies  System  wird  dadurch  schwieriger,  als  im 
analogen  Fall  bei  ländlichem  Boden,  weil  einfache  Verzeit- 
Pachtung  der  Grundstücke  zum  Zweck  der  Bebauung  durch 
Private  nach  einem  ähnlichen  Pachtvertrag  wie  bei  Feldgütem 
nicht  ohne  Weiteres  statthaft  erscheint.  Denn  einmal  ist  die  Art 
und  der  Umfang  der  nothwendigen  Kapitalaufwendung  und  Kapi- 
talfixirung  beim  Hausbau  im  Boden  eine  ökonomisch-technisch 
wesentliche  andere,  als,  von  gewissen  grösseren  dauernden  Melio- 
rationen und  auch  hier  vom  Hausbau  (Wohnungen,  Stallungen, 
Scheunen)  abgesehen,  meistens  im  Feldbau.  Und  sodann  würde 
bei  Zeitpacbtverträgen  nach  Art  und  kurzer  Dauer  der  agrarischen 
der  Hausbau  durch  Zeitpächter  ökonomisch-technisch  schwer  ordent- 
lich durchfllhrbar.  Bei  anderen,  namentlich  länger  dauernden  Zeit- 
pachteu  städtischen  Bodens,  wenn  dabei  genügende  Sicherung  des 
privaten  Hausbauers  gewährt  wird,  würde  dagegen  dieser  als  Pächter 
in  eine  social  und  ökonomisch  ähnliche  Stellung  wie  der  jetzige 
Privateigcntbümer  treten,  was  man  doch  gerade  vermeiden  will. 
Hier  erheben  sich  augenscheinlich  Schwierigkeiten,  welche  von  den 
Vertretern  des  Gemeineigenthnms  zu  leicht  genommen  und  in  den 
bisherigen  Vorschlägen  derselben  kaum  genügend  erledigt  werden. 

Das  System  der  englisch- americanischen  Boden- 
miethe  (leases),  an  welches  unsere  Bodenbesitzreformer  wohl 
denken,  löst  die  Schwierigkeiten  nicht  befriedigend,  wie  die  dortigen 
Erfahrungen  beweisen,  wenn  es  auch,  gewissermaassen  ,Juristisch- 
technisch*^,  zeigt,  dass  die  Hache  ausführbar  ist.  Auch  die  r ömis eh- 
re chtli  che  Superficies  ist  kein  durchgreifendes  Hilfsmittel 
gegen  die  dargelegten  Uebclstände.  Kurze  Miethzeit  hindert 
auch  hier  den  technisch -ökonomisch  befriedigenden,  besonders  nach 
den  heutigen  Wohnungsbedingungen  der  Grossstädte  erforderlichen 
Hausbau;   lange  Miethzeit  giebt  dem   Bodenmiether  oder  Super- 
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ficiar  im  WeseDtlicben  die  gleiche  ökonomische  und  sociale  Stellang 
gegenüber  der  wobnungsbedttrftigen  Bevölkerung,  wie  sie  der  bis- 
herige Grund-  und  HauseigentbUmer  bat 

Vgl.  über  Superficeis  z.  B.  Puchta,  Pandecten  §.  175,  Institutionen  II,  §.  244; 
B a 1 0 n ,  Pandecten  §.183;  Degenkolb,  Platzrecht  und  Miethe ,  1 867.  Betrach- 
tungen der  englischen  Bodenmiethe  hie  nnd  da  in  den  bezüglichen  AasfUhrnngen 
von  J.  Faacher,  Wiss  n.  A.  Auch  Aschrott,  in  den  Schriften  des  Vereins  für 
Socialpolitik,  Band  XXX,  S.  100  ff.  In  London  ist  der  Boden  meist  im  £igentbum 
einiger  reicher  Familien  und  Stiftungen,  die  selten  Land  verkaufen,  sondern  entweder 
selbst  Häuser  bauen  und  sie  mit  dem  Boden  auf  länger  vermiethen,  oder  und  zumeist, 
den  Boden  (gewöhnlich  auf  99  Jahr)  unbebaut  vermiethen  zum  Behuf  des  Hausbaus 
gegen  eine  Jahresrente.  Der  Bodenmiether  und  Hausbauer  trägt  alle  Lasten  des  Grund- 
besitzes und  für  die  Reparaturen ;  bei  Ablauf  der  Miethe  fällt  das  Grundstück  mit  allen 
Bauten  darauf  ohne  Entschädigung  an  den  Eigenthümer  zurück.  So  fehlt  aber  auch 
jedes  Interesse  an  solidem  Bau  und  an  ordentlicher  Beparatur,  zumal  gegen  Ende  der 
Miethzeit,  wie  Aschrott  näher  ausführt.  Die  furchtbare  hässliche  Nüchternheit  der 
englischen  städtischen  Häuser  (London!)  hängt  damit  auch  wohl  zusammen:  alles 
Puncte,  welche  auch  für  die  Gemeineigenthumsfrage  zu  beachten  sind.  Auf  die 
Einzelheiten  der  practischen  Durchführung  der  Pläne  der  Bodenbesitzreformer  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Was  Fiürscheim  (Bettungsweg  S.  409  ff.),  die 
Zeitschriften  der  Partei  gelegentlich  vorgeschlagen  und  formulirt  haben,  lässt  viele 
Bedenken  bestehen. 

Allerdings  bietet  ein  öffentliches  Bodenmieth-  oder  Leihsystem 
mit  privatem  Hausbau  neben  einigen  Bedenken  auch  einige  speci- 
fische  Vortheile,  tbeils  vor  dem  bestehenden  Boden-Privateigenthums- 
system,  theils  vor  dem  weiter  gehenden  Plane,  auch  den  Hausbau 
und  das  Hauseigentbum  dem  öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde) 
zu  übertragen. 

In  ersterer  Hinsicht  Hessen  sich  alle  wünschenswerthen ,  durch  Bauordnungen 
zu  regelnden  Normen  wohl  leichter  feststellen  und  durchführen.  Auch  die  Bedingungen 
betreffs  Zeitdauer,  Preis,  Preisänderung  der  Bodennutzung,  Bück-  oder  Heimfall  des 
Bodens  würden,  wenngleich  nicht  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten,  doch  einiger- 
maassen  im  beiderseitigen  Interesse,  des  öffentlichen  Bodeneigen thtlmers  und  des 
privaten  Bodenmietbers  und  Bauherrn,  sich  bestimmen  lassen,  auch  mit  Cautelen  im 
Interesse  der  localen  Gemeinschaft  und  der  auf  Wobnungs-  und  Gescbäftslocalmiethe 
angewiesenen  Bevölkerung.  Da  ganz  kurze  Bodenleihtermine  kaum  zulässig  wären, 
wenn  ordentlich  gebaut  werden  soll,  und  eine  kurzperiodische  Weiterübertragung  der 
Verträge  bei  eingetretener  Erhöhung  yon  Beute  und  Werth  an  mehr  bietende  Dritte, 
woran  Bodenbesitzreformer  wohl  denken,  wenn  auch  unter  entsprechender  Entschädigung 
der  Hausbauer,  theils  schwer  durchführbar  ist,  theils  grosse  Unruhe  in  alle  betheiligten 
Kreise  brächte  —  ein  social  misslicher  Punct,  welchen  die  Bodeubesitzrefonner  auch 
nicht  genügend  würdigen  —  so  wäre  freilich  doch  ein  längerer  Bodenleihtermin 
zu  gewähren.  Während  desselben  käme  dann  allerdings  die  etwaige  Hentensteigerung 
dem  Hauseigenthümer  wie  bisher  zu  Gute  —  oder  bei  einem,  m.  E.  unhaltbaren 
., dauernden*'  Miethrecht  dem  Miether.  —  Aber  immerhin  würde  später  der  Benten- 
zuwachs  dem  öffentlichen  Bodeneigentbümer  zufallen  und,  wie  gelegentlich  bei  langen 
Domäuenpacbten,  könnte  man  auch  von  yornherein  für  die  späteren  Zeiten  des  Leih- 
termins eine  Kentenerhöhung  stipuliren.  Wie  bei  einem  allgemeinen  Zeitpachtsystem 
kleinen  und  mittleren  ländlichen  Betriebs  würde  indessen  besondere  Schwierigkeiten 
die  Organisation  des  Vcrleihwesens  zahlreicher  Bodenparcellen  machen,  während  die 
Bodenvermiethung  an  einzelne  grössere,  kapitalkräftige  Unternehmer,  Baugesellschaften 
wieder  die  Gefahr  wenigstens  temporärer  factischer  Monopole  der  Bodenmiether 
steigerte.  Jene  Organisation  der  Bodenleihe  setzte  auch  unvermeidlich  einen  grossen  be- 
hördlichen,  bureaukratischen  Apparat  voraus,  welcher  immer  mit  manchen  Mängeln 
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behaftet  sein  uud  nur  mit  solchen  fungiren  wird,  rom  Mitspielen  unlanteror  Einflasse 
ganz  abgesehen.  Etwas  Andres  als  das  Zurückgreifen  auf  das  Concarrenzprincip,  auf 
Versteigerung  und  dgl.  zur  Begebung  der  Grandstucke  in  Bodenleihe,  zur  Feststellong 
der  Miethpreise  bliebe  kaum  tlbrig,  gerade  um  wieder  Objectint&t  zo  verbtlrgen. 
Aber  dann  siegte  eben  doch  wieder,  wenn  auch  nur  mit  dem  Erfolg,  ein  temporäres 
Nutzungsrecht  zu  erwerben,  der  wirthschaftlich  Mächtigere.  Auch  die  Regelung  der 
richtigen  Zeitdauer  der  Bodenmiethe,  der  Amortisationssätze  far  den  Baoanfwand,  der 
Entschädigungen  für  letzteren,  soweit  er  noch  nicht  amortisirt  ist,  bei  Ablauf  des  Boden- 
leihetermins wurde  noch  manche  Schwierigkeit  bereiten,  wenn  sie  sich  auch  tiberwinden 
Hesse.  Allgemeinere  Normen  dafür,  denen  sich  dann  die  Bodenmiethpreise  anpassen 
wurden,  wären  schon  zu  treffen.  Namentlich  in  den  Bestimmungen  ttber  Entschädigung 
fUr  den  Bauaufwand  bei  Rückfall  wäre  mit  genügender  Billigkeit  zu  yerfahren,  wenn 
ordentliches  Bauen  nicht  zu  sehr  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  oder  die  laufende 
Bodenmiethrente  nicht  zu  sehr  herabgodrUckt  werden  soll.  Hier  bieten  neuere  Be- 
stimmungen im  Zeitpachtrechtc  und  in  den  Zeitpachtvorträgen  ron  Landgütern  über 
die  Behandlung  von  fizirtcn  Meliorationskapitalien,  z.  B.  bei  Drainirungsanlagen, 
Anhaltspuncte,  wie  dergleichen  einzurichten  wäre. 

Einige  der  verbleibenden  Mängel  des  hier  besprochenen  Systems 
der  Uebernahme  des  städtischen  Bodens  durch  öffentliche  Körper 
und  der  Zeitvermiethung  desselben  an  Private  zum  Hausbau  sind 
die  Folge  davon,  dass  eben  hier  im  Uebrigen  das  ganze  privat- 
wirtbschaftliche  System  in  Function  bleibt  Für  die  Miether  von 
Wohnungen  und  Geschäftslocalen,  Läden  u.  s.  w.  würde  sich  daher 
auch  nicht  soviel  ändern.  Sie  hätten  nur  indirect  eventuell  als 
Steuerzahler  den  Vortheil,  dass  auf  die  Dauer  die  Steigerung  ihrer 
Miethzinsen  der  Gemeinschaft,  als  Bodeneigenthümerin,  nicht  dem 
privaten  Hausbesitzer  zu  Gute  käme.  Auf  der  anderen  Seite  ent- 
fielen aber  bei  diesem  System  auch  die  weiteren  grossen  Schwierig- 
keiten, welche  die  Uebernahme  auch  des  ganzen  Häuserbaas  und 
des  Vermiethgescbäfts  bei  Häusern  und  Wohnungen  auf  den  öffent- 
lichen Körper,  dem  der  Boden  selbst  gebort,  allerdings  mit  sich 
bringen  muss. 

§.  214.  —  B.  Gemeineigenthum  auch  am  Hanse 
Die  strengere  Consequenz  des  Gemeineigenthumsprincips  für  städti- 
schen Boden  ist  die  Beseitigung  auch  des  privaten  Hans- 
eigenthums  freilich  gleichwohl.  Auch  ein  privates  ding- 
liches Nutzungsrecht  an  dem  Boden  und  dem  Gebäude,  wie  in  der 
römischen  Superficies,  ist  mit  dem  socialökonomischen  Princip  des 
Gemeineigenthums  nicht  recht  vereinbar.  Haus  und  Grundstück, 
auf  dem  es  steht  und  mit  dem  es,  wenigstens  nach  unserer  Bau- 
weise, im  Wesentlichen  eine  ökonomisch -technisch  untrennbare 
Einheit  bildet,  würden  im  Interesse  des  Hausbaus  und  der  Fun^ionen 
des  Hauses  für  die  menschlichen  Lebenszwecke  und  für  das  Wirth- 
schaften  in  Eine  Hand  zu  bringen  sein,  wie  in  der  Regel  in  der 
heutigen  Privateigenthumsordnung,   so  auch  in  einer  Gemeineigen- 
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thumsordnung,  gerade  wenn  letztere  gewissen  Hauptübeln  des  privaten 
städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  abhelfen  soll.  Darin  hat 
der  Socialismus  auch  den  Bodendesitzreformem  gegenüber  wohl 
recht.  Nur  nimmt  er  die  dann  noch  grösseren  Schwierigkeiten 
der  practischen  und  selbst  der  theoretischen  Lösung  des  Problems 
wieder  viel  zu  leicht. 

Für  die  Durchführung  einer  solchen  noch  weiter  gehenden 
Maassregel  kämen  wieder  zwei  Eventualitäten  in  Betracht,  einmal 
ungetrenntes  Gemeineigenthum  am  Grundstück  und  Haus,  sei 
es  des  Staats,  sei  es  der  Gemeinde,  oder  eine  Trennung  der 
Rechte  in  der  Weise,  dass  der  Staat  wirklich  das  Eigenthum, 
die  Gemeinde  nur  ein  beständiges,  aber  möglicher  Weise  dem 
Staate  nach  einem  wiederum  wechselnden  Satze  zu  vergeltendes 
Nutzniessungsrecht  am  Boden  hätte  und  auf  ihre  Rechnung 
den  Hausbau,  das  Vermiethen  der  Häuser  betriebe,  daher  Haus- 
eigen th  Urne  r,  Super ficiar  des  Bodens  wäre.  Diese  Ein- 
richtung möchte  die  relativ  passendste  sein,  wenn  das  ganze  Ge- 
meineigenthumsprincip  einmal  angenommen  wird.  Beim  Boden 
griffe  dann  also  das  Schema  des  Herrschaftsverhältnisses:  staat- 
liches Gemeingut,  communale  Gemeinnutzung,  beim 
Hause  communales  Gemeingut,  Privatnutzung  Platz. 

Einfacher  wäre  die  Vereinigung  von  Boden-  and  Hauseigenthnm  in  Einer  Hand, 
de»  Staats  oder  der  Gemeinde.  Aber  für  den  Staat  als  solchen  Eigenthümer  erhöben 
sich  dann  in  jedem  grosseren  Gebiete  vollends  kaum  bewältigbare  Aufgaben  des  Bau- 
wesens, der  Häusercontrole  und  Reparaturen,  des  Vermiethungsgeschäfts,  wie  man  sich 
auch  immer  die  ganze  Sache  durchgeführt  denkt.  Die  Bauverwaltung  jedes  grösseren 
Staats  giebt  einen  Vorgeschmack  dieser  Schwierigkeiten,  die  sich  hier  natürlich  ins 
Unendliche  steigerten.  Daher  verdiente  die  Vereinigung  von  Boden  und  Haus  in  der 
Hand  der  Gemeinde  den  Vorzug,  die  Aufgabe  localisirte  und  beschränkte  sich  und 
würde  dadurch  jedenfalls  leichter  lösbar. 

Aber  man  hat  in  diesem  Fall  allerdings  wieder  mit  einem  andren  Bedenken 
zu  rechnen.  Die  locaie  Grundrente  und  der  locale  Grundstück werth  in  einer  Ge- 
meinde, einer  grössern  Stadt  zumal  hängt  vielfach,  mitunter  entscheidend  ebensowenig 
von  der  individuellen  Leistung  dieser  Gemeinde  und  ihrer  Bevölkerung  ab,  als  von 
derjenigen  des  einzelnen  Grundstttckbesitzers,  sondern  von  ganz  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  und  namentlich  auch  von  der  Entwicklung  des  ganzen 
Staat!$lebens  und  diiect  und  indirect  von  Thätigkeiten ,  Leistungen,  Aufwendungen, 
Erfolgen  des  Staats.  So  am  Deutlichsten  in  den  Hauptbtädten,  in  Orten  mit  bedeutenden 
Staatsanstaltcn ,  Behörden,  in  besonders  günstig  gelegenen  Städten  u.  s.  w.  Würde 
hier  rein  communales  Grund-  und  Hauseigen thum  an  die  Stelle  des  privaten  treten, 
so  proütirte  zwar  die  Gemeinde  als  solche  von  der  Steigerung  der  Kente  und  des 
Bodenwerths  bei  günstiger  Entwicklung,  Volksvermehrung  u.  s.  w.  des  betreffenden 
Gemeinwesens,  nicht  mehr  die  privaten  Eigenthümer,  was  die  Vertreter  des  Gemein- 
eigcnthums  ja  erstreben.  Aber  vom  Standpunct  der  staatlichen  Gemeinschaft  aus  wäre 
das  wieder  angreifbar,  da  der  einzelnen  Gemeinde  zufällig  und  mit  auf  Kosten  andrer 
und  der  Gesammtheit  Vortheile  ohne  ihr  Verdienst  zuwüchsen.  Diese  Erwägung 
würde  wohl  dazu  nöthigen,  dem  Staate  wenigstens  an  der  localen  städtischen  Benten- 
und  (irundwerthsteigerung  einen  Antheil  zu  sichern,  vollends  z.  B.  in  den  grossen 
Mittelpunctcn    des  staatlichen   und   volkswirthschaftlichcn  Lebens,  deren  Entwicklung 
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doch  durchaus  ein  Product  des  gesammtcD  nationalen  Lebens  ist  (London,  Paris. 
Berlin,  Wien  u.  s.  w. ,  aber  auch  Orte  wie  Hamburg«  München,  Leipzig  wären 
Beispiele). 

Hält  man,  wohl  mit  Recht,  die  Vereinigung  von  Grund-  und  Hauseigenthnm 
in  der  Hand  des  Staats  fUr  zu  schwierig,  so  bliebe  die  Einrichtung  eines  Gemein- 
eigenthums  des  Staats  und  eines  beständigen  superficiarischen  Nutzungsrechts  der  Ge- 
meinde mit  Nonnirung  eines  Entgelts  der  letzteren  für  den  Staat  und  periodischer 
Eension  des  Betrags  dieses  Entgelts  nach  der  Entwicklung  der  localen  Grundrente 
wohl  das  Richtigste.  Man  sieht  aber  wieder,  welche  Specialproblcme  das  Princip 
jeder  solchen  ganz  neuen  Rechtsordnung,  wie  hier  derjenigen  des  städtischen  Gemcin- 
eigenthums,  in  sich  birgt,  mit  denen  eine  Auseinandersetzung  geboten  ist.  Die  An- 
hänger des  Gemeineigenthums,  auch  die  Bodenbesitzreformer,  gehen  über  dergleichen 
meist  viel  zu  schnell  hinweg. 

Technisch  würde  zwischen  Staat  und  Gemeinde  die  Regelung  der  Abgabo  ähnlich 
wie  heute  diejenige  der  Gebäudesteuer  zu  erfolgen  haben,  also  nicht  so  besonden» 
schwierig  sein.M 

Wird  nun  auch  durch  die  Consequenz,  auch  Hauseigent bum, 
Hausbau,  Vermiethung  dem  öffentlichen  Körper,  voraussetzungsweise 
also  der  Gemeinde,  zu  übertragen,  die  Durchführung  des 
Postulats  der  Beseitigung  des  städtischen  privaten  Grundeigen- 
thums  erschwert,  im  Vergleich  mit  anderem  Boden,  so  muss  doch 
andererseits  anerkannt  werden,  dass  gerade  die  specifisch  ökono- 
misch-technische Bebauung  des  städtischen  Wohnungsbodens  mit 
Hänsern  u.  s.  w.  durch  und  auf  Rechnung  der  öffentlichen  Ge- 
walt leichter  durchzuführen  wäre,  als  die  Bebauung  des  ländlichen 
Bodens,  —  und  zwar  aus  den  oben  (§.  210)  erwähnten  Gründen: 
weil  die  Ausführung  des  modernen  städtischen  Häuserbaas  für 
Private,  wie  für  öffentliche  Körper,  Staat,  Gemeinde  u.  s.  w.  im 
Wesentlichen  ganz  auf  die  gleiche  Weise  erfolgen  würde,  wie  es 
ja  heute  schon  in  den  so  zahlreichen  Fällen  von  öffentlichen  Bauten 
geschieht;  ferner,  weil  ein  fertiges  Haus  verhältnissmässig  wenig 
Verwaltungs-,  Bewirthschaftungsarbeit  macht  und  die  ordentliche 
Besorgung  der  Reparaturen  sich  wohl  einrichten  Hesse.  Dieses 
unmittelbare  Productionsinteresse  der  Volkswirthschaft ,  dass 
die  Häuser  u.  s.  w.  wirklich  und  zweckmässig  hergestellt 
würden,  wäre  daher  bei  einer  Abschaffung  des  Privateigenthums 
und   Uebertragung  auch   des  Hauseigentbums   und  Bauwesens   an 

*)  Bei  der  einfachen  Ueberlasbuug  der  bestcLeuden  staatlichen  Gebändestcuer 
an  die  Ortsgemeindc,  wie  jetzt  nach  der  Steuerreform  von  lb93  in  Preussen,  bleibt 
ein  ganz  ähnliches  Bedenken  bestehen,  wie  das  im  Vorausgehenden  angedeutete.  Die 
SteigerunfJT  der  Gebäudesteuer,  z.  B.  in  Berlin,  die  Fol^e  doch  wesentlich  mit  der 
Leistungen  des  preussiscben  Staats  für  die  Gesammtcntwicklung  Berlins,  kommt  bei 
einer  Staatsgebäudesteuer  wenigstens  auch  dem  Staate  mit  zu  Gute,  jetzt  nicht  mehr. 
Durch  Einfügunj^  der  Vermögenssteuer  in  das  preussische  directe  Staatssteuersystem 
wird  diesem  Mangel  zwar  in  etwas  abgeholfen ,  aber  völlig  kaum.  Das  angedeutete 
Bedenken  wird  alsü  nicht  ganz  behoben.  Vgl.  die  Ausfilhruugen  in  meinem  Aufsatz 
im  Schanz'schen  Finanzarchiv  VIII,  Band  2,  S.  14S  li.,  1^2. 
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die  Gemeinde  immerhin  wohl  zu  befriedigen.  Aber  freilich ,  ohne 
einen  neuen  grossen  bureankratischen  Behördenapparat  Hesse  sich 
die  Sache  nicht  machen  und  ein  solcher  würde  unter  bekannten 
Mängeln,  einerlei  wie  man  sich  Gesellschaft  und  Volkswirthschaft 
organisirt  denkt,  immer  mehr  oder  weniger  leiden  —  auch  „im  Social- 
Staate''  oder  in  einem  ganz  demokratisch  eingerichteten  Communal- 
wesen,  ja  hier  vielleicht  erst  recht.  Darin  liegt  wieder  ein  erheb- 
liches Bedenken,  welches  im  Vergleich  mit  dem  System  der  Boden- 
leihe nicht  zu  Gunsten  dieses  weiter  gehenden  zweiten  Systems 
spricht. 

Bliebe  im  Uebrigen  aber  das  privatwirthschaftliche  Verkehrs- 
system erhalten,  dessen  Beseitigung  jedenfalls  keine  nothwendige 
Folge  der  Aufbebung  des  privaten  Grundeigenthnms  ist  und  inso- 
fern auch  bei  dem  hier  erörterten  Gegenstand  nicht  nothwendig  in 
Frage  steht,  so  würde  alsdann  die  Vertheilung  der  Wohnungen 
in  den  im  öffentlichen  Eigenthum  befindlichen  Gebäuden  freilich 
doch  wieder  in  der  Privatrechtsform  der  Vermiethung  auf  Zeit 
nach  den  Grundsätzen  der  privatwirthschaftlichen 
Concurrenz  stattfinden  müssen.  Auch  dieses  Miethgeschäft  in 
befriedigender,  unparteiischer,  die  beiderseitigen  Interessen  richtig 
und  billig  wahrnehmenden  Weise  einzurichten,  wäre  für  eine  Ge- 
meinde und  ihre  Behörden  freilich  wieder  eine  recht  schwierige 
Verwaltungsaufgabe,  abermals  in  weit  höherem  Grade  als  die 
Bodenbesitzreformer  sich  klarzumachen  scheinen. 

Sicher  ist  namentlich  Eines :  eine  Gewähr  des  beständigen 
Innehabens  einer  Wohnung  (eines  Ladens),  gar  zu 
gleichbleibendem  Mietbzinse,  Hesse  sich  auch  bei  einer 
solchen  Einrichtung  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigentbums 
den  Privaten  nicht  geben:  sie  würde  auch  nur  dabin  führen, 
dass  sonst  in  dem  verbleibenden  privatwirthschaftlichen  System 
nunmehr  bloss  die  Miether  statt  der  ehemaligen  Eigenthümer  die 
Vortheile  der  günstigen  Conjuncturen  in  ihrem  Einkommen  direct 
oder  indirect  bezögen  (z.  B.  die  Inhaber  gut  gelegener  Verkaufs- 
iocale). 

Dies  wird  in  den  Vorschlägen  zur  Wohnnngsreform ,  welche  den  bisherigen 
Miethern  ein  dauerndes  Miethrecht  nnd  die  Sicherheit  verschaffen  wollen,  nicht 
im  Miethzins  gesteigert  zu  werden,  stets  übersehen.  Vgl.  die  verschiedenen  Projecte, 
die  Engel  in  seinem  Eiseuacher  Referat  bespricht,  inclusive  seines  eigenen  (,,Miether- 
actiengesellschaft*'),  von  dem  dasselbe  gelten  würde.  Ein  solches  dauerndes  privates 
Miethrecht  hätte  für  den  Berechtigten  hinsichtlich  des  Grundrenteubezugs  und  mancher 
sonstiger  Gewinne,  welche  von  der  günstigen  Lage  des  Grundstücks  abhängen  (z.  B. 
für  den  Absatz  der  Dctailgeschäfte  und  die  Preise  der  Waaren)  die  nemlichen  Folgen, 
wie    das   private  Eigenthumsrccht.     Gerade    diese  Folgen    sind    vom  Standpunct   der 
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Vertheilang  des  Volkseinkommens  und  in  socialpolitiscber  Hinsicht  anzufechten.  Aach 
in  manchen  socialistischen  Vorschlägen  zur  Wohnangsreform«  z.  B.  denen  der  deatschen 
Socialdemokratie  (Engel,  Referat  S.  192),  wird  dies  noch  nicht  erkannt  Erst  die 
Beseitigang  des  priratwirthschaftlichen  oder  specalatiren  Systems  würde  hier  Wandel 
schaffen.  Sie  steht  aber  bei  jenen  Eeformrorschlägen  nicht  in  Frage  and  ist  das 
UndnrchfOhrbare  oder  wenigstens  das,  was  als  durchführbar  auch  7on  socialistisclier 
Seite  nicht  erwiesen  ist  und  jedenfalls  noch  fiel  grössere  Schwierigkeiten,  als  die 
blosse  Verstaatlichnng  des  Bodens  oder  die  Einrichtung  eines  Gemcineigenthams  daran, 
bieten  würde. 

Der  Nutzen  der  UmgestaltUDg  ist  also  nicht  in  dergleichen, 
sondern  in  der  Beseitigang  der  lästigsten  Ausbeutung  und  Ab- 
hängigkeit des  einen  Privaten  vom  anderen,  in  der  Uebertragang 
der  Gewinne  aus  steigenden  Grund-  und  Hausrenten  vom  mü^sigen 
Privathausherrn  an  die  thätige  Gemeinschaft  (die  Gemeinde,  den 
ätaat),  in  der  erreichbaren  grösseren  Regelmässigkeit  des  Gangs 
des  Häuserbaus,  daher  in  der  Abschwächung,  ja  selbst  in  der  Be- 
seitigung von  Baukrisen  ^)  und  in  der  Ausscheidung  eines  der 
schlimmsten  Speculationsgebiete  aus  dem  Wirtbschaftsieben  zu 
suchen:  ein  immerhin  sehr  grosser  Fortschritt  nach  dem  Ziele, 
socialrechtliche  Ordnung  und  Gerechtigkeit  an  die  Stelle  der 
heutigen  rein  privatrechtlichen  Regelung  und  Ungerechtigkeit  und 
der  dadurch  bedingten  Misswirthschaft  zu  setzen. 

Zugleich  würde  durch  eine  solche  Gestaltung  die  bedenkliehste 
Schwierigkeit  von  allen,  welche  der  Beseitigung  des  privaten 
städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  jetzt  noch  entgegenstehen, 
fortfallen :  die  Nothwendigkeit  der  Regelung  der  Wohnungsverhält- 
nisse und  Miethpreise  direct,  ausserhalb  des  Concurrenzsystems, 
durch  die  öffentliche  Gewalt.  Eine  solche  f(5rmliche  „obrigkeitliche 
Vertheilung"  der  Wohnungen  würde  eine  viel  tiefer  greifende  Ver- 
änderung der  Recbtsbasis  der  Volkswirthschaft  voraussetzen,  als 
sie  in  der  Abschaffung  einer  bestimmten  Art  oder  selbst  alles 
privaten  Grundeigenthums  liegt. 

Freilich,  der  „consequente"  Socialismus  müsste  zu  einer  solchen  Vertheilnng 
schreiten:  eine  Aufgabe,  welche  man  nur  hinstellen  muss,  um  sofort  ihre  ungehenre 


^)  Das  ökonomische  Manchesterthum  argumentirt  auch  hier  wie  in  der  Eisen- 
bahnfrage: Rückschläge  in  der  Kente  u.  s.  w.,  wegen  abnehmender  Benutzung  der 
Bahnen  und  Häuser,  trüge  heute  „glücklicher  Weise"  das  Privatkapital,  nicht  die 
Staats-  oder  Communalgemeinschaft,  also  nicht  der  Stencrsäckel.  Lmgekehrt  wire 
es  bei  dem  hier  befürworteten  System:  ein  beliebtes  Argument  der  Gegner  der  Staats- 
bahnen  in  den  Conjunctiiren  Ende  der  70er  Jahre  (1S79,  E.  Richter).  M.  E.  ist 
dieser  Extraverlust  (1er  Privateigenthümer  so  bedenklich,  wie  der  sonstige  Extragewinn. 
Auch  ein  städtisches  Gemeinwesen  kann  freilich  einmal  leiden,  wenn  eine  andauernde 
Stockung  des  Verkehrs  die  Bevölkerung  verringert  u.  s.  w.  Aber  auch  hier  wird  der 
Rückschliip:  stets  j^eringer  und  seltener  sein,  denn  meist  geht  er  von  der  üeberspeculation 
im  Hausbau  aus,  welche  ja  hier  fortfiele. 
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Schwierigkeit  und  Peinlichkeit  fUr  Leitende  wie  Wohnungsbedürftige  zu  verstehen. 
Wie  man  sie  sich  auch  formell  lösbar  denkt,  autoritativ  durch  die  ,,Social- 
behörden'%  in  Widerspruch  mit  dem  sonst  festgehaltenen  demokratischen  Charakter 
des  socialistischen  Gesellschafts-  und  Wirthschaftssystems,  nach  gewissen  Normen  der 
Keihcnfolgo  und  des  periodischen  Wohnungswechsels,  etwa  auch  nach  dem  —  Loose 
u.  s.  w.,  man  kommt  in  allen  solchen  Fällen  zu  unglaublichen  Consequenzen ,  ttber 
welche  sich  die  Socialisten  denn  auch  am  Liebsten  —  ausschweigen.  Vgl.  die  in 
diesen  und  verwandten  Puncten  ganz  zutreffenden  Ausführungen  von  Eugen  Richter, 
socialdcmok ratische  Zukunftsbilder,  Berlin  1891,  und  Gregorovius,  der  Himmel  auf 
Erden,  Leipzig  1S91. 

VI. —  §.215  [360].  Principielle  Bedeutung  der  vor- 
ausgehenden Untersuchung.  Die  hier  erfolgte  specielle 
Erörterung  über  das  private  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum 
hat  zugleich  den  Zweck  verfolgt,  einmal  genauer  im  Einzelnen  die 
innere  Begrtlndung  der  Angriffe  auf  die  Grnndeigenthumsinstitution 
in  einem  wichtigen  Falle  zu  zeigen,  in  welchem  diese  Angriffe  als 
vielfach  richtig  anerkannt  werden  mtlssen.  Ferner  hat  sie  den, 
Nachweis  liefern  sollen,  wie  in  einem  solchen  Falle  die  Ausführ- 
barkeit der  Forderung  einer  grundsätzlichen  Beseitigung  des  Privat- 
eigenthums  doch  nicht  so  ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen 
ist,  wie  dies  meistens  zu  geschehen  pflegt;  wie  aber  ferner  auch 
die  Durchführung  einer  solchen  Maassregel  wirklich  erhebliche  öko- 
nomische und  sociale  Uebelstäude  abstellen,  anderseits  jedoch  die 
heutige  Volkswirthschaft  gar  nicht  so  radical  umgestalten  würde, 
als  die  Einen,  die  Socialisten,  hoffen  und  rühmen,  die  Anderen, 
die  privatwirthschaftlichen  Nationalökonomen,  befürchten  und  des- 
wegen ablehnen ;  dass  aber  endlich  die  Schwierigkeiten  der  Durch- 
führung jedweder  wie  immer  eingerichteten  Gemeineigenthumsordnung 
erheblich  grösser  sind,  als  die  Vertreter  dieser  Forderung,  insbe- 
sondere nicht  bloss  die  Socialisten,  sondern  auch  die  Bodenbesitz- 
reformer, sich  klar  machen  oder  doch  zugestehen  und  dass  wegen 
der  immanenten  Consequenzen  jedes  solchen  Rcchtsprincips,  wie 
desjenigen  eines  Gemeineigenthums  am  städtischen  Boden,  immer 
wieder  weitere  Probleme  und  damit  manche  neue  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  auftauchen,  welche  nicht  sofort  von  vornherein  erkannt 
werden,  geschweige  nach  einer  einfachen  Formel  zu  lösen  sind. 

Gleichwohl  wird  man  es  rechtfertigen  dürfen,  in  dem  im 
folgenden  §.  216  zusammengefassten  Ergebniss  der  Untersuchung 
die  Frage  vom  Gemeineigenthum  am  städtischen  Boden  als  eine 
immerhin  schon  jetzt  ernstlich  discutable  und  wenigstens  nicht 
ohne  Weiteres  zu  verneinende  zu  bezeichnen.  Die  objective 
Wissenschaft  hat  die  Aufgabe,  die  Probleme  ihres  Gebiets  ohne 
Voreingenommenheit  zu  zergliedern  und  danach  sine  ira  et  studio 
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ZU  urtheilen,  UDbekümmert  darum,  ob  dadurch  diese  oder  jene 
Parteiausicht  unterstützt  oder  verworfen  wird.  Die  im  Obigen 
erfolgte  Untersuchung  der  ökonomisch  -  technischen  Stellang  und 
Function  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthnms  ist  deshalb 
auch  in  principieller  Hinsicht  für  die  Stellungnahme  selbst  za 
80  weit  gehenden  Forderungen  einer  veränderten  Rechtsbasis  der 
Volkswirthschaft  und  in  methodologischer  Hinsicht  für  die 
Behandlung  solcher  Probleme  in  der  wissenschaftlichen  National- 
Ökonomie  von  allgemeinerer  Bedeutung. 

VII.  —  §.  216  [361].  Das  Ergebniss  der  Untersuchung 
des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  lässt  sich 
kurz  dahin  zusammenfassen:  dasselbe  ist  besten  Falles  ein  mangel- 
haftes Mittel,  um  für  die  Bevölkerung  die  Befriedigung  eines  der 
ersten  materiellen  Bedürfnisse  sicher  zu  stellen.  Das  um  so  mehr, 
je  mehr  die  Entwicklung  des  Grossstädte -Wesens  vorwärtsgeht. 
Vom  socialpolitischen  und  vom  Vertheilungsinteresse  ans 
betrachtet  wäre  daher  die  Beseitigung  dieses  Eigenthums  eher  er- 
wünscht als  unerwünscht.  Das  Ziel  müsste  dann  sein,  die  Ueber- 
einstimmung  auch  des  volkswirthschaftlichen  Pr od uctions Interesses 
mit  dieser  Beseitigung  immer  vollständiger  herbeizuführen.  Die 
allmälige  Annäherung  an  dieses  Ziel  ist  nach  dem  Dargelegten 
zwar  mit  erheblichen,  aber  doch  nicht  mit  so  unüberwindlichen 
Schwierigkeiten  verbunden,  als  es  scheinen  könnte.  Namentlich 
wird  man  schon  jetzt  nicht  mehr  sagen  können,  der  gegenwärtige 
Rechtszustand  des  privaten  städtischen ,  zumal  grossstädtischen 
Grund-  und  Gcbäudeeigenthums  verdiene  nach  allen  seinen  dar- 
gelegten naclitheiligen  Folgen  durchaus  den  Vorzug  vor  jedwedem 
Genieinelgenthumssystem.  ^) 

Diese  Sätze  lassen  sich  schon  heute  wissenschaftlich  Wort  für 
Wort  begründen.  Mehr  aber  kann  vorläufig  auch  noch  nicht  gesagt 
werden.  Die  praktische  Verwirklichung  der  Maassregel, 
vollends  in  allgemeinerer  Ausdehnung,  ist  sicherlich  für  irgend  ab- 
sehbare Zeit  noch  nicht  zu  erwarten:  aber,  was  eben  für  die  wissen- 
schaftliche Auffassung  das  Wichtige  ist,  nicht,  weil  diese  Verwirk- 
lichung durchaus  unerwünscht,  auch  nicht,  weil  sie  unmöglich  und 

^)  Letzterer  Satz  aus  meinem  Artikel  Gnindbesitz  im  Handwörterbuch  der  St&at»- 
wissenscliaften  IV,  125,  wo  er  aber  durch  einen  störenden  Druckfehler  in  sein  Geg-co- 
thcil  verkehrt  i.^t  (es  muss  dauelbst  heissen,  dass  „mau  nicht  [während  dafür  „auch" 
dort  steht]  ohne  Weiteres  bcliaupten  dürfe,  der  gegenwärtige  l^echtszustand  verdiene 
den  Vorzug  vor  (jemeineigenthum). 
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nicht  einmal  in  erster  Linie,  weil  sie  so  ausserordentlich  schwierig 
und  bedenklich  wäre,  sondern  weil  die  Forderung  fast  noch  keine 
Unterstützung  in  der  öffentlichen  Meinung  findet.  M.  a.  W.  nicht 
unbedingt  am  Können,  sondern  mehr  doch  nur  am  Wollen  fehlt 
es.  Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Aufgabe  der  Wissenschaft,  in 
dieser  wie  in  anderen  ähnlichen  volkswirthschaftlichen  und  socialen 
Fragen,  welche  yornemlich  Fragen  des  socialökonomischen  Rechts, 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  sind:  Aufdeckung  des  Gausal- 
nexus  zwischen  Recht  und  Wirthschaft  durch  Beobachtung,  Beur- 
theilung  der  Einwirkung  des  bestehenden  Rechts  auf  die  Volks- 
wirthschaft  vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit 
aus  und  danach  Aufstellung  begründeter  Reformvorschläge. 

VIII.  —  §.  217  [362].  Reform  des  privaten  städtischen 
Grund-  und  Hauseigenthumsrechts. 

Hierüber  hier  nnr  einif^e  Andeutungen,  als  Conseqnenzen  aus  dem  Voraosgehenden, 
nähere  Au^fab^ü^gen  und  BegrUudang  müssen  an  dieser  Stelle  unterbleiben.  Siehe 
im  Allgemeinen  die  Litteratur  über  die  Wohnungsfrage  (oben  S.  472).  die  Eisenacher 
Verhandlangen  1872,  besonders  EngeTs  Referat,  die  genannton  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik  und  die  Verhandlungen  desselben,  besonders  auch  MianeTs  Ein- 
leitung zu  den  Berichten  und  Referat,  Eberstadt  a.  a.  0.,  Schneider  s  genannte 
Schrift  Wohnnngsmiethrccht  und  seine  sociale  Reform;  über  die  neuere  englische 
Gesetzgebung  und  'die  dortigen  Verhältnisse  Aschrott  a.  a.  0.  Manches,  was  ich 
im  Beginn  der  70er  Jahre  hier  vertrat,  ist  allmälig  von  andren  Seiten  auch  an- 
genommen worden,  während  ich  zuerst  darin  ziemlich  allein  stand.  Miquel  namentlich, 
auch  ein  eminenter  practischer  Kenner  der  Verhältnisse,  verlangt  nicht  Weniges,  was 
zumal  bei  Liberalen  früher  starken  Widerstand  fand.  Auch  die  Frage  der  Besteuerung 
der  Baustellen,  der  Gewinne  aus  Grundspeculationen  ist  in  Flnss  gekommen  und  in 
der  neuen  preussischcn  Gesetzgebung  über  Einkommensteuer  und  Communalbesteuerung 
in  gewissem  Umfang  bejaht  worden.  Auch  die  Bestrebungen  von  A  dick  es  (jetzt 
Bürgermeister  in  Frankfurt  a.  M.,  Miquel's  dortiger  Nachfolger)  für  rationelle  Stadt- 
erweiterung  (siehe  seinen  Aufsatz  Umlegung  und  Zonenenteignung  als  Mittel  zu 
solcher  Erweiterung,  im  Braun'schen  Archiv  VI,  1893,  S.  429  ff.)  und  der  von  ihm 
herrührende  Gesetzentwurf,  den  freilich  das  preussische  Abgeordnetenhaus  noch  zur 
Zeit  abgelehnt  hat,  hängen  mit  der  Frage  der  Reform  des  städtischen  Grundeigen- 
thumsrechts  zusammen.  Im  Ganzen  freilich  werden  in  den  bisherigen  Reformplänen 
mehr  nur  sanitäre  und  gewisse  sociale  Interessen  der  unteren  Classcn  verfolgt, 
während  man  der  Frage,  ökonomische  Ausbeutung  überhaupt  zu  verhüten,  noch 
kaum  nahe  tritt. 

Die  unmittelbar  praktische  Seite  der  städtisclien  Grund- 
eigen thumsfrage  ist  der  Zusammenhang  derselben  mitderWohnungs- 
l'rage,  d.  h.  mit  der  Frage  der  qualitativen  und  quantitativen  Be- 
friedigung des  Wohnungsbedtirfnisses  der  Bevölkerung  und  der 
Kosten  dafür.  Die  vorausgehende  Untersuchung  berechtigt  zu  dem 
Schluss,  dass  die  Institution  des  privaten  Grundeigenthums  für  die 
Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  überhaupt  und  besonders  nach 
dem  Kostenpuncte  mangelhaft  fungirt.  Daraus  ergiebt  sich,  wie 
gesagt,   schon,   dass  alle  Abhilfmittel   auch   gegenüber  der  sogen. 
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WohnuDgenoth ,  welche  nicht  in  erster  Linie  an  eine  tiefere 
Aenderung  des  Grandeigenthumsrechts  anknüpfen,  nur 
Palliative  sind.  Die  dargelegte  mangelhafte  Function  des 
städtischen  Grundeigenthoms  auf  diesem  Gebiete  des  volkswirth- 
schaftlichen  Productionsinteresses,  die  vielfach  direct  schädliche 
Function  desselben  im  Gebiete  der  volkswirthschaftlichen  Eio- 
kommenvertheilung  und  der  socialen,  durch  diese  Vertheilung  be- 
dingten Machtverhältnisse  berechtigt  daher  auch  schon  ftlr  die 
Gegenwart  zu  der  Forderung,  dass  mindestens  eine  tiefgreifende 
Reform  auch  des  verbleibenden  privaten  städtischen  Grund- 
und  Hauseigenthums rechts  stattfinde. 

In  den  meisten  Vorschlägen  zur  Wobnungsreform  nnd  in  der  Litteratar  ober 
die  Wobnungsfrage  wird  dies  rerkannt  oder  zu  gering  angescblagcn ,  so  auch  Fon 
Engel  in  seinem  Referat,  S.  199  ff.  Anders  schon  früher  besonders  Ratkowski 
a.  a.  0.,  z.  Th.  auch  Saz,  selbst  J.  Faucher,  Wiss,  die  namentlich  Steuer- 
reformen, z.  B.  in  Betreff  der  Baustellen,  gleichfalls  schon  vor  20  Jahren  verlangten. 
Vgl.  auch  meine  Ausfahrungen  in  den  Eisenacher  Verhandlungen  von  1S72,  S.  240  ff. 

Eine  gründlichere  Reform  muss  sich  einmal  auf  den  Inhalt 
dieses  Rechts  als  eines  Privatrechts  beziehen:  das  Eigen thum  darf 
hier  zumal  nicht  absolut  formulirt  werden.  Namentlich  ist  die 
Vertragsfreiheit  in  Bezug  auf  das  Miethverhältniss  zu  beschränken, 
d.  h.  die  Willktihr  der  Parteien  darf  für  den  Inhalt  der  Verträge 
nicht  in  dem  weiten  Umfange  wie  bisher  entscheiden,  weil  die 
Gleichheit  der  Contrahenten  und  daher  die  Freiheit  wenigstens  des 
einen  von  ihnen  vollends  hier  eine  Fiction  ist,  welche  mit  der 
ökonomischen  Stellung  und  Function  des  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  in  Widerspruch  steht.  Ferner  ist  das  Steuerrecht 
in  Bezug  auf  städtische  Grundstücke  und  Häuser  nach  dem  rich- 
tigen socialökonomischen  Gesichtspunct  zu  gestalten,  dass  dem 
Eigenthüraer  ökonomisch  von  ihm  nicht  verdiente  Conjuncturen- 
gewinne  möglichst  zu  Gunsten  der  Gemeinschaft  (Staat  und  Ge- 
meinde), welche  direct  und  indirect  die  steigende  Rente  und  den 
Conjuncturenwerth  des  Grundstücks  und  Hauses  schufen,  entzogen 
werden;  vor  Allem  bei  blossen  Baustellen.  Auch  ist  mindestens 
vermittelst  der  Besteuerung  die  Behandlung  der  städtischen  Immo- 
bilien als  Waare  und  blosser  Speculationsgegenstand,  im  Interesse 
der  Bevölkerung,  zu  erschweren  ^),  wenn  andere  Mittel,  wie  Verbot 

^)  Ks.muss  auch  hier  prenUgcn,  diese  Postulate  der  Socialpolitik  und  National- 
ökonomie an  das  Bcbteucrungbwcsen  aufzubtellen;  die  steucrtcchnische  Durch- 
führung, welche  nicht  die  oft  behaupteten  unlösbaren  Schwierigkeiten  bietet,  ist 
in  dirr  Finanzwissenschaft  näher  zu  untersuchen.  Siehe  Eisenacher  Verband lungeo 
S.  241.  b(.>i>onders  auch  Grundlegung  I,  §.  IGü,  S.  388,  die  Erörterungen  in  meiner 
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derartiger  Geschäfte;  Dicht  zu  erzielen  oder  nicht  wirksam  zu  machen 
sein  sollten. 

Wesentlich  im  sanitären  und  im  Interesse  besserer  Qualität  der 
Häuser  und  Wohnungen,  wobei  auch  ethische  Momente  mitspielen, 
nicht  minder  aber,  um  die  Grundsttlcksspeculation ,  den  „Boden- 
Wucher'^  und  die  übertriebene  Emporschraubung  der  Grundsttlcks-, 
der  Baustellenpreise  zu  beschränken,  sind  rationelle  Strassen- 
anläge-  und  Bauordnungen  geboten.  Sie,  insbesondere  die 
letzteren,  enthalten  freilich  implicite  einen  scharfen  Eingriff  in  das 
„freie  Privateigenthumsrecht",  aber  nicht  nur  einen  principiell  durch 
das  Gemeinschaftsinteresse  begründeten,  sondern  auch  in  allen 
Culturländern  einen  althistorischen,  in  anerkannter  Rechtswirksam- 
keit bestehenden. 

Von  jeher  haben,  wie  schon  in  den  Dörfern,  so  vollends  in  den  Städten,  die 
Ycrhältuisse  der  räumlichen  Nähe,  die  daraus  hervorgehenden  Lebensbedingungen 
gewisse  „örtliche  GemeiDbedUrfoisss ''  (I,  §.  328)  herrorgemfen  und  Einrichtungen 
veranlasst,  welche  ohne  eine  Einschränkung  dos  Privateigen thumsrechts  an  städtischen 
Grundstücken  und  Häusern,  wie  auch  mehrfach  ohne  die  Auferlegung  von  Pflichten 
zu  einem  Thun  (wie  Unterlassen),  fUr  den  Privateigenthümer  als  solchen,  gar  nicht 
durchfuhrbar  waren.  Im  dörflichen,  wie  vollends  im  städtischen  Yerwaltungsrecht, 
theilweise  aber  selbst  im  Privatrecht  bezüglich  der  Grundstöcke  und  Häuser,  finden 
sich  daher  überall  seit  Alters  derartige  Bestimmungen,  welche  die  Verfügungsgewalt 
des  Eigcuthtlmcrs  einschränken  und  ihm  Pflichten  auflegen,  alles  Pancte,  welche  dann 
wieder  auf  Rente  und  Werth  der  Grundstücke  und  Häuser  einen  gewissen  Eiufluss  in 
der  Richtung  der  Ermässigung  ausüben.  Das  ganze  grosse  Gebiet  der  örtlichen 
Poli^seiverordnungen  (Bau-,  Feuer-,  Wasser-,  Sanitäts-,  Reinlichkeits-,  strassenpolizeiliche 
u.  a.  m.  Bestimmungen)  gehört  hierher.  Gerade  hierin  zeigt  sich,  dass  das  ,,absolnte*' 
Privateigenthum  niemals  bestanden  hat.  Das  örtliche,  städtische  Grund-  und  Haus- 
eigenthumsrecht  ist  immer  durch  Rücksichten  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens, 
der  daraus  entspringenden  Interessen  und  Bedürfnisse  ein  wesentlich  beschränktes 
gewesen  und  es  im  Laufe  der  Entwicklung  von  Dorf  zu  Stadt,  Kleinstadt  zu  Gross- 
stadt immer  mehr  geworden. 

Gerade  moderne  Verhältnisse  führen  nothwendig  in  dieser  Entwicklung  noch 
ein  gutes  Stück  weiter.  Die  immer  grössere  und  (freilich  Dank  mit  unseren  städtischen 
Grundeigen thumsverhältnissenl)  engere  locale  Zusammenhäufung  der  Menschen  und 
ihrer  Berufsstätten,  Gewerbebetriebe,  die  daraus  hervorgehenden  Gefahren  und  Oebel- 
stände,  welche  durch  die  Art  der  modernen  Productionstechnik  vielfach  noch  ge- 
steigert werden,  macht  Strassen-  und  baupolizeiliche  und  dergleichen  Einschränkungen 
und  Pflichtenauferlegungen  für  den  Privateigenthümer  hinsichtlich  seines  Grundstücks 
und  Hauses  immer  nothwendiger.  Die  fortschreitende  naturwissenschaftliche  Erkeuntniss 
der  Bedingungen  gesunden  Lebens,  der  Einflüsse  von  Luft,  Boden,  Wasser,  Licht 
u.  s.  w.  auf  Gesundheit  und  Verbreitung  von  Krankheiten  oder  Krankheitskeimen, 
aber  auch  die  bessere  Erkenntniss  der  prophylactischen  Mittel,  der  präventiven  und 
repressiven  zweckmässigen  Thätigkeiten  ermöglicht  immer  mehr  ein  rationelles  Vor- 
gehen mit  Verboten  und  Geboten,  Maassnahmen  aller  Art.  welche  vielfach  unmittelbar 
an  Strasse,  Grundstück,  Haus  anknüpfen.  Alles  das  hat  bereits  und  wird  immer  mehr 
im  gebieterischen  Gesammtintere&se  zu  einer  wesentlichen  Beschränkung  des  städtischen 
privaten  Grund-  und  Hauseigenthums  und  zur  Auflegung  von  Pflichten  zu  Thun 
und  Lassen  für  dasselbe,  bezw.  für  seinen  Besitzer  führen. 


Com munalsteu erfrage  S.  40  und  jetzt  namentlich  die  eingehende  Behandlung  der 
Fratre  der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  in  meiner  Finanzwissenschaft  II, 
2.  Auflage  §.  232,  230  ff. 
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Mit  am  Wichtigsten,  in  sanitärer  und  sonstiger,  insbesondere 
auch  in  ökonomischer  Hinsicht,  zur  Beschränkung  von  Grundstück- 
speculation  und  Preistreiberei,  sind  Strassen-  und  banpolizeiiiehe 
Vorschriften  hinsichtlich  der  Mindestbreite  der  Strassen,  der  Maximal-  { 
höhe  der  Häuser,  der  Maximalzahl  der  Stockwerke,  der  Minimal- 
höhe der  Wohnräume,  des  Ausschlusses  von  Keller-  and  Dach- 
wohnungen, der  Maximalquote  der  mit  Gebäuden  zu  besetzenden 
Grundstuckfläche,  der  Minimalgrösse  der  Höfe,  Treppenhänser  und 
Flure,  auch  hinsichtlich  des  Mindestmaasses  und  der  Mindestqualität 
und  Anzahl  von  Dienstbotengelassen,  von  Aborten,  bezüglich  der 
gesammten  Beschaffenheit  der  für  menschliches  regelmässiges  Wohnen 
überhaupt  dienenden  Räume  und  derartige  Bestimmungen  mehr. 
Besonders  die  Beschränkung  der  bebaubaren  Grundstückfläche,  der 
Häuserhöhe,  Stockwerkzahl  und  das  Erforderniss  einer  bestimmten 
minimalen  Zimmerhöhe  hat  neben  den  socialen,  ethischen,  sanitären 
guten  Folgen  auch  einen  günstigen  Einfluss  auf  Mässigerhalten 
der  Grnndstückpreise.  Denn  nur  durch  maassloses  Ausnutzen  des 
Grundstücks  für  Wohnungszwecke  (enge  Höfe,  „Lichthöfe",  lucns 
a  non  lucendo!)  sind  überhaupt  solche  ungeheuren  Grundstückpreise, 
wie  in  den  Mittelpuncten  nicht  nur,  sondern  auch  selbst  an  der 
Peripherie  unserer  Grossstädte  möglich  geworden. 

Daher  denn  freilich  auch  die  lebhafte  egoistische  Opposition  der  Grundstüd- 
speculanten  und  Hausbesitzer  und  der  deren  Interessen  und  die  falsche  absolute 
Auffassung:  des  Priratei^enthums  vertretenden  Presse  gegen  derartige,  zumal  neue  und 
schärfere  bau-  und  strassenpolizeilichc  Bebchränkungcn ,  wie  nie  z.  B.  jedesmal  in 
Berlin,  jüngst  in  den  Berliner  Vororten  des  Kreises  Teltow  sich  zeigten  (siehe  schon 
oben  S.  48G).  Durch  eiuächiioidendere,  rechtzeitig  erlassene  Bauordnungen  h&tte  das 
moderne  Berlin  eine  ganz  andre  Stadt  werden  können,  während  jetzt  die  4 — 6  stockigen 
Häuser  mit  engsten  Höfen  ohne  Licht  und  Luft  schon  beinahe  auf  freiem  Felde 
beginnen  und  der  Bodenwerth  da  schon  eine  Höhe  erreicht,  wie  in  Mittelstädten 
nicht  in  den  besten  Lagen.  Hier  liegt  ein  grossscs  Maass  7on  Unterlassungssilndeu 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  7or,  —  mit  eine  Folge  einer  falschen  Privateigen- 
thumstheorie !  Hinterher  lässt  sich  schwer  viel  verbessern,  vollends  wenn  jede  bau- 
polizeiliche neue  Beschränkung  als  Eingriff  in  „wohlerworbene  Privatrechte**  für  un- 
zulässig oder  nur  bei  Gewährung  von  Entschädigung  für  zulässig  gilt  Vgl.  die 
Bauordnung  für  Berlin  vom  15.  Januar  lSb7.  Für  bereits  bebaute  Grundstücke  ist 
auch  im  Fall  der  Wiedorbebauung  die  frühere  Quote  der  Bebaubarkeit  der  Grundfläche 
von  ^'4  geblieben,  die  neue  Quote  von  ^/g  gilt  nur  für  bisher  nicht  bebaute  Grundstücke. 

Auf  dem  Wege  derartiger  baupolizeilicher  Ordnungen  wird 
den  Auswüchsen  des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigen- 
thuiiis  noch  mit  nm  Wirksamsten  entgegengearbeitet  werden,  mehr 
als  durch  das  lliltsmittel  der  Entwicklung  wohlfeiler  und  guter 
interner  und  externer  städtischer  Communications-  und  Transport- 
mittel. Denn  letztere  führen  höchtens  zu  einem  Druck  auf  Rerte 
und   Grundstückwcrth    in   den   inneren   Stadttheilen ,    aber    um   so 
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mehr  zu   einer  bald  auch  ausserordentlicheii  Steigerung  beider  in 
der  Peripherie,   in  den  Vorstädten,   Vororten  und  darüber  hinaus. 

Weiter  ist  das  Expropriationsrecht  städtischen  Baustellen 
gegenüber  und  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  wesentliche  allge- 
meine städtische  Interessen,  nicht  nur  des  Strassenwesens,  sondern 
z.  B.  auch  um  sanitäre  und  ähnliche  Interessen,  um  allgemeine  Ver- 
besserung der  Wohnungen  der  unteren  Classen  handelt,  grundsätz- 
lich in  weitem  Umfange  auszudehnen  und  leichter  anwendbar  zu 
machen.^)  Endlich  muss  der  Immobiliarbesitz  des  Staats  und 
der  Gemeinde  erhalten  und  in  geeigneten  Fällen  erweitert  werden : 
und  zwar  auch  für  die  Einrichtung  von  Beamtenwohnungen,  welche 
nicl^t  selten  passend  ist*),  selbst  von  Privatwohnungen  zum  Ver- 
miethen  an  die  unteren  Classen,  schon  um  der  Privatspeculation 
Concurrenz  zu  machen  %  ferner  für  die  Einrichtung  von  öffentlichen 
Plätzen,  Parks,  Gärten  zur  Erholung,  zum  Spielen  der  Kinder,  zum 
Geniessen  frischer  Luft  u.  s.  w.,  in  welcher  Hinsicht  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auch  bei  uns,  wie  in  England,  immerhin  manches  Er- 
freuliche geschehen  ist^)  Alle  solche  Maassregeln  charakterisiren 
sieh  volkswirthschaftlich  betrachtet  als  Etappen  auf  dem  Wege 
vom  privatwirthschaftlichen  ins  gemeinwirthschaftliche  System  und 
grundeigeuthumsrechtlich  betrachtet  als  ebensolche  Etappen  vom 
privaten  zum  öffentlichen  Gemeineigenthum  am  Boden.  ^) 

')  Wie  neuerdings  selbst  in  England  zunächst  in  Bezug  auf  die  Erfüllung 
nothwendiger  sanitärer  Beformen  im  Wohnungswesen  der  unteren  Classen  gesetzlich 
anerkannt  wird.  Vgl.  das  englische  Gesetz  zur  Beförderung  und  Verbesserung  der 
Wohnungen  der  arbeitenden  Classen  in  grossen  Städten  ?om  29.  Januar  1875  (88  und 
39  Vict.  cap.  29.)  (Siehe  Auszag  in  der  „Concordia**  1876,  Nr.  21.)  Asch  rot t, 
über  die  Arbeiterwohnungsfrage  in  England  und  die  wesentlich  darauf  bezüglichen 
Gesetze,  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  XXX,  93  ff.,  109  ff.,  141.  Energisch 
vertritt  das  Princip  der  Zwangsenteignung  in  städtischen  Grundeigenthnmsrerh&ltnissen 
auch  Ihering,  Zweck  im  Recht  I,  512  iL  und  passim.  Die  Faucher 'sehe  Idee 
einer  „Häuserbaufreiheit''  nach  Analogie  der  „Bergbaufreiheit'"  zu  Gunsten  baulustiger 
dritter  Privaten  gegenüber  dem  Privateigenthümer  (siehe  oben  Vorbemerkungen  S.  472 
und  Eisenacher  Verhandlungen  S.  242)  hat  auch  das  Bedenken,  dass  am  mono- 
polibtischen  Character  des  Hauseigenthums  nichts  geändert  würde.  S.  unten  Kapitel  3, 
besonders  §.  238  ff. 

*)  Vgl.  darüber  Engel  a.  a.  0.  S.  209  ff.,  auch,  im  Princip  beistimmend. 
Koscher  im  „Neuen  Reich",  Nr.  44,  Jahrgang  1872.  Jetzt  in  der  3.  Auflage  seiner 
Ansichten  I,  303. 

•'^)  Siehe  Engel  ebenda  S.  215  ff.,  219  (Ausführung  in  Halle). 

^)  Siehe  darüber  Arm  in  ins,  Theil  2,  S.  135  ff.  Es  ist  bemerkenswerth ,  dass 
in  unserer  Zeit  hier  die  „ädilicische''  Thätigkeit,  welche  nach  einem  Ausdrucke 
Bluntschli's  der  alte  eudämonistischc  Chr.  Wolf f  schon  Mitte  vorigen  Jahrhunderts 
in  den  Städten  forderte,  praktisch  durchgeführt  wird. 

'^)  Die  glcichlalls  ernstlich  zu  erwägende  Frage,  ob  und  wieweit  den  privaten 
Arbeitsherren  eine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Beschaffung  von  Wohnungen  für  ihre 
Arbeiter  aufzuerlegen  sei  (siehe  Engel  a.  a.  0.  S.  221,  meine  Ausführungen  ebenda 
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4.  Abschnitt. 
Andere  Kategorleen  des  privaten  Orundelgenthums. 

Bergwerks-,  Wald-  und  Wegeboden. 

§.  21S  [S.  772].  Vorbemerkung.  Allseitig  kann  die  allgemeine  und  princi- 
pielle  Frage  des  Pn7ateigemhums  an  diesen  drei  Kategorieen  des  Grund  und  Bodens 
und  des  von  Gewässern  eingenommenen  Bodens,  auf  den  wir  im  Folgenden  überhaupt 
nicht  weiter  als  mit  einer  kurzen  Bemerkung  in  §.  224  mit  eingehen,  erst  in  den 
practlschen  Theilen  des  Systems  der  politischen  Oekonomie  erörtert  und  zum  Abschluss 
gebracht  werden.  Hier  in  der  Grundlegung  genügt  und  gehört  dahin  auch  nur  eine 
generelle  Betrachtung.  Für  die  Entscheidung  der  Frage  im  concreten  Falle  sind  die 
concreten  Landes-  und  Zeitvorhältnisse  noch  mehr  als  bei  dem  ländlichen  und  städtischen 
privaten  Grundeigenthum  massgebend.  Denn  sie  bestimmen  hier  mehr  die  Vorzüge 
uud  Nacbtheile  des  privaten  und  des  öH'entlichcn  (zwaugsgemcinwirthschafdichen) 
Eigenthums  und  der  privaten  oder  der  öffentlichen  Bewirthschaftung,  als  dies  bei 
läudlichcm  uud  städtischem  Eigenthum  der  Fall  ist.  Ueber  die  Eigenart  dieser  Boden- 
kategorieen  biehe  oben  S.  449  if. 

Speciell  verweise  ich  auf  die  bezüglichen  Erörterungen  in  meiner  Finanz- 
wissenschaft und  zwar  besonders  in  der  2.  und  3.  Auflage  (in  der  1.  Auflage, 
die  sich  noch  mehr  an  Rau  auschloss,  herrschte  der  ältere  Standpunct  der  Abneigung 
gegen  Staatsgrundcigenthum  noch  etwas  mehr  vor).  Vgl.  besonders  2.  Auflaufe 
§.  190  —  217,  219,  220,  3.  Auflage  §.  249  —  252,  254,  255,  236—245,  265— 2S4 
über  Bergwerke,  Foriten,  Eisenbahnen,  auch  II,  2.  Auflage  §  55 — 58  über  Wegt- 
wcscn,  auch  für  die  Spcciallitteratur.  Weiteres  gehört  in  die  3.  Hauptabtheilong 
dieses  Werks;  über  landwirthschaftliche  Be-  und  Entwässerung  siehe  Buchon berger 
I,  §.  57  If. 

I.  —  §.  219  [363].  Die  Bergwerke^)  lassen  ihrer  ökonomisch- 
technischeD  Natur  nach  nur  ausnahmsweise  eine  Verpachtung 
zweckmässig  erscheinen.^)  Deshalb  muss  Eigenthum  des  Berg- 
werksbodens und  Betrieb  der  Bergwerke  hier  möglichst  in 
derselben  Hand  sein,  was,  ähnlich  wie  bei  städtischem  Haas- 
eigenthum  (§.  213  flf.),  auch  für  die  principielle  Seite  der  Eigenthums- 
frage  von  Bedeutung  ist. 

Diese  Frage  gestaltet  sich  nun  von  vornherein  nach  der  Natur 
des  Bergwerksbodens,  d.  h.  des  Miueralstoffe  u.  s.  w.  führenden 
Bodens,   eigenthtimlich ,  abweichend  von  anderem  Boden  (S.  449). 

Einmal  weil  diese  Stolie  überhaupt  und  besonders  in  zugänglicher  und  die  Ge- 
winnung lohnender  Weise  unji^leich massig  über  den  Boden  des  Volkswirthschafts- 
gebiets  verbreitet  sind.  Die  Natur  selbst  bestimmt  hier  also  in  anderer  Weise  jeden- 
falls in  höherem  Maasse  als  bei  ajijrarisehem,  forstlichem,  städtischem  Boden  u.  s.  w., 
was  überhaupt  oder  wenigstens  was  bauwürdiger  Bergwerksboden  sei. 

S.  242).  hängt  mit  der  Ciestaltunir  des  ArbeitArechts  zusammen  uud  ist  hier  nicht  zu 
erörtern.  Die  Bfj:»huug  kann  pute  Folgen  fUr  die  indirecte  Beschränkung  der  Specu- 
lation  uud  der  Freizügigkeit  haben  (^§.  77,  78). 

')  Vfil.  Wa^^uer,  Finanzwissenschaft  1,  2.  Auflage  §.  210  ff.,  8.  Auflage 
§.  240  ff.  über  das  Bergrecht  und  Staatsborffbau,  2.  Auflage  §.  219,  220,  3.  Auflage 
i:j.  254.  255  über  Salzwerke 

-)  Ebenda,  2.  Auflage  §.  217,  8.  Auflage  §.  252. 
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Sodauu,  hiermit  zusammenhängend,  erfordert  die  blosse  Auf- 
findung oder  Entdeckung  dieser  Sto£fe  in  ihren  natürlichen 
Lagerstätten  gewöhnlich  schon  eine  besondere  Arbeit,  abgesehen 
von  der  eigentlichen  Aneignungs-  oder  Gewinnungsarbeit. 

Wo  aber  einmal  bauwQrdiger  Bergwerksboden  sich  findet,  liegt  es  aacb  bei 
dessen  relativer  Seltenheit  weit  mehr  im  Gosammtinteresse,  als  wieder  bei  agrarischem 
u.  s.  w.  Boden,  dass  gerade  dieser  Boden  wirklich  bebaut,  ein  Bergwerk  auf  ihm  an- 
gelegt und  betrieben  werden  kann  und  wird.  Diese  Sachlage  verbietet  es,  nach  dem 
„Zweck  im  Hccht'%  den  zufälligen  privaten  Grund-,  bezw.  Oberflächeneigenthtlmer 
darüber  allein  entscheiden  zu  lassen,  ob  und  wie  und  wann  tlberhaupt  dieses  Grund- 
stück dem  Bergbau  dient,  das  nur  von  seinem  Willen,  seiner  ökonomischen  und 
technischen  Fähigkeit  abhängig  zu  machen.  Aach  wenn  ein  betreffendes  Grundstück, 
bczw.  Erdoberfiächenstück  einer  anderen  Verwendung,  besonders  als  agrarisches, 
forstliches,  Weideland,  unter  Umständen  aber  selbst  intensiveren  Gultnren,  als  Garten-, 
Wohnungsboden-,  Wogeland  gedient  hat,  muss  es  daher  eventuell  der  Verwendung  als 
Bergbauboden  zugeführt,  jenei  anderen  Benutzung,  soweit  uöthig  —  bei  unterirdischem 
Bau  daher  nur  bedingt  oder  in  geringem  Maasse  —  entzogen  werden  können.  Denn 
den  übrigen  Verwendungszwecken  können  meist  auch  andere  Grundstücke  und  ziemlich 
ebenso  gut  dienen,  während  die  Function  des  betreffenden  Grundstückes  von  Natur 
für  Bergbau  bestimmt  ist,  daher  im  Gosammtinteresse  möglich  gemacht  werden  muss. 

Notorisch  hat  sich  gerade  unter  dem  Einfluss  dieser  Umstände 
das  Eigenthumsrecht  in  Bezug  auf  den  Bergwerksboden  eigenthüm- 
lich  gestaltet,  namentlich  in  den  beiden  Rechtsbildungen  des  soge- 
nannten Bergregals  und  der  (ihm  im  deutschen  Recht  voran- 
gegangenen und  wieder  gefolgten)  sogenannten  Bergbaufreiheit 
(Freierklärung  des  Bergbaus).  Um  nemlich  unabhängig 
von  Willen,  Thätigkeit  oder  Unthätigkeit  des  Grundeigenthümers 
im  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Interesse  (das  beim  Berg- 
regal nur  zugleich  mehr  als  iiscalisches ,  darum  aber  doch  auch 
als  allgemeines,  und  zwar  als  Productionsinteresse  erschien)  die 
bergmännische  Gewinnung  der  Mineralsto£fe  u.  s.  w.  zu  ermöglichen, 
bestimmt  die  Rechtsordnung,  dass  sich  das  gewöhnliche  Grund- 
eigenthnm  als  solches  gar  nicht  auf  diese  in  dem  Boden  enthaltenen 
Stoffe  mit  erstrecke  und  unter  gewissen  Gautelen  auch  ein  Dritter 
(heim  Regal  auch  der  Grundeigenthtimer  selbst  eventuell  erst  auf 
Kiiaubniss)  nach  dem  Vorhandensein  jener  Stoffe  suchen  (schürfen) 
und  im  Falle  des  Findens,  nach  Erfüllung  gewisser  weiterer  Vor- 
schriften, ein  Bergwerk  zum  Behuf  der  Gewinnung  der  Stoffe  an- 
legen und  betreiben  dürfe,  wenn  und  soweit  nöthig,  unter  Ver- 
leihung des  Expropriationsrechts. 

Diese  Gestaltung  des  Bergrechts  —  um  deren  typische 
Haupt  Züge,  welche  beim  Bergregal  und  bei  der  Bergbaufreiheit 
im  Wesentlichen  die  gleichen  sind,  es  sich  für  uns  hier  allein 
handelt  —  ist  nicht  nur  höchst  interessant  und  wichtig  ftir  den 
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Bergbau,  sondern  zngleich  von  principieller  Bedeutung  ffir  die 
Frage  des  Eigenthums,  speciell  des  Grundeigenthums.  Denn  sie 
ist  ein  gutes  Beispiel  der  teleologischen  Gestaltung  der  Eigen- 
thumsordnung  nach  den  volkswirthschaftlichen  oder  den 
Gemeinschaftsbedürfnissen,  nach  dem  ,,Zweck  im  Recht'^, 
daher  ein  praktischer  Belegfall  für  die  Durchführung  der  in  diesem 
Werke  vertretenen  Grundsätze  schon  im  älteren  und  im  geltenden 
Recht.  Das  Gemeinschaftsinteresse  gestattet  nicht,  die  Befriedigung 
der  volkswirthschaftlichen  Bedürfnisse  nach  Mineralstoffen  von 
Willen,  Können  und  Tbun  des  Grundeigenthttmers  abhängig  zu 
machen,  weil  die  Stoffe  hier  gewonnen  werden  müssen  oder  gar 
nicht  gewonnen  werden  können.  Die  unterbleibende  oder  mangel- 
hafte Thätigkeit  des  Eigenthümers  brächte  also  hier  im  Allgemeinen 
schwerere  und  zum  Tbeil  nicht  gut  zu  machende  Nachtheile  für 
das  Gemeinwesen  mit  sich ,  als  z.  B.  in  einem  gleichen  Falle  bei 
bloss  agrarischem  Boden.  Die  Rechtsordnung  prämiirt  dann  auch 
die  Arbeit  des  Aufsuchens  dem  Finder  durch  Gewährung  von 
Rechten  zur  Anlegung  eines  Bergwerks. 

Die  Eigentbumsfrage  in  Bezug  auf  den  Bergwerksboden  selbst 
zerfällt  alsdann  in  drei  Specialfragen:  einmal,  ist  das  Hauptprincip 
des  Bergrechts,  welches  im  Bergregal  wie  in  der  Bergbaufreiheit 
anerkannt  ist,  nemlicb  der  Grundsatz,  dass  sich  das  Grundeigen- 
thumsrecht  (des  Oberflächen -Eigenthümers)  an  sich  nicht  auf  die 
im  Boden  etwa  enthaltenen  und  gewinnbaren  Mineralstoffe  mit  er- 
strecke, ökonomisch-technisch  richtig  und  daher  aufrecht  zu  halten? 
Sodann:  soll  das  Recht,  nach  diesen  Stoffen  zu  suchen,  nur  dem 
Staate,  als  dem  Vertreter  der  Gemeinschaft,  zustehen  und  auch  nur 
von  ihm,  bez.  seinen  Organen  ausgeübt  werden,  also  ein,  eventuell 
auch  vom  Staate  allein  auszuübendes,  Bergregal  im  volkswirth- 
schaftlichen und  socialpolitischen  Interesse  bestehen?  Endlich:  soll 
der  Staat,  —  auch  wenn  etwa  die  Privatrechtsordnung  Privaten 
das  Recht,  nach  Mineralien  zu  suchen,  gewährt  (Betgbaufreiheit  in 
diesem  Umfange)  oder  wenn  der  Staat  dies  auf  Grund  eines  Berg- 
regals ihm  allein  zustehende  Recht  von  Privaten  ausüben  lässt,  — 
wenigstens  das  Recht  zur  Anlegung  eines  Bergwerks,  mit  Anwendung 
des  Expropriationsrechts  dem  GrundeigenthUmer  gegenüber,  sich 
ausschliesslich  vorbehalten,  also  allein  Bergwerkscigenthümer  sein 
und  grundsätzlich  demnach  kein  Privateigenthum  (Privater)  an 
solchen  Bergwerken  und  dem  dazu  gehörigen  Boden  zugelassen 
werden  ? 
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§.220  [364].—  A.  Entscheidung  in  Bezug  auf  Berg- 
werksboden.   Von  diesen  drei  Specialfragen  lässt  sich 

1.  nur  die  erste  absoluter  entscheiden  und  zwar  dahin,  dass 
sie  im  Allgemeinen  zu  bejahen  ist. 

Für  diese  Beantwortang  spricht  die  ?orhin  dargelegte  Natur  des  Bergwerks- 
bodens.  Eine  demgem&ss  gestaltete  Rechtsordnung  ist  daher  auch  fUr  die  Gegenwart 
zu  verlangen  und  hat  sich  geschichtlich  bei  Cultnryölkem  vielfach  verbreitet:  sie  ist, 
wie  die  Erfahrung  lehrt,  nicht  die  allein  mögliche,  ohne  die  gar  kein  Bergbau  be- 
stehen und  sich  entwickeln  könnte,  ausser  dem  vom  GrundeigenthOmer  selbst  be- 
triebenen. Sie  ezistlrt  auch,  sei  es  als  Regal,  sei  es  als  Bergbaufreiheit  nicht  aberall, 
selbst  nicht  immer  in  wichtigen  Bergbauländem.  Aber  sie  ist  wohl  die  zweckmässigste, 
weil  sie  den  geschilderten  Verhältnissen  am  Besten  entspricht.  Bei  ihr  liegen  für  die 
Entwicklung  des  Bergbaus  nicht  Schwierigkeiten  vor,  welche  bei  anderen  Rechts- 
ordnungen, insbesondere  wenn  sich  das  Oberfl&cheneigenthum  ohne  Weiteres  auf  alle 
im  und  am  Boden  enthaltenen  Mineralsubstanzen  mit  bezieht,  erst  mühsam  überwunden 
und  weggeräumt  werden  müssen. 

2.  Die  beiden  anderen  Fragen  gestatten  mehr  nur  eine  rela- 
tive Antwort,  nach  den  Zeit-  und  Landesverhäitnissen,  dem  Zu- 
stand der  Volkswirthschaft  und  der  Technik.  Die  zweite  Frage 
wird  jedoch  allgemeiner  zu  verneinen,  also  zu  Gunsten 
der  Bergbaufreiheit  wenigstens  in  Bezug  auf  das  Schürf- 
recht, zu  beantworten  sein,  insbesondere  in  unserer  Gegenwart 
in  den  heutigen  Culturstaaten.  Denn  gerade  für  die  specifische 
Aufgabe  des  ersten  Auffindens  bauwürdiger  Mineralien  .eignet  sich 
directe  Staatsthätigkeit  nicht  immer. 

Dies  gilt  selbst  heute,  wo  umfassende,  vielfach  allerdings  auf  öffentliche  Kosten 
unternommene  geognostische  Arbeiten  diese  Aufgabe  erleichtern.  Früher,  d.  h.  nicht 
sowohl  im  Mittelalter,  als  in  den  Uebergangszeiten  zu  modernem  Staat  und  moderner 
Volkswirthschaft  (15. — 18.  Jahrhundert)  verfügte  die  Staatsgewalt  über  das  erforderliche 
Arbeitspersonal,  die  Kapitalien  und  technischen  Hilfsmittel  ausschliesslicher.  Jetzt 
besteht  hier  wohl  meist  eine  Ueberlegenheit  der  Privatthätigkeit,  auch  in  Betreff  der 
nothwendigen  Vorsicht  und  Sparsamkeit  bei  der  Uebernahme  und  Ausführung  der 
gebotenen  Vorarbeiten  und  Experimente,  wenigstens  in  unseren  Ländern.  Hinsichtlich 
des  SchUrfrechts  empfiehlt  es  sich  daher,  Staat  und  Private  wenigstens  gleichzustellen, 
wie  das  neuere  Bergrecht  meistens  auch  thut. 

3.  Die  dritte  Frage  ist  noch  mehr  als  die  zweite  nur  einer 
relativen  Antwort  fähig  und  auch  nach  geschichtlicher  Erfahrung 
verschieden  beantwortet  worden,  vielfach,  besonders  in  Deutschland, 
so,  dass  der  (selten  übrigens  ausschliessliche)  Staatsbergbau,  der 
ältere,  der  Privatbergbau  der  neuere  ist,  wenigstens  wenn  wieder 
nicht  die  ganze  mittelalterliche,  sondern  die  Geschichte  der  letzten 
Jahrhunderte  vomemlich  berücksichtigt  wird. 

Die  Gewährung  eines  privaten  SchUrfrechts  aus  ökonomisch-technischen  Zweck- 
mässigkeitsgründen weist  auch  auf  die  Zulassung  von  Privatbergbau  selbst  schon 
hin,  fordert  sie  jedoch  nicht  unbedingt,  da  sich  eine  Abfindung  des  JPrivaten,  welcher 
Miucralien  gefunden  hat,  Seitens  der  Gemeinschaft  (des  Staats)  denken  liesse:  Ge- 
währung eines  „Finderlohns*',  fOr  welche  freilich  die  FeststeUung  richtiger  Maassstäbe 
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erbebliche  Schwierigkeiten  bieten  würde.  Auch  der  Umstand,  dass  der  Phratbergban 
im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bauten  und  der  Yerhutang  blossen  Raubbaus,  zum 
Nachtheil  kUnftiger  Geschlechter  (I,  §.  329),  doch  immer  einer  Staatscoutrole  unter- 
liegen moss,  welche  schon  ein  unbeschränktes  Yerfügungsrecht  des  PrivateifrenthtUneis 
ausschliesst ,  spricht  insofern  mehr  für  Staatsbergbau,  als  hier  von  vorneherein  ein 
Interessenconflict  zwischen  Eigenthtlmer  und  Verwalter  einer-  und  Beau£»ichtiger 
andrerseits  ausgeschlossen  ist 

Endlich  kommt  die  eigenartige  Katur  der  Bergbauprodncte  als  beschränkt  vor- 
handener, durch  die  Production  sich  also  erschöpfender,  sehr  zufällig,  horizontal  wie 
rertical,  im  Boden  vertheilter  reiner  Natnrgaben  von  bestimmter  natürlicher  Ait 
und  Güte  in  Betracht  Dass  diese  für  Private  Renten  gewähren;  dass  beim  Bergbau 
nach  gegebenem  Productenbedarf  je  nach  natürlicher  Art  und  Gewinnungskosten 
der  Producte  die  Difiercntialgrundrenten  stark  mitspielen;  dass  unter  Umständen  Ver- 
hältnisse factischor  Monopole,  einigermaassen  wie  beim  Wohnungsboden,  beim  Berg- 
werksboden und  dem  Absatz  der  Producte  hervortreten;  dass  allgemeine  volkswirth- 
schaftlichc  Verhältnisse,  Communications-  und  Transportwesen  für  Preise,  Gewinne, 
Renten  grosse  Bedeutung  erlangen,  —  das  sind  lauter  Umstände,  welche  Öffentliches, 
staatliches  Eigenthum  an  Bergwerksboden  und  Bergwerken  socialökonomisch  betrachtet 
passender  als  Privateigenthum  der  Privaten,  auch  der  Erwerbsgesellschaften,  erscheinen 
lassen.  Die  Betriebstechnik  und  Oekonomik  des  Bergbaus  ist  auch  vielfach  derartig, 
dass  öffentliche  Behörden  den  Aufgaben  gewachsen  sind.  Die  neuerliche  Entwicklung 
des  Bergbaus  in  der  Form  der  Erwerbs-,  besonders  der  Actiengesellschaft ,  mit  der 
Folge  der  Mobilisirung  des  Bergworkseigenthums  und  der  Einfügung  der  Bergwerks- 
actie  unter  die  Spielpapiere  der  Börse,  ist  ebenfalls  eine  nicht  erfreuliche  Seite  des 
Privatbergbaus. 

Die  dritte  Frage  muss  daher  doch  noch  nach  mancherlei 
anderen  Gesichtspuncteu  entschieden  werden,  namentlich  nach  dem 
allgemeinen  Productions-  und  Vertheilungsinteresse, 
mit  welchem  letzteren ,  wie  immer,  socialpolitische  Momente 
zusammenhängen.  Diese  beiderlei  Interessen  gestalten  sich  freilich 
wieder  geschichtlich  und  örtlich  sehr  verschieden,  wonach  die  Be- 
antwortung abermals  nicht  absolut  ausfallen  kann.  Auch  ist  mit- 
unter wohl  nach  den  einzelnen  Hauptzweigen  des  Bergbaus 
(Kohlen,  Salz,  Erze)  zu  unterscheiden. 

§.  221  [365].  —  B.  Entscheidung  in  Bezug  auf  die 
Bergwerke  selbst. 

1.  Aus  dem  volkswirthschaftlichen  Productions- 
interesse  betrachtet,  gestaltet  sich  die  Sache  etwa  folgender- 
maassen. 

Bei  geringerer  Entwicklung  der  Volks wirthschaft,  wenig 
Privatkapital,  fehlender  Verbreitung  technischer  Kenntnisse,  noch 
mangelhaftem  Communicationswesen  ist  der  Staat  wenn  nicht  der 
allein,  so  doch  oft  der  bestberufene  Besitzer  und  Selbstverwalter 
der  Bergwerke.  Die  Verbindung  der  letzteren  mit  den  Hütten,  die 
Verwerthung  der  Waldproducte  der  Staatsforsten,  die  Berücksich- 
tigung der  meist  allein  hier  maassgebenden  LocalbedUrfnisse  kann 
im  Staatsbergbau  zweckmässig  erfolgen.  Das  volkswirthschaftliche 
Productiousinteresse  fahrt  also  bei  demselben  gut. 
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Auf  den  höheren  Stufen  wirthschaftlicher  Entwicklung  ver- 
mindern sich  dagegen  zum  Theil  diese  specifischen  Vorzüge  des 
Staatsbergbaus,  treten  specifische  Nachtheile  desselben  hervor  und 
wird  anderseits  der  Privatbergbau  immer  concurrenzfähiger.  Denn 
er  verfügt  jetzt  über  genug  Kapital,  technische  Eenntniss,  Initiative, 
über  den  nothwendigen  Speculationsgeist  inmitten  der  neuen  Com- 
munications- und  Absatzverbältnisse.  Er  erzielt  daher  oftmals  bessere 
(einzelwirthschaftliche)  Beinerträge  als  der  Staatsbergbau,  ein  Grund, 
dessentwegen  dieser  mehrfach  aufgegeben  worden  ist.  Indessen 
kann  man  von  einer  allgemeinen  Inferiorität  des  Staatsbergbaus 
doch  auch  hier  nicht  sprechen,  weder  in  Bezug  auf  die  volkswirth- 
schaftliche  Productivität  —  also  die  Befriedigung  des  Productions- 
interesses  —  noch  auf  die  finanzielle  Rentabilität.  Namentlich  wird 
nicht  selten  der  Kohlen-  und  Salzbergbau  in  Staatshänden  bleiben 
können,  auch  wenn  etwa  der  Erzbergbau  passender  in  Privatbesitz 
übergeht.  Sonst  ist  die  Frage  durchaus  wieder  nur  einer  rela- 
tiven Beantwortung  fähig. 

Die  bis  in  die  70er  Jahre  auch  in  Deutschland  yorherrschende  Zeitströmang 
gegen  allen  Staatsbergbau  kann  sich  auf  manche  richtige  Erfahrungen  zum  Beleg 
berufen,  aber  in  der  Hauptsache  ist  sie  doch  nur  ein  Prodnct  der  in  Theorie  und 
Praxis  herrschenden  Lehre  der  neueren  liberal -indiyldnalistischen  Nationalökonomie. 
Der  Umstand,  dass  maasslose  Ueberspeculation  neuerdings  besonders  gern  im  Prirat- 
bergbau  stattgefunden  hat,  ist  wiederum  ein  Moment  für  Staatsbergbau.  Die  Frage 
liegt  insofern  ähnlich  wie  die  Staats-  und  Priratbahnfrage.  Vom  Standpuncte  des 
volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  aus  lässt  sich  nur  keine  unbedingte  Ent- 
scheidung treffen. 

In  Verbindung  mit  der  Antwort  auf  die  zweite  der  obigen 
Specialfragen  darf  man  wohl  Staats-  und  Privatbergbau  neben 
einander  empfehlen. 

2.  Im  Vertheilungs-  nnd  im  socialpolitischen  Interesse 
ist  die  Beseitigung  allen  Privatbergbaus  zunächst  nur  als  eine 
Consequenz  der  allgemeinen  Forderung:  kein  Privateigenthum  an 
Productionsmitteln,  speciell  an  Naturfactoren,  wie  dem  Bergwerks- 
boden, verlangt  worden,  so  z.  B.  auch  vom  radicalen  Socialismus. 
Ohne  weiteren  Nachweis  über  die  Entbehrlichkeit  des  Privatberg- 
bans  will  diese  allgemeine  Forderung  hier  nicht  viel  bedeuten. 

Wichtiger  ist  schon  das  hervorgehobene  Bedenken,  welches 
aus  der  geschilderten  specifischen  natürlichen  Eigenart  des  Berg- 
werksbodens und  seiner  Producte  folgt.  Dazu  kommt  der  Umstand, 
dass  wieder  mittelst  des  Bergbans  mitunter  unverhältnissmässig 
grosse  Conjuncturengewinne,  Renten  u.  s.  w.  von  solchen 
Privaten  bezogen  werden,  welche  oft  ein  sehr  geringes  ökonomisches 
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Verdienst  um  die  Auffindang  der  Producte  und  die  Anlegung  des 
Bergbaus  haben,  z.  B.  etwa  als  Grundeigenthttmer  im  eigenen 
Boden  die  Stoffe  zufällig  entdeckten,  vielleicbt  nicht  einmal  persön- 
lich. Es  kommt  ferner  dazu,  dass  die  grossen,  vielfach  aus  öffent- 
lichen Mitteln  hergestellten  gemeinwirthschaftlichen  Einrichtungen 
des  Communications-  und  Transportwesens  den  Femabsatz  der 
Bergbauproducte  sehr  erleichtern  und  ausdehnen,  wodurch  abermals 
ohne  Gegenleistung  der  Privatbergbau  seine  Rente  gesteigert  sieht 
Hier  muss  wenigstens  eine  Ausgleichung  durch  eine  richtige  Be- 
steuerung erfolgen.  Nicht  minder  bedenklich  ist  der  weitere 
Umstand:  der  Privatbergbaa  kann  in  manchen  Fällen  unschwer 
in  Grossbetriebsform  eingerichtet  werden  und  dann  hier,  mittelst 
Verabredungen  unter  den  Besitzern  und  etwa  in  Verbindung  mit 
den  grossen  Privat-Eisenbahngesellschaften  und  den  grossen  Händlern 
in  den  Bezugsorten,  eine  monopolistische  Ausbeutung  des  Verkehrs 
vornehmen. 

Namentlich  drohen  solche  Gefahren  in  günstigen  Zeiten  aofsteigender  SpecnlatioD 
bei  dem  Kohlenbergbau,  wo  sie  sich  auch  schon  hie  und  da  verwirklicht  haben 
(England).^)  Bei  dem  geringen  speciüschen  Werth  der  Kohle,  im  Vergleich  mit  den 
Metallen,  der  ganz  zufälligen  geographischen  Ycrbreitang  der  Kohlenlager  im  Lande 
und  bei  der  universalen  ökonomisch-technischen  Bedeutung  der  Kohle  in  der  heutigen 
Zeit  erlangen  die  Besitzer  der  Kohlenwcrke  unschwer  eine  gewisse  locale  Suprematie, 
die  es  ihnen  ermöglicht,  den  Preis  der  Kohle  nach  der  Regel  der  Monopolpreise  za 
stellen.  Diese  Gefahr  ist  wohl  zu  erwägen.  Sie  spricht  fUr  die  Zweckmässigkeit, 
unter  Umständen  fUr  die  Koth wendigkeit,  gerade  die  Kohlenfelder,  wenigstens  die 
hauptsächlichen,  im  Eigenthum  und  Betrieb  des  Staats  zu  haben.  Dieselben  können 
ausserdem  auch  in  technischer  Hinsicht  vom  Staate  gewöhnlich  ebenso  gut  als  von 
Privaten,  Genossenschaften  und  Gesellschaften  bebaut  werden  und  ihre  Producte  unter- 
liegen, von  etwaiger  einfacher  Coaksbreunerei  abgesehen,  vor  dem  Absatz  keiner 
weiteren  Verarbeitung.  Aehnliches  gilt  vom  Salze,  bei  dessen  Bedeutung  als  Con- 
sumptibil  und  unentbehrliches  Nahrungsmittel  ebenfalls  die  Verhütung  von  factischen 
Monopolen,  CartcUen  und  Ausbeutungen  der  Consumcntcn  ins  Gewicht  fällt  Wo 
Salzbesteuerung,  vollends  in  Monopolform,  aber  auch  in  der  Form  einer  beim  Pro- 
ductionsbetrieb  erhobenen  Verbrauchssteuer  besteht,  wird  Staatssalzbergbau  und  Salinen- 
betrieb noch  näher  liegen.  Beides  hängt  auch  historisch  öfters  zusammen.  Anders 
liegen  die  Verhältnisse  jedoch  meistens  bei  den  Erzen.  Die  oft  zweckmässige  Ver- 
bindung von  Erzbergbau  mit  Hüttenwesen,  die  Verhüttung  der  Erze  gleich  an  On 
und  Stelle,  die  Stellung  der  Metalle  als  Handelsartikel  bei  den  heutigen  Commuuications- 
verhältnisseu  sind  wieder  Umstände,  welche  Staatsber&^bau  hier  bedenklicher,  Prirat- 
bergbau  passender  erscheinen  lassen.  So  ist  wohl  hier  Staatsbergbau  doch  nicht 
geboten. 

Mithin  auch  hier:  Staats-  und  Privatbergbau  neben  einander 
und  kein  unbedingter  Ausschluss  von  Privateigenthum  an  Berg- 
werken. *) 


^)  Vgl.  G.  Cohn,  englische  Eisenbahnpolitik  II,  92  —  112. 

^)  Die  grossen  Schwankungen  der  Erträge  tiscalischer  Bergwerke  unter  dem  Ein- 
üuss  wechselnder  Conjuncturen,  wie  in  Preussen  seit  1870,  bilden  kein  entscheidendes 
Moment  gegen  Staats bergbau.     (Der   Reinertrag  der  preussischen   fiscalischen   Berg- 


Waldboden.  519 

Die  dargelegte  Eigenart  des  Bergwerksbodens  und  Bergbans 
bedingt  dann  freilich  wieder,  dass  von  einem  ,, absoluten '^  Eigen- 
thum  bei  Zulassung  von  Privatbergbau  vollends  nicht  die  Rede 
sein  kann.  Der  Bergbau  wird  im  Gesammtinteresse,  um  schädlichen 
Raubbau  zu  verhüten,  Beschränkungen,  der  Eigenthümer  gerade 
hier  auch  Verpflichtungen  zu  einem  Thun  und  Unterlassen  unter- 
liegen müssen.  Und  verhütet  muss  auch  werden,  dass  die  Ver- 
leihung von  Bergrechten  an  Private  nicht  zu  eigennützigen  Mani- 
pulationen, speculativem  Unbebaut-Liegenlassen  (wie  bei  städtischen 
Baustellen),  übertriebener  Besitzanhäufung  in  Einer  Hand,  Aus- 
nutzung des  verliehenen  Rechts  nicht  zum  Betriebe,  sondern  zur 
theuereren  Weiterbegebung  an  Dritte,  insofern  wieder  zum  Bezug  von 
Einkommen  und  Vermögen  ohne  eigene  wirthschaftliche  Leistungen 
des  Besitzers,  bloss  in  der  Consequenz  des  Privateigenthumsrechts 
führen:  mögliche  und  vorgekommene  Gefahren!^) 

II.  —  222  [366].  Der  Waldboden»)  gestattet,  wie  auch 
das  Eigenthumsverhältniss  in  Betreff  seiner  eingerichtet  sei,  nicht 
gut  eine  Verpachtung.^)  Deshalb  ist  auch  hier  die  Bewirth- 
schaftung  durch  den  Eigenthümer  selbst,  wenn  auch 
etwa  unter  Mitwirkung  oder  Contrde  sachverständiger  Techniker 
beim  Privatwald,  ins  Auge  zu  fassen,  was  wieder,  ähnlich  wie  bei 
Bergwerken  (§.  219),  für  die  Entscheidung  der  Eigenthumsfrage 
selbst  von  Einfluss  ist 

Diese  Frage  und  die  eng  damit  zusammenhängende,  wie  der 
Waldboden  zu  bewirthschaften  und  ob  er  eventuell  abzuholzen  und 
einer  anderen  Verwendung,  vornemlieh  der  agrarischen,  zuzuführen 
ist,  lässt  sich  zwar  in  einer  Beziehung  absoluter  entscheiden,  als 


und  HiUteowcrke  schwankte  zwischen  1870 — 79  zwischen  15 — 57 — 15  Millionen  Mark). 
Einmal  proiitirt  der  Staat  auch  hier  erwünscht  ?on  dem  Gonjancturengewinn ,  wenn- 
gleich er  freilich  seine  Finanzwirthschaft  auf  den  Wechsel  des  Beinertrags  mit  ein- 
richten muss.  Ferner  kann  aber  der  Spielraum  des  Conjuncturenwechsels  gerade  auch 
hier,  wie  immer,  durch  die  „gemein wirthschaftliche'"  Uebemahme  eingeengt  werden: 
ein  wahrer  Segen,  und  der  hier  öfters  zu  besondrer  Extravaganz  gelangenden  Ueber- 
speculation  wird  ein  Object  entzogen. 

^)  Siehe  meinen  Artikel  Grundbesitz  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften IV,  12S;  daselbst  Artikel  Bergbau  von  Arndt,  II,  371. 

')  Vgl.  für  alles  Genauere  die  eingehende  Erörterung  über  die  Frage  der  Bei- 
behaltung oder  Veräusserung  der  Staatsforsten  in  meiner  Finanzwissen- 
schaft, 2.  Auflage,  I,  §.191  —  195,  S.Auflage,  §.236  —  240.  Diese  Frage  ist  für 
unsere  Verhältnisse  eigentlich  nur  die  practische  Formulirung  der  im  Texte  behandelten 
theoretischen  oder  principiellen ,  ob  Privateigenthum  von  Privatpersonen  an  Wald- 
boden  zuzulassen  sei.  Litteratur  a.  a.  0.  Vgl.  auch  Rau  I,  §.  383  ff.;  II  (Volks- 
wirthschaftspolitik),  §.  153  ff. 

»)  Finanzwissenschafr,  2.  Auflage,  §.  197,  3.  Auflage,  §.  242. 
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die  EigeDthumsfrage  in  Betreff  jedes  anderen  Bodens,  soweit  es 
sieh  nämlich  um  den  allgemeinen  £inflas8  der  Wälder  aaf  die 
Volks  wirthschaft  überhaupt  und  um  die  ökonomisch -technische 
Natur  der  Waldwirthschaft  handelt:  beide  Momente  sprechen  im 
Ganzen  gegen  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  den  Wald- 
boden. Jedoch  jener  allgemeine  Einfiuss  der  Wälder  ist  nach  der 
Gesammtlage  der  Volks  wirthschaft,  Volksdichtigkeit  nnd  Coltur 
eines  Landes  und  nach  der  factischen  Ausdehnung  der  Wälder  im 
Lande  mehr  oder  weniger  günstig  oder  ungünstig.  Mithin  kann 
die  Abholzung  in  grösserem  Umfange  bald  zu  befördern,  bald  zu 
verhüten  sein.  Im  ersteren  Falle  ist  mindestens  die  etwaige  stärkere 
Tendenz  der  Privaten  zur  Verwandlung  von  Waldboden  in  Acker- 
boden u.  s.  w.  nicht  unbedingt  ein  Gegengrund  gegen  das  Privat- 
eigenthum.  Vielmehr  erweist  sich  die  Waldeigenthumsfrage  in 
diesen  Rücksichten  wieder  als  eine  solche,  welche  nur  eine  histo- 
risch-relative Beantwortung,  nach  den  Zeit-,  Orts-,  Culturver- 
hältnissen,  dem  factischen  Waldbestande  u.  s.  w.  zulässt. 

Die  älteren  grundherrscb&ftlichen  Bedungen  in  Deutschland  vielfach  auf  Wald- 
bodcn,  natürlich  eine  Nothwendigkeit  ihrer  Zeit,  wie  heute  noch  in  Theilen  ron 
America,  Bussland. 

Für  die  Länder  Europas  in  der  Gegenwart,  besonders  die 
mittel-,  west-  und  südeuropäischen,  ist  dann  im  Allgemeinen  zwar 
nicht  principieller  Ausschluss  von  Privat -Waldboden ,  wohl  aber 
principielle  Begünstigung  von  Gemeineigenthn  m  an 
diesem  Boden,  besonders  des  Staats,  geboten,  daher  Erhaltung 
und  selbst  Ausdehnung  der  öffentlichen  Forsten  (Staat, 
Gemeinde)  mehr  als  Beschränkung  derselben  mittelst  ihres  Ueber- 
gangs  in  Privathände. 

1.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  erster  Linie  in  dem  grossen, 
segensreichen  Einfluss  der  Wälder  in  unseren  Ländern  auf  Klima, 
wässerige  Niederschläge,  Feuchtigkeit,  Flüsse,  allgemeine  Landes- 
cultur  u.  s.  w.:  m.  a.  W.  in  der  nothwendigen  Function  vieler 
Wälder  als  Schutzwälder  i.  w.  S.  Nothwendige  Bezugnahmen 
des  Waldeigenthümers  und  Waldwirths,  über  welche  sich  der  Privat- 
eigenthümer  in  seiner  privatwirthschaftlichen ,  daher  einseitig  den 
Erwerbsgcsichtspunct  vertretenden  Tendenz  zu  leicht  hinweg  setzt. 
Eine  Staatscontrole  über  den  Privatwald  reicht  theils  nicht  aus, 
um  diese  Rücksicht  auf  allgemeine  Interessen  zu  bewirken, 
theils  stört  sie  die  Bewirthschaftung  oft  unliebsam,  wenn  sie  jenes 
Ziel  erreicht. 
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2.  Dazu  kommt  ferDcr,  dass  nach  der  Natur  des  Wald- 
baus, der  im  Ganzen ^  auch  verglichen  mit  Ackerbau,  eine  sehr 
extensive  Bodenbauart  darstellt,  auf  hohen  wie  auf  niedrigen  volks- 
wirthschaftlichen  Entwicklungsstufen,  die  specifischen  ökonomisch- 
technischen Gründe  gegen  Gemein-  und  insbesondere  Staatseigen- 
thum,  welche  z.  B.  bei  agrarischem  Boden  so  wichtig  sind,  bei 
Waldboden  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Umgekehrt  fordert  die  ordent- 
liche Pflege  des  Culturwalds  gerade  meist  einen  Betrieb,  welcher 
nur  bei  sehr  ausgedehntem  Wald  besitz  sich  zweckmässig  und  ren- 
tabel einrichten  lässt:  den  Grossbetrieb  in  bedeutendstem  Umfange, 
um  die  kostspielige  Verwendung  eines  fachmässig  ausgebildeten 
höheren  Arbeitspersonals  vornehmen  zu  können.  Der  Staatsbetrieb 
ist  deswegen  hier  dem  Privatbetrieb  im  Ganzen  überlegen. 

So  wird  durch  Gemeineigenthum  am  Wald,  welches  durch 
Staats eigenthum  vertreten  wird,  das  volkswirthschaftliche  allge- 
meine und  specielle  Productionsinteresse  gut  gewahrt,  jenes,  soweit 
der  generelle  Einfluss  des  Walds  auf  das  ganze  Land,  dieses,  soweit 
die  Versorgung  mit  Waldproducten  in  Betracht  kommt. 

3.  Da  ferner  die  Waldrente  bei  uns  wesentlich  wieder  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft  abhängt,  der 
Einfluss  der  Lage  sich  stark  äussert  und  die  Rente  bei  fort- 
schreitenden Völkern  eine  steigende  Tendenz,  unabhängig  von 
individueller  Leistung,  hat,  so  spricht  auch  das  volkswirthschaft- 
liche Vertheilungsinteresse  mehr  gegen  als  für  Privateigen- 
thum  an  Wäldern. 

Dieses  Urtheil  der  Theorie  hat  denn  die  Geschichte  auch 
vielfach  bestätigt,  indem  der  Waldboden  grossentheils  im  Gemein- 
eigenthum des  Staats  und  der  Gemeinden  geblieben  ist,  in  Deutsch- 
land reichlich  zur  Hälfte. 

in.  —  §.  223  [367].  Die  Frage  des  Wegeeigenthums  ist 
an  dieser  Stelle  nur  des  systematischen  Zusammenhangs  halber 
mit  wenigen  Worten  zu  berühren. 

Sie  verlangt  wegen  der  theil weise  nahen  Verbindung  mit  der  P'rage  der  Ein- 
riebtang und  des  Betriebs  der  Verkehrsansialten  auf  den  Wegen,  besonders  in  dem 
Falle,  wo  der  Weg  eine  beliebige  Benutzung  zu  Transporten  aus  technischen  Gründen 
nicht  gestattet,  sondern  der  Transportdienst  auf  ihm  fest  organisirt  sein  muss  (Eisen- 
bahnen! §.90  Nummer  5),  eine  speciellere  Untersuchung,  welche  aber  nicht  in  die 
„Grundlegung'',  sondern  in  die  praktischen  Theile  des  Systems  der  Politischen  Oeko- 
nomic   gehört.    Darauf  ist  hier  für  alles  Weitere  zu  verweisen.^)    Die  einzelnen 


*)  Meine  Finanzwissenschaft  I,  2.  Auflage,  §.  231—242,  3.  Auflage,  §.  265  bis 
268,  über  das  Verkehrswesen  und  seine  staatliche  und  finanzielle  Behandlung  im  All- 
gemeinen; 2.  Aufl.,  §.  243—273,3.  Aufl.,  §.  269—298,  über  Staatseisenbahnen;  besonders 
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Wegearten  sind  dort  genauer  zu  unterscheiden  und  ebenso  ist  erst  dort  festzostelleo, 
wer,  unter  Voraussetzung  eines  Gemeineigentbums  am  Wege,  der  rechtliche  Inhaber 
dieses  Eigenthums  sein  soll:  Staat,  Gemeinde  oder  eine  der  zwischen  beiden  stehenden 
räumlichen  Zwangsgemein wirthschaften ,  z.  B.  die  Provinz.  Und  ob  etwa  die  Ver- 
waltung der  mit  Verkehrsanstal tcn  in  untrennbarer  Verbindung  stehenden  Wege 
(Eisenbahnen,  Telegraphen)  dritten  Privaten,  bez.  Gesellschaften  übertragen  werden 
soll  („delegirter  Betrieb**,  Saz). 

Allgemein  betrachtet  muss  für  alle  Wege,  welche  dem  persön- 
lichen, dem  Güter-  und  dem  Nachrichtenverkehr  innerhalb  der 
Wohnorte  and  zwischen  zwei  und  mehr  Wohnorten  dienen  sollen, 
„öffentliches"  oder  Ge  mein  eigen  thnm  statt  Privateigentham 
gefordert  werden.  Die  Geschichte  ist  diesem  Verlangen  fast  überall 
und  allzeit  gerecht  geworden  und  hat  dandt  selbst  am  Besten  seine 
grundsätzliche  Berechtigung  anerkannt.  Der  wichtigste  Ausnahme- 
fall betrifft  die  neuzeitlichen  grossen  Verkehrswege:  Kanäle,  Eisen- 
bahnen, Telegraphenleitungen,  an  denen  sich  wenigstens  vielfach 
Privateigenthum  (regelmässig  von  Actiengesellschaften)  entwickelt 
bat.  Aber  gerade  dieser  Fall  dient  jenem  Postulat  auch  zur  Stütze, 
denn  er  wird  jetzt  mehr  und  mehr  als  unpassender  Ausnahme- 
fall auf  Grund  der  Wahrnehmungen  über  die  volkswirthschaftlichen 
und  socialpolitischen  Wirkungen  einer  Ausdehnung  des  Privateigen- 
thums  auf  diese  Wege  erkannt.  Ohnehin  haben  in  dem  wichtigsten 
Beispiel,  demjenigen  der  Eisenbahnen,  meistens  nicht  princi- 
pielle,  sondern  zufällige  geschichtliche  Umstände  auf  die  Wahl 
des  Privatbahnsystems  eingewirkt.  Auch  ist  anderseits  erfahrungs- 
mäßsig  der  Beweis  für  die  Durchführbarkeit  und  practische  Be- 
währung des  IStaatseigenthums  und  selbst  der  eigenen  Staatsbewirth- 
schaftung  der  Eisenbahnen  wenigstens  für  Deutschland  geführt 
worden. 

Meine  Finanzwissenschaft  I,  2.  Auflage,  §.251,  3.  Auflage,  §.270.  Die  Ge- 
sichtspnnctc,  welche  in  den  1870  er  Jahren  zum  Theil  frühere  Folkswirthscliaftliche 
Gegner  aus  der  Frcihandelsschule  zu  Gunsten  des  Reichsbahn-,  d.  h.  eben  doch 
eines  consequent  durchgeführten  Staatsbahnsystems  geltend  machten,  sind  in  der 
obigen  Darstellung  der  Eisenbahnlehre  in  der  Finanzwissenschaft  (1.  Auflage,  Rau- 
Waa^ner,  geschrieben  1871)  ziemlich  alle  schon  enthalten  gewesen.  Vgl.  auch  das  Hand- 
buch von  M.  Haushof  er  u.  A.  m.,  Stuttgart  1875,  dann  den  Bericht  der  preassischen 
Untersuchuugbcommission  über  Eisen bahnconceäsionswescn,  Drucksachen  des  Hauses 
der  Abgeordneten.  12.  Legislaturperiode,  Session  1^73  —  74,  IJummer  11 ,  besonders 
das   Schluss-Gutachten  S.  155  ff.:    ganz   in  Uebereinstimmung  mit  der  von  mir  schon 


2.  Auflage,  §.  243—252,  3.  Auflage,  §.  269  —  279,  Über  die  Controverse:  Staats-  oder 
Privatbahnen?  Auch  die  Gesichtspuncte,  welche  für  die  principielle  Frage  des  Wege- 
Eigenthums  ent^;cheidend  sind,  linden  hier  eine  eingehende  Darlegung.  Dazu  in  der 
Gebührenlehre  im  2.  Bande  der  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage,  §.  303  ff.,  2.  Auflage. 
§.  55  ir.  vom  Wejrewesen.  Weiteres  gehört  in  die  3.  Hauptabtheilung,  Theil  I  (Ver- 
kehrswesen ,  1 .  Theil  der  praciischen  National  -  Ockonomie).  Vgl.  auch  das  tretniche 
Werk  von  E.  Sax,  die  Verkehrsmittel,  2  Bände,  Wien  lb77,  1879. 
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187]  rertretenen  principiellen  AufTassung,  aber  mit  dem  seltsamen  Schlüsse,  dass, 
obwohl  es  „nur  zwingende  finanzielle  GrUnde'"  gewesen,  die  „Baa  und  Er- 
haltung der  Eisenbahnen  ans  den  Händen  des  Staats  genommen  und  der  Specalation 
nnd  der  Industrie  übergeben''  h&tten,  dennoch  „der  aosschliesslicbe  Staatseisenbahn- 
bau für  die  Gegenwart  unausführbar  erscheint!''  Man  fragt  sich  dann:  wie 
muss  die  Finanzlage  denn  noch  werden,  wenn  die  neuere  Preussen  -  Deutschlands, 
zumal  1873,  noch  nicht  die  Erreichung  des  als  richtig  geltenden  Ziels  gestattet I 
Wäre  dies  wahr,  so  bewiese  es  wohl  die  Unmöglichkeit  des  Staatsbahnsystems,  das 
ja  seitdem  mit  bestem  finanziellen  und  socialOkonomischen  Erfulge  bei  uns  und  theil- 
weise  auch  in  einigen  andren  Ländern  durchgeführt  worden  ist.  Ueber  England 
siehe  Gohn's  genanntes  Werk. 

Die  wichtigsten  einzelnen  Gründe  für  diese  Beantwortung  der 
Eigentbumsfrage  in  Bezug  auf  Wege  sind  in  Kürze  die  folgenden. 

1.  Gegen  Privateigenthum  an  Verkehrswegen  spricht  all- 
gemein und  dann  wieder  besonders  bei  den  genannten  Wegen,  auf 
welchen  eine  beliebige  Benutzung  unstatthaft  ist,  der  Umstand,  dass 
ein  fertiger  Weg  mehr  oder  weniger  ein  Verkehrsmonopol  hat. 

Dieses  kann  selbst  durch  Herstellung  ?on  Concurrenzwegen ,  von  den  baldigen 
Compromissen  unter  den  Concurrenteu  (Eisenbahnen!)  sogar  abgesehen,  nur  theilweise 
gebrochen  werden,  falls  nicht,  —  wie  gegenüber  den  Prirateisen bahnen  mehr  und 
mehr  freilich  (und  unvenneidlicb !)  geschieht,  —  ein  staatlicher  Eingrilf  in  das  Privat- 
eigenthum erfolgt,  welcher,  wenn  er  den  gewünschten  Erfolg  hat,  dem  EigenthUmer 
von  selbständigen  Rechten  wenig  mehr  übrig  lässt.  Auch  hiemach  erscheint  es 
richtiger,  öffentliches  Wegeeigenthum  als  ein  fast  inhaltloses  Privateigenthum 
an  Wegen  einzurichten.  Beliebige  Vermehrung  von  Concurrenzwegen  aber  ist  ohnehin 
bei  kostspieligen  Wegen  kaum  durchzuführen,  auch  bei  weitester  Zulassung  des  privat- 
wirthschaftlichen  Speculationsmoments,  und  mit  schworen  Nachtheilen  verbunden,  be- 
sonders mit  einer  nutzlosen  Vergeudung  oder  unzweckmässigeii  Richtung  der  Ver- 
wendung des  Mationalkapitals. 

2.  Die  Benutzung  der  einzelnen  zu  einer  Kategorie  ge- 
hörenden Wege  (Bauten)  ist  aus  den  mannigfaltigsten  natürlichen 
socialen  und  wirthschaftlichen  Gründen  sehr  ungleich,  daher  auch 
die  Rente,  welche  sie  in  den  etwa  geforderten  Benutzungs- 
geldern  (Wegegebtihren  u.  s.  w.)  geben  können,  streckenweise 
entsprechend  verschieden.  Es  giebt  danach  Activ-  und  Passiv- 
Routen  (und  Curse),  starke  und  schwache  Activrouten  u.  s.  w.  Nur 
bei  einer  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  des  Wege- 
wesens, d.  h.  eben  bei  einem  Ausschluss  des  Privateigenthums  der 
Privaten  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  an  Wegen,  kann  hier  eine 
richtige  Ausgleichung,  daher  ein  vermindertes  Risico  bei  weniger 
frequenten  Wegen  und  schliesslich  durch  Uebertragung  der  üeber- 
schUsse  von  Activrouten  auf  das  Deficitconto  der  Passivrouten, 
soweit  der  Kostenpunct  entscheidet,  eine  grössere  Aus- 
dehnungsfähigkeit des  Wegenetzes  erreicht  werden :  ein  früher 
selten  genügend  gewürdigter  Gesichtspnnct  in  der  Eisenbahnfrage. 
Wir  sehen  es  bei  uns  seit  der  grossen  Eisenbahnverstaatlichung 
in  der  fortwährenden  Ausdehnung  der  Nebenbahnen. 
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3.  Die  ansserordentliche  Kostspieligkeit  der  modernen 
Eunstwege  (Eisenbahnen  das  Kilometer  darchschnittlich  circa 
Vi  Mill.  Mark  und  mehr  bei  nns,  Ganäle  wohl  ebenso  viel,  min- 
destens die  Hälfte  hiervon)  nöthigt  bei  Privatwegewesen  zu  einer 
Zulassung  des  Speculationsmoments  im  volkswirthschaftlicb,  social- 
politisch  und  sittlich  bedenklichsten  Umfange. 

Die  Aussicht,  durch  diese  Speculation  und  erentuell  durch  den  Ruin  der 
Speculanten  zu  einem  sehr  ausgedehnten  Wegenetze  (Eisenbahnen)  za  kommen,  heisst, 
um  eines  doch  so  nicht  einmal  genügend  sicher  zu  erreichenden  Zwecks  Willen,  ein 
yerwerfliches  Mittel  heiligen.  Das  Specalationssystem  ruinirt  dabei  oft  Tausende 
7on  Existenzen  ebenso  schuldlos,  wie  es  ?ielleicht  Dutzende  oder  Hunderte  unverdient 
Ökonomisch  begünstigt  Unvermeidlich  ist  damit  auch  die  stärkere  zeitliche 
Schwankung  in  der  Verwendung  von  Baukapital  mehr  oder  weniger  ver- 
bunden, denn  das  Privatkapital  ist  nur  in  Zeiten  aufsteigender  Coujunctur  geneigt, 
sich  Unternehmungen  zuzuwenden,  die  nicht  unbedingt  gewiss  einen  ausser- 
gewöhulich  hohen  Ertrag  versprechen.  Nur  dann  sind  namentlich  Actien  zu  emittiren. 
Daher  jener  häufig  schon  berührte,  so  überaus  schädliche  nngleichmässige 
Gang  des  Eisenbahn baus,   den  dagegen  der  Staat  recht  wohl  vermeiden  kann  (§.  7S). 

4.  Die  Anwendung  des  Expropriationsrechts  ist  bei 
neuen  Wegen  dem  bestehenden  privaten  Grundeigenthum  gegen- 
über meist  in  grossem  Umfange  geboten.  Es  ist  zu  wünschen,  dass 
dies  möglichst  wenig  zu  Gunsten  eines  andern  privaten  Grund- 
eigenthums,  eben  am  Wegeboden,  geschieht. 

5.  Die  ökonomisch-technische  Herstellung  und  Er- 
haltung der  Wege  und  die  Verwaltung  der  damit  in  Ver- 
bindung stehenden  Verkehrsanstalten  (Bahn-,  Telegraphen-, 
Postbetrieb)  ist  meist  so  beschaffen,  besonders  bei  den  grossen 
modernen  Wegen,  dass  sie  auf  gleiche  Weise  von  Staat,  Gemeinde, 
Provinz,  oder  von  Privaten,  d.  h.  fast  immer  nothwendig  von 
Actiengesellschaften,  erfolgt.  Der  tüchtige  Staat  u.  s.  w.  ist  denn 
auch  hier  jedem  solchen  privaten  Eigenthümer  und  Verwalter 
mindestens  gewachsen.  Sein  „öffentliches  Productionssystem"  hat 
sogar  ökonomisch-technisch  einige  specifische  Vorzüge. 

6.  Dem  socialpolitischen  Bedenken  der  starken  Macht- 
steigerung des  Staats  durch  die  Uebernahme  des  Eigenthums  und 
zumal  der  Eigenverwaltung  der  Wege  und  einiger  Hauptverkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  steht  das  mindestens  gleichgewichtige  Be- 
denken gegenüber,  bei  der  Zulassung  von  Privatwegen,  insbesondere 
von  Eisenbahnen,  um  welche  es  sich  practisch  fast  allein  handelt, 
die  Macht  des  Grosskapitals  und  der  Börse  bis  zur  Uebermacht 
zu  steigern.  Dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  muss  eben  hier 
jene  Controle  zu  Theil  werden,   deren  Nothwendigkeit   ohnehin 
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jeder  weitere  Schritt  zam  zwangsgemeinwirthschaftlichen  System 
driDgender  macht  (I,  §.  351,  356). 

So  wird  das  volkswirthschaftliche  Productions-,  Vertheilungs- 
und  das  socialpolitische  Interesse  durch  den  Ausschluss  von  Privat- 
eigenthum  an  Wegen  nicht  nur  nicht  verletzt,  sondern  gefördert. 

IV.  §.  224.  Gewässer.  In  Betreff  der  sechsten  Boden- 
kategorie, der  Gewässer,  deren  unvermeidlich  verwickelte  Rechts- 
ordnung hier  nicht  genauer  verfolgt  werden  soll  —  die  Frage  von 
Gemein-  und  Privateigenthum  tritt  auch  dabei  bedeutsam  hervor  — 
mag  hier  nur  auf  einen  Punct  hingewiesen  werden.  Je  mehr  die 
Gewässer  (Gefälle  u.  s.  w.)  Kraftquellen  der  Electricität  werden 
sollten,  desto  wichtiger  wird  die  Frage  der  rechtlichen  Verfügung 
über  diese  Kräfte.  Eine  Hauptaufgabe  wird  dabei  sein,  die  Aus- 
beutung dieser  Kräfte  nicht  ohne  Weiteres  zur  Domäne  und  zum 
factischen  Monopol  des  grossen  Privatkapitals  werden  zu  lassen.  Der 
aufgetauchte  Gedanke,  die  Wasserkräfte,  z..B.  in  Gebirgen  (Schweiz), 
zu  diesem  Zweck  zu  regalisiren  oder  zu  „verstaatlichen",  um 
dann  die  Ben utzungs weise  am  Besten  im  Gemeininteresse  regeln  zu 
können,  verdient  wenigstens  wohl  ernstliche  Prüfung.  Von  der  rich- 
tigen Erledigung  dieses  Problems  hängt  vielleicht  die  zukünftige 
ökonomische  und  sociale  Gestaltung  der  Dinge  bei  den  Cultur- 
völkern  mit  ab. 


5.   Abschnitt. 

Ergebniss  der  üntersnchnngen  ttber  das  prirate 

Grundeigenthum. 

I.  —  §.  225  [368].  Das  Ergebniss  der  vorausgehenden 
speciellen  Untersuchungen  über  die  socialökonomische  Function, 
mithin  über  die  Nothwendigkeit  und  Entbehrlichkeit  des  privaten 
Grundeigenthums  in  unserer  Gegenwart  ist  oben  (§.  190)  zur  vor- 
läufigen Orientirung  schon  zusammengefasst  worden.  Bei  steter 
Berücksichtigung  des  volkswirthschaftlichen  Productions-  und  Ver- 
theilungsinteresses  lässt  sich,  um  noch  einmal  kurz  das  Voraus- 
gehende zusammenzufassen,  für  die  zu  unterscheidenden  Uaupt- 
kategorieen  des  Bodens  folgende  Antwort  auf  die  Forderung  der 
grundsätzlichen  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  geben : 
Ländliches,  zumal  mittleres  und  kleines  (bäuerliches) 
Privateigenthum   ist  auch  jetzt  noch   zu  billigen,  Grossgrund- 
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besitz  insbesondere,  wenn  die  Eigentbttmer  ihre  im  Gesammt- 
interesse  liegende  sociale  Fanction  richtig  erfüllen.  Städtisches, 
namentlich  grossstädtisches  privates  Gmndeigentham  hat  wohl 
überwiegende  Bedenken  und  bedarf  daher  um  so  dringender  einer 
eingreifenden  Reform  seines  Bechts.  Am  Bergwerksboden 
und  Bergwerken  ist  Privateigenthum  der  Privaten  (Gesell- 
schaften u.  s.  w.)  wenigstens  neben  öffentlichem  Eigenthnm 
zuzulassen.  Bei  Waldboden  ist  das  letztere  vorzuziehen  und 
daher  factisch  lieber  auszudehnen^  als  zu  beschränken.  Der  Wege- 
boden von  Wegen  für  allgemeine  Benutzung  muss  principiell  im 
öffentlichen  oder  Gemeineigen thum  stehen.  Die  auch  für  die 
wirthscbaftlichen  Functionen  der  Gewässer  sehr  schwierigen 
wasserrechtlichen  Fragen  treten  in  Folge  der  Benutzung  der 
Gefälle  u.  s.  w.  für  Electricitätsgewinnung  in  ein  neues  Stadium, 
wo  die  Regalisirungs-  und  Verstaatlichungsfrage  auftauchen  kann. 

IL  —  §.  226  [368a].  Verbleibende  Aufgaben.  Hiermit 
ist  auch  der  hauptsächlichste  Gegenstand,  welcher  in  dieser  national- 
ökonomischen ,,GrundIegung''  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnung  zu  behandeln  war,  erledigt:  die  Untersuchung 
über  die  Ausdehnung  des  Privateigen thums,  besonders  hin- 
sichtlich der  Productionsmittel  (§.  130,  135  ff.),  ist  sach- 
lich beendigt.  Ihren  formellen  Abschluss  findet  sie  in  der 
Enteignungslehre. 

Diese  Untersuchung  hat  nemlich  zugleich  zur  Aufstellung  und 
Begründung  eines  idealen  Ziels  —  entsprechend  der  im  1.  Theil 
der  Grundlegung  aufgestellten  und  dort  als  berechtigt  begründeten 
practischen  Aufgabe  unserer  Wissenschaft  (I,  §.  57,  60)  —  geführt, 
welchem  bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  in  unseren 
Culturstaaten  zuzustreben  ist.  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  sind 
grundsätzlich  zwei  Wege  zu  beschreiten: 

1.  Einmal  der  Weg  der  Enteignung  oder  Zwangs- 
enteignung(  Expropriation),  speciell  der  Ent Währung,  dem 
privaten  Kapital-  und  besonders  Grundeigenthum  gegenüber,  die 
Zwangsabtretung  (§.  242)  unter  der  Enteignung  inbegriffen. 
Dieser  Weg  ist  geboten,  um  diejenige  im  Gesammtinteresse  zwingend 
gelegene  Ausdehnung  des  Privateigenthums ,  bez.  Verbindung  von 
Gemein-  und  Privateigenthum  herbeizuführen,  welche  vertrags- 
mässig  nicht  genügend  zu  erreichen  ist.  Davon  handelt  das 
folgende  dritte  Kapitel  dieses  dritten  Buchs. 
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2.  Sodann  der  Weg  der  zweckmässigen,  dem  Gesammtinteresse 
entsprechenden  Gestaltung,  bez.  Reform  des  Privateigenthams- 
rechts  in  Bezog  auf  Privatkapital  und  Privatboden,  soweit 
diese  verbleiben.  Diese  Frage  wird  in  Verbindung  mit  der 
allgemeineren  Betrachtung  des  Inhalts  des  Privateigenthums  aus 
dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  (§.  131),  soweit  als  es 
in  der  Grundlegung  die  Aufgabe  ist,  im  vierten  (apart  für  sich 
als  Fortsetzung  dieses  zweiten  Theils  der  Grundlegung  er- 
scheinenden) Buche  erörtert  werden. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Zwangsenteignung. 

§.  227  fS.  787  —  791].  Vorbemerkungen  und  Litteratur.  Die  National- 
ökonomie hat  sich  früher  mit  einer  principiellen  Würdigung  der  Zwangs ent- 
eignung  oder  (wie  gegenwärtig  meist  kurzweg  gesagt  wird)  der  Enteignung 
(Expropriation)  noch  so  gut  wie  gar  nicht  befasst,  weder  die  Enteignung  in  dem 
weiteren,  im  Texte  festgestellten,  noch  in  dem  engeren  Üblichen  Sinne  (Zwangs- 
abtretung) genommen  (§.  242).  Auch  noch  gegenwärtig  sind  bezügliche  Erörterungen 
spärlich  und  davon  ist  wieder  mit  die  Folge,  dass  auch  die  Juristen  selten  über  die 
formalistische  Behandlung  der  Frage  hinausgekommen  sind,  auf  die  tieferen  wirth- 
schaftlichen  Ursachen  des  Enteignungsprincips  und  der  Nothwendigkeit,  sowie  der  Haupt- 
fälle seiner  Anwendung  nicht  eingeben.  Es  hängt  dies  wieder  mit  der  allgemeinen 
Stellung  der  Nationalökonomie  zum  wirthschaftlichen  Verkehrsrccht  zusammen. 

Auch  in  den  grosseren  systematischen  Werken  der  deutschen  nationalökono- 
mischen Litteratur  erfolgt  kaum  mehr  als  eine  gelegentliche  Erwähnung  der  Euteignung 
als  einer  Thatsache  des  Verkehrslebens.  So  sagt  z.  ß.  Rau  in  der  Einleitung  zur 
Volkswirthschaftspolitik  (5.  Auflage,  1,  §.  5  und  Anmerkung  b)  bei  der  Darlegung  der 
Bedingungen,  unter  denen  eine  „zwingende  Maassregel'*  auf  dem  volkswirthschaftlichen 
Gebiete  zu  rechtfertigen  sei,  über  die  Enteignung  nur:  „es  muss  in  Fällen,  wo  Jemand 
zur  AufgebuDg  eines  Pri^atrechts  verpflichtet  wird,  voller  Ersatz  des  Verkehrswertbs 
gegeben  und  hierzu  ein  genau  geregeltes,  vor  Missbrauch  schützendes  Verfahren  vor- 
geschrieben werden.''  In  der  Anmerkung  zu  diesem  Satze  fügt  er  hinzu:  „Diese 
Zwangsabtretung  (cxpropriation  pour  cause  d'utilite  publique)  kommt  nur  bei  un- 
beweglichem Vermögen,  bei  dinglichen  und  Gewerbsrechten  vor.  Die  Nothwcndi^keit 
der  Abtretung  ist  nach  volkswirthschaftlichen,  wie  in  anderen  Fällen  nach  militärischen 
oder  polizeilichen  Erwä^ngen  nach  reiflicher  Prüfung  von  der  obersten  Staatsbehörde 
auszusprechen."  Roschor  erwähnt  die  Expropriation  nur  gelegentlich,  z.  B.  I,  §.  84, 
in  der  Darlegung  der  mehr  communistischen  Tendenz  des  modernen  Staats-  und 
Wirthschaftslebens:  „es  werde  immer  üblicher,  durch  sogenannte  Expropriationen  die 
wohlerworbenen  Privatrechte  dem  ücbcrgewichte  des  Gemeinbesten  aufzuopfern", 
sonst  nur  bei  einzelnen  practischen  Fragen.  Selbst  Schäffle,  dem  nach  dem  Stand- 
puncte  seines  Systems  es  näher  gelegen  hätte,  berührt  die  Zwangsenteignung  auch 
nur  flüchtig,  so  System,  3.  Anflage,  II,  87,  wo  er  sagt,  das  Princip  der  öffentlichen 
Wirthschaftsorganisation  sei  die  einheitliche  obrigkeitliche  Gewalt,  die  auf  finanziellem 
Gebiete  als  Besteuerung,  auf  staatswirthschaftlichem  als  Oonscription  und  Ex- 
propriation, Disciplin  u.  s.  w.  sich  äussere;  dann  II,  513,  wo  er  die  „Bildung 
öffentlicher  Vermögen**  bespricht:  die  concreto  Gliederung  des  öffentlichen  Vermögen» 
zu  einem  Organismus  verschiedenartiger  öffentlicher  Anstalten  werde  yrösstentheils 
durch  freien  Tausch  verkehr,   theilwoise  „durch  Anwendung  von  öffentlicher  Gewalt*** 
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(Expropriation  privater  Güter  gegen  Entschädigung  in  Gcldwerth)  yermittelt.  Vgl. 
auch  2.  Auflage ,  S.  232.  Selbst  im  Socialen  Körper  unterbleibt  ein  genaueres  Ein- 
gehen. In  der  Quintessenz  wird  die  Enteignung  als  eine  Eventualität  des  radicalen 
Socialismns  erörtert  (7.  Auflage,  S.  IS).  Samt  er.  Gesellschaftliches  und  Privateigen- 
thum,  denkt  beim  Oebcrgang  des  Grundeigenthums  an  den  Staat  an  umfassende  Ab- 
lösung. S.  198  ff.  Auch  Kodbertus  setzt  dieselbe  voraus  und  will  den  bisherigen 
Reutenbezng  der  Grund-  und  KapitaleigenthUmer  fiziren  (sociale  Briefe,  Normalarbeits- 
tag passim).  Aehnliche  Gedanken  bei  Lassalle,  z.  B.  Briefe  an  Rodbertos  passim. 
Erörterungen  über  die  principielle  Stellung  der  Enteignung  im  Kcchtssystem  fehlen 
aber  auch  bei  den  socialistischen  Schriftstellern  mit  Ausnahme  von  Lassalle  (s.  u.) 
meistens.  Sonst  wird  die  Enteignung  etwa  nur  als  nothwendiges  Mittel  zur  Her- 
stellung der  neuen  Verkehrswege  (Eisenbahnen)  erwähnt  und  Inder  Agrar- 
und  Gewerbepolitik,  beim  Bergbau,  in  wassorrechtlichen  Fragen,  beim 
Deichbau  über  die  einzohien,  zur  Enteignung  im  weiteren  Sinne  zählenden  Fälle, 
wie  zwangsweise  Aufhebung  von  Grundlasten,  Realgerechtigkeiten  und  Bannrechten 
u.  s.  w.  gehandelt.  Wenn  es  hier  bei  Erörterung  solcher  einzelner  Fälle  aber  auch 
bei  Rau,  Röscher  u.  A.  nicht  an  einer  genaueren  Erörterung  tlber  die  Bedingungen 
und  das  Far  und  Wider  eines  gesetzlichen  Zwangsoingrifis  in  sogenannte  wohl- 
erworbene Privatrechte  fehlt,  so  erfolgt  doch  keine  zusammenfassende  Behandlung,  in 
welcher  die  Specialfälle  eines  solchen  Vorgehens  in  der  A}j:rar-  und  Gewerbeverfassung 
als  blosse  Anwendungen  eines  allgemeinen  Princips  des  wirthschaftlichen  Verkehrs- 
rechts auf  die  einzelnen  Gebiete  erscheinen.  Auch  die  in  der  Finanzwissenschaft 
nahe  liegende  Parallele  der  Besteuerung  und  der  Enteignung  blieb  regelmässig  un- 
beachtet (§.  244). 

Im  Ganzen  ist  es  auch  noch  in  der  neuesten  deutschen  nationalokonomischen 
Litteratur  so  geblieben.  Schönberg's  Handbuch  geht  nicht  auf  die  Principienfrage 
der  Enteignung  ein,  die  neueren  Systeme,  Lehrbücher  u,  dgL  ebensowenig.  Im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  befindet  sich  ein  in  seiner  Weise  trefflicher, 
aber  doch,  wie  freilich  manche  ähnliche  Artikel  in  diesem  Werke,  fast  ausschliesslich 
aus  dem  juristischen  Gcsichtspunct  verfasster  Artikel  über  Enteignung  von 
Grün  hu  t,  in  Band  II,  S.  241*  —  272,  in  welchem  von  einer  principidlen  social- 
ökonomischen  Auffassung,  wie  sie  wohl  in  jenes  Werk  gehörte,  zu  wenig  hervortritt 
Meine  Behandlung  der  Frage  in  der  Grundlegung  wird  nicht  erwähnt,  ebensowenig 
die  gleich  zu  nennende  Arbeit  Neumann 's,  obwohl  beide  zu  den  wenigen  national- 
ökonomischen  über  die  Principienfrage  der  Enteignung  gehören.  Neumann  hat  auch 
hier  viel  Scharfsinn  entwickelt  und  namentlich  mit  Recht  die  Frage  in  Verbindung 
mit  anderen,  principiell  verwandten,  wie  denen  der  Besteuerung  gebracht.  Ein  be- 
sonderes Verdienst  ist  die  Zergliederung  des  Begriffs  „öffentliches  Interesse",  mit 
welchem  in  Theorie  und  Praxis  der  Enteignung  so  vielfach  operirt  wird.  Nenmann's 
formelle  Behandlungsweise  und  sachliche  Kritik  und  Ergebnisse  weichen  von  der 
meinen  in  Einigem  ab,  bei  wesentlicher  Uebercinstimmung  in  der  Grundauffassung. 
Ich  habe  geglaubt,  an  Form  und  Inhalt  der  Darstellung  der  früheren  Auflagen  im 
Folgenden  nicht  viel  ändern  zu  sollen.  Zum  Vergleich  ist  aber  besonders  auf  Neumann 
hinzuweisen,  auch  für  Litteraturnachweise  und  abweichende  Ansichten  der  Autoren. 
Siehe  seinen  Aufsatz  „das  öffentliche  Interesse  mit  Bezug  auf  das  Gebühren-  und 
Steuerwesen,  die  Expropriation  und  die  Scheidung  von  Privat-  und  öffentlichem  Recht** 
in  Hirth's  Annalen  XIX,  1SS6,  S.  357  iP.,  besonders  S.  394  ff,  und  revidirt  in  seinem 
Buch  die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse  (^Leipzig  18S7),  S.  107  ff.,  besondere 
17b  ff,  212  —  235. 

Mir  schien  es  von  vornherein  nothwendig,  dass  auch  der  Zwangsenteignung 
Seitens  der  Nationalökonomie  eine  principieilo  Betrachtung,  ebenso  wie  der  Privat- 
eiijenthumsinstitution ,  gewidmet  werde.  Daher  die  Aufnahme  der  Materie  in  dieses 
Werk.  Gerade  unsere  Disciplin  hat  hier  in  Verbindung  mit  der  Socialpolitik  eine 
wichtige  Aufgabe  zu  lösen,  welche  die  rein  juristische,  selbst  die  öffentlich-rechtliche 
Behandlung  des  Rechtsinstituts  der  Enteignung  für  sich  allein  nicht  löien  kann,  von 
der  privatrechtlichen  Doctriu  ganz  zu  schweigen.  Die  Zwangsenteignung  ist  nach  der 
richtigen  volkswirthschaftlicben  und  socialpolitischen  Auffassung  dasjenige  Rechts- 
institut, durch  welches  die  vom  öli'entlichen  Interesse  verlangte  Vertheilung  der  indi- 
viduellen Kapitalien  und  Grundstücke  unter  die  Einzelwirthschaften  (namentlich  zwischen 
<!■  n  Zwangsgemein wirthschaften  einer-  und  den  übrigen  Einzelwirthschaften,  also  be- 
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sonders  den  Privatvrirtbschaften  anderseits  und  sodann  zwischen  den  letzteren  unter 
einander)  in  der  durch  die  Entwicklung  des  Volkslebens  geforderten  Weise  mittelst 
gesetzlichen  Zwangs  verändert  wird,  wo  und  soweit  als  diese  Veränderung  darch 
freien  Vertrag  nicht  entsprechend  bewirkt  werden  kann.  Durch  die  Enteignung  muss 
daher  eyentoell  diejenige  «^Ausdehnung  des  Prirateigenthoms''  (der  Priyatwirthschaften) 
bewerkstelligt  werden,  welche  das  Gesammtinteresse  yerlangt.  Die  Lehre  von  der 
Enteignung  nimmt  deshalb  die  ihr  hier  gegebene  Stelle  in  der  Systematik  des  ?om 
socialökonomischen  Standpuncte  aas  behandelten  ««allgemeinen  wirthschaftlichen  Verkehrs- 
rechts'' wohl  richtig  ein:  sie  bildet  den  Schlass  der  Lehre  von  der  «.Ausdehnung 
des  Privateigenthums"'. 

Die  Enteignung  ist  hier  aber  nicht  in  der  Üblichen  Weise  unserer  Jurisprudenz 
auf  die  Abtretung  von  privatem  Sacheigenthum  oder  sogar  nur  von  Grundeigenthum 
zu  beschränken,  sondern  sie  umfasst  grundsätzlich  alle  Fälle«  wo  wohlerworbene 
Privatrechte  zwangsweise  entweder  ganz  aufgehoben  oder  an  Dritte  im  öffentlichen 
Interesse  abgetreten  oder  beschränkt  werden.  Nach  der  früheren  Formulirung  des 
Eigenthumäbegriff's  (§.  129)  und  der  Statuirung  eines  ««Eigenthums'*  auch  an  ««Rechteu'S 
««Verhältnissen''  u.  s.  w.  lässt  sich  dies  auch  so  ausdrücken:  die  Enteignung  umfasst 
im  Princip  alles  Eigenthum  oder  alle  Arten  desselben.  Dagegen  bleibt  es  zunächst 
eine  offene  Frage«  ob  und  welche  Entschädigung  dem  Ezpropriaten  zu  Theil  wird« 
so  dass  dies  Moment  der  Entschädigung«  entgegen  der  üblichen  juristischen  Auffassung 
und  Begriffsbestimmung  der  Enteiguung,  nicht  schon  in  die  Definition  aufgenommen 
werden  muss  (§.  241  fl.). 

In  Ermangelung  einer  eigentlich  nationalökonomischen  Litteratur  über  die  Ent- 
eignung muss  daher  hier  ganz  auf  diejenige  Litteratur  verwiesen  werden«  welche«  in 
der  Regel  ohne  jede  oder  ohne  wesentliche  Rücksicht  auf  die  sociale  und  ökonomische 
Seite  der  Frage«  von  dem  speciellen  Standpuncte  anderer  Wissenschaften  aus  die  Ent- 
eignung behandelt  hat.  Es  ist  dies  die  rechtsphilosophische,  die  polizei- 
wissenschaftliche« bez.  verwaltungsrechtliche«  die  sonstige  öffentlich- 
rechtliche und  die  civilistische  Litteratur. 

Bemerkens werth  ist  dabei«  dass  auch  in  den  letztgenannten  Zweigen  vielfach  die 
Frage  der  Begründung  der  Enteignung,  also  die  eigentlich  rechtsphilosophische 
Seite«  mit  erörtert  wird.  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  zweifelhaften  Stellung  des 
Instituts  im  positiven«  besonders  im  römischen  Hechte,  und  aus  der  Notbwendigkeit 
sich  mit  dem  absoluten  Privateigeuthum  auseinander  zu  setzen.  Der  unvereinbare 
Widerspruch  des  letzteren  und  der  Zwangsenteignung  (§.  2.H0)  wird  von  den  Juristen 
empfunden  und  hat  zu  den  künstlichsten  Gonstructionen,  namentlich  bei  den  Civiiisten« 
geführt.  Die  Zwangsenteignung«  ein  Institut  des  öffentlichen  Rechts«  sollte  in  die 
Kategorieen  des  Privatrechts  hineingezwängt  werden«  —  ein  Bestreben«  das  erfolglos 
geblieben  ist  und  wohl  immer  erfolglos  bleiben  muss«  wenn  nicht  von  vorneherein 
der  absolute  Eigenthumsbegriff  aufgegeben  und  eine  socialrechtliche  Gestaltung  des 
Privateigen thu ms  an  die  Spitze  gestellt  wird.  Vgl.  z.  B.  über  die  Theorie«  dass  die 
Expropriation  ein  ««Zwangskauf"  sei  und  über  andere  Gonstructionen  des  privatrecht- 
lichen Gharacters  des  Instituts  G.  Meyer  in  der  unten  genannten  Schrift  §.  9«  S.  183  ff. 
Ferner  über  die  (ältere«  von  der  heutigen  Jurisprudenz  ganz  aufgegebene)  Begründung 
der  Expropriation  auf  ein  jus  eminens  oder  dominium  eminens  des  Staats  ebenda 
§.  8  und  4,  besonders  S.  125  ff.  Die  Annahme  eines  solchen  staatlichen  Obereigenthums 
für  sociale  und  ökonomische  Reformen  des  Privateigenthums  giebt  eine  Handhabe« 
welche  nicht  entbehrt  werden  kann  und  folgerichtig  bei  der  Annahme  eines  absoluten 
Privateigenthums  fehlt:  woher  sich  die  unbefriedigende  Behandlung  der  Enteignung 
in  der  neueren  Rechtswissenschaft  erklärt. 

Für  die  Litteratur  über  die  Enteignung  —  in  den  genannten  Zweigen  — 
vgl.  besonders  Georg  Meyer,  das  Recht  der  Expropriation,  Leipzig  1S68«  §.  7, 
S.  152  fl*.  (mit  historischer  Einleitung«  besonders  über  das  römische  Recht  und  dessen 
Fortbildung  im  Mittelalter).  Auch  die  meisten  anderen  Monographieen,  die  encyklopä- 
dischen  Aufsätze  der  Sammelwerke  über  Enteignung  (so  GrUnbut,  a.  a.  0.  S.  272, 
E.  Meier,  im  Rechtslexicon ,  G.  Meyer,  im  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts, 
Neu  mann,  a.  a.  0.)  geben  Litteratur  an. 

Aus  der  rechtsphilosophischen  Litteratur  vgl.  z.  B.  B.Stahl,  Philosophie 
des  Rechts,  II,  1  (3.  Aufl.)  §.  18.  S.  343  ff.  Seine  Beschränkung  der  Enteignung  auf 
die  Fälle  „ötientlicher  Notbwendigkeit"  im  Unterschied  von  der  blossen  „Gemeinnützig- 
▲.  Wagner,  Grundlegung.  8.  Aufl.  2.  Theil.    Volkswlrthschaft  n.  Recht.  34 
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keit'%  ist  praktisch  werthlos,  weil  die  Grenze  nicht  zn  ziehen  ist  und  sich  fiist  nie  die 
wirkliche  Nothwendigkeit  (die  anbedingte)  nachweisen  Iftsst  Seine  Trennung  Ton 
«Aufhebung  (Abolition)  der  Bechte,  welche  einer  ganzen  Art  Ton  Bechten  die  An- 
erkennung und  Wirksamkeit  im  Staate  ?ersagf*  ?on  der  Enteignung  (?gi.  ebenda 
§.  17)  ist  richtig  (siehe  unter  §.241  ff.),  aber  es  ist  deshalb  doch  zulässig  und  noth- 
wendig,  einen  weiteren  Enteignungsbegriff  aufzustellen,  welcher  beide  F&lle,  jene 
Aufhebung  ?on  Rechten  und  diese  Enteignung  7on  Eigenthum,  zusammenfasst.  — 
Siehe  femer  ROder,  Naturrecbt  II,  315  ff.,  Trendelenburg,  Naturrecht,  §.  100; 
er  tritt  bedingt  für  den  Ausdruck  „dominium  eminens''  ein. 

Hauptwerk  ist  Lassalle*s  System  der  erworbenen  Rechte,  besonders  Band  1, 
namentlich  §.7,  S.  193  ff.,  mit  der  wichtigen  Erörterung  über  die  Aufhebung 
erworbener  Rechte  ohne  oder  mit  Entschädigung,  S.  224  ff.,  242  ff.  VgL  darüber 
auch  die  Briefe  an  Rodbertus,  besonders  Nummer  2  und  §.  245  ff.  (Die  Polemik 
?on  L.  Stein  in  der  Verwaltungslehre  VII,  297  gegen  Lassalle  w&re  nur  zu- 
treffend, wenn  es  Stein  gelungen  wäre,  das  Recht,  speciell  das  Eigenthum  unabh&ngig 
?on  der  Anerkennung  durch  das  Gesetz  wirklich  aus  dem  Wesen  der  Persönlichkeit 
abzuleiten,  was  nach  den  früheren  Ausführungen  über  die  „Begründung**  des  Eigen- 
thums  zu  bestreiten  ist) 

Aus  der  Litteratur  der  Verwaltungslehre  (Polizeiwissenschaft)  und  des  all- 
gemeinen Verwaltungsrechts,  welche  der  volkswirthschaftlichen  Betrachtung 
natürlich  noch  am  Nächsten  steht,  siehe  B.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  3.  Auflage, 

I,  §.  5  (Feststellung  der  Grundsätze,  wie  die  Polizei  zu  handeln  hat,  II,  positiFe  An- 
forderuDgeu) ,  S.  39  (nicht  principiell).  Dann  besonders  U,  B Osler,  der  in  seinem 
socialen  Verwaltungsrecht  I  die  Enteignung  und  das  Nothrecht  unter  den  „socialen 
Verpflichtungen  des  Eigenthums**  (neben  Nachbar-,  Bau-,  Wegerecht,  Zusammen- 
leguog  der  Grundstücke)  S.  461  ff.  eingehend  behandelt  Siehe  bei  ihm  auch  Spcdal- 
litteratur  und  Gesetzgebung.  R Osler  hält  an  der  engen  Beschränkung  des  Ent- 
eignungsrechts fest,  polemisirt  daher  gegen  Stein 's  Erweiterung  in  der  „Ent-i 
wäbrungslehre'*.  Er  beschränkt  die  Enteignung  auf  Grundeigenthum ,  begründet  sie 
hier  damit,  dass  „das  Grundeigenthum  seiner  Natur  nach,  nicht  bloss  ausnahmsweise, 
den  Anforderungen  der  Gemeinschaft  unterworfen  sci'\  —  was  m.  £.  principiell  ?on 
allem  Eigenthum,  vollends  auch  vom  Eapitaleigenthum  gilt,  wenn  auch  gradweise  ver- 
schieden. Er  betont  mit  Recht  den  Öffentlich-rechtlichen  Character  der  Enteignung 
besonders  und  verwirft  die  privatrechtlichen  Einkleidungsversuche  des  Instituts.  Die 
Berufung  auf  staatliches  Obereigentbum,  öffentliches  Interesse,  Staatszweck  (G.  Meyer) 
weist  er  ab,  ohne  indessen  zu  einer  wesentlich  anderen  Ableitung  zu  gelangen  („noth- 
wendiger  Gebrauch  für  öffentliche  Zwecke  von  überwiegendem  allgemeinen  Nutzen**, 
§.  195,   196).    Das  Moment    vorheriger  (?   vgl.  z.  B.   das  preussische  Gesetz  vom 

II.  Juni  1874  §  1,  wo  dies  Moment  fehlt)  voller  Entschädigung  zieht  er  in  die 
Begriffsbestimmung  hinein.  Meine  Uebereinstimmung  und  Abweichung  von  R Osler 
ergicbt  sich  aus  dem  Texte:  es  ist  dieselbe  wie  in  der  ganzen  Behandlung  der 
Eigenthumsinstitution ,  siehe  darüber  auch  oben  Vorbemerkungen  §.  126.  Vgl.  auch 
Rösler's  Recension  vonGrUnhut's  Enteignungsrecht,  Wien,  1873  in  der  Tübinger 
Zeitschrift  XXX,  712—727.  Grünhut  steht  der  Rösler'scben  Behandlung  princi- 
piell nahe. 

Neben  Rösler,  welcher  nach  dem  Zweck  seines  Werks  mehr  den  verwaltungs- 
rechtlichen als  den  verwaltungs politischen  Standpunct  vertritt,  ist  besonders 
L.  V.  Stein  hier  zu  nennen,  bei  dem,  wie  immer,  die  Erörterung  de  lege  lata  mit 
derjenigen  de  lege  ferenda  eng  verbunden  ist.  Stein  hat  in  seiner  Lehre  von  der 
„Ent  wäh  rung**  in  Band  VII  seiner  Verwaltungslehre  (vgl.  auch  sein  Handbuch, 
1.  A.  S.  144—150,  2.  A.  S.  577  ff.,  3.  A.,  II,  591  ff.)  den  m.  E.  principiell 
richtigen  Versuch  gemacht,  fur  das  ganze  Gebiet,  welches  im  Text  als  Enteignung 
bezeichnet  wird,  eine  zusammenfassende  Theorie  aufzustellen  und  es  mit  dem  gesell- 
schaftlichen Entwicklungsprocess  in  Causalnexus  zu  bringen.  Vgl.  darüber  unten 
§.  233.  Den  Einwand  Rösler's  (a.  a.  0.  S.  464)  gegen  Stein,  dass  die  Ent- 
eignung und  Grundentlastung  nicht  unter  den  gemeinsamen  Begriff  der  Entwährung 
gestellt  werden  dürfe,  weil  die  letztere  (die  Entlastung)  die  Durchftlhrung  einer  all- 
gemeinen Recbtsform,  die  erstere  (die  Enteignung)  dagegen  eine  specielle  administra- 
tive Maassregcl  auf  dem  Boden  derselben  sei,  oder  den  Einwand  Rohland's  (in  der 
unten  genannten  Schrift  S.  2  Anmerkung  3),  dass  die  Grundentlastung  eine  Rechts- 
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refonn,  die  EnteigDuog  ein  RechtsiDStitut  sei,  halte  ich  nicht  für  richtig:  die  Ent- 
eignung im  weiteren  Sinn  ist  ein  Rechtsinstitnt,  aof  Grand  dessen  die  Yerwaltong  in 
beiden  Fällen  bestehende  Pri?atrechtü  zwangsweise  den  bisherigen  fierechtigten  ent- 
zieht —  Aof  Stein  ist  neben  der  Speciallitteratar  auch  besonders  ftlr  die  Entwick- 
lung der  Doctrin  und  Gesetzgebung  aof  diesem  EntWährungsgebiete  zu  yerwciseu, 
siehe  besonders  II,  S.  67—93,  293  —  824.  —  Vgl.  sonst  noch  Escher,  Politik  I, 
360  ff.;  V,  Inama- Sternegg,  Yerwaltungslehre  (Innsbruck  1870),  S.  138. 

Die  juristische  Litteratur  siehe  bei  6.  Meyer  a.  a.  0.  und  bei  Rösler. 
Besonders  herrorzuhoben  sind  neben  Meyer  und  GrUnhut:  Treichler,  zwangs- 
weise Abtretung  von  Eigenthum  u.  s.  w.,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  XII,  123; 
Häb erlin,  Lehre  von  der  Zwangsenteignung,  Archiv  für  ciyilistische  Praxis,  Band  39, 
1856,  S.  1,  147;  Thiel,  Ezpropriationsrecht  u.  s.  w.,  Berlin  1866,  W.  v,  Rohland, 
zur  Theorie  und  Praxis  des  deutschen  Enteignnngsrechts,  Leipzig  1875  (mit  eingehender 
Berücksichtigung  der  Litteratur  ond  Gesetzgebung).  £.  Meier,  Artikel  Expropriation 
im  Rechtslexicon ,  Band  I,  Grünhut  im  Handwörterbuch  der  Staatswisseuschaften 
a.  a.  0.,  G.  Meyer,  in  v.  Stengel's  Wörterbuch  Artikel  Enteignung.  Derselbe  in 
seinem  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  A.  S.  521,  655,  665;  Derselbe 
Lehrbuch  des  deutschen  Yerwaltungrechts  I,  264;  Löning,  desgleichen,  S.  243  ff. 
und  andere  Staats-  und  rerwaltungsrechtliche  Werke,  auch  für  die  üebersicht  der 
Gesetzgebung  (besonders  bei  G.  Meyer  und  Grünhut);  Prazak,  Recht  der  Ent- 
eignung in  Oesterreich,  Prag  1877.  Vgl.  sonst  noch:  Zachariä,  Deutsches  Staats- 
recht II,  §.  153  (2.  Auflage  S.  126  ff.);  Bluntschli,  allgemeine  Staatslehre  (Band  1 
der  Lehre  vom  modernen  Staate,  5.  Auflage,  Stuttgart  1875)  S.  293  ff.  Für  Preussen: 
y.  Rönne,  preussisches  Staatsrecht,  3.  Auflage,  II.  1,  §.94  (Unverletzlichkeit  des 
Eigenthums,  vgl.  Artikel  9  der  Verfassung)  S.  02  ff.  Für  Bayern:  Pözl,  Ver- 
fassungsrecht, 4.  Auflage,  .§.  84.  —  Beseler,  Deutsches  Privatrecht  §.92;  Gerber 
desgleichen  (in  den  neueren  Auflagen)  §.  174  b.  Die  rein  privatrechtliche  Auffassung 
des  Eigenthumsrechts  weiss  natürlich  gegenüber  dem  Enteignungsrecht  gar  keine 
richtige  Stellung  zu  nehmen  (§.  233).  Aber  selbst  noch  die  Auffassungen  neuerer 
Juristen,  wie  Grünhut's,  befriedigen  nicht  recht  Sie  sind  doch  immer  noch  zu 
sehr  von  dem  Gedanken  beherrscht,  dass  das  Enteignungsrecht  ein  exorbitanter  Eiu- 
g^ff  in  die  Privatrechtsspbäre  sei.  Auch  reicht  eben  der  blosse  Hinweis  auf  das 
„öffentliche  Interesse''  zur  theoretischen  Begründung  nicht  aus,  weil  objcctive  Kriterien 
filr  die  Bestimmung  des  Vorhandenseins  und  des  Mangels  dieser  Interessen  fehlen. 
Siehe  besonders  hierzu  Neumann  a.  a.  0. 

Zo  meiner  besonderen  Genogthuung  begegne  ich  mich  daher  iu  der  gleichen 
principiellen  Auffassung  der  Enteignung,  weil  des  Eigenthums,  auch  hier  wieder  mit 
Ihering  (Zweck  im  Rocht,  1.  Auflage,  I,  514  ff.).  Er  sagt  hier:  „Die  wahre  Be- 
deutung der  Expropriation  wird  m.  E.  völlig  verkannt,  wenn  man  in  ihr  einen  Ein- 
griff in  das  Eigenthum,  eine  Abnormität  erblickt,  die  mit  der  ,.Idee''  desselben 
in  Widerspruch  stehe.  In  diesem  Lichte  kann  sie  nur  demjenigen  erscheinen,  der  das 
Eigenthum  lediglich  vom  Standponcte  des  Individuums  erfasst  (individualistische 
Eigenthomstheorie).  Dieser  Standpunct  ist  aber  für  das  Eigenthum  nicht  minder  ein 
verkehrter  als  für  den  Vertrag.  Der  allein  richtige  ist  der  der  Gesellschaft 
(gesellschaftliche  Eigenthumstheorie)  und  von  diesem  Standpuncte  erscheint 
die  Expropriation  so  wenig  als  eine  Abnormität  oder  als  eio  Verstoss  gegen  die 
Eigenthumsidee,  dass  sie  umgekehrt  durch  dieselbe  in  unabweisbarer  Weise  gefordert 
wird.  Die  Expropriation  enthält  die  Lösung  der  Aufgabe,  die  Interessen  der  Geseil- 
schaft mit  denen  des  Eigenthums  zu  vereinigen,  sie  macht  dasselbe  erst  zu  einem 
practisch  lebensfähigen  Institut.  Ohne  sie  würde  sich  das  Eigenthum  zu  einem  Fluch 
der  Gesellschaft  gestalten  können  .  .  .  Der  Gefahr  des  Eigenthums  für  die  Gesell- 
schaft wehrt  hier  das  Recht  ab  durch  die  Expropriation  (Expropriation  des 
Privatrechts),  unserer  beotigen  Theorie  ist  dieser  Begriff  so  gut  wie  nnbekannt, 
obschon  er  im  römischen  Recht  bestimmt  genug  ausgeprägt  ist.''  Ich  kann  den 
innersten  Kern  meiner  Auffassung  nicht  besser  geben,  als  mit  diesen  Worten  des 
grossen  Romanisten,  der  mir  wieder  Gewährsmann  anderen  Juristen  gegenüber  dafür 
ist,  dass  meine  Auffassung  der  Enteignung  doch  auch  juristisch  sich  wird  recht- 
fertigen lassen. 

Aus  der  Gesetzgebung  gehören  mehrfach  Bestimmungen  der  neueren  Ver- 
fassung sg  es  et  ze  hierher,  worin  die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums,  anderseits 
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der  Satz  ausgesprochen  zu  werdeu  püegt,  dass  das  Eigenthom  ans  Gründen  des  öffent- 
lichen Wohls  —  crentnell  gegen  vorherige  Entschädigung  —  nach  Maassgabe  des 
Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden  kann.  Beispiel:  Preossische  Ver- 
fassnng  von  1850,  Artikel  9,  Baierische  von  1818,  Titel  lY,  §.  8  (mit  Berafnng 
anf  eine  Verordnung  vom  14.  Angrast  1815,  an  deren  SteUe  das  baierische  Gesetz 
aber  Zwangsabtretnng  von  Grund  eigen  thnm  vom  17.  November  1837  getreten  ist). 
Ocsterr eichisches  Staatsgrundgesetz  von  1867,  Artikel  5.  Sonst  sind  theils  in 
den  Bechtsbttchern  (z.  B.  preussisches  Landrecht,  Einleitung,  §.  75,  dann  Theil  I, 
Titel  11,  §.  4  ff.  „Zwaugskauf',  österreichisches  bOrgerliches  Gesetzbuch  §.  365), 
theils  in  Gesetzen  über  Wegebauten,  Deichbauten,  Ent-  und  Bewässerungswesen, 
Festungswesen  und  ähnliche  militairische  Zwecke,  müitairische  Requisitionen  beweg- 
licher Dinge  (Pferde),  und  neuerdings  besonders  in  den  Eisenbahngesetzen 
und  Berggesetzen,  theils  endlich  in  besonderen  allgemeinen  Expro- 
priationsgesetzen die  Bestimmungen  des  positiven  Bechts  über  die  Zwangs- 
enteignung enthalten.  Vgl.  das  Nähere  bei  G.  Meyer,  Expropriation,  §.  7  S.  142  ff.. 
Bös  1er,  S.  461,  Stein,  Grünhut,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
a.  a.  0.  Besonders  zu  erwähnen  sind:  die  principiell  wichtigste  und  auf  die  Gesetze 
anderer  Länder  besonders  einflussreiche  französische  Gesetzgebung  vom  8.  März 
1810  (aufgehoben),  7.  Juli  1833  und  3.  Mai  1841,  nebst  einzeben  anderen  (13.  April 
1850,  27.  Juli  1870);  das  genannte  baierische  von  1837,  das  schweizerische 
Bundesgesetz  vom  1.  Mai  1850,  das  neue  preussische  vom  11.  Juni  1874  (Com- 
mcntare  über  dieses  von  Dahlke  1874,  von  Bahr  und  Langerhans  1875);  Oster- 
reichische Specialgesctze  für  einzelne  Zwecke,  u.  A.  m.  (siehe  Grünhut  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  H,  S.  254  ff.,  Gesetze  u.  s.  w.  der  einzelnen 
deutscheu  Staaten  in  G.  Meyer,  Yerwaltungsrecht  I,  265).  Der  Entwarf  des 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  schliesst  ausdrücklich  das  Enteignungsrecht  aus 
seinem  Inhalt  aus  (Note  zu  Buch  3,  Sachenrecht).  Das  Einführungsgesetz  soll  zu 
dieser  wie  anderen  ausgeschlossenen  Rechtsmaterien  die  Stellung  und  die  Zuständigkeit 
der  Landesgesetzgebung  für  dieselben  regeln  (Entwurf,  amtliche  Ausgabe,  S.  176). 
Ausserdem  für  die  Enteignung  in  unserem  weiteren  Sinne:  die  Gesetze  über  Leib- 
eigenschaftsaufhebung (Vgl.  oben  §.  42),  Gnindlasten,  Ablösungen  u.  s.  w.  Siehe 
darüber  Stein  a.  a.  0.  und  die  betreffenden  Abschnitte  der  praktischen  Theile  des 
Lehrbuchs,  Rau  II  (Politik),  §.  4ö  ff.;  Röscher,  II,  2,  Kapitel  9;  Buchen- 
berger,  I,  §.  24  ff. 

Im  Text  handelt  es  sich  wesentlich  um  die  principielle  Frage:  ob  und 
wann  eine  Enteignung  Platz  greifen  dürfe.  Es  ist  dafür  auch  auf  die  Ausführungen 
oben  S.  455  und  §.  196  ff.  Bezug  zu  nehmen.  Die  Entschädigungsfrage  ist  für 
die  V  0 1  k s  wirthschaftliche  Seite  die  secundäre,  für  die  privatwirthschaitliche  die 
primäre  (§.  245  ff.).  Die  Frage  der  Durchführung  im  Einzelnen,  der  dabei  in 
Betracht  kommenden  juristischen  Specialitäten  des  Verfahrens  gehört  nicht  weiter 
hierher,  sondern  in  die  juristische  Erörterung  und  Darstellung  des  positiven  Rechts. 


1.  Abschnitt. 

SoeialOkouomische  BegrOndung  und  Construetion 

der  Enteignung. 

I.  —  228  [369].  Principielle  socialökonomische  Noth- 
wendigkeit  und  Rechtfertigung  der  Enteignung  und 
Begriff  der  letzteren. 

A.  Der  Fortgang  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  hat 
regelmässig  einerseits  zur  Bedingung,  anderseits  zur  Folge  eine 
veränderte  Vertheilung  des  Eigenthums  oder  wenigstens  des  Ver- 
fUgungsrechts  in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  und  den  Grundbesitz. 


Nothwendigkeit  and  Bechtfertigang  der  £nteigQUDg.  533 

Namentlich  gilt  dies  von  den  beiden  entscheidenden  Ver- 
änderungen im  volkswirtbschaftlichen  Productionsprocess,  von  welchen 
nicht  nur  der  materielle,  sondern  zugleich  der  geistige  und  sittliche 
Fortschritt  des  Volks  mit  abhängt.  Diese  Veränderungen  betreffen, 
einmal:  wesentlichere  Umgestaltungen  der  Organi- 
sation der  ganzen  Volkswirthschaft  (I,  Buch  5),  daher 
der  Gombination  der  drei  Wirthschaftssysteme  (I,  §.  302),  besonders 
des  privat-  und  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen;  sodann: 
gleichfalls  wesentlichere  Umgestaltungen  des  einzel- 
wirthschaftlichen  Productionsbetriebs,  mithin  der  Technik, 
Prodnctionsraethode  und  Gombination  der  drei  Productionsfactoren, 
bzw.  Bedingungen  (Natur  [BodenJ,  Arbeit  und  Kapital),  in  den 
Einzelwirthschaften ,  des  Umfangs  derselben  und  der  Rechtsform 
der  Privatwirthschaften.  Besonders  wichtig  ist  hier  der  durch  die 
Bedtirfnisse  der  sich  weiter  entwickelnden  Volkswirthschaft  ge- 
botene Wechsel  der  ökonomischen  Zwecke  und  Functionen  des 
Bodens,  bez.  der  einzelnen  Grundstücke,  sowie  die  Steigerung  der 
Intensivität  des  Bodenanbaus  bei  jeder  Bodenkategorie. 

Kann  z.  B.  ein  bestimmter  Theil  des  Nationalkapitals  oder  bestimmter  Boden, 
welche  Privateigenthum  sind,  nicht  auf  irgend  eine  Art  sicher  zur  VcrfUgang  der 
Zwangsgemeinwirthschaften ,  des  Staats,  gestellt  werden,  so  ist  die  etwa  durch  das 
Gesammtinteresse  geforderte  Veränderung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  in  der 
Richtung  vermehrter  und  veränderter  Staatsthätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
und  der  immateriellen  Productiou  natürlich  nicht  durchzufuhren.  Ebenso  ist  eine  im 
Gesammtinteresse  gebotene  Umgestaltung  des  einzclwirthschaftlichen  Betriebs  im  privat- 
wirthschaftlichen  System,  speciell  z.  B.  bei  der  Boden benutzung,  nothwendig  an  die 
Voraussetzung  einer  veränderten  Vertheilung  entweder  des  Eigen thums  oder  wenigstens 
des  in  anderen  Rechtsformen  ermöglichten  VerfUgungsrcchts  über  bestimmte  Theile 
des  Nationalkapitals  und  des  Grund  und  Bodens  gebunden. 

Die  erforderlichen  Veränderungen  in  der  Vertheilung  der 
Eigenthums-  und  Verfügungsrechte  in  Bezug  auf  concrete  Parcellen 
des  nationalen  Kapitals  und  Bodens,  welche  in  Privateigenthum 
stehen,  können  sich  nun  auf  doppelte  Weise  vollziehen:  ver- 
tragsmässig  im  freien  Verkehr  oder  mittelst  Zwangs  gegen 
die  Eigenthtimer.  Das  Erste  ist  nach  der  bisherigen  geschicht- 
lichen Entwicklung  unserer  Volkswirthschaften  die  Regel,  das 
Letztere  die  Ausnahme.  Im  freien  Verkehr  der  privaten  Einzel- 
wirthschaften  unter  einander  wie  mit  den  Einzelwirthschaften, 
welche  der  Staat,  die  Gemeinde  und  andere  Zwangsgemein wirth- 
schaften  darstellen,  wird  durch  eine  Reihe  von  freien  Ver- 
trägen, insbesondere  Tausch,  Kauf,  Mielhe,  Pacht,  Darlehen, 
Constituirung  dinglicher  Rechte,  von  jeder  Einzelwirthschaft  das 
Eigenthum  oder  die  rechtliche  Verfügung  (Nutzung)  auch  über  die- 
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jenigen    individnellen    Kapitalien    nnd    Ornndstücke    erlangt, 
welche  sie  zu  ihren  Prodnctionszwecken  bedarf. 

So  lange  nun  durch  diese  vertragsmässige  Regulirung  der 
Vertheilung  des  Eigenthums  an  oder  des  Verftigungsrechts  über 
privates  Kapital  und  Boden  jene  beiden  Hauptveränderungen  im 
Productionsprocess  in  einer  dem  Gesammtinteresse  entsprechenden 
Weise  ermöglicht  werden,  liegt  kein  Grund  vor,  zu  einer  zwangs- 
m äs s igen  Regelung  jener  Vertheilung  zu  schreiten.  Insoweit  ist 
die  geschichtlich  überkommene  Ausdehnung  des  Privateigen- 
thums  an  Productionsmitteln  auch  vom  Staate  in  der  gewünschten 
Richtung  nur  vertragsmässig  zu  verändern. 

Aber  diese  vertragsmässige  Regelung  reicht  erfahrungsmässig 
nicht  aus.  Es  muss  daher  eventuell  auch  immer  durch  einen 
Zwangseingriff  des  Staats  die  Vertheilung  des  Eigenthums 
und  Verfügungsrechts  über  diejenigen  individuell  bestimmten  Pro- 
ductionsmittel  umgestaltet  werden  können,  welche  zur  Durchführung 
einer  jener  beiden,  vom  öffentlichen  Interesse  geforderten  Hanpt- 
veränderungen  im  Productionsprocess  oder  einer  dazu  gehörigen 
einzelnen  Maassregel  oder  Einrichtung  gebraucht  werden^),  falls 
dies  Ziel  frei  vertragsmässig  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  nicht 
zu  rechtfertigenden  Opfern  der  Gemeinschaft*)  erreicht  werden  kann. 

Mit  diesem  Satze  wird  das  volkswirthschaftliche  und,  soweit 
die  Lage  der  Gesellschaft  von  der  Entwicklung  der  Volkswirth- 
schaft  abhängt,  das  sociale  und  politische,  m.  a.  W  das  social- 
Ökonomisehe  Princip  für  die  Nothwendigkeit  und  Rechtfertigung 
der  Zwangsenteignung  (Expropriation)  und  zugleich  für  die  Grenzen 
des  Zwangsenteignungsrechts  aufgestellt. 

B.  Das  Recht  der  Zwangsenteignung  („Enteignung^') 
ist  das  Recht  des  Staats,   ein  im  Eigenthum  stehendes  indi- 


^)  Man  kann  nicht  sagen:  unentbehrlich  sind;  es  genügt,  wenn  sie  nur  zur 
zweckmässigen  Herstellung  der  Einrichtung  (des  Unternehmens)  noth wendig  ge- 
braucht werden.  Eine  relative,  keine  unbedingte  Nothwendigkeit  muss  also  vor- 
liegen. Bei  Expropriationen  von  Boden  zu  Eisenbahnen  kann  man,  sogar  was  die 
Bahn  selbst  betriti't  —  von  Bahnhöfen  u.  s.  w.  gar  nicht  zu  reden,  für  welche  das 
Expropriationsrecht  auch  nicht  immer  in  den  neueren  Gesetzen  in  demselben  Umfang 
wie  für  die  Bahn  gegeben  wird  —  nur  selten  von  unbedingter  Nothwendigkeit  eines 
Grundstücks  sprechen. 

*)  Es  macht  hier  keinen  Unterschied,  ob  die  (iemeinschaft  direct,  wie  z.  B.  bei 
übermässig  theurem  Grunderwerb  für  Staats  bahnen,  oder  indirect,  z.  B.  im  gleichen 
Falle  fUr  Privat  bahnen  getrofl'on  wird.  Denn  getroffen  wird  sie  wegen  des 
theureren  Baus,  der  dadurch  nöthigen  höheren  Tarife  auch  hier,  weil  das  öii'ontliche 
Interesse  einmal  den  Bau  verlangt. 
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viduelles^)  Object  seinem  EigeDthümer  auch  ohne  dessen  Ein- 
willigung, also  zwangsweise  zu  entziehen,  um  es  in  einer 
vom  Gesammtinteresse  geforderten  Weise  zn  verwenden;  oder  das 
Eigentbumsrecht  des  Eigentbümers  zu  beschränken,  am  das 
Object  mit  einer  Servitut  zu  belegen;  oder  den  Gebrauch  des 
Objects  im  öffentlichen  Interesse  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Nähere  BegrQndoDg  dieser  formellen  DefinitioD  siehe  unten  in  §.  241  ff.,  be- 
sonders bezüglich  der  Auseinandersetzung  mit  anderen  Auffassungen.  Erst  nachdem 
in  den  §.  230  —  239  die  im  Texte  aufgestellte  Enteignungslehre  genauer  dargelegt 
worden  ist,  empfiehlt  es  sich,  auf  die  Fragen  der  Türmiuologie  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Fragen  vom  Umfang  und  Inhalt  des  Enteignungsgrundes  einzugchen. 
—  Hier  ist  vorläufig  nur  zu  bemerken,  dass  die  formelle  Definition  der  Enteignung 
nach  der  Begriffsbestimmung  dos  Eigcnthums  etwas  verschieden  ausfallen  muss  (siehe 
unten  §.  241):  ein  Grund,  warum  die  Definition  des  Texts  von  anderen  Definitionen 
abweicht. 

Dieses  Enteignnngsrecbt  ist,  zum  Mindesten  in  Bezug  auf 
Grundeigentbum  und  eventuell  mit  der  weiteren  Beschränkung  auf 
eine  bestimmte  Reihe  von  Fällen,  in  unseren  Gulturstaaten  allge- 
mein als  bestehend  anerkannt  und  durch  die  neuere  Gesetzgebung 
genauer  geregelt  worden.  Ueber  die  innere  rechtsphilosophische 
Begründung  gehen  die  Ansichten  noch  heute  mannigfach  ebenso 
aus  einander,  wie  über  seine  Formulirung  und  Begrenzung  und 
seine  Stellung  im  ganzen  System  des  Rechts,  speciell  zum  bürger- 
lichen und  zum  öffentlichen  Recht.  Auf  diese  Controversen  ist 
hier  jedoch  nur  insoweit  einzugehen,  als  es  die  Geltendmachung 
des  volkswirth  Schaft  liehen  Standpuncts  in  der  Eigenthums- 
lehre  fordert. 

IL  —  §.  229  [370].  Das  Enteignungsrecht  und  die 
Yolkswirthschaftslehre.  Erst  die  Betrachtung  des  Ent- 
eignungsrechts gerade  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  dient 
zu  einer  tieferen  Begründung  dieses  Rechts  und  ist  deshalb  die 
Aufgabe  der  folgenden  Erörterungen.  Die  übliche  Behandlung  der 
Juristen,  auch  wenn  sie  auf  die  Frage  der  Begründung  (wie  aller- 
dings vielfach  auch  in  der  positiven  rechtswissenschaftlichen  Litte- 
ratnr)  eingehen,  befriedigt  deswegen  so  wenig,  weil  diese  Volks- 
wirthschaftliche  Betrachtung  fehlt  oder  zu  allgemein  gehalten  bleibt, 
wie  in  dem  Hinweis  auf  die  Begründung  durch  das  „öffentliche 
Interesse",  das  „höhere  Staatsinteresse"  u.  dgl.  m.  Zunächst  seien 
folgende  drei  Puncte  hervorgehoben. 


*)  Hierin  liejt  der  unterschied  der  Enteignung^  von  der  Besteuerung.  (Siehe 
unten  §.  244.)  Das  Object  kann  auch  ein  individuelles  Kecht,  die  Verwendung 
auch  eine  Aufhebung,  Beschränkung,  Abänderung  solchen  Hechts  sein. 


536  3-S*  AasdohQungdesPmateigentbums.  3.E.  Entoignang.  2.A.  Begrandong.  §.230. 

1.  Die  unbestrittene  Nothwendigkeit  eines  Zwangs- 
enteignungsreehts  muss  als  ein  neuer  Beweis  fUr  die  Unbaltbarkeit 
des  absoluten  Privateigenthumsreebts  und  der  üblieben  römisch- 
reehtliehen  Begriffsbestimmung  desselben  anerkannt  werden  (§.  230). 

2.  In  der  Anerkennung  dieser  Nothwendigkeit  liegt  das  Zo- 
geständniss  eines,  wenigstens  bedingten,  Vorrangs  der  Gemein- 
schaftsinteressen und  speciell  auch  volkswirthschaftlicher  Nützlich- 
keitsrücksichten  vor  dem  Privateigen thumsprineip  (§.  231). 

3.  Allein  die  Volkswirthschaftsiehre  deckt  den  Recbtfertignngs- 
grund  für  das  Zwangsenteignungsrecht  richtig  auf  und  zugleich 
lehrt  nur  sie,  die  richtigen  principiellen  Grenzen  fUr  dieses  Recht 
dem  Privateigenthum  gegenüber  ziehen,  —  wenigstens  soweit  sich 
solche  Grenzen  überhaupt  allgemein  aufstellen  lassen,  —  derjenige 
Punct,  um  dessen  Lösnng  sich  die  beiden  Zweige  der  individua- 
listischen Rechtswissenschaft,  die  civilistische  wie  die  JnrisprudcDZ 
des  öffentlichen  Rechts,  bisher  vergebens  bemüht  haben  (§.  232 ff). 

§.  230  [371].  —  A.  Absolutes  Privateigenthum,  in 
römisch-rechtlicher  Weise  formulirt,  und  Zwangsenteignnng 
sind  unvereinbare  Gegensätze.  Das  Eine  schliesst  das 
Andre  ans.  Mit  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit  oder  selbst 
nur  der  überwiegenden  Zweckmässigkeit  —  denn  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  handelt  es  sich,  was  zu  beachten  ist,  n  u  r  u  m 
diese,  d.  h.  um  eine  relative,  nicht  um  eine  unbedingte  Noth- 
wendigkeit —  der  Zwangsenteignung  muss  folgerichtig  der  absolute 
Eigenthumsbegriff  aufgegeben  und  ein  dem  oben  in  §.  129  auf- 
gestellten gleicher  oder  ähnlicher  angenommen  werden.  Dass 
alles  Privateigenthum  eventuell  der  Zwangsenteignung  ausgesetzt 
ist,  gehört  zu  den  rechtlichen  Vorbehalten  der  rechtbildenden 
und  rechtgewährenden  Gemeinschaft  gegenüber  der  „Herrschaft** 
des  Eigenthümers  über  sein  Eigenthumsobject  in  dieser  Gemeinschaft. 

Die  Cinlisten  haben  denn  auch  umsonst  versucht,  der  Zwan^scnteignung  in 
ihrem  rein  individualistischen  PriFatrechtssystem  eine  Stelle  zu  geben. ^)  Die  ein- 
fache HinUberweisung  des  Gegenstands  in  das  öffentliche  Recht  genügt  jedoch  auch 
nicht.*).      Vielmehr   ist   die    Zwangsenteignung    ein    neuer   Belegfall    fUr    die    Noth- 


*)  Siehe  §.  231,  Beseler,  Gerber  u.  A.  m.,  gegen  welche  Stein  u.  A.  hier 
Recht  haben.  Siehe  Stein,  Verwaltungslehre  VI! ,  69  und  besonders  Ihering  in 
der  Vorbemerkung  S.  531. 

')  So  bei  vielen  Neueren,  besonders  scharf  betont  von  H.  ROsler,  Verwaltungs- 
recht I,  1,  §.  195  und  Anzeige  über  Grünhut's  Enteignungsrecht,  Tübinger  Zeit- 
schrift 1874,  XXX,  712.  Vgl.  über  meine  abweichende  Auffassung  oben  Vorbemerkung 
§.  126  und  Ihering  a.  a.  0.,  der  ausdrücklich  von  „Expropriation  des  Privat- 
rechts" spricht. 
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vendigkeit  einer  socialen  Auffassung  auch  des  Privatrechts  und  spcciell  einer 
Rocialrechtlichen  Gestaltung  des  Privateigenthums.  Die  Erörterungen  im 
3.  Kapitel  des  2.  Buchs  (§.  126  if.)  finden  in  dem  Institut  der  Zwangsenteignnng  eine 
Bestätigung. 

§.  231  [372].  —  B.  Bei  der  Zwangsenteignung  wird  vom 
Rechte  dem  Willen  des  Staats,  welcher  hier  den  Willen  und  das 
Interesse  der  höchsten  Gemeinschaft  vertritt,  unbedingt  der  Vorrang 
vor  dem  Willen  des  das  Individualinteresse  vertretenden  Privat- 
eigenthtimers  eingeräumt.  Darin  liegt  das  wichtige  Princip  ent- 
halten, dass  die  Unverletztheit  des  Privateigenthums 
kein  unbedingter  Grundsatz  der  Rechtsordnung  ist. 
Der  Staat  fungirt  hier  in  seiner  wahren  Sphäre,  indem  er  auch  im 
Gebiete  des  Privateigenthums  die  Interessen  der  Individuen  „unter 
die  Zwecke  menschlicher  Gemeinschaften  beugt",  um  Existenz- 
bedingungen der  Gattung  oder  Entwicklungsbedingungen  der 
ganzen  Volks wirthschaft  (das  privatwirthschaftliche  System  ein- 
geschlossen) oder  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  zu  erfüllen 
(Grundlegung  I,  §.  346),  denen  das  Privateigen thum  an  einem 
individuell  bestimmten  Objecte  im  concreten  Falle  hinderlich  im 
Wege  steht. 

Die  Auffassung  der  ökonomischen  und  socialen  Stellung  und  Function  der 
Zwangsgemein wirthschaften  und  das  früher  schon  herForgehobene  Pflichtmoment, 
welches  sich  daraus  ftlr  den  Einzelnen,  hier  speciell  für  den  Privatoigenthümor ,  ot- 
giebt  (I,  §.  345  ff.),  erlangen  durch  das  Enteignungsrecht  ebenfalls  eine  neue  Be- 
stätigung. 

§.  232  [373J.  —  C.  Am  Wichtigsten  ist  aber  der  dritte  Punet. 
Der  individualistischen  Jurisprudenz  ist  weder  eine  genügende  B  e- 
grttndung,  noch  eine  ausreichende  Begrenzung  jenes  Rechts 
gelungen. 

1.  Die  rein  privatrechtliche  Auffassung  muss  in  dem- 
selben eine  mit  allen  ihren  Anschauungen  Ober  Privateigenthum 
und  dessen  Unverletzlichkeit  unvereinbaren  Widerspruch  sehen, 
erkennt  es  daher  nur  als  ein  ^^anomalisches  Recht'^  (jus  singulare) 
an  und  verkennt  hiermit  Natur  und  Bedeutung  dieses  Rechts.  ^) 
Denn  dieses  braucht  zwar  nur  ausnahmsweise  und  subsidiär,  wenn 
der  erstrebte  Zweck  vertragsmässig  nicht  erreicht  wird,  in  An- 
wendung zu  kommen,  aber  es  enthält  selbst  ein  allgemeines 
Bechtsprincip   für  die  gesammte  Privateigenthumsordnung.    Dieses 


*)  So  Beseler,  Privatrccht  §.  U4.  Vgl.  Gerber,  Privatrecht  §.  90.  Dagegen 
Ihering  a.  a.  0.  Aber  auch  neuere  Juristen  fallen,  trotzdem  sie  wohl  principicli 
eine  andere  Auffassung  vertreten,  leicht  in  diese  rein  privatrechtliche  zurück,  selbst 
Grün  hu  t  a.  a.  0.  in  ihm  entschlüpfenden  Worten. 
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Princip  folgt  mit  Nothwendigkeit  aas  der  Natar  der  Staats, 
geselischaft,  innerhalb  deren  das  Privateigentham  überhaupt 
nur  diejenigen  Rechte  giebt  nnd  denjenigen  Verpflichtungen  unter- 
worfen ist,  welche  aus  der  stets  mit  maassgcbenden  Rücksicht  auf 
die  Gemeinschaft  folgen. 

2.  Die  jetzt  voran  stehende  öffentlich-rechtliche  Auf- 
fassung der  Zwangsenteignung  leidet  an  dem  entgegengesetzten 
Fehler,  dass  sie  dieses  Recht  allein  mit  dem  Hinweis  auf  das 
,,öff  entliche  Int  er  esse''  (oder,  wie  man  es  sonst,  den  gleichen 
Sinn  im  Auge,  ausdrücken  oder  umschreiben  mag)  begründet. 

Vgl.  Georg  Meyer,  Recht  der  Expropriation  §.  8  (»taatsrocbtliches  Priocip  der 
Expropriation)  mit  der  gatcu  Ausführung  gegen  die  Berufung  auf  das  ?age  „öffent- 
liche Interesse*'.  Wenn  er  aber  diesen  Ausdruck  durch  den  „Staatszreck'*  ersetzen 
will  (S.  178  ff.),  so  läset  sich  doch  darin  nur  eine  Umschreibung  des  ,, öffentlichen 
Interesses*'  sehen.  Siehe  auch  H.  Rösler,  §.  195,  besonders  Anmerkung  2.  Jetzt 
namentlich  die  Ausführungen  von  Neu  manu  a.  a.  0.,  denen  ich  freilich  nicht  in 
jeder  Einzelheit  beistimme,  aber  die  doch  im  Ganzen  das  Beste  sind,  was  aber  diesen 
Punct  f^esagt  ist.  Zu  einer  formellen  und  materiellen  Abänderung  meiner  Behandlung 
(2.  Auflage,  §.  373  ff*.),  auch  des  Puncts  in  §.  375,  den  Neumann  („Steuern",  S.  233) 
rügt,  habe  ich  mich  aber  doch  nicht  entschliessen  können. 

Diese  Begründung  ist  nicht  unrichtig,  denn  im  ,,öifentIicheD 
Interesse**  oder  im  Vorrang  des  Gemeinschafts-  vor  dem  Privat- 
interesse liegt  in  der  That  der  letzte  Grund  der  Enteignung.  Aber 
das  ^^öffentliche  Interesse**  schlechthin,  ohne  weitere  Einschränkung, 
ist  ein  zu  vnges  Princip  und  zu  unbestimmtes  Kriterion,  als  dass 
man  sich  darauf  allein  auch  nur  für  die  Begründung,  geschweige 
für  die  Begrenzung  dieses  Rechts  berufen  könnte.  Der  blosse 
Hinweis  auf  das  „öflFentliche  Interesse"  erklärt  nicht,  warum  hier 
das  Privateigenthum  weichen  soll,  das  sonst  vor  Allem  gerade 
auch  auf  das  öffentliche  Interesse  gestützt  wird.  Es  würde  dabei 
ferner  das  Privateigenthum  zu  sehr  der  Willkühr  der  Gesetzgebung 
preisgegeben  und  keine  bestimmte  Grenze  für  die  Anwendung 
des  Zwangsenteignungsrechts  gezogen  werden. 

Dies  hat  die  neuere  Gesetzgebung:  und  Theorie  selbst  erkannt,  indem  sie  mehr- 
fach casuistisch  vorging  und  eine  bestimmte  Keihe  von  Einzelfällen,  öfters 
überhaupt  mit  Beschränkung  auf  das  Grundeigcnthum  (§.  245)  aufstellte,  in 
welchen  die  Expropriation  allein  zulUssig  sein  sollte.  (Hauptbeispiel:  das  baierische 
Expropriatioiisgesctz  vom  17.  Kovember  1837,  Artikel  1.  Achnlich  einige  thüringische 
Gesetze  [Schwarzburg-Sondershausen,  Moiningen,  Coburg,  Gotha].  Siehe  die  einzelnen 
Fülle  bei  Beseler,  Privatrecht,  §.  92,  Anmerkung  10;  G.  Meyer,  Expropriation 
a.  a.  0.  S.  24S  ff.,  Grünhut,  Artikel  Enteignung.)  Die  bisherigen  Versuche  dieser 
Art  sind  aber  verfehlt,  weil  die  Auswahl  der  Fälle  willkührlich  und  etwa  nur  den 
augenblicklichen  Auffassungen  angepasst  ist.  Das  ist  auch  auf  diesem  Wege  der 
Casuistik  schwerlich  zu  vermeiden.  Die  Anwendung  des  Reohts  wird  dadurch  bald  zu 
sehr  erweitert,  bald  zu  sehr  verengert  Vgl.  z.  B.  die  ExpropriationsHille  unter  der 
Rubrik  „Anlegung  öffentlicher  Gebäude  und  Plätze**  (Meyer,  Expropriation.  S.  249, 
Anmerkung  H),  wo   man   mitunter  zweifelhaft  sein  kann,  ob  die  Zulassung  der  Ent- 
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-eignuDg  Dicht  schon  za  weit  geht.  In  einigen  Fällen  Verden  die  Meinungen  aach 
getheilt  bleiben,  aber  doch  die  Zalassung  der  Enteignung  mit  ganz  guten  Gründen 
unterstützt  werden  können.  So  in  der  Streitfrage,  ob  Enteignungen  zu  blossen 
Verschön  er  ungszwecken  zu  gestatten  seien,  was  die  Gesetze  mehrfach  versagen  (so 
im  Aligemeinen  bei  uns,  nicht  in  Italien,  siehe  Neu  mann,  Steuer,  S.  221  ff.).  Denkt 
man  an  die  allgemein  günstige  ästhetische  Einwiriiung  auf  die  Bevölkerung,  deren 
Kunstsinn,  Geschmack,  als  auf  etwas  Veredelndes,  die  Productivität  Erhöhendes,  Er- 
freuendes —  grosse  schöne  öffentliche  Bauten  die  beste  und  populärste  „Kunstschule"'!  — , 
so  wird  man  derartige  Enteignungsfälle  wohl  rechtfertigen  können.  —  Andere  Streit- 
frage in  Betreff  der  ganzen  „Zonenenteignung*'  bei  Stadterweiterungen ,  wo  ge- 
rechtfertigte Gemeinschaftsinteressen  und  Bestrebungen,  GrundstUckspeculadonen  mit 
ihren  nachtheiligen  Wirkungen  zu  Ferhindem,  mitsprechen.  Siehe  den  genannten 
Aufsatz  7on  Adickes  im  Braun 'sehen  Archiv,  Band  VI. 

III.  —  §.  233  [374].  Es  gilt  daher,  ein  Princip  für  die 
Begründung  und  Begrenzung  der  Zwangsenteignung 
aufzusuchen,  das  nicht  so  vage  und  daher  so  dehnbar  ist,  wie 
^dasjenige  des  ^^Öffentlichen  Interesses'^  allein,  und  nicht  dem 
Einwand  der  Willkühr,  wie  die  Aufzählung  einzelner  Expropriations- 
fälle, ausgesetzt  ist.  Ein  solches  Princip  muss  nothwendig  aus 
der  Beziehung  der  Privateigenthumsordnung  und  der  Yertheilung 
der  Eigenthumsobjecte  zur  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  und 
zu  deren  beider  geschichtlicher  Entwicklung  abgeleitet  werden. 

A.  Ein  bedeutender  Versuch  in  dieser  Richtung  ist  von  L.  Stein 
in  seiner  Entwährungslehre  und  seinem  System  der  Ent- 
währung  gemacht  worden.^)  Dieser  Versuch  ist  in  seinem  Aus- 
gangspuncte  und  insoweit  auch  in  seiner  Durchführung  grund- 
sätzlich durchaus  richtig,  als  nemlich  eine  Reihe  von  Staatseingriffen 
in  die  Eigenthumsordnung  auf  ein  oberstes  Princip  zurückgeführt 
and  unter  einem  allgemeinen  Begriff,  dem  der  „Entwährung'^, 
zusammengefasst  wird.  Gleichwohl  leidet  Stein 's  Entwährungs- 
lehre an  einem  wesentlichen  Mangel,  welcher  freilich  mit  der 
Grundauffassung  dieses  Schriftstellers  eng  zusammenhängt,  —  an 
der  willkührlichen  Einzwängung  der  Entwährung  in  die  von 
Stein  construirte  geschichtliche  Entwicklungsschablone  der  Ge- 
schlechter-, ständischen  und  staatsbürgerlichen  Ordnung.  ^)  Dadurch 
wird  das  Gebiet  der  Entwährung,  als  deren  blosse  Unterart  in  der 
staatsbürgerlichen  Gesellschaft  Stein   die   Enteignung  betrachtet. 


*)  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  67— 92,  293  fF.  Derselbe,  Handbuch,  1.  Auf- 
lage, S.  144 — 150,  3.  Auflage,  II,  591  ff.  Vgl.  Über  die  üebercinstimmung  und  Ab- 
weichung der  Lehre  im  Texte  7on  Stein  auch  unten  §.  241  ff.  Vgl.  auch  in  Grund- 
legung I,  §.  328  über  die  dort  sogenannten  Enteignungsbedurfnisse,  als  Hauptart 
der  räumlichen  Gemeinbedarfnisse. 

*)  Siehe  besonders  Stein,  VII,  72  ff.,  74  ff.,  81,  294.  Er  stellt  fünf  Gebiete 
der  EntWährung  auf:  drei  davon  aus  der  Geschlechterordnung,  Grundentlastung, 
Gemeinheitstheilung,  Ablösung,  zwei  aus  der  staatsbürgerlichen  Ordnung, 
Enteignung  und  Staatsnothrecht. 
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willkührlich  verengt  und  ein  weiterer  Fortschritt  über  die  sogenannte 
staatsbürgerliche  Periode  hinaus  nicht  einmal  als  Möglichkeit 
statuirt.^)  Auch  erscheint  es  nicht  richtig,  mindestens  nicht  noth- 
wendig,  die  Frage  der  Entschädigung  so  in  den  VordergruDd 
zn  schieben,  wie  es  in  der  Stein 'sehen  Entwährungslehre  geschieht 
(§.  241  ff.).  Statt  die  Zwangsenteignung  als  einen  Specialfall  der 
Entwährung  anzusehen,  wird  richtiger  umgekehrt  die  Enteignung 
alsallgemeinesRechtsprincip  hingestellt.  Diejenigen  Special- 
fälle,  bei  welchen  Entschädigung  gegeben  wird,  allerdings  die 
Haupttalle,  kommen  dann  unter  den  Begriff  „Entwährung'^  aU 
die  eine  Hauptkategorie  der  Enteignung  neben  der  zweiten,  welche 
die  Fälle  umfasst,  wo  keine  Entschädigung  stattfindet. 

Es  muss  daher  doch  noch  ein  anderer  Versuch  zur  Stützung 
der  Enteignung  gemacht  werden. 

§.  234  [375].  —  B.  Das  Princip  für  die  Begründung  und  die 
Begrenzung  der  Enteignung  liegt  nicht  schlechtweg  im  „öf  fent- 
liehen  Interesse^',  sondern  nur  in  demjenigen  öffentlicbea 
Interesse,  welches  gebieterisch  eine  der  beiden  genannten  Haup^ 
Veränderungen  im  volkswirthschaftlichen  Productionsprocesse  fordert, 
welche  oben  (§.  228)  gekennzeichnet  wurden:  eine  wesentliche 
Umgestaltung  einmal  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  sodann 
auch  des  einzelwirtbschaltlichen  Productionsbetriebs,  speciell  der 
Bodenbenutzung,  weil  und  soweit  diese  Veränderungen  als  wesent- 
liche Bedingungen  —  man  kann  auch  hier  nicht  sagen:  eine 
conditio  sine  qua  non,  weil  dies  kaum  je  zu  erweisen  ist  —  für 
die  Fortentwicklung  des  Volkslebens  anerkannt  werden. 

Hier  bleibt  freilich  selbst  in  der  Theorie  immer  noch  ein 
Spielraum  für  die  subjective  Ansicht  des  Gesetzgebers,  in  Bezug 
auf  die  Beurtheilung  sowohl  des  Ziels  dieser  Fortentwicklung,  als 
auch  der  nothwendigen  Mitwirkung  jener  Veränderungen  im  Pro- 
duetionsprocess  zum  Behufe  der  Erreichung  dieses  Ziels.  Einen 
solchen  Spielraum  zu  gewähren,  ist  jedoch  unvermeidlich.  Ihn 
unbedenklich  zumachen,  ist  die  Aufgabe  des  formellen  Theils 
des  Enteignungsrechts   (s.  u.   §.  247).     Dieser   Spielraum  ist  aber 

*)  Vgl.  z.  B.  Stein,  VII,  294,  wo  es  heisst:  „Die  Wirthschaftslehre  zeigt 
dass  die  erste  Bedingung  der  vollständigen  wirthschaftlichon  EDtwicklong  jedes 
Einzelnen  in  der  vollen  Freiheit  des  Erwerbs  liegt.  Jeder  Zastand,  der  diese 
volle  Freiheit  des  individuellen  Erwerbs  beschränkt,  ist  daher  ein  Widersprach  mit 
dem  Grundprincip  der  staatsbürgerlichen  (iebellschaft.**  Hiernach  w&re  extreme 
Manchesterpolitik  das  Grundprincip  der  modernen  GcseUschaft!  —  Glücklicher  Weise 
nur  eine  petitio  principii. 
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principiell  und  practisch  viel  enger,  als  bei  der  üblichen  Begrün- 
dung und  Enteignung  kurzweg  mit  dem   ^^öffentlichen  Interesse^^ 

Jede  volkswirthschaftliche  und  gesellschaftliche  Entwicklungs- 
stufe eines  Volks  hat  als  Product  der  bisherigen  Geschichte  eine 
bestimmte  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  eine  bestimmte 
Oestaltung  der  Technik,  des  einzelwirthschaftlichen  Betriebs  und 
der  Bodenbenutzung  auf  der  Grundlage  einer  bestimmten  Ver- 
theilung  des  Eigenthums  am  Boden  und  Kapital  an  bestimmte 
rechtliche  Verfüger  (Gemein-  und  Privateigenthüraer,  Besitzer). 

Erweist  sich  eine  Veränderung  dieser  Organisation  und  dieser 
Gestaltung  der  Technik  und  des  Betriebs  im  Volksbewusstsein  bei 
unbefangener  Prüfung  als  eine  wesentliche  Bedingung  der  Fortr 
entwicklung  des  Volkslebens;  kann  jene  Veränderung  aber  nur 
durch  eine  veränderte  Vertheilung  des  Eigenthums-  und  Verfügungs- 
recbts  an  individuellen  (nicht  fungiblen)  Productionsmitteln 
erreicht  werden  und  ist  diese  letztere  nicht  vertragsmässig  zu 
erlangen :  dann,  aber  auch  nur  dann,  muss  das  Privateigenthum 
dem  so  constatirten  öffentlichen  Interesse  weichen  und  darf  die 
Enteignung  Platz  greifen.  Ob  diese  Voraussetzungen  im  concreten 
Falle  vorliegen,  darüber  muss  eine  möglichst  objective  Prüfung 
stattfinden.  Für  letztere  die  richtigen  Garantieen  zu  schaffen,  sei 
es  durch  die  Uebertragung  der  Entscheidung  in  jedem  einzelnen 
Falle  an  die  Gesetzgebung  oder  an  eine  (namentlich  höhere)  Ver- 
waltungsinstanz, ist  die  Aufgabe   des  formellen  Enteignungsrechts. 

Wesentlich  beistimmend  und  ähnlich  Neumann  (Steuer,  S.  232).  wie  er  auch 
henrorhebt,  unter  Bezugnahme  auf  den  ersten  Absatz  des  §.  233  (in  2.  Auflage  §.  374). 
Er  sagt:  ,,ob  des  blossen  Nutzens  halber  oder  auch  zur  Erzielung  von  Annehmlich- 
keiten, ob  nur  zur  Erreichung  materieller  VortheUe  oder  auch  mit  Bttcksicht  anf  zu 
erzielende  YerschOnerungcn  und  Kunstgenüsse  u.  s.  w.  cxpropriirt  werden  darf,  das 
alles  sind,  so  allgemein  gestellt,  mUssige  im  Grunde  gar  nicht  zu  beantwortende  Fragen. 
Worauf  es  aUein  ankommt,  das  ist  .  .  .  ob  nach  den  einschlagenden  Verhältnissen 
der  Zweck,  dem  die  bezügliche  Unternehmung  dienen  soll,  an  sich  von  so  henror- 
ragender  Bedeutung  ist,  dass  es  angezeigt  erscheint,  um  seinetwillen  den  Eigeninter- 
essen Anderer  Opfer  aufzulegen.''  Diese  Eigeninteressen  seien  der  Expropriation 
gegenüber  ähnlich  zu  erwägen,  wie  gegenüber  der  Steuer.  —  Die  obigen  Worte  im 
Text  (2.  Auflage,  S.  799):  dann,  aber  auch  nur  dann  .  .  .  darf**  versiehf  Neumann 
dagegen  mit  einem  Fragezeichen  und  nennt  das  „an  sich  nicht  Unrichtiges  über- 
treiben''.    Ich  glaubte  doch,  sie  stehen  lassen  zu  sollen. 

Diese  Begründung  und  Begrenzung  des  Enteiguungsrechts  ist 
eine  Gonsequenz  jener  Auffassung,  welche  in  der  Privateigeuthums- 
institution  in  erster  Linie  eine  vom  Gemeinschaftsinteresse 
geforderte  Einrichtung  sieht  und  dieselbe  nur  soweit  billigt. 
Die  Noth wendigkeit,  ein  allgemeines  ßechtsprincip  der  Zwangs- 
enteignung   im    öfientlichen    Interesse    zu    statuiren,     liefert    den 
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Beweis  ftir  die  Richtigkeit  jener  AnfTassniigy  mithin  der  frfiheren 
Begrttndnng  des  Privateigenthums  anf  die  sogenannte  Legaltheorie 
(§.  120  ff.)  und  der  in  diesem  Werke  vertretenen  socialökoDomischen 
(^^gesellschaftlichen'',  Ihering)  Privateigenthnrnstheorie,  welche  ihrer- 
seits eine  Consequenz  des  Princips  socialer  Coexistenz  der  Individuen^ 
daher  auch  der  Privateigenthümer  ist. 

IV.  —  §.  235  [376].  Das  Enteignungswesen  in  Ab- 
hängigkeit von  den  socialökonomischen  Entwicklungs- 
stufen. In  den  verschiedenen  geschichtlichen  Phasen  der 
Volkswirtbschaft  und  Gesellschaft  trifft  die  Zwangsenteignung  ver- 
schiedene Eigenthnmsobjecte,  je  nach  der  Verschiedenheit  des 
Ziels  der  ökonomischen  und  socialen  Entwickelnng  und  je  nach 
der  factischen  Ausdehnung  des  Privateigenthums  an  ProdnctioDS- 
mitteln,  an  Unfreien,  an  Kapital,  besonders  an  Grund  und 
Boden.  Jedes  Zeitalter  bedarf  daher  ein  anderes  Ent- 
eignungsrecht uud  in  jedem  Zeitalter  haben  verschiedene 
Enteignungsfälle  die  hauptsächlichste  praktische  Bedeutung.  Dies 
darf  aber  nicht  täuschen  über  das  allgemeine  gleiche  Princip  der 
Begrtlndung  und  Begrenzung  allen  Enteignungsrechts  und  über  die 
Subsnmption  aller  Einzelfälle  unter  den  allgemeinen  Begriff. 

A.  In  dem  unserer  jetzigen  Epoche  zunächst  voran- 
gegangenen Zeitalter  der  Wirthschafts-  und  Gesellschaftsgeschichte 
und  der  technischen  Entwicklung  war  in  den  Volkswirthschaften 
der  europäischen  Cniturstaaten  das  Entwicklungsziel:  die  Her- 
stellung voller  persönlicher  Freiheit,  auch  im  ökonomischen  Ge- 
sammtinteresse ;  die  Befreiung  der  Arbeit  von  ihren  Fesseln  durch 
die  privatrechtliche  Herrschaft  eines  Herrn  (Grundherrschaft)  oder 
durch  die  geschichtlich  überkommenen  Bechtsordnungen  (Dorfmark- 
verfassung, Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Bannrechte,  Handels- 
monopole und  Privilegien,  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  übermässig 
hohe  Ein-  und  Ausfuhrzölle  etc.);  damit  verbunden,  Voraussetzung 
und  Folge,  war  das  Ziel  weiter:  die  volle  Entwicklung  des 
Privateigenthums,  die  Befreiung  desselben,  namentlich  des 
Grundeigenthums ,  von  älteren  Pflichten,  Lasten  und  Verfügungs- 
beschränkungen (Reallasten  etc.).  Alles  wesentlich  mit  zu  dem 
Endzweck,  das  privatwirthschaftliche  System  sich  voll- 
ständiger und  freier  ausbilden  zu  lassen.^)    Daher  zur 

')  Vgl.  Stein  a.  a.  0.,  besonders  über  Grondentlastungen  VII,  93  ff.,  AblOsangeo 
234  ff.,  Gomeinheitstheilungen  253  ff.  Uebrigens  auch  hier  mehrfach  noch  zu  enge 
Abgrenzung  des  Gebiets. 
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ErreicbuDg  dieses  Ziels  nun  auch  mehrfach  zwangsweise  Eingriffe 
in  das  Privateigenthum  der  Berechtigten  (an  Sachen,  wie  an 
Rechten),  mithin  ein  Enteignangsrecht ,  durch  welches  in  dem 
practisch  besonders  wichtigen  Falle  der  agrarischen  Verhältnisse 
dann  auch  ein  intensiverer  Boden  bau  ermöglicht,  weil  in  das 
Interesse  des  von  Lasten  (vollends  in  Rohertragsqaotenform  wie 
beim  Zehnten!)  befreiten  Grundeigenthümers  gestellt  wurde. 

1.  Die  Hanptfälle  der  Enteignung  in  dieser  etwa  von  der  zweiten  Hälfte  de» 
forigen  Jahrhunderts  beginnenden  und  gegenwärtig  grOsstentheils  schon  hinter  uns 
liegenden  Entwicklungperiode  sind:  Aufhebungen  von  Rechten  zu  Gunsten 
Verpflichteter,  beziehentlich  zu  Gunsten  freien  Verkehrs  und  aller  daran 
Interessirten  (siehe  unten  §.  241):  die  gesetzlichen  Leibeigenen-Eman- 
cipationen,  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeiten  und  ähnlicher  persönlicher  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse und  Dienstpflichten  (Frohnden);  unter  Einbeziehung  der  unter 
europäischem  Einfluss  stehenden  Länder  in  anderen  Erdtheileu:  auch  die  gesetz- 
lichen Aufhebungen  der  Sclaverei  (§.  42):  die  Grundentlastungen  und 
Ablösungen  aller  Art  im  Gebiete  der  Land wirthschaft,  der  Gewerbe,  des  Handels, 
der  Communicationen. 

Näheres  in  den  praktischen  Theilen  dieses  Werks,  besonders  in  Hauptabtheilung  3 
(Agrar-  und  Gewerbepolitik).  Vgl.  Bau,  Volkswirthschaftspolitik  1,  §.  40  ff.,  2, 
§.  204a;  Boscher,  II,  §.  117  ff.;  Buchenberger  I,  Kapitel  1.  Auch  die  Fälle 
der  Ablösung  von  Privatzollrechten  und  von  See-  und  Flusszölien  einzelner  Staaten 
(Sund-,  Stader-,  Scheidezölle,  mecklenburi^ischer  Antheil  au  den  ElbzöUen  u.  s.  w.) 
gehören  hierher. 

2.  Dazu  traten  nur  erst  mehr  noch  vereinzelte  Fälle  derjenigen  Enteignung, 
welche  mitunter  diesen  Namen  in  einem  engeren  Sinne  führt:  der  Enteignung  mit 
der  Bechtswirkung  der  Abtretung  oder  Uebertragung  eines  Bechts  (regelmässig 
des  Eigenthumsrechts)  von  dem  Berechtigten  an  einen  Dritten  (siehe  unten  §.  242). 
Hierher  gehören  thatsächlich  besonders  Enteignungen  bestimmter  einzelner 
Grundstücke,  um  einen  der  Annahme  nach  vom  Gesammtinteresse  geforderten 
Wechsel  in  der  ökonomisch -technischen  Benutzungsart  des  Bodens  und  eine 
höhere  Ertragsfähigkeit  ländlicher  Grundstücke  zu  erzielen,  z.  B.  Expropriation 
für  militairische  Zwecke,  Befestigungen,  Wegebau,  Bergbau,  für  die  Herstellung  von 
arrondirten  Feldmarken  —  Zusammenlegung  der  Grundstücke  — ,  von  Ent-  und  Be- 
wässerungsanlagen, für  die  Schihbarmachung  von  Strömen,  z.  B.  Beseitigung  von  Mühl- 
wehren und  Mühlwerken  u.  s.  w. 

8.  Eine  besondere  Stellung  nehmen  ein  und  auch  älteren  Ursprungs  (bei  uns 
namentlich  seit  der  Beformation  des  16.  Jahrhunderts)  sind  die  Säcularisationcu 
des  geistlichen  Guts,  insbesondere  wieder  des  Grundeigentums,  wo  aber  auch 
nach  einem  Gefühl  des  Widerspruchs  dieses  Eigenthums  mit  den  Bedürfnissen  der 
gesellschaftlichen  Entwicklung  vorgegangen  wird  (so  namentlich  und  deutlich  bei  den 
Säcularisationen  des  geistlichen  Guts  in  kathc  lisch  gebliebenen  Ländern).  Einzelne 
grössere  und  mitunter  .allgemeinere  Gonfiscationen  des  Vermögens,  besonders 
wieder  des  Grundeigenthnms,  gegen  besiegte  Feinde,  abtrünnige  Grosse,  Auswanderer, 
„Ketzer**  und  Fremdgläubige,  ganze  Stände,  wie  in  bewegten  Zeiten,  gehen  durch  die 
Geschichte  aller  Völker.  Auch  wo  sie,  was  ja  z.  B.  in  Botreff  Einzelconiiscationen  als 
Strafe  nicht  noth wendig  der  Fall  ist  noch  war,  einen  Bruch  des  formellen  Privat- 
eigenthnmsrechts  darstellen,  erfolgen  sie  aber  doch  aus  allgemeinen  Bücksichten  auf 
das,  was  für  das  „öffentliche  Wohl'*  (wenn  auch  das  damit  identificirte  Interesse 
der  jeweilig  herrschenden  Macht,  des  Fürsten,  in  demokratischen  Revolutionszeiten 
des  „souveränen  Volks^*)  einmal,  in  solchen  Momenten  wenigstens,  gilt.  Säculari- 
sationen fallen  wohl  ganz  unter  den  Enteignungsbegriff:  man  will  dadurch  eben 
abändernd  in  die  Eigenthamsvertheilung  und  in  die  davon  abhängige  volkswirth- 
schaftliche  Organisation  eingreifen.  Allgemeinere  Gonfiscationen,  z.B.  des  Bodens 
unterworfener  Völker  oder  Theilung  des  Bodens  zwischen  den  Unterworfenen  und  den 
erobernden  siegreichen  Herren,   wie  im  römischen  Weltreich  und  dann  wieder  durch 
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die  GenoaDeii  auf  dem  eroberten  Gebiet  de»  Ersteren,  kdute  mmu  wohl  «ich  nock 
UDter  den  Enteignungsbegriff  mitbringeii.  Nor  Specialcoofiscanonen.  rar  Straf« 
Q.  s.  w„  fallen  nicht  darunter,  wenn  dabei  anch  renrandte  Gesichtspuncte  gvirrade  atck 
rolkswirtbschaftlicher.  socialer  Art,  fftr  die  Begrftndiing  mitspielen  kdonen. 

§.  236  [377].  —  B.  Das  EDteignnngswesen  der  Gegenwart 
DDterseheidet  sich  schon  jetzt  Ton  demjenigen  der  letzten  Periode 
factisch  nnd  principiell  erheblich.  Die  Enteignaogen .  welche  ge- 
wisse Rechte  als  solche  anfhohen  und  in  dieser  Periode  die 
Hanptfälle  darstellten,  sind  jetzt  meistens  erledigt  nnd  werden  sich 
in  dieser  Weise  kaum  wiederholen.  Die  bisher  yereinzelten 
Fälle  der  Abtretung  von  Eigenthnm  an  Dritte  treten  dagegen, 
besonders  in  Verbindung  mit  dem  modernen  Communications- 
wesen,  immer  zahlreicher  und  bedeutsamer  henor.  I>emgemäs8 
ist  auch  das  neueste  Enteignungsrecht  vornemlich  für  diese  Fälle 
bestimmt.  Die  möglichste  Rücksicht  auf  die  Schonung  des  einmal 
bestehenden  Privateigenthums  tritt  zwar  noch  sehr  deutlich  hervor, 
so  in  der  thatsächlich  immer  noch  verhältnissmässig  beschränkten 
Anwendung  des  Enteignungsrechts,  auch  bei  ausgedehnterer  gesetz- 
lich zugelassener  Möglichkeit  der  Anwendung,  in  der  Beibehaltuog 
grösserer  Formalitäten  bei  der  Anwendung  des  Rechts  in  jedem 
einzelnen  Falle ,  in  den  Bestimmungen  über  Gewährung  und 
Sicherstellung  der  Entschädigung.  Aber  im  neueren  Enteignungs- 
recht wird  das  „öffentliche  Interesse'*  offen  als  allgemeines  leitendes 
Hauptprincip  anerkannt,  dem  das  Privateigenthnm  weichen  muss. 
Denn  indem  die  Gesetzgebung  die  Enteignung  (meist  nur  des 
Grundeigenthums)  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  zulässt, 
stellt  sie  mit  dieser  Beschränkung  doch  schon  dieses  ausser- 
ordentlich vage  und  dehnbare  Princip  als  das  eigentlich  ent- 
scheidende Motiv  für  die  Entziehung  oder  Beschränkung  des  Privat- 
eigeutbnms  hin.  Die  Tendenz  einer  thatsächlich  weiteren  Ausdehnung 
der  Anwendung  des  Enteignungsrechts  in  der  Verwaltungspraxis 
gebt  damit  Hand  in  Hand. 

Das  prcussischc  Gesetz  über  die  Euteiirnand:  von  GrundeigeDtbum  vom 
11.  Juni  1^74  sagt  z.  B.  in  §.  1:  ,,Das  Grundeigeuthum  kann  nur  aus  Gruudea 
de^  öffentlichen  Wohls  für  ein  Unternehmen,  dessen  Aosfühning  die  Ausübung 
de<  Enteignungsrechts  erfordert,  gegen  vollständige  Entschädigung  entzogen  oder  be- 
schränkt werden*'.  In  dieser  Wortfassung  liegt  allerdings  noch  eine  Hindeutimg 
darauf,  dass  das  Enteignungsrecht  nach  der  älteren  privatrechtlichen  Auffassung  ein 
„anomalisches  Kccht"  gegenüber  der  Regel  der  ün verletzlichkeit  des  Privateigenthums 
sei.  Indessen  ist  der  Cebergang  von  „nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls" 
in  „aus  Gründen  des  ölientliclien  Wohls  immer"  ein  so  leichter,  so  naheliegender, 
dar>:)  man  wohl  zugeben  muss,  mit  jenem  Paragraphen  Hessen  sich  alle  wie  weit  immer 
gehende  socialibtische  und  bodenbesitzreformerische  Porderungcn  in  Bezug  auf  Grund- 
eigeuthum gesetzlich  durchführen.  \g\.  auch  hier  besonders  Koumann's  Aus- 
führungen  über  Ött'entliches  Interesse  a.  a.  0.   und    die  oben  genannte  Enteignuugs- 
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litteratar,  auch  die  juristische,  welche  regelmässig  mit  diesem  Moment  die  Enteignung 
za  begründen  sucht  und  Wesen  und  Bedeutung  derselben  näher  erörtert,  z.  B. 
Grdnhut  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Artikel  Enteignung,  II,  250  ff. 

Dies  findet  seine  Erklärung  and  Rechtfertigung  in  der 
modernen  wirthscbaftlichen ,  socialen ,  technischen  Entwicklung ; 
auch  in  der  fortschreitenden  Erkenntniss  der  Naturwissenschaften 
in  Bezug  auf  die  Abhängigkeit  der  physischen  Gesundheit  des 
Menschen  Ton  bestimmten  äusseren  Verhältnissen  der  Natur  und 
des  menschlichen  Zusammenlebens. 

Eine  Grenze  der  Anwendung  des  Enteignungsreebts  liegt 
jedoch  nicht  in  dem  Princip  des  „öffentlichen  Wohls**  oder 
^^öffentlichen  Interesses'^,  welches  an  und  ftir  sich  ein  ebenso 
grenzenloses  Princip  als  dasjenige  des  absoluten  Privateigentbums 
ist.  Die  richtige  Grenze  liegt  vielmehr  nur  wieder  in  dem  Be- 
dfirfniss  nach  wesentlich  veränderter  Organisation  der  Volkswirth- 
fichaft  und  Umgestaltung  des  einzelwirthschaftlichen  Productions- 
betriebs,  speciell  der  Bodenbenutzung,  wie  sie  beide  das  öffent- 
liche Wohl  oder  Interesse  in  modemer  Auffassung,  d.  h.  die 
Entwicklung  des  modernen  Volkslebens  fordert. 

In  der  vergangenen  Periode  nun  verlangte  das  öffentliche 
Wohl,  in  der  damals  herrschenden  Auffassung  von  dem  richtigen 
Entwicklungsziel  des  Volkslebens,  in  der  Hauptsache:  möglichst 
freie  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  der  freien 
Concurrenz  und  Steigerung  der  volkswirthschaftlichen  Production 
in  privatwirthschaftlicher  Form;  Sieg  des  Individualismus,  des 
Individualprincips  über  das  Gemeinschaftsprincip  und  eine  dem- 
gemässe  Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft. 
Das  Enteignungsrecht  ist  dementsprechend  gestaltet  worden. 

Dies  sind  die  leitenden  Gesicbtspuncte  in  St  ein 's  Entwährungslehre,  die  sich 
damit  aber  nothwcndig  selbst  als  die  Lehre  einer  Entwicklungsphase  der  Ent- 
w&hrung  kennzeichnet,  mithin  zu  eng  ist  (siehe  oben  §.  233). 

Für  die  Gegenwart  und  die  demnächstige  weitere  Zukunft 
ist  bei  uns  die  Ausdehnung  des  gemein-,  speciell  des  zwangs- 
gemein wirthscbaftlichen  Systems  und  eine  neue  technisch -öko- 
nomische Gestaltung  des  einzelwirthschaftlichen  Productionsbetriebs, 
wesentlich  mit  nach  richtig  erkannten  naturwissenschaftlichen  An- 
forderungen, die  Signatur. 

Und  ZW2LT  um  die  (natürlichen)  Productionskosten  zu  Fermindern,  mehr  und 
Besseres  zu  produciren,  die  im  Productionsprocess  unmittelbar  thätigen  Personen,  die 
^.Arbeiter"'  besser  zu  stellen,  weniger  zu  gefährden,  ihr  Arbeitsmaass  zu  7erringeni, 
ihre  Arbeitsart  günstiger  zu  gestalten  (daher,  unter  Umständen,  um  den  Grossbetrieb 
mehr  zu  ermöglichen),  endlich  auch  um  die  Yerthcilung  des  Productionsreinertrags 
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mehr  dem  ?orschwebenden  BocialOkonomiscbeu  Ziel  (GroDdlegong  I,  §.  266  ff.)  gem&ss 
zu  berirken  and  so  die  ganze  Lebenslage,  die  sanit&ren,  socialen,  ethischen,  geistigen 
Lebensrerh&ltnisse  der  Bevölkerung  zu  ferbessern.  Die  dichtere  Be?Olkerang  schafit 
selbst  immer  complicirtore  Lebensbedingungen.  Die  Entwicklang  der  Katarwissen- 
schaften and  der  Technik  lehrt  die  physischen  anter  diesen  Bedingungen  immer 
mehr  erkennen  und  zugleich  im  Interesse  der  Menschen  durch  zweckmässiges  Ein- 
greifen günstig  gestalten,  die  Naturkräfte  dem  Menschen  immer  mehr  dienstbar 
machen,  neileicht  am  Grossartigsten  im  Communications-  und  Transportwesen,  —  aber 
doch  überhaupt  in  der  ganzen  Production. 

Die  erforderliche  Umgestaltung  des  Wirtbscbaftslebens  setzt 
DUD  abermals  eine  veränderte  Vertbeilang  nnd  Gestaltung  des 
Eigenthums  an  and  des  Verfügungsreebts  über  die  privaten  Kapi- 
talien and  Grundstücke  zar  Erreichung  dieser  Zwecke  voraus. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit  eines  ebenfalls  veränderten 
Gnteignungsreehts  and  einer  anderen  Venvaltungspraxis  auf  Grand 
dieses  Rechts  für  unsere  Zeit. 

§.  237  [378].  —  G.  Die  specielle  Gestaltung  des  Enteignungs- 
rechts  and  der  Verwaltungspraxis  in  den  verschiedenen  Caltar- 
staaten  hängt  natürlich  von  dem  speciellen  Bedürfniss  nach  Ent- 
eignungen in  jedem  einzelnen  Staate  und  practisch  wohl  mehr  noch 
von  den  Ansichten  ab,  welche  sich  über  die  Nothwendigkeit  und 
Zulässigkeit  der  Enteignung  filr  bestimmte  Fälle  im  Volksbewusstsein 
bilden  und  Herrschaft  verschaffen  und  alsdann  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  beeinflussen.  Hier  stehen  sich  gewöhnlich  die 
Ansichten  der  verschiedenen  Interessenteukreise  zunächst  ziemlich 
schroff  gegenüber  und  auch  ausserhalb  dieser  Kreise  stehen  die  prin- 
cipiellen  Anschauungen  im  Gegensatz. 

Ohne  einen  Druck  auf  die  Berechtigten  wird  nicht  leicht  eine  Grundcntlastungs- 
und  Ablösungsgesetzgebung  durchgesetzt.  Wäre  dem  nicht  so,  so  bedürfte  es  nicht 
des  Bechtszwangs  statt  des  freien  Vertrags.  Und  das  GefQhl  eines  ihnen  wider- 
fahrenen materiellen  Unrechts  verlieren  die  Berechtigten  auch  bei  Tölliger  formaler 
Legalität  des  Verfahrens  und  bei  genügender  Entschädigung  nicht  leicht,  weil  sie  von 
einem  besonderen  Eingriff  in  ihr  Privateigenthum  und  damit  in  ihre  private  Rechts- 
sphäre getroä'en  sind.  Die  grossen  socialpolitischen  Parteigegensätze  kommen  in  der 
principiellen  Stellang  zum  Enteignungsrecht  besonders  zum  Vorschein.  Die  Einen 
sehen  in  der  engsten  Beschränkung  dieses  Rechts  ein  conservatives  Interesse  ersten 
Rangs,  weil  es  sich  um  den  Eingriff  in  die  hauptsächliche  Institution  des  privaten 
Vermögensrechts  und  damit  nach  ihrer  Ansicht  um  eine  der  ersten  Bedingungen  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  handelt  Die  Andern  wollen  das  Individualprincip  möglichst 
unverletzt  erhalten.  Die  Dritten  gehen  dagegen  in  ihren  Forderungen  weiter,  weil 
sie  principiell  das  Gemeinschaftsinteresse  über  das  Individualinteresse  setzen  und  des- 
halb bereitwilliger  die  Erfüllung  der  Bedingung  anerkennen,  dass  der  FaU  des  öffent- 
lichen Wohls  vorliege  und  das  Privateigenthum  weichen  müsse. 

Aus  dem  Kampfe  dieser  verschiedenen  Ansichten,  Interessen 
und  Neigungen  bildet  sich  das  jeweilig  geltende  Enteignungs- 
recht und  mebr  noch,  wenn  einmal  das  allgemeine  Princip 
des  ^^öffentlichen  Wohls''  angenommen   ist,   die  Verwaltnngs- 
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praxis  in  Betreff  der  Anwendung  jenes  Rechts.  In  der  Kegel 
werden  auch  hier  in  Eecht  and  Verwaltung  Gompromisse  zwischen 
den  verschiedenen  Interessen  und  Anschauungen  geschlossen  werden. 
Das  natürliche  und  berechtigte  Streben  jedes  Zeitalters  ist  aber^ 
dass  die  zum  Bewusstsein  gekommenen  Bedürfnisse  der  Fort- 
entwicklang  der  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  in  der  oben 
dargelegten  Weise  im  Enteignungsrecht  und  in  seiner  praktischen 
Anwendung  zur  Geltung  kommen.  Dies  wird  schon  durch  den 
bisherigen  im  Grossen  und  Ganzen  gleichmässigen  Gang  der  Aus- 
bildung dieses  Rechts  in  der  mittel-  und  westeuropäischen  Cultur- 
weit  bestätigt.  Schon  deshalb  kann  man  hier  auf  eine  im 
Wesentlichen  gleiche  Fortbildung  des  Enteignungrechts 
unter  dem  Einfluss  der  im  Wesentlichen  gleichen  Ursachen 
mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  schliessen. 

Diese  gleichen  Ursachen  liegen  in  den  socialen  und  ökono- 
mischen Verhältnissen;  in  dem  bisherigen,  immer  bedenklicher 
empfundenan  Uebergewicht  des  privatwirthschaftlichen  Systems; 
in  dem  schärferen  Hervortreten  des  volkswirthschaftlichen  Ver- 
theilungsproblems  neben  oder  vor  dem  bisher  einseitig  berück- 
sichtigten Productionsinteresse ;  in  der  wachsenden  auch  auf  natur- 
wissenschaftliche Fortschritte  zurückzuführenden  Einsicht  in  die 
natürlichen  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  und  in  die  social- 
politischen  Wirkungen  der  Institute  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung, wie  vor  Allem  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital 
und  wie  Erbrecht;  endlich  in  der  im  Ganzen  gleichartigen  Ver- 
theilung  des  Privateigenthums  an  Prodactionsmitteln  in  den  alten 
dichtbevölkerten  Culturstaaten  Europas. 

Der  Osten  Europas  und  sein  Hanpttheil,  Russland,  und  der  Westen  der 
occidentalischen  Culturwelt,  Tornehmlich  Nordamerica  mit  seinen  grossen  noch 
unbebauten  Landstrichen,  bieten  in  fielen  der  genannten  Verhältnisse  wesentliche 
Verschiedenheiten  Ton  dem  alten  sttd-,  mittel-  und  westeuropäischen  Gulturgebiete. 
Sie  bedürfen  deswegen  des  hier  erforderlichen  Enteignnngsrechts  nicht  oder  noch 
nicht,  jedenfalls  nicht  in  derselben  Ausdehnung.  —  Im  Jahre  1878  sollen  an  600,000 
Arbeiter  aus  den  Ostlichen  Staaten  in  den  Westen  der  Vereinigten  Staaten  zur  An- 
Siedlung  gewandert  sein,  das  Generallandamt  hat  acht  Millionen  Acres  yerkauft.  Unter 
solchen  Verhältnissen  nimmt  Alles  eine  andere  Gestalt  an  1  Insofern  hängt  hier  Vieles 
wieder  von  einem  der  wichtigsten  Momente  des  BevOlkerungswesens,  Ton  der  Volks- 
dichtigkeit,  ab,  weshalb  auch  hier  auf  die  Ausführungen  in  Grundlegung  I,  §.  230 
bis  238  Bezug  zu  nehmen  ist 

§.  238  [379].  —  D.  Als  die  Hauptgebiete  des  bereits  in 
der  Bildung  begriffenen  Enteignungsrechts  unserer  nächsten  öko- 
nomischen und  socialen  Entwicklungsperiode  lassen  sich  demnach 
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wohl  folgende  bezeiebnen,  auf  welcben  ebenso  viele  grosse  neue 
ökonomische,  technische  und  sociale  Aufgaben  vorliegen. 

1.  Herstellung  derjenigen  Vertheilung  des  Nationalkapitals 
und  besonders  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  welche  nach 
den  modernen  Bedürfnissen  und  Anschauungen  das  im  Volks- 
bewusstsein  anerkannte  öffentliche  Interesse,  daher  namentlich 
das  gemeinsam  betrachtete  Productions-  und  Vertheilungs-Interesse 
erheischt.  Diese  Vertheilung  von  Kapital  und  Boden  vollzieht  sich 
in  der  Form  des  öffentlichen  Eigenthums  an  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  (Staat,  Gemeinde,  mehrfach,  z.  B.  bei  Wegen, 
auch  Provinz  und  Kreis)  einer-  und  des  Privat  eigenthums  an  die 
Privatwirthschaften  (Privatpersonen,  juristische  Personen  u.  s.  w.) 
anderseits. 

Nach  den  früheren  Erörterungen  (besonders  in  Buch  4,  Kap.  2, 
Buch  5  und  6  des  1.  Tbeils  der  Grundlegung  und  im  letzten 
Hauptabschnitt  des  vorausgebenden  Kapitels)  lässt  sich  erwarten, 
dass  sich  das  öffentliche  Eigenthum  an  Boden  und  Kapital 
vermehren  wird,  weil  die  zwangsgemeinwirtbschaftliche  Tbätigkeit 
absolut  und  relativ,  gegenüber  der  privatwirtbschaftlichen ,  überall 
bei  uns  in  deutlicher  Zunahme  begriffen  ist.  Namentlich  wird 
daher  die  gegenwärtige  Ausdehnung  des  privaten  Grund- 
eigenthums  wohl  einer  Beschränkung  entgegengehen,  seine 
einzelnen  Kategorieen  sich  aber  so  erhalten  oder  gestalten,  wie  es 
oben  in  §.  187  ff.,  §.  225  dargelegt  worden  ist. 

Vgl.  hierzu  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  1.  A.,  I.  S.  259  An- 
merkung: „es  besteht  im  Allgemeinen  der  cultnrhistoiische  Gang  aller  Bechtsgeschichte 
eben  darin,  immer  mehr  die  Eigen thumsphäre  des  Privatindinduums  zu  beschränken, 
immer  mehr  Objecte  ausserhalb  des  Prirateigenthnms  zu  setzen";  mit  trefflicher 
weiterer  Ausführung.  —  Die  Frage  hängt  auch  wieder  mit  der  mehrfach  früher  be- 
rührten in  Betroff  der  Einengung  des  Actiengesellschaftswesens,  als  eines 
modernen  Hauptzweigs  des  priratwirthscbaftlichen  Systems,  mittelst  der  Aus- 
dehnung des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  zusammen.  Die 
Staats-  und  Priratbahn frage  ist  nur  ein  wichtiger  Specialfall  einer  allgemeinen  Be- 
wegung. Ebenso  die  Tendenz,  grosse  „öffentliche**  Einrichtungen  für  locale  Gemein- 
schaftsbedürf bisse,  wie  Wasserversorgung,  Gasbereitung,  Schlachthäuser,  Pferdebahnen 
u.  dgl.  m. ,  der  Gemeinde  selbst  zu  übertragen.  Hier  wie  in  allen  Fällen  wird 
zwar  zunächst  die  Uebcrtragung  des  Eigenthums  an  den  beztlglichen  Objecten  von 
dem  jetzigen  PrivateigenthQmer  an  den  Staat  oder  die  Gemeinde  auf  dem  Wege  des 
freien  Vertrags  zu  erstreben  sein  und  auch  gewöhnlich  gelingen,  wie  in  unseren 
grossen  „Eisenbahnverstaatlichungen''  (freilich  unter  Mitwirkung  eines  scharfen  Druckes 
der  „Verbältniöso''  und  des  sonst  drohenden  Vorgehens  des  Staats  mit  Zwang).  Indessen, 
dass  das  immer  gelingt,  ist  nicht  sicher,  wenigstens  nicht  um  einen  „civilen  Preis'', 
und  öfters  gelingt  es,  wie  gesagt,  nur  unter  einem  Druck  der  Staatsgewalt,  der  mit 
der  „Herrschaftsidee''  des  Privateigenthums  allerdings  im  schroffiiten  Gegensätze  steht, 
z.  B.  mittelst  kaum  zu  rechtfertigender  Belästigungen  oder  Hinderungen  der  Privat- 
eisenbahncu.  Nicht  selten  wird  in  solchen  Dingen  auf  dieses  letzte  Hilfsmittel  des 
Staats  etwa  in  der  Eisenbahnfrage  hingewiesen:  ein  des  Staats  unwürdiges  Verfahren. 
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Hier  ist  yielmehr  principiell  zur  Darchsetzung  des  als  noth wendig  erkannten  Staats- 
willons  die  Enteignung  zuzulassen  und  mehr' noch,  wie  der  Würde  des  Staats,  als 
Vertreters  der  Rechtsordnung,  so  dem  Interesse  des  zu  Enteignenden  selbst  ent- 
sprechend, u.  A.  den  Prirateisenbahngesellschaften  gegenüber  (anders  ROsler, 
Yerwaltnngsrecht  I,  §.  196  und  unter  Anmerkung  5).  Vgl.  meine  Finanzwissenschaft, 
2.  A.  I,  §.  252,  S.  607,  3.  A.  §.  278,  S.  702  ff.  Dies  loyal  Seitens  des  Staats  offen' 
auszusprechen  und  demgem&ss,  unter  Gewährung  der  angemessenen  Entschädigung, 
vorzugehen,  ist  durchaus  kein  „Communismus'',  wie  er  fiel  mehr  in  einer  Eisenbahn- 
politik gefunden  werden  muss,  welche  das  Prifatbahnuntemehmen  ktlnstlich  durch 
Entziehung  jeder  freien  Bewegung  entwerthet,  z.  6.  es  an  der  Erhöhung  der  Tarife 
hindert,  während  alle  Ausgaben  der  Bahn  in  Folge  der  generellen  Steigerung  der 
Preise  von  Waaren  und  Dienstleistungen  stark  steigen.  Wird  diese  freie  Bewegung 
aus  anderen  —  und  sehr  tiiftigen  Gründen  —  nicht  gewährt,  so  muss  nur  die  princi- 
pielle  Cnhaltbarkeit  des  Privatbahnwesens  anerkannt  werden,  —  damit  aber  die  Zu- 
lässigkeit  des  Enteignnngsrechts.  Dieser  Fall  ist  typisch,  aber  er  steht  keineswegs 
allein  da. 

Die  anderen  Gebiete  gehören  zum  Tbeil  als  Specialgebiete 
zu  diesem  ersten  Hanptgebiete,  zam  Tbeil  steben  sie  selbständig 
daneben. 

2.  Bereitstellung  der  Benutzung  des  Bodens  für  denjenigen 
speciellen  Zweck  (Wobnungs-,  Wege-,  Bergwerks-,  Wald-,  agrarischer 
Boden)  und  in  derjenigen  Intensivität,  welche  durch  das  öffentliche 
Interesse  unserer  dicht  bevölkerten  bedttrfnissreichen  Gulturländer 
gefordert  werden. 

Hier  ist  unmittelbar  an  das  bestehende  und  zum  Theil  schon  an  das  Enteignungs- 
recht der  früheren  Periode  anzuknüpfen,  welches  von  demselben  leitenden  Gesichts- 
puncto  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  auf  seinem  Hanptgebiete  der 
agrarischen  Reformen,  ferner  im  Bergrecht  beherrscht  war.  In  der  grossartigen 
Ausdehnung  des  Ezpropriationswesens  zu  Wegeanlagen^),  in  der  wenigstens  be- 
ginnenden zu  einzelnen  anderen  städtischen  Zwecken  tritt  die  Weiterentwicklung 
des  modernen  Enteignungsrechts  in  der  Richtung  des  jetzigen  Productionsinteresses 
scharf  hervor.  Die  wachsende  Nothwendigkeit  intensiferen  Wohnungsbaus  (Grossstädte) 
und  Ackerbaus,  die  vermehrte  Einsicht  in  die  natürlichen  Bedingungen  dieser  Inten- 
sivität und  in  die  ökonomisch -technischen  Mittel  zur  Herbeiführung  der  letzteren 
werden  das  öffentliche  Interesse  auch  bei  städtischem  und  ländlichem  Boden  mehr 
zum  entscheidenden  Factor  der  Yertheilung  dieses  Bodens  (auch  unter  den  Privat- 
eigenthümern  selbst)  machen.  Das  Privateigenthumsrecht ,  das  sich  lediglich  auf  den 
historischen  Besitzstand  stutzen  kann,  dem  öSentlichen  Interesse  aber  nicht  dient, 
oder  selbst  zuwiderläuft,  wird  in  solchen  Fällen  immer  allgemeiner  und  unbedingter 
der  Enteignung  anheimfallen  (§.202,  203,  212  ff.).  Im  ländlichen  Grundeigenthum 
werden  sich  vielleicht  unter  dem  Einfluss  der  den  Dampfcommunicationen  zu  ver- 
dankenden   immer    schärferen    Concurrenz    der  Erzeugnisse   entlegener  Länder  mit 


^)  Die  Enteignung  für  neue  Wegeanlagen,  besonders  für  Eisenbahnen,  ist  ein 
characteristisches  Beispiel  für  die  Bestätigung  unserer  Auffassung  des  Enteignungs- 
wesens. Unser  bestehendes  Recht  gestattet  sie,  weil  es  diese  Wegeanlagen  als  durch 
das  öffentliche  Wohl  gebieterisch  gefordert  ansieht,  worin  implicite  anerkannt  wird, 
dass  uns  Heutigen  die  möglichste  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Wege  als 
wesentliche  Entwicklnngsbedingung  des  Volkslebens  gilt  Eben  deshalb  soll 
der  Benutzung  zur  Eisenbahn  jede  andere  Bodenbenutzung  weichen; 
ähnlich  der  Verwendung  für  Bergbau  diejenige  für  Afkerbau,  Forstbau  u.  a.  m.  Ob 
dies  in  diesem  allgemeinen  Umfange  sachlich  immer  begründet  ist,  darüber  liesse 
sich  mindestens  streiten.  Jedoch  im  Volksbewusstsein  wird  es  so  entschieden  und 
darin  liegt  die  Begrtmdung  des  Enteignungsrechts  in  diesen  Fällen,  siehe  §.  239. 
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fruchtbarem  Boden  und  eztensiFer  Cultor  in  nicht  feraer  Zeit  grosse  Umgestaltongen 
des  Betriebs  und  der  Technik  nothwendig  enreisen,  welche  nur  mit  Hilfe  des  Ent- 
eignangsrechts  herbeigcftlhrt  werden  können. 

3.  Herstellung  günstiger  natürlicher  Bedingungen  für  den 
öffentlichen  Gesundheitsznstand  der  Bevölkerung,  daher  ein  Ent- 
eignungsrecht zu  diesem  Zwecke  gegenüber  dem  Grund-  und  Haus- 
eigenthum  (speciell  auch  hie  nnd  da  dem  Fabrik-  und  insofern 
dem  Kapitaleigenthum),  um  schädliche  Einflüsse  zu  beseitigen 
nnd  günstige  Einflüsse  wirksam  zu  machen. 

Das  Enteignangsrecht  tritt  hier  in  den  Dienst  des  „öffentlichen  Gesund- 
heitswesens'' und  hat  sich  den  Anforderungen  anzupassen,  welche  die  wachsende 
naturwissenschaftliche  Einsicht  in  die  allgemeinen  Gesundheits-  und  Krankheits- 
bedingungen der  Befölkerung  stellt.  Diese  Bedingungen  liegen  theils  in  den  Ver- 
hältnissen der  äusseren  Natur,  theils  in  den  aus  dem  örtlichen  Zusammen- 
leben und  dem  Thun,  Treiben  und  Unterlassen  der  Menschen  herForgeheaden  Ein- 
wirkungen. 

Es  gehört  hierher  das  Gebiet  der  höheren  (Stein)  oder  besser  der  all- 
gemeinen Sanitätspolizei,  deren  Aufgabe  Stein  in  seiner  Yerwaltungslehre  vorzuglich 
behandelt  hat  (?gl.  Band  III,  14  ff.).  Maassgebeud  für  die  Forderung  eines  Ent- 
eignungsrechts zu  Zwecken  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  ist  namentlich  die 
heutige  wissenschaftliche  Erkenntniss  der  Causalverhältnisse  der  Krankheiten,  worüber 
Stein  sagt  (a.  a.  0.  S.  14):  „Tor  allen  Dingen  erkennt  die  neue  Wissenschaft  der 
Heilkunde,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Krankheiten  der  Menschen  nur  Symptome 
und  ConsequcDzen  gewisser  Lebens?erhältnisse  sind,  und  dass  man  daher,  um  jenen 
zu  wehren,  sich  mit  diesen  beschäftigen  müsse'*,  —  wobei  die  Wissenschaft  immer 
mehr  Bestätigung  dafür  findet,  „dass  die  wahre  Quelle  aller  Gesundheit  und  Krankheit 
in  den  kleinen,  aber  beständig  wirkenden  Kräften  des  täglichen  Lebens,  den  elementaren 
Zuständen  der  Be?ölkerung,  Luft,  Licht.  Wohnung,  Bewegung,  Wasser  und  Brod  zu 
fioden  sei'*.  Die  neuesten  naturwissenschaftlichen  Fortschritte  (Bakteriologie,  Bacillen-, 
Pilzerforschungen  u.  s.  w.)  führen  zu  ähnlichen  Auffassungen.  Langsam,  aber  stetig 
verbreitet  sich  diese  Einsicht  im  Yolksbewusstsein.  Ihre  —  vielfach  unliebsame,  aber 
unvermeidliche  —  Gonsequenz  ist  abermals  die  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
und  des  Privateigenthums ,  speciell  letzterem  gegenüber  die  Ausdehnung  des  Eut- 
eignungsrechts  im  Gemeinschaftsinteresse.  In  der  englischen  Gesetzgebung 
über  öffentliches  Gesundheitswesen,  Arbeiterwohnungen  u.  s.  w.  wird  diese  Gonsequenz 
schon  länger  mehr  für  die  Praxis  gezogen;  in  Deutschland  länger  hindurch  nur  für 
die  Theorie,  bei  den  Beförderern  des  Gesundheitswesens  (Deutscher  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege).  Aber  wir  kommen  practisch  jetzt  auch  vorwärts.  Vgl.  die  neuere 
oben  erwähnte  Litteratur  über  Wohnungsfrage,  u.  A.  die  Schriften  des  Vereins  für 
Socialpolitik.  Die  romauistische  Jurisprudenz  reicht  natürlich  auch  hier  mit  ihrem 
starren  Privateigcnthumsbcgriff  nicht  aus.  Soweit  nun  im  Interesse  des  öffentlichen 
Gesundheitswesens  Eingriffe  in  das  Privateigenthum  nothwendig  werden,  handelt  es 
sich  wiederum  um  allgemeine  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Organisation. 

In  den  Städten,  zumal  den  Grossstädten,  wird  dies  Enteignungärecht  daher 
am  Meisten  zur  Anwendung  kommen  (Wohnungswesen,  Cloakenwcseu) ,  vielleicht  in 
Verbindung  mit  dem  Enteignungsrecht,  welches  hier  zur  Beform  des  privaten  Grund- 
und  Ilauseigenthums  (§.  213  ff.)  und  des  städtischen  Wohnungswesens  auch  aus  dem 
socialpolitischen  Standpunct  möglicher  Weise  schon  in  nicht  ferner  Zukunft  sich 
Bahn  brechen  könnte.  Die  neueren  Bestrebungen  von  Adickes  u.  A.  m.,  in  der 
Frage  der  Zoucncnteignung  füi  Stadterweiterung,  können  in  diese  Richtung  consequent 
hineinführen. 

§.  239  [380].  —  4.  Frage  der  Enteignungen  aus 
socialpolitischen  Gründen.  Ob,  im  Anschluss  an  die  letztere 
Eventualität,    in   absehbarer  Zukunft  schon   ein  viertes   Haupt- 
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gebiet  des  Enteignungsrechts  hinzutreten  wird,  darüber  ist  gegen- 
wärtig noch  nicht  sicher  zu  entscheiden.  Dieses  Gebiet  würde 
allgemeinere  Enteignungen  aus  Gründen  des  Vertheilungsinteresses 
und,  damit  wie  immer  zusammenhängend,  der  Socialpolitik,  betreffen; 
namentlich  etwaige  Enteignungen  zur  Herstellung  der  Bedingungen 
ffir  die  gleichmässigere  Vertheilung  des  Productionsertrags  mittelst 
Hinüberleitung  von  jetzigem  privaten  Renteneinkommen  des  Kapi- 
talisten und  Grundeigenthümers  in  das  Einkommen  der  Zwangs- 
gemein wirthschaften  (Staat,  Gemeinde),  damit  indirect  zur  Er- 
leichterung der  Steuerlast,  zur  Ausführung  von  Zwecken  und 
Tbätigkeiten,  welche  den  unteren  Glassen  allein  oder  vornemlich 
zu  Gute  kommen,  oder  auch  direct  mittelst  Steigerung  des  Ein- 
kommens der,  des  eigenen  Privateigenthums  an  Productionsmitteln 
entbehrenden,  sogenannten  arbeitenden  Klassen. 

In  der  praktischen  Aasführung  (§.  202  ff.,  212  ff.)  würde  diese  Enteignung  z.  6. 
bei  ländlichem  Grossgrondbesitz  (vollends  bei  Latifundien,  in  italienischen,  spanischen, 
irischen,  schottischen  Verhältnissen)  zu  Gunsten  des  Staats  oder  der  Gemeinde  oder 
kleiner  bäuerlicher  Landwirtho  (Eigenthümer  wie  Pächter)  oder  landwirthschaftlicher 
Productirgenossenschaften  von  Landarbeitern  stattfinden  können,  in  den  beiden  ersten 
Fällen,  um  etwa  Pachtbetrieb  der,  Staatsdomäne  oder  commnnaies  Kämmereigot  ge- 
wordenen, Privatguter  herzustellen.  Bei  städtischem  Grand-  nnd  Hansbesitz  handdte 
es  sich  um  den  Ersatz  des  Privateigenthums  des  bisherigen  Besitzers  durch  Gemeinde- 
eigenthum  oder  Staatseigenthum  verbunden  mit  communalem  beständigen  Nutzungs- 
recht und  privaten  Micthrechten  auf  Zeit  in  der  oben  geschilderten  Weise  (§.218  ff.). 
Von  dem  Privateigenthum  an  concreten  Kapitalien  käme  vornemlich  das  Fabrlkeigen- 
thnm  filr  solche  Enteignungen  in  Betracht,  z.  B.  fUr  industrielle  Arbeiter -Productiv- 
gcnossenschaften. '). 

Auch  Enteignungen  direct  zu  finanziellen  Zwecken,  um  dem  Staate  (der 
Gemeinde)  geeignete  Objecto  zur  Ertragsgewinnung  zu  überantworten,  wie  im  FaUe 
der  neuen  Einfahrung  oder  Ausdehnung  von  Regalen,  Monopolen,  aber  auch  in  einzelnen 
anderen,  können  in  Erwägung  kommen;  wie  sie  z.  B.  bei  den  neueren  Monopol- 
projccten  (Tabak)  bei  uns  auch  geplant  waren.  Die  Gewinnung  passender  Einnahme- 
quellen für  Staat  und  Gemeinde,  um  wichtige  Aufgaben  überhaupt  oder  leichter  er- 
füllen, andere,  wenig  passende,  vielleicht  schädliche  Einnahmen,  Steuern  aufgeben 
oder  vermeiden  zu  können,  kann  sehr  wohl  ein  vom  Gesammtwohl  gefordertes  „öffent- 
liches Interesse'*  sein,  um  Enteignungen  zu  rechtfertigen.  Wenn  die  Erträge  solcher 
Quellen  dann  etwa  noch  für  Specialzwecke  der  unteren  Olassen  verwendet,  vielleicht 
gesetzlich  dafür  festgelegt  werden  (wie  in  einer  Bismarck'schen  Idee  1881  mit  dem 
Ertrage  eines  Reichstabakmonopols  für  Arbeiterversicherungszwecke,  als  „Patrimonium 
der  Enterbten'*)^  so  entspräche  dies  vollends  den  Bedingungen,  unter  welchen  wegen 
seines  Einflusses  auf  volkswirthschaftliche  Organisation  und  daraus  hervorgehende 
Einkommenvertheilung  Enteignungen  begründet  erscheinen.     (Vgl.  u.  A.  meine  Finanz- 


^)  Auf  die  Möglichkeit  solcher  Fälle  kommt  auch  Georg  Meyer,  Expropriations- 
recht, S.  180  zu  sprechen:  „wenn  man  die  positive  Förderung  dieser  Associationen 
als  Staatsaufgabe  betrachte,  müsse  man  consequenter  Weise  denselben  Expropriations- 
recht zugestehen,  wenn  die  Realisirung  ihrer  Zwecke,  z.  ß.  die  Anlage  einer  Fabrik, 
auf  andere  Weise  nicht  ermöglicht  werden  kann.**  M.  E.  ein  richtiger  Schluss,  den 
H.  Rösler  (Verwaltnngsrecht  I,  §.  198  f.,  Anmerkung  2,  S.  400),  „ganz  verfehlt** 
nennt,  mit  der  Bemerkung,  dass  die  Grenze  zwischen  Expropriation  und  (Gommunismus 
sich  dabei  verlieren  würde.  Wenn  diese  Grenze  nur  nicht  überhaupt  eine  durchaus 
flüssige  wäre! 
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Wissenschaft  II,  2.  Auflage,  S.  605.)  Dass  in  einem  Begal  oder  Monopol  abcrbaopt 
immer  zugleich  ein  Sttlck  „folkswirthschaftlicher  Organisation*\  welche  stets  auf  die 
£igenthumsordnong  zurückwirkt,  liegt,  ist  in  diesem  Werke  und  in  meiner  Finanz- 
wissenschaft öfters  betont  worden. 

Ein  principeller  Ansschlass  solcher  Enteigntmgsgebiete 
ist  schon  nach  der  jetzigen  Auffassung  des  Enteignungswesens 
nicht  geboten.  Er  liegt  nicht  einmal  in  unserem  bestehenden  Ex- 
propriationsrecht ^)  Sobald  die  hierher  gehörigen  Fälle  als  im 
,, öffentlichen  Wohl''  gelegen  anerkannt  werden ,  worüber  die  An- 
sichten von  dem  richtigen  Entwicklungsziel  des  Volkslebens  ent- 
scheiden, besteht  schon  heute  kein  rechtliches  Hinderniss,  mit 
solchen  Enteignungen  vorzugehen.  Zum  Theil  würden  die  letzteren 
auch  bereits  zu  der  ersten,  oben  genannten  Enteignungskategorie 
gerechuet  werden  können  (§.  238,  Nr.  1). 

Der  factische  Ausschluss  der  meisten  dieser  Fälle  ist 
gleichwohl  noch  fttr  längere  Zeit  wahrscheinlich.  Denn  das 
Volksbewusstsein  anerkennt  bisher  das  Vorhandensein  der  all- 
gemeinen Enteignungsbedingung,  die  Existenz  eines  (wesentlichen 
und  allgemeinen)  öffentlichen  Interesses  noch  nicht  oder  nur  erst 
selten  bereits  an. 

Der  fernere  factische  Ausschluss  der  meisten  solcher  Ent- 
eignungen ist  aber  auch  muthmaasslich  noch  für  längere  Zeit 
zweckmässig,  weil,  und  soweit  als,  das  bisherige  private 
Kapital-  und  Grundeigentbum  im  volkswirthschaftlichen  Productions- 
process  ökonomisch-technisch  richtig  und  im  volkswirthschaftlichen 
Vertheilungsprocess  socialpolitisch  günstig  fungirt,  etwaige  nach- 
theilige Wirkungen  in  beiderlei  Beziehungen  aber  durch  eine 
Eeform  dieses  Rechts  (Frage  des  Inhalts  des  Privateigenthums- 
rechts)  und  durch  ein  zweckmässiges  sociales  Stenerrecht  aus- 
geglichen  werden.  Die  früher  dargelegten  ökonomisch-technischen 
Schwierigkeiten  des  Ersatzes  des  Privateigenthums  bei  der 
Bildung  und  Verwendung  des  Nationalkapitals  und  bei  der  Boden- 
bebauung (aller  Art),  ferner  die  speciellen  Schwierigkeiten  bei  der 
Organisation  von  Arbeiter  -  Productivgenossenschaften  kommen 
ausserdem  hinzu. 

Ueberall  da  und  dann,  wo  diese  Schwierigkeiten  sich  über- 
winden lassen  und  die  volkswirthschaftliche  und  sociale  Function 
des  Privateigenthums  an  bestimmten  Kapitalien  und  Grundstücken 
als  tiberwiegend  unvortheilhaft  anerkannt  wird,   andere  Reformen 

^)  Vgl.  oben  über  das  preussisclio  Gesetz  und  schon  preussisches  Landrecht 
Einleitung,  §.  75,  Theil  I,  Titel  11,  §.  4  ff. 
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aber  nicht  Abhilfe  bringen,  da  muss  die  Ausdehnung  des 
Enteignungsrechts  auf  dieses  vierte  Gebiet  indessen  auch 
alsthatsäcblich  zulässig  bezeichnet  werden,  ebenso  wie  sie 
es  principiell  ist.  Schon  in  der  Gegenwart  darf  hier  an  den  Fall 
des  grossstädtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  erinnert  werden 
(§.  213  ff.)y  wenigstens  wenn  die  noth wendige  Reform  des  Privat- 
eigenthumsrechts  hier  unterbleibt  oder  missglUckt  (§.  217). 

Für  eine  entferntere  Zukunft  ist  daher  auch  ein  solches 
socialpolitischen  GrUnden  entspringendes  Enteignungsrecht  in 
grösserem  Umfange  nicht  unwahrscheinlich  und  an  und  für  sich 
dann  so  berechtigt  als  in  einem  der  älteren  Fälle,  wo  es  generell 
zur  Anwendung  gekommen  ist,  z.  B.  in  den  agrarischen  und 
gewerblichen  Entlastungen  und  Ablösungen. 

2.  Abschnitt. 
Einige  Einzelfragen  in  Betreff  der  Enteignung. 

§.  240.  Vorbemerkang.  Thcilweise,  wenn  auch  nicht  bloss,  handelt  es  sich 
hier  um  Einzelfragen  der  Darchfuhrong,  wenn  das  Princip  einmal  angenommen 
ist,  und  dabei  dann  um  mehr  Jaristisch-Technisches,  worauf  hier  nach  unserer  Auf- 
gabe und  nach  dem  Zweck  dieses  Werks  nicht  näher  einzugehen  ist.  Siehe  daher 
hier  besonders  die  oben  in  §.  227  genannte  Speciallitteratur,  namentlich  die  juristische, 
zur  Uebersicht  die  Artikel  in  den  Sammelwerken,  so  den  neuesten  von  Grünhnt 
über  Enteignung  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

I.  —  §.  241  [381].  Principielle  und  terminologische 
Controversen  tlber  Enteignung.  Die  bisherige  Doctrin 
der  Enteignung  weicht  von  der  im  Vorausgehenden  gegebenen 
Lehre  in  mehrfacher  Hinsicht  principiell  ab  und  bedient  sich,  in 
Zusammenhang  hiermit,  zum  Theil  auch  einer  anderen  Ter- 
minologie. Von  der  bisherigen  Gesetzgebung  gilt  dasselbe.  Die 
Rechtfertigung  der  hier  vertretenen  principiellen  Behandlung  und 
der  mit  ihr  übereinstimmenden  Terminologie  liegt  in  den  voraus- 
geschickten Erörterungen.  Zur  Klarstellung  der  Gegensätze  und 
Unterschiede  und  zugleich  zur  Ergänzung  von  Einzelheiten  wird 
es  indessen  gut  sein,  hier  noch  eine  Uebersicht  der  DiiTerenz- 
puncte  zu  geben. 

A.  Weitere  Ausdehnung  des  Enteignungsbegriffs. 
In  Doctrin  und  Gesetzgebung  ist  es  bisher  nicht  üblich,  den  Aus- 
druck ,,Enteignung''  (Zwangsenteignung,  Expropriation)  in  dem 
weiten  Sinne  zu  nehmen,   wie  es   hier  geschieht.^)     Es  ist  dies 

^)  Vgl.  G.  Meyer,  Expropriation,  Einleitung:.  H.  Rösler,  Verwaltungsrecht  L 
§.  195,  auch  für  weitere  Litteratur.    Grttnhut,  Artikel  Enteignung.    Für  ihn  (und 
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nicht  Dar  eine  Abweichung  in  der  Terminologie,  sondern  in  der 
principiellen  Anffassnng,  so  dass  die  hier  vorgenommene  Er- 
weiterung des  Begriffs  Enteignung  von  diesem  anderen  (herrschen- 
den) StandpuDcte  aus  folgerichtig  für  falsch  gilt,  ebenso  wie  die 
in  diesem  Pnncte  ähnliche  Stein 'sehe  Entwährungslehre.  ^)  Statt 
dessen  wird  in  der  herrschenden  Lehre  unter  dem  Begriff  ^^Ent- 
eigouDg''  nur  eine  der  oben  aufgezählten  Kategorieen  von  Fällen 
verstanden,  und  dieser  Begriff  auch  grundsätzlich  in  diesem  engen 
Sinne  allein  genommen,  weil  die  anderen  Fälle  für  principiell  ver- 
schieden gelten. 

„EnteignuDg"  bedeutet  hier  nemlich  gewöhnlieh  nur  die 
Zwangsabtretung  von  Privateigenthum  (dasselbe  in  dem 
üblichen  engen  Sinne  von  S a c h eigenthum  verstanden),  oftmals 
sogar  bloss  von  privatem  6  rund  eigenthum,  im  öffentlichen 
Interesse  gegen  volle  Entschädigung  des  Werths. *)  Die  Ab- 
tretung anderer  dinglicher  Rechte  durch  gesetzlichen  Zwang 
wird  wenigstens  nicht  allgemein  unter  den  Enteignuogsbegriff  ge- 
reihty  die  gleiche  Abtretung  von  Forderungsrechten  unter  einen 
anderen  Gesichtspunct  gestellt.^)  Endlich  wird  die  Aufhebung 
(Abolition)  von  Rechten  in  der  bisherigen  Doctrin  und  Gesetz- 
gebung als  eine  von  der  Enteignung  specifisch  verschiedene 
Maassregel  aufgefasst^)  Daher  ist  die  Einfügung  der  Grand- 
entlastungen und  älteren  Ablösungen  und  der  verwandten  Fälle 
von  gesetzlichen  Zwangseingriffen  in  das  private  Vermögensrecht 
unter  den  Euteignungsbegriff  eine  Neuerung,  welche  denselben 
Einwänden  begegnet,  wie  die  Ausdehnung  des  Stein' sehen  Be- 
griffs der  EntWährung  auf  jene  F'älle. 

Die  Rechtfertigung  unserer  neuen  Terminologie  liegt 
1.  einmal  schon  in  der  früheren  Formulirung  des   Eigen- 
thumsbegriffs,  welcher  oben  auf  Rechte,  Forderungen,  Verhält- 

Auderti)  bildet  u.  A.  die  Entschädigung  ein  wesentliches  Merkmal  des  BegriHs  der 
Enteignung.  Er  dcfinirt  „das  Enteignungsrecht  im  eigentlichen  Sinne"*  als  „das  Recht 
der  Staatsgewalt,  die  zwangsweise  Entziehung  des  individuellen  Eigenthomsrechts  und 
die  üebertragung  desselben  in  das  öflentUche  Gut  (?),  resp.  die  zwangsweise  Con- 
stituirung  eines  dinglichen  Kechts  au  einer  fremden  Saclie  ftlr  das  öffentliche  Gut 
(?)  im  allgemeinen  Interesse  gegen  Entschädigung  zu  verfügen'*  (a.  a.  0.,  S.  250). 

*)  Kösler  §.  195,  Anmerkung  5;  Kohl  and  a.  a.  0.,  S.  2. 

*)  Rösler  ebenda.  Vgl.  Meyer's  Definition  S.  4.  üeber  die  Frage,  ob  das 
Entschädigungsmoment  in  die  BegriU'sbestimmung  der  Enteignung  aufzunehmen 
ist,  siehe  unten  §.  245,  246,  auch  oben  §.  2^6. 

')  G.  Meyer  a.  a.  0.  dehnt  die  Expropriation  ausser  auf  Eigenthum  auch  aof 
andere  dingliche  Kechte  aus,  nicht  aber  auf  Forderungsrechte  (S.  1  ff.,  4). 

*)  Vgl.  oben  in  der  Vorbemerkung  S.  529,  die  Citate  ans  Stahl,  Rösler, 
Rohland. 
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nisse  mit  ausgedehnt  wurde  (§.  129).  Die  jetzige  Terminologie 
ist  eine  Consequenz  jener  Formulirung,  —  insofern  freilieb  auch 
•denselben  Bedenken  und  Einwänden  ausgesetzt. 

2.  Sodann  aber  ist  es  sac blieb  nothwendig,  durcb  einen 
gemeinsamen  teebniscben  Ausdruck  dasjenige  Moment,  vvelcbes 
•den  früber  aufgezählten  Fällen  eines  gesetzlicben  Zwangseingriffs 
in  die  wohlerworbenen  Privatrechte,  bez.  in  das  Privateigentbum 
gemeinsam  ist  und  durch  welches  sie  sich  specifisch  von  allen 
Fällen  einer  yertragsmässigen  Regelung  unterscheiden,  besonders 
faervorzuheben.  Dies  Moment  ist  die  durch  gesetzlichen  Zwang 
erfolgende  Entziehung  eines  Privatrechts,  bez.  des  privaten  Eigen- 
thumsrechts  an  irgend  einem  Objecte  im  öffentlichen  Interesse. 
Ob  dieses  Kecht  (oder  Object)  einem  Anderen,  resp.  dem  Staate 
selbst,  übertragen  oder  abgetreten  wird,  damit  dieser  es 
weiter  ausübe  oder  das  Object  für  seine  Zwecke  benutze,  oder  ob 
das  Recht  einfach  aufgehoben  wird,  also  erlischt;  ob  eine 
Entschädigung  gegeben  wird  oder  nicht,  das  ist  zunächst 
gleicbgiltig :  dadurch  unterscheiden  sich  nur  die  Enteignungs- 
arten. Durch  die  Subsumption  der  verschiedenen  Fälle  unter 
den  einen  allgemeinen  oder  höheren  Begriff  der  „Enteignung'' 
wird  dann  die  frühere  Geschichte  und  die  Weiterentwicklung  des 
Enteignungsrechts  verständlicher:  es  tritt  deutlicher  hervor,  dass 
in  allen  diesen  Fällen  der  oft  unvermeidliche  Conflict  zwischen 
einer  bestehenden  Eigcnthumsordnung  mit  ihrem  „System  er- 
worbener Rechte"  und  mit  ihrer  concreten  Vertheilung  des  Bodens 
und  des  Kapitals  einer-  und  dem  Entwicklungsbedürfniss  des  öko- 
nomischen und  socialen  Volkslebens  anderseits  durch  den  Factor 
„Staatsmacht"  —  „durch  das  Schwert"  könnte  man  auch  hier 
sagen  —  gelöst  werden  muss,  wenn  er  durch  Vereinbarung 
einmal  nicht  zu  lösen  ist. 

§.  242  [382].  -~  B.  Enteignungsarten.  Innerhalb  dieses 
Enteignungsrechts  sind  sodann  nach  folgenden  zwei  Unterscheidungs- 
merkmalen je  zwei  Arten  der  Enteignung  zu  trennen: 

1.  Die  Enteignungen,  welche 

a)  eine  Abtretung  des  Rechts  (Eigenthums)  vom  Berech- 
tigten (Eigenthümer)  an  einen  Dritten  (den  Staat,  aber  nicht 
noth wendig  ihn  allein,  noch  auch  nur  immer  ihn  zunächst)  er- 
zwingen, damit  dieser  Dritte  das  an  sich  also  bestehen  blei- 
bende Recht  für  seine  Zwecke,  —  welche  nach  dem  Grunde 
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der  EnteignuDg  Zvvecke  des  öffentlichen  Interesses  sein 
mtlssen,  —  z.  B.  zur  AasfUhrung  eines  Unternehmens ,  ausübe 
oder  das  Eigenthnmsobjeet  dazu  benatze.  Man  kann  diese  Zwangs- 
enteignang  genauer  Zwangsabtretung  oder  Enteignung  im 
engeren  Sinne  nennen. 

b)  Die  Enteignungen,  welche  eine  endgiltige  Aufhebung 
eines  wohlerworbenen,  einer  berechtigten  Person  zwangsweise  ent- 
zogenen Priyatrechts  oder  Eigenthumsrechts  zu  Gunsten  des 
speciell  Verpflichteten  oder  des  irgendwie  durch  das 
Kecht  ökonomisch  oder  gesellschaftlich  Benachthei- 
1  igten  enthalten,  —  einerlei  ob  der  bisher  Berechtigte  eine  Ent- 
schädigung empfängt  oder  nicht.  Von  diesen  Enteignungen  können 
wieder  zwei  Kategorieen  unterschieden  werden: 

a)  Solche,  welche  in  der  grundsätzlichen  Aufhebung 
einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  bestehen,  weil  das 
Rechtsbewusstsein  des  Volks  diese  Rechte  von  jetzt  an  überhaupt 
verwirft,  eiuerlei  wie  sie  im  einzelnen  Falle  für  Berechtigte  und 
Verpflichtete  wirken. 

Diese  Fälle  hat  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  1«  Auflage,  I,  225  fi*., 
?or  Augen,  wenn  er  bei  der  Aufhebung  Ton  Bechtsinstituten ,  die  sich  auf  fort- 
währende Kechts7crhältnibse  beziehen,  gegen  Sayigny  den  Rechtsanspruch  auf 
Entschädigung  abweist.     (Siehe  unten  §.  245.) 

Dahin  gehören  die  Aufhobongen  der  Sclavorei,  LeibeigoDSchaft,  Frohnpflicht; 
der  mancherlei  ehemaligen  Feudalrcchte,  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Boden,  des 
Zehntrechts,  nach  einzelnen  Gesetzgebungen  (Prcussen)  der  Erbpacht;  der  ge- 
werblichen und  mercantilen  Monopole  und  Privilegien,  der  Bannrechte  u.  s.  w. 
Solche  Rechte  können  daher  auch  durch  Vertrag  nicht  mehr  mit  rechtlicher  Wirksam- 
keit eiDgeführt  werden. 

ß)  Enteignungen  solcher  Rechte,  welche  zwar  nicht  an  sich 
dem  jetzigen  Rechtsbewusstsein  zuwider  sind,  aber  im  concreten 
Falle  als  dem  öffentlichen  Wohl  so  widersprechend  gelten,  dass 
ihre  Aufhebung  für  nothwendig  gehalten  wird. 

Dahin  gehören  z.  B.  Schuldannullirungen,  Zinsreductionen,  Moratorien  u.  dgl.  m., 
zu  Gunsten  privater  Verpflichteter.  Es  handelt  sich  bei  der  Rubricirung  solcher  Fille 
hier  natürlich  gar  nicht  um  eine  sittliche,  ökonomische,  politische  Beurtheilung  ihrer 
Zulässigkeit  unter  Umständen.  Man  mnss  nur  anerkennen:  wenn  Überhaupt,  so  er- 
langen sie  nur  durch  ein  wirkliches  öffentliches  Interesse  eine  Berechtigung. 
Liegt  dieses  ?or,  so  kommen  sie  unter  den  Begriff  der  Enteignung.  —  Auch  das 
Moratorium  fallt  darunter,  eiuerlei  ob  später  Verzugszinsen  gezahlt  werden  oder  nicht. 
—  Wenn  man  beim  Staate  den  Fiscus  als  juristische  Person  trennt  von  der  Be- 
völkerung, deren  unvermeidliche  Nothlage  eine  Verkürzung  oder  Streichung  der  Staats- 
schuldzinson  zu  einem  öffentlichen  Interesse  machen  kann,  so  würde  auch  der  Fall 
des  Staatsbankerotts  hierher  zählen. 

2.  Sodann  zerfallen  die  Enteignungen  in  solche  mit  oder 
ohne  Entschädigung.  Die  ersteren  können  mit  Stein  Ent- 
währungen  genannt  werden,    (ö.  §.  245,  246.) 
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§.243  [383].  —  C.  Umfang  der  Zwangsabtretung.  Auch 
die  Zwangsabtretung  in  dem  obigen  Sinne  hat  in  der  Doctrin 
und  Gesetzgebung  nicht  immer  denselben  Umfang.  Namentlich 
wird  sie  vielfach  principiell  auf  Grundeigentbum  beschränkt,  während 
sie  mitunter  wenigstens  auf  alles  Sacheigenthuro,  also  auch  auf 
Mobilien,  und  auf  andere  dingliche  Rechte  ausgedehnt  wird.  Es 
genügt  hier,  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  die  Zwangsabtretung 
von  Grundeigentbum  für  das  volkswirthschaftliche  und  gesellschaft- 
liche Bedttrfniss  ausreicht. 

Die  frauzOsische,  baiorische,  schweizerische,  preussische  Ezpropriationsgesets- 
gebnng  kennt  nur  eine  Zwangsabtretung  von  Grnndeigenthuin.  DafUr  auch  BOsler 
I,  §.  195,  Anmerkang  5  und  Bohland  a.  a.  0.,  S.  15  ff.  Andere  die  meisten 
Autoren,  wie  G.Meyer,  S.  263;  Thiel,  auch  die  Ginlisten  (siehe  Bohland,  S.  15 
Anmerkung  1).  Grttnhut  (a.  a.  0.,  S.  257)  dehnt  die  Enteignung  principieU  zwar 
auf  bewegliche  Sachen  mit  aus,  meint  aber,  das  Enteignungsrecht  sei  hier  praktisch 
80  wenig  wichtig,  dass  sich  die  organische  Gesetzgebung  mit  Recht  darauf  beschränkt 
habe,  nur  die  Formen  und  Bedingungen  der  Enteignung  bei  Immobilien  zu  regeln. 

Thatsächlich  ist  die  Beschränkung  der  Enteignung  auf 
Grundeigentbum  meistens  zu  bejahen,  grundsätzlich  die 
Frage  betrachtet  ist  sie  zu  ve meinen. 

1.  Die  thatsächlich  gewöhnlich  unbedenkliche  Beschränkung 
der  Zwangsabtretung  auf  Grundeigentbum  erklärt  sich  aus  einem 
Umstände  y  welcher  auf  die  ökonomische  Seite  dieser  Abtretung 
und  der  ganzen  Enteignung  besonderes  Licht  wirft. 

In  allen  Fällen  von  Enteignung  und  speciell  von  Zwangs- 
abtretung sollen  individuell  bestimmte  Rechte  aufgehoben, 
bez.  abgetreten  werden,  d.  h.  Rechte  in  Bezug  auf  bestimmte 
individuelle  Eigenthumsobjecte,  auf  die  und  die  (im  concreten 
Fall  wenigstens  nicbt-fungibleu)  Sachgtlter,  die  da  und  da  gelegenen, 
die  so  und  so  beschaffenen  Grundstücke,  weil  gerade  sie  im  öffent- 
lichen Interesse  dem  Eigenthümer  entzogen  und  einem  anderen 
Zweck  zugeführt  werden  sollen;  oder,  bei  der  Enteignung  im 
weiteren  Sinne,  Rechte,  welche  zwischen  einem  individuell 
bestimmten  Berechtigten  und  Verpflichteten  oder  einer  ganzen 
Kategorie  von  individuell  bestimmten  Personen  dieser  Art 
bestehen. 

So  verhält  es  sich  nicht  nur  in  den  Fällen  der  Leibeigenschaftsaufhebung, 
Grund entlastnng  u.  s.  w.,  sondern  selbst  in  den  Fällen  der  Aufhebung  von  Monopolen, 
Privilegien,  Bannrechten  u.  dgl.  m.,  wo  wohl  individuell  bestimmte  fierechtigte,  nicht 
aber  eben  solche  Verpflichtete  vorhanden  zu  sein  scheinen.  Diese  letzteren  werden 
indessen  durch  den  leicht  nachweisbaren  Volkstheil  gebildet,  welcher  nach  der  Sach- 
lage seine  BedUrfnissbefriedigung  durch  Yermittelung  des  Berechtigten  zu  erreichen 
genOthigt  ist. 
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Bei  der  ZwaogsabtretoDg  insbesondere  wird  nnn  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  nnr  die  Nothwendigkeit  Toiüegen,  individaell 
bestimmte  Grnndsttteke  (natfirlich  mit  den  in,  an  und  anf  ihnen 
untrennbar  fixirten  Kapitalien ,  wie  vor  allem  den  Hansem),  dem 
Eigenthflmer  zu  entziehen:  ans  dem  einfachen  ßmnde,  weil  das 
Moment  der  örtlichen  Lage  hier  gewöhnlich  Alles  entscheidet 
Das  GmndstQck  ist  deswegen  nicht  ersetzbar,  nicht 
fungibel. 

Das  bestimmte  Grundstock  wird  hier  in  den  drei  pnktifcli  wichtigsten  FlQen« 
beim  Berg-,  Wegebau  und  beim  städtischen  H&aserbaii,  soznsigen  gar  nicht 
seiner  selbst  wegen,  z.  B.  wegen  seiner  stofflichen  Eigenschaften  (anch  beim  Berg- 
bau nicht  immer),  sondern  nnr  seiner  indifidoellen  örtlichen  Lage  wegen 
bedurft  Daraus  erklärt  sich  auch  die  Schwierigkeit  einer  gütlichen  Vereinbarung 
mit  dem  Eigenthümer  über  die  freiwillige  Abtretung,  und  daraus  folgt  das  BedQrfiiis% 
zur  Erreichung  des  vom  öffentlichen  Wohl  geforderten  Zwecks  den  Willen  des  Eigen- 
thOmers   brechen  oder  seine  übermässigen  Preisforderungen  herabmindern  zu  kOnnen. 

Bei  beweglichen  Gütern  ist  der  Sachverhalt  regelmässig 
anders:  hier  kommt  es  gewöhnlich  nicht  auf  dies  and  dies  indi- 
viduell bestimmte  Stück  an.    Diese  Güter  sind  vertretbar. 

Daher  kommt  leichter  eine  Vereinbarung  (Kauf)  im  BedarMalle  zu  Stande  und 
zu  einigennaassen  angemessenen  Bedingongen.  Gelingt  die  Vereinbarung  nicht,  so 
kann  das  Gut  meistens  leicht  neu  producirt  oder  Ton  anderer  Seite  her  erlangt  werden, 
wenn  irgend  Aufschab  statthaft  ist,  wie  meistens  (nicht  immer,  siehe  unter  2).  Daher 
liegt  gewöhnlich  kein  BedUrfniss  einer  Zwangsabtretung  ron  bewegÜchen  Sachen  vor 
und  hat  es  praktisch  wenig  Bedenken,  dies  Bechtsinstitut  auf  Grundstücke  zu  be- 
schränken ^). 

2.  Dass  indessen  hier  zwischen  beweglichen  and  nnbeweg- 
lichen  Gütern  mehr  ein  thatsächlicher  als  principieller  Unterschied 
in  dem  Vcrhältniss  beider  zur  Zwangsabtretnng  vorliegt,  ergiebt 
sich  deutlich  ans  dem  sogen.  Staatsnothrecht  Unter  diesem 
pflegt  man  das  Recht  des  Staats  zu  verstehen,  in  Nothfällen  ohne 
Weiteres  die  Abtretung  von  Privatgut  für  einen  öffentlichen  Zweck 
in  dem  noth wendigen  Umfange,  daher  gewöhnlich  nur  die  Ab- 
tretung des  Gebrauchs,  zu  verlangen.')  Dies  Recht  bezieht  sich 
an  und  für  sich  auf  bewegliches  und  unbewegliches  Eigenthnm, 
hat  af)er  bei  ersterem  eine  besondere  Bedeutung.  Es  wird  meist 
als  selbständiges  Rechtsinstitut  betrachtet,  kann  aber  mit  Recht 
auch  als  eine  Abart  des  Enteignungsrechts  und  speciell  der  Zwangs- 
abtretung aufgefasst  werden.^) 

^)  Aehnlich  argomcntirt  Rohland  a.  a.  0.,  S.  16. 

«)  Stein  VII,  342  ff.;  Rösler  I,  477;  Rohland,  S.  17. 

^  Stein  a.  a.  0.  stellt  es  selbständig  neben  die  Enteignung,  definirt  es  indessen 
als  das  Recht,  die  Enteignung  im  kurzen  Wege  da  vorzunehmen,  wo  die  Ver- 
fügung über  ein  bestimmtes  Gat  durch  ein  plötzliches,  unabweisbares  und  durch  nichts 
andres  zu  befriedigendes  BedUrfniss  des  Staats  gefordert  wird. 
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Es  wird  thatsächlich  nemlich  bedorft,  wenn  die  Yertretbarkeit  des  be- 
weglichen Guts  oder  die  Eigenschaft  der  fungiblen  Sache  nach  der  concreten  Sach- 
lage fehlt,  daher  namentlich,  wenn  keine  Zeit  oder  Gelegenheit  ist,  eventnell 
auch  ein  anderes  Gat  derselben  Gattung  für  das  öffentliche  Beddrfniss  in  Anspruch 
zu  nehmen  oder  mit  dem  Eigenthümer  lange  zu  verhandeln,  die  Angelegenheit  lüso 
keinen  Aofschub  verträgt  Diese  Sachlage,  dass  das  individuoll  bestimmte  be- 
wegliche Gut  nothwendig  gebraucht  wird,  bildet  bei  solchen  Gütern  die  Ausnahme, 
bei  Grundstücken  ist  sie  die  Regel.  Daher  die  verschiedene  Stellung  beider  im 
Zwangsabtretungsrecht    (Siehe  auch  §.  244.) 

Eine  umfassendere  Anwendung  des  Enteignungsrechts  auf  be- 
wegliche Sachen  kann  aber  immerhin  darch  die  Fortentwicklung 
der  Volkswirthschaft  geboten  werden,  z.  B.  in  den  Fällen  von 
Enteignungen  aus  socialpolitischen  Gründen  (§.  239).  Gegenwärtig 
liegt  mindestens  keine  Gefahr  darin,  in  Uebereinstimmung  mit  der 
heutigen  Doctrin  die  Zwangsabtretung  im  Princip  mit  auf  beweg- 
liche Sachen  für  anwendbar  zu  erklären.  Sie  wird  vorläufig  keine 
grosse  practische  Bedeutung  gewinnen,  jedoch  einen  allgemein 
richtigen  Rechtssatz  im  positiven  Recht  zur  Anerkennung  bringen, 
der  rein  privatrechtlichen  Auffassung  des  Privateigenthums  entgegen 
wirken  und  hie  und  da  auch  Schädigungen  des  öffentlichen  Inter- 
esses durch  egoistische  Privatinteressenten  erschweren. 

IL  —  §.  244  [384].  Enteignung  und  Besteuerung. 
Zwischen  der  Besteuerung  und  der  Zwangsenteignung  über- 
haupt und  der  Zwangsabtretung  mit  dem  Staatsnothrecht  speciell 
besteht  der  wesentliche  Unterschied  darin,  dass  letztere,  die  Ent- 
eignung in  allen  ihren  Formen,  dem  Eigenthümer  oder  Berechtigten 
individuell  bestimmte  Güter,  concrete  Gebrauchswerthe, 
die  Besteuerung  dagegen  in  der  Regel  dem  Besteuerten  zu  seiner 
rechtlichen  Verfügung  stehende  vertretbare  Güter,  Tau  sc  h- 
werthe,  zwangsweise  entzieht. 

In  der  Regel:  denn  es  giebt  FäUe,  welche  die  Merkmale  der  Besteuerung 
und  der  Zwangsenteignung  in  sich  vereinigen,  —  was  zum  .Verst&ndniss  beider 
zu  beachten  ist  Bei  der  Geld  Steuer  trifft  jener  Unterschied  principiell  und  factisch 
genau  zu.  Bei  den  gewöhnlichen  Naturalsteuern,  z.  B.  älteren  Grundabgaben 
der  Landwirthe,  principiell  wohl,  factisch  nicht  immer.  Denn  diese  Steuern  können 
und  werden  häufig  nur  aus  den  bestimmten  ProdnctenForräthen  des  besteuerten 
Landwirths  entrichtet.  Bei  gewissen  Naturalsteuern,  wie  sie  z.  B.  in  Kriegszeiten 
auch  schon  unter  dem  andern  Namen  „Naturalleistungen'*  vorkommen,  aber  noch 
als  Steuern  gelten  können,  trifit  das  eben  Gesagte  noch  in  höherem  Maasse  zu.  In 
einzelnen  besonderen  Fällen,  so  bei  zwangsweise  geforderter,  stcuerartiger  Ab- 
lieferung von  Silbergeschirr  u.  dgl.,  bei  dem  Gestellungszwang  fUr  Militair- 
pferde  in  Eriegszeiten,  wo  die  Besitzer  ihre  eigenen  Pferde  abliefern  müssen, 
finden  sich  alle  Merkmale  der  Zwangsabtretung,  die  sich  also  hier  nach  positivem 
Bechte  auf  bewegliche  Güter,  allerdings  in  Folge  besonderer  Gesetze,  mit  ausdehnt. 

Vgl.  z.  B.  das  deutsche  Beichsgesetz  über  die  Kricgsleistungen  vom  13.  Juni 
1873  und  darüber  sowie  über  die  ganze  damit  in  Verbindung  stehende  legislative 
Materie  meinen  Aufsatz  Reichstinanzen  in  v.  HoltzendorfTs  Jahrbuch  des  Deutschen 
Reichs,  III,  S.  80,  220^226.    Auch  für  die  Besitzer  von  Schiffen,  für  die  Eisenbahn- 
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rerw&ltQngen  bestohen  hier  Vorschriften  (§.  23,  24,  28  des  Gesetzes),  welche  in 
das  EnteignuDgsrecht  gehören.  —  Weiteres  abc^  Enteignung  und  Besteuerung  bei 
Neu  mann  a.  a.  0. 

III.  —  §.  245  [385].  Die  EntschädigUDgsfrage  bei  der 
Enteignung.  Im  Vorausgehenden  ist  ein  Punct  nur  gelegentlich 
berührt  worden,  welcher  in  der  Doctrin  und  Gesetzgebung  Ober 
Enteignung  und  speciell  Zwangsabtretung  regelmässig  am  Ein- 
gehendsten behandelt,  selbst  unbedingt  zum  Begriff  der  Enteignung 
gezogen  wird:  die  Entschädigung  des  Enteigneten.  Dieser 
Punct  hat  für  die  Volkswirthschaftslehre  nur  eine  secundäre  Be- 
deutung, er  ist  mehr  privatwirthschaftlicber  Natur.  Denn  für  unsere 
Discipliu  handelt  es  sich  um  die  Sicherung  der  Bedingungen  der 
Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft  und  des  davon  abhängigen 
Volkslebens.  Diese  Sicherung  erheischt  unter  Umständen  das 
Recht  der  Zwangsenteignung,  damit  in  der  Vertheilung  der  con- 
ereten  Kapitalien  und  Grundstücke  diejenige  Veränderung  im  Noth- 
falle  zwangsweise  herbeigeführt  werden  kann,  welche  jene  Ent- 
wicklung verlangt  (§.  228,  234).  Wie  diese  Enteignungen  in  die 
wirthschaftliche  Lage  des  Enteigneten,  also  in  dessen  Privatwirth- 
schaft,  einschneiden,  interessirt  die  Volkswirthschaft  nur  mittelbar, 
nemlich  nur  insofern,  als  auch  von  ihrem  Standpuncte  aus  die 
Wahrung  der  Gerechtigkeit  und  die  Berücksichtigung  der  Billig- 
keit in  jedem  einzelnen  Fall  ein  Gesammtioteresse  ist,  weil  die 
Production  und  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  durch  jedes 
ungerechte  und  unbillige  Vorgehen  leiden  können  und  gewöhnlich 
leiden  werden. 

Die  nähere  Erörterung  der  Entschädigungsfrage  bei  der  Ent- 
eignung ist  daher  hier  nicht  die  Aufgabe.  Sie  muss  ohnehin  mehr 
nach  den  einzelnen  Fällen  specialisiren. 

Insoforno  ist  zum  Theil  auf  die  späteren  Bände  des  Lehrbuchs  zu  verweisen. 
Hier  genügt  folgende  kurze  Entscheidung  der  Frage.  Für  die  principielle  rechts- 
philosophische Seite  der  Frage  siehe  besonders  Lassalle,  System  der  erworbenen 
liechte  I,  224  Ü'.  Er  hat  im  Ganzen  m.  £.  diese  Frage  richtig  entschieden,  berück- 
sichtigt nur  neben  dem  Hechtsmoment  das  Billigkeitsmoment  gar  nicht,  welches 
auch  im  Gesammtinteresse  bei  der  Aufhebung  von  Hechten,  welche  dem 
jetzigen  Huchtbbewusstsein  widersprechen,  zu  beachten  ist.  (Siehe  unten  §.246.)  — 
Ueber  die  Entschädigung  bei  der  Zwangsabtretung  Stein  Yll,  336  ff.;  Hösler  I, 
§.  198;  Meyer  a.  a.  0.,  §.  11,  S.  271  ii.;  besonders  eingehend  von  Hohland  a.  a.  0., 
S.  52  IT. ;  Grünhut  a.  a.  0.,  S.  260  ff.  Hier  überall  weitere  Litteratur  und  Details 
aus  den  Gesetzen.  —  Ueber  die  einzelnen  Fälle  der  Enteignungen,  welche  in  der 
Aufhebung  von  Hechten  bestehen,  Grundentlastung  u.  s.  w.,  siehe  die  Agrar-  und 
Gcwcrbepolitik  (Buchenberger  I,  §.  24 — 27).    (Vgl.  auch  oben  §.42). 

Grundsätzlich  sind  die  Hauptarten  der  Enteignung  in  Bezug 
auf  die  Enschädigungsfrage  zu  trennen. 
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A.  Bei  der  Zwangsabtretang  ist  ein  Rechtsanspruch  auf 
volle  Entschädigung  anzuerkennen. 

Der  Grund  liegt  darin,  dass  hier  überhaupt  von  einem  Gonfliet 
einer  ganzen  Art  von  Rechten  (von  Eigenthum)  mit  dem  öffent- 
lichen Interesse  nicht  die  Rede  ist,  diese  Rechts- Gattung  also  nicht 
aufgehoben  (abolirt)  werden  soll.  Vielmehr  liegt  nur  im  einzelnen 
Fall  ein  Conflict  zwischen  dem  öffentlichen  Interesse  und  der 
Ausübung  des  Rechts  Seitens  des  Berechtigten  in  seinem  Inter- 
esse —  in  Bezug  auf  die  Absicht  des  letzteren,  sein  Recht  nicht 
oder  nur  unter  von  ihm  gestellten,  für  das  öffentliche  Interesse 
ungünstigen  Bedingungen  abtreten  zu  wollen  —  vor.  Dieser  Con- 
flict ergiebt  sich  auch  nur  zufällig,  weil  gerade  dieses  individuelle 
Recht  (Eigenthumsobject)  im  öffentlichen  Interesse  entzogen  werden 
muss,  z.  B.  wegen  der  Lage  des  Grundstücks  gerade  hier,  wo  die 
Eisenbahn  geführt  werden  soll.  Dem  Berechtigten  wird  also  im 
öffentlichen  Interesse  ein  Opfer  zagemuthet,  welches  andere,  dasselbe 
Recht  besitzende  Personen  (z.  B.  andere  Grundeigenthümer)  nicht 
trifft,  während  —  vorauesetzungs weise  —  die  Gesammtheit  des 
Volks  den  Vortheil  dieses  Opfers  des  Einzelnen  geniesst.  Es  ist 
daher  nicht  nur  billig,  sondern  gerecht,  dass  der  Berechtigte  tlUr 
jenes  Opfer  voll  entschädigt  und  ihm  ein  (klagbarer,  privatrecht- 
licher) Eechtsanspruch  auf  diese  Entschädigung  gewährt  werde. 

DaraDs  erklärt  es  sich,  dass  die  Aotoren  für  die  Zwangsabtretung,  mit 
welcher  sie  meistens  die  Entoignung  identificireD,  das  Moment  der  Gewährang  (voller) 
Entschädigung  in  die  Begriffsbcstimmong  aufnehmen.  —  Nahe  liegt  auch  hier  der 
Vergleich  mit  der  Besteuerung:  die  Besteuerung  soll  gleichmässig  sein,  weU 
sie  das  Mittel  fUr  die  Durchfahrung  öfi'entlicher  Zwecke  ist.  Die  Last  der  Zwangs- 
abtretung  muss  aus  demselben  Grunde  gleichmässig  vertheilt,  deshalb  dem  Expropriaten 
Entschädigung  gewährt  werden.  —  Doctrin  und  Gesetzgebung  differiren  darüber,  wem 
die  Entschädigung  obliegt,  ob  dem  Unternehmer  des  Werks,  für  das  ezpropriin  wird, 
als  solchem,  oder  ob  stets  dem  Staate,  der  sich  dann  eventueU  an  diesen  Unternehmer 
zu  halten  hat:  practisch  ein  untergeordneter  Panct.  Vgl.  darüber  Rohland,  S.  52: 
preussisches  Gesetz  von  1874,  §.  7.  —  Die  Entschädigung  wird  regelmässig  in  Geld 
gewährt.  Wie  in  dem  Falle  der  Zwangsabtretung  ist  im  Allgemeinen  auch  in  dem 
Falle  oben  in  §.  242  unter  1,  h,  ß  zu  entscheiden. 

Die  Höhe  der  Entschädigung  kann  —  auch  nach  dem 
geltenden  Rechte  — -  nach  erfolgtem  Ausspruch  der  Zwangsab- 
tretung,  durch  freie  Vereinbarung  zwischen  dem  Expropriaten 
und  dem  Exproprianten ,  bez.  dem  Staate  festgestellt  werden. 
Gelingt  sie  nicht,  so  bat  der  Enteignete  einen  Rechtsanspruch  auf 
den  vollen  Verkehrswerth  des  enteigneten  Objects.  Dieser 
Werth  ist  eventuell  gerichtlich  festzustellen ,  nach  der  Natur  der 
Objecte  (Immobilien  verschiedener  Art,  städtische,  ländliche  Grund- 
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stück e^  Mobilien)  auf  verschiedene  Weise;  im  Allgemeinen  ao,  dass 
der  Enteignete  auch  für  diejenigen  ökonomischen  Nachtheile  ent- 
schädigt wird,  welche  dnrch  die  Herausnahme  des  Objects  aus  dem 
Wirthschaftsganzen ,  z.  B.  im  Betriebe  des  Landguts,  entstehen, 
nicht  aber  für  sogenanntes  lucrum  cessans  und  vollends  nicht  für 
denjenigen  Conjuneturenwerth,  welcher  dem  Object  gerade  durch 
die  Anlage  des  Unternehmens  etwa  zuwachsen  würde,  für  welches 
expropriirt  wird,  z.  B*  bei  Strassen-,  Eisenbabnanlagen. 

Die  Ansichten  im  Pancte  des  locrum  cessans  sind  getheilt.  Für  Einrechnang 
z.  B.  Rösler,  S.  471,  Meyer,  Expropriation,  S.  272  (hier  Weiteres),  dagegen 
B.  V.  Mohl,  Polizeiwisseuschaft  I,  40,  Anmerkung  7;  Bösler  macht  selbst  gleich 
eine  wesentliche  Einschränkung.  —  Ob  eine  Gegenrechnung  dem  Ezpropriaten  ge- 
macht werden  dUrfe,  fUr  denjenigen  Wcrth,  welcher  in  Folge  der  Verwendung  des 
enteigneten  Objects  (Grundstück)  zu  dem  neuen  Zweck  etwa  dem  restirenden  Object- 
theil  (Grundstuck ,  Haus) ,  wie  häufig  bei  Enteignungen  für  Verkehrswege ,  zuwachsen 
kann ,  ist  in  der  Theorie  noch  strittig  und  in  der  Gesetzgebung  verschieden  ent- 
schieden worden;  das  französische  Gesetz  Fon  1841  und  die  dortige  Praxis  lassen 
Gompensation  eintreten.  (Siehe  GrUnhut  a.a.O.  S.  262).  Die  deutschen  Gesetze  im 
Allgemeinen  nicht. 

§.  246  [386].  —  B.  Bei  der  zweiten  Hauptart  der  Ent- 
eignungen, insbesondere  bei  denjenigen,  wo  eine  grundsätzliche 
Aufhebung  einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  erfolgt  (§.  242, 
unter  1,  b,  a),  niuss  unterschieden  werden,  ob  der  Erwerbstitel  des 
Rechts  (Eigenthums)  für  den  Berechtigten  ein  oneroser  war  oder 
nicht.  Im  ersten  Fall  ist  ein  Rechtsanspruch  auf  Entschädigung 
im  Princip  zu  gewähren,  im  zweiten  Falle  nicht.  Wohl  aber  kann 
und  wird  es  häufig  auch  hier  der  Billigkeit  und  der  Politik  ent- 
sprechen, eine  Entschädigung  zu  geben.  Die  Entschädigung  muss 
im  ersten  Falle  die  volle  sein,  soweit  eine  Substantiirung  des  Ver- 
lusts  möglich  ist.  Im  Ganzen  ist  dabei  ähnlich  wie  bei  der  Zwangs- 
abtretung zu  verfahren.  Ob  uud  in  welcher  Höhe  im  andern  Falle 
wirklich  entschädigt  werden  soll,  lässt  sich  nicht  generell  be- 
stimmen, sondern  hängt  von  der  Art  der  einzelnen  Fälle  ab,  wofür 
daher  auf  die  Behandlung  derselben  in  den  anderen  Theilen  dieses 
Werks  zu  verweisen  ist.  Da  sich  häufig  die  Erwerbsart  solcher 
aufgehobener  Rechte  einzeln  nicht  genau  und  sicher  nachweisen 
lässt,  so  pflegt  itbrigens  auch  allgemeiner  selbst  da,  wo  principiell 
ein  Rechts-,  nicht  nur  ein  Billigkeitsanspruch  auf  Entschädigung 
anzuerkennen  ist,  die  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  durch  das 
Gesetz  geregelt  zu  werden. 

Es  gehören  hierhin  auch  Fälle,  wie  die  Aufbebung  alter  Grundsteuerbefreiungen. 
Vgl.  z.  ß.  für  Prcussen  das  Gesetz  vom  21.  Mai  ISGl,  Maschor,  Grundsteuer- 
rcgelung  in  Prcussen,  Potsdam  1S02,  S.  132  IL  Die  Gesetzgebung  hat  hier  höhere  Ent- 
schädigung (20  fache)  bei  onerosom  Erwerbstitcl,  Specialpri?ilcg  oder  prlTatrechtlichem 


